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Vorwort

Der Jahresband 2018 der Reutlinger Geschichtsbl�tter steht ganz im
Zeichen des großen demokratiegeschichtlichen Aufbruchs, der sich mit
dem Ende des Ersten Weltkriegs und dem Sturz der Monarchie in Deutsch-
land vor 100 Jahren verbindet. Anders als das vier Jahre w�hrende Front-
geschehen hatten „Novemberrevolution“ und der Beginn der Weimarer
Jahre ihren Schauplatz ganz konkret in den St�dten. Hier mussten, nach der
Durchsetzung einer parlamentarischen Regierungsform im Reich und im
Land, politische und gesellschaftliche Spielregeln angewandt und erprobt
werden, hier spielte sich zu einem nicht geringen Teil das Ringen um die
neue Ordnung ab.

Reutlingen erlebte die Novemberrevolution scheinbar „ohne eigentliche
Stçrung der çffentlichen Ordnung“, wie Lukas Kuhn seinen n�heren Blick
auf diese Tage in der Stadt betitelt. Und doch ist gerade in Reutlingen sehr gut
zu beobachten, wie sich die Verantwortlichen und die Stadtgesellschaft ins-
gesamt auf die neuen demokratischen Spielregeln einließen und – bei allen
widerstreitenden Interessen und trotz vielf�ltiger akuter Notlagen – die Chan-
cen der ersten wirklichen Demokratie auf deutschem Boden auf vielen
Feldern – Sozialf�rsorge, Wohnungsbau, Partizipation – ergriffen.

Dankenswerterweise hat sich 2017 eine Gruppe von T�binger Studenten
am Seminar f�r Neuere Geschichte unter der Anleitung Professor Ewald Fries
auf demokratiegeschichtliche Spurensuche in Reutlingen gemacht. In diesem
Band werden die Ertr�ge dieses Seminars zu den ersten Wahlen, zu Aus-
formungen eines neuen demokratischen Bewusstseins, aber auch zu Konflikt-
potenzialen in den Milieus von Arbeitern und Kirche zusammengetragen,
erg�nzt durch den Essay Ewald Fries �ber die Stadt als „Institution, Arena,
Verdichtungsraum, Baustelle“ in Weimarer Zeit.

Zu diesen studentischen Beitr�gen gesellt sich die Studie Bernhard Madels
zur Reutlinger Straßenbahn als Beispiel f�r die beachtliche Entwicklung
kommunaler Infrastruktur in diesen Jahren, außerdem eine nachgerade
atemberaubende Episode aus der Feder von Silke Knappenberger-Jans, die
im Berliner Bundesarchiv auf umfangreiche Akten eines Hochverratsprozes-
ses gegen Reutlinger Kommunisten im Jahr 1925 gestoßen ist. Schließlich
werfen Lebensbilder des liberalen Politikers und Reutlinger Ehrenb�rgers
Friedrich Payer (Christopher Dowe) und Adolf Kommerells, Reutlingens
erstem Landrat in dieser „neu angebrochenen Zeit“ (Marco Birn), ein Licht
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auf Haltungen und Handlungsspielr�ume zwischen Kaiserreich und Demo-
kratie.

Zu dem Themenschwerpunkt Weimar f�gt sich der Abschluss der im
Vorjahresband begonnenen Arbeit Wilhelm Borths �ber das Reformations-
gedenken in Reutlingen bis ins Jahr 1924, dem Gedenkjahr des Reutlinger
Markteides, der auf eindrucksvolle Weise und selbstbewusst vor der Kulisse
dieser „neuen Zeit“ interpretiert wurde.

Außerhalb des Themas kommt das �berarbeitete Vortragsmanuskript von
Reinhard Hirth aus Bietigheim zum Abdruck, der sich ausgehend von seiner
Heimatkirche in Bissingen mit dem wenig bekannten Reutlinger Barockmaler
Johann Christoph Hermann befasst. Wie immer schließt ein Blick auf neu er-
schienene regional- und landesgeschichtliche Literatur den Band ab, dem eine
breite und interessierte Leserschaft zu w�nschen ist.

Reutlingen, im April 2019 Roland Deigendesch
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Institution, Arena, Verdichtungsraum, Baustelle.
Zur Bedeutung der St�dte in der Weimarer Republik

Ewald Frie

Die Weimarer Republik war das erste zumindest mittelfristig �berlebende
demokratische Staatswesen auf deutschem Boden. Seine Geschichte wird
h�ufig aus der Perspektive des Reiches und Berlins erz�hlt: der revolu-
tion�re �bergang am 9. November, der Spartakusaufstand und die Reichs-
tagswahlen im Januar 1919, das Ringen um den Versailler Vertrag und
die Verfassungsausarbeitung, Reichspr�sident Ebert und sein Nachfolger
Hindenburg, Ruhrbesetzung und Hyperinflation im Krisenjahr 1923, die
relative Stabilisierung und die Berliner Kulturbl�te, der Bçrsencrash 1929,
die Weltwirtschaftskrise und das Zerbrechen der letzten parlamentarisch
gest�tzten Regierung unter Hermann M�ller 1930, die immer rascher
wechselnden Pr�sidialkabinette Br�ning, von Papen und von Schleicher,
schließlich die Macht�bertragung an Hitler am 30. Januar 1933, der Fackel-
zug der SA durchs Brandenburger Tor, der Reichstagsbrand, das Erm�chti-
gungsgesetz, das Ende der Parteien und der Tod Hindenburgs. Neben der
Forschung zum Reich gibt es nat�rlich Arbeiten zu den Bundesstaaten:
Preußen als Stabilit�tsanker der Demokratie; Bayern, das sich Anfang der
1920er Jahre weit nach rechts entwickelte; das linksrepublikanische Sach-
sen; Hannover, W�rttemberg, Baden usw. Es gibt Untersuchungen zu
Personen und Personengruppen, zu Parteien und Bewegungen. Alles das
ist richtig und gut so.

Zum einhundertj�hrigen Jubil�um von Kriegsende und Revolution ent-
stehen nun eine Reihe von Ausstellungen und Texten, die das lokale Erleben
ins Zentrum stellen.1 Sie kçnnen an Darstellungen zu einzelnen St�dten und
Dçrfern ankn�pfen, die oft gepr�gt sind vom Wunsch nach lokaler Selbstver-
gewisserung in Zeiten des Wandels oder nach Aufarbeitung einer schwierigen
und streitigen Vergangenheit. Hieran mçchte der folgende Essay ankn�pfen.
Denn Geschichte wird lokal und situational erlebt. Aus der Verwebung von
lokalen und situationalen Erfahrungen entsteht einerseits der tragf�hige

1 Vgl. Ewald Frie: 100 Jahre 1918/19. Offene Zuk�nfte, in: Zeithistorische Forschungen 15
(2018), S. 98–114; Klaus Weinhauer; Anthony McElligott; Kirsten Heinsohn: Introduction.
In Search of the German Revolution, in: Germany 1916–1923. A Revolution in Context,
hrsg. von dens., Bielefeld 2015, S. 7–35.
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Boden regionaler und nationaler Geschichten.2 Andererseits m�ssen natio-
nale und regionale Ereignisse, Gesetze und Initiativen vor Ort kleingearbeitet
und in die Praxis �berf�hrt werden. F�r die Weimarer Republik kommt hin-
zu, dass die nationale Politik im sozialen und çkonomischen Bereich oft st�d-
tische Vorerfahrungen nutzte und St�dte wiederum zu Orten des Praxistests
f�r neue Gesetze und Ideen wurden. Insofern gilt gerade f�r die Weimarer
Republik, dass „Lokalgeschichte als allgemeine Geschichte“3 verstanden wer-
den kann und sollte. Kommunen waren, so soll im Folgenden gezeigt werden,
w�hrend der Weimarer Republik in mehrfacher Weise Orte, an denen sich
Demokratie ereignete und entschied: als demokratische Institutionen, als
Arenen des Konfliktaustrags, als Schaupl�tze f�r die Probleme der Zeit und
als Baustellen des neuen Staatswesens.

1. Institution

Zu Beginn der Weimarer Republik blickten die St�dte auf eine l�ngere Ge-
schichte des Zusammenwirkens mit regionalen und nationalen Ebenen
zur�ck. Unabh�ngig von ihrer vorherrschenden Funktion als Residenz-,
Verwaltungs-, Universit�ts-, Handels-, Industrie- oder Multifunktionsstadt
waren die deutschen Kommunen im Zuge der Ausbildung von Staatlichkeit
Teil eines �bergreifenden Institutionengef�ges geworden. In ihnen und durch
sie wurde im Laufe des 19. Jahrhunderts in immer st�rkerem Maße Staatlich-
keit exekutiert, ausgehandelt und erfahren. Dabei sind mit dem Ausgreifen
von Staatlichkeit die Aufgaben der St�dte allm�hlich erweitert, spezifiziert
und normiert worden. Dieser Prozess verlief weder einheitlich noch gleich-
m�ßig. Es gab Unterschiede zwischen verschiedenen Einzelstaaten, zwischen
Wirtschaftsregionen und Stadttypen. Um einen �berblick zu gewinnen, sind
dennoch verschiedene Periodisierungsvorschl�ge gemacht worden. Wolfgang
R. Krabbe hat die deutsche Stadtgeschichte des 19. und 20. Jahrhunderts in
drei Phasen unterteilt:4

1. Vorbereitung (1800–1870), „in der sich die rechtlichen, çkonomischen und
sozialen Grundlagen des modernen St�dtewesens ausbildeten“,

2 Literaturnahe Verwebungsgeschichten erz�hlen Volker Weidermann: Tr�umer. Als die Dich-
ter die Macht �bernahmen, Kçln 2017; Daniel Schçnpflug: Kometenjahre. 1918: Die Welt im
Aufbruch, Frankfurt/M. 2017.

3 Das Zitat im Titel der bahnbrechenden Studie von Hans Medick: Weben und �berleben in
Laichingen 1650–1900. Lokalgeschichte als Allgemeine Geschichte (Verçffentlichungen des
Max-Planck-Instituts f�r Geschichte, Bd. 126), Gçttingen 1996. Zum hier gew�hlten Ansatz
vgl. John Bingham: Weimar Cities. The Challenge of Urban Modernity in Germany,
1919–1933, London–New York 2014.

4 Wolfgang R. Krabbe: Die deutsche Stadt im 19. und 20. Jahrhundert. Eine Einf�hrung, Gçt-
tingen 1989, S. 177.
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2. Bl�te (1870–1920), „in der die deutsche Gesellschaft eine verst�dterte
Industriegesellschaft wurde, in der die st�dtische Selbstverwaltung ihre
hçchste politische Potenz erreichte und in der sich die heutige st�dtische
Infrastruktur entfaltete“,

3. Defensive (nach 1920), „in der das Gewicht der St�dte und ihrer kommuna-
len Selbstverwaltung gegen�ber dem wachsenden �bergewicht des Inter-
ventionsstaates wellenfçrmig sank“.

Die skeptische Bewertung der 1920er Jahre begr�ndet Krabbe mit der St�r-
kung des Zentralstaats nach der Revolution, als deren wichtigster Ausdruck
die Erzbergersche Finanzreform von 1920 gilt. Sie wird als finanzpolitische
Großtat gewertet, weil sie das Reich gegen�ber den L�ndern steuertechnisch
verselbstst�ndigte und so die politische Gestaltungskraft der Weimarer Repu-
blik in schwierigen Zeiten vergrçßert hat. Die Kommunen aber beklagten den
Verlust ihrer Steuerautonomie und die wachsende G�ngelung durch Reich
und Land. Viele von ihnen verloren w�hrend der Hyperinflation die Ertr�ge
eines reichen b�rgerschaftlichen Stiftungswesens, das weite Bereiche des
Armenwesens und der Kulturfçrderung finanziert hatte.5 Sie standen �ber-
dies unter dem Eindruck der zehnj�hrigen Dauerkrise 1914–1924, in der ihre
Gestaltungsf�higkeit angesichts allgemeiner Not und politischer wie finan-
zieller Hektik gegen�ber den politisch wie finanziell vergleichsweise ruhigen
und wirtschaftlich prosperierenden Jahren des sp�ten Kaiserreichs stark
abgenommen hatte. Von einer „Krise der Selbstverwaltung“6 wurde gespro-
chen.

In diesen Klagen schwang allerdings auch die Skepsis der st�dtischen Ver-
waltungen und ihrer Spitzenbeamten gegen�ber der Demokratisierung der
Kommunalparlamente mit. Viele blickten nostalgisch verkl�rend zur�ck auf
die aufgrund ungleicher Wahlrechte b�rgerlich-liberal und oft von Hausbesit-
zern gepr�gten Stadtverordnetenversammlungen und R�te des Kaiserreichs.
Mit diesen eher Eliten- als Volksvertretern war eine Verst�ndigung aufgrund
geteilter Werte und Interessen vergleichsweise leicht gewesen. Nun aber
brachten Sozialdemokraten, Kommunisten und mancherorts linke Zentrums-
politiker ganz neue Positionen in die st�dtische Politik ein. Eine durchgrei-
fende Demokratisierung der Beamtenschaft unterblieb hingegen. Wie in

5 Vgl. Holger Starke: Wirtschaft und Verkehr, in: Geschichte der Stadt Dresden, Bd. 3: Von der
Reichsgr�ndung bis zur Gegenwart, hrsg. von Holger Starke, Stuttgart 2006, S. 284–297, hier
S. 292; Reinhard Tietzen: Vom Weltkrieg bis zur Behauptung der Republik, in: N�rtingen
1918–1950. Weimarer Republik – Nationalsozialismus – Nachkriegszeit, hrsg. von Petra
Garski-Hoffmann u. a., N�rtingen–Frickenhausen 2011, S. 13–50, hier S. 49. Grundlegend:
Wilfried Rudloff: Die Wohlfahrtsstadt. Kommunale Ern�hrungs-, F�rsorge- und Wohnungs-
politik am Beispiel M�nchens 1910–1933, Gçttingen 1998.

6 Vgl. J�rgen Reulecke: Geschichte der Urbanisierung in Deutschland, Frankfurt/M. 1985,
S. 151.
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Reich und L�ndern wurde die Notwendigkeit der Kontinuit�t der Verwaltung
nicht in Zweifel gezogen.7 Arbeiter- und Soldatenr�te kontrollierten Ver-
waltungen, sie ersetzten sie nicht. Die allermeisten Oberb�rgermeister blieben
im Amt, beteiligten aber im Winter 1918/19 „vor wichtigen Entscheidungen
aus Gr�nden der Selbsterhaltung die lokalen Arbeiter- und Soldatenr�te am
kommunalpolitischen Willensbildungsprozeß“.8 Der altgediente und etab-
lierte Sozialdemokrat Robert Leinert, in Hannover am 13. November 1918
zum Oberb�rgermeister gew�hlt, blieb „der einzige Sozialdemokrat, der un-
mittelbar im Ergebnis der November-Revolution Oberb�rgermeister einer
preußischen Großstadt werden konnte“.9 Weil die Revolution nicht auf die
Verwaltungsapparate ausgriff, konnten diese �berhaupt nur �ber l�stige
Parlamentarier, knappes Geld und unnçtige Neuerungen klagen.

In der Sache war die Bilanz nicht so eindeutig. Zahlreiche Infrastruktur-
elemente, die großenteils noch heute im Stadtbild sichtbar sind (Theater,
Schwimmb�der, Straßen, Schienen, sozialer Wohnungsbau), wurden in den
1920er Jahren geschaffen oder entscheidend fortentwickelt. Gerade die neuen
politischen Gruppen in den st�dtischen Parlamenten wollten die moderne, so-
ziale wie rationale Stadt schaffen. Das konnte den Spielraum gestaltungs-
williger Stadtoberh�upter auch ausweiten. Nicht zuf�llig gab es Ende der
1920er Jahre eine nun wieder aus dem rechten politischen Spektrum befeuerte
çffentliche Debatte �ber die schnell wachsende st�dtische Verschuldung.
Hatten die St�dte zur Befriedigung neuer W�hlerschichten und Pressure-
Groups �ber ihre Verh�ltnisse gelebt?

Anstatt in die Klagen zahlreicher kommunaler Spitzenvertreter �ber das
abnehmende Gewicht der St�dte einzustimmen, sollte die kommunale Politik
der 1920er Jahre unter Ber�cksichtigung von Aufgabenfeldern und Zukunfts-
visionen in die Kontinuit�t des sp�ten Kaiserreichs gestellt werden. Weil in
den Verwaltungen kein Elitenaustausch stattfand, reagierten die Verwaltun-
gen zwar auf den neuen Druck der politischen Linken in den Kommunal-
parlamenten wie auf die wachsende Not im Mangel- und Inflationsjahrzehnt
1914–1924. Doch sie taten dies auf der Grundlage und in den Bahnen der Leit-
bilder und Lçsungsmodelle kommunaler Sozial-, Wirtschafts- und Kultur-
politik des sp�ten Kaiserreichs. Detlev Peukert hat die Weimarer Republik als
„Krisenzeit der klassischen Moderne“ bezeichnet und damit den Zusammen-

7 Vgl. Ulrich Herbert: Geschichte Deutschlands im 20. Jahrhundert, M�nchen 2014, S. 179–
181; Andreas Wirsching: Die Weimarer Republik. Politik und Gesellschaft, M�nchen 2000,
S. 5–8.

8 Hermann Beckstein: St�dtische Interessenpolitik. Organisation und Politik der St�dtetage in
Bayern, Preußen und im Deutschen Reich 1896–1923, D�sseldorf 1991, S. 330.

9 Klaus Mlynek: Hannover in der Weimarer Republik und unter dem Nationalsozialismus
1918–1945, in: Geschichte der Stadt Hannover, Bd. 2: Vom Beginn des 19. Jahrhunderts bis in
die Gegenwart, hrsg. von Klaus Mlynek; Waldemar R. Rçhrbein, Hannover 1994, S. 405–
577, hier S. 419.
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hang des halben Jahrhunderts 1880–1930 betont.10 Auf der Ebene der Institu-
tionen und der in ihnen gespeicherten Strukturen, Sinnhorizonte und Hand-
lungsmçglichkeiten erscheint dieser Vorschlag angesichts der Kontinuit�ten
�ber die Revolution 1918/19 hinweg und angesichts des Ausbaus von Infra-
struktur und Wohnungswesen nach wie vor plausibel. Insofern kann auch die
Weimarer Zeit noch zur Bl�tezeit der Stadtgeschichte im Sinne Krabbes
gerechnet werden. Erst Weltwirtschaftskrise und die Macht�bertragung an
die Nationalsozialisten �nderten hier Grunds�tzliches.

2. Arena

St�dte sind Orte der Begegnung, des Beobachtens, des Agierens, der Inter-
aktion und der Aushandlung. Hierf�r stellt die Stadt Arenen11 bereit: das
st�dtische Parlament mit seinen Aussch�ssen, aber auch die çffentlichen Stra-
ßen und Pl�tze, die Wirtsh�user und Vereinslokale. Im çffentlichen Raum der
St�dte hatte die Revolution 1918/19 ihren Ort. Bilder von Demonstrationen
mit roten Fahnen und Reden auf (Markt-)Pl�tzen und von Rathausbalkonen
fehlen in keiner Dokumentation der Revolution. Die Revolution begann nicht
in der Hauptstadt und endete auch nicht dort. Sie begann Ende Oktober als
Revolte der Kieler Matrosen gegen das milit�risch sinnlose Auslaufen der
Hochseeflotte. Seit dem 3. November pflanzte sich der Aufruhr von Stadt zu
Stadt fort. Am 9. November erreichte die Bewegung Berlin.12

Jede Stadt hat daher ihre eigene Revolutionsgeschichte.13 In Dresden nahm
die Stadtverordnetenversammlung am 8. November mehrere Sozialdemokra-
ten in den Verfassungsausschuss auf, wohl um der anlaufenden revolution�ren
Bewegung die Spitze zu nehmen. Dennoch gab es am gleichen Abend eine
Soldatendemonstration, wurden Festungsgef�ngnis und Kasernen geçffnet,
ein provisorischer Arbeiter- und Soldatenrat gebildet. Am 9.11. entstanden

10 Detlev J. K. Peukert: Die Weimarer Republik. Krisenjahre der Klassischen Moderne, Frank-
furt/M. 1987. Den Zusammenhang �ber den Ersten Weltkrieg hinweg betont auch Friedrich
Lenger: Zur Einf�hrung, in: Kollektive Gewalt in der Stadt. Europa 1890–1939, hrsg. von
Friedrich Lenger, M�nchen 2013, S. IX–XV.

11 Zum Begriff: Karsten Holste; Dietlind H�chtker; Michael G. M�ller: Aufsteigen und Oben-
bleiben in europ�ischen Gesellschaften des 19. Jahrhunderts. Akteure – Arenen – Aushand-
lungsprozesse, in dem von dens. hrsg. gleichlautenden Band, Berlin 2009, S. 9–19.

12 Vgl. Volker Stalmann: Die Wiederentdeckung der Revolution von 1918/19. Forschungsstand
und Forschungsperspektiven, in: Zeitschrift f�r Geschichtswissenschaft 64 (2016), S. 521–
541.

13 Vgl. Nils Freytag: Steckengeblieben – vernachl�ssigt – vergessen. Neuerscheinungen zur Re-
volution 1918/19, in: Sehepunkte 13 (2013) Nr. 3 [http://www.sehepunkte.de/2013/03/21
766.html] [15. 03. 2013]; Peter Keller: Ruhe und Ordnung in Ostfriesland? Ein Beitrag zur
Geschichte des ‚Anti-Chaos-Reflexes� nach dem Ersten Weltkrieg, in: Ostfriesland im Ers-
ten Weltkrieg, hrsg. von Michael Hermann; Paul Weßels, Aurich 2014, S. 335–350.
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zwei neue Arbeiter- und Soldatenr�te, einer mehrheitssozialdemokratisch
und einer von der USPD und dem Internationalen Bund der Kommunisten
gef�hrt. Die R�te vereinigten sich am 10.11., am 16.11. zog sich die radikale
Linke wieder zur�ck. Am 23.11. bildete sich ein Dresdner B�rgerrat, der zur
Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung und zur Schaffung einer Natio-
nalversammlung mit dem Arbeiter- und Soldatenrat zusammenarbeiten
wollte. Der Arbeiter- und Soldatenrat selbst wurde am 24.11. neu gew�hlt:
47 Mitglieder bekannten sich zur Mehrheitssozialdemokratie, 3 zur USPD.
Zwischendurch hatte der s�chsische Kçnig erkl�rt, auf den Thron verzichten
zu wollen. Besonderes Interesse fand das nicht. Keine Hand r�hrte sich, die
alte Ordnung zu verteidigen. Die Revolution konnte daher bis Ende Novem-
ber weitgehend gewaltlos bleiben.14

In Mannheim konstituierte sich am 9. November ein Arbeiter- und Sol-
datenrat, ergriff die Vollzugsgewalt und besetzte die çffentlichen Geb�ude
und den Hauptbahnhof. Oberb�rgermeister Kutzer rief einen Wohlfahrts-
ausschuss ins Leben, um die Bewegung zu kanalisieren. Obwohl dieser Aus-
schuss bei Mehrheitssozialdemokraten durchaus Interesse fand, konnte er sich
gegen den seit dem 10. November aus MSPD- und USPD-Mitgliedern parit�-
tisch zusammengesetzten Arbeiter- und Soldatenrat nicht durchsetzen und
schlief ein. Doch das musste Kutzer nicht gr�men. Der Rat „begn�gte sich mit
der allgemeinen Kontrolle der behçrdlichen Maßnahmen und nahm im Lauf
des November Angestellten- und Beamtenvertreter auf.“15 Gegenseitiges
Vertrauen von Verwaltung und SPD, gest�tzt auf die Erfahrung langj�hriger
Zusammenarbeit, scheint f�r eine Art verwaltungskompatible Revolution
gesorgt zu haben.

Hunderte solcher Revolutionsgeschichten haben stattgefunden zwischen
Kiel und M�nchen, zwischen Aachen und Kçnigsberg. �hnlichkeiten zeich-
nen sich ab: R�te waren die Organisationsform der Revolution. Sie handelten
ebenso spontan wie zielgerichtet: sie �bernahmen die Kontrolle, besetzten
çffentliche Pl�tze und Kasernen, suchten Anschluss an die Arbeiterparteien.
Nach den gewaltsamen Auseinandersetzungen in Kiel Ende Oktober stießen
die Revolution�re in den anderen St�dten nicht auf Widerstand. Das Kaiser-
reich implodierte. Die R�te �bernahmen daher sofort Verantwortung, und
vor dem Hintergrund einerseits der nach Deutschland zur�ckkehrenden
Truppen und andererseits der beunruhigenden Nachrichten aus dem revolu-

14 Mike Schmeitzner: Dresden in der Novemberrevolution, in: Geschichte der Stadt Dresden,
Bd. 3: Von der Reichsgr�ndung bis zur Gegenwart, hrsg. von Holger Starke, Stuttgart 2006,
S. 252–259. Ein �berblick zu Sachsen insgesamt, der den „erstaunlich ruhig[en] und friedli-
ch[en]“ Verlauf der Revolution notiert, bei Claus-Christian W. Szejnmann: Vom Traum zum
Alptraum. Sachsen in der Weimarer Republik, Leipzig 2000, S. 14–21, das Zitat S. 20.

15 Christoph Popp: 1918–1933 Die Weimarer Republik, in: Geschichte der Stadt Mannheim,
Bd. III: 1914–2007, hrsg. von Ulrich Nieß; Michael Caroli, Heidelberg u. a. 2009, S. 50–223,
hier S. 54.
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tion�ren Russland taten sie das mit dem doppelten Ziel, die soziale und demo-
kratische Republik zu befçrdern, ohne Ruhe und Ordnung zu gef�hrden. Die
alten Gewalten schienen ja bereits besiegt. Und die radikale Linke hatte in der
R�tebewegung keine Chance. Russland war f�r die Allermeisten Schreckbild,
nicht Vorbild. Die R�te verstanden sich „als �bergangsorgane f�r die Zeit des
Machtvakuums, weniger als Klassenorgane der Arbeiterschaft; sie stimmten
in �bergroßer Zahl f�r die baldige Einberufung einer Nationalversammlung,
um ihr die Macht, die sie treuh�nderisch �bernommen hatten, r�ck�bertragen
zu kçnnen.“16

Umgekehrt bildeten an vielen Orten die B�rger und Bauern ihrerseits R�te,
um mit den Arbeiter- und Soldatenr�ten ins Gesch�ft zu kommen. Sie
konnten dabei an st�ndische, Genossenschafts-, Vereins- und Parteiideale an-
kn�pfen. In Freiburg nahm der Arbeiter- und Soldatenrat am 14.11. je einen
Vertreter der christlichen Gewerkschaften, des demokratischen B�rgertums
und der an der Universit�t lehrenden Nationalçkonomen auf und benannte
sich in „Volksrat“ um.17 In Erfurt hingegen lehnte der am 20.11. gebildete
B�rgerrat Mitte Dezember die Zusammenarbeit mit dem Arbeiter- und Sol-
datenrat ab, nachdem ihm nur drei von 72 Sitzen im Rat angeboten worden
waren.18 Auch in Greifswald kam eine Zusammenarbeit zwischen dem Arbei-
ter- und Soldatenrat und den Ende November, Anfang Dezember gebildeten
R�ten der Beamten, Kaufleute, Handwerker, Angestellten und Bauern nicht
zustande. Die b�rgerlichen R�te schlossen sich Ende Dezember zu einem
B�rgerrat zusammen. Am Neujahrstag gab es eine vom Arbeiter- und Sol-
datenrat organisierte Demonstration gegen den B�rgerrat.19 Doch das war
nicht mehr so wichtig, weil nun die Entwicklung hin zur Nationalversamm-
lung Fahrt aufnahm.

Ungl�cklicherweise hat die mehrheitssozialdemokratische F�hrung in
Berlin um Friedrich Ebert die Macht der R�te nicht zur Stabilisierung ihrer
Macht genutzt. Geplagt von der Furcht vor einem zweiten Russland, wo die
bolschewistische Revolution gerade in Hunger und Gewalt unterzugehen
drohte, gepr�gt von jahrzehntelangen K�mpfen um allm�hliche Mitbestim-
mung der Arbeiterschaft in einem sich allm�hlich demokratisierenden Land,

16 Gunther Mai: Die Weimarer Republik, M�nchen 2009, S. 22–23. Vgl. P. Keller (wie
Anm. 13).

17 Heiko Haumann; Hans-Georg Merz; Thomas Schnabel: Kartoffelbrot, Soldatenr�te und
Arbeitsk�mpfe. Erster Weltkrieg, Revolution, Stabilisierung (1914–1929), in: Geschichte
der Stadt Freiburg im Breisgau, Bd. 3: Von der badischen Herrschaft bis in die Gegenwart,
hrsg. von Heiko Haumann; Hans Schadek, Stuttgart 1992, S. 255–296, hier S. 269.

18 Vgl. Steffen Raßloff: B�rgerkrieg und Goldene Zwanziger. Erfurt in der Weimarer Republik,
Erfurt 2008, S. 43.

19 Joachim Mai: Die Jahre der Weimarer Republik und der nationalsozialistischen Diktatur, in:
Greifswald. Geschichte der Stadt, hrsg. von Horst Wernicke, Schwerin 2000, S. 121–140,
hier S. 122.
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beeindruckt von dem Unterschied zwischen den vor- und fr�hindustriellen
Revolutionen des 19. Jahrhunderts und dem hochanf�lligen Industriestaat
Deutschland erlagen Ebert und seine Parteifreunde einem „Anti-Chaos-
Reflex“ (Lçwenthal). Angesichts der rasend erfolgreichen Revolution hielten
sie die alten M�chte f�r besiegt und glaubten sich auf die Loyalit�tsbekundun-
gen von Armee und B�rokratie verlassen zu kçnnen. Nur ein Hçchstmaß an
Kontinuit�t w�rde das Land retten kçnnen. F�r sozialistische und R�teexpe-
rimente sei nicht die richtige Zeit. Das wiederum trieb einen Keil zwischen die
gerade erst wieder vereinten Mehrheitssozialdemokraten und Linkssozialis-
ten. Ende Dezember gab es in Berlin die ersten Toten. Sie waren das Ergebnis
nicht der Konfrontation zwischen Revolution und alten Gewalten, sondern
der Konfrontation zwischen radikalen und gem�ßigten Revolution�ren, Letz-
tere �berhaupt nur gewaltf�hig aufgrund ihrer Kollaboration mit den alten
Gewalten. Der Rat der Volksbeauftragten um Ebert befand sich, nachdem er
sich nicht auf die R�te hatte st�tzen wollen, „sicherheitspolitisch vollst�ndig
in der Hand der alten Kr�fte, d. h. der O[bersten] H[eeres]L[eitung] und der
seit Anfang Januar 1919 gebildeten Freikorps.“20

Verquere milit�rische Fronten und erste Gewaltaktionen pr�gten den Win-
ter 1918/19. Mehr Hoffnung machten neu-alte politische Koalitionen. Die
Wahlen zur Nationalversammlung gewannen die Kr�fte, die seit der zweiten
H�lfte des Krieges auf Verst�ndigungsfrieden und Demokratisierung hin-
gearbeitet hatten: Mehrheitssozialdemokraten, katholisches Zentrum und
linksliberale DDP erreichten gemeinsam eine Dreiviertelmehrheit. Auf der
Grundlage dieser „Weimarer Koalition“ ließ sich eine Verfassung bauen.

Auf lokaler Ebene sahen die Konstellationen allerdings regelm�ßig anders
aus. Weil das Zentrum nur in katholischen Gegenden Erfolg hatte, mussten in
protestantischen Regionen meistens Liberale und Sozialdemokraten ohne das
Zentrum auskommen, w�hrend in katholischen Regionen das Zentrum oft die
beiden anderen Parteien majorisierte. Das f�hrte im kommunalpolitischen
Alltag zu Konstellationen, in denen an die Stelle der Weimarer Koalition die
Konfrontation zwischen Weltanschauungen trat. Im Kern n�mlich beruhte
die Weimarer Koalition auf der Bereitschaft der drei politischen Lager (Sozia-
listen, B�rgerlich-Nationale und Katholiken) zur Zusammenarbeit. Die aber
war fragil, weil das deutsche Parteiensystem aufgrund langj�hriger Ge-
wohnheit w�hrend des Kaiserreichs eher weltanschauliche Reinheit als die
Bereitschaft zum Kompromiss honorierte.21 Das konnte zu einem koalitions-
feindlich wirkenden �berbietungswettbewerb in Sachen reiner Lehre f�hren.
Beobachtbar ist dies in den St�dten, in denen die USPD entweder seit der
Spaltung 1917 oder aufgrund der direkten Nachkriegserfahrung st�rker war
als die Mehrheitssozialdemokratie. In Leipzig beispielsweise, aber auch im

20 A. Wirsching (wie Anm. 7), S. 8.
21 Ebd., S. 19–20.
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w�rttembergischen N�rtingen pr�gten sich aufgrund der Radikalit�t der Lin-
ken wie der Rechten w�hrend der gesamten Weimarer Republik die Gegen-
s�tze zwischen b�rgerlichem und proletarischem Lager scharf aus. Kom-
munen lçsten das Problem letztlich durch eine ausgabenfreundliche Politik,
die Ende der 1920er Jahre vor fast unlçsbaren finanziellen Schwierigkeiten
stand.22 Wesentlich h�ufiger als im sozialistischen trat die weltanschauliche
�berbietungskonkurrenz im b�rgerlich-nationalen Lager auf. Hier wurde
die linksliberale DDP mehr und mehr von konservativeren, ja antirepubli-
kanischen und antidemokratischen Kr�ften sowie reinen Interessenparteien
beiseite gedr�ckt.

3. Verdichtungsraum

Um die weitere Entwicklung in den politischen Arenen verstehen zu kçnnen,
m�ssen wir die St�dte als Verdichtungsr�ume23 zeittypischer Problemlagen
analysieren. Wir erw�hnen nur im Vorbeigehen die Katastrophen, die es auch
w�hrend der 1920er Jahre in einem uns Menschen des fr�hen 21. Jahrhunderts
erschreckenden Ausmaß gegeben hat. Grubenungl�cke begleiteten die 1920er
Jahre wie all die Jahrzehnte seit der Industrialisierung des Bergbaus zuvor;
allein 1925 kamen in Dortmund bei einer Schlagwetterexplosion in der Zeche
Minister Stein und einer Sprengstoff- und Kohlenstaubexplosion in der Zeche
Dorstfeld knapp 200 Bergleute ums Leben.24 Im Ludwigshafener Stadtteil
Oppau explodierten am 21. September 1921 4000 Tonnen Ammoniumsulfat-
salpeter in einem Stickstoffwerk der BASF. Es entstand ein Krater von der
Grçße eines Fußballfeldes mit bis zu 19 Meter Tiefe. 521 Tote und 1952 Ver-
letzte sowie mehr als 7000 Obdachlose waren beim „bis zu jenem Zeitpunkt
furchtbarsten Explosionsungl�ck der Weltgeschichte“25 zu beklagen.

St�rker als diese Extremereignisse wirkte auf die politische Kultur der
Weimarer Republik die allt�gliche politische Gewalt. Die Revolution war
�berraschend friedlich verlaufen und im Sp�therbst hofften auch B�rgerliche
im Einklang mit gem�ßigten Revolution�ren auf eine neue Zeit.26 Dann aber

22 Paul Brandmann: Leipzig zwischen Klassenkampf und Sozialreform. Kommunale Wohl-
fahrtspolitik zwischen 1890 und 1929, Kçln–Weimar–Wien 1998; R. Tietzen (wie Anm. 5).

23 Nicht stadtgeographisch, sondern eher metaphorisch-historisch gemeint, vgl. etwa Kathrin
Krogner-Kornalik: Tod in der Stadt. Religion, Alltag und Festkultur in Krakau, 1869–1914,
Gçttingen 2015, S. 17–26.

24 Zusammenstellung der Ungl�cke bei Evelyn Kroker; Michael Farrenkopf: Grubenungl�cke
im deutschsprachigen Raum. Katalog der Bergwerke, Opfer, Ursachen und Quellen, Bo-
chum 1998.

25 C. Popp (wie Anm. 15), S. 64.
26 Vgl. K. Weinhauer u. a. (wie Anm. 1), S. 19.
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kam es im ersten Halbjahr 1919 zu b�rgerkriegs�hnlichen Zust�nden.27 Die
Parteien der Weimarer Koalition, entschlossen, ihren verfassungsm�ßigen
Weg zu verteidigen, setzten Milit�r und Freikorps gegen streikende Arbeiter
ein, die die Revolution weitertreiben und eine Sozialisierung mindestens der
Bergwerke erreichen wollten. Verschiedene St�dte wurden daraufhin in ver-
schiedener Weise zu Verdichtungsr�umen der Gewalt. In Witten im Ruhr-
gebiet forderten Auseinandersetzungen zwischen Polizei und Streikenden am
24. und 25. M�rz 1919 elf Tote und zahlreiche Verwundete. In Berlin kamen
bei K�mpfen rund um große Streiks im M�rz 1919 mindestens 1200 Menschen
ums Leben. In M�nchen starben in den K�mpfen um die R�terepublik Anfang
Mai 1919 mehr als 600 Menschen.28 Nur 38 von ihnen gehçrten den Regie-
rungstruppen an – Milit�rs und Freikorps w�rden in den n�chsten Jahren
noch h�ufiger die Gelegenheit eines Kampfauftrags der Regierung nutzen, um
ein Blutbad unter linksradikalen Arbeitern anzurichten.

Die Streiks und Aufstandsversuche der Jahre 1919–1924 blieben regional.
Doch die Gewalterfahrungen waren erstaunlich weit verbreitet. Bekannt sind
neben den großen Streiks der ersten Monate des Jahres 1919 die Unruhen rund
um den Kapp-Putsch 1920 mit Schwerpunkten im Ruhrgebiet und in Mittel-
deutschland mit mehreren Tausend Toten. Doch auch in beschaulicheren
Orten kam es zu politischer Gewalt. Weit �ber die unmittelbaren Revolu-
tionsereignisse hinaus waren erstaunlich viele Waffen im Umlauf, und sie wur-
den auch eingesetzt. In Dresden gab es bei Zusammenstçßen zwischen Sicher-
heitswehr und Demonstranten, die das Geb�ude der Dresdner Volkszeitung
bedr�ngten, am 10. Januar 1919 12 Tote und 52 Verwundete.29 Im Juli 1919 for-
derten Schießereien in Hannover zwischen Arbeitern und Reichswehr, die
mit einem Eisenbahnerstreik zusammenhingen, mehrere Tote.30 In Freiburg
im Breisgau blieb zwar der „Milch-Krawall“ vom M�rz 1919 ohne Todes-
opfer, daf�r kamen bei Gewaltaktionen im Anschluss an den Kapp-Putsch
mehrere Menschen ums Leben.31 Ebenfalls mit dem Kapp-Putsch h�ngen
f�nf Todesopfer in Greifswald zusammen, Resultat des Angriffs von Reichs-
wehr und Freiwilligen auf demonstrierende Arbeiter.32 In der Stadt Erfurt
forderten die Auseinandersetzungen um den Kapp-Putsch acht Tote und
79 Verletzte.33

27 Vgl. Mark Jones: Am Anfang war Gewalt. Die deutsche Revolution 1918/19 und der Beginn
der Weimarer Republik, Berlin 2017; Dirk Schumann: Politische Gewalt in der Weimarer
Republik. Kampf um die Straße und Furcht vor dem B�rgerkrieg, Essen 2001.

28 Vgl. Heinrich August Winkler: Von der Revolution zur Stabilisierung. Arbeiter und Arbei-
terbewegung in der Weimarer Republik 1918 bis 1924, Berlin–Bonn 21985, S. 172, 181, 190.

29 Vgl. M. Schmeitzner (wie Anm. 14), S. 258.
30 Vgl. K. Mlynek (wie Anm. 9), S. 425.
31 Vgl. Haumann/Merz/Schnabel (wie Anm. 17), S. 274.
32 Vgl. G. Mai (wie Anm. 16), S. 124.
33 Vgl. S. Raßloff (wie Anm. 18), S. 51.
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Das die Zeitgenossen Verstçrende dieser Gewalterfahrungen wird im Ver-
gleich mit den doch disziplinierten Demonstrationen und Wahlk�mpfen der
wilhelminischen �ra deutlich. Auch waren im sp�ten Kaiserreich eher die
l�ndlichen Gebiete als gewaltaffin verstanden worden, w�hrend die Stadt auf-
grund ihres hçheren Durchstaatlichungsgrades als vergleichsweise pazifiziert
galt.34 Zur Gewalt kamen andere beunruhigende Alltagserfahrungen: Zwi-
schen 1915 und 1923 war Hunger ein st�ndiges Thema auf der Straße.35 Ein
letztes Mal gab es Brotkrawalle, die historisch eigentlich dem 18. und
19. Jahrhundert zugerechnet werden und die dann auch 1929–1933 nicht mehr
auftraten. Im Straßenbild wurden neue Akteure sichtbar: bettelnde Kriegs-
opfer, herumstehende Erwerbslose (das sp�te Kaiserreich hatte hohe Arbeits-
mobilit�t und auch saisonale und l�ndliche Unterbesch�ftigung, aber wenig
Arbeitslosigkeit gekannt), frustrierte Jugendliche, die dem verpassten Front-
erlebnis nachtrauerten und in der zunehmend rationalisierten Arbeitswelt der
1920er Jahre ihren Platz nicht finden konnten, selbstbewusste junge Frauen,
Angestellte, Sozialarbeiterinnen, Lehrerinnen, die in Mode und Habitus die
b�rgerliche Hausfrau des Kaiserreichs verabschiedeten. Der „Konflikt zwi-
schen den Generationen wie zwischen den Geschlechtern wurde durchaus
auch als Kulturkampf wahrgenommen: als Auflçsung traditioneller Ord-
nungsmuster, Lebensformen und Wertvorstellungen.“36 Aus den Straßen der
St�dte verschwand das Selbstverst�ndliche. „Das Stakkato der Umw�lzungen,
Katastrophen und Dem�tigungen war so lang anhaltend und intensiv, dass
kaum einer der Zeitgenossen diesen Wirbel der Ver�nderungen, der Leiden-
schaften und des Irrsinns unbeschadet �berstand – umso mehr, wenn man be-
r�cksichtigt, aus welcher Hçhe diese Deutschen so tief st�rzten. Und je tiefer
der Fall wurde, desto harmonischer, gl�cklicher und wunderbarer erschien
die Vorkriegswelt des Kaiserreiches.“37

Die Inflation krçnte den Hexensabbat, der auf dem Schauplatz Stadt
1914–1924 aufgef�hrt zu werden schien. Sicher, die Geldentwertung lief
schon seit Beginn des Weltkrieges und war eine Folge der Grundentscheidung
des Kaiserreichs, den Krieg im Wesentlichen �ber Schulden zu finanzieren.
Die fr�hen Regierungen der Weimarer Republik hatten die Geldentwertung
nicht entschlossen gestoppt. Die lockere Geldpolitik hatte Deutschland
1921/22 eine Sonderkonjunktur mit Vollbesch�ftigung beschert, w�hrend die
Siegerm�chte �ber hohe Arbeitslosenzahlen klagten. Doch mit der Ruhr-
besetzung durch Franzosen und Belgier Anfang 1923 und der Finanzierung

34 Vgl. Wolfgang Hardtwig: Gewalt in der Stadt 1917–1933. Erfahrung – Emotion – Deutung
in: Kollektive Gewalt in der Stadt. Europa 1890–1939, hrsg. von Friedrich Lenger, M�nchen
2013, S. 1–23.

35 Vgl. G. Mai (wie Anm. 16), S. 34.
36 Ebd., S. 82.
37 U. Herbert (wie Anm. 7), S. 203.
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des passiven Widerstandes durch die Notenpresse verschwanden alle positi-
ven Effekte der Inflation hinter der nun rasend schnell sich vollziehenden Ent-
wertung alles �berkommenen. In der Endphase der Inflation verlor das Geld
einen Großteil seines Wertes bereits auf dem Weg zwischen Druckerei und
Empf�nger. St�dte, Gemeinden und Firmen begannen, eigene lokale Notgeld-
scheine herauszugeben. Die Folgen waren dramatisch. Beh�bige Rentiers,
ehrenvolle M�nner zumeist, die von den Ertr�gen ererbten oder erarbeiteten
Vermçgens gelebt hatten, standen buchst�blich vor dem Nichts. Arbeiter,
Angestellte und Beamte blickten ratlos in Lohnt�ten mit weitgehend wert-
losem Papier. Teuerungszulagen konnten nicht so schnell bewilligt werden,
wie die W�hrung an Wert verlor. Umgekehrt waren alle, die sich verschuldet
und �berschuldet hatten, quasi �ber Nacht ihrer Verpflichtungen ledig. Imagi-
nierte oder tats�chliche Inflationsgewinnler verdankten ihren Reichtum nicht
ordentlicher Arbeit, sondern Spekulation, vorteilhaftem Tausch und allerlei
zeitbedingten Tricks. „Gutb�rgerliche Familien, die seit Jahren ‚ordentlich�
gelebt, gespart und Kriegsanleihen gezeichnet hatten, verloren �ber Nacht all
ihr Vermçgen, w�hrend Inflationsgewinner, Spekulanten und ‚Schieber�
ebenso schnell reich wurden. Die Grundprinzipien von ‚Treu und Glauben�
galten nicht mehr, Kategorien wie Rechtschaffenheit oder Bescheidenheit
schienen sich ebenso aufzulçsen wie feststehende Lebensentw�rfe, Institutio-
nen und Werte.“38

Kriegsfolgen, Ungl�cke, Gewalt, Armut, Hunger, die Entwertung des
Bestehenden – all das kam im Hyperinflationsjahr 1923 zusammen. Dennoch
brach das Reich nicht zusammen. Es fehlten die Alternativen. Die aus dem
Kaiserreich stammenden Lçsungsmodelle hatten nicht �berzeugen kçnnen.
Die Weimarer Koalition, 1919 in der Nationalversammlung mit einer Drei-
viertelmehrheit ausgestattet, sank bei den Reichstagswahlen von 1920 unter
50% und errang nie wieder die Mehrheit der W�hlerstimmen oder Mandate
im Reichstag. Doch auch die radikalen Alternativen scheiterten. Die kom-
munistischen Revolutionsversuche, 1919 bis 1921 regional stark und blutig
niedergeschlagen, endeten auch im Herbst 1923 erfolglos und hatten damit
vorerst ihre Kraft eingeb�ßt. Der nationalsozialistische Hitlerputsch in M�n-
chen, dilettantisch vorbereitet und operettenhaft ausgef�hrt, scheiterte
schnell. Keiner Partei gelang es, die vielf�ltigen Katastrophenerfahrungen auf
den Begriff zu bringen und f�r sich zu nutzen. „Das deutsche Volk ist seit zehn
Jahren krank“, schrieb Alfons Steininger in der Allgemeinen Zeitung am
2. Januar 1924. Doch das Scheitern der radikalen Alternativen von rechts und

38 U. Herbert (wie Anm. 7), S. 203–204. Frederick Taylor sieht in diesen Urteilen eine unzul�s-
sige Verallgemeinerung der historisch �ußerst wirkm�chtigen, zeitgençssisch aber nicht re-
pr�sentativen Weltsicht des Bildungsb�rgertums, vgl. Ders.: Inflation. Der Untergang des
Geldes in der Weimarer Republik und die Geburt eines deutschen Traumas, M�nchen 2013.
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links und die Beruhigung der finanziellen, wirtschaftlichen und innenpoliti-
schen Verh�ltnisse biete Raum f�r n�chternen politischen Realismus. Die ein-
fachen Lçsungen seien dahin. Und „mag der deutsche Parlamentarismus der
letzten Jahre noch so schlecht gewesen sein (und er war es), das eine hat er
geleistet: er hat den unpolitischen Deutschen zum politischen Wesen gemacht.
[. . .] Auf l�ngere Sicht ist es ein Fortschritt in der Erziehung des freien deut-
schen Menschen. [. . .] Die Erkenntnis der wirklichen Welt ist ein erstes
Zeichen der Gesundung.“39 In den politischen Arenen der St�dte begann 1924
eine neue Zeit.

4. Baustelle

Nach 1924 konnten Menschen in deutschen St�dten ermutigende Erfahrun-
gen machen. Es wurde gebaut. Das war auch bitter nçtig, denn die nicht ein-
fache Lage auf dem Wohnungsmarkt vor 1914 hatte sich im Mangel- und
Inflationsjahrzehnt dramatisiert. Zun�chst wegen des Krieges, dann wegen
der unsicheren Wirtschafts- und W�hrungslage war kaum neuer Wohnraum
geschaffen worden, w�hrend gleichzeitig der Bedarf st�ndig zunahm. Bereits
w�hrend der Kriegszeit war dieses Problem dr�ngend gewesen. Die Antwort
hatte in der besseren Verwaltung des Mangels durch Mieterschutz, Deckelung
der Mieten und der Bewirtschaftung des vorhandenen Wohnraums bestanden.
Die fr�he Weimarer Republik kn�pfte hier an, band aber die bestehenden
Mieteinigungs�mter, Wohnungsaussch�sse und Wohnungs�mter an die neuen
parlamentarischen Gremien und stattete sie mit mehr Befugnissen aus. Das
Mieteinigungsamt in M�nster/Westfalen tagte nach 1918 immer h�ufiger und
stellte mehr Mitarbeiter ein, um den wachsenden Problemen zu begegnen.
Pr�mien f�r den Verzicht auf Wohnungen wurden vergeben und Baracken f�r
obdachlose Einzelpersonen und Familien gebaut.40 Andernorts griffen die
Behçrden auf der Bewirtschaftungs- wie auf der Fçrderungs- und Bauseite
energischer ein. Zahlreiche Stadtgeschichten erw�hnen Konflikte zwischen
Wohnungseigent�mern und Wohnungs�mtern als Kennzeichen der fr�hen
1920er Jahre. Auch Versuche zur Aktivierung des Wohnungsbaus jenseits der
Erstellung von Notwohnungen werden genannt. Sie scheiterten in der Regel
daran, dass der Wohnungsmarkt f�r private Investoren angesichts der Decke-

39 Alfons Steininger: Der Traum vom deutschen F�hrer, in: Allgemeine Zeitung, 127. Jg. Nr. 1,
2. 1. 1924, S. 1–2.

40 Vgl. Alfred Reckendrees: Kommunalpolitik versus Privatisierung – �ffentliches und pri-
vates Interesse im Wohnungswesen der Stadt M�nster zwischen 1918 und 1933, in: Stadt-
gesellschaft im Wandel. Untersuchungen zur Sozialgeschichte M�nsters im 19. und
20. Jahrhundert, hrsg. von Franz-Josef Jakobi, M�nster 1995, S. 149–213, hier S. 152–162.
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lung der Mieten und der çffentlichen Bewirtschaftung des Wohnraums wenig
attraktiv war. Genossenschaften und die çffentliche Hand waren unsicher,
wie sie mit der Inflation umgehen sollten. Von Ausnahmen wie N�rtingen
abgesehen, wo der Wohnungsbau bereits vor 1923 deutliche Fortschritte
machte41, wurden daher bis 1924 nur wenige neue Wohnungen errichtet.

In den mittleren Jahren der Weimarer Republik holten die St�dte dann in
einer gewaltigen Kraftanstrengung mindestens einen Teil des R�ckstands
auf.42 Der soziale Wohnungsbau, oft mittels großer genossenschaftlicher oder
gemeinschaftlicher Bauprojekte, wurde zum hervorstechendsten Kenn-
zeichen st�dtischer Politik. Zentrales Finanzierungsinstrument war die Haus-
zinssteuer, bereits 1922 eingef�hrt, aber erst ab 1924 wirklich wirksam. Die
Steuer sollte einen Teil der Gewinne abschçpfen, die Eigent�mer aufgrund
ihrer inflationsbedingten Entschuldung gemacht hatten. Das Steuervolumen
war gewaltig: etwa ein Achtel des gesamten Steueraufkommens in Deutsch-
land bis Anfang der 1930er Jahre.43 Ein Teil wurde f�r einen Ausgleichsfonds
f�r finanzschwache Kommunen genutzt. Von dem Steueranteil, den die St�dte
und Gemeinden erhielten, wanderte die H�lfte in den allgemeinen Haushalt.
Die andere H�lfte war zur Fçrderung des Haus- und Wohnungsbaus
bestimmt und wurde faktisch entweder zur Senkung der Mieten oder zur Sub-
ventionierung des Wohnungsneubaus genutzt. Erstmals seit 1914 verf�gten
die Kommunen damit �ber die finanziellen Mittel, um im Wohnungsbau
gestaltend t�tig zu werden. Und unter dem Druck der parlamentarischen
Machtverh�ltnisse und der nackten (Wohnungs-)Not begannen die Kom-
munen entweder selbst zu bauen oder den genossenschaftlichen Wohnungs-
bau zu fçrdern. Ganze Quartiere oder Stadtviertel entstanden neu. Von der
„Hauszinssteuerzeit“44 oder gar der „Hauszinssteuer�ra“45 ist gesprochen
worden. Das ist richtig, aber auch ein wenig eng. Denn die deutsche Entwick-
lung war Teil eines „Muster[s] der europ�ischen Wohnungspolitik“, in dem
urspr�nglich kriegswirtschaftlich gemeinte Interventionsinstrumente auf

41 Vgl. R. Tietzen (wie Anm. 5), S. 33–35.
42 Vgl. neben den bereits genannten Stadtgeschichten auch Dçrte Beier: Kiel in der Weimarer

Republik. Die st�dtebauliche Entwicklung unter der Leitung Willy Hahns, Kiel 2004; Kers-
tin K�ppersbusch: Von der Mietskaserne zur Gartenvorstadt. Siedlungs- und sozialer Woh-
nungsbau w�hrend der Weimarer Republik in Halle, Halle/Saale 2010; Gabriele Bußmann-
Strelow: Kommunale Politik im Sozialstaat. N�rnberger Wohlfahrtspflege in der Weimarer
Republik, N�rnberg 1997, S. 330–390.

43 Vgl. Dennis Kutting: „Neues Bauen f�r Neue Menschen?“ Planungen st�dtischer Verwal-
tungen und Aneignung durch die Bewohner im sozialen Wohnungsbau der 1920er Jahre,
Speyer 2010, S. 40.

44 A. Reckendrees (wie Anm. 40), S. 176.
45 Ulrike Haerendel: Kommunale Wohnungspolitik im Dritten Reich. Siedlungsideologie,

Kleinhausbau und „Wohnraumarisierung“ am Beispiel M�nchens, M�nchen 1999, S. 112.
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Dauer gestellt und der großst�dtische Wohnungs- und Siedlungsbau auf
gemeinn�tziger Grundlage massiv ausgeweitet wurde.46

Im europ�ischen Muster f�llt der deutsche Fall auf, weil sich hier die f�r-
sorgende Politik der Kommunen in besonderer Weise mit dem Schicksal des
Staates im Ganzen verband. Die Weimarer Republik verstand sich als Sozial-
oder Wohlfahrtsstaat. War die Verfassung des Kaiserreichs nicht mehr als ein
Organisationsstatut gewesen, so handelte die Weimarer Verfassung, den revo-
lution�ren Impetus aufgreifend, ausf�hrlich von den „Grundrechte[n] und
Grundpflichte[n] der Deutschen“. Nicht nur wurde in Artikel 165 die R�te-
bewegung aufgenommen. Vielmehr machten f�nf Abschnitte mit mehr als
f�nfzig Artikeln teils programmatische Aussagen zur „Einzelperson“, zum
„Gemeinschaftsleben“, zu „Religion und Religionsgesellschaften“, zu „Bil-
dung und Schule“ sowie zum „Wirtschaftsleben“. „Damit ging die Verfassung
das Wagnis ein, den Inhalt des demokratischen und sozialen Rechtsstaats in
seinen Grundz�gen zu detaillieren.“47 Doch die Verheißungen der Verfassung
mussten großenteils noch politisch umgesetzt und in soziale Praxis �berf�hrt
werden. Das war die Aufgabe der Kommunen. In ihren Wohlfahrts- und
Wohnungs�mtern, in ihren Sozialeinrichtungen und Notmaßnahmen wurde
der Sozial- oder Wohlfahrtsstaat praktisch. Daher steckt auch im je lokal
unterschiedlich ausgepr�gten sozialen Wohnungsbau der 1920er Jahre all-
gemeine Geschichte. Die Kommunen gaben sich alle M�he, den 1914–1924
aufgelaufenen Wohnungsr�ckstand aufzuholen. Aber die Zeit bis zum Beginn
der Weltwirtschaftskrise 1929 war kurz, oft zu kurz, um das Ziel zu erreichen.
Die finanziellen Mittel waren begrenzt. Die Hauszinssteuer half, reichte aber
oft nicht aus. Die Kommunen verschuldeten sich und zogen Kritik wegen un-
solider Haushaltsf�hrung auf sich. Die Geb�ude selbst waren architektonisch
auf der Hçhe der Zeit. Aber sie entsprachen nicht immer den Bed�rfnissen
der Bewohner.48 Und „das Bauen war f�r die unteren Einkommensbezieher
dauerhaft zu teuer, die Wohnkosten waren f�r sie zu hoch.“49 Die Ziel-
gruppen der Wohnungspolitik wurden weder im Eigenheim- noch im Miet-
wohnungsbau wirklich erreicht. Stadtgeschichten von Mannheim, Hannover
und Dresden50 erz�hlen daher zwar beeindruckende Baugeschichten der
1920er Jahre: Straßen und Schienen, Schulen und B�der, Museen und Theater,
vor allem aber sozialer Wohnungsbau. Es konnte auch gezeigt werden, dass

46 Vgl. G�nther Schulz: Perspektiven europ�ischer Wohnungspolitik 1918 bis 1960, in: Woh-
nungspolitik im Sozialstaat. Deutsche und europ�ische Lçsungen 1918–1960, hrsg. von
G�nther Schulz, D�sseldorf 1993, S. 11–45.

47 D. Peukert (wie Anm. 10), S. 51.
48 Vgl. D. Kutting (wie Anm. 43).
49 G. Schulz (wie Anm. 39), S. 42.
50 Vgl. C. Popp (wie Anm. 15), S. 102–145; K. Mlynek (Anm. 9), S. 433–439; Gilbert Lupfer:

Architektur und Stadtplanung, in: Geschichte der Stadt Dresden, Bd. 3: Von der Reichsgr�n-
dung bis zur Gegenwart, hrsg. von Holger Starke, Stuttgart 2006, S. 305–315.
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das Interesse an Kommunalpolitik seit der Mitte der 1920er Jahre zunahm,
sowohl bei den Parteien als auch in der Presse.51 Doch in diesen Erfolgs-
geschichten waren beinahe unlçsbare Probleme enthalten. Einerseits waren
Zeit und Mittel w�hrend der „relativen Stabilisierung“ 1924–1929 zu knapp,
andererseits barg das Wohlfahrtsstaatskonzept selbst unlçsbare Widerspr�-
che, die zur Kritik einluden. Auch und gerade in den Kommunen zeigte sich
„die doppelte Mçglichkeit des Interventions- und Sozialstaates: Stabilisierung
durch sozialen Ausgleich oder Delegitimierung infolge �berlastung“.52

Die Baustelle Stadt der mittleren 1920er Jahre war insofern auch ein Ver-
dichtungsraum der Probleme des Weimarer Wohlfahrtsstaates, die in der
lokalen Arena der Institution Stadt diskutiert wurden. Hoffnungen und
Entt�uschungen wurden sichtbar und kamen in den Arenen zur Sprache.
Nach wie vor ist die Frage offen, wie viel demokratisches und wie viel
Destruktionspotenzial in den Jahren 1924 bis 1929 steckte. „In diesen ‚Golde-
nen Jahren� erfolgte die eigentliche Destabilisierung der Republik“,53 schreibt
Gunther Mai. Ulrich Herbert ist optimistischer. Die Reichstagswahlen von
1928 h�tten die radikalen Fl�gelparteien geschw�cht, die Erfolge der jungen
Republik seien durchaus honoriert worden. „Eine Fortsetzung der wirtschaft-
lichen Aufw�rtsentwicklung, das konnte man voraussagen, w�rde die Repu-
blik weiter stabilisieren und nach l�ngerer Zeit gegen�ber radikalen Gegen-
entw�rfen weniger empf�nglich machen. Ohne eine solche wirtschaftliche
Stabilisierung hingegen waren eine R�ckkehr zu Zust�nden wie zwischen
1919 bis 1923 und der erneute Aufschwung der radikalen Gegenkr�fte zu-
mindest naheliegend.“54

Um Chancen und Grenzen der Weimarer Republik zwischen Pessimismus
und vorsichtigem Optimismus angemessen bewerten zu kçnnen, ist die Ana-
lyse der kommunalen Ebene, so sollte hier gezeigt werden, aufschlussreich.
Die Weimarer Jahre waren mit der Durchsetzung der Moderne seit den 1880er
Jahren verbunden und bildeten deren grunds�tzliche Problemkonstellationen
auf kommunaler Ebene ab. Sie waren Teil des Mangel- und Inflationsjahr-
zehnts 1914–1924, was die Durchsetzung der Revolution 1918/19 in ihrer
Breite und Tiefe national wie lokal von vornherein begrenzt hat.55 Und sie
atmeten den Geist eines Neuaufbruchs, der im Wohnungsbau der Mitt-
zwanzigerjahre zum Ausdruck kommt. Reichs- und Landespolitik wurde auf
lokaler Ebene wirksam, wie anders herum die Erfahrungen der Menschen vor
Ort ihre politischen Ansichten und Wahlentscheidungen pr�gten. Wir brau-

51 Vgl. Stephanie G�nther: Unpolitische Kommunalpolitik? Die Deutsche Volkspartei in der
Weimarer Republik, Marburg 2011, S. 67–87.

52 A. Wirsching (wie Anm. 7), S. 83.
53 G. Mai (wie Anm. 16), S. 51.
54 U. Herbert (wie Anm. 7), S. 257.
55 K. Weinhauer u. a. (wie Anm. 1).
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chen daher mehr Lokalgeschichte, um angemessen verstehen und beurteilen
zu kçnnen, wann und inwieweit Menschen auf der Grundlage ihrer jeweiligen
Erfahrungen mit der Institution, der Arena, dem Verdichtungsraum und der
Baustelle Stadt Vertrauen in die Demokratie gewannen und wie stark diese
Vertrauenspotenziale in verschiedenen Regionen und Milieus waren. Die
nachfolgenden Artikel zur Reutlinger Geschichte sind einige von hoffentlich
vielen Beitr�gen des Jubil�umsjahres 2018/19 zu diesem Forschungsfeld.
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Reutlingen in den Weimarer Jahren: Krisenmanagement
der jungen Demokratie am Beispiel von Wohnungspolitik
und kommunalem Bauen 1919–1929

Roland Deigendesch

Wenn auf diesen Seiten Reutlingen als „Verdichtungsraum“ oder auch als
„Arena“1 vor allem in der fr�hen Weimarer Zeit n�her beleuchtet werden
soll, so hat ein solcher Beitrag mit den Folgen der kapitalen Verluste in den
st�dtischen Registraturen zu k�mpfen, die nach den Bombenangriffen am
Ende des Zweiten Weltkriegs zu beklagen sind. Diese Studie versteht sich
deshalb auch als Essay, der ausschnitthaft und anhand eines – allerdings ein-
schl�gigen – Themas Spielr�ume und Entscheidungsprozesse jener Jahre
verdeutlichen soll. Auf welche Weise sich die Kommune dem enormen
Handlungsdruck am �bergang vom Kaiserreich zur Demokratie stellte,
soll anhand der Wohnungsfrage als einem der brennendsten Probleme der
Zeit beleuchtet werden. Dabei sind auch Fragen der Stadtplanung ber�hrt
und schließlich wird am Beispiel des st�dtischen Hallenbads in der Alb-
straße ein Vorhaben aufgegriffen, das in besonderer Weise das Agieren der
Kommune in der neuen, demokratisch gepr�gten Zeit anschaulich macht.

Doch wie hat man sich Reutlingen zu dieser Zeit �berhaupt vorzustellen?
Reutlingen war im Jahr 1919 mit knapp 29.000 Einwohnen (einschließlich
Betzingens) eine der grçßten w�rttembergischen Oberamtsst�dte und Sitz
der Regierung des Schwarzwaldkreises. Seit dem �bergang der alten Reichs-
stadt an W�rttemberg 1802 hatte sich die Einwohnerschaft mehr als verdrei-
facht, eine Entwicklung, die sich in erster Linie dem Zuzug in die vor allem in
der Zeit der Hochindustrialisierung enorm wachsende Stadt verdankte.2

Neben den d�rren Zahlen und Fakten hilft zuweilen der Blick von außen.
Als sich der bereits betagte Pfarrer Otto Stahl (1876–1972) an seine erste Be-
gegnung mit Reutlingen 1919 nach Jahren des Pfarrdienstes in Jerusalem und
Izmir zur�ckerinnerte, erschien ihm die schw�bische Stadt hçchst wider-
spr�chlich, als Industriestadt mit weltweiten Wirtschaftskontakten einerseits
und mit ausgepr�gten Besonderheiten einer alten Reichsstadt auf der anderen
Seite. „Auch in der B�rgerschaft“, so Stahl, sei „noch der alte B�rgerstolz
lebendig“ und als Folge davon sei Reutlingen nicht zuletzt „eine Hochburg

1 Vgl. den Beitrag von Ewald Frie in diesem Band.
2 Nach dem Staatshandbuch f�r W�rttemberg 1922, Stuttgart 1922, stand Reutlingen bei der

Einwohnerzahl an f�nfter Stelle nach Stuttgart, Ulm, Heilbronn und Esslingen. S. a. KB Rt.,
Bd. 2, S. 362–363, 366–369 sowie den Beitrag von Andreas Bauer in diesem Band.
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der w�rttembergischen Demokratie.“3 Stahl spricht hier offenkundig vom
„alten Reutlingen“, das in besonderer Weise seine, die Klientel der evangeli-
schen Kirche war. Das andere, das von der Textil-, Leder- und Metallindustrie
gepr�gte Reutlingen und dessen Arbeiterschaft kommen bei ihm weniger vor.
Und wenn vom „roten Reutlingen“ die Rede ist, dann sind ehemalige, rot be-
m�tzte Mitglieder der Studentenverbindung „Roigel“ gemeint, die zu Stahls
Reutlinger Bekannten z�hlten. Reutlingen hatte jedoch schon 1904 6200 In-
dustriebesch�ftigte und verf�gte damit zu dieser Zeit �ber die „zweitdichteste
Arbeiterbevçlkerung in W�rttemberg“ (nach Gçppingen). Auch waren nach
dem Fall der Sozialistengesetze 1890 kraftvolle Gewerkschaften vor allem der
Metall- und der Textilarbeiterschaft entstanden,4 1913 wurden vier Sozial-

Reutlingen im Postkartenformat, um 1930. Die Stadt zeigt sich zwischen Klein-Vene-
dig-Idyll und moderner Schwimmbadarchitektur. Auffallend ist die Aufnahme zweier
Bildungsanstalten, des Textil-Technikums und des Gymnasiums.

3 Jakob Eisler (Hrsg.): Otto Stahl – Pfarrer in Nahost und Schwaben. Lebenserinnerungen
(Kleine Schriften des Vereins f�r W�rttembergische Kirchengeschichte, Bd. 11), Stuttgart
2012, S. 170.

4 Paul Landmesser; Peter P�ssler (Bearb.): Wir lernen im Vorw�rtsgehen! Dokumente zur Ge-
schichte der Arbeiterbewegung in Reutlingen 1844–1949, Heilbronn 1990, S. 133–135.
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demokraten in den nach wie vor b�r-
gerlich dominierten Gemeinderat ge-
w�hlt.5

Seit 1898 stand Emil Hepp
(1864–1934) an der Spitze der Stadt.
Bei seiner Amtseinsetzung, damals
noch als Stadtschultheiß (1902 Ober-
b�rgermeister), strich Oberamtmann
Zorer heraus, dass es sich nun erst-
mals um einen Stadtvorstand handel-
te, der nicht aus Reutlingen stammte.
Hepp war 1864 als Sohn eines Fçrs-
ters in Sulz geboren und nach dem
Jurastudium zuletzt bei der Stadt
Stuttgart t�tig gewesen. Auch Zorer
bemerkte, dass „Besonderheiten und
berechtigte Eigent�mlichkeiten“ in
der Stadt lebendig seien, darunter ein
„trefflicher B�rgersinn“. Hepp indes
als Mann „von trefflicher Geistesbil-
dung“, so war sich Zorer sicher,
werde sich hier in bester Weise be-
w�hren.6

1923 konnte er sein 25. Dienstjubi-
l�um begehen, 1929 trat er, nach
mehr als 30 Jahren im Amt, in den
Ruhestand. Hepp erfuhr alle çffent-
lichen Ehrungen der Stadt; f�r seine
Leistungen im Zuge der Eingemein-
dung Betzingens wurde bereits 1908
ein die Kernstadt mit dem neuen
Stadtteil verbindendes Straßenst�ck nach ihm benannt. Bei seiner Versetzung
in den Ruhestand wurde ihm die Ehrenb�rgerw�rde zugesprochen.7

Die oben nur kurz angerissenen Umbr�che der einstigen Stadt der Gerber
und F�rber waren enorm, so auch die Herausforderungen f�r die kommunale
Daseinsvorsorge und Stadtplanung. Exemplarisch kann das Ringen um eine
gute Anbindung an das Eisenbahnnetz, der Bau einer – allerdings privatwirt-

Oberb�rgermeister Emil Hepp (1864–
1934), um 1921. Die Widmungsaufschrift
f�r „Herrn Stadtpfleger Brucklacher“
vom 4. 6. 21 zeigt, dass es sich um ein per-
sçnliches Geschenk Hepps an seinen
K�mmerer handelt.

5 Vgl. den Beitrag von Gabriel Pscheidt in diesem Band.
6 StA Sigmaringen W� 65/27 T 1–2 B� 170.
7 Eine umfangreiche W�rdigung erschien aus Anlass seines Todes in: Reutlinger General-An-

zeiger (k�nftig: GEA) vom 17. 9. 1934, ein Pressespiegel zur Person in: StadtA Rt., Hauptamt
Az. 004–31 sowie ebd., Az. 006–10 und S 74 Nr. 65.
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schaftlich betriebenen – Straßenbahn sowie die Versorgung von Gewerbe und
Einwohnern mit Wasser und Energie angef�hrt werden. Die Eingemeindung
des einstigen Bauerndorfs und nun zur Arbeiter-Industriegemeinde gewan-
delten Betzingen im Jahr 1907 steht beispielhaft f�r das dynamische Wachs-
tum der Jahrhundertwende. Dann hatten vier Jahre Krieg der bis dahin
beispiellosen Expansion von Einwohnerschaft, Wirtschaftsleistung und Infra-
struktur ein Ende gesetzt. Kriegsbegeisterung war – so zumindest die subjek-
tive Erinnerung des damaligen Dekans Gotthilf Herzog (1858–1923) – den
Reutlingern auch schon 1914 eher fremd gewesen.8 Jetzt waren Mangel-
verwaltung der G�ter des t�glichen Bedarfs und oft genug bedr�ckende Ein-
blicke in die Abgr�nde des Krieges an die Stelle von Wachstumsdynamik
getreten. Vielfach hatten die Familien Kriegstote zu beklagen, das 1914 in und
bei der Frauenarbeitsschule eingerichtete Lazarett betreute im Lauf des Krie-
ges mehr als 14.000 Verwundete.9 Emil Hepp war all dies vertraut und er
machte sich von den Problemen seiner Zeit gerne auch ein eigenes Bild. Auf
Einladung des Kriegsministeriums nahm er im Mai 1917 an einem Front-
besuch in Frankreich zusammen mit seinem Heilbronner Amtskollegen und
einer Parlamentarierdelegation auf Einladung des Kriegsministeriums teil.10

Als Manager des Wachstums und auch in Zeiten der Not hatte sich Hepp
allseits Achtung erworben, sodass auch w�hrend der Revolutionstage zu kei-
nem Zeitpunkt die Forderung nach seiner Absetzung laut wurde. Auch war in
Reutlingen bald eine Art von Arbeitsteilung zwischen den neu, fast �ber
Nacht entstandenen R�ten und der althergebrachten b�rgerschaftlichen Ver-
tretung in Gemeinderat und B�rgerausschuss gefunden. Dazu trug sicherlich
bei, dass unter den im November 1918 gew�hlten Arbeiterr�ten auch einige
Gemeinderatsmitglieder waren,11 darunter Jakob Kurz (1867–1944), damals
die F�hrungsgestalt der Reutlinger Sozialdemokratie und 1919 Abgeordneter
in der Verfassunggebenden Landesversammlung.12 Kurz machte sich f�r eine

8 LKA Stuttgart, Pfarrbericht 1920, S. 4. Anders bewertet dies Wolfgang Jung: Kriege, Br�che,
Krisen – Wiederaufstieg. Reutlingen im 20. und 21. Jahrhundert, in: Reutlingen. Von der
Reichsstadtherrlichkeit zur selbstbewussten Großstadt, hrsg. von Wilhelm Borth u. a., Reut-
lingen 2013, S. 173–174, vermutlich aufgrund der Jugenderinnerungen Karl Keims (Jahrgang
1902) in: Ders.: Alt-Reutlingen. Bilder, Berichte, Erinnerungen, in: RGB NF 13 (1975),
S. 142.

9 K. Keim (wie Anm. 8), S. 147–154; Roland Br�hl: Zeit war gepr�gt von Armut, Hunger und
Not, in: GEAvom 20. 9. 2014; W. Jung (wie Anm. 8), S. 174.

10 Der Vorgang ist belegt in StA Sigmaringen W� 65/27 T 1–2 B� 170, zudem erw�hnt der
ebenfalls mitreisende Sozialdemokrat Wilhelm Keil Hepp gelegentlich des Frontbesuchs in
seinen Lebenserinnerungen, vgl. Wilhelm Keil: Erlebnisse eines Sozialdemokraten, Bd. 1,
Stuttgart 1947, S. 383.

11 Landmesser/P�ßler (wie Anm. 4), S. 239.
12 100 Jahre SPD Reutlingen, hrsg. von der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, Orts-

verein Reutlingen, Reutlingen 1972, S. 41–42; Frank Raberg (Bearb.): Biographisches Hand-
buch der w�rttembergischen Landtagsabgeordneten 1815–1933, Stuttgart 2001, S. 487–488;
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enge Kooperation der R�te mit Gemeinderat und Stadtverwaltung stark13

und auch das b�rgerliche Lager signalisierte Entgegenkommen. Der als Ge-
gengewicht zum Arbeiterrat noch am Abend des 11. November auf Initiative
der Liberalen gebildete Volksrat sah sich im Wesentlichen in �bereinstim-
mung mit dem Arbeiterrat. Schließlich verstand sich der bis 1919 t�tige Sol-
datenrat, der die „gesamte milit�rische Verwaltungsarbeit“ beanspruchte,14

als „politisch vollkommen neutral“.15 Von einem „Umsturz“ oder von eige-
nen exekutiven Anspr�chen war bis auf den milit�rischen Bereich also nir-
gends die Rede. Vielmehr konzentrierten sich die R�te auf eine Kontrollfunk-
tion und �ußerten Kritik bei den sp�rbarsten Alltagsnçten der Menschen wie
Verf�gbarkeit und Preise der Lebensmittel oder dem Wohnungsmangel.16

So war die Haltung der Stadtspitze von umso grçßerer Bedeutung. Am Tag
der Aufnahme der Waffenstillstandsverhandlungen in dem abgelegenen Ei-
senbahnknotenpunkt bei Compi�gne war der Gemeinderat zu seiner letzten
Sitzung w�hrend des Krieges zusammengekommen. Nach reichsweiten
Streikaktionen, dem Kieler Matrosenaufstand (3./4. 11. 1918) und der Aus-
rufung der Republik in Bayern (7. 11. 1918) war den Anwesenden klar, was die
Stunde geschlagen hatte. Am Ende des çffentlichen Teils der Sitzung erkl�rte
der Oberb�rgermeister, „dass wir [. . .] einen Frieden schließen m�ssen, der
auf unsere wirtschaftliche Lage �beraus ung�nstig wirke und der die Entwick-
lung der St�dte f�r die n�chsten Jahrzehnte hemme.“17 Trotzdem d�rfe man
den Kopf nicht h�ngen lassen, vielmehr ging es nun um geeignete Maßnahmen
f�r die Umstellung der Stadt auf Friedenswirtschaft. Zur Besch�ftigung der
Heimkehrer wurden Finanzmittel f�r Notstandsarbeiten, haupts�chlich im
Tiefbau, beantragt, die auch einhellig bewilligt wurden. Hepp informierte
dar�ber, dass die wichtigen industriellen Arbeitgeber Reutlingens einem
Weiterbetrieb der auf Kriegsproduktion ausgerichteten Werke auch nach dem
Waffenstillstand zugestimmt hatten. Am Tag des Abschlusses des Waffen-
stillstands, am 11. November, kam es zur bekannten, von den R�ten und den

W. Jung (wie Anm. 8), S. 175. Das Protokollbuch der SPD-Fraktion setzt f�r die interessie-
rende Zeit leider erst am 11. 6. 1919 ein. Auf dieser Sitzung wird Kurz zum Vorsitzenden ge-
w�hlt (StadtA Rt., S 1 Nr. 134).

13 Landmesser/P�ßler (wie Anm. 4), S. 242; Heidi Stelzer: Reutlingen in den Zwanziger Jahren.
Die Zeit von Kriegsende 1918 bis zu Hitlers Macht�bernahme im Januar 1933, Reutlingen
2001, S. 7.

14 HStA Stuttgart E 135 b B� 82. Online einsehbar unter der URL: https://www.leo-bw.de/
web/guest/themenmodul/von-der-monarchie-zur-republik (30. 5. 2018). Aber auch in die-
sem Bericht des Vorsitzenden des Reutlinger Soldatenrats wird die Zusammenarbeit mit
staatlichen und st�dtischen Behçrden etwa bei der Demobilmachung herausgestrichen.

15 GEA Nr. 266 vom 12. 11. 1918.
16 Siehe etwa das Sitzungsprotokoll der Arbeiterr�te im Oberamt Reutlingen vom 15. 11. 1919,

in: HStA Stuttgart E 135 a B� 94. Online einsehbar unter der URL: https://www.leo-bw.de/
web/guest/themenmodul/von-der-monarchie-zur-republik (30. 5. 2018).

17 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 8. 11. 1918, § 945; das Folgende ebd.
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betrieblichen Arbeiterorganisationen vorbereiteten Großdemonstration auf
dem Marktplatz und dem Hissen der Roten Fahne am Rathaus.18 Zwei Tage
sp�ter trat der (bisherige) Gemeinderat wieder zusammen, der Oberb�rger-
meister erkl�rte:

„Wir stehen unter einer anderen Regierung als bisher: wir haben eine Volks-
verfassung und eine Volksregierung, in deren Grundz�gen sich wohl nicht
mehr viel �ndern d�rfte. Es sei offensichtlich, daß es der neuen Landesregie-
rung, die sich durch verschiedene t�chtige Kr�fte verst�rkt hat, darum zu
tun ist, aufgrund der bisherigen Gesetzesbestimmungen die Ruhe und Ord-
nung aufrecht zu erhalten, damit wir die schwere Zeit �berstehen kçnnen.
Die neue Regierung habe denn auch jedermann aufgefordert, hierzu bei-
zutragen und nach wie vor in seinem Berufe weiter seine Pflicht zu tun. Das
gelte auch ausdr�cklich f�r die Beamten, zu welchen im weiteren Sinne
auch die b�rgerlichen Kollegien z�hlen.“19

Wie schon dargelegt, galt Reutlingen keineswegs als Hort der Monarchie, viel-
mehr empfand man bis ins sozialdemokratische Lager hinein20 Stolz auf die
reichsst�dtische Tradition und eine etwa in der Revolution von 1848/49 zum
Ausdruck gebrachte demokratische Gesinnung. Auch aus diesem Grund
mochte man dem �bergang zur „Volksregierung“ auf staatlicher Ebene prag-
matischer begegnet sein. In keineswegs selbstverst�ndlicher Weise trat man in
Reutlingen w�hrend der gesamten Weimarer Zeit f�r das neue Staatswesen
auch auf der Ebene symbolischer Handlungen ein: Die Verfassungsfeierlich-
keiten wurden regelm�ßig begangen21 und auch die Straßennamensgebung
ber�cksichtigte republikanische Persçnlichkeiten wie den von der politischen
Rechten angefeindeten und ermordeten Außenminister Walter Rathenau,
nach Ulrich Herbert eine der „Symbolfiguren des neuen Staates“.22 Dass

18 Die dramatische Abfolge der Ereignisse auf Reichs- wie auf lokaler Ebene l�sst sich an der
Tagespresse gut ablesen, dazu etwa die Ausgabe des GEA Nr. 265 vom 11. 11. 1918, die be-
reits tagesaktuell einen Kurzbericht der Kundgebung auf dem Marktplatz an diesem Tag ent-
h�lt (Exemplar in: StadtA Rt., S 60 Nr. 112). S. a. den Beitrag von Lukas Kuhn in diesem
Band.

19 Landmesser/P�ßler (wie Anm. 4), S. 241, zitiert nach der Schwarzw�lder Kreiszeitung vom
14. 11. 1918 (im Folgenden: SKZ).

20 Deutlich etwa an dem Selbstverst�ndnis der Sozialdemokratin Laura Schradin, vgl. 100 Jahre
SPD (wie Anm. 12), S. 36.

21 Vgl. den Beitrag von Miriam Adler in diesem Band. Die Begehung des Verfassungstages hin-
derte den Gemeinderat nicht, 1921 gegen das Votum der SPD zu beschließen, den
50. Jahrestag der Reichsgr�ndung von 1871 ebenfalls feierlich zu begehen. F�r den damali-
gen Redner, Stadtpfarrer Otto Stahl, war es das Ereignis, um sich in der Stadt zu etablieren,
vgl. J. Eisler (wie Anm. 3), S. 173–174 sowie StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 4.
1. 1921, § 19.

22 Ulrich Herbert: Geschichte Deutschlands im 20. Jahrhundert, M�nchen 2014, S. 201. 1927
waren bereits Straßen nach den beiden demokratisch gew�hlten Reichspr�sidenten Ebert
und Hindenburg benannt worden. Zu Letzterem vgl. Gerald Kronberger: Wegweiser zur
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republikanische Symbolik freilich auch Widerst�nde zu provozieren ver-
mochte, zeigt der Streit um die Beteiligung des Reichsbanners Schwarz-Rot-
Gold bei der Einweihung des Gefallenendenkmals auf dem Friedhof Unter
den Linden im Jahr 1926.23

Die dr�ngendsten Aufgaben, mit denen sich Stadtverwaltung und Gemein-
derat zu befassen hatten, zeichneten sich bereits in den letzten Kriegsjahren
�berdeutlich ab: Es galt, die Ern�hrung sicherzustellen, die auf den Krieg aus-
gerichtete Wirtschaft auf Friedensbedingungen umzustellen und der Woh-
nungsnot zu begegnen.24 Wie unter den neuen politischen Rahmenbedingun-
gen Spielr�ume genutzt wurden und Entscheidungsprozesse verliefen, soll im
Folgenden am Beispiel des Wohnungsbaus und der Wohnraumbewirtschaf-
tung exemplarisch nachverfolgt werden. Die Wohnungsfrage gehçrte zu den
großen Herausforderungen der Weimarer Republik25 und sie ist, ganz ab-
gesehen von heutiger Tagesaktualit�t, wie nur wenige Themen geeignet, das
Agieren der Stadt unter den Bedingungen der jungen Demokratie zu betrach-
ten. Die Aufgabe war ebenso enorm wie die Erwartungen, die von der Bevçl-
kerung und von Interessengruppen wie dem 1918 gegr�ndeten Haus- und
Grundbesitzerverein26 oder seinem Gegenpart, dem 1919 gegr�ndeten Mie-
terverein, ausgingen. Schließlich bieten die diskutierten Lçsungsans�tze auch
Einblicke in gesellschaftliche Ordnungsvorstellungen der Zeit und in die
urbane Entwicklung Reutlingens.

Stadtgeschichte: Die Historie der Reutlinger Straßennamen, in: RGB NF 50 (2011),
S. 92–93. 1928 folgte die Rathenaustraße.

23 Zum Reutlinger Reichsbanner vgl. den Beitrag von Elena M�ller in diesem Band, zur Kon-
troverse um die Einweihung des Denkmals Wolfgang Jung: Die Polemik um die Einweihung
des Reutlinger Kriegerdenkmals von 1926, in: Beitr�ge zur Geschichte Reutlingens und der
Region. Festschrift f�r Heinz Alfred Gemeinhardt, hrsg. von Wilhelm Borth, Reutlingen
2012, S. 92–109.

24 Einen sprechenden Einblick gew�hrt der Bericht des Oberb�rgermeisters „Reutlingens
Stadtverwaltung im Jahr 1918“, abgedruckt in: SKZ 28. 1. 1919, s. a. den Beitrag von Gabriel
Pscheidt in diesem Band.

25 U. Herbert (wie Anm. 22), S. 232; Detlev Peukert: Die Weimarer Republik. Krisenjahre der
Klassischen Moderne, Frankfurt 1982, S. 181–185; G�nther Schulz: Kontinuit�ten und Br�-
che in der Wohnungspolitik von der Weimarer Zeit bis zur Bundesrepublik, in: Hans-J�rgen
Teuteberg (Hrsg.): Stadtwachstum, Industrialisierung, Sozialer Wandel. Beitr�ge zur Erfor-
schung der Urbanisierung im 19. und 20. Jahrhundert, Berlin 1986, S. 135–173; Karl Chris-
tian F�hrer: Mieter, Hausbesitzer, Staat und Wohnungsmarkt. Wohnungsmangel und Woh-
nungszwangswirtschaft in Deutschland 1914–1960 (Vierteljahreshefte f�r Sozial- und Wirt-
schaftsgeschichte, Beihefte 119), Stuttgart 1995. F�r W�rttemberg vgl. Paul Sauer: W�rttem-
berg in der Weimarer Republik, in: Handbuch der baden-w�rttembergischen Geschichte,
Bd. 4, Stuttgart 2003, S. 88–89.

26 Eugen Wendler: 100 Jahre Haus und Grund Reutlingen, in: Festschrift 100 Jahre Haus und
Grund 1918–2018, o. O., o. J. [Reutlingen 2018], S. 6–10.
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Ursachen der Wohnungsnot

Eine Vielzahl von Quellenbelegen macht die Brisanz des Themas deutlich, das
den Verantwortlichen vor allem in den großen St�dten schon lange vor Kriegs-
ende bewusst war. Das w�rttembergische Innenministerium hatte bereits im
August 1917 in einem Runderlass an die Ober�mter Berichte zur Wohnungs-
lage im Land angefordert.27 Doch ließe sich zun�chst die Frage stellen, wes-
halb es �berhaupt angesichts gesunkener Einwohnerzahlen in Reutlingen
(28.897 im Jahr 1919 gegen�ber 29.763 1910), vieler Kriegstoter und zur�ck-
gehender Geburtenraten28 zu einer Wohnraumknappheit kommen konnte.
Zwei Gr�nde werden im Wesentlichen genannt: Zum einen war die Baut�tig-
keit allenthalben �ber vier Jahre praktisch zum Erliegen gekommen. Die Fest-
stellung des Bau- und Sparvereins gelegentlich der Jahresversammlung am
6. Februar 1916, dass „nicht neu gebaut“ werde, wird durch weitere Quellen
best�tigt: W�hrend das Anmeldeverzeichnis der Geb�udebrandversicherung
f�r das Jahr 1913 noch 171 Hochbaumaßnahmen in der Stadt verzeichnete,
waren dies w�hrend des Krieges mit Ausnahme des Jahres 1914 nie mehr als
einhundert, darunter so gut wie keine Neu-, sondern lediglich An- und
Umbauten.29 Ein noch deutlicheres Bild vermittelt das Register des Bau-
kontrolleurs, das f�r 1914 noch 204 – zum Teil allerdings kleinere An- und
Umbauten –, 1915 dann aber nur noch 52 und 1917 gar lediglich 15 Baumaß-
nahmen enth�lt.30 Der Stillstand lag also auf der Hand.

Daneben spielte in Reutlingen wie in Deutschland generell ein zweiter
Grund eine Rolle: Zahlreiche kriegsgetraute Paare dr�ngten nun auf den Woh-
nungsmarkt.31 So wandte sich etwa Lina Decker aus Eningen 1922 an das
Oberamt Reutlingen. Sie hatte im Vorjahr geheiratet, ohne dass das Paar bis-

27 StA Sigmaringen W� 65/27 T 1–2 B� 1094. In allzu großem Optimismus schrieb das Ober-
amt Reutlingen darauf, „daß in allen Bezirksgemeinden – bis auf Reutlingen – jetzt und nach
dem Kriege die Wohnungen f�r den Bedarf gen�gen“. Generell zum Thema: G. Schulz (wie
Anm. 25), S. 137; K. C. F�hrer (wie Anm. 25), S. 27 ff.

28 Zu dieser Entwicklung generell vgl. den Befund von D. Peukert (wie Anm. 25), S. 92: „Aller-
dings wurde der Geburtenr�ckgang, der vor dem Krieg einsetzte, durch den Weltkrieg dra-
matisch gesteigert; denn die Zahl der in diesen Jahren Neugeborenen lag etwa bei der H�lfte
des um 1910 noch Normalen.“ Ein �berblick zu W�rttemberg, der Peukerts Ergebnis im
Wesentlichen st�tzt, bei Gert Kollmer-von Oheimb-Loup: Bevçlkerung und soziale Ver-
h�ltnisse, in: Handbuch der baden-w�rttembergischen Geschichte, Bd. 5, Stuttgart 2007,
S. 5–6.

29 StadtA Rt., N 802 (Bau- und Sparverein) Nr. 2 (Jahresversammlung vom 6. 2. 1916); Geb�u-
debrandversicherung: Anmeldeverzeichnis f�r Hochbauten 1907–1922.

30 StadtA Rt., Bauratsschreiberei, Tabellarisches Protokoll des Baukontrolleurs.
31 P. Sauer (wie Anm. 25), S. 88; zur reichsweiten Situation vgl. G. Schulz (wie Anm. 27), S. 140

und K. C. F�hrer (wie Anm. 25), S. 30. Einen Beleg aus Reutlingen enth�lt das Protokoll der
Generalversammlung des Bau- und Sparvereins vom 10. 3. 1918: „Wenn auch fast 2 Millionen
Krieger nicht mehr heimkehren werden aus dem gewaltigen Kriegen [!], so sind in den
Kriegsjahren auch 500.000 Wohnungen nicht gebaut worden [. . .] und sehr vielen Kriegs-
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lang eine eigene Wohnung finden konnte. Vielmehr, so Decker, „mußten wir
uns mit einem Raum auf der B�hne unter dem Dach, der nicht einmal ein-
gemauert ist, im Hause meiner Schwiegereltern [. . .] begn�gen“.32 Auch der
Ingenieur Hermann Schlotterbeck aus Betzingen, der 1915 geheiratet hatte
und w�hrend des Krieges nicht mit seiner Braut zusammenziehen konnte,
suchte noch 1923 nach einem geeigneten Heim.33

Beide Faktoren waren den Zeitgenossen bekannt und wurden kontrovers
diskutiert. Dazu liegt aus Reutlingen ein bemerkenswertes Zeugnis in Form
einer vielleicht 1924, sp�testens 1925 verfassten Denkschrift vor.34 Der Verfas-
ser kommt darin zu einer ganz anderen Erkl�rung der Wohnungsnot. Weder
die Stagnation der Baut�tigkeit in den vergangenen Jahren noch die nach-
geholten Hausstandsgr�ndungen seien die Hauptursachen, sondern: „Der
verlorene Krieg und seine Folgen haben uns das Schreckgespenst der Woh-
nungsnot gebracht, das uns schon 4 Jahre in Atem h�lt, ja sich anschickt, bei
uns sich dauernd heimisch zu machen.“35 Mit Kriegsfolgen war einerseits die
Geldentwertung und andererseits ein rigides gesetzliches Mietpreisregime
gemeint,36 das zu „Wohnungsluxus“ in der Form gef�hrt habe, dass die Men-
schen immer mehr den durch Geldentwertung g�nstig gewordenen Wohn-
raum in Anspruch nehmen und die mangelnde Rendite Vermietungen und
Instandhaltungsinvestitionen unattraktiv machten.37 Das Heilmittel war f�r
den Autor der Schrift ein Umsteuern staatlicher Politik im Sinn einer Pr�mie-

getrauten wird es nach dem Krieg an Wohnungen wie Aussteuern fehlen.“, StadtA Rt., N
802 Nr. 2.

32 StA Sigmaringen W� 65/27 T 1–2 B� 1096.
33 Ebd., B� 2027.
34 StA Sigmaringen W� 65/27 T 1–2 B� 1095. Die zehnseitige, mit Eingangsvermerk und Para-

phe Landrat Kommerells vom 20. 2. 1925 versehene masch. Denkschrift „Warum haben wir
Wohnungsmangel? Kann der Wohnungsmangel beseitigt werden auf welchem Wege?“ ist
auf die Stadt Reutlingen bezogen und tr�gt eine schwer leserliche Unterschrift (S. 10), ver-
mutlich „Eisenlohr“. Wenn dies zutrifft, handelte es sich um den Amtmann beim Oberamt
Reutlingen, Dr. jur. Georg Eisenlohr (1887–1951), sp�ter Regierungsrat bei der Abteilung
Bezirks- und Kçrperschaftsverwaltung des w�rttembergischen Innenministeriums und
1929–1938 (und wieder 1945) Landrat in M�nsingen. W�hrend des Zweiten Weltkriegs war
Eisenlohr Referent des Generalgouverneurs Hans Frank in Polen, vgl. Die Amtsvorsteher
der Ober�mter, Bezirks�mter und Landrats�mter in Baden-W�rttemberg 1810 bis 1972,
hrsg. von der Arbeitsgemeinschaft der Kreisarchive beim Landkreistag Baden-W�rttem-
berg, Stuttgart 1996, S. 233. Als weitere, allerdings weniger wahrscheinliche Mçglichkeit
kommt der Gemeinderat Johannes Eisenlohr in Betracht, der des �fteren die Sitzungen des
Gemeinderats in Stellvertretung des Oberb�rgermeisters leitete. Zu diesem s. den Beitrag
von Gabriel Pscheidt in diesem Band.

35 StA Sigmaringen W� 65/27 T 1–2 B� 1095, Denkschrift S. 1.
36 Ebd., S. 7: „Es unterliegt also keinem Zweifel, daß die Nichtanpassung der Mietpreise an die

fortschreitende Geldentwertung die Ursache dieses Wohnungselends sind [!].“
37 Damit stand der Verfasser keineswegs allein; im Gemeinderat �ußerte Stadtpfleger Bruck-

lacher 1926, es sei ein Fehler gewesen, die „Mieten k�nstlich niedrig zu halten.“, StadtA Rt.,
C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 16. 9. 1926, § 701.
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Ein Weg, trotz Wohnungsknappheit und Zuzugssperre zu einem neuen Zuhause zu
kommen, war der Wohnungstausch. Die Annoncen im st�dtischen Amtsblatt vom
November 1923 zeigen, wie rege davon Gebrauch gemacht wurde.
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rung der Schaffung weiteren Wohnraums und eine Lockerung des Mieter-
schutzes. Vor allem seien die Eigent�mer in die Lage zu versetzen, in Wohn-
raum zu investieren, andernfalls drohe ein langsamer Verfall: „Wer aufmerk-
sam beobachtet, kann jetzt schon hie und da beobachten, wie eine Reihe von
H�usern, insbesondere in der Altstadt, immer mehr verwahrlosen, außen und
innen. [. . .] In der Tat, wenn die verantwortlichen Stellen diesem „H�user-
sterben“ keinen wirksamen Riegel vorschieben, dann gehen immer mehr
Wohnungen ein, nicht weil der Hauseigent�mer sie f�r sich beansprucht,
sondern weil sie eben nicht mehr bewohnbar sind.“38

„[. . .] dem einfachsten menschlichen Gebot Rechnung tragen“:
Mietpreisbremse und Zuzugssperre

Dies f�hrt zu den gesetzlich vorgegebenen Handlungsspielr�umen, in deren
Rahmen die Gemeinden agierten. Bereits im Januar 1919 war eine Reichs-
verordnung zur Unterbringung obdachloser Familien in Kraft getreten, in de-
ren Folge Wohnungskommissionen gebildet wurden.39 Zu den Maßnahmen
gegen Wohnungsmangel gehçrten weiter ein Abbruchverbot von Wohn-
geb�uden und die Meldepflicht f�r leerstehenden Wohnraum.40 Auf die schon
w�hrend des Krieges beschlossenen Einzelmaßnahmen41 folgte das Woh-
nungsmangelgesetz vom 11. Mai 1920 (verl�ngert 1923), das die Erfassung und
Verteilung verf�gbaren Wohnraums durch kommunale Wohnungs�mter fest-
schrieb.42 Von einem freien Wohnungsmarkt konnte damit keine Rede mehr
sein; Wohnungsinserate in den Zeitungen waren – mit Ausnahme von
„Tauschanzeigen“ – nachgerade untersagt.43 Zudem blieben zur verst�nd-

38 Ebd., S. 9.
39 In Reutlingen in einer Eingabe des Mietervereins am 12. 9. 1919 beantragt, vgl. StadtA Rt., C

50 Gemeinderatsprotokoll vom 17. 9. 1919, § 1494. Die vom Gemeinderat bestellte Kommis-
sion bestand aus Vertretern des Wohnungsamtes sowie der Mieter- wie der Vermieterseite,
vgl. StA Sigmaringen W� 65/27 T 1–2 Nr. 1095.

40 Verf�gung des Staatskommissars f�r die wirtschaftliche Demobilmachung, Sonderabdruck
aus dem „Staatsanzeiger“ vom 22. 1. 1919 (Exemplar im StA Sigmaringen W� 65/27 T 1–2
Nr. 1095. Siehe auch Alfred Dehlinger: W�rttembergs Staatswesen in seiner geschichtlichen
Entwicklung bis heute, 2 Bde., Stuttgart 1951–1953, § 140.

41 Verordnung zum Schutz der Mieter vom 26. 7. 1917; Bekanntmachung betr. �nderung der
Verordnung zum Schutz der Mieter vom 23. 9. 1918; Bekanntmachung �ber Maßnahmen ge-
gen Wohnungsmangel vom 23. 9. 1918; Anordnung f�r das Verfahren vor den Einigungs-
�mtern, vgl. Reichsgesetzblatt 1918, S. 1135–1149.

42 Gesetz �ber Maßnahmen gegen Wohnungsmangel, in: Reichsgesetzblatt 1920 Nr. 107
(S. 949 ff.); vgl. K. C. F�hrer (wie Anm. 25), S. 308–319; zuletzt Johann-Frederik Schuldt:
Mietpreisbremse. Eine juristische und çkonomische Untersuchung der Preisregulierung f�r
preisfreien Wohnraum, Baden-Baden 2017, S. 32 ff.

43 HStA Stuttgart E 151/08 B� 369.
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lichen Erbitterung der Hauseigent�mer die Mieten festgeschrieben.44 Arg-
wçhnisch verfolgte man amtlicherseits die Ausweisung von Gewerbe- anstelle
von Wohnr�umen. Schließlich wurde der Zuzug in die Stadt streng begrenzt:
Wer nicht als Arbeitskraft dringend bençtigt wurde, erhielt keine Erlaubnis,
nach Reutlingen zu ziehen. Die Akten vor allem der unmittelbaren Nach-
kriegsjahre sind voll von h�nderingenden Gesuchen um Ausnahmen, die vom
st�dtischen Wohnungsamt meist abschl�gig beschieden wurden.45 Auch vor
den Gasthçfen machte man nicht halt. 1920 wurde der Aufenthalt in Frem-
denzimmern auf drei Tage beschr�nkt.46

Viele dieser Restriktionen blieben ein st�ndiger Begleiter w�hrend der
Weimarer Jahre. Noch Ende 1928 pl�dierte Oberb�rgermeister Hepp f�r die
Beibehaltung des vom Haus- und Grundbesitzereins heftig befehdeten Geset-
zes, da Reutlingen mit inzwischen 34.000 Einwohnern „f�r einen großen Teil
W�rttembergs Industriemittelpunkt“ sei und bei einer Aufhebung des Woh-
nungsmangelgesetzes vom Zuzugsproblem besonders betroffen w�re.47

In Reutlingen wurde bei der Verteilung freier Mietr�ume die im Reichs-
vergleich noch eher vermieterfreundliche w�rttembergische Regelung an-
gewandt, wonach dem Vermieter drei Vorschl�ge durch das Wohnungsamt
unterbreitet wurden, aus denen er den genehmsten ausw�hlen konnte. Zus�tz-
lich kam es auf Intervention des liberalen Gemeinderats Hans Freytag zu einer
weiteren Milderung, indem beschlossen wurde, dass Mietwohnungen, die
ohne çffentliche Fçrderung neu geschaffen wurden, von der Zwangsbewirt-
schaftung befreit wurden. Zur Schlichtung der von Anfang an absehbaren
Streitigkeiten zwischen Mietern und Vermietern waren Wohnungseinigungs-
�mter vorgesehen, zudem scheuten sich vor allem die Vermieter nicht, sich

44 F�r das Inflationsjahr 1923 vermerkt G. Schulz (wie Anm. 27), S. 141: „Nie war es angeneh-
mer, Mieter zu sein, als Mitte 1923: Der Mietindex erreichte knapp zwei Prozent des Lebens-
haltungsindex.“ S. a. J.-F. Schuldt (wie Anm. 42), S. 33–35.

45 Ebd., sowie StA Sigmaringen W� 65/27 T 1–2 B� 1096–1097. 1923 suchte der bei Stoll be-
sch�ftigte Stricker August Beck aus Genkingen vergeblich um Zuzugsgenehmigung an, das
Wohnungsamt dazu: „Die Heimat von Beck ist nicht Reutlingen, sondern Genkingen.“
Nicht mehr Gl�ck hatte 1924 Wilhelm Digel aus Ohmenhausen, der von seinem Stiefvater
„des Hauses verwiesen“ worden sei. Das Wohnungsamt lehnte den Antrag mit der Begr�n-
dung ab: „Digel ist hier wirtschaftlich nicht notwendig. Er soll in seiner Heimat Ohmenhau-
sen bleiben; wenn nicht im Elternhaus, dann als Schlafg�nger, wie wohl dutzende andere
auch.“

46 HStA Stuttgart E 151/08 B� 369.
47 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 20. 12. 1928, § 1348. Zur Debatte s. a. die im

Nachlass des damaligen Gemeinderats Oskar Kalbfell enthaltenen Ausgaben der Haus- und
Grundbesitzerzeitung (StadtA Rt., N 32 Nr. 23) sowie die anonyme Beschwerdeschrift ge-
gen Oberb�rgermeister Hepp von 1927 in: StadtA Rt., Hauptamt, Az. 006–10- Die Auf-
hebung des Gesetzes stand schließlich 1931 auf dem Programm, vgl. StadtA Rt., Liegen-
schaftsamt Nr. 56.
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beim Oberamt gegen Wohnungsbeschlagnahmen durch die Stadt zu beschwe-
ren – zum Leidwesen des Wohnungsamtes nicht selten mit Erfolg.48

Zur Weimarer Zeit gehçrt auch die Formierung der gesellschaftlichen Inte-
ressen in Verb�nden und Vereinen, die mit Nachdruck versuchten, ihre Sicht
der Dinge Gesetzgebern und lokalen Entscheidungstr�gern nahezubringen
und auch Wahlen in ihrem Sinn zu beeinflussen. So befasste sich der Gemein-
derat 1922 mit umfangreichen Eingaben des Reutlinger Mietervereins zur
Gesch�ftsordnung der Wohnungskommission, gegen die sich der Verein der
Haus- und Grundeigent�mer wiederum heftig zur Wehr setzte.49 Am 8. No-
vember 1920 fand in Reutlingen eine große Mieterversammlung statt, deren
maschinenschriftliches Protokoll auch an das Innenministerium in Stuttgart
gelangte.50 Beteiligt waren dabei nicht nur der Mieterverein, sondern auch
Vertreter der Gewerkschaften, des Baugewerbes und weiterer Interessen-
gruppen. Die dort beschlossene Resolution wandte sich weniger an die Ver-

Der Haus- und Grundbesitzerverein versuchte �ber die Bewerbung bestimmter
Kandidaten f�r die Gemeinderatswahl, seine Interessen durchzusetzen. Haus-
und Grundbesitzerzeitung Reutlingen 1928.

48 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 24. 2. 1921, § 223; HStA Stuttgart E 151/08
B� 369. Im M�rz 1920 berichtete das st�dtische Wohnungsamt dem Gemeinderat, dass wie-
derholt – in neun F�llen – seine Entscheidungen durch das Oberamt außer Kraft gesetzt wor-
den w�ren, die Gewinnung weiterer Wohnr�ume sei dadurch gef�hrdet. Das Thema wurde
auch von der sozialdemokratischen Freien Presse aufgegriffen, die beklagte, das Oberamt
trage „[. . .] nicht dem einfachsten menschlichen Gebot Rechnung, sondern – dem Willen des
Hausbesitzers.“ Vgl. Freie Presse vom 19. 2. 1924.

49 StA Sigmaringen W� 65/27 T 1–2 Nr. 1095.
50 HStA Stuttgart E 151/08 B� 369.
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antwortlichen in Gemeinderat und Stadtverwaltung, sondern verstand sich als
politisches Forderungspaket, das auf ordnungspolitische und fiskalische Stell-
schrauben auf Reichs- und Landesebene abzielte. Im Wesentlichen pl�dierte
die Versammlung f�r die Beibehaltung einer strengen Wohnraumbewirtschaf-
tung, einer Begrenzung der Mçglichkeit, Instandhaltungskosten auf die Mie-
ter abzuw�lzen, sowie f�r eine deutliche Erhçhung von Baukostenzusch�ssen
und Darlehen. Die Finanzierung sollte durch eine Erhçhung der Reichsein-
kommensteuer und weiterer Abgaben gew�hrleistet werden.

Kommunaler Wohnungsbau

Im Gemeinderat war der nat�rliche Verb�ndete der Mieterseite die Fraktion
der SPD, die eine aktive st�dtische Wohnungsbaupolitik einforderte. Neben
den rigiden Eingriffen in den Wohnungsmarkt entwickelte sich dann in der
Tat der Wohnungsbau zu einer Konstante der Weimarer Jahre. Emil Hepp
hatte bereits am 20. November 1918 im Gemeinderat die absehbare Woh-
nungsnot zum Thema gemacht und eine Beschlagnahme leer stehenden
Wohnraums nicht ausgeschlossen.51 Im Februar 1919 wurde mit einer st�dti-
schen Baut�tigkeit begonnen, zun�chst allerdings in recht improvisierter
Form. Aufgrund der „hier herrschenden Wohnungsnot“ wurden die bisheri-
gen Lazarettbaracken auf der Rennwiese zu Wohnraum umfunktioniert,
zus�tzlich entstanden in der Lohm�hlestraße weitere Barackenbauten zur
Unterbringung von Familien.52

In der Folge wurde eine umfangreiche Baut�tigkeit auf den Weg gebracht,
die einzelne Reutlinger Straßenz�ge bis heute pr�gt. Dabei kann fast von einer
Arbeitsteilung gesprochen werden, indem die Stadt vorwiegend (aber keines-
wegs ausschließlich) grçßere Mehrfamilienh�user erstellte, w�hrend die sich
schnell gr�ndenden Siedlungs- und Bauvereine bzw. -genossenschaften �ber-
wiegend Ein- bis Zweifamilienh�user errichteten. In der Stadt, die durch das
Gmindersdorf eine reichsweit beachtete Arbeitersiedlung mit programmati-
schem Anspruch unmittelbar vor dem Krieg erhalten hatte,53 kam es indes,
anders als etwa in Schwenningen in jenen Jahren, zu keiner Errichtung einer

51 Gemeinderatsprotokoll vom 20. 11. 1918, in: HStA Stuttgart E 151/08 B� 369.
52 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokolle vom 19.2., 5.3. und 25. 6. 1919; Bauratsschreiberei,

Darlehensakten. Demnach boten allein die Rennwiesenbaracken Platz f�r 21 Dreizimmer-
wohnungen, die in der Lohm�hlestraße f�r 23 Wohnungen.

53 Arbeiter-Siedlung Gmindersdorf. 100 Jahre Architektur- und Alltagsgeschichte. Begleitband
zur Ausstellung des Heimatmuseums Reutlingen, Arbeiter-Siedlung Gmindersdorf, 100
Jahre Architektur- und Alltagsgeschichte, hrsg. vom Heimatmuseum, Reutlingen 2003;
Kerstin Renz: Der Fabrikant als M�zen – Das Beispiel der Textildynastie Gminder in Reut-
lingen, in: RGB NF 54 (2015), S. 252–254.
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wirklich grçßeren Siedlung.54 Vielmehr wurden die Stadtr�nder und Ausfall-
straßen bebaut und schon lange zur Bebauung vorgesehenes Gel�nde, f�r das
Baulinienpl�ne vorlagen, genutzt. Schwerpunkte st�dtischer Baut�tigkeit
waren die T�binger Vorstadt, das Gewand Betzenried, das Gebiet entlang der
Sickenh�user Straße sowie der Vorort Betzingen.

In der T�binger Vorstadt entstanden im Bereich Hermann-Kurz-, Kurrer-
und Grathwohlstraße grçßere Mehrfamilienh�user, ein Projekt, das allerdings
sein 1919 gesetztes Ziel von 60 neuen Wohnungen55 aufgrund Baustoffman-
gels zun�chst nicht erreichen konnte. Einzelhaussiedlungen entstanden auf-
grund des Fl�chenbedarfs eher an der Peripherie. Im Unterschied zu den von
çrtlichen Architekturb�ros geplanten Mehrfamilienh�usern wurden unweit
der Sickenh�user Straße auf einem Grundst�ck der Armenpflege in st�dtischer

1914/15 entstanden auf der Rennwiese bei der Jahnsporthalle Lazarettbaracken, die
1919 f�r Wohnzwecke umgebaut bis 1926/27 in Gebrauch blieben.

54 KB Rt. Bd. 2, S. 459. Zu Schwenningen vgl. Kilian Fehr: Die Zeit der Weimarer Republik, in:
Geschichte der Stadt Villingen-Schwenningen, Bd. 2: Der Weg in die Moderne, hrsg. von
Casimir Bumiller, Villingen-Schwenningen 2017, S. 313 ff. Gemeinderat Freytag regte Ende
1919 eine gemeinsame Besichtigung der dortigen Wohnbauten in Einfachbauweise an,
StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll 10. 12. 1919, § 1969. Auch im Nachlass des SPD-
Stadtrats Kalbfell findet sich ein Notizzettel zum Wohnungsbau in Schwenningen, vgl.
StadtA Rt., N 32 Nr. 20.

55 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 17. 9. 1919, § 1494. Die Akten dazu in StadtA
Rt., Hochbauamt Nr. 1103–1111.
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Regie zehn Doppelwohnh�user errichtet, die dann vermietet wurden. 1926
kam ebenfalls an der Sickenh�user Straße noch eine Reihenhausanlage mit
44 Einheiten hinzu.56 Diese wiederum vom Stadtbauamt geplanten Reihen-
h�user hatten in der ab 1921 am westlichen Ortsrand Betzingens entstandenen
Siedlung Frçbelstraße ihr unmittelbares Vorbild, auch dort wurden 44 H�user
errichtet.57 Diese Geb�ude wurden nach Fertigstellung zu g�nstigen Kon-
ditionen verkauft.

Das Bestreben nach Schaffung von Wohnraum zeitigte auch ein Groß-
projekt auf vielleicht etwas unerwartetem Gebiet. Zum 200. Jahrestag des
großen Stadtbrands von 1726 wurde auf vorherige Initiative des Frauenvereins
der Beschluss gefasst, ein Altersheim zu errichten, das insbesondere den durch
die Inflationsjahre besonders betroffenen Rentnern zu einem Lebensabend in

1926 errichtete Reihenh�user in der Sickenh�user Straße, einer der Schwerpunkte
st�dtischer Wohnbaut�tigkeit. Hier wie in Betzingen wurden in erster Linie kleinere
Einfamilienh�user, sogenannte Heimst�tten, geschaffen.

56 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 12. 1. 1922, § 41; ebd. 18. 3. 1926, § 199; Hoch-
bauamt Nr. 1050–1054.

57 StadtA Rt., Bauratsschreiberei, Darlehensakten. Von den eigentlichen Gestehungskosten
wurden den Erwerbern die staatlichen und st�dtischen Zusch�sse erlassen, sodass die Preise
zwischen ca. 25.000 und 30.000 Mark pro Haus samt Gartengrundst�ck lagen. Zur Frçbel-
straße liegen Planungs- und Vergabeakten vor, in: StadtA Rt., Hochbauamt Nr. 1090–1091.

44 Roland Deigendesch



W�rde verhelfen sollte.58 In erster Linie hatte man dabei Alleinstehende und
Ehepaare des „Mittelstandes“ im Auge. Dekan Theophil Wurm unterst�tzte
das Vorhaben nachdr�cklich und die B�rgerschaft, allen voran der Unter-
nehmer Gustav Groß und weitere Fabrikanten, spendeten in erheblichem
Umfang.59 Das in „vorz�glicher und ruhiger Lage“ an der Ringelbachstraße
errichtete Geb�ude wurde nach Besichtigung einschl�giger Vorbilder an ande-
ren Orten durch Stadtbaumeister Adolf Kober (1874–1939)60 geplant, die
Bauleitung lag bei seinem Mitarbeiter Karl Haid. Nach beachtlich kurzer Bau-
zeit wurde das Altersheim mit 40 Zimmern im November 1928 eingeweiht.

Die Ergebnisse des st�dtischen Wohnungsbaus konnten sich also sehen las-
sen. Allein im Jahr 1921 waren in Reutlingen insgesamt rund 200 neue Woh-

Das im November 1928 eingeweihte, von Baurat Adolf Kober geplante st�dtische Al-
tersheim im Ringelbach wurde mit vielen Spendenmitteln Reutlinger B�rger errichtet.
Den Anstoß bildete der 200. Jahrestag des großen Stadtbrands von 1726 und eine Ini-
tiative des Reutlinger Frauenvereins.

58 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 2. 9. 1926, §§ 674, 701 sowie vom 25. 9. 1926,
§ 730.

59 Die wesentliche �berlieferung zum Bau des Altersheims in StadtA Rt., F�rsorgeamt, hier
v.a. Nr. 526 und 529.

60 Manuel Cuadra: Architektur um 1900 in Reutlingen. Katalog zur Ausstellung, Reutlingen
1990, S. 113.
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nungen geschaffen worden, bis Ende 1925 gar 780.61 Allerdings behob dies
den Notstand keineswegs, sondern sorgte allenfalls f�r eine Milderung. So
f�hrte das Wohnungsamt im Herbst 1921 nicht weniger als 700 Wohnung-
suchende in seiner Kartei, darunter 100 Familien. Noch Ende des Jahres 1925
ging Gemeinderat Wirsching von 879 Wohnungsuchenden aus, die SPD-
Fraktion sprach 1926 von 343 Familien ohne Wohnung.62 Es w�re jedoch naiv,
von einer einfachen Opposition von Verwaltung und Gemeinderat in dieser
Frage auszugehen, waren doch die großen Fraktionen in den entscheidenden
Kommissionen, angefangen von der Notwohnungskommission 1919 bis hin
zur Baukommission, vertreten. Gleichwohl waren die von der Presse ausf�hr-
lich wiedergegebenen çffentlichen Sitzungen des Gemeinderats der Ort, un-
terschiedliche Positionen in der Wohnungsfrage zum Ausdruck zu bringen.
W�hrend die SPD-Fraktion immer wieder eine aktivere st�dtische Baupolitik
zum Bestandteil von Haushaltsantr�gen machte und dabei besonderen Wert
auf grçßere Bauvolumen legte, verwahrte sich die Stadtspitze dagegen, dem
Wohnungsmangel haupts�chlich durch eigene Baut�tigkeit zu begegnen. Si-
cherlich unter dem Eindruck der f�r die Gemeindehaushalte problematischen
Erzbergerschen Finanzreformen63 hatte Oberb�rgermeister Hepp schon zu
Jahresanfang 1921 gemahnt, die Stadt kçnne nicht wie bisher fortfahren, wenn
die Schuldenlast nicht zu groß werden solle. Noch deutlicher wurde er, nach-
dem 1926 im Zuge der Errichtung von Siedlungsh�usern in der Sickenh�user
Straße und einigen Mehrfamilienh�usern die Bedienung der aufgenommenen
Kredite fraglich geworden und neuerlich Forderungen nach çffentlicher Bau-
t�tigkeit aufgekommen waren: „Ein Lump sei, der mehr ausgebe, als er habe“,
so der Oberb�rgermeister im Gemeinderat.64 Bauen war f�r die Stadt n�mlich

61 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 16. 6. 1926, § 521. Die hier genannte Zahl von
780 Wohnungen findet eine Best�tigung durch die Baukontrollregister: Nach 147 dort ver-
zeichneten Baumaßnahmen 1920 steigerten sich die Zahlen mit Ausnahme des Inflations-
jahrs 1923 kontinuierlich bis auf 425 allein im Jahr 1925, StadtA Rt., Bauratsschreiberei, Bau-
kontrollregister 1920–1925. Es handelte sich keineswegs durchweg um Neubauten, gerade
in den fr�hen Jahren wurden auch sehr viele Dachbçden zu Wohnraum ausgebaut.

62 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 12. 1. 1922, § 41; 16.6. und 16. 9. 1926, §§ 521,
701. Ein leider nicht weiter zuweisbarer lokaler Pressebericht „Wohnungsbau 1924–1926 in
W�rttemberg“ (in: StadtA Rt., N 32 Nr. 20) weist Reutlingen gar einen der hinteren R�nge
im Land zu, weit hinter anderen Industriest�dten wie Esslingen, Ulm oder Stuttgart. Aller-
dings ber�cksichtigt diese Statistik lediglich den çffentlich gefçrderten Wohnungsbau.

63 Die im Wesentlichen 1920 verabschiedeten Reichssteuergesetze f�hrten dazu, dass die bis-
lang von den L�ndern und Kommunen erhobenen Einkommensteuern zu Reichssteuern
wurden. Den Kommunen verblieben nun vor allem die Realsteuern (Grund-, Geb�ude- und
Gewerbesteuer) als eigene Einnahmen, vgl. A. Dehlinger (wie Anm. 40), §§ 380, 387; Kurt
Jeserich: Kommunalverwaltung und Kommunalpolitik, in: Deutsche Verwaltungsgeschich-
te, Bd. 4, Stuttgart 1985, S. 511–513.

64 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 16. 9. 1926, § 701. Die Kreditakten in: StadtA
Rt., Stadtpflege II, Nr. 826. Oberb�rgermeister Hepp im Juli 1927 an die Aufsichtsbehçrde
im Innenministerium: „�brigens ist die Sachlage heute so, dass eine R�ckzahlung aus lau-
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schon lange ein Verlustgesch�ft. 1921 bezifferte die Baukommission einen
j�hrlichen Abmangel von 3000 Mark f�r jede Wohnung.65

W�hrend sich Hepp mit seinen Bedenken in erster Linie an die SPD-Frak-
tion im Gemeinderat wandte, die gleichwohl an ihren Forderungen festhielt,66

sahen auch die B�rgerlichen die Lçsung nicht im Wohnungsbau in st�dtischer
Tr�gerschaft. Das st�dtische Wohnbauprogramm kam am Ende aber erst unter
dem Eindruck der Weltwirtschaftskrise weitgehend zum Erliegen. 1929
betonte Stadtamtmann Rapp im Gemeinderat nochmals, wie sehr sich die
Stadt seit Beendigung des Krieges auf diesem Feld engagiert habe.67 In
Zukunft sei aber ein st�dtisches Wohnungseigentum wegen zu hoher Bewirt-
schaftungskosten nicht mehr mçglich.

Genossenschaftliche Bauvereine als Akteure auf dem Wohnungs-
markt

Neben der st�dtischen Baut�tigkeit setzte man auf einen von Reich und Land
gefçrderten privaten Wohnungsbau. Bereits vom 30. Mai 1919 datiert das
Wohnungsb�rgschaftsgesetz des Landes.68 Ziel war es, „zu Gunsten der
minderbemittelten Bevçlkerung und der wirtschaftlich schwachen Teile des
Mittelstandes, das Baukapital f�r [. . .] Kleinwohnungsbauten [. . .] zu verbil-
ligen.“69 Das Gesetz sah die Gemeinden und eine noch zu gr�ndende Kredit-
anstalt des Landes70 je h�lftig als B�rgschaftstr�ger vor. Es war an den St�dten,
Fçrder- und Kreditw�rdigkeit der Antragsteller zu pr�fen. Nimmt man die

fenden Mitteln ein Ding der Unmçglichkeit ist und dass R�ckzahlungen nur erfolgen kçn-
nen bei neuer Anleheaufnahmen (!).“ Die Lage der Stadt unterschied sich darin in nichts von
der der meisten Kommunen, vgl. K. Jeserich (wie Anm. 63), S. 514.

65 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 24. 2. 1921, § 223.
66 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 18. 3. 1926, § 199 und 16. 9. 1926, § 701. 1926

etwa wurden ein Bauprogramm und Investitionen in Hçhe von einer Million Mark bean-
tragt, 1928 schrieb Oskar Kalbfell in einem Zeitungsbeitrag: „Notwendig ist, nachdem die
Regierung und die Wokra [Wohnungskreditanstalt, d. Verf.] bis jetzt vollst�ndig versagt hat,
dass die St�dte den Bauenden solange an die Hand gehen, bis der Staat seine Pflicht erf�llt.“,
StadtA Rt., N 32 Nr. 20. Der Beitrag erschien u. a. in der von der Gemeinn�tzigen Woh-
nungsf�rsorge der Mietervereine herausgegebenen Monatsschrift Schw�bisches Heim 2
(1928), Heft 3.

67 Gemeinderatsprotokoll vom 21. 6. 1929, in: StadtA Rt., Bauratsschreiberei, Darlehensakten.
1930 war lediglich noch davon die Rede, Ersatz f�r die abgebrochenen Baracken zu schaffen,
ebd.

68 Regierungsblatt f�r W�rttemberg 1919, Nr. 19 (S. 131 ff.); vgl. A. Dehlinger (wie Anm. 40),
§ 140.

69 Wie die vorige Anm.
70 Gegr�ndet 1924 als Wohnungskreditanstalt, vgl. A. Dehlinger (wie Anm. 40), § 78; P. Sauer

(wie Anm. 25), S. 111–112. Zuvor gab es bereits eine Darlehens- und Baustoffverwaltung,
die, so Innenminister Bolz, nun mit einem „neuen Firmenschild“ versehen werden sollte,
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Bereitstellung von Bauland und die Aufgabe der Erschließung neuer Wohn-
quartiere hinzu, so wird deutlich, �ber welche Schl�sselstellung die St�dte
und Gemeinden beim Wohnungsbau verf�gten. Der Finanzierung der Wohn-
baufçrderung diente unter anderem eine Wohnungsabgabe, die 1924 in eine
Geb�udeentschuldungssteuer umgewandelt wurde. Allerdings f�hrte die
allgemeine wirtschaftliche Entwicklung dazu, dass allenfalls ein Teil dieser
eigentlich f�r den Wohnungsbau gedachten Steuer, mit denen der inflations-
bedingte Wertzuwachs von Grundvermçgen abgeschçpft werden sollte,
diesem tats�chlich zugutekam.71

Die Beg�nstigten der Wohnbaukredite waren nicht nur Einzelpersonen.
Vielmehr war dies die Stunde der gemeinn�tzigen Baugenossenschaften und
der Bauvereine, denen Bezirksnotar Jakob Rieber 1919 in einer çffentlichen
Versammlung das Wort redete. Das Eigenheim, so Rieber, sei „der schçnste
Adelsbrief, den der einfache Mann erwerben und dessen er sich zeitlebens
freuen kann.“72

In Reutlingen existierte bereits seit 1892 der nach Esslinger Vorbild gegr�n-
dete Bau- und Sparverein, einer der Vorl�ufer der heutigen GWG-Wohnungs-
gesellschaft.73 Sein Ziel war es, Arbeitern modernen und gesunden Wohn-
raum zu verschaffen, sodass der Verein, �hnlich wie die Stadt, zun�chst vor
allem grçßere H�user errichtete, die dann ebenfalls in der T�binger Vorstadt
entstanden. Auch Mischformen zwischen Einzel- und Mehrparteienhaus wie
die f�nf 1922 errichteten dreistçckigen Reihenh�user in der Gabelsberger-
straße, erbaut nach Pl�nen des Reutlinger B�ros Zimmermann,74 wurden
vom Bau- und Sparverein geplant. Gerade hier zeigte sich jedoch auch die
Schw�che der genossenschaftlich finanzierten Bauinitiativen, die f�r konjunk-
turelle Entwicklungen anf�lliger waren als die çffentliche Hand. So wurde das
schon begonnene Unternehmen der Stadt zum Kauf angeboten, da die Bauten

vgl. Ansbert Baumann (Bearb.): Die Protokolle der Regierung des Volksstaats W�rttemberg
1 (Kabinett Hieber Juli 1920–Mai 1924), Stuttgart 2017, Bd. 2, S. 975–977.

71 A. Dehlinger (wie Anm. 40), § 382. Nach dem Rechenschaftsbericht der Wohnungskredit-
anstalt des Landes f�r 1924/25 betrugen die Einnahmen aus dieser Steuer 1924 rund 2,25 Mil-
lionen Reichsmark, 1925 ann�hernd sechs Millionen. 1924 wurden indes Kredite in Hçhe
von 13,3 und 1925 in Hçhe von 22 Millionen zugesagt (verçffentlicht in: Schw�bisches Heim
1 (1927), Heft 6). Bemerkenswert das Eintreten Emil Hepps im Gemeinderat f�r diese Abga-
be, deren Veranlagung „eine soziale und dem Steuerpflichtigen weitgehend Rechnung tra-
gende“ sei, StadtA Rt., C 1 Gemeinderatsprotokoll 1928 II vom 20. 12. 1928, § 1348.

72 SKZ Nr. 57 vom 10. 3. 1919. Rieber selbst wurde Vorsitzender des 1921 gegr�ndeten Heim-
st�ttenvereins, StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll 7. 4. 1921, § 463.

73 Dazu im Wesentlichen die beiden Festschriften 75 Jahre Genossenschaftlicher Wohnungs-
bau in Reutlingen 1892–1967, o. O., o. J.; Einhundertf�nfundzwanzig Jahre Wohnungs-Ge-
nossenschaft in Reutlingen, hrsg. von Ders., Reutlingen [2017]. Ein �berrest des Vereins-
archivs liegt vor mit StadtA Rt N 802 (Bau- und Sparverein), bes. Nr. 2 (Protokoll
1914–1932).

74 Es handelt sich um die heutigen Hausnummern 4–12, vgl. StadtA Rt., Hochbauamt
Nr. 1093. Zum Architekturb�ro Zimmermann, vgl. M. Cuadra (wie Anm. 60), S. 117.
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„wegen eingetretener Teuerung“ nicht vollendet werden konnten.75 Nach
�berwindung der Inflation setzte wiederum Kapitalmangel der privaten und
genossenschaftlichen Baut�tigkeit Grenzen.

1918 entstand der genossenschaftlich verfasste „Siedelungsverein“ unter der
Gesch�ftsf�hrung von Gewerbelehrer Karl Haug.76 Zu den Gesellschaftern
z�hlten Reutlinger Fabrikanten, deren Engagement hier und ebenso in wei-
teren Baugenossenschaften eine Art von indirektem unternehmerischem
Wohnungsbau anzuzeigen scheint.77 Neben dem Bau- und Sparverein war
der Siedelungsverein sicherlich der aktivste Zusammenschluss f�r den Woh-
nungsbau in der Stadt. Auch er hatte zum Ziel, Wohnraum „f�r die minder-
bemittelte Bevçlkerung von Reutlingen auf gemeinn�tziger Grundlage und
unter vorzugsweiser Ber�cksichtigung von Kriegsteilnehmern und kinder-

Die Ansicht der Gabelsbergerstraße 4–12 aus dem Jahr 1921 zeigt den Einstieg in den
Reihenhausbau: Nach außen entspricht das Geb�ude den bislang vom Bau- und Spar-
verein errichteten Mehrfamilienh�usern. Die Eing�nge deuten aber an, dass der Ent-
wurf des B�ros Zimmermann Einzelgeb�ude vorsah. Aufgrund wirtschaftlicher
Schwierigkeiten wurden sie vor Fertigstellung von der Stadt �bernommen.

75 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokolle 30. 12. 1921, § 1678; 2. 3. 1922, § 255, vgl. dazu den
Protokollband des Vereins, StadtA Rt., N 802 Nr. 2, dessen Eintr�ge vom April 1921 bis Ja-
nuar 1922 Planung und Abgabe des Bauprojektes spiegeln.

76 �ber die erste Generalversammlung im M�rz 1919 im Altenhof des Gmindersdorfs berichtet
die SKZ Nr. 55 vom 7. 3. 1919.

77 Eine Liste der Genossen aus dem Jahr 1920 nennt etwa die Fabrikantenfamilien Ammer und
Gminder, HStA Stuttgart E 151/08 B� 236. Zur Vereinsgr�ndung s. a. die handschriftlichen
Nachtr�ge von Rudolf Finckh in der Chronik von Egmont Fehleisen, StadtA Rt., DB 17 b,
zum Jahr 1918.
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reichen Familien“ zu schaffen, der Chronist Rudolf Finckh bezeichnete den
Verein nachgerade als „Kriegersiedlungsverein“. Allerdings ging es hier nicht
um grçßere Bauten, wie sie in der T�binger Vorstadt unter Regie der Stadt
oder des Bau- und Sparvereins entstanden, sondern um „Heimst�tten“, in Rei-
hen- oder Einzelbauweise errichtete Ein- bis Zweifamilienh�user, denen viel-
fach noch ein kleines Gartengrundst�ck beigegeben war.78 Der Verein war
vorwiegend in Betzingen (Gewande Ehrsberg, Steig) t�tig, aber auch in der
Kernstadt im Gewand Hirschland, unweit der Wçrth- und Lindachstraße. Bis
1928 waren etwa 50 H�user entstanden. Eine 1924 erstellte Liste der Bewoh-
ner im Hirschland l�sst durchblicken, wer hier eine neue Heimat fand: Von
den 34 Bewohnern �bte die H�lfte einen Handwerkerberuf aus, in 16 F�llen
gehçrten sie dem terti�ren Sektor an, in erster Linie Kaufleute.79 Es handelte
sich also durchweg um eine vergleichsweise çkonomisch abgesicherte Mittel-
schicht, die Arbeiterschaft oder aber „minderbemittelte“ Schichten waren –
wenn �berhaupt – in diesem Fall offenbar nur in geringem Maß vertreten.80

Die st�dtische Unterst�tzung f�r den Verein zeigte sich von Beginn an, als
die Stadt selbst Mitglied in der Genossenschaft wurde, aber mehr noch in
Zeiten der Krise. Der Verein hatte sich 1925/26 mit der Errichtung von vier
Doppelwohnh�usern �bernommen, nachdem die beauftragte Baufirma in
Zahlungsschwierigkeiten geraten war. Da der Bau stockte, konnte der Verein
die aufgenommenen Kredite mangels Mçglichkeit, fertige Wohnungen zu ver-
kaufen, nicht mehr bedienen. Die bemerkenswerte Lçsung bestand nun darin,
dass die Stadt – die gleichzeitig zu den grçßten Gl�ubigern gehçrte – an die
Stelle der zahlungsunf�higen Genossenschaft trat. Die Form der Genossen-
schaft blieb jedoch auch unter st�dtischer Regie erhalten: Die Gesellschafter-

78 Das Folgende aus StadtA Rt., C 50; Stadtpflege I Nr. 331–332; Bauratsschreiberei, Baukon-
trollregister sowie Darlehensakten; HStA Stuttgart E 151/08 B� 236.

79 StadtA Rt., Stadtpflege I, Nr. 331. Ein prominenter Bewohner war der DVP-Gemeinderat
(1928 Wechsel zum Christlichen Volksdienst), Kaufmann und Leiter der Ortsgruppe des
Deutsch-Nationalen Handlungsgehilfenverbandes, Eugen Wirsching (1891–1983), 1946
Gr�ndungsmitglied der CDU in Reutlingen, sp�ter Arbeitsminister und Landtagsabgeord-
neter des Landes Baden-W�rttemberg, vgl. Frank Raberg: Wirsching, Carl Eugen, in: Ba-
den-W�rttembergische Biographien, Bd. 2, hrsg. von Bernd Ottnad, Stuttgart 1999,
S. 490–491.

80 Allerdings war „einfachen“ Arbeitern Wohneigentum keineswegs g�nzlich versperrt. So-
wohl im Fall der um 1922 entstandenen st�dtischen Reihenh�user in der Gabelsbergerstraße
als auch in der Frçbelstraße in Betzingen finden sich Fabrikarbeiter, Boten, ja sogar Taglçh-
ner und „Notstandsarbeiter“ unter den Erwerbern, wenn auch zum Teil unter prek�ren Ver-
h�ltnissen: Im Haus des bei der Firma Gminder besch�ftigten F�rbers Gottlob Junger in der
Gabelsbergerstraße lebte 1925 auch dessen Schw�gerin als Kostg�ngerin, die ihren Mietzins
zur Darlehenstilgung „alle 14 Tage unmittelbar selbst ins Bankhaus“ trug, StadtA Rt., Bau-
ratsschreiberei, Darlehensakten.
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versammlung war nunmehr die Stadtgemeinde, Stadtpfleger Brucklacher
wurde zum Gesch�ftsf�hrer.81

Weitere çrtliche wie �berçrtliche Bau- und Siedlungsvereine82 erhielten in
gleicher Weise wie die beiden genannten Genossenschaften Darlehens- und
Zuschussmittel der Wohnungskreditanstalt und der Stadt, die eine Darlehens-
vergabe in aller Regel mit einem Vorkaufsrecht verband. Nach einer Statistik
der st�dtischen Wohnungsbaufçrderung 1924 bis 1926 hatten sich die Aus-
gaben f�r Wohnungsbaufçrderung mehr als verdreifacht.83 Die Stadt griff den
Bauherren mit Darlehen zu stark verringertem Zinssatz (2–5% im Vergleich
zu sonst �blichen Zinss�tzen von um die 8–10%) und insbesondere den Ge-
nossenschaften durch die Abgabe von g�nstigem Bauland unter die Arme.84

Dazu bençtigte die Stadt, wie schon angedeutet, eigene Haushaltsmittel, die
durch Schuldaufnahmen, aber auch durch erhçhte Umlagen auf die verbliebe-
nen Realsteuern gedeckt wurden – Maßnahmen, die angesichts des gerade f�r
Reutlingen wichtigen konjunkturabh�ngigen Steueraufkommens im Kçrper-
schafts- und Gewerbesteuersektor nicht nur bei der liberalen Gemeinderats-
fraktion, sondern auch bei der aufsichtf�hrenden Kommunalabteilung des
Innenministeriums zu kritischen Nachfragen f�hrten.85 Aber auch die neu

81 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 23. 6. 1926, § 545. Der Beschluss zur �ber-
nahme erfolgte schließlich am 22. 12. 1927 in nichtçffentlicher Sitzung auf Vorschlag von
Stadtamtmann Rapp, StadtA Rt., Stadtpflege I Nr. 331; HStA Stuttgart E 151/08 B� 236.
Dieser Weg war im Siedelungsverein selbst keineswegs unumstritten. Der Unternehmer
Emil Gminder pl�dierte in der Jahresversammlung 1926 daf�r, die Flinte „nicht ins Korn zu
werfen“, fand jedoch keine Mehrheit.

82 Die st�dtischen Darlehensakten f�hren weiter den Verein „Soziale Bauleute“ und den 1921
gegr�ndeten Heimst�ttenverein eGmbH an (StadtA Rt., Bauratsschreiberei, Baudarlehens-
akten); außerdem waren eine Bauarbeitergenossenschaft (StadtA Rt., Bauratsschreiberei,
Baukontrollregister 1922) und der Schw�bische Siedelungsverein mit Sitz in Stuttgart aktiv.
Erst 1929 entstand die Baugenossenschaft Reutlingen, s. Einhunderf�nfundzwanzig Jahre
(wie Anm. 73), S. 16–17. Nicht aufzufinden waren Darlehensakten zu der ebenfalls in Reut-
lingen aktiven Gemeinn�tzigen Wohnungsf�rsorge des Landesverbands der w�rttembergi-
schen Mietervereine, s. dazu einige sp�rliche Unterlagen ab 1928 im Nachlass Oskar Kalb-
fell, StadtA Rt., N 32 Nr. 20.

83 1924: 174.600,–; 1925: 389.000,–; 1926: 637.200,– M., nach StadtA Rt., Liegenschaftsamt
Nr. 56.

84 Die Stadt hatte f�r das Wohnungsbauprogramm des Jahres 1927 bei der Girozentrale ein
Darlehen von einer halben Million zu 8% aufgenommen, gab selbst Baudarlehen aber zu
5% aus, StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 25. 10. 1929, § 1153. Ein Zinsfuß von
19% wurde etwa f�r ein privates Darlehen 1925 von dem Reutlinger Bankhaus Ruoff und
Quenzer verlangt, StadtA Rt., Bauratsschreiberei, Baudarlehen. S. dazu auch G. Schulz (wie
Anm. 27), S. 144, der von regul�ren Kapitalmarktzinsen von 8,5 bis 10,5% ausgeht.

85 StadtA Rt., Stadtpflege II Nr. 826; HStA Stuttgart E 151/41 B� 480, 587. Die Haltung der
DDP im Gemeinderat ergibt sich u. a. aus den in den Gemeinderatsprotokollen dokumen-
tierten Haushaltsberatungen, vgl. StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokolle vom 17. 1. 1921,
§ 64; 18. 2. 1926, § 97; 7.4. und 26. 10. 1927, §§ 249, 932. Hingegen pl�dierte die SPD-Fraktion
1921 f�r die Anhebung der Gemeindeumlage zur Fçrderung des Wohnungsbaus, ebd. 17. 1.
1921, § 64.

51Reutlingen in den Weimarer Jahren



gegr�ndeten Bausparkassen und die regul�ren Kreditinstitute stellten Mittel
bereit. Stellvertretend sei die Reutlinger Oberamtssparkasse genannt, die 1924
Hypothekendarlehen im Umfang von etwas �ber 200.000 Reichsmark aus-
gegeben hatte, zwei Jahre sp�ter bereits die Millionengrenze �berschritt und
1927 1,9 Millionen Reichsmark an Krediten ausgab.86

Zuletzt ist auf den Wohnungsbau durch Reutlinger Unternehmen hin-
zuweisen. Das große Arbeitersiedlungsprojekt Emil Gminders hatte in den
Weimarer Jahren keine Nachahmer gefunden, wiewohl gerade dieses Textil-
unternehmen in der Betzinger Hauffstraße nochmals Arbeiter- und Angestell-
tenh�user errichtete.87 Allgemein engagierten sich die Reutlinger Unter-
nehmer, darunter auch Gminder, in den çrtlichen Baugenossenschaften und
fçrderten damit indirekt die Wohnbauaktivit�ten in der Stadt. Die Firma Emil

Die Mitte der 1920er Jahre errichteten Tuffsteinbauten in der Hindenburgstraße (da-
mals: Gustav-Schwab-Straße) sind bis heute beeindruckende Zeugnisse st�dtischer
Wohnbauaktivit�ten der Weimarer Jahre.

86 75 Jahre Oberamtssparkasse Reutlingen 1853–1928, dargestellt von K�bler und Werenwag,
Reutlingen 1928.

87 Arbeiter-Siedlung Gmindersdorf (wie Anm. 53), S. 16.
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Adolff brachte 1921 eine eigene Werkssiedlung mit 13 Doppelwohnh�usern
auf den Weg.88

Die Bilanz des Wohnungsbaus in Weimarer Zeit blieb zwiesp�ltig. Unmit-
telbar nach Beendigung des Krieges war die Stadt durch entschlossene Maß-
nahmen, zu denen die konsequente Anwendung des Wohnungsmangelgeset-
zes einerseits und die Schaffung von Notwohnungen andererseits z�hlten, in
der Lage, der schlimmsten Wohnungsnot zu begegnen. Bei dem staatlich
gefçrderten Heimst�ttenbau wirkte die Stadt nach Kr�ften mit und war selbst
�ber Jahre hinweg der wichtigste Bauherr. Im Laufe der 1920er Jahre konnte
auf diese Weise Wohnraum in betr�chtlichem Maß geschaffen werden. Gegen
Ende dieses Zeitraums verschwanden die Barackenwohnbauten auf der Renn-
wiese und in der Lohm�hlestraße, ein auch in der �ffentlichkeit wahrgenom-
menes Zeichen f�r die �berwindung der �ußersten Wohnungsnot.89 Auf-
grund knapper Ressourcen blieb es eine strittige und letzten Endes auch eine
politische Frage, ob man sich f�r den vorwiegend von der SPD propagierten
st�dtischen Wohnungsbau in Form grçßerer Einheiten oder aber f�r den Weg
çffentlich gefçrderter Heimst�tten entschied.90 Selbstverst�ndlich waren Ein-
zelh�user teurer und so verwundert es nicht, dass vielfach zum Bau von
Reihenhaussiedlungen geschritten wurde. Sie kçnnen vielleicht als eine
Mischform zwischen Einzel- und Mehrfamilienhaus gelten und vielfach �ber-
traf ihr Wohnraum kaum die entsprechenden Fl�chen in Mehrfamilien-
h�usern. Bei aller Fçrderung des Eigenheims gilt es festzuhalten, dass der
st�dtische Wohnungsbau in seinen unterschiedlichen Auspr�gungen �ber die
gesamten Weimarer Jahre nie ganz aufgegeben wurde.

Die Baugenossenschaften leisteten auf dem Feld des „Heimst�ttenbaus“
Betr�chtliches, wenngleich gerade f�r sie konjunkturelle Einbr�che besonders
fatal waren. So vermochte die Zahlungsunf�higkeit eines einzelnen Bauunter-
nehmens den Reutlinger Siedelungsverein, der viele Projekte realisieren
konnte und auch die Inflationsjahre �berstanden hatte, auszuhebeln. Das Ziel
der meisten gemeinn�tzigen Zusammenschl�sse, f�r „Minderbemittelte“ und
Kinderreiche Wohnraum zu schaffen, konnte nur mit Abstrichen erreicht

88 H�lsen und Spulen. Ihre Verwendung und Herstellung. Festschrift aus Anlass des 75-j�h-
rigen Bestehens der Firma Emil Adolff Reutlingen, Reutlingen 1954, S. 136; KB Rt. Bd. 2,
S. 459.

89 Die Baracken auf der Rennwiese wurden 1927 auf Abbruch verkauft, StadtA Rt., Gemeinde-
ratsprotokoll vom 13. 1. 1927, § 23, Bauratsschreiberei, Darlehensakten, sowie H. Stelzer
(wie Anm. 13), S. 107.

90 Diese eher bei liberalen und b�rgerlichen Gruppierungen anzutreffende Meinung wurde in-
des auch im Bau- und Sparverein diskutiert, der sich durchaus dem Arbeiterwohnungsbau
verschrieben hatte. Auf der Generalversammlung am 10. 3. 1918 �ußerte der Vorsitzende die
Ansicht: „Vielfach werden speziell f�r die heimkehrenden Krieger, Kriegsheimst�tten und
Einfamilienh�user gew�nscht [. . .].“, StadtA Rt., N 802 Nr. 2. S. dazu auch den Beitrag von
Gabriel Pscheidt.
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werden – die wirklich Armen konnten sich gewiss auch kein gefçrdertes
Wohneigentum leisten.91 Doch zeigen immerhin die Belegungen einiger
Heimst�ttensiedlungen, dass die aus Angestellten, Facharbeitern und Hand-
werkern bestehende Mittelschicht bedient werden konnte, ohne Frage ein
wichtiger Beitrag zu einer positiven Bindung der Menschen an die junge
Demokratie. Eine wirkliche Lçsung der Wohnungsnot war dann, unter g�nz-
lich anderen Vorzeichen, dem Wohnungsbau der Wiederaufbaujahre nach
1945 vorbehalten.92

Stadtplanung und Stadterweiterung

Großformatige Wohnsiedlungen als Ergebnis eines ambitionierten und mit
den Ideen des „neuen Bauens“ verbundenen sozialen Wohnungsbaupro-
gramms entstanden in Reutlingen, anders als in Großst�dten wie Berlin (Britz
bei Neukçlln), Wien (Karl-Marx-Hof) oder aber im „Neuen Frankfurt“ nicht.
Es gab nicht nur generelle Vorbehalte gegen „Mietskasernen“, auch die Stadt-
planung bewegte sich im Allgemeinen noch in den Bahnen der vor dem Krieg
angelegten Baulinienpl�ne.93 Dies gilt etwa f�r das großz�gig angelegte b�r-
gerliche Wohngebiet auf dem Bloos und auf dem Haag um Volkspark und
Rennwiese, wo der 1914 niedergelegte Baulinienplan ein Quartier „in land-
hausartigem Stil“ mit maximal zweistçckigen Einzelh�usern vorsah. Eine
„angemessene architektonische Ausbildung“ und Dachformen wie Grund-
st�cksabst�nde sollten ein gediegenes Wohnen ermçglichen.94 Auch der 1922
erstellte Baulinienplan f�r die damalige Schwabstraße (die sp�tere Hinden-
burgstraße) entsprach diesem Rahmen. Von Bedeutung war hier, wie auch im
benachbarten Steinenberggebiet, das Verbot von gewerblichen Bauten. Die
Mischung von industrieller Arbeit und – zum Teil durchaus repr�sentativem –
Wohnen, die noch bis nach 1900 geradezu ein Markenzeichen der Reutlinger
Oststadt gewesen war, wurde nun zusehends als Problem gesehen.95

91 In diesem Sinn auch die reichsweiten Ergebnisse von G. Schulz (wie Anm. 27), S. 146.
92 Dazu Thomas Braun: Zwischen Traditionalismus und Modernismus. Bauen in Reutlingen

im Zeitraum 1930–1950, in: RGB NF 34 (1995), S. 315.
93 Dazu der Vorsitzende des Bau- und Sparvereins in der schon angef�hrten Sitzung vom 10. 3.

1918: „[. . .] und werde niemand bezweifeln, daß Einfamilienh�user mit gen�gendem Garten
und Kartoffel-Land und Platz zur Kleinvieh Haltung zweckentsprechender als die großen
Mietskasernen seien, denn es ist doch das Ideal ein solches eigenes Heim mit Zubehçr f�r
sich allein bekommen zu kçnnen.“ (wie Anm. 90). Zur baulichen Entwicklung der Stadt vgl.
T. Braun (wie die vorige Anm.) sowie KB Rt. Bd. 2, S. 459–460.

94 StadtA Rt., Stadtplanungsamt Akzess. 2014/10, Nr. 12.
95 In Teilen der Oststadt wurden 1921 Vorschriften f�r die bis heute typischen Vorgartenstrei-

fen erlassen, ebenso f�r Gehwege und Baumreihen. 1928 folgten neue „Anbauvorschriften“,
wonach weitere gewerbliche Betriebe mit starken Immissionen untersagt wurden. Neue Ma-
schinenanlagen wurden nur genehmigt, wenn Elektromotoren anstelle des bisherigen
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Der Stadtplan der 1920er Jahre zeigt anhand der geplanten Wege (gelb markiert) die
Stadterweiterungen der 1920er- und 1930er Jahre nach Westen und S�den. Die Sied-
lungsschwerpunkte an der Sickenh�user Straße und in Betzingen liegen außerhalb des
Ausschnitts.
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Als typisch kann f�r diesen Bereich der heutige Dorotheenweg gelten, wo
1928 ein geschlossenes Wohnquartier von dem T�binger Architekten Richard
Knecht realisiert wurde.96 Die dortigen Ein- bis Zweifamilienh�user zeigen
allesamt gleichm�ßig abgewalmte und mit Mansardenfenstern versehene
D�cher und vermitteln mit ihren erkerartigen Vorbauten, Balkonen und
Veranden den Eindruck gediegenen b�rgerlichen Wohnens. Auch ein Nah-
versorger in Form einer B�ckerei war vorgesehen. Vermutlich der Wirtschaft-
lichkeit geschuldet, erscheinen die Bauabst�nde verringert, was den Eindruck
einer geschlossenen Siedlung noch erhçht. In den Worten des Architekten
sollten „diese Bauten nichts als ruhige gutb�rgerliche Behausungen darstellen,
die in Form und Einteilung an bew�hrten Baugedanken festhalten, jedoch zu-
gleich auf dem Gebiet des Innenausbaus auch die neuesten Erfahrungen und
Konstruktionen ber�cksichtigen [. . .].“97 Dieses eher traditionellen Baufor-
men verpflichtete Siedlungsprojekt ist umso bemerkenswerter, als derselbe
Architekt ebenfalls 1928 ein �beraus modern anmutendes Hochhaus f�r den
Albtorplatz plante, dessen Errichtung dann allerdings der Weltwirtschafts-
krise zum Opfer fiel.98

In ganz anderem Maßstab bewegten sich die Heimst�ttensiedlungen, deren
Bauten aus Kosten-, aber auch aus Zeitgr�nden sichtlich auf Sparsamkeit und
Bescheidenheit ausgerichtet waren. Daf�r sprechen schon die �berschaubaren
Grçßen, war doch etwa in der 1926 entstandenen Reihenhaussiedlung Sicken-
h�user Straße eine Dreizimmerwohnung f�r eine Familie die Regel, ebenso in
deren Vorbildsiedlung Frçbelstraße, die allerdings im Obergeschoss noch eine
zus�tzliche Kammer aufwies. Im Grunde handelte es sich um dieselbe Raum-
disposition, die schon die 1919 und 1920 geplanten Mehrparteienh�user in der
T�binger Vorstadt aufwiesen. Zudem wurden 1922 bauliche Normen wie
Wand- und Sockelst�rken bei Kleinhausbauten herabgesetzt.99 Doch auch bei
einer verdichteten Bauweise einer Reihenhaussiedlung war der Wille erkenn-
bar, durch Gartenland, Platzgestaltung und Begr�nungen ein Gef�hl von
Wohnlichkeit zu schaffen. In der vom Siedelungsverein erbauten Siedlung

Dampfbetriebs traten, StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokolle vom 29. 4. 1921, § 590; 12. 7.
1928, § 794.

96 Siedlung Steinenberg Reutlingen. Besichtigung November 1928 (Druck), StadtA Rt., DB
3819. Auch f�r dieses als „Wohnviertel ohne Gewerbe“ charakterisierte Gebiet war 1927
und 1928 ein Baulinienplan festgelegt worden, StadtA Rt., Stadtplanungsamt Akzess.
2014/10, Nr. 12.

97 Siedlung Steinenberg (wie die vorige Anm.). In dem neu entstandenen, etwas randst�ndigen
Wohngebiet wurde die B�rgerlichkeit jedoch bald durch zunehmende Bettelei getr�bt – wo-
mçglich eine Reaktion darauf, dass dies als „besseres“ Wohngebiet erkannt worden war?
Vgl. StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 28. 6. 1928, § 700.

98 T. Braun (wie Anm. 92), S. 319–321.
99 StadtA Rt. C 50 Gemeinderatsprotokolle vom 18.2. und 27. 5. 1920, §§ 241, 322; ebd. 2. 3.

1922, § 245; Hochbauamt Nr. 1050, 1053 (Baupl�ne), 1090. Hinzu kam die Verwendung
mçglichst sparsamer Baustoffe wie Tuff- und Schlackensteine, vgl. Anm. 102.
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Hirschland etwa war ein erweiterter und begr�nter Platz inmitten der Wohn-
straße vorgesehen. Und vielen erschienen diese bescheidenen H�uschen
immer noch weit attraktiver als die Wohnverh�ltnisse in mancher Altstadt-
wohnung. 1926 bat ein Bewohner der Weing�rtnerstraße dringend um Ein-
weisung in eine Wohnung in der Sickenh�user Straße, da „die Gesundheit und
das Leben seiner Frau“ in der �beraus kalten Wohnung stets so gef�hrdet sei,
dass es ausgeschlossen sei, nochmals einen Winter dort zu verbleiben.100

Etwas großz�giger waren die großenteils privat erbauten Einfamilienh�user
im Gewand Betzenried angelegt, etwa die heute noch gut erhaltenen Straßen-
z�ge entlang des Amalienwegs oder des Gartenwegs.

Neues Bauen?

Eine architekturgeschichtliche Gesamtbetrachtung der Weimarer Zeit in
Reutlingen harrt noch der Bearbeitung. Die Innovationen dieser Jahre, soviel
scheint jedoch klar, konzentrierten sich auf das Feld des massenhaften Woh-
nungsbaus in mçglichst rationeller Bauweise. Das zeigen bereits die �berall
am Stadtrand und in Betzingen entstandenen und vielfach als Reihenh�user er-
richteten „Heimst�tten“, bei denen g�nstige Baustoffe und herabgesetzte
Normen in Erw�gung gezogen wurden. Auf dem Feld der Industriebauten
war der 1927 errichtete spektakul�re, 101 Meter hohe Zentralkamin der Firma

Siedlung Steinenberg. Isometrische Darstellung des Architekturb�ros Richard
Knecht, 1928.

100 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 16. 9. 1926, § 701.
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Ulrich Gminder an der T�binger Straße101 eher die Ausnahme. Bei den in
dieser Zeit entstandenen Mehrfamilienh�usern f�llt die Verwendung regional
verf�gbarer Baustoffe auf. Besonders die Tuff- bzw. Kunsttuffsteine des Stein-
bruchbetriebs Wilhelm Schwarz in Gçnningen wurden als g�nstige Alterna-
tive gerne genutzt.102 Gegen Ende der Weimarer Jahre fallen einige wenige
Bauten auf, die sich deutlich auf die Bauhausbewegung beziehen. Nach der

Der Lageplan der Siedlung Hirschland zwischen Wçrth- und Lindachstraße zeigt die
Platzgestaltung in mitten des �berwiegend von Angestellten und Facharbeitern be-
wohnten Gebiets.

101 K. Renz (wie Anm. 53), S. 275–276.
102 Margarete Blank-Mathieu: Der Tuffsteinabbau in Gçnningen, in: RGB NF 51 (2012),

S. 231–265. Das Unternehmen warb nachgerade mit der Verwendung des neuen Baustoffs
bei neuen Wohnhausbauten in Pfullingen und Reutlingen, ebd. S. 241–242. Vermutlich we-
gen des bei Massivbauten aus Tuffstein entfallenden Verputzes galt eine derartige Ausf�h-
rung sogar als g�nstiger als das sonst gebr�uchliche Holzriegelfachwerk, StadtA Rt., C 50
Gemeinderatsprotokoll vom 26. 6. 1925, § 464. Weiter wurde mit den noch g�nstigeren sog.
Schlackensteinen experimentiert, die Architekt Zimmermann dem Bau- und Sparverein f�r
die Reihenh�user in der Gabelsbergerstraße vorschlug, vgl. StadtA Rt., N 802 Nr. 2 (Sitzung
vom 30. 12. 1919).
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Studie Thomas Brauns zum Bauen in Reutlingen zwischen 1930 und 1950103

waren es vor allem çffentliche wie private Großprojekte wie das Hallenbad an
der Albstraße (eingeweiht 1929), der von dem Frankfurter Architekten Ernst
Balser (1893–1964) geplante Neubau der AOK (1930–1932) sowie das schon
angesprochene Hochhausprojekt von Richard Knecht am Ende der oberen
Wilhelmstraße (1928), die die neuen, klaren Bauformen zeigen. Das vielleicht
am besten dokumentierte Projekt zur Errichtung eines Hallenbads104 soll mit
Blick auf die damit verbundene çffentliche Diskussion abschließend n�her
betrachtet werden.

Nur wenige Tage nach der Einweihung des Altersheims im Ringelbach am
15. 11. 1928 stand das Richtfest f�r ein ganz anders geartetes Bauunternehmen
an.105 Das Reutlinger „Hallenschwimmbad“ an der Albstraße auf dem Platz
der abgebrochenen Armenkelter war im R�ckblick auch nach Ansicht der auf-
sichtf�hrenden Kommunalabteilung im w�rttembergischen Innenministerium
eine „hygienische Notwendigkeit f�r Reutlingen“,106 die auch große finan-
zielle Opfer von am Ende �ber 1,3 Millionen Reichsmark107 rechtfertigte.
Diese Wertung verweist bereits auf den Charakter des kommunalen Bauwerks,
das nicht reine Schwimmhalle, sondern in gleicher Weise eine Einrichtung zur
Hygiene und Gesunderhaltung sein sollte. Deswegen waren Kneipp- und
Schwitzbad, Duschen und Wannenb�der, ja ein Gymnastikraum fester Be-
standteil des Raumkonzepts.

Es handelte sich um ein seit Langem gehegtes Vorhaben, f�r das erste �ber-
legungen noch weit in die Vorkriegszeit zur�ckreichen, und lange stand es in
Konkurrenz zu weiteren Hochbauprojekten der Stadt, namentlich zur Errich-
tung einer Festhalle und zu einem Neubau des Gymnasiums. Schließlich
brachte ein interfraktioneller Antrag von DDP, SPD und Zentrum – der „Wei-
marer Koalition“ also – das Schwimmbadvorhaben auf den Weg. Bereits zu
diesem Zeitpunkt stand der sp�ter realisierte Bauplatz fest, der Ort der damals
noch bestehenden Armenkelter in der Albstraße,108 ein st�dtebaulich durch-
aus nicht ganz einfaches Quartier zwischen Altstadt und Echaz, das durch die

103 T. Braun (wie Anm. 92).
104 T. Braun (wie Anm. 92), S. 317–319; Yasmin Renges: Die Stadtb�der der Goldenen Zwanzi-

ger. Kommunale Prestigearchitektur zwischen Tradition und Moderne, Diss. Kçln 2015, je-
weils mit Quellenangaben.

105 StadtA Rt., C 1 Gemeinderatsprotokolle 1928 II (23. 11. 1928, § 1245).
106 HStA Stuttgart E 151/41 B� 587 (Aktenvermerk vom 12. 2. 1930).
107 StadtA Rt., Stadtpflege I, Nr. 138, der Kostenvoranschlag lag bei 1,1 Millionen, ebd., C 50

Gemeinderatsprotokoll vom 26. 7. 1928, § 846.
108 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 5. 5. 1927, § 383. Die Vorgeschichte ergibt

sich zudem aus den Publikationen zur Einweihung am 15. 11. 1929: Das neue Hallen-
schwimmbad der Stadt Reutlingen, o. O. 1929, S. 1 sowie „Festausgabe des Reutlinger Ge-
neralanzeigers“ vom 14. 11. 1929; „Die St�dtische Badeanstalt in Reutlingen“. Sonderaus-
gabe der Schwarzw�lder Kreiszeitung, schließlich die Freie Presse 268 vom 14. 11. 1929, al-
les in: StadtA Rt., F 2 a (Gas-, Wasserwerke und Badeanstalten), Nr. 452.
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verkehrsreiche Straße und Betriebe der Leder- und Textilindustrie gepr�gt
war.

Reutlingen war, wie die Arbeit von Yasmin Renges zeigt, mit dem B�derbau
in guter Gesellschaft. In knapp 40 deutschen Kommunen entstanden Hallen-
b�der w�hrend der Weimarer Jahre, drei davon in W�rttemberg (neben Reut-
lingen noch in Freudenstadt und Stuttgart-Heslach).109 Und doch gab es bei
dem Reutlinger Projekt Besonderheiten. Es z�hlte zu den ganz wenigen
Bauvorhaben reichsweit, die nicht, wie noch beim Altersheim geschehen, in
eigener Regie durchgef�hrt wurden, sondern aus einem von einer Fachjury
begleiteten architektonischen „Ideenwettbewerb“ hervorgingen. Neben
Reutlingen wurde lediglich noch im Solinger Stadtteil Ohligs und in Trier so
verfahren.110 Dem Wettbewerb, zu dem ausschließlich Architekten aus W�rt-
temberg und Ausw�rtige, sofern sie geb�rtige W�rttemberger waren, zugelas-
sen waren, lag ein Raumbedarfskonzept des Stuttgarter Stadtbaurats Oskar
Schmidt zugrunde, der seine Erfahrung beim Bau des Hallenbads in Stuttgart-
Heslach einbringen konnte.111 Die f�r die Stadt ungewçhnliche Auslobung
des Wettbewerbs wurde nach kontroverser Diskussion im Gemeinderat am
15. September 1927 beschlossen. Die Ausschreibung folgte im Oktober des-
selben Jahres auf dem Fuß.112 Fachberater waren der schon genannte Stuttgar-
ter Stadtbaurat zusammen mit dem B�derfachmann Max Nowotny aus
Frankfurt, als Architektursachverst�ndige gehçrten die Stuttgarter Professo-
ren Paul Bonatz und Clemens Hummel dem Gremium an.

Nach der Wertungssitzung des Preisgerichts am 9. und 10. Februar 1928
wurden unter den – angesichts der Beschr�nkung des Teilnehmerkreises be-
achtlichen – 127 Entw�rfen f�nf Preise vergeben und einige wenige Ank�ufe
beschlossen. Ein erster Preis wurde nicht vergeben, daf�r zwei zweite, an
Oberbaurat Rudolf Lempp (Esslingen) und Hans Wurster (Stuttgart), die aber
beide nicht zum Zuge kamen.113 Dritte Preise gingen an die Stuttgarter Karl
Gonser und an Richard Dçcker (1894–1968), der in sp�terer Zeit f�r die
Nachkriegsmoderne in W�rttemberg eine nicht unerhebliche Rolle spielen
sollte.114 Einen weiteren dritten Preis erhielt der Entwurf „Klare Baukçrper“

109 Y. Renges (wie Anm. 104), S. 3.
110 Ebd., S. 45–46.
111 Ebd., Teil 2, S. 85–87.
112 Ebd., Teil 2, S. 76. Der Vorschlag, einen Wettbewerb durchzuf�hren, ging sicher nicht vom

Gemeinderat aus, sondern wurde von der Verwaltung, evtl. aufgrund vorherigen Aus-
tauschs mit dem Stuttgarter Stadtbaurat Schmidt, eingebracht, vgl. StadtA Rt., C 50 Ge-
meinderatsprotokolle vom 15. und 30. 9. 1927, §§ 809, 836.

113 Die Unterlagen des Preisgerichts in StadtA Rt., Hochbauamt Nr. 864–865.
114 Dçcker richtete, obwohl er den Auftrag nicht erhielt, ein anerkennendes Schreiben an die

Stadt, indem er den Wettbewerb hervorhob. Sicher ein weiterer Hinweis des damals noch
ungewçhnlichen Verfahrens, StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 28. 2. 1928,
§ 331.
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des Frankfurter Architekten Gottlob Schaupp aus Frankfurt, der schließlich
mit dem Zuschlag bedacht wurde.

Gottlob Schaupp (1891–1977) war als geb�rtiger Reutlinger zum Wett-
bewerb zugelassen worden. Nach dem Studium in Stuttgart arbeitete er seit
1925 als Freier Architekt in Frankfurt am Main und war keineswegs auf
B�derbauten spezialisiert. Seine Werkauswahl zeigt vielmehr eine intensive
Besch�ftigung mit Stadtplanung und zeitgem�ßem Wohnen (Stadtplanungs-
programm Neues Frankfurt ab 1925) sowie mit herausragenden Einzelbau-
werken und Industriebauten (Telegraphenamt in Mainz, 1928/30).115 Aller-
dings kannte Schaupp zweifellos das 1927 begonnene Hallenbadprojekt seines
schw�bischen Landsmanns, des Frankfurter Oberbaurats Martin Els�sser, im
Frankfurter Stadtteil Fechenheim. Zudem hatte Schaupp, der mit mehreren
Wettbewerbsbeitr�gen ins Rennen gegangen war, einen b�dertechnischen
Fachberater hinzugezogen.

Das Urteil des Preisgerichts war das eine, die Diskussion in der �ffentlich-
keit und im Gemeinderat das andere. Der Gemeinderat war dem Vorschlag
des Preisgerichts in nichtçffentlicher Sitzung am 8. M�rz, einem Monat also
nach dessen Sitzung, gefolgt. In der anschließenden çffentlichen Beratung
kam es im Gremium dann aber doch zu einer intensiven Diskussion um das
augenf�lligste Merkmal des Bades, sein, wie es hieß, „moderner Stil“,116 der
ganz wesentlich von ersten und schon çffentlich gemachten Vorentw�rfen
anderer Architekten abwich.117 Schaupps Idee sah nun weder das in S�d-
deutschland seit alter Zeit gewohnte Satteldach vor noch zeigte er eine gerade
f�r çffentliche Bauten charakteristische Natursteinfassade. Vielmehr handelte
es sich um einen Komplex quaderfçrmiger Baukçrper mit flachem Dach und
Putzfassaden. Gliederung und Abstufung der Baukçrper spiegelten die unter-
schiedlichen Funktionen des Bades. Die zur Erçffnung 1929 erschienene
gedruckte Baubeschreibung streicht ebendiesen Aspekt besonders heraus:

„Die Hauptschçnheit des Baues liegt in der Ausgeglichenheit der Ver-
h�ltnisse; der lang herausgezogene Wannenbadfl�gel an der �ußeren Kelter-
straße wirkt durch seine ruhige Fl�che, von dem Austritt gegen die Alb-
straße und die geschlossene Fensterreihe wirksam unterbrochen. Im
k�hnen Aufschwung erhebt sich in der Mitte der wuchtige 21 Meter hohe
Hochbau, der das ganze Bild mit seiner gl�nzend gelungenen Fl�chenauf-
teilung beherrscht. Schçn schmiegt sich an diese Baumasse die [. . .]
Schwimmhalle mit ihren großen Lichtfallçffnungen an. In der �ußeren Kel-
terstraße bildet der einstçckige Fl�gel f�r das medizinische und Kneipbad
[!] einen schçnen �bergang zu der noch bestehenden Kelter. Die Laden-

115 T. Braun (wie Anm. 92), S. 317; Y. Renges (wie Anm. 104), S. 193.
116 StadtA Rt., C 1 Gemeinderatsprotokoll 1928 I (8. 3. 1928, § 280).
117 GEA vom 15. 1. 1927 (in: StadtA Rt., Hochbauamt Nr. 865). Vgl. T. Braun (wie Anm. 92),

S. 317.
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vorbauten in der Albstraße geben dem ganzen Geb�udekomplex erst den
richtigen Maßstab, so ordnet sich jeder einzelne Baukçrper in das Gesamt-
bild harmonisch ein.“118

Schaupp selbst betonte r�ckblickend den Bezug seines Entwurfs zu einer zeit-
gem�ßen technischen Funktionalit�t: „Ein [. . .] Bauorganismus, der in erster
Linie durch technische Erfordernisse bestimmt ist, der eine Menge neuartiger
Konstruktionen in sich vereinigt, kann unmçglich in Formen erstellt werden,
wie sie unsere Urahnen f�r ihre Wohngeb�ude angewandt haben [. . .].“119

Die Mehrheit im Gemeinderat war gewillt, ihm zu folgen. Den Kern des
Konflikts aus Sicht des Gremiums brachte Emil Roth zur Sprache. Es gehe
darum, ob ein Geb�ude entstehe, „das ganz dem neuzeitlichen Geschmack
entspreche oder das sich mehr dem bestehenden Stadtbild anpasse.“120 Roth
erkl�rte sich als Anh�nger der „neuen Bauweise“, doch blieb seine Auffassung
nicht unwidersprochen. „Eine solche Kiste passe mehr in eine s�damerikani-
sche Stadt, aber nicht nach Reutlingen“, war zu hçren. Solche Einw�rfe blie-
ben aber in der Minderheit. Auch der konservative Gemeinderat Wirsching
konnte seinen Frieden mit den Schauppschen Pl�nen machen: „Man solle
bauen, wie man heute baue.“ Vehement warf sich Hans Freytag, der wie
Wirsching an der Jury teilgenommen hatte, f�r das Projekt „Klare Baukçrper“
in die Bresche. F�r ihn stand die technische Funktionalit�t im Vordergrund
und er zeigte sich – wie andere Bef�rworter auch – zuversichtlich, dass k�nf-
tige Zeiten f�r die Akzeptanz der noch ungewohnten Formen sorgen w�rden.
Nur Freytag hatte damit die Grundidee Schaupps argumentativ aufgegriffen.
F�r die Mehrheit im Gemeinderat ging es schlicht um die Frage, ob man bereit
war, ein bauliches Zeichen der Moderne zu akzeptieren, das zur Umgebungs-
bebauung deutlich im Kontrast stand.

Nachdem sich schließlich auch Oberb�rgermeister Hepp ins Lager der
Bef�rworter geschlagen hatte, erbrachte die Abstimmung eine deutliche
Mehrheit f�r die „moderne“ Lçsung mit zwanzig zu sieben Stimmen. Nach
Umarbeitung der Pl�ne entsprechend den Anregungen des Preisgerichts und
der st�dtischen Baukommission beriet der Gemeinderat die �berarbeitete Pla-
nung abschließend am 12. April 1928. Der persçnlich anwesende Architekt
warb nochmals f�r seine Lçsung und insbesondere f�r die kritisch hinterfragte
Ausf�hrung der Bauten mit Flachdach. Sein Argument rekurrierte auf die
Grundidee, die �ußere Form der Aufgabenstellung und der Funktionalit�t des
Badegeb�udes anzupassen. Als letzten Endes technisches Geb�ude zeigte sich
der Hallenbadentwurf vom Industriebau beeinflusst und hier, so Schaupp,
kçnne man bereits auf eine jahrzehntelange Erfahrung mit dieser Bauweise

118 Das neue Hallenschwimmbad der Stadt Reutlingen, o. O. 1929, S. 2, 8. Dazu auch T. Braun
(wie Anm. 92), S. 318.

119 Festausgabe des Reutlinger Generalanzeigers (wie Anm. 108), S. 3.
120 Wie Anm. 116.
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zur�ckblicken.121 Der Gemeinderat folgte seiner schon zuvor eingeschlage-
nen Linie, mit dem Bau konnte begonnen werden. Nach nur anderthalb
Jahren Bauzeit wurde es am 15. November 1929 – auf Jahr und Tag nach der
Einweihung des Altersheims 1928 – der �ffentlichkeit �bergeben.

F�r Reutlingen war die Realisierung dieses kommunalen Zweckbaus
sicherlich ein Hçhepunkt der Weimarer Jahre, die mit dem Bau des Alters-
heims und dem Hallenschwimmbad zwei bedeutende und zukunftsweisende
Einrichtungen der kommunalen Daseinsvorsorge erbrachten. Die Parteien
der Weimarer Koalition – und das waren wegen des geringen Anteils des Zen-
trums im Wesentlichen Sozialdemokraten und Liberale – hatten auf diese
Weise zusammen mit Stadtverwaltung und Oberb�rgermeister die aktive
Rolle der Kommune auf dem Feld der Gesunderhaltung und Hygiene mit
st�dtebaulichen und architektonischen Ausdrucksmitteln ihrer Zeit verbun-
den und ein Bauvorhaben auf den Weg gebracht, das nach dem Urteil Thomas
Brauns „in Reutlingen eine neue Architektursprache“ einf�hrte.122

Die Brosch�re des 1929 eingeweihten Hallenschwimmbads in der Achalmstraße zeigt
das moderne Geb�udeensemble auf dem Titel. Graphik und Farbgebung sind von der
zeitgençssischen Neuen Sachlichkeit beeinflusst.

121 StadtA Rt., C 1 Gemeinderatsprotokoll 1928 I (12. 4. 1928, § 417).
122 T. Braun (wie Anm. 92), S. 318.
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Fazit

Wohnungsbau und Stadtplanung w�hrend der Weimarer Jahre zeigen die Ent-
scheidungstr�ger vor Ort unter einem enormen Handlungsdruck, der fast an
das Diktum Ursula B�ttners von der „�berforderten Republik“ denken
l�sst.123 Es ging darum, angesichts der Knappheit an Finanzen und G�tern
nicht nur einfache, praktikable Lçsungen zu finden, es galt dar�ber hinaus,
widerstreitenden Bed�rfnissen der Gesellschaft entgegenzukommen. Diesem
Erwartungsdruck begegneten Stadtverwaltung und Gemeinderat mehrfach
mit dem Hinweis auf die beschr�nkten eigenen Mçglichkeiten, vor allem aber
darauf, dass die akute Not letzten Endes eine der Folgen des verlorenen Krie-
ges sei, denen man sich nun zu stellen habe.124

Bei allen �ußeren Schwierigkeiten haben die Stadtv�ter und -m�tter intensiv
um einen Weg gerungen, der nicht nur neuen Wohnraum schuf, sondern auch
einen gesellschaftlichen Ausgleich ermçglichte. Exemplarisch steht daf�r der
Wohnungsbau in st�dtischer Regie, an dem trotz aller finanziellen Engp�sse
w�hrend der gesamten Weimarer Zeit festgehalten wurde. Eine Langzeit-
betrachtung, die dann die Jahre nach 1945 einzubeziehen h�tte,125 m�sste das
Augenmerk auf Kontinuit�ten und Br�che zu den Weimarer Jahren richten.
Es sollte nicht verwundern, wenn nicht wenige der damals entwickelten
Instrumente, Institutionen und Vorstellungen wieder aufgegriffen und fort-
entwickelt wurden.

Der Bau des Altersheims und des Hallenbads in den sp�ten Weimarer Jah-
ren belegt dar�ber hinaus, dass man in Reutlingen bei allen wirtschaftlichen
Problemen gewillt war, die Stadt als Gestalterin des çffentlichen Lebens und
als entscheidende Instanz der Daseinsvorsorge auf dem Gebiet des Sozialen,
der Gesunderhaltung, aber auch der Freizeit zu etablieren. Reutlingen best�-
tigt dadurch die Vorstellung von der Stadt als bedeutsamem „Erfahrungs-
raum“, der die Einstellungen der Menschen zu dem neuen demokratischen
Gemeinwesen positiv wie negativ mit bestimmt hat.

123 Ursula B�ttner: Weimar – �berforderte Republik und �berforderte B�rger, in: Weimar als
Herausforderung. Die Weimarer Republik und die Demokratie im 21. Jahrhundert, hrsg.
von Michael Dreyer und Andreas Braune (Weimarer Schriften zur Republik, Bd. 1), Stutt-
gart 2016, S. 81–102, bes. S. 81–84.

124 Dazu stellvertretend Emil Hepp im Gemeinderat zur finanziellen Lage und zur Wohnungs-
not: „Es sei dies ganz die durch den verlorenen Krieg geschaffene Lage. Unsere Gegner h�t-
ten den Krieg angefangen, um uns wirtschaftlich kaput [!] zu machen, weil sie die deutsche
Konkurrenz f�rchteten.“ StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 2. 9. 1927, § 674.

125 Dazu Werner Schmahl: Neues Leben aus Ruinen, Reutlingen o. J. [ca. 1954], S. 91–98;
T. Braun (wie Anm. 92) sowie Christiane Glauning: Planen, Bauen, Wohnen – Zwischen
Requirierung und Wiederaufbau, in: Reutlingen 1930–1950. Nationalsozialismus und
Nachkriegszeit, hrsg. von der Stadt Reutlingen, Reutlingen 1995, S. 382–392.
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„Ohne eigentliche Stçrung der çffentlichen Ordnung“.1

Der November 1918 in Reutlingen

Lukas Kuhn

Der November 1918 war im ganzen Deutschen Reich eine Zeit „grundst�r-
zender Vorg�nge“:2 Der Krieg war verloren, revoltierende Arbeiter und
Soldaten st�rzten das Kaiserreich und die Republik wurde ausgerufen. Das
alte System war am Ende, und was die Zukunft nach dieser Phase des �ber-
gangs bringen w�rde, war vçllig offen. Es gab Freude �ber den Sturz des
autorit�ren Regimes und zugleich Skepsis, Zukunftsangst und Trauer �ber
das Verlorene. Große soziale Visionen und idealistische Hoffnungen auf
ein besseres Zusammenleben trafen auf nicht minder große Alltagssorgen.
�ber verschiedene Zukunftsvorstellungen wurde heftig (auch gewaltsam)
gestritten. Im November 1918 begann ein schwieriger Prozess der Um-
gestaltung, der zu einer neuen demokratischen Ordnung f�hrte. Obwohl
diese mit zahlreichen Problemen behaftet war und keine zwei Jahrzehnte
Bestand hatte, pr�gt sie Deutschland bis heute wesentlich.3

Was aber geschah in dieser Zeit umw�lzender Ver�nderungen in Reutlin-
gen? In den meisten Geschichtswerken �ber die Revolution stehen ihre wich-
tigsten Zentren im Mittelpunkt des Interesses, vor allem Berlin und die St�dte
an der K�ste. F�r die Geschichte W�rttembergs liegt der Fokus auf Stuttgart.
Im Folgenden soll gezeigt werden, wie die Revolution in einer Stadt abseits
der großen Zentren verlief, was dort die Menschen besch�ftigte und wie sie
die Ereignisse bewerteten. Hauptquelle f�r diese Untersuchung sind die bei-
den am weitesten verbreiteten Reutlinger Tageszeitungen vom November
1918, die b�rgerlich-konservative Schwarzw�lder Kreiszeitung (SKZ) und der
Reutlinger General-Anzeiger (GEA), welcher der in Reutlingen stark ver-

1 Das Titelzitat stammt aus der Schwarzw�lder Kreiszeitung (im Folgenden: SKZ) vom
11. November 1918 und bezieht sich auf die Revolutionsereignisse der vorigen Tage in ganz
W�rttemberg. Die Aussage passt auch gut zu den Ereignissen in Reutlingen. Vollst�ndig lau-
tet das Zitat: „Ueberall in den Garnisonen und St�dten die Macht des Soldatenrates – gl�ck-
licherweise auch da ohne eigentliche Stçrung der çffentlichen Ordnung.“, SKZ Nr. 265 (11.
11. 1918), S. 1.

2 Titelschlagzeile der SKZ Nr. 265 (11. 11. 1918).
3 F�r eine aktuelle Gesamtdarstellung und -bewertung der Revolution und ihrer Bedeutung

vgl. z. B. Wolfgang Niess: Die Revolution von 1918/19. Der wahre Beginn unserer Demokra-
tie, Berlin 2017. Zu den in der Revolutionszeit erk�mpften Errungenschaften, die f�r uns
heute selbstverst�ndlich sind, z�hlen unter anderem das Frauenwahlrecht, die Verankerung
von Grundrechten in der Verfassung, der Achtstundentag, die Tarifpartnerschaft und die be-
triebliche Mitbestimmung. Vgl. ebd., S. 17.
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tretenen Fortschrittlichen Volkspartei (sp�ter Teil der Deutschen Demokra-
tischen Partei) nahestand und sich „in der Weimarer Republik von Anfang an
auf den Boden der Verfassung“ stellte. Leider sind aus der fraglichen Zeit von
der in geringerer Auflage gedruckten SPD-nahen Reutlinger Zeitung „Freie
Presse“ keine Ausgaben mehr erhalten,4 sodass die Perspektive der Arbeiter
und Sozialdemokraten im Folgenden zwangsl�ufig etwas zu kurz kommen
muss. Um diesen Mangel zumindest ein wenig auszugleichen, wurde ersatz-
weise das �berregionale „Organ der Sozialdemokraten W�rttembergs“ heran-
gezogen, die in Stuttgart erschienene „Schw�bische Tagwacht“: Es ist davon
auszugehen, dass deren Schwerpunkte und Wertungen bei den großen The-
men der Zeit denjenigen der Reutlinger Freien Presse entsprach.

1. Blick nach Berlin und Stuttgart – Die Berichte der Reutlinger
Zeitungen �ber die Revolutionsereignisse

Reutlingen lag nicht im Zentrum der Revolution: Die Stuttgarter SPD-Zei-
tung Schw�bische Tagwacht, die in den Tagen nach dem 9. November den
w�rttembergischen Revolutionsereignissen auch außerhalb Stuttgarts zahlrei-
che Berichte widmete,5 erw�hnt Reutlingen nur einmal kurz am 12. Novem-
ber in einer Auflistung mehrerer Orte, ohne weitere konkrete Details zu
nennen: „Machtvolle Demonstrationen werden sodann aus Eßlingen, Gçp-
pingen, Gm�nd, Reutlingen, Ulm und Friedrichshafen berichtet.“6 Da ent-
scheidende Ereignisse anderswo stattfanden, vor allem in Berlin und Stuttgart,
waren Informationen �ber das Weltgeschehen wichtig f�r die Reutlinger, um
sich ein Bild von den auch sie betreffenden dramatischen Entwicklungen zu
machen. Neben den in jenen Tagen zahlreichen Versammlungen, die weiter
unten noch behandelt werden, waren daf�r in einer Zeit ohne Radio, Fern-
sehen und Internet vor allem die Tageszeitungen von großer Bedeutung. Der
�berblick �ber die lokale Presse zeigt, dass die Reutlinger �ber die wichtigen
Entwicklungen recht gut und zeitnah informiert wurden. Bereits Anfang
November, noch vor dem Umsturz, wurde umfassend berichtet �ber die
Ereignisse in Berlin, in den norddeutschen Marinest�tzpunkten und auch
�ber Versammlungen und Streikaufrufe in Stuttgart. Dasselbe gilt auch f�r

4 Zur Reutlinger Presselandschaft vgl. z. B. Wolfgang Jung: Kriege, Br�che, Krisen – Wieder-
aufstieg. Reutlingen im 20. und 21. Jahrhundert, in: Reutlingen. Vergangenheit trifft Zukunft.
Von der Reichsstadtherrlichkeit zur selbstbewussten Großstadt, hrsg. von Wilhelm Borth;
Bernd Breyvogel; Wolfgang Jung, Reutlingen 2013, S. 173–240, hier S. 179 (hier auch das Zi-
tat).

5 Es gab daf�r eine eigene, fast t�gliche Rubrik mit der �berschrift „Kundgebungen im Lan-
de“. Vgl. z. B. Schw�bische Tagwacht Nr. 265 (10. 11. 1918), S. 3; Nr. 269 (14. 11. 1918), S. 3
und Nr. 270 (15. 11. 1918), S. 3.

6 Schw�bische Tagwacht Nr. 267 (12. 11. 1918), S. 3.
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den Ablauf der eigentlichen Revolution in Berlin und Stuttgart. Wenig �ber-
raschend dominieren die Ereignisse in Berlin die Titelseiten und den vorderen
Teil der Zeitungen, es folgen die Nachrichten aus Stuttgart, das Lokale muss
sich mit den hinteren Seiten begn�gen. Die Zeitungen bewerteten die Ereig-
nisse sehr unterschiedlich. Die Reutlinger erhielten ihre Nachrichten je nach
Orientierung der von ihnen gelesenen Zeitung in verschiedenen politischen
F�rbungen: Die kaisertreue, b�rgerlich-konservative Schwarzw�lder Kreis-
zeitung stand den Entwicklungen kritisch gegen�ber. Einen Bericht �ber
einen Streikaufruf und einen Protestmarsch der Unabh�ngigen Sozialdemo-
kraten bei Daimler in Stuttgart betitelte sie am 5. November mit „Unab-
h�ngige W�hlereien in Stuttgart“.7 Hinter jedwedem Protest und Widerstand
vermutete sie den Bolschewismus und die lenkende Hand Moskaus. Am
6. November lautete die Titelschlagzeile: „Die russische Botschaft in Berlin
als Revolutions-Mittelpunkt“,8 Berichte von den Ereignissen in Hamburg,
Bremen und Kiel wurden am 8. November �berschrieben mit „Die Epidemie
des Bolschewismus“,9 und die Titelzeile am 9. November, am Morgen vor
dem Umsturz, lautete „Das schwergepr�fte Deutschland im Chaos des Bol-
schewismus“.10 Der Leitartikel vom 11. November fasste die Gef�hle der
Konservativen unter der �berschrift „Die Sturmflut �ber Deutschland“ zu-
sammen: „Die Tage um den 10. November 1918 werden uns bis zu unserem
letzten St�ndchen in furchtbarer Erinnerung bleiben. [. . .] Der Massenterror,
die Arbeiter- und Soldatenr�te reißen �berall die Gewalt an sich. [. . .] Wir
m�ssen [die gegenw�rtigen Vorg�nge] betrachten als die Geburtswehen einer
neuen Zeit [. . .]. Wie diese neue Zeit aussehen wird, vermçgen wir heute nicht
zu sagen.“11 In interessantem Kontrast zu den Titelschlagzeilen und den Tex-
ten der Reutlinger Redakteure stehen ab dem 11. November die unkommen-
tiert �bernommenen Agenturmeldungen aus Berlin, die, unter Verantwortung
des dortigen Arbeiter- und Soldatenrats geschrieben, ein ganz anderes Bild
zeichnen. So konnten die Reutlinger eine Seite nach dem obigen Zitat folgende
Meldung des WTB („Wolffs Telegraphisches Bureau“) lesen: „Berlin,
9. November. Hier hat die Revolution einen gl�nzenden fast g�nzlich unbluti-
gen Sieg errungen. [. . .] In der Stadt herrscht vollkommene Ruhe und Ord-
nung.“12 Einen Tag sp�ter berichtete dieselbe Agentur: „Noch immer sind die
Straßen voll von Menschen, die die freudige Erregung aus den H�usern
treibt.“13 Es blieb den Lesern �berlassen, mit diesem offenen Widerspruch zu-
rechtzukommen. Nachdem die schlimmsten Bef�rchtungen von bolschewis-

7 SKZ Nr. 260 (5. 11. 1918), S. 2 f.
8 SKZ Nr. 261 (6. 11. 1918), S. 1.
9 SKZ Nr. 263 (8. 11. 1918), S. 2.

10 SKZ Nr. 264 (9. 11. 1918), S. 1.
11 SKZ Nr. 265 (11. 11. 1918), S. 1.
12 Ebd., S. 2.
13 SKZ Nr. 266 (12. 11. 1918), S. 2.
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tischer Gewaltherrschaft nicht eintraten, m�ßigte sich der Ton der Kreis-
zeitung sp�ter deutlich, und sie setzte sich konstruktiver f�r die Interessen des
b�rgerlich-konservativen Lagers innerhalb der neuen Ordnung ein. Beibehal-
ten wurden ein „wehm�tiger Nationalismus“, welcher der verloren gegange-
nen Illusion von Grçße nachtrauerte und sich unter anderem im Abdruck ent-
sprechender Gedichte zeigte („Was einstmals bl�hte, nun sank es dahin. [. . .]
Verlassen von allen bahnt Deutschland allein/den Weg sich durch Not und
Gefahren“14), sowie eine feindselige Haltung gegen�ber den Siegerm�chten
und den von ihnen gesetzten Waffenstillstands-Bedingungen.15

Sachlicher berichtete der Reutlinger General-Anzeiger: Die Matrosen-
proteste mit mehreren Toten in Kiel beschrieb er am 6. November ohne Wer-
tung und Parteinahme unter der �berschrift „Bedauerliche Vorg�nge in
Kiel“,16 die Berichte aus Norddeutschland vom Folgetag tragen die neutralen
Titel „Die Lage in Kiel“ sowie „Arbeiteraufst�nde in Hamburg und L�-
beck“.17 Der Bericht aus Berlin vom 9. November (vor dem Umsturz) tr�gt
den Titel „Die Ereignisse in Berlin“,18 und der Umsturz vom 9. November
wurde am 11. November in Form von unkommentierten Agenturmeldungen
dargestellt, die, mit ihrem positiven Grundton, teils wortgleich auch in der
Kreiszeitung zu finden waren. Nur aus Stuttgart gab es eigene Berichte, die
jedoch die Vorg�nge nicht bewerten.19 W�hrend die Schwarzw�lder Kreis-
zeitung in jenen Tagen mit Titelschlagzeilen �ber bolschewistisches Chaos
und grundst�rzende Vorg�nge (s. oben) aufmachte, besch�ftigen sich die
Schlagzeilen des General-Anzeigers mit dem Krieg und den Waffenstill-
stands-Verhandlungen (vgl. Abb. 1). Einen Kommentar zur innenpolitischen
Lage findet man im General-Anzeiger erst am 13. November. Im Leitartikel
mit der �berschrift „Die deutsche Revolution“ werden die Ziele der Revolu-
tion grunds�tzlich positiv bewertet: „Und in einer entscheidenden Plçtzlich-
keit, wie wohl noch nicht oft in der Weltgeschichte die Utopien von gestern
die Realit�ten von heute geworden sind, hat diese Revolution im Bewußtsein
des Volkes ihren Sinn gefunden: die eine deutsche Republik, der freie deutsche
Volksstaat, das Reich auch der sozialen und wirtschaftlichen Gerechtigkeit
und Freiheit – das soll sie bringen!“ Kritisiert wird allerdings die Gewaltsam-
keit des Umsturzes. Außerdem wird ein Mitwirkungsanspruch des B�rger-
tums an der neuen Ordnung angemeldet und zur Mitgestaltung der Zukunft
aufgerufen: „Auch dem deutschen B�rgertum wird die Revolution neuen
Schwung und neues Leben bringen zu neuer, positiv gestaltender Arbeit.

14 SKZ Nr. 270 (16. 11. 1918), S. 3. Weitere Beispiele ließen sich nennen.
15 Vgl. z. B. SKZ Nr. 275 (22. 11. 1918), S. 1: „Der ‚Vçlkerbefreier� wahres Gesicht“.
16 Reutlinger General-Anzeiger (im Folgenden: GEA) Nr. 261 (6. 11. 1918), S. 1.
17 GEA Nr. 262 (7. 11. 1918), S. 2.
18 GEA Nr. 264 (9. 11. 1918), S. 1 f.
19 GEA Nr. 265 (11. 11. 1918), S. 1.
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Nicht die Diktatur der Klasse – alle Klassen, alle Schichten und alle lebendigen
Kr�fte, die vorw�rts wollen, sollen die deutsche Demokratie gestalten, zum
Heile unseres Volkes.“20 F�nf Tage sp�ter positionierte sich der General-
Anzeiger mit dem Leitartikel „Demokratie und B�rgertum“ eindeutig in der
demokratischen Mitte: „Das deutsche Volk sieht jetzt auf die ehrlichen Demo-
kraten in seiner Mitte. Mçgen sie die Augen weit offen halten, mçgen sie
schnell Klarheit schaffen �ber das, was not tut – auch der ‚Reutlinger General-
Anzeiger� wird versuchen, an dieser Arbeit seinen Teil zu �bernehmen –
mçgen sie dann r�cksichtslos und entschlossen auf dem einmal gew�hlten
Wege geradeaus vorw�rts schreiten!“21

Einen euphorisch-positiven Grundton hatten die Beitr�ge in der SPD-Zei-
tung Schw�bische Tagwacht aus Stuttgart: „Der Sieg der Revolution! Eine
gewaltige, aber gl�cklicherweise unblutige Revolution hat sich heute voll-
zogen: Die Republik ist erkl�rt. Eine neue Epoche der Demokratie und Frei-
heit bricht an, die alten Gewalten treten ab und das Volk, das die Revolution
bewirkt hat, �bernimmt die politische Macht [Hervorhebungen im Original,

Abb. 1: Titelseite des Reutlinger General-Anzeigers vom 11. November 1918. Auf-
macher war die Abdankung Kaiser Wilhelms II. und das Ende des Krieges.

20 GEA Nr. 267 (13. 11. 1918), S. 1.
21 GEA Nr. 271 (18. 11. 1918), S. 1.
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der Verf.].“22 Der Tenor der Reutlinger Arbeiterzeitung „Freie Presse“ d�rfte
�hnlich gewesen sein.

2. Die Revolution in Reutlingen

�ffentlich sichtbar wurde die Revolution in Reutlingen am 11. November.
Bevor ausf�hrlich auf diesen Tag eingegangen wird, soll hier noch etwas zu
den Tagen zuvor gesagt werden: Denn anders als Karl Keim, der die Ereignisse
als 16-J�hriger miterlebte, in seinem 1975 im Rahmen der Reutlinger Ge-
schichtsbl�tter erschienenen Werk „Alt-Reutlingen“ impliziert („Man legte
sich ruhig ins Bett und erwachte – in der Republik“23), kam der Umbruch
auch in Reutlingen keineswegs aus dem Nichts. Vorboten der kommenden
Umbr�che waren zum Beispiel die çffentlichen Versammlungen, die bereits
vor den entscheidenden Tagen von verschiedenen politischen und gesell-
schaftlichen Gruppen organisiert wurden und jeweils viele Besucher anzogen.
Sie waren neben den Zeitungen oft die einzige Mçglichkeit, sich �ber die aktu-
elle Lage zu informieren und sich eine Meinung zu bilden. In unsicheren Zei-
ten boten sie Orientierung und Halt sowie die Mçglichkeit zum Austausch
mit Schicksalsgenossen. Der politische Umsturz mag nicht das Ziel der meis-
ten Veranstalter und Besucher gewesen sein, teilweise war die Absicht ganz im
Gegenteil das Beruhigen der Gem�ter und das Motivieren zum disziplinierten
„Durchhalten“. Dennoch sind diese Veranstaltungen ein Beleg daf�r, dass es
in der Gesellschaft rumorte und ein grunds�tzliches Redebed�rfnis bestand
�ber die gegenw�rtige Situation und zuk�nftige Lçsungsmçglichkeiten. Die
folgenden beiden Beispiele sind den Reutlinger Zeitungen entnommen: Am
Nachmittag des 3. Novembers fand in der Leonhardskirche eine „Versamm-
lung f�r Frauen“ statt zum Thema „Das Gebot der Stunde an die deutsche
Frau“: „Je ernster die Tage sind, denen wir entgegengehen, desto mehr gilt es,
alle ruhigen und besonnenen Elemente zu sammeln und zu st�rken, daß in des
Vaterlands schwerster Stunde nicht durch innere Unordnung und Zerw�rf-
nisse die Not noch grçßer werde.“24 Einen Tag zuvor sprachen die SPD-
Landtagsabgeordneten Jakob Kurz aus Reutlingen und Bertold Heymann aus
Stuttgart (sp�ter Minister in der provisorischen Landesregierung) auf einer
„sehr stark besuchten çffentlichen Versammlung“ im Lçwensaal (Kurz �ber-
nahm wenige Tage sp�ter, w�hrend der Revolutionsereignisse in Reutlingen,
eine f�hrende Rolle). Nach dem Bericht der Kreiszeitung schlug Heymann in

22 Schw�bische Tagwacht Nr. 265 (10. 11. 1918), S. 1. Der Text ist eine offizielle Proklamation
der neuen provisorischen Regierung W�rttembergs zur Revolution.

23 Karl Keim: Alt-Reutlingen. Bilder, Berichte, Erinnerungen, Reutlingen 1975 (gleichzeitig:
Reutlinger Geschichtsbl�tter NF 13 (1975)), S. 155.

24 SKZ Nr. 258 (2. 11. 1918), S. 3. Vgl. auch GEA Nr. 260 (5. 11. 1918), S. 5.
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seiner Rede „Die Zukunft des deutschen Volkes und die Sozialdemokratie“
einen anderen Ton an als die Veranstalter der Frauenversammlung: „Den
Schlager des Abends bildete naturgem�ß die Kaiserfrage. Als Heymann aus-
f�hrte, wenn es sich erweisen sollte, daß Personen dem Frieden im Wege
stehen sollten, die deutsche Volksregierung den Weg werde zu finden wissen,
diese Hindernisse aus dem Weg zu r�umen, gab explosiver Beifall die klare
Auskunft dar�ber, wieviel Uhr es da geschlagen hatte.“25

In Reutlingen begann die Revolution in der Nacht nach den großen
Umst�rzen, die der 9. November in Berlin und Stuttgart gebracht hatte: Ver-
mutlich als direkte Reaktion auf diese Ereignisse bildete sich auch hier ein
Soldatenrat. Er wurde „in geheimer und direkter Wahl durch die Angehçrigen
des Ersatz-Bataillons gew�hlt“ und trat erstmals am Morgen des 10. Novem-
bers zusammen.26 Noch am selben Tag entstand auch ein Reutlinger Arbeiter-
rat, dem laut Kreiszeitung „aus den grçßeren Betrieben je zwei Vertreter ange-
hçren und der 15 Kçpfe z�hlen soll.“27 Nach Karl Keim hatten „Abordnun-
gen des Stuttgarter Soldatenrats“ die Nachrichten von den dortigen Ereignis-
sen nach Reutlingen gebracht.28 Revolution�re aus verschiedenen Orten in
W�rttemberg standen w�hrend der entscheidenden Tage miteinander in Kon-
takt und tauschten Informationen aus: Wilhelm Keil, SPD-Politiker und
Redakteur der Schw�bischen Tagwacht, erinnerte sich sp�ter, dass bereits am
Abend des 8. Novembers „Vertrauensleute“ aus mehreren w�rttembergischen
Industriest�dten in Stuttgart zusammenkamen, „um sich zu informieren und
sich dem Stuttgarter Vorgehen anzuschließen.“29 Er erw�hnt es dabei zwar
nicht explizit, es ist aber durchaus mçglich, dass auch Reutlinger bei diesem
Treffen anwesend waren. Auch das abgebildete Telegramm, mit dem der
Reutlinger Soldatenrat seine Gr�ndung nach Stuttgart meldete, belegt den
Informationsaustausch (Abb. 2). Den Vorsitz des Reutlinger Arbeiterrats
�bernahm der bereits erw�hnte SPD-Landtagsabgeordnete Jakob Kurz, der
Reutlingen seit 1906 in Stuttgart vertrat. Mit der Reutlinger Gewerkschafte-
rin, Sozialdemokratin und Frauenrechtlerin Laura Schradin gehçrte auch eine
Frau zu den Mitgliedern des Arbeiterrats.30 Schradin wurde im Januar 1919
als eine von nur 13 Frauen in die Verfassunggebende Landesversammlung
W�rttembergs gew�hlt und war von 1919 bis 1925 Mitglied des Reutlinger

25 SKZ Nr. 259 (4. 11. 1918), S. 3. Vgl. auch GEA Nr. 260 (5. 11. 1918), S. 5.
26 So eine in der Schwarzw�lder Kreiszeitung verçffentlichte Erkl�rung des Soldatenrats: SKZ

Nr. 265 (12. 11. 1918), S. 4.
27 Ebd.
28 K. Keim (wie Anm. 23), S. 155 f.
29 Wilhelm Keil: Erlebnisse eines Sozialdemokraten, Bd. 2, Stuttgart 1948, S. 70.
30 Die Zusammensetzung des Arbeiterrats findet sich in einer Notiz in SKZ Nr. 268 (14. 11.

1918), S. 4.
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Gemeinderats.31 Ein gemeinsamer Plakatanschlag beider Reutlinger R�te rief
Arbeiter und Soldaten am 11. November um 9 Uhr morgens zu einer Ver-
sammlung auf dem Karlsplatz zusammen.32 Laut General-Anzeiger folgten
etwa 5000 bis 8000 Menschen diesem Aufruf, „darunter viele Soldaten, Frauen
und Jugendliche“.33 Den Ablauf der Kundgebung beschreibt die Zeitung so:
„Vormittags von 9 Uhr ab stellte sich der Zug auf dem Karlsplatz zusammen
und bewegte sich dann unter Vorantritt der Milit�rkapelle des Ersatzbataillons
und unter Mitf�hren roter Fahnen durch die Gartenstraße, �ber den Burg-
platz und die Wilhelmstraße zum Marktplatz. [. . .] Auf dem Marktplatz spra-
chen von drei Rednertrib�nen Landtagsabgeordneter Kurz und zwei weitere
Redner �ber die bereits bekannten politischen Forderungen.“34 Die Schwarz-
w�lder Kreiszeitung identifiziert die Redner als „die Genossen Kurz, Sailer
und Ruoff“, welche „die Errungenschaften der sozialen Volksrepublik feier-

Abb. 2: Der Reutlinger Soldatenrat gibt seine Gr�ndung bekannt. Telegramm, gesen-
det am 10. November 1918 an den Stuttgarter Soldatenrat (angekommen um „12 Uhr
42 nachmittags“).

31 Zu Laura Schradin vgl. z. B. W. Jung (wie Anm. 4), S. 176; Christina Klausmann: Laura
Schradin, in: W�rttembergische Biographien, Bd. 1, Stuttgart 2006, S. 251 f.; Gustav Adolf
Rieth: Laura Schradin. Ein Leben f�r das Recht der Frau, in: Reutlinger Geschichtsbl�tter
NF 17 (1978), S. 7–37.

32 SKZ Nr. 265 (11. 11. 1918), S. 4.
33 GEA Nr. 265 (11. 11. 1918), S. 3.
34 Ebd.
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ten, den absoluten Schutz von Eigentum und Leben durch den Arbeiter- und
Soldatenrat garantierten, zur Einhaltung eiserner Manneszucht aufforderten
und ein dreifaches Hoch auf die neue Staatsform und ihre Vertreter ausbrach-
ten.“35 Einen Eindruck von der Situation auf dem Platz und von der Grçße
und Zusammensetzung der dort versammelten Menge vermitteln drei Foto-
grafien von diesem Tag, die sich in den Best�nden des Stadtarchivs Reutlingen
befinden (Abb. 3–5): Auf den Abb. 3 und 4 ist vor dem „Warenhaus Kahn“
(Marktplatz 5) eine der drei Rednertrib�nen zu erkennen. Eine waghalsig im-
provisierte Konstruktion zeigt Abb. 5: Hier wurde f�r den Redner ein Holz-
brett �ber das Becken des Marktbrunnens gelegt.

Eine Abordnung der Versammlung zog am Ende der Kundgebung ins Rat-
haus und �bergab die Revolutionsforderungen an Oberb�rgermeister Emil
Hepp, der „auf Wunsch der Veranstalter eine kurze Ansprache an die Menge
hielt und dabei seinerseits auf die Bedeutung dieser Tage f�r die Zukunft des
deutschen Volkes verwies. Er zeichnete in kurzen Strichen den Ernst der inne-
ren und �ußeren Lage und gab zum Schlusse der Hoffnung Ausdruck, daß
trotz allem was uns noch Schweres bevorstehe, doch unserem Volke eine neue
Zukunft erbl�he. Ein von ihm ausgebrachtes Hoch auf unser Vaterland fand
begeisterten Widerhall.“36 Die st�dtischen �mter wurden als im Dienst von
Arbeiter- und Soldatenrat stehend erkl�rt, und zum Zeichen daf�r wurden am
Neuen Rathaus rote Fahnen gehisst (diese Situation zeigt Abb. 6). Auch das
kçnigliche Oberamt wurde entsprechend beflaggt. „[A]uf der Hermann
Kurz-Schule als der hiesigen Kaserne und am Dienstgeb�ude des Bataillons
weht die rote Fahne schon seit gestern.“37

Von Zwischenf�llen oder gar gewaltt�tigen Auseinandersetzungen w�h-
rend dieser Kundgebung wird nichts berichtet, „nirgends kam es in der Stadt
zu Schl�gereien und Schießereien.“38 Wie aus den oben zitierten Reden
hervorgeht, waren die Vertreter von Arbeiter- und Soldatenrat sehr darauf
bedacht, die Sicherheit aller zu gew�hrleisten und die çffentliche Ordnung
weiter aufrechtzuerhalten – deshalb der Aufruf zu „eiserner Manneszucht“.
Entsprechende Appelle, auch an die eigenen Leute, wurden vom Soldatenrat
in den Zeitungen verçffentlicht: „Wir erkl�ren, daß wir mit aller Strenge gegen
Ausschreitungen vorgehen werden. Kameraden! Wir befehlen was notwendig
ist. F�gt euch unseren Anordnungen, haltet Ordnung und Disziplin und lasset
euch von fremden Elementen nicht beeinflussen.“39 Wenig Anhaltspunkte
gibt es f�r folgende Behauptungen Karl Keims: „Sowohl die r�terepublika-
nischen als auch die utopischen Ideen wurden von unbekannten Fremden

35 SKZ Nr. 265 (11. 11. 1918), S. 4.
36 GEA Nr. 265 (11. 11. 1918), S. 3.
37 SKZ Nr. 265 (11. 11. 1918), S. 4.
38 K. Keim (wie Anm. 23), S. 157.
39 GEA Nr. 265 (11. 11. 1918), S. 5.
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nach Reutlingen hineingetragen und verbreiteten sich rasch. Doch bald
d�mmten mehrere linksb�rgerliche, sozialdemokratische und gewerkschaft-
liche Einheimische die Uferlosigkeiten ein.“40 „Die Mitglieder der R�te, meist
unbekannte M�nner von ausw�rts ohne politische Erfahrung, nahmen auf
einige Tage das Heft in die Hand; der Name und das Gespenst ‚Spartakus�
drohten.“41 Keine der beiden Zeitungen berichtet von derartigen Fremden,
auch nicht die Schwarzw�lder Kreiszeitung, die ja anf�nglich hinter jedem Re-
volutionsereignis den „Bolschewismus“ vermutete (s. oben). Vielmehr hatten
Einheimische von Anfang an die F�hrung inne: Hauptredner auf dem Markt-
platz war der etablierte Reutlinger Landtagsabgeordnete und Gemeinderat
Jakob Kurz. Auf derselben Kundgebung sprach außerdem der sich schon seit
20 Jahren im Amt befindliche Oberb�rgermeister. Auch die anderen beiden
Redner waren der Zeitung namentlich bekannt (s. oben). Allenfalls die von
Abb. 5 bekannte wackelig improvisierte Redeplattform auf dem Marktbrun-
nen (s. oben) kçnnte die Anwesenheit „inoffizieller“ Redner nahelegen, die
mit ihrem Gedankengut keinen Raum auf den „offiziellen“ Trib�nen fanden –
aber auch das ist reine Spekulation. Jakob Kurz war auch Vorsitzender des Ar-
beiterrats, und statt „unbekannter M�nner von ausw�rts“ hatte der Rat Mit-
glieder wie die in Reutlingen geborene und dort schon lange politisch aktive
Laura Schradin (s. oben). Das Ziel von Jakob Kurz „und das der Mehrheit im
Reutlinger Arbeiterrat war die parlamentarische Demokratie. Der Rat [. . .]
stellte sich hinter die gem�ßigte w�rttembergische Regierung.“42 Auch Keim
erkennt die Bedeutung von Kurz in der Revolutionszeit an: „Ihm kam das un-
bestreitbare Verdienst zu, allen Uferlosigkeiten Einhalt geboten und die
Grundlagen f�r ein Weiterleben bis zur Bildung neuer politischer Formen ge-
schaffen zu haben.“43 Der Soldatenrat hielt sich aus politischen Fragen voll-
st�ndig heraus: Am 13. November verçffentlichte er in allen Zeitungen eine
Bekanntmachung, „um alle falschen Anschauungen �ber die Vorg�nge der
letzten Tage auszuschließen“. Darin heißt es: „Der Soldatenrat betrachtet sich
als eine rein milit�rische Organisation, die sich nur mit milit�rischen Fragen
besch�ftigt. Er erkl�rt sich deshalb f�r politisch neutral, gibt jedoch jedem ein-
zelnen Soldaten seine politische Gesinnungsfreiheit.“44

Die Situation in Reutlingen nach den Ereignissen des 11. Novembers zeigte
große Kontinuit�t: Die Autorit�t von Oberb�rgermeister Hepp wurde nie in
Frage gestellt. Er war seit der Jahrhundertwende im Amt und blieb es bis 1929.

40 K. Keim (wie Anm. 23), S. 157.
41 Ebd., S. 158.
42 W. Jung (wie Anm. 4), S. 175.
43 K. Keim (wie Anm. 23), S. 159. Ein Ursprung f�r die nicht belegbaren Erinnerungen Keims

kçnnte eventuell der oben beschriebene Austausch zwischen Revolution�ren aus verschie-
denen w�rttembergischen St�dten gewesen sein, den Keim als das Wirken fremder Einfl�sse
interpretiert haben kçnnte.

44 SKZ Nr. 267 (13. 11. 1918), S. 4; GEA Nr. 267 (13. 11. 1918), S. 3.
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Abb. 3–4: Menschenmenge auf dem Marktplatz am 11. November 1918.
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Abb. 5: Improvisierte Redeplattform auf dem Marktbrunnen.

Abb. 6: Rote Fahnen am Rathaus der Stadt.
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Die Stadtverwaltung verrichtete in der neuen Ordnung ihren Dienst wie
zuvor, Gemeinderat und B�rgerausschuss tagten unver�ndert weiter in
wçchentlichem Rhythmus.45 Wichtiger als gesellschaftspolitische Grundsatz-
fragen oder etwaige Loyalit�tskonflikte der kaiserzeitlichen Beamten waren
das Aufrechterhalten der Ordnung und das Lçsen der dr�ngenden Alltagspro-
bleme, beispielsweise bei der Lebensmittel- und Energieversorgung (mehr
dazu unten).46 Ein Aufruf des Reutlinger Oberregierungsrats Friedrich Zorer
„an die Bezirksangehçrigen“ vom 12. November unterstreicht das: „Ich richte
daher an alle mir unterstellten Organe die dringende Aufforderung, in der
seitherigen Weise ihres Amtes zu walten und f�r die Aufrechterhaltung der
Ruhe und Ordnung innerhalb ihres Wirkungskreises zu sorgen.“47 Auch
Oberb�rgermeister Hepp �ußerte sich entsprechend in seiner Ansprache zu
Beginn der ersten Sitzung des Gemeinderats nach dem Umsturz am
13. November: „Uns den Beamten und ehrenamtlich T�tigen in der Gemein-
deverwaltung ist die Mahnung gegeben, auf dem Posten zu bleiben und aus-
zuhalten wie bisher. Das geloben wir in dieser Stunde mit tiefem sittlichen
Ernst. Wir wollen Trennendes nach Mçglichkeit auf die Seite legen und uns
m�hen, Gutes zu schaffen f�r unsere Stadt.“48 Die in der Revolution entstan-
denen R�te ersetzten nicht die etablierten Institutionen, sondern wurden als
Interessenvertreter ihrer jeweiligen Klientel in die bestehenden Entschei-
dungsprozesse eingebunden. Beispiele daf�r sind die „Lebensmittelabteilung“
und die „Kartoffelstelle“. Auf Beschluss des Gemeinderats wurden in beiden
Gremien Vertreter des Arbeiterrats aufgenommen.49 Auch Vertreter des et-
was sp�ter gegr�ndeten „Volksrats“ (s. unten) erhielten Sitze. Außerdem
wurde von nun an çffentlich getagt – erstmals am 19. November. Beide Aus-
sch�sse hatten „sowohl eine beratende wie kontrollierende Eigenschaft“ bei
Fragen der Lebensmittelversorgung. Wie die Schwarzw�lder Kreiszeitung
nach der ersten Sitzung feststellte, wurde hier konstruktiv und transparent zu-
sammengearbeitet: „Es wurde [. . .] offenbar, daß die Vertreter des Arbeiter-
und des Volksrates es mit der ihnen �bertragenen Aufgabe ernst nehmen,
ebenso daß die Beamtung gerne bereit ist, in alle Schubf�cher und Winkel des
schwierigsten und dabei undankbarsten aller st�dtischen Ressorts schauen zu
lassen.“50

Kurz nach der Kundgebung auf dem Marktplatz begannen sich nach den
Arbeitern und Soldaten auch weitere Bevçlkerungsgruppen zu organisieren:
Bereits am Abend des 11. November wurde bei einer sehr gut besuchten

45 Nachzuvollziehen �ber die Gemeinderatsberichte in den Zeitungen: s. unten.
46 Vgl. W. Jung (wie Anm. 4), S. 175 f.
47 SKZ Nr. 267 (13. 11. 1918), S. 4.
48 Wiedergegeben in GEA Nr. 269 (15. 11. 1918), S. 2. Vgl. auch SKZ Nr. 268 (14. 11. 1918), S. 2.
49 GEA Nr. 269 (15. 11. 1918), S. 2. Vgl. auch SKZ Nr. 268 (14. 11. 1918), S. 2 f.
50 SKZ Nr. 273 (20. 11. 1918), S. 3.
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Versammlung der Fortschrittlichen Volkspartei im Hotel Kronprinz die
Gr�ndung eines „Volksrats“ in Angriff genommen, der all jene B�rger repr�-
sentieren sollte, die sich weder im Arbeiter- noch im Soldatenrat vertreten
f�hlten: „Wenn Sozialdemokraten und Gewerkschaften sich eine Vertretung
im Arbeiterrat schaffen, so kann es dem �brigen freiheitlich gesinnten Volks-
teil nicht verwehrt werden, sich ebenfalls eine Vertretung zu sichern, um auf
den Gang der Dinge Einfluss zu gewinnen.“51 Der Volksrat sollte keine
„Kampforganisation“ sein, sondern mit den anderen Organisationen ein
„friedliches Nebeneinanderarbeiten“ pflegen. Vertreter des Soldatenrats wa-
ren bei der Versammlung eingeladen und anwesend, und auch mit dem Arbei-
terrat sollte Einvernehmen hergestellt werden.52 Dominiert wurde der Volks-
rat zu Anfang von der Fortschrittlichen Volkspartei – Nationalliberale sollten
nur aufgenommen werden, wenn „sie sich auf den Boden der deutschen
Volksrepublik stellen und nicht der Vaterlandspartei angehçren.“53 Nach l�n-
gerer Vorbereitung (der erste entsprechende Aufruf datiert vom 13. Novem-
ber54) gr�ndete sich außerdem am 28. November im Gasthaus „Falken“ ein
„Rat geistiger Arbeiter f�r Stadt und Bezirk Reutlingen“, der sich unter ande-
ren an Lehrer, Angestellte und Beamte richtete. Anwesend war dabei auch der
Kultminister (heute „Kultus-“) der provisorischen Landesregierung, Bertold
Heymann (SPD), der in vorrevolution�rer Zeit schon einmal in Reutlingen
aufgetreten war (s. oben). Es wurde betont, man wolle „nicht im Gegensatz zu
den Handarbeitern und ihren R�ten, sondern in enger F�hlung mit ihnen“ ar-
beiten. Parteipolitisch erkl�rte der Rat geistiger Arbeiter sich neutral.55 Erste
Schritte hin zu einer gemeinsamen Organisation in einem „Angestelltenaus-
schuss“ unternahmen Ende November auch „kaufm�nnische Angestellte,
Techniker und Werkmeister“.56 Von der Fortschrittlichen Volkspartei wurde
seit Mitte November zudem die Gr�ndung von Bauernr�ten im Oberamts-
bezirk Reutlingen betrieben.57 Der Sinn all dieser Interessenvertretungen er-
schloss sich nicht jedem: Im General-Anzeiger wurde am 2. Dezember an der
Gr�ndung des Rats geistiger Arbeiter folgende Kritik ge�ußert: „Derartige
Gr�ndungen tragen den Keim k�nftigen Zwietrachtes und Unfriedens in sich:
anstatt im jetzigen Augenblick die bestehenden Klassenunterschiede zu besei-
tigen, werden neue geschaffen – werden durchaus unnat�rliche k�nftige Ge-
gens�tze ins Leben gerufen.“58 In einem in der Kreiszeitung am 29. Novem-

51 GEA Nr. 266 (12. 11. 1918), S. 2 f. Zitat: S. 3. Vgl. auch SKZ Nr. 266 (12. 11. 1918), S. 3.
52 Ebd.
53 GEA Nr. 272 (19. 11. 1918), S. 2.
54 Vgl. SKZ Nr. 267 (13. 11. 1918), S. 4.
55 SKZ Nr. 281 (29. 11. 1918), S. 2 f.; GEA Nr. 281 (29. 11. 1918), S. 2 f.
56 Vgl. SKZ Nr. 279 (27. 11. 1918) S. 4; SKZ Nr. 281 (30. 11. 1918), S. 2; GEA Nr. 282 (30. 11.

1918), S. 2 f.
57 Vgl. z. B. GEA Nr. 271 (18. 11. 1918), S. 2.
58 GEA Nr. 283 (2. 12. 1918), S. 5.
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ber direkt nach dem Bericht von der Gr�ndung des Rats geistiger Arbeiter
abgedruckten Mundartgedicht von „Ernst Frçhlich“ mit dem Titel „De nui
Zeit“ finden sich folgende Zeilen: „R�t wo ma goht und schtoht./Blos ois fehlt
no: jetzt wisse mer/Vor lauder R�t koin Rot.“59

R�tegr�ndungen waren nicht die einzigen gut besuchten Veranstaltungen
im November 1918: Versammlungen unterschiedlichster Veranstalter zur Zu-
kunft von Staat und Gesellschaft fanden den ganzen Monat hindurch statt.
Die Schwarzw�lder Kreiszeitung schrieb am 18. November: „Oeffentliche
Volksversammlungen, in denen die verschiedensten Gruppen um die politi-
sche Macht und allerhand geistige Strçmungen um Anerkennung ringen, ohne
daß sich bisher f�r jedermann klare Verh�ltnisse herausgebildet h�tten, neh-
men seit den Tagen der Revolution und des einstweiligen Rechtszustandes
einer vorl�ufigen Regierungsform alle Kreise unserer Bevçlkerung in An-
spruch.“60 Die R�umlichkeiten f�r all diese Veranstaltungen boten die Reut-
linger Hotels und Gasth�user. Der Tagungsort, der in Veranstaltungsank�ndi-
gungen und -berichten am h�ufigsten auftaucht, war das Hotel Kronprinz am
Bahnhof, dessen „Gartensaal“ auch Platz f�r grçßere Gruppen bot – hier fand
unter anderem die Gr�ndungsversammlung des Volksrats statt (s. oben).

3. Alltagssorgen

Den Vertretern der neuen Ordnung waren Ruhe und Ordnung sowie das
ungebrochene Weiterarbeiten der alten Institutionen und Amtstr�ger sehr
wichtig. Ein wesentlicher Grund daf�r waren die zahlreichen Probleme, mit
denen (nicht nur) Reutlingen im Herbst 1918 konfrontiert wurde: Es galt, die
Versorgung der Bevçlkerung und das çffentliche Leben aufrechtzuerhalten.
Einen erheblichen Einfluss auf das Alltagsleben hatte die grçßte und tçd-
lichste Pandemie der j�ngeren Geschichte: die sogenannte Spanische Grippe.
Am 31. Oktober gab das kçnigliche Oberamt Reutlingen in der Schwarzw�l-
der Kreiszeitung bekannt: „Angesichts des immer grçßeren Umgreifens der
Grippe werden [. . .] alle Ansammlungen von Personen bei M�rkten, Messen,
Versammlungen und Uebungen sowie bei allen Vergn�gungen (Theater,
Konzerte, Lichtspielvorf�hrungen, Tanzkurse u. dergl.) im Oberamtsbezirk
Reutlingen bis auf weiteres verboten. Mit Kattarhen und Husten behafteten
Personen wird dringend nahegelegt, den Besuch von Gottesdiensten zu unter-
lassen.“61 Die Revolutions-Versammlungen einige Tage sp�ter konnte dieses
Verbot nicht verhindern. Die Schulen waren Anfang November geschlossen
(„Grippe-Vakanz“) und sollten es auf Anordnung des Oberamts bis 9. No-

59 SKZ Nr. 281 (29. 11. 1918), S. 3.
60 SKZ Nr. 271 (18. 11. 1918), S. 3.
61 SKZ Nr. 256 (31. 10. 1918), S. 4.
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vember bleiben. Die w�rttembergische Staatsbahn musste ab 1. November
das Verkehren einiger G�terz�ge wegen Erkrankungen beim Zugbegleit-
personal einstellen.62 Am 6. November schrieb die Kreiszeitung: „Die Grippe
hat auch in Reutlingen in �ußerst bedenklicher Weise um sich gegriffen. Die
finanziellen Wirkungen der Seuche sind f�r die Krankenkassen ganz un-
geheuerliche: dabei ist die Krankheit durchaus noch nicht nennenswert im
Abnehmen begriffen. [. . .] Leider sind auch eine ganze Reihe Todesf�lle auf
die Grippe zur�ckzuf�hren. Dringend ist zu w�nschen, daß das Auftreten
dieser heimt�ckischen Krankheit in B�lde ernstlich wieder nachl�sst.“63 Zu
den Gesundheitsgefahren kamen im ganzen Reich Versorgungsprobleme, die
insbesondere die unteren Schichten betrafen und die als Mitauslçser des Um-
sturzes gelten (erinnert sei an den ber�hmtesten Schlachtruf der Revolution:
„Friede und Brot“).64 Als vergeblicher Versuch, die Lage zu beruhigen, er-
scheint dabei die in Reutlingen am 8. November verçffentlichte Ank�ndigung
des Berliner Kriegsern�hrungsamts, ab 1. Dezember die Brotration erhçhen
zu wollen – am Tag danach kam es zum endg�ltigen Sturz des alten Systems.65

An den Versorgungsengp�ssen konnte dieser zun�chst allerdings auch nichts
�ndern. Am bedrohlichsten f�r das �berleben der Menschen waren die Pro-
bleme mit der Lebensmittelversorgung, insbesondere in den St�dten. Einrich-
tungen wie die „Lebensmittelabteilung“ und die „Kartoffelstelle“ (s. Ab-
schnitt 2) konnten die knappen Ressourcen nur verwalten, nicht vermehren:
„dar�ber d�rfte man sich aber nirgends in Zweifel sein, daß man im allgemei-
nen mit dieser neuen Einrichtung, die wir deshalb beileibe nicht als �berfl�ssig
hinstellen mçchten, nicht satter wird.“ Die Kreiszeitung hoffte deshalb auf
ein Einsehen der Siegerm�chte: „Da kann – Gott sei’s gesagt – zurzeit nur
[US-Pr�sident] Wilson helfen.“66 Den ganzen November gibt es zahlreiche
Hinweise auf die bedrohliche Situation: Immer wieder wurden Appelle an die
Bevçlkerung verçffentlicht, die unter Verweis auf die Nahrungsmittelsitua-
tion zum Bewahren von Ordnung und Disziplin aufriefen: Am
11. November, dem Tag der Revolutionskundgebung in Reutlingen, erschien
in der Kreiszeitung der folgende Aufruf des neuen Reichskanzlers Ebert: „Ihr
wißt, wie schwer der Krieg die Ern�hrung des Volkes, die erste Voraussetzung

62 SKZ Nr. 257 (1. 11. 1918), S. 3 und 4.
63 SKZ Nr. 261 (6. 11. 1918), S. 3. Vgl. auch GEA Nr. 261 (6. 11. 1918), S. 5.
64 Vgl. W. Niess (wie Anm. 3), S. 19, 126 f.; Schw�bische Tagwacht Nr. 275 (21. 11. 1918), S. 1:

„Die Kriegsfurie, begleitet vom Hunger hat das deutsche Volk gezwungen, sich gegen seine
bisherigen Machthaber zu erheben. Das deutsche Volk will Friede und Brot.“ F�r Reutlin-
gen nachvollziehen lassen sich die Engp�sse w�hrend des Krieges bei Antonia Jeismann: Im
Krieg gemeinsam? Die Feldpostbriefe des Ehepaars Goehrlich. Eine Fallstudie zu „Front“
und „Heimat“ im Ersten Weltkrieg, in: Reutlinger Geschichtsbl�tter NF 52 (2013),
S. 223–289, hier insbes. S. 252–257.

65 SKZ Nr. 263 (8. 11. 1918), S. 3.
66 SKZ Nr. 273 (20. 11. 1918), S. 3.
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des politischen Lebens, bedroht. Es muß die Pflicht aller in Stadt und Land
bleiben, die Produktion von Nahrungsmitteln und ihre Zufuhr in die St�dte
nicht zu hindern [. . .]. Wer sich an Nahrungsmitteln [. . .] oder den f�r ihre Ver-
teilung bençtigten Verkehrsmitteln vergreift, vers�ndigt sich aufs Schwerste
an der Gesamtheit. Mitb�rger! Ich bitte euch alle dringend: Verlasst die Straße,
sorgt f�r Ruhe und Ordnung.“67 In einem anderen Aufruf vom selben Tag an
die Arbeiter- und Soldatenr�te schrieb Ebert: „Das Volk muß verhungern,
wenn die Bahntransporte gestçrt werden.“68 Einen Tag sp�ter ließ die neue
w�rttembergische Regierung mitteilen: „In erster Linie muß die strengste
Ordnung gesichert werden, um die St�dte und Industriegebiete vor dem Hun-
gertod zu bewahren.“69 Die R�ckkehr der Soldaten in die Heimat drohte das
Problem noch zu versch�rfen. Im selben Aufruf der Landesregierung heißt es:
„Die heute schon herrschende Not wird durch das Zur�ckfluten Hunderttau-
sender von Soldaten ins Ungeheure gesteigert.“70 In der zweiten November-
h�lfte ist diese Verschlimmerung des Problems im sch�rfer werdenden Ton
der Aufrufe zu erkennen: In einem Appell des Reutlinger Oberamtes vom
19. November wurde auf das Problem des zur�ckkehrenden „Millionenheers
von der Westfront“ hingewiesen, und die Nahrungsmittelerzeuger wurden
„im allerdringendsten Landesinteresse“ aufgefordert „ihr �ußerstes zu tun,
um abzuliefern, soviel irgend im Bereich des Mçglichen liegt“. Andernfalls
w�ren die Behçrden gezwungen „zur r�cksichtslosen Erfassung des Vorhan-
denen schreiten zu m�ssen“. „Ganz zu schweigen von der Gefahr, daß infolge
Hungersnot einzelne besonders betroffene Gruppen der Bevçlkerung viel-
leicht versuchen kçnnten, mit Gewalt den Landwirten abzunehmen, was sie
zu ihrer Ern�hrung nçtig zu haben glauben.“71 Eine weitere „ernste Mah-
nung“ �hnlichen Inhalts verçffentlichte der w�rttembergische Ern�hrungs-
minister am 25. November.72 Von konservativer Seite wurde die Not auch
zum Sch�ren einer konterrevolution�ren Stimmung benutzt. Am
23. November schrieb die Kreiszeitung unter der �berschrift „Auf das Konto
der Revolution“: „Ein Zusammenbruch unserer Lebensmittelversorgung w�-
re, wie man von zust�ndiger Stelle entgegen anderslautender Behauptungen
hçrt, ohne Eintritt der Revolution nicht erfolgt.“73

67 SKZ Nr. 265 (11. 11. 1918), S. 2.
68 GEA Nr. 265 (11. 11. 1918), S. 2.
69 SKZ Nr. 266 (12. 11. 1918), S. 1.
70 Ebd.
71 GEA Nr. 273 (20. 11. 1918), S. 6; SKZ Nr. 273 (20. 11. 1918), S. 4.
72 SKZ Nr. 277 (25. 11. 1018), S. 3 f.
73 SKZ Nr. 276 (23. 11. 1918), S. 2.
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Gegen�ber dem Lebensmittelmangel erscheint das Fehlen von Gebrauchs-
gegenst�nden, wie von Schuhen74 oder Papier75, als kleineres Problem. Eben-
falls bedrohlich war allerdings die Situation bei der Brennstoff-Versorgung,
welche f�r die Haushalte im kommenden Winter sowie f�r Industrie und
Stromversorgung besonders wichtig war. Es fehlte besonders an Kohle. Das
Arbeitsministerium ordnete im November mehrfach Verk�rzungen der Ar-
beitszeit an, um Energie zu sparen: Es sollte nur noch bei Tageslicht gearbeitet
werden.76 In Betrieben, die auf durch Kohlen erzeugte Energie angewiesen
waren, durfte Ende November nur noch f�nf bis sechs Stunden gearbeitet
werden, und reduziert wurden die Arbeitstage auf f�nf (der Samstag war 1918
noch ein normaler Werktag), die Wochenarbeitsstunden auf maximal 30.77

Wegen des akuten Kohlemangels wurden außerdem weitere Sparmaßnahmen
eingef�hrt (der deutsche R�ckzug blockierte den Rhein und damit die Kohle-
versorgung des rohstoffarmen W�rttemberg): Gesch�fte und Dienstleister
mit Publikumsverkehr mussten ihre �ffnungszeiten auf die Zeit mit Tages-
licht einschr�nken. Ab 21 Uhr galt eine strikte Polizeistunde. Die Straßenbahn
stellte ab 22 Uhr den Verkehr ein, und zur selben Zeit wurde die Straßen-
beleuchtung ausgeschaltet. Es gab Klagen �ber schlecht geheizte Kirchen.78

Auch der çffentliche Bahnverkehr wurde im Laufe des Novembers wegen des
Transportaufwandes f�r die Demobilmachung eingeschr�nkt.79 Hinzu kamen
Geldsorgen: „Um dem zurzeit außerordentlich hohen Bedarf an Zahlungs-
mitteln abzuhelfen“, wurde Anfang November kommunal organisiertes
„Notgeld“ ausgegeben.80 Immer wieder kursierten Ger�chte �ber eine dro-
hende Beschlagnahme von Bankguthaben (die SKZ berichtete dazu u. a. am 6.,
15. und 16. November).81

Die dominierenden Themen in der zweiten Novemberh�lfte waren die
Demobilmachung und die R�ckkehr der Soldaten in die Heimat. In einem am
19. November fast wortgleich im General-Anzeiger und in der Kreiszeitung
verçffentlichten Willkommensgruß wurde gefordert, den Soldaten, die trotz

74 SKZ Nr. 269 (9. 11. 1918), S. 4.
75 In der zweiten Novemberh�lfte musste z. B. der General-Anzeiger seinen Erscheinungs-

umfang aus Papiermangel einschr�nken. Vgl. z. B. GEA Nr. 275 (22. 11. 1918), S. 5; GEA
Nr. 278 (26. 11. 1918), S. 2; GEA Nr. 280 (28. 11. 1918), S. 6.

76 Vgl. z. B. SKZ Nr. 269 (15. 11. 1918), S. 4; SKZ Nr. 271 (18. 11. 1918), S. 3; GEA Nr. 272 (19.
11. 1918), S. 5; SKZ Nr. 278 (26. 11. 1918), S. 4.

77 GEA Nr. 279 (27. 11. 1918), S. 2; GEA Nr. 280 (28. 11. 1918), S. 3; SKZ Nr. 280 (28. 11. 1918),
S. 4; (SKZ Nr. 282 (30. 11. 1918), S. 2.

78 SKZ Nr. 278 (26. 11. 1918), S 3; SKZ Nr. 280 (28. 11. 1918), S. 4; GEA Nr. 280 (28. 11. 1918),
S. 3.

79 Vgl. z. B. GEA Nr. 269 (15. 11. 1918), S. 2; GEA Nr. 270 (16. 11. 1918), S. 3; SKZ Nr. 269 (15.
11. 1918), S. 3.

80 SKZ Nr. 257 (1. 11. 1918), S. 3; SKZ Nr. 258 (2. 11. 1918), S. 3.
81 SKZ Nr. 261 (6. 11. 1918), S. 3; SKZ Nr. 269 (15. 11. 1918), S. 4; SKZ Nr. 270 (16. 11. 1918),

S. 3.

82 Lukas Kuhn



der Niederlage mit dem „guten Gewissen der vollauf erf�llten Pflicht“ und er-
hobenen Hauptes zur�ckkehren kçnnten, einen ehrenhaften Empfang zu bie-
ten: „wir vergessen es ihnen nie und nimmer, was sie 4� Jahre f�r uns, f�r die
traute Heimat getan, gelitten und geopfert haben, wir sehen in ihnen ruhm-
gekrçnte Krieger“.82 In der Gemeinderatssitzung vom 20. November wurde
beschlossen, die Stadt f�r die R�ckkehrer zu schm�cken: Bahnhofsgeb�ude,
Listplatz und die als Soldatenquartiere genutzten Schulen sollten beflaggt
werden, ebenso die Zugangsstraßen zum Bahnhof und der Ortsausgang nach
Betzingen. Am Bahnhofsausgang wurden „kleine Ehrenpforten“ errichtet.83

Die Kreiszeitung brachte Gedichtvorschl�ge, mit denen Kinder ihre V�ter „in
Reimen“ begr�ßen konnten („Gottlob nun ist das Morden aus/die Krieger
ziehen froh nach Haus [. . .]“).84 Arbeiter-, Soldaten- und Volksrat verçffent-
lichten am 22. November einen gemeinsamen Aufruf (die immer wieder
betonte gute Zusammenarbeit der verschiedenen R�te hatte in diesem Fall also
tats�chlich funktioniert): „Zu Ehren der heimkehrenden Krieger! Unsere
Truppen, die von unersch�tterlichem Glauben und Liebe zu ihrem deutschen
Vaterlande getragen, die unerhçrtesten Strapazen ertragen, die herrlichsten
Heldentaten verrichtet haben, um die Schrecken des Schlachtfeldes von dem
heimatlichen Boden fernzuhalten, beginnen heimzukehren. Wir richten des-
halb heute an die B�rgerschaft der Stadt Reutlingen die Aufforderung: Heraus
mit den Fahnen als Willkommensgruß f�r unsere Helden! Fort mit gedr�ckter
und tr�ber Stimmung! Unser deutsches Vaterland geht nicht unter! Ein jeder
trage den Kopf aufrecht, ein jeder sei stolz auf unsere Armee!“85 Die Appelle
scheinen erfolgreich gewesen zu sein: In der Gemeinderatssitzung vom
27. November wurde ausdr�cklich „der Einwohnerschaft [. . .] f�r die reiche
Beflaggung gedankt.“86

Die ersten Soldaten, die auf dem R�ckweg durch Reutlingen zogen, waren
jedoch keine Einheimischen: Ungarische Truppen durchquerten auf dem Weg
zu Sammelstellen in M�nsingen und Ulm die Stadt und hinterließen dabei
einen nachhaltigen Eindruck. Laut Karl Keim pr�gte sich das Bild dieser
fremdartigen Soldaten, die in Reutlingen f�r kurze Zeit Quartier nahmen, „als
letzte Kriegserinnerung unauslçschlich in das Ged�chtnis der Reutlinger
ein.“. Einige Ungarn verkauften Teile ihrer Ausr�stung, darunter auch Muni-
tion. Laut Keim wechselten sogar Pferde den Besitzer.87 Wenig begeistert war
die nationalistische Schwarzw�lder Kreiszeitung: „Man beobachte also
�ußerste Vorsicht und die nçtige Zur�ckhaltung Truppen gegen�ber, deren

82 GEA Nr. 272 (19. 11. 1918), S. 5; SKZ Nr. 272 (19. 11. 1918), S. 5.
83 GEA Nr. 274 (21. 11. 1918), S. 2.
84 SKZ Nr. 277 (25. 11. 1918), S. 4.
85 GEA Nr. 275 (22. 11. 1918), S. 2; SKZ Nr. 275 (22. 11. 1918), S. 3.
86 GEA Nr. 280 (28. 11. 1918), S. 6.
87 K. Keim (wie Anm. 23), S. 160; SKZ Nr. 275 (22. 11. 1918), S. 3.
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Heimat Dankbarkeit f�r deutschen Heldenmut [nicht] kennt [. . .] und wende
alle Liebe und Verehrung den eigenen Truppen zu, die sie tausendfach verdient
haben [Hervorhebung im Original, der Verf.].“88 Nicht alle R�ckkehrer hat-
ten den Krieg kçrperlich unbeschadet �berstanden (von den damals kaum
beachteten psychischen Traumata ganz zu schweigen): Am 22. November traf
ein Lazarettzug mit 168 Verwundeten ein, die in den Lazaretten der Stadt
untergebracht wurden. Auch die Bundeshalle war f�r diese Zwecke umfunk-
tioniert worden.89 Dass die Aufnahme der zahlreichen Soldaten nicht immer
reibungslos verlief, zeigt ein Aufruf des Landesausschusses der Soldatenr�te
W�rttembergs vom 30. November: „Kameraden! Freiheit bedeutet nicht
Z�gellosigkeit. [. . .] Benehmt euch auch außerhalb der Kaserne als M�nner.
[. . .] Duldet nicht, daß einzelne schlechte Beispiele verallgemeinert wer-
den.“90 Mehrere milit�rische Bekanntmachungen in der Kreiszeitung vom
23. November besch�ftigen sich mit dem unerlaubten Entfernen von der
Truppe.91 Neben den bereits erw�hnten Anstrengungen, die R�ckkehrer mit
Nahrungsmitteln zu versorgen, mussten die offiziellen Stellen vor allem aus-
reichend Wohnraum und Arbeit beschaffen. Einige der zur�ckgekehrten Sol-
daten mussten vor�bergehend auch bei Privatleuten in „B�rgerquartieren“
untergebracht werden.92 Das gefiel nicht jedem: „Man hçrt von Industriellen,
die besondere R�ume in der Fabrik herrichten lassen, um ja keinen Feldgrauen
ins eigene Haus nehmen zu m�ssen, von anderen Herrschaften, die sich mit
H�nden und F�ßen wehren, einen deutschen Soldaten ins Quartier nehmen
zu m�ssen.“93 Um das Problem mit dem Mangel an Arbeitsmçglichkeiten
nicht nur f�r Kriegsheimkehrer anzugehen, wurde von den „b�rgerlichen
Kollegien“ bereits am 13. November eine „Kommission f�r Arbeiterversor-
gung“ eingerichtet, der neben Vertretern aus B�rgerausschuss und Gemeinde-
rat auch Arbeitgeber und -nehmer angehçrten. Die Kommission sollte „Maß-
nahmen aller Art zur Beschaffung von Arbeit oder Lebensunterhalt“ beraten
und dem Gemeinderat vorschlagen. Gleichzeitig wurde der Bau eines „großen
st�dtischen Arbeiterwohnhauses“ an der Ecke T�binger und Hohenzollern-
straße beschlossen. Dieser sollte als „Notstandsarbeit“ helfen, zugleich
Arbeits- und Wohnungsmangel zu bek�mpfen.94 Am 19. November rief der
General-Anzeiger dazu auf, etwaige im Krieg zur�ckgestellte Handwerks-
arbeiten jetzt in Auftrag zu geben, um zur�ckkehrenden Handwerkern
Arbeitsgelegenheiten zu bieten.95 Am 22. November erschien in beiden

88 SKZ Nr. 275 (22. 11. 1918), S. 3.
89 GEA Nr. 276 (23. 11. 1918), S. 5.
90 GEA Nr. 282 (30. 11. 1918), S. 5; SKZ Nr. 282 (30. 11. 1918), S. 3.
91 SKZ Nr. 276 (23. 11. 1918), S. 4.
92 GEA Nr. 272 (19. 11. 1918), S. 2.
93 GEA Nr. 276 (23. 11. 1918), S. 5.
94 GEA Nr. 268 (14. 11. 1918), S. 2.
95 GEA Nr. 272 (19. 11. 1918), S. 2.
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Zeitungen an prominenter Stelle ein umfangreicher Aufruf des Stadtschulthei-
ßenamtes und der neu eingerichteten „St�dtischen Kommission f�r Arbeits-
beschaffung und Demobilmachung“. Er hielt Arbeitgeber aller Schichten
dazu an, den demobilisierten Soldaten Besch�ftigung zu geben. Alle anderen
Gruppen von Berufst�tigen sollten zugunsten der zur�ckgekehrten M�nner
zur�ckstehen: W�hrend des Krieges als Ersatz f�r eingezogene Soldaten ein-
gestellte „Hilfskr�fte“, darunter auch viele Frauen, sollten ihre Pl�tze nun
wieder r�umen, „Arbeiter und Arbeiterinnen vom Lande“ sollten „f�r die
schlimmste Zeit des �bergangs“ dorthin zur�ckkehren und in der Landwirt-
schaft arbeiten, „Weibliche Angestellte und Arbeiterinnen“ wurden aufgefor-
dert, „sich nach Mçglichkeit hauswirtschaftlicher Bet�tigung zuzuwen-
den.“96

All die dr�ngenden Probleme der Zeit spiegeln sich in der Tagesordnung
des Gemeinderats, die in den Sitzungsberichten der Zeitungen dokumentiert
ist: Im Vordergrund standen die Fragen der Lebensmittel-, Energie- und Koh-
leversorgung, daneben das Betreuen der zur�ckkehrenden Frontsoldaten und
das Bereitstellen von Wohnraum und Arbeit. Das „Krisenmanagement“ ließ
kaum Raum f�r die allt�glichen Aufgaben einer Stadtverwaltung oder gar f�r
das Nachdenken �ber die neue politische und gesellschaftliche Ordnung.97

4. „Freudige Stimmung“ und „herzliche Trauer“: Der Blick der
Reutlinger auf die Revolution

Wie haben die Reutlinger die Revolution erlebt? Wie bewerteten sie die
politischen und gesellschaftlichen Ver�nderungen, die im November 1918 an-
gestoßen wurden? Wolfgang Jung beschreibt die allgemeine politische Stim-
mungslage in der Stadt: „Die Mehrheit der Reutlinger war im 19. Jahrhundert
monarchistisch gesinnt, wollte aber, wie die Wahlergebnisse gegen Ende des
Jahrhunderts belegen, mehr Macht und Rechte f�r den demokratisch gew�hl-
ten Reichstag. [. . .] Im November 1918 stand die Erleichterung �ber das Ende
des f�rchterlichen Kriegs im Vordergrund. Das Reutlinger B�rgertum wollte
den Sturz von Kaiser und Kçnig nicht aus politischer �berzeugung, nahm ihn
aber als Preis des Friedens in Kauf und stellte sich in seiner Mehrheit auf den
Boden der parlamentarischen Demokratie. Radikale hatten – das zeigen die
Ereignisse – in Reutlingen keine Chance.“98 Der Blick auf die Ereignisse

96 GEA Nr. 275 (22. 11. 1918), S. 2. SKZ Nr. 275 (22. 11. 1918), S. 3.
97 Sitzung vom 13.11.: GEA Nr. 269 (15. 11. 1918), S. 2. Sitzung vom 20.11.: SKZ Nr. 274 (21. 11.

1918), S. 3; GEA Nr. 274 (21. 11. 1918), S. 2. Sitzung vom 27. 11.: SKZ Nr. 280 (28. 11. 1918),
S. 2 f.; GEA Nr. 280 (28. 11. 1918), S. 6. Vgl. auch den Beitrag von Gabriel Pscheidt in diesem
Band.

98 W. Jung (wie Anm. 4), S. 175.
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unterschied sich je nach politischer �berzeugung. Anh�nger der Sozialdemo-
kraten blickten eher optimistisch auf den Umsturz. Ein Mitarbeiter der Stutt-
garter SPD-Zeitung Schw�bische Tagwacht bereiste in den Revolutionstagen
mit dem Zug das Land und beschrieb die Stimmung der Menschen, die ihm
dabei begegneten. Seine Eindr�cke kçnnen sicher auch auf die Reutlinger So-
zialdemokraten �bertragen werden: „Von einzelnen Ausnahmen abgesehen
herrschte eine freudige Stimmung, die dadurch gehoben wurde, daß die Um-
w�lzungen sich vollzogen hatten, ohne daß ein Tropfen Blut geflossen w�re.
Es war, als ob man den Massen einen schweren Druck abgenommen h�tte, der
wie ein Alp auf ihren Seelen lastete. Die Revolution wirkt erlçsend und erhe-
bend! [. . .] Die Mitteilung, daß in dieser Stunde der Entscheidung die beiden
Richtungen der Arbeiterklasse allen Hader auf die Seite gestellt und sich zu
gemeinsamen Handeln zusammengefunden haben, lçste st�rmischen Beifall
aus. [. . .] Ich habe den Eindruck mit nach Hause genommen, daß die neue
Ordnung sich rasch durchf�hren und sicherstellen l�ßt, wenn nicht außer
Acht gelassen wird, daß Einigkeit und und Geschlossenheit das Fundament
zu bilden haben und wenn eine neue Ordnung und nicht das Chaos zustande-
kommt.“99 Am 16. November schrieb die gleiche Zeitung: „Die Revolution
ist vollzogen. Ein Zur�ck gibt es nicht mehr. Die Soldaten und Arbeiter haben
den bisherigen milit�rischen Machthabern die Gewalt entzogen. Der Gama-
schengeist des Kadavergehorsams, des Drills ist �berwunden. Mit der �ber-
hebung des Offizierskorps ist es vorbei. Die Heeresorganisation ist auf demo-
kratische Grundlage gestellt. Die Bureaukratie der Zivilregierung, die dem
Volksleben fremd gegen�ber stand und von den st�rksten Vorurteilen der
grçßten Volksklasse gegen�ber erf�llt war [gemeint sind die Arbeiter, der
Verf.], ist matt gesetzt. Die Regierung und Verwaltung Deutschlands und
W�rttembergs wird von nun ab vom Geiste der Freiheit und des Sozialismus
getragen sein.“100

Die b�rgerlich-konservative Gegenposition dazu findet sich, wie oben dar-
gestellt, in der Schwarzw�lder Kreiszeitung, die von Massenterror, russischem
Einfluss und Bolschewismus schrieb (vgl. Abschnitt 1). Auch die evangelische
Kirche Reutlingen lehnte die Revolution ab, und noch zwei Jahre sp�ter stand
sie der neuen Republik erschreckend feindselig gegen�ber: „Dekan a. D.“
Gotthilf Herzog berichtete am 19. Juli 1920 f�r die Diçzesan-Synode Reutlin-
gen �ber die Kriegsjahre in der Stadt und machte in seinem sp�ter gedruckten
Vortrag (wie anfangs auch die Kreiszeitung) ausl�ndische Einfl�sse f�r den
Umsturz verantwortlich: Die Revolution sei „unter dem Einfluss internatio-
naler ungeschichtlicher Gedankeng�nge und mit den Mitteln russischen
Goldes, wie ein dumpfes Verh�ngnis, in einer Stunde der Verwirrung und
moralischen Erschçpfung �ber die ahnungslose Masse des deutschen Volkes

99 Schw�bische Tagwacht Nr. 267 (12. 11. 1918), S. 3.
100 Schw�bische Tagwacht Nr. 271 (16. 11. 1918), S. 1.
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gekommen. [. . .] Sie hat die Macht des Staates nach innen und außen gebro-
chen und der Gesetzlosigkeit [. . .] vollends T�r und Tor geçffnet. [. . .] Was ist
aus unserem ehemals so ruhigen und geordneten, fleißigen und arbeitsamen
Volke geworden? Wo ist die deutsche Ehrlichkeit, Gewissenhaftigkeit und
Zuverl�ssigkeit hingekommen?“101 Entsprechend zeichnete die Kirche in
einem Pfarrbericht von 1920 ein ganz anderes Bild als die Tagwacht von der
Stimmung in der Bevçlkerung w�hrend der Revolutionszeit: „Der Zusam-
menbruch mit den Ereignissen der Novemberrevolution kam [. . .] f�r jeder-
mann �berraschend. Sie wurden von den durch die lange Kriegsdauer zer-
m�rbten Gem�tern als unbegreiflich, aber doch schließlich willenlos wie ein
unentrinnbares Verh�ngnis hingenommen. Um den Kçnig war weithin herz-
liche Trauer [. . .]. Der leichte Sieg der radikalen Demokratie f�hrte ihr zahl-
reiche Mitl�ufer zu. [. . .] Andererseits lçste auch die nicht unbegr�ndete Sorge
um die von der Revolution bedrohte Kirche und Schule eine kr�ftige Gegen-
bewegung aus. [. . .] Die sittlichen Folgen der Revolution waren noch schlim-
mer als die des Krieges.“ Der Bericht spricht in dramatischer �bertreibung
von der „Auflçsung der çffentlichen Ordnung“, von „Hamstern und
Wuchern“, „Diebstahl und Betr�gerei“, „Lebens- und Vergn�gungshunger“
sowie „Orgien“ und „Tanzlust“.102 Die Tageszeitungen vom November 1918
wissen von derartigen Zust�nden nichts zu berichten.

Die Meinung der meisten Reutlinger zu den Vorg�ngen im Reich und in
ihrer Heimatstadt hat sich wohl irgendwo im Bereich zwischen beiden Posi-
tionen bewegt. Alle waren jedoch verunsichert und sorgten sich um die Zu-
kunft. Das spricht auch aus vielen Zeitungsbeitr�gen des Novembers 1918.
Ein Beitrag der Kreiszeitung zum Totensonntag 1918 fasst diese Grundstim-
mung gut zusammen: „Noch ist alles ungekl�rt, noch kçnnen wir uns der
neuen Zeit nicht erfreuen, noch gilt es aufzubauen und mit Ernst und Sorge in
die Zukunft schauen.“103 Die allgemeine Unsicherheit �ußerte sich auch in
zahlreichen, meist unbegr�ndeten Ger�chten, die in den Zeitungen widerlegt
werden mussten.104

101 LKA Stuttgart, A 29 Nr. 3766, „Aus sechs Kriegs-Jahren, �bersichts-Bericht f�r die Diçze-
san-Synode Reutlingen am 19. Juli 1920 erstattet von Dekan a. D. Herzog“, S. 26 f. S. a. den
Beitrag von Jonathan Mall in diesem Band.

102 LKA Stuttgart, A 29 Nr. 3766, „Pfarrbericht f�r die Kirchenvisitation in Reutlingen, aus-
geschrieben f�r den 18.–23. Juli 1920“, S. 6.

103 SKZ Nr. 276 (23. 11. 1918), S. 3.
104 Vgl. z. B. SKZ Nr. 266 (12. 11. 1918), S. 3; SKZ Nr. 269 (15. 11. 1918), S. 1; SKZ Nr. 270 (16.

11. 1918), S. 3.
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Zusammenfassung

Die Revolution erreichte Reutlingen am 11. November 1918. In einer großen
Kundgebung wurde auch hier die Republik ausgerufen. Wie �berall organi-
sierten sich verschiedene Bevçlkerungsgruppen in R�ten, zun�chst die Sol-
daten und Arbeiter, kurz darauf auch das B�rgertum im sogenannten Volksrat
und sp�ter im Rat geistiger Arbeiter. Von Anfang an hatten in Reutlingen be-
reits etablierte Kr�fte das Heft in der Hand. Neben vielen anderen ist hier als
Beispiel der Sozialdemokrat Jakob Kurz zu nennen. Bereits am 11. November
verb�rgten sich die Vertreter der Reutlinger R�te f�r das Aufrechterhalten der
Ordnung und den Schutz von Leib, Leben und Eigentum. Damit gelang es
ihnen, Bef�rchtungen des b�rgerlichen Lagers zumindest f�r die erste Zeit
etwas abzuschw�chen. Es blieb friedlich, zu keiner Zeit kam es zu einer
„eigentlichen Stçrung der çffentlichen Ordnung“. Die alten Institutionen
stellten sich in den Dienst des neuen Systems. Der kaiserzeitliche Oberb�rger-
meister Emil Hepp und die ihm unterstellten st�dtischen �mter und Gremien
setzten ihre Arbeit fort. Reutlingen unterschied sich hier nicht von vielen an-
deren Orten im Reich: „Beamte und Behçrden verhalten sich abwartend und
akzeptieren die neuen Machthaber in der Regel ohne offenen Widerstand.“105

Die Angst vor unkontrollierbarem Chaos war grçßer als die Treue zum alten
System. Der letzte Innenminister des Kçnigreiches W�rttemberg, Ludwig
von Kçhler, schrieb 1930 in seinen Erinnerungen �ber die Revolutionszeit:

„Ich habe sp�ter vielfach sagen hçren, die Beamten, insbesondere die hçhe-
ren, h�tten eine Mitwirkung ablehnen, zum mindesten passiven Widerstand
leisten sollen. Die neuen Machthaber h�tten dann bald bankerott gemacht.
Das glaube ich auch. Aber nicht die Wiederherstellung der Monarchie w�re
dann gekommen, sondern die Anarchie.“106

Groß waren die Herausforderungen der Zeit: Es fehlte an Nahrungsmitteln
und Brennstoffen, Wohnraum und Arbeit. Die Infrastruktur stand vor dem
Zusammenbruch. Die Spanische Grippe bedrohte auch Reutlingen. Zugleich
mussten Tausende zur�ckkehrende Soldaten wieder in die Zivilgesellschaft
aufgenommen und versorgt werden. Nicht die politischen Umw�lzungen, die
großen Visionen und Gesellschaftsentw�rfe bestimmten den Alltag, sondern
existenzielle Sorgen und Probleme, die rasch umsetzbare Lçsungen erforder-
ten.

Die Anh�nger der Revolution sahen die entstehende Republik als Chance,
Tr�ume von Mitbestimmung, Demokratie, Freiheit und Gerechtigkeit endlich
verwirklichen zu kçnnen. Konservative Kr�fte, wie etwa die Reutlinger Kir-

105 W. Niess (wie Anm. 3), S. 119.
106 Ludwig von Kçhler: Zur Geschichte der Revolution in W�rttemberg. Ein Bericht, Stuttgart

1930, S. 160.
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chenoberen, sahen ihren Status und die Ordnung bedroht und trauerten der
Monarchie nach. Die hier aufkommenden Gegens�tze begleiteten die Weima-
rer Republik von Anfang an und bedrohten mehr als einmal ihr Bestehen. Ob
jedoch �berzeugte Revolution�re oder trauernde Monarchisten: In den
schwierigen ersten Wochen der neuen Zeit einte alle im Nachkriegsalltag der
Kampf ums �berleben und die Ungewissheit, was die Zukunft bringen
w�rde.
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Die Reutlinger Generalstreiks des Jahres 1920 in
Zeiten der sozialen Krise: Ruhe und Ordnung oder
Fortsetzung der Revolution?

Nils Marvin Schulz

Einleitung

„Auf dem Platz vor dem Adler hielt [Karl Digel] eine f�rchterliche Hetz-
rede. Ich erinnere mich noch genau, daß er gesagt hat im Jahre 1918 haben
wir den Fehler gemacht, daß wir das B�rgertum nicht aufgekn�pft u. an die
Wand gestellt haben. Das m�ssen wir jetzt noch nachholen. Wenn wir nicht
so vorgehen, kommt es noch so weit, daß die Reichswehr und Soldaten die
Herrschaft wieder kriegen u. dann wird es noch schlimmer als vorher.“1

Diese radikale Rede hielt der dreiunddreißigj�hrige Eisendreher und Arbeiter-
f�hrer Karl Digel am 30. August 1920, dem ersten Tag des einwçchigen Reut-
linger Sommer-Generalstreiks, auf dem Karlsplatz.2 Beinahe zwei Jahre nach
der Deutschen Novemberrevolution 1918 war es f�r Digel an der Zeit, die
Revolution zu einem f�r die Arbeiterschaft g�nstigen Ausgang fortzusetzen,
die Allianz der Herrschenden zu brechen und das B�rgertum mitsamt dem
Milit�r zu st�rzen.3 Diese Revolution war in Reutlingen nach der Meinung
Wolfgang Jungs friedlich verlaufen und fand allenfalls am 11. November 1918
einen Hçhepunkt mit dem durch die Innenstadt ziehenden Demonstrations-
zug aus Soldaten und Arbeitern sowie im Hissen roter (Arbeiter-)Fahnen auf
dem Rathaus. In Deutschland verabschiedete sich die Monarchie weitgehend
widerstandslos und vielerorts �bernahmen nach russischem Vorbild lokale
Arbeiter- und Soldatenr�te, die relativ z�gig von MSPD-Mitgliedern domi-
niert wurden, die Kontrolle, so auch in Reutlingen.4

1 StA Sigmaringen W� 28/3 T 13 Az. L 344/20, Fasz. Landgericht T�bingen, Vorunter-
suchungsakten in Sachen Digel Karl, Quadr. 30: Zeugenaussage des Reutlinger Notariats-
praktikanten Hermann Lerch in der Voruntersuchung gegen Karl Digel und Gen., 10. 9. 1920.

2 Vgl. Paul Landmesser; Peter P�ßler: Wir lernen im Vorw�rtsgehen! Dokumente zur Ge-
schichte der Arbeiterbewegung in Reutlingen 1844–1949, hrsg. von der Industriegewerk-
schaft Metall f�r die Bundesrepublik Deutschland, Verwaltungsstelle Reutlingen, Heilbronn
1990, S. 270 f.

3 Vgl. Zeugenaussage (wie Anm. 1).
4 Vgl. Wolfgang Jung: Kriege, Br�che, Krisen – Wiederaufstieg. Reutlingen im 20. und

21. Jahrhundert, in: Wilhelm Borth; Bernd Breyvogel; Ders. (Hrsg.): Reutlingen. Von der
Reichsstadtherrlichkeit zur selbstbewussten Großstadt, Reutlingen 2013, S. 173–241, hier:
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Im Sommer-Generalstreik 1920, das zeigt eben diese Rede Digels, sollte
sowohl die vom Kaiserreich herr�hrende Frontstellung zwischen dem sozia-
listischen und den �brigen b�rgerlich-konfessionellen Milieus (Katholiken,
Liberale und Konservative) als auch die Spaltung innerhalb des sozialistischen
Milieus wieder offen zutage treten.5 Noch f�nf Monate zuvor hatte sich vor
dem Hintergrund des Kapp-Putsches in Reutlingen ein zweit�giger General-
streik mit ganz anderen B�ndniskonstellationen ereignet.

Wie konnte es in so kurzer Zeit zu solch einem grundlegenden Wandel
kommen? Ulrich Herbert charakterisiert die Zeit zwischen 1919 und 1923 als
eine Periode, die von gewaltsamen Versuchen der Macht�bernahme von den
radikal Linken wie auch von den radikal Rechten gepr�gt worden sei.6 Das
Jahr 1920 bietet hierf�r reichlich Anschauungsmaterial. War der w�rttem-
bergische Generalstreik des Jahres 1920, in dessen Rahmen auch der Sommer-
Generalstreik in Reutlingen gehçrt, ein solcher Putschversuch der radikalen
Linken?

Dazu soll im Folgenden dieser Sommer-Streik mit dem Reutlinger M�rz-
Generalstreik verglichen werden. Zun�chst aber wird die zeitweise als lokaler
Garant der staatlichen Ordnung auftretende und von der Forschung wenig
beachtete Reutlinger Einwohnerwehr und ihr Handeln gegen�ber der Streik-
bewegung untersucht.7 Aufgrund der wenigen Forschungsliteratur zu diesem
Themenkomplex8 wurden in erster Linie zeitgençssische Reutlinger Zei-
tungen sowie Archivalien der Staatsarchive Ludwigsburg und Sigmaringen
herangezogen.

S. 174 f., Andreas Wirsching: Die Weimarer Republik. Politik und Gesellschaft (Enzyklop�-
die deutscher Geschichte, Bd. 58), M�nchen 22008, S. 52.

5 Nach der Definition von Mario Rainer Lepsius, der Mitte der 1960er Jahre sein f�nfgliedriges
soziokulturelles Gesellschaftsmodell einf�hrte, um die zutiefst separierte Weimarer Gesell-
schaft durch sich abgrenzende Milieus zu erkl�ren, sind sozialmoralische Milieus soziale Ein-
heiten, die sich hinsichtlich der Religion bzw. Konfession, der regionalen Traditionen, der
wirtschaftlichen Lage, der kulturellen Orientierung und der schichtspezifischen Zusammen-
setzung unterscheiden, vgl. Mario Rainer Lepsius: Parteiensystem und Sozialstruktur. Zum
Problem der Demokratisierung der deutschen Gesellschaft, in: Ders. (Hrsg.): Demokratie in
Deutschland. Soziologisch-historische Konstellationsanalysen. Ausgew�hlte Aufs�tze (Kri-
tische Studien zur Geschichtswissenschaft, Bd. 100), Gçttingen 1993, S. 25–50, hier: S. 38
und S. 44.

6 Vgl. Ulrich Herbert: Geschichte Deutschlands im 20. Jahrhundert (Europ�ische Geschichte
im 20. Jahrhundert), M�nchen 22017, S. 186.

7 Diese Arbeit orientiert sich an der politischen Sozialgeschichte, vgl. Petra Weber: Geschei-
terte Sozialpartnerschaft – gef�hrdete Republik? Industrielle Beziehungen, Arbeitsk�mpfe
und der Sozialstaat. Deutschland und Frankreich im Vergleich (1918–1933/39) (Quellen und
Darstellungen zur Zeitgeschichte, Bd. 77), M�nchen 2010, S. 18.

8 In Bezug auf die Reutlinger Arbeiterbewegung von der Mitte des 19. Jahrhunderts bis zur
Gr�ndung der Bundesrepublik liegt von den Autoren Paul Landmesser und Peter P�ßler ein
hervorragendes, an den Quellen orientiertes Werk vor, vgl. Landmesser/P�ßler (wie Anm. 2).
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Die Reutlinger Einwohnerwehr im Kontext des w�rttembergischen
Sicherheitskonzepts

Unter der Regie des w�rttembergischen Oberpolizeipr�sidenten Paul Hahn9

wurden ab dem 20. Dezember 1918 in ganz W�rttemberg milit�risch organi-
sierte Sicherheitskompanien zur Unterst�tzung der jeweiligen Ortspolizei
aufgebaut und zun�chst vom w�rttembergischen Generalkommando und ab
Februar 1919 von dem noch bestehenden w�rttembergischen Kriegsministe-
rium koordiniert. Auch die Friedensbedingungen des Versailler Vertrages
vom 28. Juni 1919, welche eine Beschr�nkung der Reichswehr auf 100.000
Mann vorsahen, spielten eine Rolle. Mit der Aufstellung von lokalen Einwoh-
nerwehren konnte das staatliche Gewaltmonopol gew�hrleistet und gleichzei-
tig die Bedingungen des Friedensvertrages unterlaufen werden. Insbesondere
ehemalige Soldaten und weltkriegserfahrene Offiziere bildeten diese Sicher-
heitskompanien, was den milit�rischen Charakter dieser Einheiten unter-
streicht. Ihre Hauptaufgaben bestanden neben der Aufrechterhaltung der
çffentlichen Sicherheit im Schutz der milit�rischen und çffentlichen Einrich-
tungen, des Privatbesitzes sowie in der Bek�mpfung des Schleichhandels.10

Diese Sicherheitskompanien konnten im Bedarfsfall durch Reserve-Wehren
der Stuttgarter und T�binger Studenten sowie durch lokale Einwohner-
wehren verst�rkt werden. Die Furcht vor „russischen“ Verh�ltnissen in W�rt-
temberg bewog die Verantwortlichen dazu, das Sicherheitskonzept auf die
Abwehr eines potenziellen Umsturzes seitens der Kommunisten bzw. der
Linkssozialisten (USPD) auszurichten. Die drohende revolution�re „rote
Gefahr“11 schien allgegenw�rtig. Bereits im Januar 1919 war es im Zuge der
ersten Wahlen zu Unruhen mit zahlreichen Toten und Verletzten in Stuttgart
gekommen, was die provisorische w�rttembergische Regierung um Wilhelm

9 Paul Hahn diente w�hrend des Ersten Weltkriegs als Landwehroffizier bzw. Leutnant an der
Ost- und Westfront und wurde im Zuge der Revolution in den Soldatenrat von Isny gew�hlt.
Im Dezember 1918 wurde Hahn vom Landesausschuss der Soldatenr�te mit der Aufstellung
von Sicherheitskompanien beauftragt. Im M�rz 1919 wurde er zum Befehlshaber der Sicher-
heitstruppen ernannt und im Oktober 1919 zum Leiter der Polizeiwehr. Von 1920 bis 1922
hatte Hahn das Amt des Oberpolizeidirektors inne, vgl. die Onlinebiographie unter der
URL: https://www.leo-bw.de/web/guest/detail/-/Detail/details/PERSON/kgl_biographie
n/123 632080/Hahn+Paul+Julius (27.10.2017).

10 Vgl. Manfred Reicherter: Reutlinger Polizeigeschichte von den Anf�ngen bis zur Gegen-
wart, in: RGB NF 32 (1993), S. 119–235, hier: S. 169 ff.; vgl. Paul Sauer: W�rttemberg in der
Weimarer Republik, in: Handbuch der baden-w�rttembergischen Geschichte, Bd. 4, Stutt-
gart 2003, S. 73–149, hier: S. 84 f.; vgl. Christopher Sterzenbach: Die Heidenheimer Einwoh-
nerwehr. Unpolitische Freiwilligenorganisation, staatliche Ordnungsmacht oder paramilit�-
rische „Streikbrechertruppe“?, in: Jahrbuch des Heimat- und Altertumsverein Heidenheim
14 (2011/12), S. 295–318, hier: S. 297 ff.

11 Paul Hahn: Erinnerungen aus der Revolution in W�rttemberg. Der rote Hahn, eine Revolu-
tionserscheinung (Zeitgençssische Memoirenwerke, Bd. 3), Stuttgart 1923, S. 112.
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Blos (MSPD) dazu veranlasste, Schutz im Stuttgarter Bahnhofsturm zu su-
chen. Dort befand sich das provisorische Hauptquartier der Sicherheitstrup-
pen um Paul Hahn.12

Die sp�tere Reutlinger Einwohnerwehr wurde als Reaktion auf den Reut-
linger Fr�hjahrs-Generalstreik im April 1919 als eine Reserve-Sicherheits-
kompanie (RSK) gegr�ndet. Die Reutlinger RSK sollte sowohl als lokaler
Selbstschutz der ca. 29.000 Einwohner13 dienen als auch die regul�ren Sicher-
heitskompanien, die Polizei sowie das Milit�r im Bedarfsfall unterst�tzen. Ein
Reutlinger Ausschuss unter der Leitung von Oberb�rgermeister Emil Hepp
bestimmte den Reutlinger Strickwarenfabrikanten und Textilwareneinzel-
h�ndler Carl Krimmel – ein weltkriegserfahrener Major der Landwehr a. D. –
zum Unterbezirksf�hrer der RSK Reutlingen. Damit fungierte Krimmel, der
enge Kontakte zu milit�rischen Stellen in W�rttemberg unterhielt, als Kopf
der sp�teren Reutlinger Einwohnerwehr bis zu deren Auflçsung im Jahr
1921.14

Diese Praxis einer milit�risch organisierten Eingreiftruppe erregte bald den
Anstoß der alliierten Siegerm�chte, die dieses Vorgehen als einen Verstoß
gegen die Heeresbeschr�nkung des Versailler Vertrages werteten. Daher soll-
ten die Sicherheitskompanien nach außen hin ihres milit�rischen Charakters
entkleidet werden, indem sie dem Innenministerium unterstellt und im
August 1919 in Einwohnerwehren umbenannt wurden. Ein Gesetz zur Er-
richtung von Einwohnerwehren in W�rttemberg erfolgte Anfang Oktober
1919. Die regul�ren Sicherheitskompanien wurden dagegen im selben Monat
aufgelçst und deren Personal teilweise von der Reichswehr und der neu
geschaffenen Polizeiwehr �bernommen. Außerdem sollten die w�rttembergi-
schen Einwohnerwehren nur im �ußersten Notfall eingesetzt werden. Die
Einwohnerwehr Reutlingen war organisatorisch der Bezirksstelle III f�r Ein-
wohnerwehren in T�bingen unterstellt und �ber die w�rttembergische Poli-
zeiwehr an das w�rttembergische Innenministerium angegliedert. Aufgrund
der alliierten Heeresbeschr�nkung sollte nach außen hin jeglicher Bezug zum
Milit�r vermieden werden. Die Konzeption der w�rttembergischen Ein-
wohnerwehren sah jedoch im Notfall auch einen milit�rischen Einsatz in
W�rttemberg vor.15 Bezeichnenderweise erhielt die Einwohnerwehr-Unter-
bezirksstelle Reutlingen im August 1920 den Befehl, aufgrund des Verbotes
schwerer Waffen durch die Entente die offizielle Waffenbestandsliste f�r die

12 Vgl. P. Sauer (wie Anm. 10), S. 80–85; vgl. Wilhelm Blos: Von der Monarchie zum Volks-
staat. Zur Geschichte der Revolution in Deutschland insbesondere in W�rttemberg, Bd. 1,
Stuttgart 1922, S. 90 ff.

13 Zur Entwicklung der Einwohnerzahlen nach amtlichen Volksz�hlungen vgl. Stadt Reutlin-
gen, Amt f�r Wirtschaft und Immobilien (Hrsg.): Reutlingen im Spiegel der Statistik 2012,
Reutlingen 2013, S. 20.

14 Vgl. StA Ludwigsburg E 186 B� 483, Ausschuss f�r R.S.K., 21. 4. 1919.
15 Vgl. C. Sterzenbach (wie Anm. 10), S. 298–304.
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Entente-Kommission zu schçnen und ein Maschinengewehr samt Munition
von der Liste zu tilgen.16

Die Reutlinger Einwohnerwehr

Paul Hahn rekrutierte die Haupttr�ger der Reserve-Sicherheitskompanien
bzw. Einwohnerwehren im besitzenden B�rgertum. Freiwillige sollten Eigen-
tum sch�tzen und die çffentliche Sicherheit gew�hrleisten.17 Die F�hrungs-
persçnlichkeiten der Reutlinger Wehr waren Carl Krimmel und Emil Roth.
Nach der �bernahme der Position als Unterbezirksf�hrer der Reutlinger Ein-
wohnerwehr erlebte der Strickwarenfabrikant Carl Krimmel in den 1920er
und 1930er Jahren einen persçnlichen und wirtschaftlichen Aufstieg. Krimmel
lenkte die Geschicke des sich seit �ber 250 Jahren in Familienbesitz befinden-
den Unternehmens Krimmel & Cie. und stieg zu einer der lokalen und regio-
nalen Grçßen im Bereich der Textilwirtschaft auf: 1920 wurde der Fabrikant
Mitglied der Industrie- und Handelskammer Reutlingen, 1923 deren stellver-
tretender Vorsitzender und ab 1932 bis zu seinem Tod 1939 amtierte Krimmel
sogar als deren Pr�sident. Ferner war Krimmel in der Wirtschaftskammer f�r
W�rttemberg und Hohenzollern aktiv.18 Neben Krimmel, der enge Kontakte
zu milit�rischen Kreisen und zur regionalen Industrie unterhielt, sollte der
Vorsitzende der wirtschaftsliberalen Reutlinger DDP, der Fabrikant Emil
Roth, das Amt des Stellvertreters �bernehmen. Roth war langj�hriger Land-
tagsabgeordneter und Mitglied des Reutlinger Gemeinderats. Beide gehçrten
dem Wirtschaftsb�rgertum an und waren dem liberalen Milieu zuzurechnen.
Die Fabrikanten gehçrten zur regionalen wie auch zur lokalen Elite. F�r diese
galt es, den Status quo insbesondere in Bezug auf sozialpolitische Reformen
mçglichst zu bewahren. Als Fabrikanten waren die beiden Anf�hrer der
Reutlinger Einwohnerwehr darum bem�ht, durch Streiks hervorgerufene
Produktionsausf�lle mçglichst zu verhindern oder zumindest einzud�m-
men.19

16 Vgl. StA Ludwigsburg E 186 B� 483, Schreiben der Bezirksstelle III f�r Einwohnerwehren
T�bingen an die Einwohnerwehr-Unterbezirksstelle Reutlingen, 29. 8. 1920.

17 Vgl. P. Hahn (wie Anm. 11), S. 112.
18 Vgl. „Carl Krimmel, der Sechzigj�hrige“, in: Reutlinger Tagblatt vom 11. 11. 1937; vgl.

„Handelskammerpr�sident Carl Krimmel –“, ebd. vom 17. 3. 1939, in: StadtA Rt., S 74
Mappe „Krimmel“; vgl. „Aus der Kreishauptstadt/Die Handelskammer Reutlingen“, in:
SKZ vom 25. 3. 1920, S. 2.

19 Vgl. „Aus der Kreishauptstadt/Bauernschaft und Deutsch-Demokratische Partei“, in: SKZ
vom 18. 3. 1920, S. 4; allgemein vgl. Ursula B�ttner: Weimar. Die �berforderte Republik
1918–1933. Leistung und Versagen in Staat, Gesellschaft, Wirtschaft und Kultur, Stuttgart
2008, S. 87 ff.; M. R. Lepsius (wie Anm. 5), S. 34 und 41; vgl. Frank Raberg: Roth, Emil, in:
Biographisches Handbuch der w�rttembergischen Landtagsabgeordneten 1815–1933
(VKGL), Stuttgart 2001, S. 738 f.
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In Reutlingen wurden mehrere ge-
heime Ausr�stungs- und Waffen-
depots angelegt. Das Hauptdepot be-
fand sich im Kammergeb�ude des
Reutlinger Bezirkskommandos, wel-
ches sich unter dem Schutz von An-
gestellten befunden habe.20 Die Be-
fehls- und Kommunikationsstruktur
war hierarchisch gegliedert. Carl
Krimmel stand in engem Kontakt
mit der �bergeordneten T�binger
Bezirksstelle. Als Unterbezirksf�h-
rer hatte er �ber die allgemeine so-
ziale Lage, �ber politische Gegner
sowie �ber potenzielle Konflikt-
herde zu berichten.

„Die von mir in letzter Zeit auf-
gestellte Studentenkompagnie am
[Textil-]Technikum hat dieser
Tage geschossen & ge�bt, zu unse-
rer Freude und Spartakus Ver-
druss. Einige linksradikale junge
Leute haben wiederholt Schm�-
hungen & Drohungen ausgestos-
sen & sind sogar in H�user gegan-

gen & haben sich bei Dienstboten erkundigt, ob der betreffende Mieter
auch zur E. W. [= Einwohnerwehr, d. Verf.] gehçrt. Auch in der N�he des
Waffendepots hielten sich in den letzten Tagen wiederholt unsichere
Elemente auf. [. . .] Die Arbeitslosigkeit ist zur Zeit hier sehr gross, wegen
Kohlen- & Strommangel. Gestern stattgefundene Betriebsversammlungen
einiger grosser Maschinenfabriken sind ruhig auseinander gegangen. F�r
alle F�lle habe ich von heute Mittag bis Montag fr�h ein Wachkommando
einberufen.“21

Das I. Aufgebot der Reutlinger Wehr hatte einen Monat vor dem Reutlinger
M�rz-Generalstreik eine St�rke von 245 M�nnern. In einem Schreiben der
T�binger Bezirksstelle an die w�rttembergische Oberleitung der Polizei-
wehren von Ende M�rz 1920 wird deutlich, dass dieses Reutlinger Aufgebot

Der Fabrikant und Kriegsveteran Carl
Krimmel (1877–1939) war „Unterbe-
zirksf�hrer“ der Reutlinger Sicherheits-
kompanie. Portr�tfoto, wohl aus den
1920er Jahren.

20 Vgl. StA Ludwigsburg E 186 B� 483, Schreiben der Bezirksstelle III f�r Einwohnerwehren
T�bingen an die Oberleitung der w�rttembergischen Polizeiwehr Stuttgart, 26. 3. 1920.

21 Ebd., Schreiben Carl Krimmels an die Bezirksstelle III f�r Einwohnerwehren T�bingen,
7.11.1919.
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auf ca. 300 Mann ausgebaut werden sollte. Es war f�r den Notfalleinsatz in
ganz W�rttemberg vorgesehen. Das II. Aufgebot bestand im Februar 1920 aus
insgesamt 931 M�nnern, die im Bedarfsfall ausschließlich in der Stadt und im
Oberamtsbezirk Reutlingen eingesetzt werden sollten. Weitere Elemente des
Sicherheitskonzeptes waren �rzte, die Verkehrswehr sowie die Technische
Nothilfe, die in Ausnahmesituationen die Grundversorgung gew�hrleisten
sollte. Dies beinhaltete die Instandsetzung und �berwachung von Strom- und
Gasleitungen, die Erhaltung des Betriebs der Gas- und Elektrizit�tswerke
sowie sonstiger �berlebenswichtiger Betriebe. Die Mitglieder der Einwohner-
wehr mussten �berdies beim Eintritt ein Gelçbnis ablegen, eine Verpflich-
tungsurkunde unterschreiben und erhielten kurz darauf einen Lichtbild-
ausweis.22 Aufgrund des allgemeinen Kleidungs- und Textilmangels wurde
nur das I. Aufgebot mit Uniformen ausger�stet, dem II. Aufgebot blieben
lediglich Armbinden.23 Es wurde zwar seitens der w�rttembergischen Behçr-
den suggeriert, dass jeder Freiwillige – so lange sich dieser zur Weimarer Ver-
fassung bekannte – in der jeweiligen lokalen Einwohnerwehr aufgenommen
werden sollte. Doch in der Praxis gestaltete sich dies g�nzlich anders: In einem
Schreiben der Bezirksstelle T�bingen an die Unterbezirksstelle Reutlingen
wurde im Oktober 1919 unmissverst�ndlich erkl�rt, keine Mitglieder der
Linkssozialisten (USPD) aufzunehmen.24 Auch eine Intervention Ernst
Hipps von den Vereinigten Gewerkschaften Reutlingens konnte nichts an die-
ser Haltung des Innenministeriums �ndern. Innenminister Berthold Hey-
mann (SPD) erkl�rte in einem Brief Ende Dezember 1919, dass Mitglieder der
USPD und der KPD nicht auf dem Boden der Verfassung st�nden und daher
auszuschließen seien. Dies betraf auch den Reutlinger USPD-Gemeinderat
Fritz Fleck, der sich vor dem Eintritt in die Einwohnerwehr geweigert habe,
die Verpflichtungserkl�rung zu unterschreiben.25 Anders verhielt es sich da-
gegen mit den Mehrheitssozialdemokraten: In der MSPD-nahen Freien Presse
Reutlingen wurde im Mai 1919 ein offizieller Beitrittsaufruf verçffentlicht.26

Neben Studenten des Reutlinger Technikums schlossen sich ebenso 180
Sch�ler der Landwirtschaftlichen Winterschule zweitweise der Reutlinger

22 Vgl. C. Sterzenbach (wie Anm. 10), S. 303 f.; vgl. StA Ludwigsburg E 186 B� 483: �bersicht
bez. der St�rke der Reutlinger Einwohnerwehr, 9. 2. 1920.

23 Vgl. StA Ludwigsburg E 186 B� 483: Schreiben der Bezirksstelle III f�r Einwohnerwehren
T�bingen an die Oberleitung der w�rttembergischen Polizeiwehr Stuttgart, 26. 3. 1920 so-
wie Schreiben der Bezirksstelle III f�r Einwohnerwehren T�bingen an die Einwohnerwehr-
Unterbezirksstelle Reutlingen, 23. 10. 1919.

24 Vgl. ebd.: Schreiben der Bezirksstelle III f�r Einwohnerwehren T�bingen an die Unterbe-
zirksstelle Reutlingen, 6. 10. 1919.

25 Vgl. ebd.: Abschrift des Schreibens des w�rttembergischen Innenministers Berthold Hey-
mann an die Hauptstelle f�r Einwohnerwehren Stuttgart, 29. 12. 1919.

26 Vgl. ebd.: Schreiben Carl Krimmels an das Generalkommando des XIII. Armeekorps in
Stuttgart, 7. 5. 1919.
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Einwohnerwehr an.27 Der milit�rische Verband hatte also eine gewisse At-
traktivit�t bei jungen Leuten, sei es wegen der Uniformen, sei es um sich so
mangels entgangener Kriegserfahrung zu bew�hren.28 Lutz Raphael spricht
in Bezug auf diese çffentliche Inszenierung paramilit�rischer Milizen, Ver-
b�nde und Wehren von einem „[. . .] çffentliche[n] Schauspiel symbolischer,
aber auch milit�risch-physischer St�rke [. . .].“29

Abgesehen von jungen Leuten erblickte Carl Krimmel Unterst�tzer ins-
besondere in der Angestelltenschaft, dem sogenannten „neuen Mittelstand“.30

Die Reutlinger Einwohnerwehr sollte nur im �ußersten Notfall eingesetzt
werden. Anl�sse boten die beiden Generalstreiks des Jahres 1920.

Die Reutlinger Einwohnerwehr rekrutierte sich auch aus Studenten des Technikums
f�r Textilindustrie in der Kaiserstraße, hier eine Postkartenansicht der 1920er Jahre.

27 Vgl. ebd.: Schreiben Carl Krimmels an die Bezirksstelle III f�r Einwohnerwehren T�bingen
vom 6. und 24. 12. 1919.

28 Vgl. Lutz Raphael: Imperiale Gewalt und mobilisierte Nation. Europa 1914–1945, M�n-
chen 2011, S. 102 ff.

29 Ebd., S. 103.
30 U. B�ttner (wie Anm. 19), S. 239.
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Der Reutlinger M�rz-Generalstreik des Jahres 1920: Die Abwehr des
Kapp-Putsches als Symbol gesellschaftlicher Geschlossenheit

Der Impuls f�r den Reutlinger M�rz-Generalstreik kam von der Reichsebene
bzw. aus der Reichshauptstadt Berlin. Durch das Inkrafttreten des Versailler
Vertrages zu Beginn des Jahres 1920 geriet das virulente Problem der Begren-
zung der Reichswehr auf 100.000 Soldaten wieder in den allgemeinen Fokus
der Aufmerksamkeit. In Berlin glaubten Wolfgang Kapp sowie hochrangige
Milit�rs um General Ludendorff und General Walther von L�ttwitz, die
Unzufriedenheit großer Teile des entlassenen und des zu entlassenden Heeres
sowie Freikorps f�r den Plan eines Umsturzes am 13. M�rz 1920 nutzen zu
kçnnen. Dieser Putsch sollte insbesondere vom konservativen Milieu getra-
gen werden. Eine offene Konfrontation wurde von der Reichsregierung auf-
grund der fragw�rdigen Loyalit�t der Reichswehrspitzen mit der Flucht �ber
Dresden nach Stuttgart umgangen. Zwar rief sich Kapp am 13. M�rz zum
Reichskanzler in Berlin aus, doch scheiterte der Putsch insbesondere an der
Loyalit�t der Berliner Ministerialbeamten, die die Milit�rregierung durch
Nichtbeachtung ihrer Anweisungen ins Leere laufen ließen. Der in weiten
Teilen Deutschlands angelaufene Generalstreik, zu dem die MSPD-Regie-
rungsmitglieder sowie Reichspr�sident Friedrich Ebert aufgerufen hatten,
aktivierte unter der Regie der großen deutschen Arbeiter- und Angestellten-
gewerkschaften (Allgemeiner Deutscher Gewerkschaftsbund, kurz: ADGB
sowie Arbeitsgemeinschaft f�r Angestellte, kurz: AfA-Bund) den vereinten
Widerstand der ansonsten auf gesellschaftliche Separation ausgerichteten Ar-
beiter- und Angestelltenschaft. Der ungen�gend vorbereitete Rechts-Putsch
fand durch die Aufgabe der Putschisten am 17. M�rz ein rasches Ende. Die
großen Gewerkschaftsverb�nde versuchten indessen durch den fortgesetzten
Generalstreik die Notsituation der Reichsregierung zu nutzen und die aus ih-
rer Sicht ins Stocken geratene Revolution durch politische und soziale Forde-
rungen fortzusetzen. Das Neun-Punkte-Programm der Gewerkschaften
sollte �berdies Maßnahmen einleiten, die junge Republik vor weiteren
Putschversuchen zu sch�tzen. Dar�ber hinaus sollten die Reichsregierung um
Reichskanzler Gustav Bauer (MSPD) umgebildet sowie Reichswehrminister
Gustav Noske (MSPD) entlassen werden, was im Anschluss an das Zusam-
menbrechen des Putsches geschah.31

Oberpolizeipr�sident Hahn konstatierte in seinen Memoiren, dass durch
die Konzentration der staatlichen Sicherheitskr�fte auf die Linke rechte
Kr�fte erst erstarken konnten.32 In der einzigen in Stuttgart abgehaltenen

31 Vgl. U. B�ttner (wie Anm. 19), S. 137–145; vgl. M. R. Lepsius (wie Anm. 5) S. 32–35; vgl.
Reinhard Sturm: Kampf um die Republik 1919–1923, in: Informationen zur politischen Bil-
dung 261 (2003), S. 18–31, hier: S. 23.

32 Vgl. P. Hahn (wie Anm. 11), S. 112.
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Sitzung der Nationalversammlung im Alten Schloss33 kn�pfte der MSPD-
Reichskanzler Gustav Bauer an den Wahlspruch des Kçnigreichs W�rttem-
berg an und schloss seine Rede mit den denkw�rdigen Worten: „Wir danken
den schw�bischen Br�dern f�r ihre Gastfreundschaft. Wir wollen den Wahl-
spruch mit hinaus nehmen, der seit alters her im schw�bischen Wappen steht
und der fernerhin �ber der Reichsregierung stehen soll: Furchtlos und
treu!“34

Wie in Stuttgart entschlossen sich im M�rz auch in Reutlingen große Teile
der Arbeiterschaft, durch einen Generalstreik gegen eine erneute Milit�rregie-
rung vorzugehen. In der Achalmstadt schloss sich daher das Reutlinger
Gewerkschaftskartell dem von den Vereinigten Gewerkschaften Stuttgart
beschlossenen zweit�gigen Generalstreik an und dokumentierte damit das
gemeinsame Vorgehen in Form eines Streikkomitees.35 Am 16. M�rz 1920
zogen demonstrierende Reutlinger Arbeiter auf den Reutlinger Karlsplatz:

„Von 11 Uhr an wurden die Arbeitsst�tten verlassen und die Arbeiter
strçmten dem Karlsplatz zu, wo f�r 12 Uhr eine Massenversammlung an-
gesagt war. Die Beteiligung war aber nicht allzugroß. Es sprachen f�nf
Arbeiterf�hrer, GRWandel, GR M�ller, die Herren Klett und Hipp, die das
wahnsinnige Unternehmen der Berliner Putschisten in kr�ftigen Worten
brandmarkten. Die Redner dr�ckten ihre Befriedigung dar�ber aus, daß die
Arbeiterschaft in dieser Stunde der Not sich wieder �ber die Parteischran-
ken hin�ber zusammengefunden habe; sie ermahnten zur Ruhe und Beson-
nenheit w�hrend des Streiks, der bis Donnerstag fr�h dauern soll. Mit
einem Hoch auf die Republik ging die Versammlung auseinander. [. . .] Die
Stimmung der Versammelten war durchaus ruhig [. . .].“ 36

Die lokalen Reutlinger Repr�sentanten der MSPD, der Vereinigten Gewerk-
schaften Reutlingen37 und der USPD in Gestalt des Gemeinderats Paul
M�ller sprachen sich gemeinsam f�r den Erhalt der Republik aus und
demonstrierten auf diese Weise die Einigkeit der Arbeiterbewegung an-
gesichts eines drohenden Putsches von rechts. Im Falle des USPD-Gemeinde-
rates M�ller best�tigen sich die am Beispiel des nahe gelegenen Dorfs Eningen
gewonnenen Ergebnisse Gabriele Karus’: Durch die Eingebundenheit in das
lokale politische Tagesgesch�ft mussten die Linkssozialisten bzw. Kommunis-
ten von ihren Maximalforderungen abr�cken und konnten so durchaus in

33 Vgl. P. Sauer (wie Anm. 10), S. 92.
34 „Stuttgarts großer Tag. Denkw�rdige Tagung der Nationalversammlung“; „Das Scherben-

gericht �ber die Aufr�hrer“; „Die gl�nzenden Reden von Bauer, Payer und Fehrenbach“;
„Noske und Heine treten zur�ck“, in: GEAvom 19. 3. 1920, S. 1 f., hier: S. 2.

35 Vgl. Landmesser/P�ßler (wie Anm. 2), S. 252 ff.
36 „Generalstreik in Reutlingen“, in: GEAvom 18. 3. 1920, S. 3.
37 Gemeinderat und f�hrender Gewerkschafter der Vereinigten Gewerkschaften Reutlingen

um Otto Wandel und Ernst Hipp.
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Opposition zu ihren Landesparteien
geraten.38 Das b�rgerlich-liberale
Milieu Reutlingens in Gestalt der
Angestelltengewerkschaft und der
Beamten schloss sich dem General-
streik ebenfalls an, da er auch von der
Landesregierung um Wilhelm Blos
unterst�tzt wurde.39 Auch die repu-
bliktreue Reutlinger DDP um Emil
Roth stellte sich hinter die verfas-
sungsm�ßige Regierung und gegen
eine drohende Milit�rdiktatur. Am
15. M�rz sprach sie sich in einer An-
zeige auf dem Titelblatt des partei-
nahen Reutlinger General-Anzeigers f�r den Erhalt der jungen Republik aus.
In Bezug auf den vom 16. bis zum 18. M�rz abgehaltenen Generalstreik �bte
das vom DDP-Gemeinderat Hans Freytag geleitete Blatt dennoch scharfe
Kritik. Es h�tte nur in jenen Gebieten ein Generalstreik stattfinden sollen,
welche von den Putschisten bedroht gewesen seien. Die Folgen eines leichtfer-
tig losgetretenen Streiks best�nden in Lohn- und Produktionsausf�llen und in
weiteren unkalkulierbaren Gefahren. Dar�ber hinaus habe der GEA aufgrund
des Generalstreiks am 17. M�rz zum �rger der Redakteure nicht erscheinen
kçnnen.40

Wie gestaltete sich das Verhalten der Reutlinger Einwohnerwehr in Bezug
auf den M�rz-Generalstreik angesichts des Streikaufrufes durch die Reichs-
und Landesregierung? Am Morgen des 16. M�rz kam es zu Verhandlungen
zwischen Carl Krimmel sowie Anf�hrern der Arbeiterschaft im Rathaus. Ein-
geladen hatte der MSPD-Gemeinderat Kurz, Oberb�rgermeister Hepp ver-
mittelte. Im Ergebnis versprachen Behçrden und Einwohnerwehr, sich jedes
Eingriffs bez�glich des Streiks zu enthalten.41 Einwohnerwehr-Chef Krim-
mel hatte bereits am 11. M�rz die Einwohnerwehr bewaffnen lassen und die

Zeitungsmeldung des Reutlinger Gene-
ral-Anzeigers vom 16. M�rz 1920 �ber
den bevorstehenden Streik. Bemerkens-
wert ist die Bem�hung von Gewerk-
schaften, Sicherheitswehr und Oberb�r-
germeister Hepp um gegenseitige Infor-
mation und Abstimmung.

38 Vgl. Gabriele Karus: Eningen. Portrait der Achalmgemeinde, Eningen 1990, S. 185; vgl.
Landmesser/P�ßler (wie Anm. 2), S. 259–264; vgl. Heidi Stelzer: Reutlingen in den Zwanzi-
ger Jahren. Die Zeit von Kriegsende 1918 bis zu Hitlers Macht�bernahme im Jahr 1933,
Reutlingen 2001, S. 15.

39 Vgl. P. Sauer (wie Anm. 10), S. 92; vgl. „Die Haltung W�rttembergs“, in: GEA vom 16. 3.
1920, S. 2.

40 Vgl. „An die Mitglieder und Anh�nger der Deutsch-Demokratischen Partei in Stadt und
Land!“, in: GEA vom 15. 3. 1920, S. 1; „Generalstreik in Reutlingen“, in: GEA vom 18. 3.
1920, S. 3; „Stadt und Land/Gestern konnte der ‚Generalanzeiger� nicht erscheinen [. . .]“, in:
GEAvom 18. 3. 1920, S. 7.

41 Vgl. „Letzte Nachrichten/Streiklust auch in Reutlingen“, in: GEAvom 16. 3. 1920, S. 3; „Ge-
neralstreik in Reutlingen“, in: GEAvom 18. 3. 1920, S. 3.
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Bewachung der Waffendepots veranlasst.42 Die am Rathaus bereits postierten
Wachmannschaften mussten nach Protesten der Behçrden verringert werden.
Das Hauptereignis f�r die Einwohnerwehr bestand bezeichnenderweise im
Diebstahl einer Mauser-Pistole samt Munition von einer Wache auf dem
Reutlinger Rathaus in der Nacht vom 16. auf den 17. M�rz, deren Kosten der
Pistolen-Verlierer selbst zu tragen hatte.43 Insgesamt wurde das besonnene
Handeln Krimmels wie auch jenes der Reutlinger Einwohnerwehr w�hrend
des M�rz-Generalstreiks von der Stuttgarter Hauptstelle ausdr�cklich gelobt.
Die Maßnahmen Krimmels h�tten „[. . .] sicherlich ganz besonders dazu bei-
getragen die Ruhe im Unterbezirk Reutlingen w�hrend der letzten Ereignisse
aufrecht zu erhalten.“44

W�hrend auf der Reichsebene durch den Generalstreik eine weitere Frag-
mentierung des sozialistischen Milieus erfolgte45 – Ursula B�ttner bewertet
den Sieg �ber den militaristischen Rechts-Putsch und dessen Folgen als einen
„Pyrrhussieg“,46 dessen Konsequenzen sich in den massiven Stimmenverlus-
ten der MSPD und der DDP in den im Juni 1920 abgehaltenen Reichs- und
Landtagswahlen offenbarten – scheint auf der lokalen Ebene in Reutlingen die
Loyalit�t gegen�ber der verfassungsm�ßigen republikanischen Regierung in
Form eines milieu�bergreifenden Zusammenschlusses kurzzeitig gest�rkt
worden zu sein. Der Einwohnerwehr-Vizechef und Vorsitzender der Reutlin-
ger DDP Emil Roth �ußerte kurz darauf in einer Rede im Marchtaler Hof die
Hoffnung, dass die Alliierten nun endlich erkennen sollten, dass die junge
deutsche Republik „[. . .] grçßerer Machtmittel zur Niederhaltung von Put-
schen von Rechts und von Links bedarf, als sie im Friedensvertrag zugestan-
den wurden.“47

42 Vgl. StA Ludwigsburg E 186 B� 483: Schreiben der Bezirksstelle III f�r Einwohnerwehren
T�bingen an das Kassenamt, 18. 03. 1920; vgl. Schreiben Carl Krimmels an die Bezirksstelle
III f�r Einwohnerwehren T�bingen, 11. 03. 1920.

43 Vgl. ebd.: Schreiben Carl Krimmels an die Bezirksstelle III f�r Einwohnerwehren T�bingen
vom 24.3. und 23. 4. 1920; vgl. Schreiben der Bezirksstelle III f�r Einwohnerwehren T�bin-
gen an die Hauptstelle f�r Einwohnerwehren Stuttgart, 26. 4. 1920.

44 Ebd.: Abschrift des Schreibens der Hauptstelle f�r Einwohnerwehren Stuttgart an die Be-
zirksstelle III f�r Einwohnerwehren T�bingen, 28. 3. 1920.

45 Vgl. U. B�ttner (wie Anm. 19), S. 142–145; R. Sturm (wie Anm. 31), S. 23.
46 U. B�ttner (wie Anm. 19), S. 137.
47 „Aus der Kreishauptstadt/Die j�ngsten politischen Ereignisse (. . .)“, in: SKZ vom 22. 3. 1920,

S. 3 f.
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Der Reutlinger Sommer-Generalstreik 1920 als Zeichen einer frag-
mentierten Gesellschaft: Die Voraussetzungen und die Motivation
der „Frontgeneration“48 in Zeiten der sozialen Krise in Reutlingen

Neben der hohen Arbeitslosigkeit und der Wohnungsnot war insbesondere
die Nahrungsmittelversorgung eines der Hauptprobleme der Nachkriegs-
zeit.49 Die angespannte Versorgungslage erwies sich als ein st�ndiger Instabi-
lit�tsfaktor, was jederzeit zu spontanen und unkalkulierbaren sozialen Un-
ruhen f�hren konnte. Martin H. Geyer weist daher auf den engen Konnex
zwischen der gesellschaftlichen Stimmung und der Lebensmittelversorgung
hin. Eine ungen�gende Versorgung konnte das ganze Staatssystem infrage
stellen.50 Neben Kartoffeln kam dem Getreide die bedeutendste Rolle in der
Lebensmittelversorgung zu. Zu den Hauptgr�nden der geringen Ernteertr�ge
z�hlten ein Mangel an Arbeitskr�ften, an D�nger, an Maschinen und an Zug-
vieh sowie minderwertiges Saatgut. Die w�rttembergische Landwirtschaft
sollte erst Mitte der 1930er Jahre wieder die Ertr�ge der Vorkriegsjahre errei-
chen.51 Die Getreideablieferungen waren Ende August 1920 derart schlecht,
dass sich die w�rttembergische Regierung außerstande sah, Vorr�te anzule-
gen. Eine schwierige Lage im folgenden Winter und Fr�hjahr war damit
absehbar. Dar�ber hinaus besaß das Brot aufgrund der Versetzung mit Streck-
mitteln ohnehin eine niedrige Qualit�t.52 Eine verheerende Maul- und
Klauenseuche versch�rfte im Sommer und Herbst 1920 die angespannte Lage
der Bauern. Durch die Seuche stiegen im August die Preise f�r K�he, Pferde
und Gespannvieh erheblich.53 Krisenversch�rfend wirkte die staatliche
Zwangswirtschaft, die aus den Kriegszeiten �bernommen wurde. Es wurden
Hçchstpreise festgesetzt und Rationierungen mithilfe von Lebensmittel-
karten durchgef�hrt. Durch die gesteuerte Preispolitik ergab sich bald ein

48 Detlev Peukert: Die Weimarer Republik. Krisenjahre der Klassischen Moderne, Frankfurt
1987, S. 26.

49 Vgl. Wolfram Gekeler; Hellmut Haasis; Gerlinde Hummel-Haasis: Generalstreik, SS und
der Knick im Sofakissen. Episoden aus der Geschichte Reutlingens und der Alb, Reutlingen-
Betzingen 1985, S. 11–14; vgl. Landmesser/P�ßler (wie Anm. 2), S. 239–262.

50 Vgl. Martin H. Geyer: Teuerungsprotest und Teuerungsunruhen 1914–1923. Selbsthilfege-
sellschaft und Geldentwertung, in: Manfred Gailus; Heinrich Volkmann (Hrsg.): Der Kampf
um das t�gliche Brot. Nahrungsmangel, Versorgungspolitik und Protest 1770–1990 (Schrif-
ten des Zentralinstituts f�r sozialwissenschaftliche Forschung der Freien Universit�t Berlin,
Bd. 74), Opladen 1994, S. 319–345, hier: S. 325–329.

51 Vgl. Hugo Ott: Land- und Forstwirtschaft, in: Handbuch der baden-w�rttembergischen
Geschichte, Bd. 5, Stuttgart 2007, S. 92–121, hier: S. 92.

52 Vgl. „Stadt und Land/Die Getreideablieferung [. . .]“, in: GEAvom 28. 8. 1920, S. 2.
53 Vgl. „Stadt und Land/Die Maul- und Klauenseuche [. . .]“, in: GEAvom 24. 8. 1920, S. 5; vgl.

„Stadt und Land/Die Maul- und Klauenseuche [. . .]“, in: GEAvom 13. 9. 1920, S. 6.
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st�ndig ver�nderndes Netz von Verordnungen auf Reichs-, Landes- und Ge-
meindeebene.54

Hinzu kam eine letztlich auf die Art der Kriegsfinanzierung zur�ckgehende
grassierende Inflation, die den Arbeitslohn buchst�blich auffraß. Phasen von
Preiserhçhungen konnten daher ein Misstrauen bzw. eine Ablehnung gegen-
�ber staatlichen Behçrden nach sich ziehen und dadurch das staatliche System
insgesamt infrage stellen.55 Eine durch Teuerungen verursachte Welle von
sozialen Unruhen erfasste bereits im Juni 1920 ganz Deutschland, die sich
ebenfalls in W�rttemberg niederschlug. In Ulm und Ravensburg kam es im
Anschluss an Teuerungsdemonstrationen zu heftigen Ausschreitungen, die zu
sieben Todesopfern f�hrten.56 In Heidenheim f�hrten hohe Obstpreise Ende
Juni 1920 zu einem mehrt�gigen Generalstreik sowie zur Besetzung des Rat-
hauses und der Entwaffnung der dortigen Einwohnerwehr durch Arbeiter.
Erst die aus Stuttgart einger�ckte Polizeiwehr konnte die Lage beruhigen.57

Auch in Reutlingen kam es nach einem Gewerkschaftsaufruf Ende Juni 1920
zu einer Demonstration gegen die Teuerung und zu einer anschließenden
Aussprache einer Delegation der Demonstranten mit dem Gemeinderat und
dem Oberamtsvorstand. Kurz vor dem Sommer-Generalstreik Ende August
1920 wurde im Reutlinger Rathaus eine Versammlung aus Vertretern des Han-
dels und Gewerbes sowie der Arbeiterschaft abgehalten. Es bestand Einigkeit
dar�ber, dass die Lebenshaltungskosten f�r die Bevçlkerung eindeutig zu
hoch seien.58 Dar�ber hinaus versch�rften Kurzarbeit durch geringere Lçhne
und die Arbeitslosenzahl von 1300 Erwerbslosen in Reutlingen im Juli und
August die Situation in der Achalmstadt.59 Die nicht abreißende soziale Krise
bereitete den N�hrboden f�r radikale Aktionen zur Verbesserung der eigenen
sozialen und wirtschaftlichen Lage.

Die eingangs zitierte Rede Karl Digels, die dieser am 30. August 1920 beim
Reutlinger Sommer-Generalstreik auf dem Karlsplatz gehalten hatte, besticht
durch ihre radikalen Aussagen gegen�ber dem B�rgertum. Ohne Zweifel ließ
sich Digel, der als Eisendreher bei der Firma Ulrich Gminder arbeitete, hierbei
vom marxistischen Klassenkampfbegriff leiten, wonach sich die moderne
kapitalistische bzw. vorkommunistische Gesellschaft in zwei sich gegen�ber-
stehende Klassen unterteilen lasse: Das Proletariat bzw. die Arbeiterschaft,

54 Vgl. M. H. Geyer (wie Anm. 50), S. 326.
55 Vgl. H. Ott (wie Anm. 51), S. 92; vgl. M. H. Geyer (wie Anm. 50), S. 326–329; vgl.

U. B�ttner (wie Anm. 19), S. 166–170.
56 Vgl. „Ausschreitungen bei den Teuerungsdemonstrationen. Tote und Verwundete in Ulm u.

Ravensburg“, in: GEAvom 23. 6. 1920, S. 2 f.; vgl. M. H. Geyer (wie Anm. 50), S. 328.
57 Vgl. Hans Wulz; Manfred Allenhçfer: Das Heidenheimer Land, Bd. 4, Heidenheim an der

Brenz 1995, S. 61–65.
58 Vgl. „Teuerungsdemonstration in Reutlingen“, in: GEA vom 23. 6. 1920, S. 2; vgl. „Preis-

abbau in Reutlingen“, in: GEAvom 25. 8. 1920, S. 2 f.
59 Vgl. Landmesser/P�ßler (wie Anm. 2), S. 262.
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welche von der Bourgeoisie bzw. dem Produktionsmittel besitzenden B�rger-
tum beherrscht und ausgebeutet werde. Aus der marxistischen Perspektive
kçnne allein der Klassenkampf bzw. eine weltweite politische Revolution sei-
tens der Arbeiterklasse die herrschende b�rgerliche Klasse st�rzen, um eine
klassenlose kommunistische Gesellschaftsform herbeizuf�hren und auf diese
Weise das emanzipierte proletarische Individuum von der Armut sowie von
dem monotonen und beschwerlichen Fabrikalltag befreien. Diese Deutung
der Gesellschaftsverh�ltnisse war ausschließlich im sozialistischen Milieu
beheimatet.60

Die von großen Hoffnungen begleitete Revolution sollte nun endlich auch
dem einfachen Arbeiter Ergebnisse in Form einer Besserung der persçnlichen
sozialen Lage liefern. Neben Digel mussten sich weitere 21 M�nner f�r die im
Verlauf des Generalstreiks begangenen Betriebsstilllegungen vor der Straf-
kammer des Landgerichts T�bingen verantworten. Elf Angeklagte wurden
freigesprochen, gegen Karl Digel wurde die Hçchststrafe von sechs Monaten
Gef�ngnishaft verh�ngt. Allein f�r seine Rede auf dem Reutlinger Karlsplatz
erhielt Digel drei Monate. Hingegen konnte General L�ttwitz – einer der
Hauptdrahtzieher des Kapp-Putsches 1920 – nach seiner R�ckkehr aus dem
ungarischen Exil gegen Kaution einer Haftstrafe entgehen. Das Durch-
schnittsalter der 22 Reutlinger Angeklagten betrug 30,6 Jahre, wobei der
j�ngste Angeklagte 16 und der �lteste 50 Jahre alt war.61 F�nfzehn der Ange-
klagten – darunter Karl Digel – wurden in den 1880er und 1890er Jahren gebo-
ren und gehçrten damit der sogenannten „Frontgeneration“62 an, die am
meisten und am l�ngsten an den Weltkriegsfronten gek�mpft hatte. Die
Kriegsjahre verzçgerten nicht nur die persçnliche Entwicklung, sondern
ebenso die Berufswahl und die Familiengr�ndung um Jahre.63 Verst�ndlicher-
weise kn�pften die Angehçrigen der „Frontgeneration“ des Arbeitermilieus
große Hoffnungen an die Novemberrevolution, die aus ihrer Sicht bitter ent-
t�uscht wurden.

W�hrend der M�rz-Streik eine Reaktion auf einen versuchten Umsturz von
Rechts war, f�hrten im Kern die Auswirkungen der Reichsfinanzreform der

60 Vgl. die Zeugenaussage (wie Anm. 1); vgl. Marco Iorio: III. C Philosophische Konzeption
der Marxschen Theorie – 2 Geschichtsphilosophie, in: Michael Quante; David Schweikard
(Hrsg.): Marx-Handbuch. Leben – Werk – Wirkung, Stuttgart 2016, S. 208–218, hier:
S. 211–215.

61 Vgl. „Gerichtszeitung“, in: GEAvom 8. 1. 1920, S. 2; vgl. „Der Generalstreik in Reutlingen“,
in: SKZ vom 4. 9. 1920, S. 2 f.; vgl. StA Sigmaringen W� 28/3 T 13 Az. L 344/20, Fasz. Straf-
kammer des W�rttembergischen Landgerichts T�bingen, Akten betreffend die Straf-Sache
gegen Digel, Karl, Eisendreher von Betzingen u. a.: Urteil, 7. 1. 1921, S. 1–20, hier: S. 19 f.;
vgl. U. B�ttner (wie Anm. 19), S. 141.

62 D. Peukert (wie Anm. 48), S. 26.
63 Vgl. D. Peukert (wie Anm. 48), S. 27–30; vgl. StA Sigmaringen W� 28/3 T 13 Az. L 344/20

(wie Anm. 61), S. 19 f.
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Jahre 1919/1920 zu dem zweiten Generalstreik im Sommer 1920. Der neu
geschaffene deutsche Staat bençtigte sowohl Kapital f�r die Erf�llung des
Versailler Vertrages und die daran ankn�pfenden Reparationsforderungen der
alliierten Siegerm�chte als auch f�r die Liquidierung des Krieges und den
Aufbau eines modernen Sozialstaates, durch den in der krisenhaften Nach-
kriegszeit der innere Frieden hergestellt werden sollte. Zun�chst stand die
Milderung der Not der Opfer von Krieg und Inflation im Zentrum. Insbeson-
dere auf Kosten der zuvor finanzpolitisch weitgehend selbstverwalteten
Kommunen und L�nder wurde die Reichsfinanzverwaltung zugunsten des
Weimarer Zentralstaates ausgebaut. Das Kernst�ck dieser Reform bestand in
der Einkommensteuer, die auf zehn Prozent festgesetzt wurde und in G�nze
an den Weimarer Zentralstaat abfließen sollte.64 Im August 1920 kam es in
Stuttgart zu einer Massenkundgebung mit ca. 10.000 Demonstranten gegen
diesen zehnprozentigen Steuerabzug vom Lohn. In den Werken von Daimler
in Stuttgart-Untert�rkheim, von Bosch in Stuttgart und Feuerbach sowie bei
der Maschinenfabrik Esslingen in Mettingen kam es zu Unruhen und Arbeits-
niederlegungen. Dies zog die Aussperrung der jeweiligen kompletten Beleg-
schaft von etwa 16.000 Arbeitern nach sich.65 Paul Sauer bewertet dieses
Vorgehen der Stuttgarter Arbeitgeber als unverh�ltnism�ßig hart.66 Die
Schwarzw�lder Kreiszeitung machte �berdies auf den Sachverhalt aufmerk-
sam, dass die Daimler-Gesellschaft schon vor Ausbruch des Generalstreiks
geplant h�tte, 2000 bis 4000 Arbeiter und Angestellte zu entlassen, sodass die-
ser Generalstreik nur als ein Vorwand gedient habe.67 Als Reaktion auf das
unnachgiebige Handeln der Stuttgarter Arbeitgeber wurde seitens der Groß-
Stuttgarter Betriebsr�te ein Aktionsausschuss zur Interessenvertretung gegen-
�ber den Arbeitgebern und der Landesregierung gebildet und der versch�rfte
Generalstreik ausgerufen. Der Stuttgarter Generalstreik sollte nicht nur s�mt-
liche Wirtschaftsbetriebe treffen, sondern ebenso auf die Gas- und Elektrizi-
t�tsversorgung ausgeweitet werden. Diesem versch�rften Sommer-General-
streik in der Landeshauptstadt schlossen sich ebenfalls Aktionsaussch�sse der
Betriebsr�te Gçppingens, Heilbronns, Ravensburgs und Reutlingens an. Der
Impuls zum Generalstreik kam also urspr�nglich von der Reichsebene und
wurde auf Landesebene durch das unnachgiebige Handeln der Arbeitgeber
versch�rft, sodass dieser Generalstreik auf die Industriezentren W�rttembergs
ausstrahlte und damit auch in Reutlingen Gestalt annahm.

64 Vgl. Ulrich Kluge: Die Weimarer Republik (UTB Geschichte, Bd. 2805), Paderborn 2006,
S. 50 ff.; vgl. R. Sturm (wie Anm. 31), S. 20; vgl. A. Wirsching (wie Anm. 4), S. 27 ff.

65 Vgl. „Das Ende des sogen. Generalstreiks“, in: SKZ vom 4. 9. 1920, S. 1 f.; vgl. P. Sauer (wie
Anm. 10), S. 89.

66 Vgl. P. Sauer (wie Anm. 10), S. 89.
67 Vgl. „Das Ende des sogen. Generalstreiks“, in: SKZ vom 4. 9. 1920, S. 1 f., hier: S. 2.
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Das Betriebsr�tewesen als Tr�ger des Reutlinger Sommer-General-
streiks

Nachdem das Betriebsr�tegesetz68 im Januar 1920 vom Reichstag verab-
schiedet worden war, wuchs den bestehenden Gewerkschaften mit den
Betriebsr�ten zeitweise ein m�chtiger Konkurrent um die Vertretung der
Arbeiterschaft heran. Betriebsr�te sollten in allen Betrieben mit mehr als
20 Besch�ftigten gew�hlt und aufgestellt werden. Sie sollten beispielsweise bei
der Einstellung neuer Mitarbeiter, bei Verhandlungen �ber die Arbeitsbedin-
gungen, bei Lohnverhandlungen und außertariflichen Teuerungszulagen mit-
wirken. Außerdem sollten sie Einblick in die Bilanzen des Unternehmens und
bei Konzernen einen Sitz im Aufsichtsrat erhalten. Hierbei wurden Arbeiter-
und Angestelltenvertretungen getrennt gew�hlt. Das Betriebsr�tewesen
wurde durch seinen basisdemokratischen Anspruch mit dem revolution�ren
R�tesystem assoziiert.69 Die Gewerkschaften wiederum hatten durch das
Stinnes-Legien-Abkommen erlebt. Sie wurden von den Arbeitgebern als Ver-
handlungspartner bei kollektiven Tarifvertr�gen anerkannt, nicht zuletzt, um
Sozialisierungsbestrebungen in der Wirtschaft abzuwehren und den Privat-
besitz zu garantieren. Außerdem wurden parit�tisch besetzte Schlichtungs-
aussch�sse in Betrieben mit mehr als 50 Besch�ftigten eingef�hrt. Mit der
parit�tisch-besetzten „Zentralarbeitsgemeinschaft der industriellen und ge-
werblichen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverb�nde Deutschlands“ (ZAG)
sollten wirtschafts- und sozialpolitische Probleme gemeinsam gelçst werden.
Die grçßte sozialpolitische Errungenschaft der Revolution bestand in der Ein-
f�hrung des Achtstundentages bei vollem Lohnausgleich, der sp�ter allerdings
durch die Arbeitgeber schrittweise ausgehçhlt wurde. 1924 sollte die ZAG
endg�ltig scheitern.70 Die von der USPD und KPD unterst�tzten Betriebs-
r�te erwiesen sich in der Landeshauptstadt Stuttgart und auch in Reutlingen
als Tr�ger des Sommer-Generalstreiks, in deren Verlauf sie von den Arbeit-
gebern, den Schlichtungsaussch�ssen, aber auch von den traditionellen
Gewerkschaften bek�mpft wurden.71

68 Vgl. Auszug des Betriebsr�tegesetzes, abgedruckt in: Landmesser/P�ßler (wie Anm. 2),
S. 325 f.

69 Vgl. Landmesser/P�ßler (wie Anm. 2), S. 250 ff.; vgl. Kurt Brigl-Matthiaß: Die Betriebsr�te
in der Weimarer Republik. Von der Selbstverwaltung zur Mitbestimmung, Bd. 2, Berlin
1978, S. 22–25; vgl. U. B�ttner (wie Anm. 19), S. 143; vgl. A. Wirsching (wie Anm. 4), S. 26.

70 Vgl. U. B�ttner (wie Anm. 19), S. 51 ff.
71 Vgl. „Das Ende des sogen. Generalstreiks“, in: SKZ vom 4. 9. 1920, S. 1 f., hier: S. 2.
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Der Reutlinger Sommer-Generalstreik: Verlauf und Tr�ger

In Reutlingen wurde – wie in der Landeshauptstadt und in den �brigen vom
Solidarit�tsstreik f�r die ausgesperrten Stuttgarter Arbeiter betroffenen w�rt-
tembergischen St�dten – ein Aktionsausschuss der Betriebsr�tevollversamm-
lung gebildet. Dem Reutlinger Aktionsausschuss gehçrten der USPD-Ge-
meinderat Fritz Fleck, der Betriebsrat der Firma Stoll & Co. August Becker,
Ernst Wacker von der KPD, Gottlob Sigmund von den Vereinigten Gewerk-
schaften und gleichzeitiges USPD-Mitglied sowie Gustav Niessen an. Diese
Delegation befand sich mit dem Oberamts- und dem Stadtvorstand in st�ndi-
gen Verhandlungen, die jedoch erfolglos blieben.72 Am 28. August erfolgte in
der Achalmstadt der Beschluss zum zweiten Reutlinger Generalstreik des Jah-
res 1920 durch eine Betriebsr�tevollversammlung im Siberschen Bierkeller.
Dies f�hrt zur Frage, welchen Charakter diese Betriebsr�te besaßen und wie
sich deren Verh�ltnis zu den traditionellen Gewerkschaften gestaltete. Am
30. August zogen „[. . .] die Arbeiter auf den Karlsplatz [. . .], um sich dort zu
formieren zu einem nach Tausenden z�hlenden Demonstrationszug, der die
Gartenstraße herauf und die Wilhelmstraße hinunter durch die Katharinen-
straße auf den Platz bei der großen Turnhalle f�hrte. [. . .].“73 Die streikenden
Arbeiter eroberten augenscheinlich den çffentlichen Raum, um ihren Forde-
rungen Nachdruck zu verleihen. Dar�ber hinaus unterstrich die Anwesenheit
von hochrangigen Rednern wie des Landtagsabgeordneten Wilhelm Ehrle
oder des Reichstagsabgeordneten Hermann Remmele (beide USPD) das Ge-
wicht des Reutlinger Streiks.74 Sowohl die KPD als auch die USPD versuch-
ten, die Protestwelle zu nutzen bzw. auszuweiten. In der Streikwoche wurden
jeden Abend çffentliche Versammlungen abgehalten, um das gemeinsame
Gruppenbewusstsein des ohnehin gesellschaftlich separierten sozialistischen
Milieus zu sch�rfen.75

Am 30. und 31. August 1920 kam es unter Androhung von Gewalt zu
Fabrikstilllegungen in Reutlingen, Pfullingen sowie in Unterhausen. Der ein-
gangs zitierte Karl Digel agierte dabei meist als Anf�hrer einer mindestens
einhundert Mann starken Gruppe von Arbeitern. Am 30. August wurden die
Maschinenfabrik und die Mçbelfabrik des Bruderhauses sowie die Contessa-
Camera-Werke in Reutlingen stillgelegt. Am n�chsten Tag folgten die Firma
Schirm in Reutlingen, die Papierfabrik Laiblin in Pfullingen sowie die Spinne-
rei in Unterhausen.76 Im Nachhinein betonten die Verantwortlichen der

72 Vgl. Landmesser/P�ßler (wie Anm. 2), S. 264–269.
73 „Der Generalstreik in Reutlingen“, in: SKZ vom 4. 9. 1920, S. 2 f., hier: S. 2.
74 Vgl. Frank Raberg: Ehrle, Wlhelm, in: Biographisches Handbuch (wie Anm. 19), S. 166; vgl.

Andreas Herbst; Hermann Weber: Remmele, Hermann (1880–1939), in: Deutsche Kom-
munisten. Biographisches Handbuch 1918–1945, Berlin 22008, S. 721 f.

75 Vgl. „Der Generalstreik in Reutlingen“, in: SKZ vom 4.9.1920, S. 2 f.
76 Vgl. StA Sigmaringen W� 28/3 T 13 Az. L 344/20 (wie Anm. 61), S. 6–18.
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Im Druck verbreiteter Aufruf des Oberamts zu Ruhe und Ordnung w�hrend des Au-
gust-Generalstreiks.
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Mçbelfabrik zum Bruderhaus in Reutlingen und der Papierfabrik Laiblin in
Pfullingen, dass ihre jeweiligen Betriebsr�te sich klar gegen einen Streik aus-
gesprochen h�tten.77

Hinsichtlich der streikunterst�tzenden Gruppen schlossen sich im Unter-
schied zum M�rz-Generalstreik der eng mit der MSPD verbundene ADGB
und der Beamtenbund DBB nicht an. Die Angestelltengewerkschaften, da-
runter der AfA-Bund, verweigerten wie schon beim achtt�gigen April-Gene-
ralstreik des Vorjahres ebenfalls eine Teilnahme.78 Zwar n�herte sich aus
çkonomischer Sicht der „neue Mittelstand“79 aus mittleren und kleinen
Angestellten der Berufssituation der Arbeiterschaft an, jedoch zielten beide
Gruppen auf eine klare gesellschaftliche Abgrenzung voneinander. Das zeigt
sich beispielsweise an separierten Interessenvertretungen bei Betriebsr�ten
und Gewerkschaften sowie Sozialversicherungssystemen. Die Angestellten-
schaft orientierte sich eher an den Arbeitgebern als an den Arbeitern, weshalb
Carl Krimmel in seiner Eigenschaft als Fabrikant diesen „neuen Mittelstand“
als Verb�ndeten einordnete und bez�glich des Reutlinger Sommer-General-
streiks recht behalten sollte.80 Der Gegensatz zwischen dem sozialistischen
und dem liberal-b�rgerlichen Milieu, der vom Kaiserreich �bernommen wur-
de, trat einmal mehr offen zutage. Lepsius betont, dass s�mtliche Parteien der
Weimarer Republik einem bestimmten Milieu verhaftet geblieben seien, wo-
durch sich spezifische „sozialmoralische“ Vorstellungen tradiert h�tten und es
weder zu einem Wandel dieser Wertvorstellungen noch zur Integration in das
neue demokratisch-parlamentarische Staatssystem gekommen sei. Durch eine
klare moralisch-kulturelle Distanzierung zwischen dem sozialistischen Milieu
und den �brigen Lagern sei insbesondere die Integration der Arbeiterschaft
verhindert worden und damit also jener Berufsgruppe, die besonders stark mit
den Bedingungen der Industrialisierung bzw. Modernisierung konfrontiert
war.81 Diese tiefe Zerrissenheit der Weimarer Gesellschaft l�sst sich auch am
Beispiel des Reutlinger Sommer-Generalstreiks belegen.

77 Vgl. StA Sigmaringen W� 28/3 T 13 Az. L 344/20, Fasz. Landgericht T�bingen, Strafsache,
Digel Karl, Quadr. 10: Schreiben der Mçbelfabrik zum Bruderhaus an den Untersuchungs-
richter am Landgericht T�bingen, 4. 9. 1920; vgl. ebd., Quadr. 16: Abschrift der Bekannt-
machungen der Firma Laiblin vom 30.8, 1. und 6. 9. 1920.

78 Vgl. Zeugenaussage (wie Anm. 1); vgl. „Der Generalstreik in Reutlingen“, in: SKZ vom 4. 9.
1920, S. 2 f., hier: S. 2; vgl. Landmesser/P�ßler (wie Anm. 2), S. 248 ff. und S. 265.

79 U. B�ttner (wie Anm. 19), S. 239.
80 Vgl. Werner Faulstich: Einf�hrung: „Ein Leben auf dem Vulkan“? Weimarer Republik und

die „goldenen“ 20er Jahre, in: Ders. (Hrsg.): Die Kultur der zwanziger Jahre, M�nchen 2008,
S. 7–20, hier: S. 8 f.; R. Sturm (wie Anm. 31), S. 36; vgl. A. Wirsching (wie Anm. 4), S. 75 f.;
vgl. StA Ludwigsburg E 186 B� 483: Schreiben der Bezirksstelle III f�r Einwohnerwehren
T�bingen an die Oberleitung der w�rttembergischen Polizeiwehr Stuttgart, 26. 3. 1920.

81 Vgl. M. R. Lepsius (wie Anm. 5) S. 32–39 und S. 44–50.
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Die Beendigung des Generalstreiks durch das Vorgehen der staat-
lichen und kommunalen Institutionen

Die Fabrikstilllegungen durch Teile der Reutlinger Arbeiterschaft veranlass-
ten Oberamt und Stadtverwaltung dazu, die Reutlinger Einwohnerwehr stra-
tegisch wichtige Positionen im Stadtgebiet besetzen zu lassen, die Polizeiwehr
aus dem benachbarten T�bingen sowie Reichswehrtruppen aus Bçblingen an-
zufordern und schließlich zur Abschreckung ein Maschinengewehr vor dem
Rathaus aufzustellen. Die Polizeiwehr bezog Quartier im Rathaus und
sch�tzte die Betriebe vor �bergriffen. Es kam zu vier n�chtlichen Festnah-
men.82 Aufgrund der als bedrohlich empfundenen Pr�senz der Polizeiwehr
und der Reichswehrtruppen wurde am Mittwoch, 1. September, eine Gemein-
deratssitzung in den „Schwanen“ einberufen, in der es zu heftigen Diskussio-
nen kam. Gemeinderat und Einwohnerwehr-Vize Emil Roth verteidigte den
Einsatz der Polizeiwehr und sprach in Bezug auf die Fabrikstilllegungen von
Terror, ja es habe die Gefahr einer kommunistischen Herrschaft in Reutlingen
bestanden. Der Aktionsausschuss der Reutlinger Betriebsr�te nahm ebenfalls
an der Sitzung teil und forderte gemeinsam mit den USPD- und MSPD-Frak-
tionen den Abzug der T�binger Polizeiwehr. Ferner setzte sich eine Delega-
tion dieses Ausschusses f�r die Freilassung der vier Gefangenen ein. Die
T�binger Polizeiwehr zog noch am selben Abend ab. Unterdessen wurde die
Technische Nothilfe zur Aufrechterhaltung des Betriebs im Gaswerk ein-
gesetzt, da dieses ebenfalls bestreikt wurde. Die Reutlinger Einwohnerwehr
wurde zu deren Schutz als Bewachung aufgestellt.83

Durch eine Einigung mit den Gewerkschaften wurde der einwçchige Ge-
neralstreik beigelegt, die zehnprozentige Lohnsteuer blieb bestehen. Ins-
gesamt waren in Reutlingen 12.000 Arbeiter betroffen. Die Schwarzw�lder
Kreiszeitung ging von einem Verdienstausfall von 2 Millionen Mark aus.84

Der Sommer-Generalstreik war jedoch nicht nur f�r die Betriebsr�tebewe-
gung ein Misserfolg, sondern auch f�r die Reutlinger Einwohnerwehr. Schon
bei deren Einberufung am 1. September erschienen nur 335 M�nner von ins-
gesamt ca. 1000 Mitgliedern. Oberamtsvorstand Kommerell f�llte in seinem
Schreiben vom 9. September 1920 r�ckblickend ein negatives Urteil �ber die
Verfasstheit der Stadtpolizei sowie indirekt �ber die Einwohnerwehr. Diese
h�tten sich den j�ngsten Streikunruhen nicht gewachsen gezeigt, weshalb
nach Absprache mit dem w�rttembergischen Innenministerium die Aufstel-
lung einer st�ndigen Polizeiwehr mit einer St�rke zwischen 80 und 100 Mann

82 Vgl. W. Jung (wie Anm. 4), S. 178; vgl. „Der Generalstreik in Reutlingen“, in: SKZ vom 4. 9.
1920, S. 2 f.

83 Vgl. „Der Generalstreik in Reutlingen“, in: SKZ vom 4. 9. 1920, S. 2 f.; vgl. Landmesser/P�ß-
ler (wie Anm. 2), S. 267 ff.

84 Vgl. „Das Ende des sogen. Generalstreiks“, in: SKZ vom 4. 9. 1920, S. 1 f.
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Die Leitung der Reutlinger Stadtwerke organisierte einen aus Freiwilligen bestehen-
den Notbetrieb angesichts des bevorstehenden Streiks.
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beabsichtigt sei. Diesem Vorschlag stimmte der Reutlinger Gemeinderat im
Oktober 1920 zu.85 Auf dem Betriebsr�tekongress in Berlin in demselben
Monat wurde mit einer Dreiviertelmehrheit die Eingliederung der Betriebs-
r�te in die Gewerkschaften beschlossen, sodass das Eigenleben der Betriebs-
r�te beendet wurde.86

Revolution in Reutlingen?

Die im November 1918 einsetzende Revolution wurde im Jahr 1920 in Reut-
lingen – zum �rger des Eisendrehers Karl Digel und der „Frontgeneration“,
der er angehçrte – nicht fortgesetzt. Anhand Digels Rede, die zu Beginn dieser
Arbeit zitiert wurde, wird die gesellschaftliche Separation der verschiedenen
Milieus deutlich. Arbeiter und Angestellte arbeiteten in Bezug auf die Verbes-
serung der eigenen sozioçkonomischen Lage nicht zusammen. Der sozial-
politisch motivierte Reutlinger Sommer-Generalstreik, der sich im Kern an
der zehnprozentigen Lohnsteuer entz�ndet hatte, brach in der Achalmstadt
relativ z�gig zusammen. Auch die im Reutlinger B�rgertum verankerte Ein-
wohnerwehr, die nur im �ußersten Notfall eingesetzt werden sollte und als
Abwehr gegen die „rote Gefahr“ konzipiert wurde, scheiterte, sodass sich die
Reutlinger Oberamts- und Stadtvorst�nde dazu gençtigt sahen, die T�binger
Polizeiwehr und die Reichswehr zur Abschreckung aufzubieten, um die Pro-
teste im Keim zu ersticken. F�r die bis Oktober 1920 von den Gewerkschaften
relativ unabh�ngig agierenden basisdemokratisch orientierten Betriebsr�te
implizierte das Scheitern der w�rttembergischen Lohnstreikbewegung eben-
falls das Ende als eine eigenst�ndig agierende Interessenvertretung der Beleg-
schaften. W�hrend im Reutlinger M�rz-Generalstreik im Kontext des Kapp-
Putsches ein milieu�bergreifendes B�ndnis aus Protestierenden auf die Straße
ging, um f�r das Fortbestehen der Weimarer Demokratie zu demonstrieren,
trugen die angespannte Versorgungslage, Teuerungen und die allgemeine so-
ziale Krise der Nachkriegszeit zur Unzufriedenheit insbesondere des gespal-
tenen sozialistischen Milieus bei, die sich in Gestalt des Sommer-General-
streiks auf den Reutlinger Straßen und in den Fabriken entlud. Im folgenden
Jahr sollte der Gesellschaftskonflikt durch die Einf�hrung von Akkordarbeit,
die Abschaffung des Achtstunden-Arbeitstages und Lohnsenkungen im Kon-
text der Unternehmeroffensive87 weiter befeuert werden und viele kom-

85 Vgl. StA Ludwigsburg E 186 B� 483: Schreiben Carl Krimmels an die Bezirksstelle III f�r
Einwohnerwehren T�bingen, 1. 9. 1920; vgl. StA Sigmaringen W� 65/27 T 1–2 Nr. 1792,
Nr. 1: Schreiben von Landrat Kommerell an den Reutlinger Gemeinderat, 9. 9. 1920; vgl.
W. Jung (wie Anm. 4), S. 178.

86 Vgl. K. Brigl-Matthiaß (wie Anm. 69), S. 29 f.
87 Vgl. Landmesser/P�ßler (wie Anm. 2), S. 271 f.
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munistisch gesinnte Arbeiter gr�mten sich ob der – aus ihrer Sicht – verpassten
Chance, die die Revolution von 1918 f�r einen grundlegenden Umbau des
Staates und der Gesellschaft geboten hatte.
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Die ersten Wahlen in Reutlingen

Andreas Bauer

Einleitung

„Das Haus steht in Flammen! Da offenbart sich der Geist der Frau. Die eine
versteckt sich im Winkel oder sie rettet den Kanarienvogel. Die andere hat
in zwei Minuten die Feuerwehr gerufen und die Kinder in Sicherheit ge-
bracht. Zu welcher Art von Frauen gehçrt ihr, deutsche B�rgerinnen? Heut,
da unser Heim Deutschland in Flammen steht, muss sich’s zeigen.“1

Die Metapher des brennenden Hauses wurde im Reutlinger General-Anzei-
ger von der Deutschen Demokratischen Partei f�r einen Aufruf an die Frauen
zu den Wahlen im Januar 1919 verwendet. Das brennende Haus in dieser
Wahlkampfanzeige symbolisiert eine Gefahr, der sich die Frau im Zuge der
ersten Wahlen 1919 stellen musste. War noch im November die Revolution
durch Deutschland gezogen, stellte sich nun die Frage, wie sich Deutschland
in den ersten Wahlen zur Verfassunggebenden Landesversammlung des
Volksstaats W�rttemberg am 12. Januar und zur Verfassunggebenden Weima-
rer Nationalversammlung am 19. Januar 1919 politisch entscheiden w�rde.
Das Zitat zeigt auch, mit welchen Mitteln die Parteien, wie in diesem Fall die
Deutsche Demokratische Partei (DDP), versuchten, Wahlkampf zu betreiben
und bis dahin unerschlossene W�hlerschichten zu mobilisieren.

Reinhold Weber spricht in diesem Kontext von einer Politisierung des Lan-
des im Januar 1919.2 L�sst sich diese Politisierung im Zuge der Wahlen auch
f�r Reutlingen belegen, wie zeigte sie sich und wie wurde die Bevçlkerung,
insbesondere die Frauen, mobilisiert und angesprochen?

Um die Frage nach dem Grad der Politisierung zu beantworten, scheint es
lohnenswert, die Struktur der Bevçlkerung Reutlingens n�her zu betrachten.
Im darauf folgenden Schritt sollen Probleme und Herausforderungen, die
diese ersten Wahlen mit sich brachten, analysiert werden; Formen der Politi-
sierung werden anhand der Presseberichterstattung und von Wahlanzeigen
untersucht. In einem letzten Schritt wird die Mobilisierung der Frauen als
„der“ neuen W�hlerschaft untersucht und in den Kontext der Wahlen ein-

1 Gabriele Reuter: Der Geist der Frau, in: Reutlinger General-Anzeiger (k�nftig: GEA) vom
7. 1.1919.

2 Vgl. Reinhold Weber: Kleine Geschichte der L�nder Baden und W�rttemberg 1918–1945,
Stuttgart 2008, S. 29.
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gebettet. Grundlage sind die drei f�r Reutlingen einschl�gigen Tageszeitun-
gen, die sich aus der damaligen Zeit bis auf wenige Ausnahmen vollst�ndig er-
halten haben: Der der DDP nahestehende Reutlinger General-Anzeiger
(GEA),3 die Schwarzw�lder Kreiszeitung (SKZ) und das „Amtsblatt f�r
Reutlingen“.4 Die Zeitungen liefern ein Abbild des politischen Diskurses, der
Wahlkampfstrategien und der Stimmung in der Zeit vor den Wahlen. Mangels
lokaler Vorarbeiten5 konnte �berwiegend nur �bersichtsliteratur zu den
Wahlen in Weimarer Zeit und zur Rolle der Frau in der Politik nach dem Ers-
ten Weltkrieg herangezogen werden.6

Reutlingen im Jahr 1918/1919: Eckdaten zu Bevçlkerung, Konfession
und Profession

Die Bevçlkerungszahl Reutlingens l�sst sich f�r den Januar des Jahres 1919
nicht genau feststellen, der n�chste Referenzwert liegt aber in Form einer
Volksz�hlung vom Oktober desselben Jahres vor. Reutlingen hatte zu diesem
Zeitpunkt 28.897 Einwohner.7 Der Erste Weltkrieg hatte in Reutlingen 954

3 Trotz der N�he zur DDP liefert der General-Anzeiger auch Wahlwerbung und Wahlkamp-
finserate der anderen Parteien; er ist zwar DDP-nah, aber nicht ausschließlich ein exklusives
Instrument des DDP-Wahlkampfes.

4 Amtsblatt f�r Reutlingen und Anzeigeblatt f�r die Stadt und den Oberamtsbezirk Reutlingen
(k�nftig Amtsblatt). Exemplare im StadtA Rt.

5 Zu nennen sind: Sybille Oßwald: Beobachtungen zu Sozialstruktur und Wahlverhalten in
Reutlingen zwischen 1924 und 1933, masch. Reutlingen 1981; KB Rt. Bd. 2, S. 490ff.,
S. 530ff.; Wolfgang Jung: Die Polemik um die Einweihung des Reutlinger Kriegerdenkmals,
in: Beitr�ge zur Geschichte Reutlingens und der Region. Festschrift f�r Heinz Alfred Ge-
meinhardt, hrsg. von Wilhelm Borth, Reutlingen 2012, S. 92–109.

6 Maja Riepl-Schmidt: Wider das verkochte und verb�gelte Leben. Frauenemanzipation in
Stuttgart seit 1800, T�bingen 1998; Richard J. Evans: German Social Democracy and Wo-
men’s Suffrage 1891–1918, in: Journal of Contemporary History 15 (1980), S. 533–557;
Kathleen Channing: Das Geschlecht der Revolution – Stimmrecht und Staatsb�rgertum,
1918–1919, in: Die vergessene Revolution von 1918/19, hrsg. von Alexander Gallus, Gçttin-
gen 2010, S. 84–116.

7 Reutlingen im Spiegel der Statistik 1993. Stadt Reutlingen – Amt f�r Wirtschaftsfçrderung
1994, S. 10. Interessant hierbei ist noch festzustellen, dass der Wert der vorherigen Volksz�h-
lung vom Jahr 1910 mit 29.763 Einwohnern beziffert ist. Ansonsten ist den Volksz�hlungen
davor und danach immer ein ungef�hrer Gleichstand (selten) oder ein starkes Wachstum zu
entnehmen. Die Differenz, die hier zwischen den Jahren 1910 und 1919 zutage tritt, l�sst sich
wohl mit den vielen Gefallenen aus dem Ersten Weltkrieg erkl�ren und zeigt, wie viele Ver-
luste Reutlingen in diesen vier Jahren ertragen musste. Vgl. hierzu auch: W�rttembergische
Jahrb�cher f�r Statistik und Landeskunde, Jahrgang 1919/1920, Stuttgart 1922, S. 302. Das
Ausmaß der Kluft zwischen lebender m�nnlicher und weiblicher Bevçlkerung im Jahr 1919
wird hier deutlich: Im Alter zwischen 20 und 25 Jahren wurden im Jahr 1919 in der Statistik
119.426 Frauen und nur 96.894 M�nner erfasst. In dieser Altersgruppe betr�gt die Differenz
zwischen m�nnlicher und weiblicher Bevçlkerung fast ein Viertel.
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Opfer gefordert. Die Stadt hatte damit einen Blutzoll von ungef�hr 1/15 der
gesamten m�nnlichen Bevçlkerung entrichtet.8 Im Vergleich zur demographi-
schen Entwicklung zur Vorkriegszeit war die Bevçlkerung in den Jahren nach
dem Krieg zum ersten Mal r�ckl�ufig, was sich auf die hohen Opferzahlen im
Krieg zur�ckf�hren l�sst. Im Januar waren von den 28.897 Einwohnern der
Stadt 17.6399 B�rger stimmberechtigt, was auf die Gesamtbevçlkerung gese-
hen lediglich einen Anteil von 61,04 Prozent an wahlberechtigten M�nnern
und Frauen �ber 20 Jahren entsprach.10 Konfessionell war Reutlingen stark
protestantisch gepr�gt. Im Jahr 1900 betrug der Anteil der Protestanten 90,6
Prozent der Gesamtbevçlkerung.11 Die Stadt hatte sich im Zuge der Indus-
trialisierung immer mehr von der Landwirtschaft entfernt. Nach Hermann
Schindler teilte sich die Reutlinger Bevçlkerung 1907 prozentual folgender-
maßen auf die verschiedenen T�tigkeitsbereiche auf: Landwirtschaft 25,3%,
Industrie und Handwerk 54,2%, Handel und Verkehr 8,7% und sonstige
Berufe 11,8%.12 Noch bis in die 1860er Jahre war die Landwirtschaft und hier
vor allem der Weinbau das dominierende Besch�ftigungsfeld in Reutlingen
gewesen. In der industriellen Fertigung dominierte die Textilindustrie.13

Die Wahlen als logistische Herausforderung

Die beiden Wahlen des Jahres 1919 gingen im Gegensatz zu den letzten Wah-
len vor dem Krieg 1912 unter ver�nderten Bedingungen vonstatten. Das vor-
hergehende Wahlrecht wurde schon am 30. 11. 1918 im Reichswahlrechts-
gesetz14 wesentlich erweitert. Es war nun allen m�nnlichen und weiblichen
Personen ab zwanzig Jahren erlaubt, an einer gleichen und geheimen Wahl
teilzunehmen. Die erste große Ver�nderung war die W�hlerzahl, die aufgrund
der Zulassung aller M�nner und Frauen �ber 20 Jahren betr�chtlich angestie-
gen war.15 Der zweite große Punkt war die zeitliche Komponente: Die Wah-
len fanden nur knapp zwei Monate nach der Revolution im November 1918

8 KB RT Bd. 2, S. 490; W. Jung (wie Anm. 5), S. 92 f.
9 SKZ vom 20. 1. 1919. Die Wahlbeteiligung bezieht sich auf die Stadt Reutlingen, nicht den

gesamten Wahlkreis.
10 Die Zahl ist ein angenommener Wert unter der Einbeziehung der Volksz�hlung von Okto-

ber 1919, vgl. Anm. 7.
11 KB Rt Bd. 2, S. 363. Der Protestantenanteil schl�gt sich auch im Wahlergebnis nieder und be-

dingt auch den relativ geringen Anteil, mit dem f�r die Zentrumspartei votiert wurde.
12 Hermann Schindler: Die Reutlinger Wirtschaft von der Mitte des 19. Jahrhunderts bis zum

Beginn des Ersten Weltkrieges, T�bingen 1969, S. 142.
13 KB Rt Bd. 2, S. 364 ff.
14 Verordnung �ber die Wahlen zur verfassunggebenden Reichsversammlung vom 30. 11. 1918

(Reichswahlgesetz), in: Reichsgesetzblatt 1918, S. 1345.
15 Vgl.: Reinhold Weber; Hans-Georg Wehling: Geschichte Baden-W�rttembergs, M�nchen

2007, S. 84.
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statt. Verglichen mit heutigen Wahlkampfphasen blieb den Parteien folglich
nur diese knapp bemessene Zeit, um die W�hler f�r ihre Sache zu gewinnen.
In den Tageszeitungen begann der Wahlkampf erst in der zweiten Dezember-
h�lfte.16

Die provisorische Regierung von W�rttemberg hatte die Aufgabe, die Wah-
len in kurzer Frist und zudem unter dem Eindruck der Januarunruhen in Ber-
lin und Stuttgart zu organisieren, die W�hler zu mobilisieren und einem
Großteil der Bevçlkerung zu erkl�ren, wie der Wahlvorgang �berhaupt von-
statten gehen sollte. Im Reutlinger Amtsblatt vom 14. 12. 1918 erging ein erster
Aufruf an die B�rger und B�rgerinnen, sich in die W�hlerlisten einzutragen.17

Um registriert zu werden, musste ein Erhebungsbogen ausgef�llt werden, der
zuvor an jeden Haushalt verteilt worden war.18 Schon dieser Vorgang l�sst
erahnen, wie viel Zeit es in Anspruch nahm, allein in der Stadt Reutlingen alle
17.639 W�hler zu erfassen. Diese Bçgen mussten dann in einem genau fest-
gelegten zeitlichen Rahmen19 ausgef�llt und abgegeben werden.20 Ab dem
30. Dezember konnten die W�hlerlisten eingesehen und eventuell korrigiert
werden.21

In der Ausgabe des Amtsblatts vom 30. 12. 1918 findet sich eine Auflistung
der zwçlf Wahllokale in Reutlingen. Die Auflistung erfolgte in nummerierter
Form des Lokals mit Adresse, Wahlvorsteher und Vertreter sowie einer Auf-
listung aller Straßen, die an dem jeweiligen Wahllokal an der Abstimmung
teilnehmen konnten. Diese Auflistung wiederholte sich in weiteren Ausgaben
des Amtsblattes und wurde in der Ausgabe vom 10. 1. 1919 nochmals in alpha-
betischer Sortierung von Straße und dazugehçrigem Wahlbezirk aufgelistet,
um eine bessere �bersicht zu gew�hren und Verwechslungen und Komplika-
tionen, soweit es denn mçglich war, schon im Vorfeld auszuschließen.22

16 Vgl. hierzu: Die Ausgaben der Schwarzw�lder Kreiszeitung, des GEA und des Amtsblattes.
In den Anzeigen kam der Wahlkampf erst Mitte Dezember langsam ins Rollen und erlebt
dann im Januar kurz vor den Wahlen einen Hçhepunkt, bei dem die Parteien teilweise mehr-
fach in einer Ausgabe der Zeitung inserieren.

17 Vgl. Amtsblatt vom 14. 12. 1918. „Wahlberechtigt sind alle Deutschen m�nnlichen und weib-
lichen Geschlechts einschließlich der Personen, die am Wahltag das 20. Lebensjahr vollendet
haben [. . .]“.

18 Ebd.
19 Ebd.: „Die genannten Erhebungsbçgen sind am Mittwoch den 18. Dezember 1918, nachmit-

tags zwischen 1 und 4 Uhr in den bekannten Abgabelokalen 1–10 f�r die Ausgabe der Mehl-
und Brotkarten in der Reihenfolge der Nummern der blauen Ausweiskarten [. . .] abzulie-
fern.“

20 Im Amtsblatt vom 18, 20. und 21. 12. 1918 findet sich jeweils ein weiterer Aufruf des Ober-
b�rgermeisters Hepp, in dem die Nachreichung der Bçgen im Rathaus als mçglich angege-
ben wurde.

21 Vgl. Amtsblatt vom 28. 12. 1918.
22 Vgl. Amtsblatt vom 10. 1. 1919.
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Doch nicht nur die organisatori-
sche Vorbereitung der Wahl erfor-
derte einen hohen logistischen Auf-
wand, es musste auch eine Aufkl�-
rung �ber den Wahlvorgang an sich
erfolgen. Dieser Aufgabe nahmen
sich auch die Parteien an. Die DDP
druckte im General-Anzeiger vom
8.1.1919 ein „W�hler-ABC“, wel-
ches viele der mçglichen Probleme,
die bei den Wahlen auftreten konn-
ten, thematisierte. Der Fokus lag hier
auf der Durchf�hrung des Wahlvor-
gangs und Besonderheiten wie dem
Umstand, dass der W�hler mit dem
Wahlzettel f�r die Verfassunggeben-
de Landesversammlung eine Partei-
enliste und keine Einzelpersonen
w�hlte.23 Zwei weitere Artikel zum
gleichen Thema finden sich im Gene-
ral-Anzeiger vom 10.1. mit dem Titel
„Wie man w�hlt“24 und vom 11. 1.
1919 unter dem Thema „Aufkl�rung
f�r W�hler und W�hlerinnen“,25 der
ebenfalls von der DDP inseriert wur-
de. Durch die gesamte Erl�uterung des Wahlvorgangs zieht sich die Mahnung,
die Stimmzettel g�ltig abzugeben und sie nicht zu ver�ndern. Auf diese Weise
wollte man sichergehen, dass keine potenziellen Stimmen verloren gehen26.
Auch f�r die Wahl zur Nationalversammlung finden sich – teilweise identi-
sche – Wahlhinweise in General-Anzeiger und Amtsblatt.27

Die Wahlaufkl�rung hatte durchaus Erfolg, denn die Wahlbeteiligung be-
wegte sich nach heutigen Maßst�ben fast in utopischen Grçßenordnungen:
F�r die Wahl zur Verfassunggebenden Landesversammlung am 12. 1. lag die
Wahlbeteiligung bei 93,38%28 und bei den Wahlen zur Nationalversammlung

Wahlhinweise und Aufruf zum Eintrag
in die W�hlerliste f�r die Wahlen zur
Verfassunggebenden Landesversamm-
lung am 12. Januar 1919. Reutlinger
Amtsblatt vom 10. 1. 1919.

23 Vgl. GEA vom 8. 1. 1919. Interessant an diesem „W�hler-ABC“ ist, dass sich die DDP dazu
entschied, den Aufruf nicht in der dritten Person zu verfassen, sondern den Leser direkt in
der zweiten Person in persçnlicher Anrede anzusprechen. Die Wahlanzeige erl�utert den
Vorgang vom Stimmzettel bis zu dessen Abgabe.

24 GEAvom 10. 1. 1919, S. 2.
25 GEAvom 11. 1. 1919, S. 1. Auch dieser Artikel ist in persçnlicher Form gehalten.
26 Vgl. alle drei Inserate.
27 Teilweise identische Anzeigen in GEAvom 17. 1. 1919; Amtsblatt f�r Reutlingen 17. 1. 1919.
28 SKZ vom 13. 1. 1919.
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am 19. 1. nur wenig darunter bei 93,0%.29 Diese Ergebnisse beziehen sich auf
Reutlingen mit dem eingemeindeten Stadtteil Betzingen. Die Furcht der Par-
teien vor geringer Teilnahme oder zu vielen ung�ltigen Stimmzetteln hatte
sich nicht bewahrheitet. Der Großteil der Bevçlkerung nahm an der politi-
schen Entscheidung �ber die Zukunft W�rttembergs und Deutschlands teil.
Die Reutlinger Wahlbeteiligung lag sogar noch �ber dem w�rttembergischen
Durchschnitt von 90,9%.30

Der Wahlkampf im Kontext der ersten Wahlen in Reutlingen

Der Wahlkampf begann in Reutlingen mit einer großen Anzahl von Wahlver-
anstaltungen, zu denen die Parteien einluden. Hierzu erschienen Wahlkampf-
anzeigen in den Reutlinger Zeitungen. Das Amtsblatt f�r Reutlingen erwies
sich hierbei als die ertragreichste und vielf�ltigste Quelle, w�hrend im Gene-
ral-Anzeiger und in der Schwarzw�lder Kreiszeitung die Anzeigen der DDP
die der anderen Parteien weit �berstiegen. Bei der Analyse der Wahlkampf-
anzeigen habe ich mich der �bersicht wegen f�r eine chronologische Vor-
gehensweise entschieden.

Der Wahlkampf begann mit Einladungen zu Wahlkampfveranstaltungen.
Sie richteten sich explizit an beide Geschlechter. Bei den Rednern �berwogen
Abgeordnete des bisherigen Landtags und des Reichstags, Berufe des çffent-
lichen Dienstes sowie der Kirche. Seltener waren Frauen darunter.31 Diese
Wahlkampfveranstaltungen waren das am h�ufigsten vertretene Instrument
der Wahlwerbung, das sich durch den ganzen Wahlkampf zog und den Par-
teien als Meinungsmacher und als Aufkl�rungsplattform diente. Die Ver-
sammlungen fanden sogar in kleinen Teilorten oder Dçrfern im Wahlkreis
Reutlingen statt, dann aber meist ohne bekannten Redner.32 Alle großen Par-
teien inserierten in den Reutlinger Zeitungen. Die einzige Ausnahme hierbei
ist die relativ kleine Friedenspartei, die bei keiner der beiden Wahlen wirklich
ins Gewicht fiel.

29 SKZ vom 20. 1. 1919.
30 Vgl. R. Weber (wie Anm. 2), S. 29.
31 Vgl. GEA vom 2. 1. 1919–18. 1. 1919. Den Wahlkampfveranstaltungen stand meist ein Red-

ner der oben genannten Professionen vor. Die Redner gaben auch Auskunft dar�ber, wer die
Repr�sentationsfiguren der Parteien im Wahlkampf waren. Das einschl�gigste Beispiel hier-
f�r war wohl Friedrich Payer von der DDP, der kurz vor der Wahl zur Nationalversamm-
lung in Reutlingen eine Rede hielt.

32 GEA vom 2. 1. 1919. Jede Ausgabe der GEA vom des Amtsblattes oder der Schwarzw�lder
Kreiszeitung druckte diese Anzeigen, wenn auch in verschiedener Frequenz. Nach Reutlin-
gen kamen im Verlauf des Wahlkampfs viele bekannte Personen wie z. B. Arthur Crispien
und Friedrich Payer.
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Die Parteien waren jedoch nicht die einzigen, die zur Diskussion politischer
Themen aufriefen, auch verschiedene berufliche Interessengruppen33 sowie
der „Rat der geistigen Arbeiter“ agierten im Wahlkampf, ebenso die evange-
lische Kirche, die durch Aufrufe des Kirchengemeinderates aktiv am Wahl-
kampf teilnahm und forderte: „Vergesst Eure Kirche nicht! Erhaltet sie Euch
und Euren Kindern!“34 Hier zeigt sich die eingangs zitierte Politisierung aller
gesellschaftlichen Gruppen des Landes, die sich im Januar vollzog35 und die
f�r Reutlingen anhand der Anzeigen und Berichte in den Zeitungen definitiv
belegt werden kann.

Der USPD ging es in ihren Wahlkampfveranstaltungen um „Die Revolu-
tion und die Wahlen zur National- und Landesversammlung.“36 Sie war die
einzige Partei, welche die Revolution zu einem großen Thema im Wahlkampf
machte und auf die Weiterentwicklung der Ergebnisse der Revolution hoffte
und daf�r mit ihrem politischen Programm warb.

Anzeige f�r eine Wahlkampfveranstaltung der DDP mit dem Reutlinger Ehrenb�rger
Friedrich Payer in der ‚Bundeshalle�. Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 15. 1. 1919.

33 Im GEA vom 13. 1. 1919 inserierten die Handwerker f�r ein eigenes Mitglied, das von der
DDP auf die Liste gesetzt wurde. Im GEA vom 4. 1. 1919 richtet sich das Inserat der DDP
„Hausangestellten-Versammlung“ an die Frauen, die als Dienstm�gde angestellt waren. Die
WBP startete im Amtsblatt vom 4. 1. 1919 einen Aufruf an die „Handlungsgehilfen, Tech-
niker, Werkmeister, Staats- und Gemeindebeamten“, vgl. auch GEAvom 2. 1. 1919.

34 GEAvom 11. 1. 1919.
35 Vgl. R. Weber (wie Anm. 2), S. 29. Hierzu auch GEA vom 9. 1. 1919 („Die Demokratischen

Kundgebungen am Dreikçnigstag“) mit dem Hinweis auf gut 250 Versammlungen der DDP
am Dreikçnigstag.

36 Amtsblatt vom 3. 1. 1919. Diese Wahlanzeige sticht etwas heraus, da der Redner, Arthur Cri-
spien, zu diesem Zeitpunkt noch in einer leitenden Rolle in der provisorischen Regierung t�-
tig war. Sie zeigt gleichzeitig, wie umk�mpft die W�hlerstimmen waren und wie intensiv der
Wahlkampf von den Politikern gef�hrt wurde.
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Die konservative W�rttembergische B�rgerpartei (WBP) betrieb in ihren
Wahlkampfveranstaltungen zuerst eine Kl�rung zum Programm hinsichtlich
der „Zwecke und Ziele der W�rttembergischen B�rgerpartei und Stellung zu
Kirche und Staat“,37 sowie „die Bedeutung der kommenden Wahlen f�r unser
Volk“.38 Sie versuchten ihre W�hlerschaft aus einer konservativen Gruppe der
Bevçlkerung zu rekrutieren.

Die Zentrumspartei inserierte seltener als die DDP oder die WBP, was sich
aber durch den relativ kleinen Teil der katholischen Bevçlkerung Reutlingens
erkl�ren l�sst.39 Das zentrale Element der Zentrumspartei war die Rolle der
Kirche im neuen Staat.

Die SPD �ußerte sich zu den Themen „Kirche, Staat und Schule“40 und den
„Aufgaben der Frau im neuen Staat“.41 Die DDP betrieb den umfassendsten
Wahlkampf und �ußerte sich anfangs zu „Demokratie und Kirche“.42 Diese
beiden Parteien, die in Reutlingen auch am erfolgreichsten abschneiden soll-
ten, f�hrten einen breitgef�cherten Wahlkampf in Reutlingen.

An diesen Beispielen l�sst sich ablesen, welche wichtige Stellung Konfes-
sion und Kirche im Wahlkampf in Reutlingen hatten.

In den Tagen unmittelbar vor der Wahl zur Verfassunggebenden Landes-
versammlung entwickelte sich der Wahlkampf in der Presse von bloßen Wahl-
kampfaufrufen und Berichten �ber Wahlversammlungen zu einer publizis-
tisch ausgetragenen Debatte. Federf�hrend waren vor allem die DDP und die
B�rgerpartei, die zu den Wahlkampfaussagen der jeweiligen anderen Partei
oder der SPD Stellung bezogen und aus ihrer Sicht M�ngel am Programm der
gegnerischen Parteien aufzeigten. So warf die DDP der SPD vor, wider-
spr�chliche Aussagen zu ihrer Stellung zur Kirche und zum Religionsunter-
richt zu machen. Die Kirchenprogrammatik wurde hier von der DDP als
„wesentlicher Programmpunkt“43 im Wahlkampf betitelt, außerdem warf sie
der SPD „vçllige Irref�hrung des W�hlers“44 vor. Im Artikel „Ein ernstes
Wort an die Bauernschaft“ in derselben Ausgabe des General-Anzeigers
erweiterte die DDP ihre Kritik an der SPD und der WBP. Der SPD wurde hier

37 Amtsblatt vom 3. 1. 1919. In der gleichen Ausgabe des Amtsblattes spezifizierte die WBP
dies noch und wendete sich direkt an die „Evangelische[n] M�nner und Frauen“. Bezug
wurde hierbei auf die gleiche Wahlkampfveranstaltung genommen. Schon hier zeigt sich,
welche Rolle die Konfession im protestantisch gepr�gten Reutlingen spielte.

38 Amtsblatt vom 8. 1. 1919.
39 Vgl.: Amtsblatt vom 4. 1. 1919.
40 Amtsblatt vom 8. 1. 1919.
41 Ebd.
42 Amtsblatt vom 10. 1. 1919. In dieser Anzeige verwendete die DDP eine ganze Seite, um zu

erkl�ren, dass sie nicht kirchenfeindlich ist, sondern eine „freie Kirche im freien Staat“ an-
strebe.

43 GEAvom 7. 1. 1919: Sozialdemokratie und Kirche.
44 Ebd.
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eine Enteignungsbestrebung vorgeworfen,45 und die zwanghafte und strin-
gente Einhaltung des Achtstundentages als Gefahr f�r die Produktivit�t
dargestellt, die zum „Ruin“46 der Bauern f�hren w�rde. Der B�rgerpartei
wurden Wurzeln bei den Großgrundbesitzern und der alten politischen Elite
nachgesagt, die die Schuld am Leid der Bauern trage.47 Hingegen stellte die
DDP klar, dass sie sich auch um Schule und Kirche sorgen und deren Stellung
im Staat garantieren w�rde.48 Auch die geistigen Arbeiter als Gruppe wurden
von DDP49 und SPD50 hitzig umworben.

Im General-Anzeiger vom 9. 1. 1919 verfasste die DDP einen Wahlkampf-
aufruf, in welchem sie anmerkte, dass die USPD beabsichtige, die Kriegs-
anleihen, f�r die noch bis Ende Oktober im Amtsblatt51 inseriert wurde, f�r
wertlos zu erkl�ren.52 Einen Tag sp�ter pl�dierte die DDP in einem einseitigen
Statement f�r eine „freie Kirche im freien Staat“.53 Kurz vor der Wahl findet
sich im General-Anzeiger eine massive Kampagne der DDP, mit welcher sie
versuchte, alle Gruppen der Bevçlkerung anzusprechen.54 Nur die WBP
inserierte �hnlich oft. W�hrend die DDP vorwiegend in dem ihr politisch
nahestehenden General-Anzeiger, aber auch in der Schwarzw�lder Kreiszei-
tung inserierte, finden sich nur wenige Anzeigen der SPD im General-Anzei-
ger. Am 8. 1. ließ sie ihr Wahlprogramm abdrucken, und am 11. 1. erschien ihr
Aufruf, bei der Wahl f�r die SPD, f�r „die Errungenschaften der Revolution“
und „gegen Milit�rautokratie und Kapitalismus“ 55 zu stimmen.

Die WBP inserierte im Amtsblatt vom 8.1. und stilisierte sich als die Partei,
die den „politischen und wirtschaftlichen Standpunkt der b�rgerlichen W�h-
ler“56 vertrat.

In den beiden Tagen vor der Wahl inserierte die WBP noch zweimal in
gleicher Weise zu den Vorw�rfen, die sie an die SPD und die DDP richtete.57

In allen Zeitungen wurden die gleichen Wahlkampfanzeigen verwendet.

45 GEA vom 7. 1. 1919: „Die Rechte und das Eigentum des Bauern d�rfen nicht angetastet wer-
den.“

46 Ebd.
47 Ebd.
48 Ebd.
49 Vgl. GEAvom 10. 1. 1919.
50 Vgl. GEAvom 7. 1. 1919.
51 Vgl. Amtsblatt, Oktoberausgaben 1918.
52 GEAvom 9. 1. 1919.
53 GEAvom 10. 1. 1919.
54 GEA vom 11. 1. 1919 Allein in dieser Ausgabe finden sich acht Wahlkampfanzeigen der

DDP, die sich an die Bauern, an die Besitzer von Kriegsanleihen, schließlich an Arbeiter, An-
gestellte und Kaufleute richtete. Jeder dieser Gruppen empfahl die DDP ihren Wahlvor-
schlag und griff dabei die existenzbedrohenden Fragen der Zeit auf.

55 Vgl.: GEAvom 8. und 11. 1. 1919.
56 Amtsblatt vom 8. 1. 1919.
57 GEAvom 10. und 11. 1. 1919.
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Bei der Wahl zur Nationalversammlung war die Wahlwerbung �hnlich
konzipiert, allerdings wurde der Wahlkampf zusehends personenzentrierter58

und die Wahlkampfanzeigen traten nicht mehr in der gleichen H�ufigkeit wie
zuvor auf.59 Die Anzeigen der DDP konzentrierten sich nun noch st�rker auf
den General-Anzeiger, w�hrend sich in der Schwarzw�lder Kreiszeitung ins-
gesamt weniger Anzeigen finden. Der personenbezogene Fokus des Wahl-
kampfes l�sst sich anhand der folgenden Beispiele gut zeigen. Das Mittel-
standskartell in Reutlingen inserierte f�r die DDP, da diese den Vorgesetzten
des Mittelstandskartells, Karl Hermann, an die vierte Stelle auf dem Wahl-
zettel gesetzt hatten.60 Auch warb die DDP mit dem Ehrenb�rger der Stadt,
Friedrich Payer. �ber seine Wahlkampfveranstaltung wurde in jeder Ausgabe
der drei Zeitungen berichtet.61 Ein �hnliches Wahlkampfverhalten l�sst sich
bei der Zentrumspartei beobachten, die ihre Wahlkampfanzeigen auf die
bekannte Person Matthias Erzbergers ausrichtete.62

In den zwei Tagen vor der Wahl wiederum intensivierte sich der Wahlkampf
in den Reutlinger Zeitungen. Die DDP wandte sich nun �ber ihre Klientel
hinaus besonders an die Weing�rtner und Kleinlandwirte und pr�sentierte sich
als die „wahre B�rgerpartei“.63 Mitglieder des Weing�rtnervereins, die der
DDP angehçrten, unterst�tzten dies. Die WBP reagierte am Tag vor der Wahl
auf das Ger�cht, dass es einen kompletten �bertritt von Mitgliedern zur
DDP gegeben h�tte, und insistierte auf Stimmvergabe an die B�rgerpartei.64

Die SPD wandte sich am 18. 1. in zwei kleinen Anzeigen gegen die b�rger-
lichen Parteien65 und erl�uterte ihre Thesen in Kurzform.66 Die USPD griff

58 Vgl.: R. Weber (wie Anm. 2), S. 27 ff. Der Fokus auf prominente Personen stellt, so Weber,
einen erfolgreichen Schritt der Parteien zur W�hlermobilisierung dar. Treten die Personen
bei der Wahl vom 12.1. haupts�chlich in Wahlkampfveranstaltungen als Redner auf, so wird
in der Wahl am 19.1. noch stringenter mit ihnen als Person geworben.

59 Am 11.1. inserierte die DDP im GEA mit acht Anzeigen, im GEA vom 13.1. finden sich nur
noch zwei.

60 Vgl. GEA vom 13. und 15. 1. 1919. Karl Hermann war zur gleichen Zeit auch mit einem
Wahlkampfvortrag in Reutlingen zu dem Thema „F�r was k�mpft die b�rgerliche Demo-
kratie“ pr�sent.

61 Vgl.: GEA, SKZ. und Amtsblatt im Zeitraum vom 10. bis 16. 1. 1919. Es finden sich in fast je-
der Ausgabe Anzeigen, die f�r die Wahlkampfveranstaltung Payers warben.

62 GEAvom 17. 1. 1919.
63 Vgl. GEA vom 16. 1. 1919: „Ein ernstes Wort an die Weing�rtner und Kleinlandwirte“. Vgl.

auch GEA und SKZ. Vom 17. und 18. 1. 1919. Die DDP schaltete Aufrufe an die Bauern,
Handwerker, Kaufleute und an die Jugend.

64 GEAvom 18. 1. 1919 („Nationalliberale“).
65 GEA vom 18. 1. 1919: „W�hlerinnen W�rttembergs: Die b�rgerlichen Parteien umschmei-

cheln euch mit schçnen Versprechungen. Sie haben solche bisher nicht gehalten und werden
sie auch zuk�nftig nicht halten.“

66 GEA vom18. 1. 1919: „W�hler und W�hlerinnen: F�r die Einheit des Reiches! Gegen Aus-
beutung! Gegen Sonderrechte und Terrorismus, f�r Demokratie, Frieden und Volkswohl-
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in einer ihrer wenigen Wahlkampfanzeigen „die politische Lage und die Wah-
len zur Nationalversammlung“67 auf.

Das Zentrum schließlich stieg auch in den zwischenparteilichen Diskurs
ein und machte unter dem Slogan der christlich-sozialen Volkspartei Stim-
mung gegen die SPD.68

Zusammenfassend l�sst sich eine Entwicklung im Wahlkampf feststellen:
Die Parteien begannen mit Wahlkampfveranstaltungen und gingen dann im-
mer weiter zu einer in der Presse ausgetragenen Kritik der anderen Parteien
�ber. Finden sich zun�chst noch viele Aufrufe, sich �berhaupt an der Wahl zu
beteiligen, so verschwand diese Unsicherheit nach der ersten Wahl. Die Wahl-
beteiligung am 12. 1. 1919 von �ber 90 Prozent bot sich auch als Anhaltspunkt
f�r die Wahl zur Nationalversammlung an. Da aber nicht wie in der ersten
Wahl 150 Mandate vergeben werden konnten, sondern W�rttemberg nur sieb-
zehn Personen zur Weimarer Nationalversammlung entsenden durfte, wurde
der Wahlkampf nun st�rker von einer personenbezogenen Komponente
gepr�gt.

Die Spartakus-Aufst�nde in W�rttemberg kurz vor der Wahl trugen sicher-
lich noch zur Entscheidung der B�rger gegen ein radikales Votum bei.69 Die
Wahlen wurden deshalb auch als „Antichaosreflex“ bezeichnet.70 Es ist sicher
ein Zusammenhang zwischen dem Sicherheitsbed�rfnis der Bevçlkerung und
den Wahlergebnissen abzulesen, denn weder geriet die radikalere USPD in
eine f�hrende Rolle in der Regierung noch fanden die Spartakus-Aufst�nde in
Stuttgart großen Zulauf. Folgt man der These von Rainer Lepsius, dann l�sst
sich auch f�r die erste Wahl in W�rttemberg am Beispiel Reutlingen ein Wahl-
verhalten in Sozialmilieus feststellen.71 Reutlingen war, wie eingangs erl�u-

fahrt! Gegen die Kriegshetzer in allen b�rgerlichen Parteien, die Deutschland ins Elend ge-
st�rzt haben.“

67 GEAvom 16. 1. 1919.
68 GEA vom 18. 1. 1919: „Auf zur letzten Entscheidung!“ Dieser Aufruf verlieh dem Wahl-

kampf schon fast die Aura eines Schlachtrufes.
69 Vgl.: Weber/Wehling (wie Anm. 15), S. 83 f.
70 Ebd.
71 Rainer Lepsius: Parteiensystem und Sozialstruktur: Zum Problem der Demokratisierung

der deutschen Gesellschaft, in: Wilhelm Abel, Knut Borchardt (Hrsg.): Wirtschaft, Ge-
schichte und Wirtschaftsgeschichte. Stuttgart 1966, S. 371–393. Lepsius argumentiert, dass
es eine starke Verbindung zwischen den sozialen Milieus und den Parteien in Deutschland
gab. „Das deutsche Parteiensystem erweist sich sozio-kulturellen Milieus eng verbunden.
Die Parteien entstehen aus diesen vorstrukturierten Einheiten und bleiben auf sie fixiert.“,
ebd., S. 391. Die Erforschung des Reutlinger Wahlkampfes und des Wahlergebnisses fçrdert
die gleiche Erkenntnis zutage. Besonders klar ersichtlich wird dies am Beispiel der Zen-
trumspartei, die in Reutlingen kaum Fuß fassen konnte, jedoch in anderen Landesteilen auf
bis zu 80 Prozent Stimmenanteil gelangte. Ein weiteres Argument hierf�r liefert auch der
Ausgang der Wahl in Baden, in dem wegen der katholischen Pr�gung das Zentrum vor der
SPD und DDP stand, vgl. R. Weber (wie Anm. 2), S. 28 f. Weber legt hier dar, wie sehr sich
die konfessionellen Verh�ltnisse auf die Wahlergebnisse niederschlugen.
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tert, eine indus-
triell gepr�gte, pro-
testantische Stadt,
in der die Land-
wirtschaft, vor al-
lem der Weinbau,
noch eine große
Rolle spielte. Das
Zentrum blieb bei
beiden Wahlen we-
gen geringer ka-
tholischer Bevçl-
kerung unter vier
Prozent, w�hrend
die DDP mit
knapp 35 und die
SPD mit knapp 43
Prozent jeweils die
zwei st�rksten Par-
teien darstellten.

Der Bauernbund und die WPB schwankten jeweils zwischen neun Prozent
bei der ersten und sieben Prozent bei der zweiten Wahl.72 Der hohe Arbeiter-
anteil spiegelte sich im hohen Wahlergebnis der SPD wider, das b�rgerlich-
liberale Milieu schlug sich im hohen Ergebnis der noch jungen DDP nieder.
Die radikalere USPD und die Friedenspartei spielten im Ausgang der Wahl
sowohl in Reutlingen als auch auf Landesebene keine große Rolle. Bei der
Wahl zur Verfassunggebenden Nationalversammlung wurde keiner ihrer
Kandidaten mit einem Mandat f�r W�rttemberg ausgestattet. Somit kann
man Lepsius’ These der Wahl in Sozialmilieus auch hier f�r best�tigt an-
sehen.73

Die Frau in der Pflicht – Die Geschlechterrolle in Wahlkampf und
Wahlwerbung

Den Frauen kam bei den ersten Wahlen eine Sonderrolle zu, da sie einen Pr�-
zedenzfall f�r die Beteiligung von Frauen am politischen Leben in Deutsch-
land darstellten.74 Die politische Erstentscheidung der Frau war f�r die

Die Parteien ebenso wie der damals erst neu entstandene Ver-
ein f�r Volksbildung und der „Frauenverein“ luden zu einer
ganzen Serie von Veranstaltungen speziell f�r die nun wahl-
berechtigten Frauen ein. Annonce in der Schwarzw�lder
Kreiszeitung vom 2. 1. 1919.

72 GEAvom 20. 1. 1919.
73 Die Ergebnisse der Wahl sind mit einer Grafik zur jeweiligen Wahl in Anhang 1 zu finden.
74 Gabriele Bremme: Die politische Rolle der Frau in Deutschland, Gçttingen 1956, S. 117 ff.

Noch bis 1908 galt f�r die Mehrzahl der Bundesl�nder politisches Versammlungs- und Ver-
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Parteien nicht vorherzusehen. In die-
sem Kontext ist auch der anfangs
beschriebene Appell zu verstehen.
Die Frau sollte sich zur Retterin der
Nation aufschwingen. Doch um dies
zu gew�hrleisten, mussten sich die
Parteien um die Wahlbeteiligung der
Frauen bem�hen und sie mit dem
Vorgang der Wahl vertraut machen.
F�r die Parteien waren die Frauen
eine umso wichtigere Zielgruppe,75

da sie nach den Verlusten der m�nn-
lichen Bevçlkerung im Krieg in der
�berzahl war.

Die „Wahlaufkl�rung“, speziell die
der Frauen, wurde durch „Staatsb�r-
gerliche Vortr�ge f�r Frauen“ zu den
Themen Parteien und Gesetzgebung
oder zu den Pflichten der Frau gehal-
ten. Organisiert wurden sie vom
Frauenverein und dem Verein f�r
Volksbildung.76 Vergleichbare Auf-
kl�rung f�r den m�nnlichen Bevçlke-
rungsteil gab es nicht. Im Artikel
„An die weiblichen Angestellten“
von der DDP im Reutlinger General-
Anzeiger vom 24. Dezember stellte

Laura Schradin (1878–1937). Die in
Reutlingen als Tochter eines Weing�rt-
ners geborene Sozialdemokratin gehçrte
zu den ersten weiblichen Abgeordneten
in W�rttemberg und wurde zudem 1919
in den Reutlinger Gemeinderat gew�hlt.

einsverbot f�r Frauen. Erst darauf wurde es den Frauen langsam gestattet, an Vereinen und
Versammlungen teilzunehmen. Von der Seite der Politik ging die Initiative zum gleichbe-
rechtigten Frauenwahlrecht vor der Revolution 1919 einzig und allein von der SPD aus, nach
der Revolution schlossen sich die anderen Parteien aber schnell den Forderungen an. Vgl.
hierzu auch R. Evans (wie Anm. 6). Evans legt hier die Entwicklung des Frauenwahlrechts
am Ende des Ersten Weltkrieges dar und beschreibt, wie die Parteien vor Kriegsende zum
Frauenwahlrecht standen. Vgl. auch M. Riepl-Schmidt (wie Anm. 6). In den �bersichtskapi-
teln legt Riepl-Schmidt die Entwicklung der Frau in der Politik um den hier besprochenen
Zeitraum und dar�ber hinaus dar.

75 Dies wird auch explizit im W�hler-ABC vom 8. 1. 1919 im GEA dargelegt: „Wahlberechtigt
bei den kommenden Wahlen ist jeder Mann und jede Frau vom 20. Lebensjahr an und weil
die Frauen in der Mehrzahl sind, werden sie den Ausschlag geben und m�ßen daher auch
alle unbedingt zur Wahlurne gehen.“

76 Amtsblatt vom 14. 12. 1918: Katholische Frauenvereine Reutlingen: Vortrag �ber die Pflich-
ten der Frau, vgl. auch Amtsblatt vom 15. 12. 1918: Staatsb�rgerliche Vortr�ge f�r Frauen
vom Verein f�r Volksbildung und Frauen-Verein. Zus�tzlich bem�hten sich die Parteien
selbst und f�hrten Wahlaufkl�rung bei den Frauen durch, um sie damit ihrer Partei gewogen
zu machen, GEAvom 2. 1. 1919.
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die Partei den Frauen die Vorz�ge der „demokratischen“ Republik im Gegen-
satz zur „sozialistischen“ Republik dar. Dort heißt es analog zum Einf�h-
rungszitat: „Bedenkt, dass zum ersten Male eure und eurer Kinder Zukunft in
eurer Hand ist“.77 Hier tritt der gleiche Topos auf: Es wird argumentiert, dass
es um die Zukunft Deutschlands geht, doch nicht nur um die Zukunft
Deutschlands als Staatsgebilde, sondern auch um die Zukunft und Sicherheit
der Kinder. Die Frau hatte also f�r die Sicherheit der Kinder zu sorgen. Der
Aufruf wird gegen Ende des Artikels konkreter: „Deutschland braucht euch.
Der deutsche Volksstaat kann und darf nicht allein aus den Massen der Hand-
arbeiter und -arbeiterinnen neu aufgebaut werden, er bedarf einer starken und
selbst�ndig denkenden Mittelschicht von M�nnern und Frauen“.78 Hier zeigt
sich das Bestreben der SPD �ber die eigene W�hlerschicht hinauszugreifen
und sich auch hin zur Mitte der Gesellschaft zu orientieren. Die beiden erfolg-
reichsten Parteien in Reutlingen zeigen somit klare Bestrebungen, �ber das ei-
gene angestammte Wahlmilieu hinauszugreifen und sich in einem schichten-
�bergreifenden Wahlkampf mçglichst viele W�hlerstimmen aus den verschie-
densten Milieus zu sichern.

Am 3. 1. 1919 findet sich im General-Anzeiger ein Bericht �ber die Wahl-
kampfveranstaltung von Olga Kaufmann,79 die auf Einladung der DDP �ber
die Rolle der Frau sprach und forderte, dass zentrale Errungenschaften aus
dem Krieg nicht aufgegeben werden d�rften. Weiterhin argumentierte sie ge-
gen die SPD, dass diese die T�chtigkeit der Menschen einschr�nke und gegen
die WBP, die sich f�r eine R�ckkehr zu alten Verh�ltnissen ausspreche. Kauf-
mann stilisierte die Frau, wenn sie mit der Partei zusammenwirke, als
„Stimme der Gemeinde“.80

Im „Brief an die Landfrau“ vom 10. 1. 1919 versuchte die DDP diejenigen
Frauen f�r den Wahlgang zu gewinnen, die der Wahl noch unentschlossen
oder ablehnend gegen�berstanden.81 Sechs Punkte werden genannt, die f�r
einen Wahlgang sprechen: Wiederum die Sicherheit von Haus und Hof, die
Erziehung der Kinder, der Status der Kirche im neuen Staat, der Schutz des
Handwerkers, der Frieden und die Entlohnung nach Leistung. Die Anzeige
schließt mit einem Aufruf, auch die anderen Landfrauen zur Wahl zu animie-
ren.82

77 GEAvom 24. 12. 1918.
78 Ebd. S. 2.
79 Kandidatin der DDP, die aber keinen Sitz im Landtag erringen konnte.
80 GEAvom 3. 1. 1919.
81 SKZ vom 10. 1. 1919: „Liebe Freundin! Ich habe gehçrt, daß du nicht gesonnen bist dein

Wahlrecht auszu�ben. ‚Mich bringen keine sechs G�ul zum W�hlen aufs Rathaus� sollst du
gesagt haben.“

82 SKZ vom 10. 1. 1919: „Wenn dir daran liegt, daß dein Haus und Hof in der Familie bleibt
und deiner H�nde Arbeit dich und die deinigen n�hrt mußt du w�hlen. Denn es gibt Leute,
die nichts lieber wollen als aufzuteilen, was du erspart und erschaffen hast.“ Dieses Bild einer
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Die hier aufgef�hrten Anzeigen verdeutlichen, wie die Parteien mit ihrer
Wahlwerbung versuchten, alle sozialen Schichten anzusprechen und sie mit
Problemen oder �ngsten zu konfrontieren, die im Fall bei mangelnder Wahl-
beteiligung oder einer politisch „falschen“ Entscheidung auftreten kçnnten.
Der „Brief an die Landfrau“ verdeutlicht auch, wie das Wahlrecht und die
politische Mitbestimmung nicht unbedingt von allen Teilen der weiblichen
Bevçlkerung begr�ßt wurden.83

Sowohl SPD84 als auch DDP85 erw�hnen in ihren Wahlkampfanzeigen ex-
plizit die angestrebte Gleichheit von Mann und Frau vor dem Gesetz. Nach
der Wahl vom 12. 1. 1919 finden sich im Reutlinger General-Anzeiger keine
weiteren Hinweise auf staatsb�rgerliche Vortr�ge f�r Frauen. Am Tag nach
der Wahl zur Verfassunggebenden Landesversammlung wurde ein Aufruf mit
einem Vers der Schriftstellerin Anselma Heine abgedruckt, der sich direkt an
die Frauen wandte: „Deutsche Frau sei nicht faul. W�hle! Denk nicht ‚auf eine
kommt’s nicht an.� Du weißt die Waage senken kann ein Zettelchen ein klei-
nes. Vielleicht ist es deines. W�hle!“86 Zus�tzlich versuchte die DDP, die
Frauen �ber die große Anzahl an weiblichen Mitgliedern zur Wahl der DDP
zu bringen. Im General-Anzeiger vom 15. 1. 1919 erçrtert die DDP, dass die
einzige Mçglichkeit, eine Frau in die Weimarer Nationalversammlung zu
schicken, ein Wahlerfolg der DDP sei,87 �hnlich argumentierte ein weiterer
Aufruf der DDP am Tag vor der Wahl.88

Vor der Wahl zur Verfassunggebenden Landesversammlung l�sst sich an-
hand der Lokalpresse feststellen, dass die Parteien versuchten, mçglichst alle
Menschen zum Wahlgang zu bewegen, aber eben besonderen Fokus auf die
Frauen legten. Vonseiten des „Spartakus“ gab es Initiativen, die B�rger zur
Wahlverweigerung zu bringen. Kathleen Channing argumentiert, dass die
Frauen als Wahlgruppe zur am meisten umk�mpften Gruppe in Deutschland

existenziellen Bedrohung verdeutlicht nochmals die Furcht, die vor dem Kommunismus ge-
sch�rt werden sollte.

83 Vgl. K. Channing (wie Anm. 6), S. 103 f.
84 GEA vom 9. 1. 1919: „Alle Vorrechte der Geburt und des Standes und Gesetze, welche die

Frau in çffentlicher und privatrechtlicher Beziehung gegen�ber dem Manne benachteiligen,
sind aufzugeben.“ Die mit dem Wahlprogramm verçffentlichte Wahlliste weist auch zwei
Reutlinger Frauen auf, die f�r die SPD antraten, Elisabeth Zundel und Laura Schradin.

85 SKZ vom 10. 1. 1919: „Die wirkliche B�rgerpartei, die eintritt f�r Einheit, Freiheit und
Gleichberechtigung, ist die Deutsche Demokratische Partei.“

86 GEAvom 14. 1. 1919.
87 Vgl. GEA vom 15. 1. 1919. Die DDP hob in dieser Anzeige hervor, dass sie die einzige Partei

sei, bei der die Frauen von W�rttemberg die Chance auf eine weibliche Vertretung in der
Nationalversammlung h�tten.

88 Vgl. GEA vom 18. 1. 1919. Die DDP hatte laut der Anzeige eine Frau mehr im Landtag als
die SPD, ebd.: „Frauen besinnt euch! Ihr d�rft nicht weiter die Parteien unterst�tzen die aus
der Revolution nichts gelernt haben. So wie sie die Frau rechtlos und drunten halten wollen,
so wollen sie es mit all den Volksgenossen tun, die noch um ihre Geltung ringen.“
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gehçrten, da es keine Erkenntnisse �ber das Wahlverhalten der Frauen gab.89

Die Frauen stellten f�r die Parteien folglich eine Chance dar, ihre Stimmen-
zahl betr�chtlich zu erhçhen, aber eben auch ein Risiko, da die Parteien zu-
mindest bei der ersten Wahl am 12. 1. 1919 keinerlei Anhaltspunkte zu ihrem
Wahlverhalten besaßen.90 Im Wahlkampf in Reutlingen wurde somit ver-
sucht, die Frauen persçnlich anzusprechen und sie damit zur Stimmabgabe zu
bewegen. Nach der hohen Wahlbeteiligung der gesamten Bevçlkerung fanden
keine weiteren speziellen Veranstaltungen f�r Frauen mehr statt. Die am h�u-
figsten angesprochenen Themen waren neben der Wichtigkeit der Wahl an
sich die Sicherheit von Heim und Herd sowie die Pflicht der Frau, an der Bil-
dung des neuen Staates mitzuwirken. Die Parteien versuchten die Frauen in
ihrer Gesamtheit anzusprechen. Zum einen wurden von ihnen konkrete The-
men wie Sicherheit der Versorgung, die Erziehung der Kinder, die Sicherheit
der Berufe und des Einkommens angesprochen, andererseits wurden die
Frauen konkret in die politische Verantwortung gezogen und es wurde von ih-
nen erwartet, auf diese Probleme mit ihrer Stimmvergabe einzuwirken. Auf
diese Weise zeigt sich wiederum die allumfassende „Politisierung“ der W�h-
lerschaft im Januar 1919. Der Anteil der Frauen, die in W�rttemberg eine poli-
tische Aufgabe �bernahmen, blieb indes gering. Auch die DDP, welche die
meisten expliziten Wahlkampfaufrufe an die Frauen inserierte, vergab nur
f�nf ihrer 33 Mandate auf Landesebene an Frauen.91 Insgesamt erhielten
Frauen 13 der 150 Mandate.92

Schlussbetrachtung

Die Wahlen stellten die Verantwortlichen vor eine große logistische Heraus-
forderung und am Beispiel Reutlingens zeigt sich anhand der hohen Wahl-
beteiligung, dass diese Aufgabe mit Bravour gemeistert wurde. Dennoch
vermitteln die Berichte und Inserate der Tageszeitungen ein Bild der Un-
sicherheit, welches sich einerseits auf den Wahlausgang, anderseits auf die
noch ungewisse Entwicklung und Pr�gung des neuen Staates gr�ndete. Die
Furcht vor dem Kommunismus wurde gesch�rt und das Wahlergebnis zeigt,

89 Vgl. K. Channing (wie Anm. 6), S. 90 f.
90 „Frauen als W�hler stellten eine unbekannte, unvorhersehbare Grçße dar [. . .]“, ebd.,

S. 102 f.
91 GEAvom 18. 1. 1919.
92 GEA vom 14. und 20. 1. 1919: Die einzige Frau, die aus W�rttemberg in die Verfassung-

gebende Nationalversammlung einzog, war Anna Blos, die f�r die SPD kandidierte. Zu
Anna Blos siehe auch: M. Riepl-Schmidt (wie Anm. 6), S. 173–182.
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dass die Bevçlkerung Sicherheit und Konstanz suchte.93 Nur ein kleiner Teil
strebte eine radikale Umgestaltung der Verh�ltnisse an.94

Die Frauen waren die grçßte Gruppe unter den Neuw�hlern und um sie
wurde mit allen Mitteln geworben. Sie wurden in die Pflicht genommen, um
die junge Republik zu retten, als auch mit existenziellen �ngsten vor weiteren
Notzust�nden konfrontiert. Das eingangs genannte Zitat zeigt, welche �ngste
die Menschen zur damaligen Zeit hatten. Es ging ihnen nach den verlustrei-
chen Jahren des Krieges erst einmal um Wiederaufbau und Konstanz. Die
Wahlen in Reutlingen und der Wahlkampf in der Reutlinger Presse zeigen
exemplarisch, wie Wahlkampf und politischer Diskurs in W�rttemberg w�h-
rend den ersten Wahlen vonstattengingen.

Anhang

1.1 Wahlergebnisse vom 12. Januar 191995

Landtagswahl
12.1.1919

93 SKZ vom 10. 1. 1919: Friedrich Payer zur Lage. Payer stellt hier die W�nsche und Sorgen der
Bevçlkerung dar: „Das Volk brauche Arbeit und Frieden zur Heraushebung aus dem
Elend.“

94 „Dass bei der politischen Neuordnung in W�rttemberg der Gedanke der kontinuierlichen
Reformen gegen�ber radikalen, revolution�ren Umsturzideen die Oberhand behielt, zeigt
sich besonders deutlich innerhalb der R�tebewegung, wo sich seit dem Beginn der Revolu-
tion die gem�ßigten Kr�fte mehr und mehr behaupten konnten, w�hrend radikale Elemente
zusehends ins Hintertreffen gerieten.“ Ansbert Baumann (Bearb.): Die Protokolle der Re-
gierung des Volksstaates W�rttemberg 1: Die provisorische Regierung und das Kabinett
Blos, November 1918 – Juni 1920, Stuttgart 2013, S. XXIII.

95 Quelle: SKZ vom 13. 1. 1919.
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Von 17.395 Wahlberechtigten wurden bei den Wahlen zur Verfassunggeben-
den Landesversammlung 16.198 g�ltige Stimmen abgegeben. Die Wahlbetei-
ligung lag somit bei 93,4% (gerundet).

Die unter „Andere“ zusammengefassten Parteien waren der Weing�rtner-
bund, die Friedenspartei und die Landwirte Oberschwabens, die jeweils
weniger als 100 Stimmen erhielten.

1.2 Wahlergebnisse vom 19. Januar 191996

Wahl zur Nationalversammlung 
19.1.1919

Die Wahl zur Verfassunggebenden Nationalversammlung hatte eine ann�-
hernd hohe Wahlbeteiligung von 93,0% (gerundet). Von 17.639 Wahlberech-
tigten wurden 16.405 g�ltige Stimmen abgegeben.

Da viele der zuvor unter „Andere“ aufgef�hrten Parteien auf nationaler
Ebene nicht antraten, verblieb hier nur die Friedenspartei, deren Stimmen
kaum ins Gewicht fielen.

96 Quelle: SKZ vom 20. 1. 1919.
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Der Reutlinger Gemeinderat im Moment der
Revolution 1918

Gabriel Johannes Pscheidt

„Das Alte st�rzt, es �ndert sich die Zeit, und neues Leben bl�ht aus den
Ruinen“,1 mit diesen Worten begr�ßte Reutlingens Oberb�rgermeister
Emil Hepp am 12. Juni 1919 den neu gew�hlten Gemeinderat. Es folgten
mahnende Worte, denn die Zukunft des Landes und der Stadt sei ungewiss.
Dennoch blitzte zwischen den teilweise auch von Zweifel gepr�gten Pas-
sagen der Ansprache Hoffnung hervor: „Neues Leben bl�ht aus den
Ruinen“.2

W�hrend der krisenhaften Monate des endenden Ersten Weltkrieges und
der Revolution von 1918 in Reutlingen repr�sentierte keiner Kontinuit�t und
Best�ndigkeit �berzeugender als Oberb�rgermeister Emil Hepp. Von 1898
bis 1929 war er f�r die Geschicke der Stadt verantwortlich.3 1898 gew�hlt,
vom Kçnig eingesetzt und von der Bevçlkerung auch nach 1918 als Stadt-
vorsteher akzeptiert, �bernahm er das Ruder und steuerte in Richtung
Wiederaufbau dessen, was eine Ruine war. Als Vorsteher der Stadtverwaltung
war es an ihm, Schwierigkeiten zu meistern und eine neue Ordnung herzustel-
len. Dies ließ sich nicht von Hepp alleine erreichen, dazu bedurfte es vor allem
auch des Gemeinderats, der als gew�hltes Legislativorgan der exekutiven
Stadtverwaltung gegen�berstand.

In diesem Beitrag spielen Kontinuit�t und Bruch im Anschluss an die Revo-
lution 1918 eine maßgebliche Rolle. Auf zwei Themenblçcke soll dabei der
Fokus gelegt werden.

Zum einen wird nach Kontinuit�t in der Zusammensetzung des Gemeinde-
rats (Persistenz) gesucht. Hierbei sollen drei verschiedene Indikatoren Auf-

1 Schwarzw�lder Kreiszeitung (k�nftig: SKZ) vom 13. 6. 1919, S. 3.
2 Ebd.
3 Karl Emil Hepp wurde am 8. M�rz 1864 in Sulz am Neckar geboren. Nach dem Studium der

Rechtswissenschaft in T�bingen und Leipzig war er mehrere Jahre stellvertretender Amts-
stellenleiter in verschiedenen w�rttembergischen Ober�mtern. Am 11. April 1898 wurde
Hepp mit 53% der Stimmen zum Reutlinger Schultheißen gew�hlt und drei Jahre sp�ter zum
Oberb�rgermeister ernannt. Nach 31 Jahren an der Spitze der Stadtverwaltung schied Hepp
am 7. M�rz 1929 aus dem Amt des Oberb�rgermeisters der Stadt Reutlingen aus. Im Alter
von 70 Jahren starb Hepp am 7. M�rz 1934 in Reutlingen. Vgl. StadtA Rt., C 50 Gemeinde-
ratsprotokoll vom 7. M�rz 1929, § 262; Reutlinger General-Anzeiger (k�nftig: GEA) vom
7. 3.1964, S. 3; Paul Schwarz: Die B�rgermeister der Stadt Reutlingen ab 1575, in: RGB NF 5
(1967), S. 25.
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schluss �ber die Persistenz des Rats geben. Erster Indikator: die direkte
Wiederwahl von Ratsmitgliedern (direkte personelle Kontinuit�t). Zweiter
Indikator: die �ber mehrere Legislaturperioden andauernde Ratsmitglied-
schaft von Familienmitgliedern eines Ratsmitgliedes (indirekte oder tradierte
Kontinuit�t). Dritter Indikator: die Ratsmitgliedschaft, gemessen an Berufs-
st�nden (soziale Kontinuit�t).

Zum anderen wird die Arbeit des Gemeinderats beleuchtet: Welche Maß-
nahmen wurden getroffen, um die Notsituation zu �berwinden? Welchen
sozialen Gruppen wurde besondere Aufmerksamkeit geschenkt? Welche
Auswirkungen hatten die getroffenen Maßnahmen? Die Gemeinderatst�tig-
keit betraf vor allem die Linderung der gesellschaftlichen Not und nicht poli-
tische Themen.4 Die Revolution von 1918 dient dabei als Fluchtpunkt, von
dem aus die Analyse des Reutlinger Gemeinderats anhand der vorgestellten
Fragen durchgef�hrt werden soll.

Am 11. November 1918 wurde am Rathaus die rote Fahne aufgezogen und augenf�llig
der Anbruch einer neuen Zeit demonstriert. Die Aufschrift von Ort und Datum wur-
den auf dem Foto nachtr�glich angebracht.

4 Vgl. Wolfgang Jung: Kriege, Br�che, Krisen – Wiederaufstieg. Reutlingen im 20. und 21. Jahr-
hundert, in: Wolfgang Borth; Bernd Breyvogel; Wolfgang Jung (Hrsg.): Reutlingen. Von der
Reichsstadtherrlichkeit zur selbstbewussten Großstadt, Reutlingen 2013, S. 176 und SKZ
vom 13.6.1919.
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Da die Literatur zu diesem speziellen Thema wenig bereith�lt,5 m�ssen
Quellen in Form von Gemeinderatsprotokollen6 und Presseberichterstattung
des Reutlinger General-Anzeigers (GEA), der Schwarzw�lder Kreiszeitung
(SKZ) und des Amtsblattes der Stadt Reutlingen (AR) herangezogen werden.
Diese Quellen bieten einen direkten Blick auf die Geschehnisse w�hrend der
revolution�ren Phase sowie die Not der Bevçlkerung.

Die Analyse beschr�nkt sich dezidiert auf die Arbeit des Reutlinger
Gemeinderats der Jahre 1918 und 1919. Zur genaueren Bestimmung der
Kontinuit�t der Mitglieder muss der Blick ein wenig geweitet werden. Hierf�r
bildet das Jahr 1913 den Ausgangspunkt, da in diesem Jahr die letzte
Gemeinderatswahl vor 1919 durchgef�hrt wurde.7 Die Kontinuit�t der
Gemeinderatszusammensetzung �ber das Jahr 1919 hinaus zu untersuchen,
w�rde den Rahmen dieser Arbeit sprengen. Dieser Beitrag befasst sich dezi-
diert mit der Revolution von 1918 und der Kontinuit�t des Gemeinderats �ber
diesen Moment hinweg.

Die Gemeinde wird nach der damalig geltenden Gemeindeordnung durch
einen gew�hlten Gemeinderat vertreten. Dieser hat neben der Repr�sentation
auch die Aufgabe, der Verwaltung der Gemeinde nachzukommen.8 Hierzu
werden dem Gemeinderat die erforderlichen Gemeindebeamten zur Seite
gestellt. Der Gemeinderat setzt sich aus dem Ortsvorsteher, welcher gleichzei-
tig der Vorsitzende des Rats ist (in Reutlingen der Oberb�rgermeister), und
den gew�hlten Mitgliedern zusammen. Zur �berwachung der Verwaltung
und speziell der Arbeit des Gemeinderats wurde bereits im fr�hen 19. Jahr-
hundert der B�rgerausschuss als Kontrollgremium eingef�hrt.9 Dieser wurde
in derselben Art und Weise wie der Gemeinderat gew�hlt. In speziellen F�llen

5 Einige wenige Spezialstudien zur Kommunalpolitik und der lokalen Verwaltung w�hrend
der Weimarer Republik w�ren beispielsweise: Jçrg Bogumil; Lars Holtkamp: Kommunal-
politik und Kommunalverwaltung. Eine policeyorientierte Einf�hrung, Wiesbaden 2006,
oder Hans Heinrich Blotevogel (Hrsg.): Kommunale Leistungsverwaltung und Stadtent-
wicklung vom Vorm�rz bis zur Weimarer Republik, Kçln 1990, schließlich Harald Pohl:
Kommunale Wirtschafts- und Finanzpolitik in Bayern zur Zeit der Weimarer Republik. Dar-
gestellt am Beispiel der Wirtschaftsregion Ingolstadt, Regensburg 1985.

6 Die im Stadtarchiv Reutlingen vorliegenden Gemeinderatsprotokolle sind keine Originale.
W�hrend des Zweiten Weltkrieges wurde das Rathaus stark besch�digt und die Protokolle
grçßtenteils vernichtet. Die hier analysierten Protokolle sind Abschriften der originalen Er-
gebnisprotokolle, welche an anderem Ort aufbewahrt wurden. Es sind vor allem solche Pro-
tokolle �berliefert, die eine Buchung im Stadthaushalt ausgelçst haben.

7 W�hrend des Ersten Weltkrieges wurde in Reutlingen keine Gemeinderatswahl abgehalten.
Erst nach Ende des Krieges und Ordnung der Verh�ltnisse nach der Revolution im Novem-
ber 1918 wurde im Fr�hjahr 1919 eine Neuwahl des kompletten Gemeinderats vorgenom-
men.

8 Die Gemeindeordnung und die Bezirksordnung f�r W�rttemberg, Stuttgart 1909, Abschnitt
II, Art. 9 Abs. 1.

9 Ebd., Abs. 2.
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war er berechtigt, an der Verwaltung der Gemeinde mitzuwirken.10 Dar�ber
hinaus hat der B�rgerausschuss gegen�ber dem Gemeinderat ein Vorschlags-
recht f�r Antr�ge und alle Gemeindeangelegenheiten.11

Kontinuit�t oder Wandel – Gemeinderatswahlen 1913 und 1919

Kontinuit�t in revolution�ren Zeiten ist keine Selbstverst�ndlichkeit, im
Gegenteil. Es ist zu erwarten, dass eine Revolution Altes beiseite r�umt und
Neues erschafft. Am Beispiel des Reutlinger Gemeinderats zeigt sich jedoch,
dass auch �ber die Revolution von 1918 hinweg eine Kontinuit�t der Mit-
glieder zu verzeichnen war. Im Folgenden werden die drei vorgestellten
Kontinuit�tsindikatoren angewendet, um die Best�ndigkeit des Rats genauer
zu definieren.

In einer im Amtsblatt erschienenen Bekanntmachung vom 10. November
1913 wird darauf hingewiesen, dass am 12. Dezember desselben Jahres eine
Erg�nzungswahl des Gemeinderats stattfand.12 Sie wurde einerseits aus prag-
matischen Gr�nden erforderlich, da das Gemeinderatsmitglied Kehrer aus
Betzingen im Laufe des Jahres verstorben war,13 andererseits, weil die Amts-
zeit von sieben Gemeinder�ten nach sechsj�hriger Mitgliedschaft endete.14

Von drei Parteien wurden daraufhin Wahlvorschl�ge eingereicht. Derjenige
des Fortschrittlichen Volksvereins Reutlingens und der Sozialdemokratischen
Partei umfasste jeweils acht Kandidaten, der Vorschlag der Nationalliberalen
Partei und des Jungliberalen Vereins nur sieben. Auff�llig an den Vorschl�gen
ist die Verbindung von verschiedenen Kontinuit�tsmustern: Wo auf der einen
Seite eine bereits bestehende Gemeinderatsmitgliedschaft verlocken sollte, da
funktionierte die Werbung auf der anderen Seite �ber tradierte Kontinuit�t
wie beispielsweise bei Gottlob Benz, SPD. Hier warb die Partei mit dem Zu-
satz „Konrads Sohn, seither im B�rgerausschuss“.15 Diese Art der Wahlwer-
bung wurde zur Gemeinderatswahl im Fr�hjahr 1919 merklich intensiviert.
Jede Berufsgruppe, die in Reutlingen im fr�hen 20. Jahrhundert anzutreffen
war, wurde durch Kandidaten repr�sentiert. Allen voran gab es da die Wein-
g�rtner, welche auch durch eigens geschaltete Anzeigen f�r ihre Repr�sentan-
ten im Gemeinderat warben.16 Bankiers und Fabrikanten standen ebenso zur

10 Ebd., Abschnitt II, Art. 49 Abs. 1–15.
11 Ebd., Abschnitt II, Art. 50 Abs. 1–4.
12 AR vom 10.11.1913, Nr. 175, S. 1.
13 AR vom 13.12.1913, Nr. 194, S. 1.
14 Gustav Groß, Johannes Eisenlohr, Fritz Walz, Jakob Blessing, Gustav Adolf Fuchs, Jakob

Friedrich Rçhm und Georg Bauer. AR vom 19.11.1913, Nr. 180, S. 1.
15 AR vom 5.12.1913, Nr. 189, S. 1.
16 Fritz Wahl wurde durch den Ausschuss der Reutlinger Weing�rtner in mehreren Anzeigen

in AR vom und Schwarzw�lder Kreiszeitung direkt beworben. Die Anzeigen argumentier-
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Wahl wie Landwirte, Handwerker, Gastwirte, Bauarbeiter, Landtagsabgeord-
nete und Feuerwehrkommandanten. Mit gewissem Stolz wurde in der Wahl-
werbung mit eben dieser Diversit�t in sozialer und beruflicher Hinsicht
geworben.17

Nach Durchsicht der Amtsbl�tter und Zeitungsartikel zwischen November
und Dezember 1913 l�sst sich festhalten, dass der Wahlkampf �berwiegend
sachlich gef�hrt wurde. In der Regel wurde nur das eigene W�hlerklientel an-
gesprochen und es gab kaum strittige Themen in den Anzeigen.18 Die Wahl
am 11. Dezember ergab, dass f�nf Kandidaten des Fortschrittlichen Volksver-
eins gew�hlt wurden. Hiervon waren bereits vier Kandidaten zuvor Mitglied
des Gemeinderats. Die SPD entsandte zwei Gemeinder�te, die beide auch
zuvor schon in Gemeinderat und B�rgerausschuss t�tig waren. Damit blieb
f�r die Nationalliberale Partei nur noch ein Mandat, wobei auch dieses an ein
bisheriges Gemeinderatsmitglied vergeben wurde.19 Die Grçße des Gemein-
derats betrug nach 1913 20 Mitglieder. Erst 1919 wurde diese Zahl auf
30 Mandatstr�ger angehoben.20 Es handelte sich nach 1913 nicht um eine voll-
kommene Neuwahl des Gremiums. Sechs von acht zu vergebende Mandate
gingen damals an auch zuvor schon amtierende Mitglieder des Gemeinderats.

Mit Blick auf das Jahr 1919 r�ckt nun auch die Frage nach direkter Kon-
tinuit�t in den Fokus der Betrachtung. Erneut rief das Amtsblatt dazu auf,
Wahlvorschl�ge f�r die anstehende Gemeinderatswahl einzureichen.21 Die

ten, dass man ohne Fritz Wahl im Gemeinderat nicht mehr repr�sentiert w�re und die Wahl
Wahls nur dadurch erreichen kçnne, wenn alle Weing�rtner f�r ebendiesen Kandidaten stim-
men w�rden. Dem gegen�ber stand Gottlob Benz, ein weiterer Weing�rtner, jedoch von der
SPD, als Kandidat zur Wahl. Das Ergebnis des 12. Dezember 1913 ergab sogar, dass beide
zur Wahl stehenden Weing�rtner in den Gemeinderat gew�hlt wurden. AR vom 8.12.1913,
S. 2–5, und AR vom 13. Dezember 1913, Nr. 194, S. 1.

17 Hier sind die Anzeigen der SPD und des Fortschrittlichen Volksvereins Reutlingens zu nen-
nen. AR vom 10.12.1913.

18 Einzig die SPD stilisierte den Wahlkampf 1913 zum Konflikt zwischen Arbeitern, Handwer-
kern und Weing�rtner auf der einen sowie Fabrikanten und B�rgerlichen auf der anderen
Seite, AR vom 8.12.1913.

19 Fortschrittlicher Volksverein: Gustav Groß, Johannes Eisenlohr, Fritz Wahl, Georg Sauer
und Martin Wolpert.
SPD: Gottlob Benz und Gustav Adolf Fuchs.
Nationalliberale Partei: Jakob Blessing senior. AR vom 13.12.1913, S. 1.

20 Die Neufassung der W�rttembergischen Gemeindeordnung vom 15.3.1919 regelte diese
Anhebung der Gemeinderatsmitglieder wie folgt (Art. 4, Abs. 1): „Die Zahl der in den Ge-
meinderat zu w�hlenden Mitglieder, welche durch 2 teilbar sein muß, betr�gt in großen St�d-
ten von mehr als 100.000 Einwohnern 40 bis 72, in solchen von mehr als 50.000 bis 100.000
Einwohnern 24 bis 44, in mittleren St�dten 18 bis 30, in den �brigen Gemeinden erster
Klasse 14 bis 20 in Gemeinden zweiter Klasse 10 bis 16, dritter 6 bis 12.“ Zitiert nach: Die
Gemeindewahlen in W�rttemberg. Nach den Bestimmungen der Gemeindeordnung in der
Fassung des Gesetzes vom 15. M�rz 1919, betr. das Gemeindewahlrecht und die Gemeinde-
vertretung, bearb. von Anton Michel, Stuttgart 1919, S. 83.

21 AR vom 26. 4. 1919, S. 1.
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Vorschl�ge, die in den folgenden Tagen eingingen, zeigten zun�chst, dass ne-
ben der SPD nur die DDP einen vollst�ndigen Vorschlag mit je 30 Kandidatin-
nen22 und Kandidaten eingereicht hatte. Die anderen Parteien rangierten mit
ihrer Kandidatenzahl zwischen zehn und f�nfzehn. Aus dem vormalig
20-kçpfigen Gremium ließen sich 1919 elf erneut zur Wahl aufstellen: Von der
SPD Gottlob Benz, Jakob Kurz, Karl Schofer, Otto Wandel und G. A. Fuchs;
von der DDP Johannes Eisenlohr, Gustav Groß sen., Johann Georg Sauer,
Martin Wolpert, Konrad Rçcker und Fritz Kurr.23

Der in den folgenden Wochen einsetzende Wahlkampf war im Vergleich
zur Erg�nzungswahl 1913 politischer und insgesamt auch ideologisch auf-
geheizt. Es waren die Anzeigen der SPD, in welchen die Revolution von 1918
zum Thema gemacht wurde und die den anderen Parteien vorwarfen, die er-
k�mpften Rechte und Privilegien untergraben zu wollen und die Ideale der
Revolution zu bek�mpfen.24 Vereine und teilweise auch Einzelpersonen
schalteten ebenfalls Anzeigen, um f�r einzelne Kandidaten zu werben. Beson-
ders fleißig waren die Weing�rtner, die f�r ihren einzigen Kandidaten, Georg
Fritz, jeden Tag in allen drei Zeitungen Anzeigen schalteten. Daneben gab es
auch die Werbung f�r die weiblichen Kandidaten der einzelnen W�hlerlisten.
Partei�bergreifend standen sieben Kandidatinnen f�r die Pl�tze des Gemein-
derats zur Wahl. Frauen wurden als neue W�hlergruppe besonders beworben.
Das Argument, dass nun auch Frauen im Gemeinderat vertreten sein m�ssten,
damit die Anliegen der Frauen geb�hrend repr�sentiert w�rden, wurde von
allen Parteien eingebracht.25

Das Ergebnis der Wahl vom 11. Mai 1919 ergab f�r die DDP mit 15 Man-
daten26 die meisten Sitze. Gew�hlt wurden f�r diese Partei Fritz Georg, Emil
Roth, Wilhelm Osterieder, Emil R�dinger, Johannes Eisenlohr, Gustav Groß
sen., Christian Fiechtner, Wilhelm Zech, Fritz Schneider, Christian Quenzer,
Fritz Kurr, Hans Freytag, Konrad Rçcker, Johann Georg Sauer und Martin
Wolpert. Die zweithçchste Zahl an Sitzen kam der SPD zu. Die zehn von der
SPD errungenen Mandate erhielten Gottlob Benz, Jakob Kurz, Georg Stein,
Elisabeth Zundel, Karl Schofer, Otto Wandel, Eugen Weit, Albert Raff, Laura

22 Seit dem 12. November 1918 besaßen Frauen das aktive und passive Wahlrecht.
23 AR vom 5. 5. 1919, S. 1; hinzu kamen 10 B�rgerausschussmitglieder: Von der SPD: Georg

Stein, Friedrich Endreß, Heinrich Schneider, Adam Reusch, Johann Zeller; von der DDP:
Hans Freytag, Fritz Georg, Emil Roth, Christian Quenzer. AR vom 5. 5. 1919, Nr. 69, S. 1.
Zum B�rgerausschuss: Dieses zweite Gremium der Stadtlegislative wurde zum 30. April
1919 in Reutlingen aufgelçst. Die Stadt hatte daraufhin nur noch den Gemeinderat. Die Auf-
lçsung des B�rgerausschusses wurde damit begr�ndet, dass es sich hierbei um ein ineffizien-
tes Organ gehandelt habe, welches meist wie ein Bremsklotz die Arbeit des effektiveren Ge-
meinderats behinderte, SKZ vom 13. 6. 1919.

24 AR vom 9. 51919, S. 3 und vom 10. 5. 1919, S. 2.
25 AR vom 9. 5. 1919, S. 1–6. Vgl. den Beitrag von Andreas Bauer in diesem Band.
26 AR vom 16. 5. 1919, S. 3.
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Entwurf f�r eine Wahlanzeige aus dem Nachlass des Redakteurs der Schwarzw�lder
Kreiszeitung, Karl Koch, 1919. Der Text gibt sich parteiunabh�ngig, die Liste enth�lt
jedoch in erster Linie Kandidaten der DDP.
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Schradin, Hugo Rothermel.27 Jeweils zwei Mandate erhielt die USPD f�r
Paul M�ller und Fritz Fleck28 sowie die W�rttembergische Einheitspartei f�r
Dr. jur. Ernst Wendler und Gottlob Tochtermann.29 Mit nur einem Mandat
f�r Josef Rieblinger ging die Zentrumspartei30 aus der Gemeinderatswahl
hervor. Das bedeutet, dass von den elf vormaligen Gemeinderatsmitgliedern,
die zur Wahl angetreten waren, neun von der B�rgerschaft wiedergew�hlt
wurden. Außerdem sind zusammen mit den ehemaligen B�rgerausschuss-
mitgliedern 15 bisherige Mandatstr�ger erneut berufen worden.

Das Kriterium der direkten Kontinuit�t ist somit gegeben, da 1919 die
H�lfte des neugew�hlten Gemeinderats von ehemaligen Mitgliedern besetzt
wurde. Laut Schwarzw�lder Kreiszeitung seien die �brigen Gemeinderats-
mitglieder nicht mehr zur Wahl angetreten, da diese das Gef�hl gehabt h�tten,
die „neue Zeit“ m�sse von jungen und frischen M�nnern und Frauen angegan-
gen werden. Ihre Zeit an der Spitze der Stadt sei durch den Wandel der Ord-
nung im November 1918 an ihr Ende gekommen.31

Ein weiterer Kontinuit�tsindikator, die tradierte Kontinuit�t, l�sst sich bei
vier Bewerbern feststellen. Mit Zus�tzen zu den Namen wie „Fritz Georg,
Karls Sohn, Weing�rtner“ oder „Thekla Hartmann, Stadtpfarrers Ehefrau“32

versuchte man, Traditionen aufzubauen und Bedeutungen zu vergeben.
Scheinbar war diese Art der Wahlwerbung f�r die Kandidatinnen nicht erfolg-
reich. Mit ihrer Vater-Sohn-Beziehung konnten nur die beiden Gemeinderats-
anw�rter Fritz Georg und Martin Wolpert bei der W�hlerschaft erfolgreich
punkten. Die Ehefrau des Stadtpfarrers, Thekla Hartmann, und die des
B�ckermeisters, Anna Hirschburger, erhielten 1919 dagegen kein Mandat im
Gemeinderat. Dieser Indikator ist f�r Fehler anf�llig. In einer Stadt der Grçße
Reutlingens ist die Wahrscheinlichkeit, mehrere Personen mit demselben
Namen zu finden, recht hoch. Und in der Tat findet sich in den Adressb�chern
der Stadt eine nicht greifbare Menge an Personen, die denselben Vor- wie
Nachnamen besitzen. Zur genauen Unterscheidung der einzelnen Personen
ist es hilfreich, die Vater-Sohn-Beziehung als Merkmal heranzuziehen, um
einer Verwechslung vorzubeugen. Wenn man nun diejenigen Kandidaten f�r
die Gemeinderatswahl in den Blick nimmt, welche einen Zusatz wie „Sohn
von“ bei sich tragen und diese im Adressbuch der Stadt sucht, findet man
lediglich bei einem die Pr�zisierung „Sohn von“. Martin Wolperts Eintrag
im Adressbuch f�hrt zur genauen Bestimmung seiner Person den Zusatz

27 Ebd.
28 Ebd.
29 Ebd.
30 Ebd.
31 SKZ vom 13. 6. 1919, S. 4.
32 AR vom 5. 5. 1919, Nr. 69, S. 1.
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„Sebastians Sohn“.33 Bei den �brigen
Personen fehlt diese Pr�zisierung im
Adressbuch.

Der aussagekr�ftigste Kontinui-
t�tsindikator ist die soziale Kontinui-
t�t. Handwerker, Fabrikanten, Re-
dakteure, Weing�rtner und Bauern
waren ebenso vertreten wie Lehre-
rinnen und Lehrer, Juristen und Ein-
zelh�ndler.34 Wie 1913 war der Reut-
linger Gemeinderat auch 1919 von
besonderer Vielfalt der Mitglieder
gepr�gt. Weder Arbeiter, Handwer-
ker oder Angestellte waren nach der
Revolution 1918 mehrheitlich vertre-
ten, noch Fabrikanten, Akademiker
oder Bankiers. Der Rat bildete einen
Querschnitt der Reutlinger Gesell-
schaft ab.

Kontinuit�t im Reutlinger Ge-
meinderat ist in persçnlicher wie so-
zialer Hinsicht gegeben. Der Rat hat
sich nach Ende des Ersten Weltkrie-
ges demnach nicht vollkommen neu
formiert und auch die Auswirkungen
der Revolution von 1918 auf die Ord-
nung der Stadt waren diesbez�glich
gering. Die B�rgerschaft der Stadt
hatte offensichtlich nicht das Bed�rfnis, das Alte vollkommen einzureißen,
sondern wollte aus vormals bereits gew�hlten Gemeinderatsmitgliedern auch
die nahe Zukunft gestalten.35 Der Kommentar der Schwarzw�lder Kreiszei-
tung zur Einsetzung des neuen Gemeinderats deutet am 13. Juni 1919 an, dass
die Aufgaben des Rats f�r die kommenden Wochen und Monate weiterhin f�r
Stadt und Gemeinderat eine große Herausforderung darstellen werden.36

Offizieller gedruckter Wahlzettel der
SPD f�r eine Gemeinderatswahl Mitte
der 1920er Jahre.

33 Adreßbuch f�r die kçniglich w�rttembergische Kreishauptstadt Reutlingen mit dem Vorort
Betzingen 1913–1914, S. 156.

34 Ebd.
35 Der R�ckzug der �lteren Gemeinderatsmitglieder erscheint hier nicht ganz folgerichtig und

l�sst sich nur mit persçnlichen Entscheidungen begr�nden.
36 SKZ vom 13. 6. 1919.
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Arbeit des Gemeinderats im Nachklang der Revolution 1918

W�hrend des Ersten Weltkrieges war die Arbeit des Gemeinderats von der
Notwendigkeit bestimmt, Mangel und Not zu lindern. Dies endete mit der
Revolution im November 1918 keinesfalls. Der Winter nahte, die Kohlen-
keller waren leer und die Armenspeisungen vom großen Andrang �berfor-
dert.37

Es waren drei Hauptfelder, auf denen sich der Gemeinderat nach der Revo-
lution 1918 bet�tigte: Armenf�rsorge, Wohnungspolitik und Infrastruk-
turmaßnahmen. Der Beschluss von Notstandsarbeiten wird hier nicht als
Bet�tigungsfeld definiert, da die beschlossenen Tiefbauvorhaben stets als
Notstandsarbeiten durchgef�hrt wurden.

Die Versorgungslage der Stadt war nach der Revolution 1918 gleich desolat
wie zuvor. Die zentralgesteuerte Lebensmittelversorgung war mangelhaft
und die Not der Bevçlkerung konnte so kaum verringert werden. Die
Schwarzw�lder Kreiszeitung berichtet, dass am 13. November eine „Kommis-
sion zur Verteilung der Lebensmittel“ vom Gemeinderat eingesetzt wurde,
deren Aufgabe es war, die Lebensmittelversorgung innerhalb der Stadt zu
optimieren und diese vor allem bedarfsgerechter zu gestalten.38 In dem Arti-
kel wird dem vormaligen Versorgungsamt vorgeworfen, ineffizient und
abwartend zu agieren, wodurch die Knappheit noch vergrçßert werde. Dabei
seien Lebensmittel verdorben oder in zu großen Mengen verteilt worden, was
zur Folge gehabt habe, dass ein Teil der Bevçlkerung keine Lebensmittel mehr
erhalten habe. Die neue Kommission bestand zu gleichen Teilen aus Mit-
gliedern des Gemeinderats und des B�rgerausschusses sowie aus Beamten des
Lebensmittelamtes der Stadt.39 Die entsandten B�rger hatten den Auftrag
erhalten, die Arbeit der Behçrde zu kontrollieren und die Verteilung der
Rationen besser zu koordinieren. Der Gemeinderat erhoffte sich von der
direkten Beteiligung der Rats- und Ausschussmitglieder an der Versorgung
der Menschen eine bedarfsgerechtere Verteilung von Lebensmitteln. Weil die
Gemeinderatsmitglieder die Stadt und ihre Bevçlkerung besser kennen als die
eingesetzten Beamten aus Stuttgart, w�rde die Kommission, wie man es sich
optimistisch ausmalte, ihre Aufgaben eher bew�ltigen.40

Im Winter 1918/1919 wurde die Definition bed�rftiger B�rger ge�ndert.
Am 18. Dezember 1918 beschloss der Gemeinderat, dass die Volksk�che nun
nicht mehr nur f�r ehemalige Soldaten und deren Angehçrige zug�nglich sein

37 AR vom 16. 11. 1918, S. 1 sowie Protokolle des Reutlinger Gemeinderates vom 27. 11. 1918,
§ 1009 und vom 2. 1. 1919, § 7.

38 SKZ vom 14. 11. 1918, ein entsprechendes Gemeinderatsprotokoll ist leider nicht �berliefert.
Zur �berlieferung der Gemeinderatsprotokolle vgl. Anm. 6.

39 Ebd.
40 Ebd.

142 Gabriel Johannes Pscheidt



solle, sondern auch von Erwerbslosen besucht werden kçnne.41 Die Lebens-
mittelversorgung der Stadt war gef�hrdet, da von 90.000 Zentnern Kartoffeln
nur 30.000 eingetroffen waren.42 Mit der gleichzeitigen �ffnung der Volks-
k�chen f�r die zivile Bevçlkerung kam es zu einem enormen Andrang. Die
bestehende K�che war auf den Zustrom der Massen nicht vorbereitet und ihre
Kapazit�t von 800 Mahlzeiten pro Tag reichte bei Weitem nicht aus.43 Daher
beschloss der Gemeinderat einstimmig, dass zwei weitere K�chen eingerichtet
werden sollten und ein Tagesziel von 1400 Mahlzeiten pro Tag und K�che
anzustreben sei.44 In einem weiteren Schritt wurde der Zugang zu den Volks-
k�chen in Reutlingen am 2. Januar 1919 erweitert. Dem Beschluss des
Gemeinderats zufolge war dies mçglich, da die Zahl der ehemaligen Soldaten,
welche die Volksk�che in Anspruch nehmen mussten, deutlich zur�ckging.45

Dieser R�ckgang l�sst sich damit begr�nden, dass die Soldaten wieder in Lohn
und Arbeit gebracht werden konnten.46 Somit konnte nun jeder gegen Vor-
lage einer Lebensmittelmarke ein warmes Mittagessen erhalten.

Der Betrieb der Volksk�chen war von der Entgegennahme der Lebens-
mittelmarken abh�ngig. Mitte Februar 1919 war jedoch ein Punkt erreicht, an
dem die Ausgaben die Einnahmen derart �berschritten, dass die Schließung
von zwei der drei K�chen beantragt wurde. Grund hierf�r war, dass zu wenig
Konsumenten Lebensmittelkarten vorlegen konnten, da die zugewiesenen
Karten f�r die Bevçlkerung schlicht nicht ausreichten. Ihren Mitb�rgerinnen
und Mitb�rgern deshalb die Mahlzeiten zu verwehren, daran dachten die
K�chen nicht. Auf Beschluss des Gemeinderats wurden die st�dtischen
Zusch�sse erhçht, um die K�chen den Winter �ber weiter betreiben zu kçn-
nen. Im Fr�hjahr 1919 wurde erneut dar�ber entschieden, wie es mit den
K�chen weitergehen sollte.47

Mangel herrschte nicht nur bei der Versorgung der Bevçlkerung mit
Lebensmitteln. Wohnraum war im Winter 1918/1919 in Reutlingen ein ebenso
knapp bemessenes Gut wie Kartoffeln oder Kohle.48 Schon am 14. November
beriet der Gemeinderat �ber den Bau von zwei großen Mietsh�usern mit
17 Dreizimmerwohnungen und 19 Zweizimmerwohnungen. Der Plan stieß

41 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 18. 12. 1918, § 1126.
42 GEAvom 21. 11. 1918, S. 2. Außerdem waren mehrere Tonnen der eingetroffenen Kartoffeln

im Laufe des Winters verfault und mussten als Futterkartoffeln aussortiert werden, StadtA
Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 18. 12. 1918, § 1118.

43 Ebd.
44 Ebd.
45 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 2. 1. 1919, § 7.
46 Viele von ihnen wurden im Rahmen der Notstandsarbeiten die Gesellschaft integriert. Zum

Agieren des Gemeinderates bei Notstandsarbeiten s. u., Anm. 61.
47 GEAvom 20. 2. 1919, S. 2.
48 Der GEA berichtet am 21. November 1918 davon, dass mehr als 4000 Tonnen zu Beginn des

Winters fehlen w�rden und deshalb zu erhçhter Sparsamkeit aufgerufen wurde.
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aber keineswegs auf breite Zustimmung, denn eigentlich h�tten an dieser
Stelle zwei frei stehende Einfamilienh�user mit Garten gebaut werden sollen.
Laut SKZ entz�ndete sich der Streit daran, dass mehrere Mitglieder des Ge-
meinderats und des B�rgerausschusses der Meinung waren, dass die großen
Mietsh�user nur eine provisorische �bergangslçsung darstellten und nach
wenigen Jahren oder Monaten ohnehin nicht mehr gebraucht w�rden. Ein
teurer Umbau oder auch ein Abriss der H�user w�re dann die notwendige
Folge. Diese Ausgaben kçnne man sich sparen, wenn man von vornherein die
geplanten Einfamilienh�user bauen w�rde. Im �brigen w�ren die Mehrfami-
lienh�user insgesamt teurer und deshalb nur f�r verh�ltnism�ßig hohe Mieten
bewohnbar.49 Die Kritik an den Mehrfamilienh�usern klingt zynisch und
wenig empathisch gegen�ber der Bevçlkerungsnotlage. Auf der anderen Seite
verschweigen die Kritiker die Notlage der Menschen nicht, sie nahmen diese
durchaus wahr. Was sie daneben aber auch wahrnahmen, ist das Potenzial,
welches in dieser Situation lag. Ihrer Meinung nach kçnnte es mçglich sein,
dass binnen weniger Monate sich die Lage der Stadt und des Landes derart
verbessert, dass die Familien sich eigene H�user w�rden leisten kçnnen und
dann nicht mehr in großen Mietskasernen hausen m�ssten. Sehr viel wahr-
scheinlicher ist jedoch, dass die Kritiker verhindern wollten, dass sich mit dem
Bau großer Wohnsiedlungen ein sozialer Brennpunkt bildet. Die Mietskaser-
nen wurden trotz der Gegenstimmen an der T�binger und der Hohenzollern-
straße gebaut. Oberb�rgermeister Hepp bezog laut Zeitungsberichten f�r die
Mehrfamilienh�user Stellung: Die Menschen w�ren froh, wenn sie Wohnraum
finden w�rden. Im Laufe der n�chsten Monate beschloss man von st�dtischer
Seite mehrere solcher Baumaßnahmen. Dabei wurden stets eigentlich schon
beschlossene Bauvorhaben von Einfamilienh�usern zur�ckgestellt und im
Gegenzug der Bau von großen Mehrfamilienh�usern festgelegt. In der Presse
wurden diese Projekte positiv aufgenommen und begr�ßt, da der Wohnraum
mit einer steigenden Zahl heimkehrender Soldaten von Tag zu Tag knapper
wurde.50

Doch hatte der Bau von Mehrfamilienh�usern wegen der L�nge der Bau-
phase auch Nachteile. Um schneller Wohnraum zu beschaffen, beschloss
der Gemeinderat im Dezember 1918 Regelungen zur Zwangsenteignung
von leer stehenden Wohnungen und H�usern im gesamten Stadtgebiet.51

Ausgef�hrt wurden diese Enteignungen von einem hierf�r eingesetzten
„Mietenteignungsamt“ unter Vorsitz des Gemeinderatsmitglieds und Rechts-
anwalts Wilhelm Osterieder.52

49 SKZ vom 14. 11. 1918, S. 4.
50 SKZ vom 28. 11. 1918, S. 4.
51 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 20. 11. 1918, § 983 und GEAvom 21. 11. 1918.
52 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 20. 11. 1918, § 983.
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Die beschlossenen Maßnahmen zur Linderung der Wohnungsnot im Win-
ter 1918/1919 lassen sich schlicht als Tropfen auf dem heißen Stein ansehen.
Weitere Maßnahmen mussten getroffen werden. So wurden im Fr�hjahr 1919
acht frei gewordene Lazarettbaracken auf der Rennwiese per Beschluss des
Gemeinderats zu Notwohnungen umfunktioniert. Auch hier gab es kein ein-
stimmiges Votum, da es �hnlich wie beim Entscheid, Mietskasernen an der
T�binger und der Hohenzollernstraße zu bauen, zu Widerspruch kam. Doch
der erneute Protest, wonach die Wohnungen zu teuer w�rden und nach kur-
zer Zeit ohnehin nicht mehr brauchbar w�ren, hatte keinen Erfolg. Auf den
Beschluss des Gemeinderats hin wurden die Baracken zu Notwohnungen
ausgebaut.53 Gleichzeitig stellte man bereits beschlossene Bauvorhaben zu-
r�ck, da es sich dabei lediglich um Einfamilienh�user handle, die zu wenig
Wohnraum schaffen w�rden.54 Außerdem lehnte der Gemeinderat den An-
trag von Karl Weiblen aus Betzingen ab, 10,5 Hektar Land zur Errichtung
eines Milchviehbetriebs zu erwerben, da an dieser Stelle eine neue Kleinwoh-
nungssiedlung geplant sei und schon zur Umsetzung bewilligt worden war.55

In der Presse wurde die entschiedene Haltung des Gemeinderats mit großer
Zustimmung kommentiert. Zwar spiele ein landwirtschaftlicher Betrieb f�r
die Versorgung der Stadt eine wichtige Rolle, doch erbringe die Linderung
von Wohnungsnot aktuell und kurzfristig einen grçßeren Nutzen, so die
Kommentatoren des General-Anzeigers und der Schwarzw�lder Kreis-
zeitung.56

Langfristig positive Effekte ergaben sich f�r die Stadt aus Infrastruktur-
maßnahmen. Schmale, bisher nicht befestigte Straßen wurden ausgebaut und
große Teile der Stadt mit Gas- und Wasserleitungen erschlossen.57 Konkret
erweiterte man die Hermann-Kurz-Straße, die Kurrer-, Marien- und die
Hohenzollernstraße auf 7,5 Meter Breite, samt einem 2,25 Meter breiten Geh-
weg. Dar�ber hinaus versah man sie mit Gas- und Wasserleitungen.58 Das alte
Gaswerk am st�dtischen Bauhof wurde auf Entschluss des Rats abgerissen
und durch ein neues ersetzt. Es wurden die Wald- und Feldwege instand
gesetzt und eine Verbindung von der Hermann-Kurz-Straße zur Hohen-
zollernstraße gebaut.59

Voraussetzung f�r all das waren ausreichend verf�gbare Arbeiter. Wie oben
bereits bemerkt, stieg in Reutlingen die Nachfrage nach Volksk�chen im Win-
ter 1918/1919 merklich an. Der Hauptgrund hierf�r war die steigende Arbeits-
losigkeit in der Stadt. Damit die betroffenen Personen trotzdem einer Arbeit

53 GEAvom 20. 2. 1919, S. 4.
54 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 19. Februar 1919, § 244.
55 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 19. Februar 1919, § 220.
56 GEAvom 20. 2. 1919, S. 4; SKZ vom 20. 2. 1919, S. 3.
57 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 19. 2. 1919, § 231.
58 GEAvom 20. 2. 1919, S. 4.
59 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 13.11., § 966.
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nachgingen und etwas Lohn mit nach Hause brachten, setzte der Gemeinderat
am 13. November 1918 eine Kommission ein, welche die Notstandsarbeiten
koordinieren, die Arbeiter anwerben und diese anschließend auszahlen soll-
te.60 In dieser Kommission saßen unter dem persçnlichen Vorsitz von Ober-
b�rgermeister Hepp Mitglieder des Gemeinderats und des B�rgerausschusses
sowie Arbeitnehmervertreter. Der Kommission ging �ber den Winter
1918/1919 die Arbeit nicht aus. Besonders f�r den Februar lassen sich durch
die Auswertung der Gemeinderatsprotokolle mehrere Notstandsarbeiten61

nachweisen. Es handelte sich meist um Tiefbauarbeiten wie Straßenbau- und
Kanalisierungsarbeiten wie zum Beispiel die Verbreiterung der Haagstraße,
des Steinenbergwegs und der Alexanderstraße.62 Auch der Ausbau der Bahn-
hofstraße und der Bismarckstraße, ferner die Verlegung von Gas- und Wasser-
leitungen in die neuen Straßenz�ge wurden beschlossen.63 Vielfach konnte
man auf Pl�ne f�r die Erweiterung und Erneuerung des Straßennetzes vor
1914 zur�ckgreifen, sie lagen bereits in den Schubladen des Tiefbauamtes.64

Der Krieg hatte die Umsetzung dieser Maßnahmen zun�chst unmçglich
gemacht, nun war es plçtzlich nicht nur mçglich, die Pl�ne zu verwirklichen,
sogar oft auch notwendig, da dringend kommunale Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen her mussten. Da es viel Arbeit gab und die Arbeiter die Baumaßnah-
men z�gig ausf�hrten, wurde ihnen zu Beginn des Jahres 1919, am 3. Januar,
der Lohn um 10 Pfennig pro Stunde erhçht.65 Diese Erhçhung war den Arbei-
tern allerdings nicht genug, weshalb sie am 4. Januar gesammelt vor das Rat-
haus zogen, um dort lautstark ihre Lohnforderungen kundzutun. Im Proto-
koll der Gemeinderatssitzung des 10. Januar 1919 wurde hierzu vermerkt, dass
dieser Zug „�brigens in durchaus geordneter Weise“66 vor das Rathaus trat.
Auf Vermittlung des Demobilisierungsausschusses unter Vorsitz des B�rger-
ausschussmitglieds Emil Roth handelte man einen Kompromiss aus, wonach
die 18- bis 20-j�hrigen Notstandsarbeiter 80 Pfennig pro Stunde und die �ber
20-j�hrigen eine Mark pro Stunde erhalten sollten, beides r�ckwirkend zum
1. Januar 1919.67 Die Proteste der Arbeiter und die Anhebung der Lçhne kçn-

60 GEAvom 14. 11. 1918, S. 2.
61 Bei Notstandsarbeiten handelte es sich vorrangig um kommunale oder st�dtische Arbeits-

beschaffungsmaßnahmen, um damit arbeitslose Jugendliche und Veteranen in die Gesell-
schaft einzugliedern. Das Ausf�hren dieser Arbeiten war meist an die Bedingung gekn�pft,
soziale Hilfsleistungen von der Stadt oder dem Staat zu erhalten. Die dabei entstehenden
Kosten wurden grçßtenteils vom Staat und vom Land getragen und nur ein kleiner Teil der
Kosten musste von den Kommunen selbst aufgebracht werden.

62 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 19. 2. 1919, § 232.
63 Ebd., § 233.
64 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 19. 2. 1919, §§ 231–237.
65 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 10. 1. 1919, § 42.
66 Ebd.
67 Ebd.
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nen auch in direktem Zusammenhang mit der beginnenden Preissteigerung
stehen.

Fazit

Die vorliegenden Seiten haben gezeigt, wie der Reutlinger Gemeinderat im
�bergang vom Kaiserreich zur fr�hen Weimarer Republik in hohem Maße
von Kontinuit�t gepr�gt war. Die zur Anwendung gebrachten Indikatoren –
direkte Kontinuit�t, tradierte Kontinuit�t und soziale Kontinuit�t – haben ge-
zeigt, auf welche Weise sich diese Kontinuit�t manifestierte. Aus den gewon-
nenen Ergebnissen l�sst sich der Schluss ziehen, dass die deutsche Revolution
1918 in Reutlingen nur bedingten Einfluss auf die Ordnung der Stadt hatte.
Zehn ehemalige Mitglieder des Gemeinderats und f�nf des B�rgerausschusses
erhielten auch nach der Neuwahl des Rats 1919 ein Mandat.

Neben Kontinuit�t und Bruch in der Zusammensetzung des Gemeinderats
wurde auch die Arbeit des Gemeinderats im Nachklang der Revolution 1918
untersucht. Hierbei ließen sich drei Bet�tigungsfelder herausarbeiten: Beim
Thema Armenf�rsorge sind die �ffnung der Volksk�chen f�r jedermann und
die Einrichtung zweier weiterer K�chen zur Versorgung der Stadtbevçlke-
rung anzuf�hren. Dar�ber hinaus setzte der Rat eine Kommission zur Vertei-
lung der Lebensmittel ein, um die Not der Menschen zu lindern. Dabei zeigte
sich, dass die Maßnahmen vornehmlich der armen Bevçlkerung, ehemaligen
Soldaten und deren Angehçrigen zugutekamen.

Das zweite Bet�tigungsfeld des Gemeinderats bestand im Wohnungsbau.
Neben großen Mietsh�usern, die vom Gemeinderat bewilligte und in Auftrag
gegeben wurden, gab es das neu gegr�ndete „Mietenteignungsamt“, welches
unter dem Vorsitz von Gemeinderat Wilhelm Osterieder leer stehenden
Wohnraum enteignen und an Bed�rftige vermitteln sollte.

Die Bauprojekte waren nicht unumstritten und so wurde auch der Ausbau
ehemaliger Lazarettbaracken zum Streitthema im Gemeinderat. Mit Blick auf
die akute Not entschied sich der Gemeinderat jedoch stets f�r den Bau großer
Mietsh�user und den Ausbau ehemaliger Milit�ranlagen zu Wohnungen.
Diese auf kurzfristig wirkende Effekte ausgelegte, bedarfsorientierte Politik
wurde von der Bevçlkerung �berwiegend dankbar angenommen.

Kriegsbedingt aufgeschobene Pl�ne zur Erweiterung und Verbesserung der
Infrastruktur der Stadt konnten nun in Angriff genommen werden. Mehrere
Straßenz�ge wurden erneuert, verbreitert und mit Gas- und Wasserleitungen
versehen. Dieses dritte Bet�tigungsfeld des Gemeinderats beruhte vor allem
auf umfassenden Notstandsarbeiten.

Durch das bedarfsorientierte und auf Kurzfristiges reagierende Handeln
des Gemeinderats der Stadt kam es in Reutlingen �ber den Moment der Revo-
lution von 1918 hinaus zu Kontinuit�t in der Zusammensetzung des Gemein-
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derats. Die drei vorgestellten Bet�tigungsfelder trugen maßgeblich zu dieser
Kontinuit�tsstiftung bei. Damit wurde durchaus „neues Leben aus den Rui-
nen des Alten“ erschaffen, wie Oberb�rgermeister Hepp in seiner Erçff-
nungsrede am 12. Juni 1919 sagte.

Weiterer Forschungsbedarf besteht bei der Frage, inwiefern die Kontinuit�t
�ber das Jahr 1919 hinausgeht. Wann kam die Stadt Reutlingen nach der Revo-
lution zur Ruhe und zu welcher Zeit war die Not der Bevçlkerung wirklich
�berwunden? Dar�ber hinaus ließe sich untersuchen, inwiefern sich die Frau
als B�rgerin mit aktivem und passivem Wahlrecht in den lokalen politischen
Diskurs eingeschaltet hat und diesen mitgestalten konnte? Laura Schradin
und Elisabeth Zundel, zwei prominente Frauenrechtlerinnen des fr�hen
20. Jahrhunderts, die in den Reutlinger Gemeinderat gew�hlt wurden, kçnn-
ten f�r eine n�here Besch�ftigung als Exempel dienen.

Gruppenbild mit Frau: Der Reutlinger Gemeinderat, noch unter Vorsitz von Emil
Hepp, im Sitzungssaal des Rathauses 1929. Fotomontage von Gotthold Wurster.
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Anhang

Die Mitglieder Gemeinderats 1913 und 1919

Abk�rzungen

DDP = Deutsche Demokratische Partei
F.V. = Fortschrittlicher Volksverein
JLV = Jungliberaler Verein
NLP = Nationalliberale Partei
sen. = senior
SPD = Sozialdemokratische Partei Deutschlands
USPD = Unabh�ngige Sozialdemokratische Partei Deutschlands
WBP = W�rttembergische B�rgerpartei

Tabelle 1: Gemeinderatsangehçrige 1913

Name, Vorname Partei Spezifizierung Stimmen

1 Kurz, Jakob SPD MdL

2 Benz, Karl Lotterieeinnehmer

3 Ganz, Matthias Bauunternehmer

4 Rçcker, Konrad Bauwerkmeister

5 Wandel, Otto SPD Krankenkassen-
beamter

6 Schaal, Ernst Privatier

7 Schçn, Paul Privatier

8 Schofer, Karl Gastwirt

9 Plaue, Adolf Former

10 Grçzinger

11 Fischer

12 Kurr, Fritz Notar

13 Wolpert, Martin (Sebastians
Sohn)

F.V. Landwirt in
Betzingen68

1218

68 Laut AR vom 13. 12. 1913 wurde Martin Wolpert f�r vier Jahre als Ersatz f�r den verstorbe-
nen Gemeinderat Kehrer in Betzingen in den Gemeinderat gew�hlt.
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Name, Vorname Partei Spezifizierung Stimmen

14 Groß, Gustav F.V. Fabrikant69 2611

15 Eisenlohr, Johannes F.V. Feuerlçschinspektor 2587

16 Fuchs, Gustav Adolf SPD Gastwirt 2059

17 Sauer, Georg F.V. Zimmermeister, Bet-
zingen

1942

18 Walz, Fritz F.V. Weing�rtner 1903

19 Benz, Gottlob (Konrads Sohn) SPD Weing�rtner 1282

20 Blessing NLP/JLV Fabrikant 1212

Der Inhalt dieser Tabelle basiert auf dem Adressbuch f�r Reutlingen mit dem
Vorort Betzingen von 1913 sowie auf Beilagen zur j�hrlichen Rechnungs-
legung. Das „Verzeichnis der Taggelds-Anspr�che der Gemeinderats-Mitglie-
der vom 1. Janr. bis 31. M�rz 1914“70 weist alle Personen auf, welche nach der
Gemeinderatswahl im Dezember 1913 Mitglied des Rats waren. Bei dieser
Gemeinderatswahl handelte es um eine Erg�nzungswahl. Zu vergeben waren
hierbei acht Gemeinderatssitze, sieben davon wurden auf sechs Jahre ver-
geben, einer nur auf vier Jahre. Diese acht Mitglieder konnten mit genauem
Stimmanteil kommentiert werden.

Tabelle 2: Gemeinderatsangehçrige 1919

1) Auf sechs Jahre gew�hlt (bis Ende 1925)

Name, Vorname Partei Spezifizierung Stimmen

1 Eisenlohr, Johannes DDP seither Gemeinderat 11.786

2 Groß, Gustav DDP sen., Fabrikant,
seither Gemeinderat

10.903

3 Fritz, Georg DDP Weing�rtner,
seither B�rger-
ausschussmitglied

8785

4 Roth, Emil DDP Fabrikant,
seither B�rger-
ausschuss-Obmann

8355

69 Die Gemeinderatsmitglieder Groß, Eisenlohr, Fuchs, Sauer, Walz, Benz und Blessing wur-
den f�r sechs Jahre in den Gemeinderat gew�hlt. Die Spezifizierungen zu ihrer Person und
die Stimmenanzahl wurde dem AR vom 13. 12. 1913 entnommen.

70 StadtA Rt., Beilage zur Stadtpflegerechnung 1913, Nr. 1175.
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Name, Vorname Partei Spezifizierung Stimmen

5 Kurr, Fritz DDP Notar, seither
Gemeinderat

7946

6 Osterieder, Wilhelm DDP Rechtsanwalt 7033

7 Quenzer, Christian DDP Bankier, seither
B�rgerausschuss-
mitglied

7004

8 Kurz, Jakob SPD Landtags-
abgeordneter u. seit-
her Gemeinderat

6920

9 Sauer, Georg DDP Zimmermeister, seit-
her Gemeinderat,
Betzingen

6226

10 Wandel, Otto SPD Bureaubeamter, seit-
her Gemeinderat

6097

11 Weit, Eugen SPD Hauptlehrer 6035

12 Zundel, Elisabeth SPD Hauptlehrerin 5157

13 Benz, Gottlob SPD Weing�rtner, seither
Gemeinderat

5009

14 Wendler, Ernst WBP Dr. jur., Fabrikant 3102

15 M�ller, Paul USPD Buchdrucker 2810

2) Auf drei Jahre gew�hlt (bis Ende 1922)

Name, Vorname Partei Spezifizierung Stimmen

16 Rçcker, Konrad DDP Bauwerkmeister,
seither Gemeinderat

6180

17 R�dinger, Emil DDP G�terverwalter 5766

18 Fiechtner, Christian DDP Mittelschullehrer 5628

19 Freytag, Hans DDP Redakteur, seither
B�rgerausschuss-
mitglied

5603

20 Schneider, Fritz DDP Schuhmacher-
obermeister

5387

21 Wolpert, Martin DDP Bauer, seither Ge-
meinderat Betzingen

5261

22 Zech, Wilhelm DDP B�ckerobermeister 5062
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Name, Vorname Partei Spezifizierung Stimmen

23 Schradin, Laura SPD Hausfrau 4736

24 Stein, Georg SPD Gesch�ftsf�hrer,
seither B�rger-
ausschussmitglied

4506

25 Schofer, Karl SPD Gastwirt,
seither Gemeinderat

4519

26 Rothermel, Hugo SPD Lagerhalter,
Betzingen

3957

27 Ruff, Albert SPD Gesch�ftsf�hrer 3592

28 Fleck, Fritz USPD Mechaniker 2793

29 Tochtermann, Gottlob WBP Schreinermeister 2138

30 Riedlinger, Josef Zentrum Werkmeister 2128
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Feiern zum Schutz der Republik. Die Begehung des
Verfassungstages am 11. August in Reutlingen

Miriam Adler

„Wir haben seither gelernt, daß die Welt nicht durch Vernunft gef�hrt wird,
sondern durch Kinkerlitzchen, oder weniger salopp gesagt, daß jede Politik
der Symbole und der Phantasie bedarf“, schreibt Gustav Radbruch, ehe-
maliger Reichsjustizminister der Weimarer Republik, in seinen unter dem
Eindruck der NS-Zeit verfassten Memoiren.1 Dieser Meinung, wonach die
Anziehungskraft des Nationalsozialismus unter anderem darin bestand,
dass durch emotional aufgeladene Symbolik und Massenveranstaltungen
Gemeinschaftsgef�hle geweckt wurden, die in der Weimarer Republik ver-
nachl�ssigt worden waren, schlossen sich auch die Historiker lange Zeit
an.2 Inzwischen wird aber zunehmend infrage gestellt, ob in der Weimarer
Republik tats�chlich ein solcher Mangel an sinn- und einheitsstiftenden
Ritualen und Symbolen herrschte wie bislang angenommen.3 Allein die
Einf�hrung des Amts des Reichskunstwarts zeigt, dass man sich der Wich-
tigkeit nationaler Symbolik durchaus bewusst war. Die Aufgabe des
Reichskunstwarts war „die k�nstlerische Formgebung des Reichs“, also die
Schaffung eines Symbolhaushalts der Republik, der vom Design der Flagge
und des Reichsadlers bis zur Organisation von Festen und Staatsbegr�bnis-
sen reichte.4

Gerade bei Verfassungen kçnnen Feiern eine wichtige Rolle f�r die Ent-
faltung einer integrativen Wirkung spielen. Denn Verfassungsfeiern – genauso
wie andere Vorg�nge, die Verfassungen erlebbar machen – stellen die sym-
bolische Repr�sentation der Leitideen ebendieser Verfassungen dar.5 Die
Verfassungsfeiern in der Weimarer Republik waren Teil des Versuchs, die

1 Gustav Radbruch: Der innere Weg. Aufriß meines Lebens, Stuttgart 1951, hier: S. 177.
2 So bspw. Hagen Schulze: Weimar: Deutschland 1917–1933, Berlin 1982, hier: S. 424.
3 Vgl. Benjamin Ziemann: Die Zukunft der Republik? Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold

1924–1933, Bonn 2011, hier: S. 8.
4 Christian Welzbacher: „Die k�nstlerische Formgebung des Reichs“. Der Reichskunstwart

und die Kulturpolitik in der Weimarer Republik 1918–1933, in: Ders. (Hrsg.): Der Reichs-
kunstwart. Kulturpolitik und Staatsinszenierung in der Weimarer Republik 1918–1933, Wei-
mar 2010, S. 11–58, hier: S. 13–17.

5 Vgl. Hans Vorl�nder: Integration durch Verfassung? Die symbolische Bedeutung der Verfas-
sung im politischen Integrationsprozess, in: Ders. (Hrsg.): Integration durch Verfassung.
Wiesbaden 2002, S. 9–40, hier: S. 20.
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„demokratische Gemeinschaft sichtbar und erfahrbar zu machen“.6 Das
konnte aber vor dem Hintergrund der zerrissenen politischen Kultur dieser
Zeit durchaus zu Schwierigkeiten f�hren. Beinahe die gesamte staatliche
Symbolik der Weimarer Republik wurde zum politischen und çffentlichen
Streitthema.7

In dieser Arbeit soll der Frage nachgegangen werden, auf welche Weise der
Verfassungstag auf lokaler Ebene begangen wurde. Reutlingen galt als Hoch-
burg der Demokratie – 1919 vertraten 27 der insgesamt 30 Gemeinderatsmit-
glieder die demokratischen Parteien DDP und SPD/USPD8 – und bietet sich
gerade deswegen als Beispiel an. Denn trotz der, wenn auch kleiner werden-
den, demokratischen Mehrheit, die erst mit der Wahl des Jahres 1933 verloren
ging, kam es auch in Reutlingen zu Konflikten �ber die nationale Symbolik.
So wurde 1928 im Gemeinderat dar�ber diskutiert, dass in Reutlingen nach
wie vor verschiedentlich mit der schwarz-rot-weißen Fahne des Kaiserreichs
geflaggt wurde.9 Und zwei Jahre zuvor hatte die Teilnahme des Reichs-
banners Schwarz-Rot-Gold bei der Einweihung eines Denkmals zu Ehren der
im Ersten Weltkrieg gefallenen Reutlinger B�rger f�r çffentliche Diskussio-
nen gesorgt.10 Bei der Untersuchung, wie in Reutlingen der Verfassungstag
begangen wurde und ob es dabei zu �hnlichen Konflikten kam, ist es zun�chst
notwendig, die Situation im Reich und vor allem in W�rttemberg n�her zu
betrachten. Erst in einem zweiten Schritt soll dann anhand der Protokolle des
Gemeinderats und verschiedener Reutlinger Zeitungen auf die Organisation
und den Ablauf der Reutlinger Feiern im Besonderen eingegangen werden. In
einem dritten Schritt werden schließlich die an diesen Tagen gehaltenen
Festreden analysiert, um eventuelle gemeinsame Themen und Bezugspunkte
feststellen zu kçnnen.

6 Nadine Rossol: Repr�sentationskultur und Verfassungsfeiern der Weimarer Republik, in:
Detlef Lehnert (Hrsg.): Demokratiekultur in Europa. Politische Repr�sentation im 19. und
20. Jahrhundert, Kçln/Weimar/Wien 2011, S. 261–279, hier: S. 271.

7 Ebd.
8 Vgl. Wolfgang Jung: Kriege, Br�che, Krisen – Wiederaufstieg. Reutlingen im 20. und

21. Jahrhundert, in: Wilhelm Borth u. a. (Hrsg.): Reutlingen: Vergangenheit trifft Zukunft.
Von der Reichsstadtherrlichkeit zur selbstbewussten Großstadt. Reutlingen 2013,
S. 173–241, hier: S. 177.

9 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 9. 8. 1928, § 869.
10 Vgl. Wolfgang Jung: Die Polemik um die Einweihung des Reutlinger Kriegerdenkmals von

1926. Eine lokalgeschichtliche Fallstudie zur politischen Kultur der Weimarer Republik, in:
Beitr�ge zur Geschichte Reutlingens und der Region. Festschrift f�r Dr. Heinz Alfred Ge-
meinhardt, Reutlingen 2012, S. 92–109.
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Tag der Verfassung – Tag der Nation?

Nachdem der erste Geburtstag der Verfassung der Weimarer Republik am
11. August 1920 ohne besonderes Gedenken vor�bergegangen war, regte
Ministerialdirektor Arnold Brecht f�r das zweite Verfassungsjubil�um im
Jahr 1921 die Abhaltung einer behçrdlichen Feier an. Seiner Meinung nach
war es an der Zeit, dass die junge Republik, die sich bisher „nur im Arbeits-
rock“ gezeigt habe, sich in einer angemessenen und repr�sentativen Form
feierte.11 Brechts Vorschlag traf auf Zustimmung und Reichskunstwart
Dr. Edwin Redslob wurde beauftragt, die in der Berliner Oper stattfindende
Veranstaltung zu planen. Um dem schwelenden Streit um die Nationalfarben
keinen weiteren Z�ndstoff zu liefern, wurde bei der Veranstaltung auf Flag-
genschmuck verzichtet. Einzige Dekoration bildete ein großer Reichsadler im
hinteren Teil der B�hne, der als nationales Symbol weniger kontrovers war.
Der goldene Adler mit roten Krallen auf schwarzen Grund zeigte die Reichs-
farben so auf eine weniger dominante Weise, als es Flaggen getan h�tten.12 Als
musikalische Einf�hrung wurde die Ouvert�re von Webers „Freisch�tz“
gew�hlt, da eine „rauschende Festouvert�re“ unangemessen schien.13 Die
Suche nach einem geeigneten Festredner gestaltete sich schwierig, sodass
letztendlich Reichskanzler Joseph Wirth die Rede hielt. Die Feier endete mit
dem Abschreiten einer Ehrenkompanie durch Reichspr�sident Ebert. Brecht
zufolge war die Stimmung auf der Verfassungsfeier zwar „k�hl und reser-
viert“, die Veranstaltung an sich aber „sehr w�rdig“.14

Am Ablauf dieser ersten Feier orientierten sich alle bis 1932 folgenden
Verfassungsfeiern, die ab 1922 im Reichstag stattfanden. Die Feiern zum Ver-
fassungstag etablierten sich im Laufe der Jahre als ein fester Termin, dessen
Tradition auch die sp�teren deutsch-nationalen Regierungen achteten.15 Im
Sommer 1922 wurde nach der Ermordung von Reichsaußenminister Walther
Rathenau die Notwendigkeit deutlich, die Republik fester im Volk zu verwur-
zeln. Durch ein rein rational-argumentatives Vorgehen konnte kein staatliches
Gemeinschaftsbewusstsein geschaffen werden. Dazu bençtigte man zus�tz-
lich emotionale und symbolische Bezugspunkte wie gemeinsame republika-
nische Traditionen. Aus diesem Grund stellten die Koalitionsparteien einen
Antrag, den 11. August als Nationalfeiertag der Weimarer Republik festzu-

11 Arnold Brecht: Die ersten Verfassungsfeiern, in: Der Heimatdienst, Nr. 15 (1929),
S. 274–275, hier: S. 274.

12 Vgl. Manuela Achilles: With a Passion for Reason: Celebrating the Constitution in Weimar
Germany, in: Central European History, Bd. 43, Nr. 4 (2010), S. 666–689, hier: S. 673.

13 A. Brecht (wie Anm. 11), S. 274.
14 Ebd.
15 Vgl. Hans-Andreas Kroiß: 22 Reden und Aufs�tze zum Verfassungstag (11. August) der

Weimarer Republik. Ein Beitrag zur Erforschung der politischen Kultur der Zeit, W�rzburg
1985, hier: S. 131.
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Der Verfassungstag als „Tag der Republik“ 1928. Die sozialdemokratische
Reutlinger Freie Presse geht auf die Ereignisse in Berlin und weiteren großen
St�dten des Reichs ein. Ausgabe vom 13. 8. 1928.
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legen.16 Die Verabschiedung des Antrags vor der Sommerpause gelang jedoch
aufgrund eines Gegenantrags der nach wie vor monarchisch gesinnten DVP
nicht. Diese schlug den 18. Januar, also den Tag der Reichsgr�ndung 1871, als
Nationalfeiertag vor. Teile der SPD und die KPD sprachen sich dagegen f�r
den 1. Mai oder auch f�r den 9. November als Tag der Revolution aus. Das
Zentrum wiederum nahm eine schwankende Haltung zwischen dem Tag der
Verfassung und dem Tag der Kaiserproklamation ein.17

Zum dritten Jubil�um der Verfassung 1922 musste aufgrund der nach wie
vor fehlenden Entscheidung f�r einen gesetzlichen Feiertag erneut auf die Ver-
anstaltung einer behçrdlichen Feier zur�ckgegriffen werden. Reichsinnen-
minister Adolf Kçster rief die L�nder dazu auf, den Verfassungstag ebenfalls
zu begehen. Die Behçrden sollten in den Reichsfarben flaggen und den Beam-
ten, Angestellten und Arbeitern war auf Wunsch Urlaub zu gew�hren. Sofern
keine Sommerferien waren, sollte auch in den Schulen eine entsprechende
Feier stattfinden und den Sch�lern anschließend schulfrei gew�hrt werden.18

Kçsters Nachfolger Rudolf Oeser bem�hte sich ebenfalls um die gesetzliche
Verankerung des 11. August als nationalen Feiertag. Der Antrag des Jahres
1923 wurde vom Reichsrat am 20. 4. 1923 verabschiedet, verlor sich aber dann
in den Aussch�ssen des Reichstags.19 In den folgenden Jahren wurden immer
wieder aufs Neue Antr�ge zur Einf�hrung des Verfassungstags als National-
feiertag gestellt, die jedoch allesamt entweder im Reichsrat oder im Reichstag
scheiterten. F�r Gerhard Jasper sind die Widerst�nde gegen die Vorberei-
tungen der Verfassungsfeierlichkeiten und die gesetzliche Grundlage des
Feiertags, die keinesfalls nur von den Oppositionsparteien kamen, ein klares
Zeichen daf�r, dass in der Politik „die Notwendigkeit des konstruktiven
Republikschutzes keineswegs allgemein anerkannt war“.20

Bis einschließlich 1932 wurden jedes Jahr behçrdliche Feiern veranstaltet,
deren Ausmaß best�ndig wuchs. In Berlin organisierte das Reichsinnenminis-
terium gemeinsam mit der Berliner Stadtverwaltung, den preußischen Schul-
behçrden und den demokratischen Parteien Festumz�ge, Sportwettk�mpfe
und Konzerte zum Verfassungstag.21 Ziel dieser volksfestartigen Gestaltung
des Tages war es einerseits, eine mçglichst breite Masse anzusprechen und
dadurch die Weimarer Republik als Volksstaat hervorzuheben.22 Andererseits
sollte die Teilnahme an den Feiern die aktive Teilhabe der Bevçlkerung am

16 Vgl. Gotthard Jasper: Der Schutz der Republik. Studien zur staatlichen Sicherung der De-
mokratie in der Weimarer Republik 1922–1930, T�bingen 1963, hier: S. 227 f.

17 Vgl. Peter Hoeres: Die Kultur von Weimar. Durchbruch der Moderne, Berlin-Brandenburg
2008, hier: S. 15.

18 Vgl. G. Jasper (wie Anm. 16), S. 299.
19 Vgl. H.-A. Kroiß (wie Anm. 15), S. 119.
20 G. Jasper (wie Anm. 16), S. 234.
21 Vgl. N. Rossol (wie Anm. 6), S. 263.
22 Vgl. ebd., S. 279.

157Feiern zum Schutz der Republik



politischen Prozess symbolisieren.23 Das �ffnen der T�ren des Reichstags
nach dem offiziellen Festakt und das Hinaustreten auf die Treppe zu der auf
dem Kçnigsplatz (heute: Platz der Republik) versammelten Menge war von
Reichskunstwart Redslob bewusst inszeniert, um die Regierungsfeier – und
damit die Regierung – mit dem Volk zu verbinden.24 Fraglich ist, inwieweit
solche symbolischen Botschaften verstanden wurden und auf der beabsichtig-
ten emotionalen Basis wirksam waren f�r eine Bindung der Bevçlkerung an
die Republik.

Die Feierlichkeiten und insbesondere die Sportwettk�mpfe waren jedes
Jahr sehr gut besucht. Ob diese aber einen Bezug zur Verfassung darstellten,
wurde unter anderem von Carlo Mierendorff (SPD) bezweifelt. Seiner
Meinung nach spielte der Staatsgedanke bei diesen Veranstaltungen eine
untergeordnete Rolle.25 Auch die in Reutlingen erscheinende konservative
Schwarzw�lder Kreiszeitung �ußerte sich kritisch zu dem „sehr unfestlichen
Rummel“ in Berlin, der schlicht „geschmacklos“ sei.26 Man sch�tze die Repu-
blik vor „dem Hohn der L�cherlichkeit“, wenn man eine solche Veranstaltung
ablehne.27

Wie der Verfassungstag in den L�ndern des Reichs begangen wurde, hing
von den jeweiligen Landesregierungen ab. Im Reichsrat sprachen sich tradi-
tionell Bayern und W�rttemberg gegen eine Festlegung des 11. August als
Nationalfeiertag aus. Preußen, Hessen und Baden dagegen waren F�rsprecher
einer gesetzlichen Regelung. Dieser Linie folgend f�hrten Baden und Hessen
den Verfassungstag 1923 bzw. 1929 auf Landesebene als Feiertag ein.28 Durch
diese verschiedenen Positionen der Landesregierungen unterschieden sich
auch die Erfahrungen der Bevçlkerungen der einzelnen L�nder trotz der j�hr-
lichen Aufrufe des Innenministeriums zur Abhaltung von Feiern erheblich.

In W�rttemberg war man 1922 und 1923 den Empfehlungen der Reichs-
regierung gefolgt und hatte nicht nur in der Landeshauptstadt Stuttgart,
sondern in allen grçßeren St�dten Feiern abgehalten. Obwohl der w�rttem-
bergische Staatspr�sident Johannes von Hieber 1921 kurzfristig und unter
fadenscheinigen Gr�nden seine Teilnahme als Festredner an der ersten Ver-
fassungsfeier in Berlin abgesagt hatte, unterst�tzte er die w�rttembergischen
Feiern.29 Er bedauerte sogar, dass es wegen der Sommerferien unmçglich war,

23 Vgl. ebd., S. 275.
24 Vgl. Bernd Buchner: Um nationale und republikanische Identit�t. Die deutsche Sozialdemo-

kratie und der Kampf um die politischen Symbole in der Weimarer Republik, Bonn 2001,
hier: S. 333.

25 Vgl. N. Rossol (wie Anm. 6), S. 278.
26 Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 4. 8. 1928 (Nr. 181), S. 1.
27 Ebd.
28 Vgl. H.-A. Kroiß (wie Anm. 15), S. 128.
29 Hieber hatte nach seiner anf�nglichen Zusage einen Brief an Reichskanzler Wirth geschrie-

ben, in dem er das Schreiben einer Festrede f�r den Verfassungstag aufgrund der politischen
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die Schulen mit in die Feiern einzubeziehen.30 Die Haltung der Landesregie-
rung �nderte sich mit den Landtagswahlen von 1924, als der deutschnationale
Wilhelm Bazille neuer w�rttembergischer Staatspr�sident wurde. W�hrend
Bazilles Regierungszeit wurden in W�rttemberg keine Regierungsfeiern mehr
abgehalten. Dies musste aber nicht bedeuten, dass in Stuttgart und anderen
w�rttembergischen St�dten keinerlei Feiern zum Verfassungstag stattfanden.
Lediglich offizielle Regierungsfeiern blieben aus und man beschr�nkte sich
auf Anordnungen, die Dienstgeb�ude in den Landes- und Reichsfarben zu
beflaggen.31 Begr�ndet wurde dieses Vorgehen auf zweierlei Weise: Die SPD
erhielt auf eine Anfrage im Landtag die Antwort, dass die w�rttembergische
Bevçlkerung nicht an einer solchen Feier interessiert sei, was mit der an-
geblich geringen Teilnehmerzahl der vorangegangenen Veranstaltungen
begr�ndet wurde. 1926 verk�ndete Staatsminister Bazille außerdem, dass die
Beteiligung der DNVP an Veranstaltungen der Linksparteien, wie es die Ver-
fassungsfeiern seien, ausgeschlossen sei.32 Nachdem 1928 der Zentrumspoliti-
ker Eugen Bolz Bazilles Nachfolger wurde, fanden ab 1929 am Verfassungstag
in Stuttgart wieder Regierungsfeiern statt. Auch den Ober�mtern wurde emp-
fohlen, ihrerseits Feiern zu organisieren, verbindlich angeordnet wurde dies
aber nicht. Bereits in den Jahren zuvor hatte sich Bolz zusammen mit seinem
Parteifreund Josef Beyerle f�r das Abhalten von Regierungsfeiern eingesetzt,
konnte sich aber gegen Bazille nicht durchsetzen. So waren W�rttemberg und
Bayern in den mittleren Jahren der Republik die einzigen L�nder, in denen
keine offiziellen Feierlichkeiten der Regierung zum Verfassungstag statt-
fanden.33

Der 11. August in Reutlingen: Organisation und Ablauf

Nachdem im vorherigen Kapitel die Versuche einer gesetzlichen Verankerung
des Verfassungstags als nationalem Feiertag im Reich und die Haltung W�rt-
tembergs thematisiert wurden, soll nun auf Reutlingen als konkretes Beispiel
eingegangen werden. Anhand von Reutlingen wird gepr�ft, ob und wie sich
die j�hrliche Abhaltung von amtlichen Feiern anl�sslich des Verfassungstags
�ber die Zeit etablierte und zu einem festen Bestandteil des j�hrlichen Ver-
anstaltungskalenders wurde. Außerdem soll der Frage nachgegangen werden,

Lage als Qual bezeichnete. Wirth antwortete, dass Hieber als Festredner unverzichtbar sei.
Einige Tage sp�ter sagte Hieber wegen einer Fiebererkrankung seine Teilnahme an der Feier
ab. Hierzu und zur Suche nach weiteren Festrednern f�r die Feier von 1921 vgl. M. Achilles
(wie Anm. 12), S. 674 f.

30 Vgl. G. Jasper (wie Anm. 16), S. 235.
31 Vgl. H.-A. Kroiß (wie Anm. 15), S. 127 f.
32 Vgl. G. Jasper (wie Anm. 16), S. 235 f.
33 Vgl. H.-A. Kroiß (wie Anm. 15), S. 128.
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ob die oben geschilderte ablehnende Haltung der Landesregierung unter
Staatsminister Bazille aufgrund des geringen Interesses der Bevçlkerung
gerechtfertigt erscheint oder lediglich die Parteimeinung widerspiegelt.

Am 2. August 1922 gab das w�rttembergische Staatsministerium bekannt,
dass der 11. August als Tag der Verfassung „wie �berall im Reiche [. . .] auch in
W�rttemberg seiner Bedeutung entsprechend amtlich gefeiert werden“ soll-
te.34 Die Vorbereitungen zur Reutlinger Verfassungsfeier kamen in Gang und
am 8. August verk�ndete der Reutlinger General-Anzeiger, man habe einen
Festredner – Stadtpfarrer Dr. Esenwein aus Stuttgart – gefunden.35 Wer sich
in Reutlingen um die Planung dieser ersten Verfassungsfeier k�mmerte, ist
nicht bekannt. Vor den Reutlinger Gemeinderat kam die Angelegenheit erst
am 10. August – am Vortag der geplanten Feier. Nachtr�glich stimmte der
Gemeinderat der �bernahme der Kosten der Feier zu.36 Mit Anzeigen in

Eingang der ‚Bundeshalle� in der Kaiserstraße, um 1925. Mangels einer Festhalle war
die 1921 durch die Stadt erworbene Bundeshalle mit ihrem ger�umigen Saal der wich-
tigste Veranstaltungsort w�hrend der Weimarer Jahre. Auch die Verfassungsfeiern
wurden hier begangen.

34 Reutlinger General-Anzeiger vom 3. 8. 1922 (Nr. 179), S. 2.
35 Reutlinger General-Anzeiger vom 8. 8. 1922 (Nr. 183), S. 3.
36 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 10. 8. 1922, § 874.
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verschiedenen Zeitungen wurden diejenigen Reutlinger, „die sich auf den
Boden der Verfassung stellen, ohne Unterschied der Partei“ zur st�dtischen
Verfassungsfeier in der Gastst�tte ‚Bundeshalle� in der Kaiserstraße einge-
laden.37 Der Einladung wurde Folge geleistet und der Saal – damals der grçßte
der Stadt – war voll besetzt, wie die Schwarzw�lder Kreiszeitung meldete.38

Besonders erfreulich war f�r den Reutlinger General-Anzeiger neben dem
Erscheinen vieler prominenter Reutlinger auch die Teilnahme einer großen
Anzahl Frauen.39

Nach einer musikalischen Erçffnung der Veranstaltung durch die Stadt-
kapelle unter der Leitung von Musikdirektor Sch�fer hielt Oberb�rgermeister
Hepp die Begr�ßungsansprache. Anschließend, nach einem weiteren Musik-
st�ck, ergriff der Festredner, Stadtpfarrer Esenwein, das Wort und hielt eine
dreiviertelst�ndige Rede, in der er den Charakter der Weimarer Verfassung er-
kl�rte. Seine Ausf�hrungen, die „einen tiefen Eindruck in den Herzen der Zu-
hçrer“ hinterließen,40 endeten mit einem Hochruf auf „unser liebes deutsches
Volk und Vaterland“.41 Oberb�rgermeister Hepp dankte dem Redner und ge-
meinsam wurden die patriotischen Lieder „Ich hab mich ergeben“ und „In
der Heimat ist es schçn“ gesungen. Die Stadtkapelle spielte weitere St�cke, bis
die Feier nach etwa zweieinhalb Stunden endete.42 Es war – darin sind sich die
Berichte einig – eine „w�rdige“43 und „erhabene“44 Feier. Auffallend ist nur,
dass das von Reichspr�sident Ebert anl�sslich des Verfassungstags zur Natio-
nalhymne bestimmte Deutschlandlied von Hoffmann von Fallersleben auf
der Reutlinger Feier weder gemeinsam gesungen noch von der Stadtkapelle
gespielt wurde.

Am Verlauf dieser ersten Reutlinger Verfassungsfeier des Jahres 1922 orien-
tierten sich auch die Feiern der folgenden Jahre, die – im Gegensatz zu der ers-
ten Feier – auch das gemeinsame Singen der Nationalhymne in den Festakt in-
tegrierten. 1923 musste die Feier einen Tag fr�her, am 10. August, stattfinden,
da die ‚Bundeshalle� am Verfassungstag bereits durch die Jubil�umsfeier der
Turngemeinde belegt war.45 Abgesehen von dieser Ausnahme fand die Verfas-
sungsfeier jedes Jahr am 11. August statt, unabh�ngig davon, auf welchen Wo-
chentag das Datum fiel. War der 11. August ein Werktag, war entsprechend

37 Gleichlautende Anzeige in der Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 9. 8. 1922 (Nr. 183), S. 4,
dem Reutlinger Amtsblatt vom 9. 8. 1922 (Nr. 121) und dem Reutlinger General-Anzeiger
vom 11. 8. 1922 (Nr. 186), S. 4.

38 Vgl. Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 12. 8. 1922 (Nr. 186), S. 3.
39 Vgl. Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1922 (Nr. 187), S. 3.
40 Ebd.
41 Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 12. 8. 1922 (Nr. 186), S. 3.
42 Ebd.
43 Ebd.
44 Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1922 (Nr. 187), S. 3.
45 Vgl. Reutlinger Amtsblatt vom 10. 8. 1923 (Nr. 122), S. 345.
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der Anweisung der Landesregierung den Beamten und Angestellten – sofern
es die Dienstverh�ltnisse zuließen – frei zu geben, um diesen die Teilnahme an
den Feierlichkeiten zu ermçglichen.46 Der Reutlinger Gemeinderat beschloss
weiterhin, „wenn schon gefeiert werde“, die st�dtischen Kanzleien am Nach-
mittag des 11. August zu schließen.47 Außerdem sollten nicht nur, wie von der
Landesregierung gefordert, die Dienstgeb�ude in den Reichs- und Landes-
farben beflaggt werden, sondern der Gemeinderat rief ab 1929 die Reutlinger
Bevçlkerung dazu auf, auch ihrerseits ihre Wohnh�user zu beflaggen.48 Die-
sem Aufruf des Gemeinderats schloss sich auch das Reichsbanner Schwarz-
Rot-Gold an, das in einer eigenen Anzeige seine Mitglieder zur Beflaggung
ihrer H�user anhielt.49 F�r das Reichsbanner war der Verfassungstag der
wichtigste Gedenktag und es war ein erkl�rtes Ziel des Verbands, diesen Tag
zu einem Volksfeiertag werden zu lassen.50 Die Bevçlkerung scheint diesen
Aufforderungen zumindest zum Teil nachgekommen zu sein, auch wenn ne-
ben den nach wie vor umstrittenen Reichsfarben auch die unverf�nglicheren
Landes- und Stadtfarben an den H�usern hingen.51 Von einem demonstra-
tiven Hissen schwarz-rot-weißer Flaggen wird aber nicht berichtet.

Wie in Berlin und in anderen St�dten des Reiches fanden die Feierlichkeiten
in Reutlingen zum zehnj�hrigen Jubil�um der Verfassung einen ersten Hçhe-
punkt. Der Andrang vonseiten der Bevçlkerung zu der erneut in der ‚Bundes-
halle� stattfindenden Feier war außerordentlich groß. Einem Bericht des Reut-
linger General-Anzeigers zufolge mussten Hunderte Menschen abgewiesen
werden, da die Bundeshalle bereits eine halbe Stunde vor Beginn der Ver-
anstaltung �berf�llt war.52 Noch �bertroffen wurde dies von der Feier des
darauffolgenden Jahres. Auch hier l�sst sich eine Parallele zur allgemeinen
Entwicklung ziehen, denn auch in Berlin fand im Jahr 1930 die grçßte Ver-
fassungsfeier statt.53 In den folgenden Jahren wurden die Feiern in Berlin wie
in Reutlingen wieder kleiner, wenn auch das Abhalten einer solchen Ver-
anstaltung nie zur Debatte gestanden zu haben scheint.54 So wurde 1931 im

46 Vgl. u. a. Reutlinger General-Anzeiger vom 5. 8. 1924 (Nr. 182), S. 2.
47 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 5. 8. 1927, § 693. Einen �hnlichen Beschluss

gab es auch im Vorjahr, vgl. ebd. Gemeinderatsprotokoll vom 5. 8. 1926, § 617.
48 Aufruf des Staatsministeriums vgl. Reutlinger General-Anzeiger vom 5. 8. 1924 (Nr. 182),

S. 3, sowie Aufruf an die Reutlinger Bevçlkerung vgl. Reutlinger Amtsblatt vom 7. 8. 1929
(Nr. 122), S. 581.

49 Vgl. ebd., S. 583.
50 Vgl. Marcel Bçhles: Im Gleichschritt f�r die Republik. Das Reichsbanner Schwarz-Rot-

Gold im S�dwesten, 1924 bis 1933, Essen 2016, hier: S. 142.
51 Vgl. Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1930 (Nr. 186), S. 4. Zum Flaggenstreit in der

Weimarer Republik vgl. B. Buchner (wie Anm. 24), S. 45–131.
52 Vgl. Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1929 (Nr. 187), S. 7.
53 Vgl. P. Hoeres (wie Anm. 17), S. 16.
54 Noch 1931 wurde die Abhaltung einer Verfassungsfeier am 11. August einstimmig vom Ge-

meinderat beschlossen. Vgl. Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 12. 8. 1931 (Nr. 186), S. 3.
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Gemeinderat entschieden, eine Feier abzuhalten, da man dies bisher jedes Jahr
getan habe und „keine Veranlassung bestehe, hievon abzuweichen.“55 Die
Reutlinger Verfassungsfeiern hatten also �ber die Jahre einen gewissen Tradi-
tionswert erhalten, sodass allein der Hinweis auf die allj�hrlichen Feiern als
Begr�ndung f�r die Abhaltung der n�chsten Feier ausreichend war. Die anfal-
lenden Kosten �bernahm jeweils die Stadtkasse.56

Auch in den Jahren, in denen vonseiten der Landesregierung keine offizielle
Aufforderung zur Abhaltung von Feiern gegeben wurde, wurden in Reutlin-
gen auf Antrag einzelner Gemeinderatsmitglieder Feiern veranstaltet. Die An-
tr�ge erfolgten von Mitgliedern der DDP und der SPD des Gemeinderats.57

Mehrfach genannt wurden dabei Gemeinderat Vollmer, der auch Vorsitzender
des Reutlinger Ablegers des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold war, sowie die
Gemeinder�te Freytag, Rapp und Roth.58 Diese wurden nach dem Beschluss,
eine Feier abzuhalten, damit beauftragt, einen Festredner zu finden und das
Programm der Veranstaltung aufzustellen. Die Festredner kamen jeweils
abwechselnd aus den Reihen der SPD und der DDP und waren in der Regel
Mitglieder des w�rttembergischen Landtags bzw. der Landesregierung. Eine
Ausnahme bildete Rudolf Daur, der Festredner des Jahres 1924 war und kei-
ner Partei angehçrte. Als Reutlinger Jugendpfarrer war er aber eine bekannte
Persçnlichkeit der Stadt.59 Neben Daur waren auch Albert Esenwein60 und
Gotthilf Schenkel61 – die Redner der Jahre 1922 und 1931 – evangelische Pfar-
rer, die aber beide einer Partei angehçrten. Die Tatsache, dass das Zentrum als
dritte große demokratische Partei unter den Festrednern nicht vertreten war,
l�sst sich auf den geringen R�ckhalt der Partei in Reutlingen zur�ckf�hren.

Die Feier des Jahres 1930 stellt eine Besonderheit in der Reihe der Reut-
linger Verfassungsfeiern dar. In diesem Jahr fand die Feier nicht wie in den

55 StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 24. 7. 1931, § 770.
56 Ebd., Gemeinderatsprotokoll vom 10. 8. 1922, § 874.
57 Ebd., Gemeinderatsprotokoll vom 5. 8. 1926, § 617; Gemeinderatsprotokoll vom 14. 7. 1927,

§ 597; Gemeinderatsprotokoll vom 24. 7. 1931, § 770; Gemeinderatsprotokoll vom 28. 7.
1932, § 739.

58 Vgl. u. a. ebd., Gemeinderatsprotokoll vom 5.8.1926, § 617; Gemeinderatsprotokoll vom
5.8.1927, § 693; Gemeinderatsprotokoll vom 24. 7. 1931, § 770.

59 Rudolf Daur (1892–1976) war evangelischer Pfarrer. Ab 1921 war er Jugendpfarrer in Reut-
lingen und ab 1932 in Rohr. Von 1939 bis zu seinem Ruhestand im Jahr 1962 war er Stadtpfar-
rer in Stuttgart. Vgl. Heinrich Jantzen (Hrsg.): Namen und Werke. Biographien und Beitr�ge
zur Soziologie der Jugendbewegung, Band 3, Frankfurt am Main 1975, hier: S. 79–84.

60 Albert Esenwein (1867–1940) studierte Theologie und hatte verschiedene Pfarrstellen, zu-
letzt in Stuttgart-Gaisburg, inne. Er war 1918 Gr�ndungsmitglied der DDP und 1920 ihr
stellvertretender Landesvorsitzender. Vgl. Frank Raberg: Biographisches Handbuch der
w�rttembergischen Landtagsabgeordneten 1815–1933, Stuttgart 2001, hier: S. 184.

61 Gotthilf Schenkel (1889–1960) war Theologe und von 1918 bis 1933 Stadtpfarrer in Stutt-
gart-Zuffenhausen. Er war zun�chst Mitglied der DDP, trat aber 1929 zur SPD �ber. Von
1952 bis zu seinem Tod war er Mitglied des baden-w�rttembergischen Landtags. Vgl. Bernd
Ottnad (Hrsg.): Baden-w�rttembergische Biographien, Bd. 2, Stuttgart 1999, hier: S. 402 f.
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vorherigen Jahren in der ‚Bundeshalle�, sondern auf dem Marktplatz statt.
Dieser Ortswechsel ist vermutlich auf die beengten Verh�ltnisse in der ‚Bun-
deshalle� zur�ckzuf�hren, da in den vorhergehenden Jahren mehrfach nicht
alle Interessierten Platz gefunden hatten.62 Der Reutlinger General-Anzeiger
betont außerdem den „besonderen çffentlichen Charakter“, welchen die Ver-
anstaltung durch ihre Abhaltung im Zentrum der Stadt und unter freiem Him-
mel erhielt.63 Der Verfassungstag bekomme damit auch „nach außen hin die
Bedeutung, die ihm zukommt.“64 Auf dem rundum in den Reichsfarben
geschm�ckten Marktplatz versammelten sich nach Sch�tzung des General-
Anzeigers, der von einer „Riesenmenschenmenge“ spricht, 2000 bis 3000 Per-
sonen.65 Auch die Schwarzw�lder Kreiszeitung berichtet, dass der Marktplatz
„ziemlich voll Menschen“ war, was „nur schwer ein Durchkommen mçglich“
machte.66 Trotz des Erfolgs der Veranstaltung und des zahlreichen Erschei-
nens der Reutlinger Bevçlkerung fanden die Verfassungsfeiern der folgenden
Jahre wieder in der ‚Bundeshalle� statt. Der Grund hierf�r ist nicht bekannt.
Auch der General-Anzeiger ging in seinem Bericht der Feier von 1930 noch
von einer erneuten Nutzung des Marktplatzes in den folgenden Jahren aus.67

In Berlin wurde die Verkleinerung der Feiern anl�sslich des Verfassungstags in
den Jahren 1931 und 1932 mit der Notwendigkeit der Kostensenkung in
Zeiten wirtschaftlicher Not begr�ndet.68 Es ist mçglich, dass in Reutlingen
�hnliche �berlegungen eine Rolle spielten.

Die Reutlinger Verfassungsfeiern waren im Allgemeinen sehr gut besucht,
was ein Interesse der Bevçlkerung an Veranstaltungen dieser Art deutlich
macht. Bereits bei der ersten Feier 1922 war die ‚Bundeshalle� bis auf den letz-
ten Platz besetzt69 und die Teilnehmerzahlen blieben auch in den folgenden
Jahren auf diesem Niveau. Der „gl�nzende Besuch“ der Feier des Jahres 1927
ist f�r den Reutlinger General-Anzeiger ein deutliches Zeichen, dass die
Weimarer Republik und ihre Verfassung immer st�rkere Akzeptanz in der
Bevçlkerung findet.70 Zu der Feier im folgenden Jahr erschienen weniger
Menschen, was aber darauf zur�ckzuf�hren ist, dass die Reutlinger Mitglieder
des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold, die normalerweise einen großen Teil
der Teilnehmer ausmachten, zur Verfassungsfeier des Reichsbanners nach

62 Vgl. Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1924 (Nr. 188), S. 6 und vom 12. 8. 1929
(Nr. 187), S. 7.

63 Reutlinger General-Anzeiger vom 8. 8. 1930 (Nr. 183), S. 5.
64 Reutlinger General-Anzeiger vom 8. 8. 1930 (Nr. 183), S. 5.
65 Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1930 (Nr. 186), S. 4.
66 Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 12. 8. 1930 (Nr. 186), S. 3.
67 Vgl. Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1930 (Nr. 186), S. 4.
68 Vgl. P. Hoeres (wie Anm. 17), S. 16.
69 Vgl. Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1922 (Nr. 187), S. 3.
70 Vgl. Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1927 (Nr. 186), S. 2.
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Frankfurt am Main gefahren waren.71 Hinzu kommt, dass in diesem Jahr der
11. August auf einen Samstag fiel und einige der Reutlinger Musik- und Sport-
vereine zeitgleich Mitgliederversammlungen abhielten.72 Dieser Umstand
macht deutlich, dass – trotz der euphorischen Berichterstattung des DDP-
nahen Reutlinger General-Anzeigers, dessen Chefredakteur sowohl Mitglied
der DDP-Fraktion des Gemeinderats als auch Reichsbannerfunktion�r war –
f�r einen nicht unbedeutenden Teil der Reutlinger Bevçlkerung der Verfas-
sungstag ein Tag ohne besondere Bedeutung blieb. In den Jahren 1929 und
1930 waren die Reutlinger Verfassungsfeiern, wie bereits oben geschildert,
wiederum sehr gut besucht. Auch zu den beiden letzten Verfassungsfeiern
1931 und 1932 erschien die Bevçlkerung zahlreich und f�llte die ‚Bundeshalle�
bis auf die letzten Pl�tze.73 Ab 1933 fanden wie �berall im Reich auch in Reut-
lingen keine Verfassungsfeiern mehr statt, obwohl die Verfassung nach wie
vor in Kraft war. Weder in den Gemeinderatsprotokollen noch in den Reut-
linger Zeitungen findet der Verfassungstag in diesem Jahr eine Erw�hnung.

Der Gemeinderat lud �ber den Anzeigenteil verschiedener Zeitungen die
Bevçlkerung Reutlingens zu den Verfassungsfeiern ein. Die Einladung um-
fasste ausdr�cklich die „gesamte Einwohnerschaft“74 beziehungsweise
„s�mtliche B�rger und B�rgerinnen, die sich auf den Boden der Verfassung
stellen, ohne Unterschied der Partei“75. Tats�chlich scheinen sich die Besu-
cher an den Verfassungsfeiern in Reutlingen aus den verschiedenen Kreisen
der Bevçlkerung zusammenzusetzen. Dies ist sicherlich auch auf den
Umstand zur�ckzuf�hren, dass weder Eintrittsgeld erhoben wurde noch
Trinkzwang bestand76 und damit zumindest die wirtschaftliche Situation kein
Hinderungsgrund war. Der Reutlinger General-Anzeiger meldete, dass Besu-
cher „aus allen Teilen der Bevçlkerung“77 anwesend waren, und zeigte sich
erfreut dar�ber, dass „auch Damen in großer Zahl“ erschienen waren.78 Einen
großen Teil der Teilnehmer machten die Mitglieder des parteien�bergreifen-
den Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold aus, die durch separate Anzeigen im

71 Vgl. Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 13. 8. 1928 (Nr. 188), S. 3.
72 Nicht weniger als f�nf Vereine k�ndigen f�r den 11.8. abends Mitgliederversammlungen an,

vgl. Reutlinger Amtsblatt vom 10. 8. 1928 (Nr. 123), S. 572–574.
73 Vgl. Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1931 (Nr. 186), S. 5 und vom 12. 8. 1932

(Nr. 191), S. 6; Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 12. 8. 1931 (Nr. 186), S. 3 und vom 12. 8.
1932 (Nr. 187), S. 5.

74 Reutlinger Amtsblatt vom 7. 8. 1926 (Nr. 120), S. 523.
75 Reutlinger General-Anzeiger vom 11. 8. 1922 (Nr. 186), S. 4.
76 Vgl. Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 8. 8. 1925 (Nr. 182), S. 4.
77 Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1932 (Nr. 191), S. 6. �hnlich auch Reutlinger Gene-

ral-Anzeiger vom 12. 8. 1931 (Nr. 186), S. 5.
78 Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1922 (Nr. 187), S. 3. �hnliches wird auch im Bericht

zur Feier des Jahres 1926 angemerkt, vgl. Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 08. 1926
(Nr. 186), S. 7.
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Amtsblatt zum Besuch der Feier aufgefordert wurden.79 Als das Reutlinger
Reichsbanner 1928 zur Verfassungsfeier des Reichsbanners nach Frankfurt
fuhr, fiel die Teilnehmerzahl an der Reutlinger Verfassungsfeier – wie bereits
oben erw�hnt – merklich geringer aus.80 Bis einschließlich 1928 hielt Ober-
b�rgermeister Hepp auf den Veranstaltungen die Begr�ßungsansprache. Sein
Amtsnachfolger Karl Haller nahm hingegen an keiner der st�dtischen Verfas-
sungsfeiern teil, da er sich jedes Jahr im August im Urlaub befand.81 Haller
verhinderte die Abhaltung der j�hrlichen Feierlichkeiten zwar nicht und ließ
einen Stellvertreter aus dem Gemeinderat f�r das Halten der Begr�ßungsrede
bestimmen, aber die Tatsache, dass er seinen Sommerurlaub konsequent �ber
den Verfassungstag legte, zeigt die geringe Wichtigkeit, die er der st�dtischen
Feier beimaß. Die Mçglichkeiten des „konstruktiven Republikschutzes“82

und ihre Notwendigkeit waren also auch in der Reutlinger Stadtverwaltung
nicht restlos anerkannt.

Die Reutlinger Festreden: Themen und Schwerpunkte

Als Oberb�rgermeister Hepp die Anwesenden bei der ersten st�dtischen Ver-
fassungsfeier Reutlingens im Jahr 1922 begr�ßte, tat er dies mit dem Hinweis,
dass diese kein Fest sein solle, sondern eine „ernste Feier- und Weihestunde“
zu Ehren der Verfassung.83 Die Betonung der Schwere und Krisenhaftigkeit
der Zeit, in der eine ausgelassene Feststimmung unangemessen sei, findet sich
auch in den Ansprachen der folgenden Jahre.84 Auch aufgrund dieser Krisen-
stimmung bleiben die Reutlinger Verfassungsfeiern �ber die gesamten 1920er
Jahre hinweg ernste Angelegenheiten. �hnliche Versuche wie die der Reichs-
regierung, den Berliner Feiern durch die Veranstaltung von Sportwettk�mp-
fen einen volkst�mlichen Charakter zu geben, gibt es vonseiten des Reutlinger
Gemeinderats nicht. Einzig das Reichsbanner veranstaltete im Jahr 1929 am
Vorabend des Verfassungstags einen Fackelzug.85

Die Reutlinger Verfassungsfeiern sollten also weniger rauschende Feste,
sondern vielmehr w�rdevolle Feiern sein, die auch einen deutlich erzieheri-
schen Charakter aufweisen. So erkl�rt Stadtpfarrer Esenwein aus Stuttgart in

79 Vgl. Reutlinger Amtsblatt vom 8. 8. 1930 (Nr. 121), S. 1.
80 Vgl. Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 13. 8. 1928 (Nr. 188), S. 3.
81 Vgl. StadtA Rt., C 50 Gemeinderatsprotokoll vom 26. 7. 1929, § 876; Gemeinderatsprotokoll

vom 24. 7. 1930, § 748; Gemeinderatsprotokoll vom 30. 7. 1931, § 715 und Gemeinderatspro-
tokoll vom 28. 7. 1932, § 801.

82 G. Jasper (wie Anm. 16), S. 234.
83 Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 12. 8. 1922 (Nr. 186), S. 3.
84 Vgl. Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 11. 8. 1923 (Nr. 186), S. 3, sowie Reutlinger General-

Anzeiger vom 12. 08. 1924 (Nr. 188), S. 6.
85 Vgl. Reutlinger Amtsblatt vom 7. 8. 1929 (Nr. 122), S. 583.
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seiner Festrede des Jahres 1922 nicht nur die Grundgedanken der Weimarer
Verfassung – Deutschland als Einheit, als demokratische Republik, als „der
Staat des sozialen Rechts“ und als Kulturstaat –, sondern er macht auch deut-
lich, wie wichtig der Einsatz des Einzelnen in einer Demokratie sei. Jeder
trage in ihr Verantwortung und m�sse dieser auch gerecht werden.86 �hnlich
argumentiert der Festredner der darauffolgenden Feier im Jahr 1923. Der
Heilbronner Landtagsabgeordnete Fritz Ulrich87 von der SPD bem�ngelt wie
Esenwein das nach wie vor unzureichende Verantwortungsbewusstsein des
Volkes. Jeder Einzelne m�sse beginnen, sich politisch zu bet�tigen, schließlich
sei „nun das Volk selbst berufen [. . .], �ber sein Schicksal zu entscheiden.“88

Der erzieherische Anspruch, der hinter den Verfassungsfeiern stand, ergab
sich nicht nur aus der Notwendigkeit, das Zugehçrigkeits- und Gemein-
schaftsgef�hl innerhalb der Weimarer Republik mit der Verfassung als Symbol
f�r den Staat zu fçrdern, sondern auch ein politisches Bewusstsein in einem
Volk zu erwecken, das bisher ein nur sehr eingeschr�nktes politisches Mit-
spracherecht besessen hatte.

Ein wiederkehrendes Motiv der Reutlinger Verfassungsreden ist die R�ck-
besinnung auf demokratische und einheitsstiftende Elemente der deutschen
Geschichte. Der Weimarer Republik fehlte eine allgemein anerkannte „he-
roische und emotionale Gr�ndungserz�hlung“,89 auf die Bezug genommen
werden konnte. Und so betonten die Redner jeweils unterschiedliche histo-
rische Traditionen, auf die sich die Verfassung st�tzen konnte. Die Entstehung
der Verfassung ließ sich von den Reutlinger Festrednern aufgrund der zeit-
lichen N�he zur Kriegsniederlage nur schwer in eine positiv besetzte Ver-
bindung mit der Revolution von 1918/19 bringen. Der sozialdemokratische
ehemalige w�rttembergische Staatspr�sident Wilhelm Blos,90 der die Festrede
des Jahres 1925 hielt, bedauerte die „ung�nstige Zeit“, in welcher die Ver-
fassung entstand.91 Dennoch sei die Revolution ein „ungeheurer Fortschritt“
gewesen, da sie die republikanische Verfassung mçglich gemacht habe.92

86 Vgl. Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1922 (Nr. 187), S. 3.
87 Friedrich (Fritz) Ulrich (1888–1969) war Redakteur bei verschiedenen Zeitungen, u. a. von

Februar 1911 bis September 1912 bei der Reutlinger Freien Presse. Er war seit 1907 Mitglied
der SPD. 1919 bis 1933 gehçrte er dem w�rttembergischen Landtag sowie 1930–1933 dem
Reichstag an. 1945 war er Mitgr�nder der Nachkriegs-SPD. Vgl. F. Raberg (wie Anm. 60),
S. 936–938.

88 Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 11. 8. 1923 (Nr. 186), S. 4.
89 N. Rossol (wie Anm. 6), S. 267.
90 Wilhelm Blos (1849–1927) war Journalist und Schriftsteller. Seit 1872 war er Mitglied der

SPD und 1878 erstmals im Reichstag. 1919 bis 1920 war er der erste Staatspr�sident W�rt-
tembergs, vgl. F. Raberg (wie Anm. 60), S. 82 f.

91 Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1925 (Nr. 187), S. 2.
92 Ebd.
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Auch der Festredner des Jahres 1926, der Landtagsabgeordnete Johannes
Fischer,93 spricht von „d�steren Begleitumst�nden“ bei der Entstehung der
Verfassung, die das Aufkommen von Freude verhinderten.94 F�r Stadtpfarrer
Schenkel aus Zuffenhausen ist es bewundernswert, wie in den „ungeheuren
wirren Zeiten nach dem Krieg“ �berhaupt eine Verfassung entstehen konnte,
die mehr war als ein „Notdach“ und die „Ordnung schuf in dem Chaos“.95

Erinnerungen „an die furchtbaren Zeiten des Zusammenbruchs, des Elends
und des Jammers“ sind f�r den Reichstagsabgeordneten Conrad Broßwitz96

mit dem 11. August verbunden, wie er in seiner Rede des Jahres 1929 darlegt.97

F�r ihn ist dieser Tag auch nicht die eigentliche Geburtsstunde der Verfassung,
da diese eine sehr viel l�ngere Tradition aufweise und mit M�nnern wie Schil-
ler und Kant beginne. Die Befreiungskriege am Anfang des 19. Jahrhunderts
sowie die Frankfurter Nationalversammlung von 1848/49 handelten bereits
von derselben Staatsidee, die schließlich in der Weimarer Verfassung umge-
setzt wurde. Der Vorwurf, die Verfassung sei traditionslos und undeutsch, ist
damit in Broßwitz’ Augen nicht gerechtfertigt.98

Wie Broßwitz beziehen sich auch andere Festredner der Verfassungstage
auf die l�ngere geschichtliche Tradition der Weimarer Verfassung. Die Verbin-
dung zur Frankfurter Nationalversammlung wird von Fritz Ulrich (1923) und
Wilhelm Blos (1925) ebenfalls gemacht. Blos geht sogar so weit, sich �ber 1848
hinaus auf den Bauernkrieg von 1524/25 zu beziehen, da man auch damals
nach einer deutschen Verfassung gestrebt habe.99 Die Versuche einer Legi-
timation der Weimarer Verfassung durch das Pochen auf ihre historischen
Urspr�nge verdeutlichen, wie sehr die demokratische Tradition der Deut-
schen und damit auch die Daseinsberechtigung der Demokratie �berhaupt
angezweifelt wurde. Inwieweit die Weimarer Verfassung auch in der Tradition
des Kaiserreichs stand, ist unter den Reutlinger Festrednern umstritten.
Johannes Fischer (1926) verurteilt es als „Gedankentr�gheit“, der Weimarer
Republik Undankbarkeit gegen�ber der eigenen Vorgeschichte vorzuwerfen.
1918 h�tte es keinen Bruch mit den Idealen des Kaiserreichs gegeben, sondern

93 Johannes Fischer (1880–1942) war Mitarbeiter verschiedener Zeitungen, u. a. des Reutlinger
General-Anzeigers. Er war 1918 Mitgr�nder der w�rttembergischen DDP und Mitglied des
Landesvorstands. Von 1929 bis 1933 war er im w�rttembergischen Landtag, vgl. F. Raberg
(wie Anm. 60), S. 210–212; Johannes Fischer: Aus F�nfzig Jahren. Eine Niederschrift von
1933/34, bearb. von G�nther Bradler (Lebendige Vergangenheit, Bd. 12), Stuttgart 1990.

94 Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1926 (Nr. 186), S. 7.
95 Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1931 (Nr. 186), S. 5.
96 Conrad Broßwitz (1881–1945) war Mitglied der SPD und von 1919 bis 1933 Parteisekret�r

in Frankfurt am Main. Von 1928 bis 1933 war er Mitglied des Reichstags. Vgl. Wilhelm
Heinz Schrçder: Sozialdemokratische Reichstagsabgeordnete 1898–1918, D�sseldorf 1986,
hier: S. 89.

97 Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 12. 8. 1929 (Nr. 187), S. 3.
98 Vgl. Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1929 (Nr. 187), S. 7.
99 Vgl. Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 12. 8. 1925 (Nr. 186), S. 2.
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lediglich deren Weiterentwicklung.100 Diese Ansicht wiederholt Fischer vier
Jahre sp�ter bei seiner zweiten Festrede in Reutlingen. Zwischen Kaiserreich
und Weimarer Republik gebe es keinen Gegensatz. Der Weg vom Kaiserreich
zur Republik sei der „geschichtlich organische Fortgang normaler Entwick-
lung.“101 F�r Broßwitz hingegen stellt die Weimarer Verfassung keinesfalls
die Weiterentwicklung der Verfassung des Kaiserreichs dar. Das Kaiserreich
sei nichts als ein F�rstenbund gewesen, in dem das Volk keine Macht besaß.
Das h�tte sich nun grundlegend und zum Besseren ge�ndert.102 Diese zwie-
sp�ltige Haltung zwischen dem Bed�rfnis, der Weimarer Republik durch
Bezugnahme auf das Kaiserreich Legitimation zu geben, und der Ablehnung
des Kaiserreichs als Obrigkeitsstaat war charakteristisch f�r die Weimarer
Republik. Dies machte die Republik aber in den Augen ihrer Gegner unglaub-
w�rdig, wie sich auch im Streit um die Flagge zeigte.103

Bemerkenswert ist der apologetische Grundton, der bei einigen der Verfas-
sungstagsreden eine Rolle spielt. 1926, bei Johannes Fischers erster Rede in
Reutlingen, gibt er zu, dass „an der jetzigen Reichsverfassung noch manches
gefeilt werden [muss].“104 Aber die Verfassung sei etwas „immer Werdendes“
und gerade das sei ein Fehler des Kaiserreichs gewesen, da man sich damals
nicht rechtzeitig an die Entwicklungen angepasst habe und sich stattdessen an
„die Best�ndigkeit des Staates klammerte.“105 Deutlicher wird Fischer in sei-
ner Rede des Jahres 1932, die bereits stark von den Auflçsungserscheinungen
der Weimarer Republik gepr�gt war. Besonders der heutigen Jugend fehle das
Verst�ndnis f�r die „Zwangslage geschichtlicher Art“, in der die Verfassung
entstanden sei.106 Man habe sich in Weimar unter Umst�nden zu viel vor-
genommen, aber ohne den „k�hnen Mut“, der damals geherrscht habe, w�re
Deutschland untergegangen.107 �berhaupt h�tte in allen Bem�hungen stets
Deutschland im Vordergrund gestanden, das sei 1919 nicht anders gewesen als
1871 bei der Gr�ndung des Kaiserreichs.108 Auch Wolfgang Haußmann109

von der DDP, der die Festrede des Jahres 1928 hielt, merkt an, dass man sich
nicht vorstellen kçnne, welche „ungeheure Arbeit“ der Verfassungsausschuss
geleistet habe, und dass die Weimarer Verfassung „nichts Endg�ltiges, wohl

100 Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1926 (Nr. 186), S. 7.
101 Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1930 (Nr. 186), S. 4.
102 Vgl. Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 12. 8. 1929 (Nr. 187), S. 3.
103 Vgl. G. Jasper (wie Anm. 16), S. 239–242.
104 Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1926 (Nr. 186), S. 7.
105 Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1926 (Nr. 186), S. 7.
106 Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1932 (Nr. 191), S. 6.
107 Ebd.
108 Ebd.
109 Wolfgang Haußmann (1903–1989) war Rechtsanwalt in Stuttgart und seit 1920 Mitglied

der DDP. Vgl. F. Raberg (wie Anm. 60), S. 333.
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Der Ablauf der Verfassungsfeier am 11. August 1924 ergibt sich aus der Annonce im
st�dtischen Amtsblatt. Redner war in diesem Jahr Stadtpfarrer Rudi Daur.
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aber eine feste Grundlage“ darstellen sollte.110 Der ehemalige w�rttembergi-
sche Kultusminister Berthold Heymann111 betont in seiner 1927 gehaltenen
Festrede die Schwierigkeiten, die mit der Entstehung der Verfassung einher-
gingen. Angesichts dessen, dass der Versailler Vertrag w�hrend der Ausarbei-
tung der Verfassung noch nicht unterschrieben war, h�tte „eine kleine Unvor-
sichtigkeit“ gen�gt und der Erhalt der deutschen Einheit w�re nicht mehr
mçglich gewesen.112 Besonders deutlich tritt der apologetische Grundton bei
der Rede von Stadtpfarrer Rudolf Daur im Jahr 1924 hervor. Er sieht die
Verfassung als unvollkommen und als „ein Werk der Verhandlungen und
Kompromisse“, das es eben deswegen niemandem recht machen kann.113

Daur bezweifelt daher auch, dass es in Deutschland auch nur einen „hingeris-
senen Bewunderer des Werks von Weimar“ gibt.114 Er gibt aber zu bedenken,
dass auch die beste Verfassung nichts n�tze, wenn das Volk in sich uneinig und
zerstritten sei.115

Die �ußere deutsche Einheit und die innere Einigkeit der Deutschen sind
viel betonte Themen der Reden zum Verfassungstag, auf die nicht nur Hey-
mann und Daur in ihren Festansprachen eingehen. Stadtpfarrer Esenwein
(1922) nennt in seiner Rede �ber die vier Grunds�tze der Verfassung die Ein-
heit Deutschlands als ersten Punkt.116 Es sei die wichtigste Aufgabe der Ver-
fassung, die deutsche Einheit, die trotz großer Gebietsabtretungen nach wie
vor bestehe, zu bewahren und weiter zu festigen.117 Auch Fritz Ulrich (1923)
stellt die Verfassung als „Tr�gerin und B�rgin“ der Einheit Deutschlands
dar.118 F�r Conrad Broßwitz ist die innere Einheit des Volkes ein maßgeb-
licher Punkt, denn „ein im Inneren zerstrittenes Volk kann nach außen keine
Achtung einflçßen.“119 Einheit und Einigkeit scheinen also im Empfinden
der jeweiligen Redner eng zusammenzuh�ngen. Mehrfach wird in diesem Zu-
sammenhang auch die Pr�ambel der Verfassung zitiert, so bei Daur (1924),
Schenkel (1931) und Fischer (1932).120

Die Motive und Thematiken der Reutlinger Reden finden sich nicht nur
hier, sondern auch in den 22 von Hans-Andreas Kroiß analysierten Reden
und Aufs�tzen zu den Verfassungstagen. Kroiß identifiziert insgesamt sechs

110 Reutlinger General-Anzeiger vom 13. 8. 1928 (Nr. 188), S. 9.
111 Berthold Heymann (1870–1939) war seit ca. 1895 Mitglied der SPD und von 1906 bis 1933

im w�rttembergischen Landtag. Vgl. F. Raberg (wie Anm. 60), S. 353 f.
112 Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1927 (Nr. 186), S. 2.
113 Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1924 (Nr. 188), S. 6.
114 Ebd.
115 Ebd., S. 7.
116 Vgl. Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 12. 8. 1922 (Nr. 186), S. 3.
117 Vgl. Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1922 (Nr. 187), S. 3.
118 Reutlinger General-Anzeiger vom 11. 8. 1923 (Nr. 186), S 4.
119 Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1929 (Nr. 187), S. 7.
120 Vgl. Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 8. 1924 (Nr. 188), S. 6 und vom 12. 8. 1931

(Nr. 186), S. 5 sowie Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 12. 8. 1932 (Nr. 187), S. 5.
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Problemkreise, die sich zwar nicht in jedem einzelnen der Texte finden lassen,
aber doch mit großer Regelm�ßigkeit wiederholt werden. Diese sind erstens
die Bewahrung der Einheit des Reiches durch die Verfassung, zweitens die
Nation als Grundlage des Staates, drittens die Betrachtung der verschiedenen
Verfassungsorgane, viertens die Erkl�rung der Pflichten und Rechte des Ein-
zelnen in der Verfassung, f�nftens die Frage nach der Tradition der Verfassung
in der Geschichte Deutschlands und schließlich die Bezugnahme auf aktuelle
wirtschaftliche Probleme.121 In den Reutlinger Reden lagen die Schwer-
punkte vor allem auf dem ersten, vierten und f�nften der von Kroiß identifi-
zierten Punkte. Auf den zweiten Punkt der Nation wurde in Reutlingen nur
in Verbindung mit der nationalen Einheit eingegangen. Wirtschaftliche Be-
lange werden ebenfalls kaum diskutiert. Die Redner gehen dabei auf keine
konkreten wirtschaftlichen Fragen ein, sondern nehmen nur allgemein Bezug
auf die aktuelle schwierige Lage.122 Interessanterweise werden die verschiede-
nen Verfassungsorgane in Reutlingen �berhaupt nicht behandelt. Es l�sst sich
auch keine �nderung oder Weiterentwicklung der behandelten Themen im
Laufe der Jahre feststellen. Die bei allen Gemeinsamkeiten doch deutlich un-
terschiedliche Schwerpunktsetzung der Festreden auf den Reutlinger Verfas-
sungstagen l�sst sich wohl durch das jeweilige Publikum erkl�ren. Die von
Kroiß analysierten Reden wurden grçßtenteils auf den Verfassungsfeiern der
Reichsregierung in Berlin gehalten. Zum offiziellen Festakt der Regierung im
Reichstag hatte nur ein geladenes Publikum Zugang.123 In Reutlingen dage-
gen richteten sich die Feiern in der ‚Bundeshalle� explizit an die „gesamte Ein-
wohnerschaft“.124 Dass hier also insbesondere die Notwendigkeit des Zusam-
menhalts und der Erf�llung der staatsb�rgerlichen Pflichten jedes Einzelnen
betont wird und weniger auf wirtschafts- und verfassungstheoretische Fragen
eingegangen wird, ist wenig verwunderlich.

Schlussbetrachtung

Die Verfassungsfeiern der Weimarer Republik waren Teil des Versuchs, die
Verfassung als Bezugspunkt des demokratischen Staates und der Gesellschaft
zu verankern. Sie waren nicht nur Feiern der Verfassung, sondern auch Feiern
der Demokratie und der Republik. Was die Etablierung der Verfassung als
sch�tzenswerte Grundlage des Staates erschwerte, war das Fehlen einer ein-
heitsstiftenden Gr�ndungserz�hlung, auf die Bezug genommen werden konn-

121 Vgl. H.-A. Kroiß (wie Anm. 15), S. 454 f.
122 Zum Beispiel Fischer (1930) und Schenkel (1931), vgl. Reutlinger General-Anzeiger vom

12.8.1930 (Nr. 186), S. 4 sowie ebd. 12. 8. 1931 (Nr. 186), S. 5.
123 Vgl. N. Rossol (wie Anm. 6), S. 263.
124 Reutlinger Amtsblatt vom 7. 8. 1929 (Nr. 122), S. 881.
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te.125 „Dem 11. August fehlt die Ersch�tterung durch einen eindrucksvollen
Geschichtsvorgang [. . .]. Es fehlt ihm auch das Pathos einer Echo weckenden
Verk�ndigung, das heimlich Bildhafte eines Geschehnisses, an dem die Phan-
tasie sich entz�nden kçnnte“, schrieb der sp�tere Bundespr�sident Theodor
Heuss zum Verfassungstag 1927.126 Der Weg zur Verfassung durch die Revo-
lution 1918/19 war daf�r nicht geeignet, gelang es doch nicht, die Revolution
und die Erschaffung des neuen Staates von der Kriegsniederlage zu lçsen. Statt
der Revolution wurden andere Bezugspunkte gesucht, sei es indem die Wei-
marer Republik als logische Fortf�hrung der Bismarckschen Bem�hungen
um die Reichsgr�ndung gesehen wurde oder indem man Bez�ge zur Frank-
furter Nationalversammlung von 1848/49 herstellte. Das l�sst sich bei den
Regierungsfeierlichkeiten in Berlin genauso beobachten wie bei den auf den
Reutlinger Verfassungsfeiern gehaltenen Reden. Weitere wesentliche und im-
mer wieder vorkommende Bestandteile der Reutlinger Festreden waren Auf-
rufe an die Bevçlkerung, am demokratischen Staat Anteil zu nehmen und ihn
mitzugestalten. Dies war das Recht, aber auch die Pflicht eines jeden. Die f�r
einen funktionierenden Staat bençtigte Einigkeit des Volkes sollte unter ande-
rem auch durch das Abhalten der Verfassungsfeiern best�rkt werden.

In Reutlingen fanden die Veranstaltungen durchaus Anklang, wie sich aus
den Besucherzahlen ablesen l�sst. Im Gegensatz zu dem eingangs erw�hnten
Streit um die Teilnahme des Reichsbanners an der Einweihung des Krieger-
denkmals scheint es im Zusammenhang mit den Verfassungsfeiern im Ge-
meinderat keine Uneinigkeiten gegeben zu haben, jedenfalls wird nichts der-
gleichen in den Sitzungsprotokollen erw�hnt. Trotz der kleiner werdenden
Mehrheit der demokratischen Parteien und der fehlenden verpflichtenden
Aufforderungen der Landesregierung zum Abhalten der Feiern veranstaltete
man in Reutlingen ab 1922 jedes Jahr eine Verfassungsfeier. Das Argument
von Staatsminister Bazille, wonach die W�rttemberger Bevçlkerung kein In-
teresse an Feierlichkeiten zu Ehren der Verfassung habe, l�sst sich im Falle
Reutlingens widerlegen. Die Reutlinger ‚Bundeshalle� war jedes Jahr so gut
gef�llt, dass zum Teil auch Interessierte abgewiesen werden mussten. Die
Feierlichkeiten anl�sslich der Verfassungstage stellen einen deutlichen Schritt
in Richtung der Etablierung gemeinschaftsstiftender Rituale in der Weimarer
Republik dar. Gezielt sollte auch die Bevçlkerung abseits der Hauptstadt in
die Verfassungsfeierlichkeiten mit einbezogen werden, was aber aufgrund der
unterschiedlichen Haltungen der verschiedenen Landesregierungen nur be-
dingt mçglich war. Reutlingen als Stadt mit einer Mehrheit von DDP und
SPD, die auch auf Reichsebene die Verfassungstage unterst�tzten, bot in
dieser Hinsicht eine ideale Voraussetzung f�r die j�hrliche Abhaltung der Ver-
fassungstage.

125 N. Rossol (wie Anm. 6), S. 267.
126 Ebd.
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Demokratisches Gedenken: Die Erinnerung an Matthias
Erzberger in Reutlingen

Elena M�ller

„Erzberger! Wohl kaum ein Deutscher unserer Zeit kann diesen Namen
unbefangenen Gem�ts hçren; [. . .] Dem einen erscheint er als Vertreter
eines Systems, das uns in Untergang und Verderben f�hrte, w�hrend die
andern in ihm den verkannten, verl�sterten, niedergetretenen, aber hell-
sehenden Vork�mpfer der neuen Zeit erblickten.“1

Mit diesen Worten beschrieb Ernst Bauer 1925 den Zentrumspolitiker
Matthias Erzberger und seine Rezeption in Deutschland. Erzbergers Politik
und Persçnlichkeit waren so umstritten, dass Klaus Epstein in seiner Biografie
von 1959 so weit ging zu sagen, dass „kein Mann in Deutschland in den letzten
hundert Jahren erbitterter gehasst wurde.“2 Nachdem Erzberger am 26. Au-
gust 1921 auf einem Spaziergang in Bad Griesbach (Baden) in Begleitung
seines Reichstagskollegen Carl Diez ermordet wurde,3 war dementsprechend
auch die Bandbreite an Reaktionen auf den Mord an dem polarisierenden
Reichstagsabgeordneten und ehemaligen Reichsfinanzminister groß: Tiefe
Trauer bis hin zu Jubel �ber die Tat durchzogen die Presselandschaft der
jungen Republik.

Matthias Erzberger stammte aus der Reutlinger Region: Aufgewachsen in
Buttenhausen bei M�nsingen, heute im Landkreis Reutlingen, fand er seine

1 Ernst Bauer: Erzberger. Bilder aus seinem Leben und Wirken, K�mpfen und Leiden, M�n-
chen 21925, S. 7. Ernst Bauer, ein Vertrauter Erzbergers, war selbst Zentrumspolitiker und
Funktion�r des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold (s. u.). Vgl. Marcel Bçhles: Im Gleich-
schritt f�r die Republik. Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold im S�dwesten, 1924 bis 1933,
Essen 2016, S. 125; Christopher Dowe: Katholische Geschichtspolitik. �ffentliches Erinnern
an die Zentrumsf�hrer Matthias Erzberger und Adolf Grçber in der Weimarer Republik, in:
Die Zentrumspartei im Kaiserreich: Bilanzen und Perspektiven, hrsg. von Andreas Linsen-
mann; Markus Raasch, M�nster 2015, S. 387–422, hier: S. 409.

2 Klaus Epstein: Matthias Erzberger and the Dilemma of German Democracy, Princeton/NJ
1959, S. viii. In Deutschland erschienen als: Matthias Erzberger und das Dilemma der deut-
schen Demokratie, Berlin 1962.

3 Die Mçrder Heinrich Schulz und Heinrich Tillessen waren als Mitglieder des vçlkischen
„Germanenordens“ von der geheimen rechtsextremen „Organisation Consul“ zur Ausschal-
tung Erzbergers beauftragt worden. Dies war die gleiche Organisation, die auch die Attentate
auf Philipp Scheidemann und Außenminister Walther Rathenau 1922 in Auftrag gab. Vgl.
Martin Sabrow: Die verdr�ngte Verschwçrung. Der Rathenau-Mord und die deutsche Ge-
genrevolution, Frankfurt 1998, S. 72 und S. 78.
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politische Basis nicht in seiner �ber-
wiegend protestantischen und j�di-
schen Heimat,4 sondern im ober-
schw�bischen Biberacher Wahlkreis,
f�r den er 1903 als Zentrumsabge-
ordneter in den Reichstag einzog.
Vor diesem Hintergrund ist es er-
staunlich, dass im Mai 1927 an Erz-
bergers Geburtshaus von der Reut-
linger Ortsgruppe des Reichsbanners
Schwarz-Rot-Gold eine große Ge-
denkfeier initiiert und durchgef�hrt
wurde. Das Reichsbanner war zwar
ein republikanischer Schutzbund, ge-
gr�ndet von DDP, SPD und Zen-
trum; Reutlingen war aber mehrheit-
lich protestantisch und w�hlte in ers-
ter Linie die Deutschen Demokraten
und Sozialdemokraten – und ge-
dachte hier eines katholischen Zen-

trumspolitikers.5 Diese Tatsache wirft die Frage auf, ob die Reaktionen auf
Erzbergers Ermordung und das weitere Gedenken Aufschl�sse �ber die lo-
kale Demokratieentwicklung geben kçnnen. Um diese Frage zu kl�ren, wer-
den im Folgenden zun�chst die Reaktionen auf Erzbergers Ermordung an-
hand der lokalen Berichterstattung dargestellt. Dazu gehçrten auch Kund-
gebungen und Demonstrationen, zu denen Sozialdemokraten und Kom-
munisten aufgerufen hatten und an denen sich die Reutlinger beteiligten. Das
çffentliche Gedenken im Reutlinger Raum wurde vor allem durch das 1924
gegr�ndete Reichsbanner gepr�gt, dessen Reutlinger Ortsgruppe mit ihrer
Feier zumindest vor�bergehend ins Blickfeld der Erinnerung an Erzberger
r�ckte.

Die Untersuchung st�tzt sich vornehmlich auf die lokale und regionale
Presse, im Einzelnen auf den Reutlinger General-Anzeiger (im Folgenden
GEA) und die Schwarzw�lder Kreiszeitung (im Folgenden SKZ); relevant

Matthias Erzberger (1875–1921).

4 Nach zeitgençssischen Aussagen gab es in Buttenhausen 420 Protestanten, 33 Katholiken
und 150 Juden. In: „Erzberger-Ged�chtnisfeier in Buttenhausen,“ in: Anzeiger vom Ober-
land (k�nftig: AvO) vom 10. 5. 1927, S. 6.

5 Vgl. den Beitrag von Andreas Bauer in diesem Band. Im Beitrag von Gabriel Pscheidt findet
sich eine Auflistung der Parteizugehçrigkeit im Reutlinger Gemeinderat, dazu auch Wolf-
gang Jung: Kriege, Br�che, Krisen – Wiederaufstieg. Reutlingen im 20. und 21. Jahrhundert,
in: Reutlingen. Von der Reichsstattherrlichkeit zur selbstbewussten Großstadt, hrsg. von
Wilhelm Borth u. a., Reutlingen 2013, S. 173–241, hier S. 177. F�r das Zentrum saß zwischen
1919 und 1933, mit Ausnahme von 1925, jeweils nur ein Mitglied im Gemeinderat.
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sind zudem der Alb-Bote – M�nsinger Tagblatt (im Folgenden AB) und f�r
den Vergleich auch die Biberacher Zeitung, der Anzeiger vom Oberland (im
Folgenden AvO).

„Allgemein ist man der Ansicht, daß es sich um einen politischen
Mord handelt.“ Reaktionen und Berichterstattung in Reutlingen

Die Nachricht vom Mord an Erzberger „ging wie ein Lauffeuer durch
Deutschland.“6 Anders als bei der Ermordung des USPD-Politikers Karl
Gareis nur zwei Monate vorher erregte dieser Mord lang anhaltendes Auf-
sehen in Deutschland. Zum einen hielten die langwierige Fahndung nach den
Mçrdern und die Aufdeckung der genauen Tathintergr�nde das Reich lange
in Atem. Mehr Aufmerksamkeit aber zog die Ermordung auf sich, da Erz-
berger nicht nur ein politisches Schwergewicht war, sondern auch einen ambi-
valenten Ruf genoss.7

Was die politische Motivation des Mordes betraf, waren die Meinungen in
der Reutlinger Berichterstattung gespalten. Der General-Anzeiger schrieb
gleich in der ersten Meldung, dass er im Kontext anderer politischer Morde
gesehen werden m�sse, die sich in Deutschland „in einem recht bedenklichen
Maße“ h�uften.8 Zweifelsfrei stehe fest, dass es sich bei den T�tern um Fana-
tiker gehandelt haben m�sse und „Erzberger ‚politischer� Verbissenheit, Ver-
bohrtheit zum Opfer [gefallen w�re].“9 Auch die Schwarzw�lder Kreis-
zeitung setzte die Tat in die Reihe „jener verabscheuungsw�rdigen Taten, wie
sie die nachnovemberliche Zeit in leider schon so großer Zahl geboren“,10

meldete aber noch am 30. August unter der �berschrift „Kein politischer
Mord?“ neue Entwicklungen in der Zeugenvernehmung, die beweisen sollten,
dass ein politischer Mord nicht in Frage k�me.11

Im Falle eines politischen Mordes war schnell klar, dass die Verd�chtigen in
rechtsgerichteten Kreisen gesucht werden m�ssten. Der GEA bezichtigte „die
maßlose sch�ndliche Hetze [. . .], die die Deutschnationalen ohne irgendwel-

6 Erinnerungen des Zeitzeugen Alex Mçller, in: Ders.: Reichsfinanzminister Matthias Erzber-
ger und sein Reformwerk, Bonn 1971, S. 7.

7 M. Sabrow (wie Anm. 3), S. 69. In den Reutlinger Zeitungen waren diese Aspekte fortw�h-
rend Bestandteil der Berichterstattung zum Tode Erzbergers, auch noch Jahre sp�ter, z. B.
„Deutsches Ersuchen um Auslieferung des Erzbergermçrders Fçrster-Schulz,“ SKZ vom
26. 8. 1924, S. 1.

8 „Erzberger ermordet“, in GEA vom 27. 8. 1921, S. 1. In den vier Jahren nach der Ermordung
Rosa Luxemburgs und Karl Liebknechts wurden 324 politische Morde von der Rechten be-
gangen, 22 von der extremen Linken, M. Bçhles (wie Anm. 1), S. 42.

9 „Erzberger ermordet“, in: GEAvom 27. 8. 1921, S. 1.
10 „Matthias Erzberger ermordet“, in: SKZ vom 27. 8. 1921, S. 1.
11 SKZ vom 30. 8. 1921, S. 2.
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che moralische Hemmung gegen den Mann inszenierten und unterhielten“ als
die „himmelschreiende Wahnsinnstat“ erst ermçglichend.12 Die SKZ ging auf
solche Vorw�rfe nur indirekt ein. Vielmehr wurde das, was von anderen Zei-
tungen als Hetze benannt wurde, bei der SKZ euphemistisch als die „Atmo-
sph�re, die das vielseitige Wirken Erzbergers schuf“ bezeichnet. Sie stellte fest,
dass wohl niemand erwartet h�tte, dass sich daraus „einmal die Hand recken
w�rde, die den Vielgehaßten mit dem Revolver niederstreckte.“13 Dies ist ins-
besondere deshalb eine �berraschende Feststellung, als der Mordanschlag
vom 21. August nicht der erste war auf Erzberger. Nach sechs Attentaten,
darunter auch im Zuge des Kapp-Putsches,14 war zuletzt im Januar 1920 in
Berlin auf ihn geschossen worden.

Zwar zeigte sich die SKZ im Vergleich zum unverhohlenen Jubel rechts-
gerichteter Zeitungen15 weitaus gem�ßigter, jedoch ist eine grunds�tzlich
ablehnende Haltung gegen�ber Erzberger zu erkennen. Obwohl die Tat ver-
urteilt und betont wurde, dass „der Angriff auf das physische Leben nie das
Mittel zum Zweck im politischen Leben sein darf“, solle der Glaube solcher
Bevçlkerungsteile nicht abgesprochen werden, die in Erzberger einen der
„grçßten Sch�dlinge des Volkes“ sahen. Erzberger hatte w�hrend des Ersten
Weltkrieges, im Juli 1917, zusammen mit der Sozialdemokratie und der Fort-
schrittlichen Volkspartei die Friedensresolution im Reichstag durchgesetzt.
Schon damit begann die Hetze gegen Erzberger, die durch seine Unterzeich-
nung des Waffenstillstands in Compi�gne am 11. November 1918 noch mehr
Nahrung fand. Die SKZ konnte sich nur soweit durchringen, in diesem
Zusammenhang in Erzberger das „gutgl�ubige Opfer der [. . .] feindlichen
L�genbrut“ zu sehen.16 Eindeutig verdammt wurde Erzberger nicht; beson-
ders vorteilhaft beschrieben aber auch nicht. So solle die Geschichte ihr Urteil
�ber den „so �beraus umtriebige[n] Parlamentarier“ sprechen. Die SKZ posi-
tionierte sich außerdem in der weit verbreiteten negativen Interpretation von
Erzbergers Wirken nach Ende des Krieges. Nach der Revolution hatte Erz-
berger in der Nationalversammlung am Verfassungsentwurf teilgenommen,
sich f�r die Annahme des Friedensvertrages eingesetzt und in den ersten bei-
den Koalitionsregierungen mitgewirkt. Diese politische Verantwortung zu
�bernehmen hieß auch, Verantwortung f�r die „nationale Dem�tigung“, die
der Verlust des Krieges und der Versailler Vertrag dem deutschen Volk

12 „Erzberger ermordet“, in: GEAvom 27. 8. 1921, S. 1.
13 „Matthias Erzberger ermordet“, in: SKZ vom 27. 8. 1921, S. 1.
14 Der Erzberger-Mord. Dokumente menschlicher und politischer Verkommenheit, B�hl

1921, S. 75.
15 Der Jubel �ber die Tat war so verbreitet, dass ein Kreis von Erzberger-Unterst�tzern eine

Art Verteidigungsschrift verçffentlichte, in der die Reaktionen auf der Straße und in der
Presse zusammengetragen wurden: Der Erzberger-Mord (wie Anm. 14).

16 „Matthias Erzberger ermordet“, in: SKZ vom 27. 8. 1921, S. 1.
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beschert hatten, zu �bernehmen.17 Als Reichsfinanzminister von Juni 1919 bis
M�rz 1920 zog er zudem durch seine umfassende Finanz- und Steuerreform
den Unmut vermçgender Bevçlkerungsteile auf sich.18 Die SKZ z�hlte sich
also nicht zu den Freunden, die Erzberger „besonders in unserem engeren
Vaterlande [fand]“19 und begr�ndete ihre Distanz aus ihrer Sicht von Kriegs-
ende, Revolution und ersten Jahren der Republik.

Im Vergleich hierzu kçnnen im GEA Tendenzen in eine ganz andere Rich-
tung erkannt werden. Auch diese Reutlinger Zeitung stellte die Mittel infrage,
mit denen Erzberger ans Werk ging, hob aber seine Arbeit f�r das Vaterland
mit durchweg lauteren Motiven, „unerm�dlicher Tatkraft, seltener Energie
und ganz hervorragender Begabung“ hervor.20 Auffallend ist der auszugs-
weise Abdruck von Erzbergers Memoiren „Erlebnisse im Weltkrieg“,21 wo-
mit auch seine publizistische T�tigkeit gew�rdigt wurde.22 Dies ist insbeson-
dere deshalb bezeichnend, weil damit Erzbergers eigene Darstellung der
Geschehnisse, die ihn zu einer solch umstrittenen Person gemacht hatten,
nochmals in die �ffentlichkeit getragen wurde. Im Leitartikel derselben Aus-
gabe wurde der reaktion�ren Presse vorgeworfen, „ihre Betrachtungen �ber
die Ermordung Erzbergers mit Beschimpfungen der Republik“23 zu verbin-
den. Die Berichterstattung des GEA schien auf diese Weise dem Ziel der
rechtsgerichteten Presse, die Republik durch Angriffe auf die Person Erz-
bergers zu schw�chen, entgegenwirken zu wollen.

Auch die dezidiert politische Berichterstattung zur Beisetzung Erzbergers
schien sich ganz nach dieser Agenda zu richten. Anders als zun�chst von den
Angehçrigen geplant, wurde Erzberger nicht in Berlin bestattet, sondern im
oberschw�bischen Biberach, dessen katholische Kirchengemeinde ein Ehren-
grab gestiftet hatte. Die Beisetzung am 31. August 1921 mit 30.000 Trauer-
g�sten, einschließlich zahlreicher hochkar�tiger Prominenz der Reichs- und
Landespolitik, wurde zu einem großen çffentlichen Ereignis in der
10.000-Einwohner-Stadt. Im etwa achtzig Kilometer entfernten Reutlingen
�bernahm die SKZ den Bericht einer Nachrichtenagentur, den sie in einer
Spalte auf der zweiten Seite wiedergab.24 Er fasst in aller K�rze die Zeremonie
und punktuell einzelne Reden zusammen. Obwohl sehr sachlich formuliert,
kommt eine gewisse Verwunderung �ber den politischen Aspekt der Feier

17 Andreas Wirsching: Die paradoxe Revolution 1918/19, in: Aus Politik und Zeitgeschichte
50/51 (2008), S. 6–12, hier: S. 9.

18 Rudolf Morsey: Matthias Erzberger (1875–1921), in: Politische Kçpfe aus S�dwestdeutsch-
land, hrsg. von Reinhold Weber; Ines Mayer, Stuttgart 2005, S. 84–93, hier: S. 89.

19 „Matthias Erzberger ermordet“, in: SKZ vom 27. 8. 1921, S. 1.
20 „Erzberger ermordet“, in: GEAvom 27. 8. 1921, S. 1.
21 Matthias Erzberger: Erlebnisse im Weltkrieg, Stuttgart-Berlin 1920.
22 „Aus Erzbergers Memoiren“, in: GEAvom 1. 9. 1921, S. 5-6.
23 „F�r die Republik“, GEAvom 1. 9. 1921, S. 1.
24 „Erzbergers Beisetzung in Biberach“, in: SKZ vom 1. 9. 1921, S. 2.
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zum Tragen. Der GEA wiederum fokussierte in seinem dreispaltigen Bericht
auf der ersten Seite ganz die Eigenschaft der Feier als „imposante[n] politi-
sche[n] Akt.“25 Von der Zeremonie wurde in aller K�rze berichtet, um dann
auf die politischen G�ste und deren Beitr�ge einzugehen. Zur Beerdigung
reiste eine Vielzahl von Politikern an, neben Ministern und Abgeordneten aus
Reich und L�ndern auch Reichskanzler Josef Wirth (Zentrum) und Reichs-
tagspr�sident Paul Lçbe (MSPD). Der Nachruf Wirths auf seinen Partei-
kollegen wurde im Ganzen abgedruckt und bezeugte den in der Tat stark
politischen Charakter der Trauerfeier. Umso mehr, da er „von Kundgebungen
der Zustimmung, sogar des Beifalls am Grabe begleitet“ wurde. In seinen
Ausf�hrungen sprach er all die Punkte an, die Erzberger von nationalistischen
Kreisen vorgeworfen wurden – Compi�gne, Versailles, Finanzreform – deu-
tete sie um und hielt mit dieser Rechtfertigung den „sch�tzenden Schild �ber
ihn.“ Einerseits Nachruf, andererseits aber tats�chlich energischer Mahnruf:
„Deutsches Volk wache auf [. . .]. Folge dem Stern des demokratischen Volks-
staates!“ Der Bericht im Allgemeinen und die Zitate von Wirth und des
USPD-Abgeordneten Adolf Geck im Besonderen stehen nicht allein, sondern
kçnnen zumindest im GEA in die am selben Tag stattfindenden Protest-
veranstaltungen eingereiht werden.

„Der sozialistische Erzbergertag“: Kundgebungen und
Demonstrationen

Am Tag von Erzbergers Beisetzung wurden im ganzen Deutschen Reich
Kundgebungen abgehalten. Zeitgençssische Angaben sprachen von Zehntau-
senden Teilnehmern in grçßeren St�dten,26 in Berlin sogar von einer halben
Million.27 Zu den Demonstrationen „[g]egen den politischen Mord – f�r die
Republik!“ hatten allen voran die beiden sonst zerstrittenen sozialdemokra-
tischen Parteien aufgerufen, ebenso die KPD. Diese forderte die Bildung einer
„sozialistische[n] Einheitsfront in W�rttemberg,“ was von der USPD mit der
Begr�ndung abgelehnt wurde, der KP keine „Zutreiberdienste“ leisten zu
wollen. Dies hinderte die Kommunisten allerdings nicht daran, sich den
Gruppen dennoch anzuschließen.28

Auf dem Reutlinger Karlsplatz, wo sich etwa 2000 Menschen zur Kund-
gebung versammelt hatten, f�hrte dieses widerwillige Miteinander zu einer

25 Im Folgenden: „Erzbergers Bestattung“, in: GEAvom 1. 9. 1921, S. 1.
26 F�r Karlsruhe nannte der AB (1. 9. 1921, S. 2) 30.000, f�r Mannheim 35.000. F�r Stuttgart la-

gen die Zahlen zwischen 10.000 (SKZ vom 1. 9. 1921, S. 2), 15.000 (GEA vom 1. 9. 1921, S. 2)
und 20.000 (AB).

27 „Ruhiger Verlauf der Demonstrationen“, in: GEAvom 1. 9. 1921, S. 2.
28 „Eine sozialistische Einheitsfront in W�rttemberg“, in: SKZ vom 30. 8. 1921, S. 1.
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Situation, die nur von der SKZ dargestellt wurde:29 Jakob Kurz, w�rttember-
gischer Landtagsabgeordneter der SPD und Reutlinger Gemeinderat, stieg ge-
rade auf einen Tisch an einer Mauer, um f�r die sozialistischen Parteien und
die Freien Gewerkschaften das Wort zu ergreifen, als das KPD-Mitglied Gus-
tav Ohnsmann aus Esslingen genau das Gleiche tat, allerdings in der Mitte des
Platzes. Dass die Zahl der Zuhçrer um Ohnsmann doppelt so groß wurde wie
die um Kurz, erkl�rte sich die SKZ mit der Tendenz der Masse zur „jeweils
sch�rferen Tonart“ sowie dem „menschlichen Unterhaltungsbed�rfnis.“ Dies
sei in Deutschland wohl „kein psychologisches R�tsel“ mehr. Ohnsmanns
Ausf�hrungen, dominant aufgrund seines „kr�ftigeren Organ[s]“, h�tten sich
gegen die rednerische Konkurrenz gerichtet und f�r den Kampf der Kom-
munisten und die Revolutionierung der Arbeiterschaft geworben. Nachdem
Jakob Kurz, der den anderen Teil der Versammlung zur „Verteidigung der
Errungenschaften der Revolution und der Verfassung“ aufgerufen hatte, seine
Rede nach einer halben Stunde beendete, sprach Arbeitersekret�r und
Gemeinderat Paul M�ller von der „Abscheu und der Entr�stung der Reutlin-
ger Arbeiterschaft �ber den Meuchelmord an Erzberger“, um dann die all-
gemeinen sozialdemokratisch-gewerkschaftlichen Forderungen kundzutun,
die auch in anderen St�dten vorgebracht wurden. Mit einem „dreifachen
Hoch auf die deutsche Republik und den internationalen Sozialismus“ wurde
die Erkl�rung von der Versammlung angenommen.

Auch der GEA berichtete �ber eine zweigeteilte Massendemonstration,
allerdings ohne die kommunistischen Ausf�hrungen Ohnsmanns wiederzu-
geben oder unterschiedliche Versammlungsgrçßen zu erw�hnen.30 Jakob Kurz
hingegen wurde mit den Worten zitiert, Erzberger „habe sein Leben lassen
m�ssen, weil er als einziger Mann aus den b�rgerlichen Parteien gemeinsame
Interessen mit der Sozialdemokratie gehabt habe.“ Nach einer Wiedergabe der
allgemeinen Forderungen wurde berichtet, dass einige der Zuhçrer nach Ende
der MSPD-Veranstaltung noch dem kommunistischen Redner zuhçrten, der
sich weitere zehn Minuten „im anderen Lager ereiferte“. Insgesamt scheint die
Veranstaltung nicht sehr viel l�nger als eine halbe Stunde gedauert zu haben.
W�hrend der GEA einen klaren Fokus auf die sozialdemokratische Kund-
gebung und deren Forderungen legte, ging es im Bericht der SKZ haupts�ch-
lich darum, eine Demonstration „unter dem Zeichen maßloser Angriffe gegen
diejenigen Volkskreise und Einzelpersonen, denen man skrupellos die Grund-
schuld an dem ruchlosen Attentat auf Erzberger“ zu delegitimieren: Auch in
den „Tagen der sozialistischen Einheitsfront“ seien die Gegens�tze zwischen
MSPD/USPD und KPD in W�rttemberg sichtbar gewesen und beide Grup-
pen h�tten sich jeweils zu �bertçnen versucht.31

29 Im Folgenden: „Aus der Kreishauptstadt,“ in: SKZ vom 1. 9. 1921, S. 3.
30 Im Folgenden: „Stadt und Land,“ in: GEAvom 1. 9. 1921, S. 2.
31 „Aus der Kreishauptstadt,“ in: SKZ vom 1. 9. 1921, S. 3.
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Die Ermordung Erzbergers bildete f�r die Organisatoren der Kundgebung
aber wohl nur den Anlass zur allgemeinen Entr�stung, die geeignet war, die
Massen zu mobilisieren. Der Anlass f�r diese Entr�stung und die bei der
Kundgebung erhobenen Forderungen klafften allerdings weit auseinander. So
richteten sich die Demonstranten beispielsweise gegen Frontk�mpfertage und
militaristische Veranstaltungen und beharrten auf dem Erhalt des Acht-
stundentages.32 Im Aufruf der KPD, an Kundgebungen „gegen Hunger und
politischen Meuchelmord“ teilzunehmen, kann man noch viel deutlicher er-
kennen, dass hier die Gelegenheit genutzt wurde, verschiedenste Missst�nde
anzuprangern.33 Die Parolen und Forderungen der verschiedenen Gruppie-
rungen veranschaulichen also die zeitgençssischen politischen Interpretatio-
nen des Mordes. Wie der marxistische Historiker Wolfgang Ruge erl�uterte,
sah ihn die KPD „als erneutes Symptom daf�r an, daß die Konterrevolution
im Begriff war, zum endg�ltigen Schlag gegen die [. . .] Errungenschaften der
Novemberrevolution von 1918/19 auszuholen.“34 Daher offenbar auch der
Aufruf zu einer geschlossenen Front mit den Sozialdemokraten. Diese wie-
derum sahen in der Ermordung keinen Angriff auf eine Person, sondern auf
die Neuordnung nach der Revolution – d. h. auf Republik und Verfassung.

Auch die DDP rief zu einer „geschlossene[n] Front aller Verfassungs-
freunde“ auf, insbesondere mit den Regierungsparteien.35 In Berlin nahm sie
auch an den Kundgebungen teil, was allerdings die Ausnahme gewesen zu sein
scheint. Das Zentrum fehlte in der Berichterstattung vçllig; dieses organisierte
gemeinsam mit den christlichen Gewerkschaften eigene Protestveranstaltun-
gen sowie viele lokale Trauer- und Ged�chtnisfeiern nach der Beerdigung,36

wie beispielsweise am 4. September in Stuttgart.37 Zu Kundgebungen riefen
die Zentrumspartei, deren Reichstagsfraktion, der Reichsverband deutscher
Windthorstbunde und sogar die evangelischen Mitglieder des Zentrums auf.38

Der Vorstand des Deutschen Gewerkschaftsbundes sprach sich gegen eine
Teilnahme an den Kundgebungen aus, da er sich gegen eine „ger�uschvolle
Straßenpolitik“ wandte.39

Dass die SKZ den Tag der Kundgebungen als „sozialistische[n] Erzberger-
tag“40 beschrieb, unterstreicht zum einen die Instrumentalisierung eines der
f�hrenden Zentrumspolitiker durch die sozialistischen Parteien, die auch

32 „Stadt und Land,“ in: GEAvom 1. 9. 1921, S. 2.
33 „Aufrufe zu Massendemonstrationen“, in: GEAvom 30. 8. 1921, S. 1.
34 Wolfgang Ruge: Matthias Erzberger. Eine politische Biographie, Berlin, 1976, S. 7.
35 „Eine Kundgebung der Deutschen Demokratischen Partei“, in: SKZ vom 31. 8. 1921, S. 2.
36 C. Dowe, Katholische Geschichtspolitik (wie Anm. 1), S. 393–394.
37 „Die Stuttgarter Ged�chtnisfeier f�r Erzberger“, in: SKZ vom 5. 9. 1921, S. 2.
38 Der Erzberger-Mord (wie Anm. 14), S. 115–118.
39 „Der christlich-nationale Gewerkschaftsbund gegen ger�uschvolle Straßenpolitik“, in: SKZ

vom 30. 8. 1921, S. 1–2.
40 „Der sozialistische Erzbergertag“, in: SKZ vom 1. 9. 1921, S. 2.
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angesichts Erzbergers Zugehçrigkeit zum linken Fl�gel des Zentrums41 para-
dox erschien. Zum anderen illustriert der Titel auch das seltene Moment einer
Zusammenarbeit von MSPD und USPD, die sich dann aber wiederum ge-
meinsam von den b�rgerlich-liberalen und konservativen Parteien einerseits
und den Kommunisten andererseits abgrenzten. Der sp�tere Bundespr�sident
Gustav Heinemann, zur Zeit der Ermordung noch Student, bezeichnete das
„entschlossene und geschlossene Eintreten der Sozialisten f�r diesen b�rger-
lichen Politiker“ noch vor den Kundgebungen als herausragendes Zeichen
und sah darin auch die „große Dummheit“ der Tat vonseiten derer, die sich
ganz andere Ergebnisse erhofft hatten.42 Der �beraus friedliche Verlauf der
Demonstrationen �berall im Reich ließ es nicht zu einem Aufstand der Lin-
ken, einer Volksfront gegen die Republik und damit einem Putsch von Rechts
kommen.43

Auch diese hohe Zahl an Kundgebungsteilnehmern wurden bei den
Demonstrationen nach Walther Rathenaus Ermordung im Juni 1922 noch
�bertroffen, ebenso die Breite des politischen Spektrums.44 Die allgemeine
Aufgebrachtheit nach Erzbergers Ermordung schien von nur kurzer Dauer
gewesen zu sein. Was sich hingegen lange in den Zeitungen hielt, war die
Suche nach den Mçrdern und die Aufdeckung der Tathintergr�nde. Die
Frankfurter Zeitung kommentierte nach Rathenaus Ermordung und der
einhergehenden allgemeinen Empçrung, dass „auch damals Entr�stung [auf-
flammte]. Doch das Feuer flackerte nur kurz, dann fiel es zusammen in der
allgemeinen M�digkeit und geistigen Ermattung [. . .].“45 Was also blieb in
Reutlingen von dieser Empçrung in den Jahren nach 1921?

41 Erzberger galt in gegnerischen Kreisen als „schwarzer Sozialdemokrat“, vgl. E. Bauer (wie
Anm. 1), S. 156.

42 Gustav Heinemann, Tagebucheintrag, 29. 8. 1921, zitiert in: G�nter Randecker: Der gute
Geist von Buttenhausen oder: Die Alternative zum „Geist von Potsdam“, in: Matthias Erz-
berger. „Reichsminister in Deutschlands schwerster Zeit.“ Essays zur Ausstellung, hrsg. von
Wolfgang Michalka, Potsdam 2002, S. 13–34, hier: S. 19.

43 Wolfgang Michalka: Vom „Dolchstoß“ zum politischen Mord. Matthias Erzberger in der
Strategie terroristischer Gegenrevolution, in: „Reichsminister in Deutschlands schwerster
Zeit“ (wie Anm. 42), S. 83–94, hier: S. 90–92.

44 In Berlin z. B. gingen eine Million Menschen auf die Straßen, in M�nchen und Chemnitz je
150.000, in Hamburg und Breslau je 100.000, vgl. M. Sabrow (wie Anm. 3), S. 94; hier nah-
men auch Zentrumsmitglieder teil, obwohl sie den Demonstrationen generell eher distan-
ziert gegen�berstanden und die Reichstagsfraktion eine Teilnahme ablehnte (ebd., S. 96). In
Reutlingen demonstrierten mehrere Tausend auf dem Marktplatz unter einem fast gleichlau-
tenden Motto wie bei den Erzberger-Kundgebungen („Der Protest auf dem Markplatz“, in
GEAvom 28. 6. 1922, S. 2).

45 Frankfurter Zeitung vom 25. 6. 1922, zitiert in: M. Sabrow (wie Anm. 3), S. 107.
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Erinnerungskultur und çffentliches Gedenken an Erzberger

Vergleicht man die Berichterstattung der M�nsinger mit der Biberacher Zei-
tung nach der Ermordung, so erweckt sie den Eindruck, dass die famili�re
Heimat Erzbergers im Laufe seines Lebens g�nzlich durch die politische
Wahlheimat ersetzt wurde. Im Alb-Boten vom 29. August wurde auf der
zweiten Seite in einem kurzen biographischen Abriss erw�hnt, dass Erzberger
„am 20. September 1875 in Buttenhausen [Oberamt] M�nsingen als Sohn
eines Brieftr�gers geboren [wurde]“.46 Erzberger war kein mit Stolz genann-
ter Sohn der Gemeinde, sondern blieb in konfessioneller wie politischer Hin-
sicht47 ein Außenseiter. Statt Buttenhausen entwickelten sich deshalb Erz-
bergers letzte Ruhest�tte in Biberach sowie Bad Griesbach als Sterbeort zu
den wichtigsten Erinnerungsorten.48 Jedes Jahr an Erzbergers Todestag wur-
den beide Orte Schaupl�tze von Gedenkfeiern, meistens organisiert von der
badischen bzw. der w�rttembergischen Zentrumspartei. In Bad Griesbach
entstand kurz nach Erzbergers Ermordung ein kleines Denkmal, ein Marterl.
Schon bei der Beerdigung erfolgte ein Spendenaufruf zugunsten einer „S�hne-
kapelle“.49 In Biberach wurde am ersten Todestag 1922 ein Denkmal auf Erz-
bergers Grab eingeweiht, das die Beweinung Christi in Lebensgrçße zeigt.
Die Inschrift griff einen Bibelvers aus der Trauerrede des vorigen Jahres auf:
„Grçßere Liebe hat niemand als die, daß einer sein Leben hingibt f�r seine
Freunde“ (Johannes 15,13).50 Trotz der anschließenden politischen Kund-
gebung in der Biberacher Turnhalle �berwog hier der kirchlich-religiçse
Aspekt des Erzberger-Gedenkens. Diese Feiern waren insgesamt, �hnlich
dem Begr�bnis, zwar mit (zentrums-)politischen Elementen versehen, der
Rahmen aber blieb ein katholisch-religiçser, wodurch der Teilnehmerkreis
automatisch eingeschr�nkt wurde. 51

W�hrend der AvO nicht nur regelm�ßig in aller Ausf�hrlichkeit an Erzber-
gers Todestagen mit Nachrufen und Berichten von Gedenkfeiern erinnerte,
wurde seiner in den Reutlinger Zeitungen weniger gedacht. Die SKZ ver-

46 „Die Ermordung Erzbergers“, in: AB, 29. 8. 1921, S. 2.
47 Buttenhausen war mehrheitlich nationalliberal eingestellt, vgl. Mike M�nzing: Erzberger –

aus heutiger Sicht als Buttenh�usener, in: Matthias Erzberger 1875–1921. Patriot und Visio-
n�r, hrsg. von Christoph E. Palmer, Thomas Schnabel, Stuttgart/Leipzig 2007, S. 178–200,
hier: S. 179.

48 Christopher Dowe: Bad Griesbach, Biberach, Buttenhausen. Orte der Erinnerung an Mat-
thias Erzberger, einen Wegbereiter der deutschen Demokratie, in: Baden-w�rttembergische
Erinnerungsorte, hrsg. von Reinhold Weber u. a., Stuttgart 2012, S. 418–427, hier:
S. 422–424.

49 Die Inflation 1923 vernichtete die gesammelten Spendengelder, sodass die Kapelle erst 1931
eingeweiht werden konnte.

50 „Ged�chtnisfeier f�r Erzberger,“ in: AvO vom 28. 8. 1922, S. 2.
51 Vgl. C. Dowe: Bad Griesbach, Biberach, Buttenhausen (wie Anm. 48), S. 424; Ders.: Mat-

thias Erzberger. Ein Leben f�r die Demokratie, Stuttgart 2011, S. 10.
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çffentlichte 1922 noch eine Meldung, in der von der Einweihung des Grab-
denkmals berichtet wurde;52 etwas ausf�hrlicher berichtete der GEA �ber die
Feier.53 Im „Krisenjahr“54 1923 gab es ungeachtet der Abhaltung einer
Trauerfeier in Biberach weder im GEA noch in der SKZ oder im AB eine Mel-
dung.55 Im Jahr der Reichsbannergr�ndung 1924 �nderte sich dies zumindest
im GEA. Nun wurde berichtet, dass die w�rttembergische Reichsbanner-
Gauleitung an Erzbergers Todestag im Auftrag des Bundesvorstandes einen
Kranz mit schwarz-rot-goldener Schleife und der Widmung „in dankbarer
Erinnerung“ am Grab niedergelegt und die Witwe Erzbergers besucht habe.
Obwohl die Zentrumspartei bislang �ber die „Erinnerungshoheit“ verf�gte,
bemerkte der GEA, dass, „wie es scheint, auch die Zentrumspartei“ einen
Kranz niedergelegt habe. Dieser Bemerkung angef�gt wurde, dass es f�r das
Reichsbanner „Ehrenpflicht [sei], des aufrechten K�mpfers f�r Reichseinheit,

Das Geburtshaus Matthias Erzbergers in der Buttenhausener M�hlsteige. Im Hinter-
grund die 1938 zerstçrte Synagoge.

52 „W�rttemberg und die Nachbarl�nder“, in: SKZ vom 28. 8. 1922, S. 2.
53 „Ged�chtnisfeier f�r Erzberger“, in: GEAvom 25. 8. 1922, S. 3.
54 Edgar Vincent Viscount D’Abernon: The Years of Crisis, June 1922 – December 1923, vol. ii

of: An Ambassador of peace. Pages from the Diary of Viscount D’Abernon, London,
1929–1930.

55 Selbst vom AvO gab es nur eine kurze Meldung in diesem Jahr (AvO vom 25. 8. 1923, S. 2).
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Republik und Demokratie zu gedenken.“56 Dies war ein erstes Zeichen daf�r,
dass das Reichsbanner Interesse an einer Aufnahme Erzbergers in ihre eigene
Erinnerungskultur hatte. Die „kirchlich-katholischen Erinnerungsformen“57

der Gedenkfeiern an Sterbeort und Grab hatten ein Vakuum f�r ein positives,
nicht-katholisches, nicht-kirchliches, republikanisches Erinnern entstehen
lassen. In dieses Vakuum trat schließlich die Ortsgruppe Reutlingen des
Reichsbanners und machte dabei nun Gebrauch von Erzbergers Geburtshaus
in Buttenhausen.

Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold: Die Ortsgruppe Reutlingen

Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold wurde im Februar 1924 in den Nach-
wirkungen des „Krisenjahres“ 1923 und als Antwort auf die Bedrohungen der
Republik in Magdeburg gegr�ndet.58 Der Kampf der Rechten gegen die Ver-
fassung und die Ermordung von Vertretern der Republik h�tten die Dring-
lichkeit verst�rkt, „daß die Republikaner aller Schattierungen sich zu einem
Bunde zusammenscharten und das Reichsbanner [. . .] gr�ndeten.“59 Auch
das Zentrum erkannte, besonders unter dem Eindruck des Erzberger-Mordes,
die Notwendigkeit eines solchen Bundes an und wurde neben DDP und SPD
zu einer Tr�gerpartei.60 Obwohl die eigenen Angaben von drei Millionen
Mitgliedern61 �bertrieben waren – tats�chlich lag die Zahl nie bei mehr als
einer Million62 – war das Reichsbanner letztendlich die einzige nennenswerte
�berparteiliche republikanische Bewegung in der Weimarer Republik.63 Die
Sozialdemokraten machten dabei die �berw�ltigende Mehrheit aus,64 so auch
im 4000 Mann starken w�rttembergischen Reichsbanner.65

In Reutlingen schlossen sich bereits im August 1924 „[e]ine große Anzahl
ehemaliger Kriegsteilnehmer und andere republikanisch gesinnte M�nner aus
allen Bevçlkerungskreisen [. . .] zu einer Ortsgruppe [zusammen].“66 Die
Gruppe muss wohl allein aufgrund der politischen Tendenz in Reutlingen vor-
nehmlich aus deutsch-demokratisch- und sozialdemokratisch orientierten

56 „Ehrung Erzbergers durch das Reichsbanner –Schwarz-Rot-Gold’“, in: GEA vom 29. 8.
1924, S. 6.

57 C. Dowe: Bad Griesbach, Biberach, Buttenhausen (wie Anm. 1), S. 424.
58 M. Bçhles (wie Anm. 1), S. 11.
59 E. Bauer (wie Anm. 1), S. 153.
60 Karl Rohe: Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold. Ein Beitrag zur Geschichte und Struktur

der politischen Kampfverb�nde zur Zeit der Weimarer Republik, D�sseldorf 1966, S. 54.
61 E. Bauer (wie Anm. 1), S. 153.
62 K. Rohe (wie Anm. 60), S. 73.
63 M. Bçhles (wie Anm. 1), S. 9.
64 Rohe nennt Anteile von 80–90 Prozent, in: K. Rohe (wie Anm. 60), S. 266.
65 M. Bçhles (wie Anm. 1), S. 64.
66 „Stadt und Land: Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold“, in: GEAvom 27. 8. 1924, S. 2.
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M�nnern bestanden haben. Außer beispielsweise in Ludwigsburg (mit Ernst
Bauer als prominentem Mitglied) war dies fast �berall in W�rttemberg der
Fall.67 Erster Vorsitzender war der Sozialdemokrat Eberhard Vollmer, Zwei-
ter Vorsitzender der Reutlinger Ortsgruppe war Hans Freytag, der f�r die
DDP im Gemeinderat saß und als Mitbesitzer und Verlagsleiter des GEA dem
Reichsbanner eine wohlgesonnene Presse verschaffen konnte.68

Schon zu Beginn bekam die Gruppe Gegenwind von einem in der SKZ
abgedruckten Leserbrief, der sich gegen einen Beitritt zum Reichsbanner
aussprach.69 Den Gr�ndern wurden unter anderem „nicht anzuzweifelnde
Partei-Interesse[n]“ unterstellt. Auf diese Zuschrift antwortete Vollmer mit
einem Artikel im GEA, allerdings ohne den Vorhaltungen des „Herr[n]
Pseudonymus“ bez�glich der „Parteischablone“ des Reichsbanners substan-
ziell etwas zu entgegnen.70 Trotz solcher vereinzelter çffentlichen Kritik
konnte nach einem Jahr bereits die Bannerweihe vorgenommen werden.
An der zweit�gigen Veranstaltung – Bannerweihe am 5. und „republikanisch-
vaterl�ndische Kundgebung“71 am 6. September 1925 – nahmen etwa 1500
Mitglieder aus ganz W�rttemberg teil,72 darunter die Ortsgruppen Stuttgart,
Ulm, Esslingen, Rottweil und Ludwigsburg.73 Als prominente G�ste waren
unter anderen Bundesausschussmitglied Dr. Theodor Bohner (DDP) aus
Magdeburg und der w�rttembergische Gauvorstand des Reichsbanners
Alfons Buse anwesend, zudem der Reutlinger Oberb�rgermeister Emil Hepp
und Mitglieder des Gemeinderats. In seiner Rede am 5.9. in der restlos gef�ll-
ten ‚Bundeshalle� sprach Vollmer von einer 500 Mitglieder starken Orts-
gruppe.74 Laut Polizeibericht lag die Grçße des Reutlinger Reichsbanners zu
der Zeit jedoch nur bei 350 Mitgliedern. Bis 1931 sollten noch weitere hundert

67 M. Bçhles (wie Anm. 1), S. 64.
68 Eberhard Vollmer (1886–1976) war Verwaltungsobersekret�r beim Tiefbauamt und saß als

sozialdemokratischer Gewerkschafter im Stadtrat. Im M�rz 1933 trat er aus der Partei aus
und verließ den Stadtrat. Vgl. Manfred Maul-Ilg: Macht�bernahme und Gleichschaltung, in:
Reutlingen 1930–1950. Nationalsozialismus und Nachkriegszeit, hrsg. von Stadt Reutlin-
gen, Reutlingen 1995, S. 42–73, hier: S. 47. Hans Freytag (1880–1945) war außerdem Gr�n-
der der sp�teren Papiergroßhandlung Packma H. Freytag & Sçhne. Er war bis 1930 Stadtrat,
wurde aber im April 1933 inhaftiert und im folgenden November vom GEA entlassen. Vgl.
G. Randecker: „Der gute Geist von Buttenhausen“, S. 21; M. Maul-Ilg, S. 50; Ute Strçbele:
Luftschutz in Reutlingen. Propaganda und Realit�t, in: Reutlingen 1930–1950, S. 217–230,
hier: S. 225.

69 „�ffentlicher Sprechsaal: Verein Reichsbanner“, in: SKZ vom 26. 8. 1924, S. 4.
70 „Verein Reichsbanner!“, in: GEAvom 30. 8. 1924, S. 6.
71 „Bannerweihe der Ortsgruppen Reutlingen und Unterhausen des Reichsbanners“, in: GEA

vom 7. 9. 1925, S. 2.
72 M. Bçhles (wie Anm. 1), S. 54.
73 „Bannerweihe der Ortsgruppen Reutlingen und Unterhausen des Reichsbanners“, in: GEA

vom 7. 9. 1925, S. 2.
74 Ebd.
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dazukommen.75 Marcel Bçhles ordnet die Grçße der Reutlinger Gruppe nach
Stuttgart (1600), Ulm (300) und Schwenningen (250) ein.76 Welche Zahl auch
korrekt gewesen sein mag, Vollmer stellte jedenfalls hohe Erwartungen an die
Ortsgruppe: „Wir in Reutlingen werden ein Eckpfeiler nicht nur im Gau
W�rttemberg, sondern �berhaupt in der ganzen Reichsbannerbewegung
sein.“77 Vor diesem Hintergrund sollte meines Erachtens auch die Ged�cht-
nisfeier f�r Erzberger in Buttenhausen knapp drei Jahre sp�ter gesehen wer-
den, auch wenn die Motivation hinter der Reutlinger Initiative sicherlich
vielf�ltig war. Schon in seiner Rede zur Fahnenweihe sprach Alfons Buse von
der „besondere[n] Ehre f�r das Reichsbanner W�rttemberg [. . .], als vor eini-
gen Tagen in Biberach am Grabe eines der grçßten Staatsm�nner die junge
deutsche Republik die Fahnen senken konnte, als wir eine Ged�chtnisfeier f�r
Erzberger dort abhielten.“78 Eine noch viel grçßere Ehre kçnnte dann also
die Stiftung einer Gedenktafel an seinem Geburtshaus darstellen.

Demokratisch-republikanische Erinnerung:
Die Erzberger-Gedenkfeier des Reichsbanners 1927

Trotz aller republikanischer Gesinnung muss es zun�chst eigenartig erschei-
nen, dass gerade das Reichsbanner, zudem eine Ortsgruppe mit wohl sozial-
demokratischer und demokratischer Mehrheit, eine Ged�chtnisfeier zu Ehren
Erzbergers organisierte. Dazu ist es wichtig zu verstehen, welche Rolle Erz-
berger in deren Erinnerungskultur allgemein spielte. Erinnerungskultur und
-politik generell waren wichtige T�tigkeitsfelder des Reichsbanners, da sie
Identit�t und Eigenwahrnehmung st�rkten und alternative Symbole und Deu-
tungen in der umk�mpften Weimarer Republik anboten. Dazu gehçrten
neben der Feier des Verfassungstages am 11. August,79 der Tradition von 1848
und den Farben Schwarz-Rot-Gold auch das Andenken an republikanische
M�rtyrer.80 Die zeitgençssischen Politiker, die dieses Andenken dominierten,
waren Friedrich Ebert (SPD), verstorben am 28.2. 1925,81 Walther Rathenau

75 Manfred Maul-Ilg: „Reutlingen war ein harter Boden“ – Anf�nge und Aufstieg der NSDAP
in Reutlingen, in: Reutlingen 1930–1950 (wie Anm. 68), S. 11–41, hier: S. 39.

76 M. Bçhles (wie Anm. 1), S. 64.
77 „Bannerweihe der Ortsgruppen Reutlingen und Unterhausen des Reichsbanners“, in: GEA

vom 7. 9. 1925, S. 2.
78 Ebd.
79 Siehe den Beitrag von Miriam Adler in diesem Band.
80 Zur Symbolpolitik und Erinnerungskultur siehe M. Bçhles (wie Anm. 1), S. 129–188.
81 Obwohl Ebert keinem Mord zum Opfer fiel, wurde er in die Gruppe der M�rtyrer auf-

genommen, da er aufgrund eines von nationalistischer Seite angeregten Prozesses seine
Blinddarmentz�ndung zu lange verschleppte und in der Folge starb, vgl. Georg Kotowski:
Ebert, Friedrich, in: Neue Deutsche Biographie Bd. 4 (1959), S. 254–256.
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(DDP, am 24. 6. 1922 ermordet) und eben Matthias Erzberger. Im Gr�ndungs-
aufruf des Reichsbanners f�r W�rttemberg beispielsweise wurden die Morde
an Erzberger und Rathenau explizit als Angriffe auf die Republik bezeichnet
und f�r Beitritte geworben.82 Mit Erzberger, Rathenau und Ebert konnte also
eine „erinnerungspolitische Trias“83 hergestellt werden, die alle drei Reichs-
bannerparteien einschloss und �berparteiliche Identit�t st�rkte. Erzbergers
Aufnahme erkl�rt sich nicht nur durch seine Opferrolle, sondern auch durch
seinen bis 1917 zur�ckreichenden Einsatz f�r Republik und Parlamentaris-
mus.84 Zudem w�rdigte man ihn wegen der gemeinsamen Feinde im traditio-
nalistischen, schwarz-weiß-roten Lager.85 Mit diesen drei republikanischen
„M�rtyrern“ hatte das Reichsbanner also partei�bergreifende Referenzpunk-
te, die sich auch im çffentlichen Raum zeigen sollten. So setzte es sich f�r die
Umbenennung von Straßen und Pl�tzen ein86 sowie f�r den Bau von Denk-
m�lern, die oft auch den drei Politikern gemeinsam gewidmet wurden. Solche
Denkm�ler wurden zum Beispiel in Essen, Dortmund, Witten und Osna-
br�ck errichtet.87 Zudem wurde der „Trias“ auch durch Beitr�ge in der
Reichsbanner-Presse gedacht, so zu Erzbergers f�nftem Todestag 1926.88

Dem Reichsbanner im S�dwesten kam aufgrund von Erzbergers Herkunft
eine besondere Rolle bei dessen Gedenken zu. Die Ortsgruppe Ulm beispiels-
weise organisierte eine Gedenkfeier in Biberach aus Anlass seines 50. Geburts-
tages, zu der mehrere Hundert Mitglieder anreisten.89 Am Geburtshaus
Erzbergers eine Gedenktafel anbringen zu lassen und dies mit einer groß
angelegten Kundgebung zu verbinden, mag f�r die Ortsgruppe Reutlingen
auch eine Gelegenheit gewesen sein, vom regionalen Bezug zum Ermordeten
Gebrauch zu machen und um dadurch mçglicherweise st�rker in Erscheinung
zu treten, in Vollmers Worten zum „Eckpfeiler“ der Reichsbannerbewegung
zu werden.

Warum die Feier nicht wie angek�ndigt im Herbst 1926 stattfand, sondern
im Mai 1927, ist nicht bekannt. Mçglicherweise hatte der bereits im August
angek�ndigte Redner Carl Diez, der Tatzeuge des Mordes war, andere

82 Schw�bische Tagwacht vom 16. 8. 1924, zitiert in: M. Bçhles (wie Anm. 1), S. 51.
83 C. Dowe, „Katholische Geschichtspolitik“ (wie Anm. 1), S. 406.
84 R. Morsey (wie Anm. 18), S. 87.
85 K. Epstein (wie Anm. 2), S. 441.
86 In Reutlingen beispielsweise wurden Straßen nach Friedrich Ebert (1927) und Walther Ra-

thenau (1928) benannt. Vgl. Gerald Kronberger: Wegweiser zur Stadtgeschichte: Die His-
torie der Reutlinger Straßennamen, in: RGB NF 50 (2011), S. 94.

87 Christopher Dowe: Die Ausstellung, in: Matthias Erzberger. Ein Wegbereiter der deutschen
Demokratie. Buch zur Dauerausstellung der Erinnerungsst�tte Matthias Erzberger in M�n-
singen-Buttenhausen, Stuttgart 2011, S. 22–95, hier: S. 88.

88 M. Bçhles (wie Anm. 1), S. 150.
89 Ebd., S. 151.
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Verpflichtungen, oder die Gedenktafel wurde nicht rechtzeitig fertig.90 Eine
andere Erkl�rung kçnnte sein, dass das Reichsbanner diese als „republi-
kanische Kundgebung“91 beworbene Feier bewusst auf den Tag verschoben
hatte, an dem in Berlin der ber�chtigte „Stahlhelmtag“ stattfand, einer
Massenkundgebung des 1918 gegr�ndeten DNVP-nahen Stahlhelm, Bund
deutscher Frontsoldaten. Dieser Wehrverband war bis etwa 1930 der Haupt-
konkurrent des Reichsbanners.92

Die Erwartungen an die Feier waren so hoch, dass die Reichsbahn einen
Extrazug von Reutlingen nach M�nsingen f�r den Morgen des 8. Mai zur Ver-
f�gung stellte,93 der f�r die Kameraden der Reutlinger Reichsbannerleute aus
Stuttgart, T�bingen, Rottenburg, Hechingen, Eningen, Unterhausen und
vielen weiteren Orten tats�chlich auch notwendig wurde.94 Zudem reisten
auch Trupps aus Ulm an. Der GEA und die Schw�bische Tagwacht gingen
von etwa 500 Reichsbannerleuten aus,95 w�hrend gerade die SKZ sogar von
1000 sprach.96 Hinzu kam auch „eine Menge Volkes aus nah und fern“ zusam-
men, sodass der AvO die Menge bei der Feier auf insgesamt bis zu 2000 Men-
schen sch�tzte, die wohl ein regelrechtes Verkehrschaos verursachte.97 Nach-
dem die Reichsbannerleute zun�chst geschlossen „der Stadt M�nsingen in
einem wohlgeordneten Durchmarsche die Bedeutung des Tages sowohl als
auch die Bedeutung und den Sinn des Reichsbanners �berhaupt demonstrativ
vor Augen [f�hrten]“,98 marschierten sie in Buttenhausen „unter flotter
Musik“99 ein und zwei Stunden sp�ter schließlich zum Geburtshaus Erz-
bergers.

Ganz anders als die Reaktionen auf die Mordtat fiel die Berichterstattung
der çrtlichen Presse �ber die Feier aus. Sie wurde nicht nur ausf�hrlich im

90 Die Bronzetafel mit Erzbergers Reliefbild und der Inschrift „Matthias Erzberger – Reichs-
minister in Deutschlands schwerster Zeit – f�r das Vaterland gestorben am 26. August 1921“
wurde in der kunstgewerblichen Werkstatt von Hermann Braun aus Reutlingen gefertigt
(„Erzberger-Gedenkfeier in Buttenhausen“, in GEA vom 9. 5. 1927, S. 4; „Erzberger-Ge-
d�chtnisfeier in Buttenhausen“, in: AvO vom 10. 5. 1927, S. 6.

91 „Aus Amt und Kreis“, in: SKZ vom 27. 8. 1926, S. 4.
92 Zur Konkurrenz zwischen Reichsbanner und Stahlhelm siehe M. Bçhles (wie Anm. 1),

S. 220–235.
93 „Aus Stadt, Bezirk u. Umgebung“, in: AB, 6. 5. 1927, S. 7.
94 „Erzberger-Gedenkfeier in Buttenhausen,“ in: GEAvom 9. 5. 1927, S. 3.
95 Ebd.; M. Bçhles (wie Anm. 1), S. 151.
96 „Buttenhausen“, in: SKZ vom 10. 5. 1927, S. 4.
97 „Erzberger-Ged�chtnisfeier in Buttenhausen“, in: AvO vom 10. 5. 1927, S. 6.
98 „Erzberger-Gedenkfeier in Buttenhausen“, in: GEAvom 9. 5. 1927, S. 3.
99 Ebd., S. 6.
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Alb-Boten angek�ndigt,100 „die Heimat Erzbergers“ erwartete nun „die zur
Ehrung ihres großen Sohnes erschienenen G�ste.“101 Hans Freytag erçffnete

Das Bild zeigt den Moment der Enth�llung der Gedenktafel am Erzberger-Haus am
8. Mai 1927.

100 Unter anderem mit einem ungewçhnlich pathetischen Gedicht, in dem es heißt:

[. . .]
Du Albsohn! Blume sonnigen S�dens;
Ein kalter Mord hat dich zerstçrt;
Ein Geist stand wider Dich, zu dessen
Irrwahne Du dich nicht bekehrt.

Nun kommen Wackere allenthalben,
Und legen Zeugnis f�r Dich ab;
Und wollen gern den Dank Dir zollen,
Den Deine Heimat Dir nicht gab.

So rufen wir zu den Gestirnen,
Wenn das Fanal zum Himmel loht:
Kein treuerer Freund ward uns auf Erden;
Er starb f�r’s Volk den Heldentod.
[. . .]

In: „Zur Einweihung der Gedenktafel des ermordeten Reichsfinanzministers a. D. Erzber-
ger“, in: AB, 6. 5. 1927, S. 7.

101 „Erzberger-Gedenkfeier in Buttenhausen“, in: AB, 9. 5. 1927, S. 6.
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die Feier im Namen des Reutlinger Reichsbanners mit einer l�ngeren Rede,
gefolgt von Schultheiß Gr�ter als Vertreter Buttenhausens, der einen kurzen
Lebenslauf mit den Worten schloss, dass der „der heutige Tag dazu beitragen
[mçge], den parteipolitischen Zwiespalt zu �berbr�cken zum Wohle unseres
geliebten Vaterlandes.“102 Weiter sprachen Gemeinderat Franz Vollmar im
Namen der Reutlinger Zentrumspartei, die in Reutlingen eine marginale Rolle
spielte, der Reichsbannerfunktion�r und Landesvorstand der w�rttem-
bergischen Zentrumspartei Ernst Bauer, Landtagsabgeordneter Berthold
Heymann (SPD), der DDP-Politiker Johannes Fischer sowie ein Bruder Erz-
bergers. Offizielle Funktionen wurden somit fast ausschließlich von Poli-
tikern �bernommen. Auffallend ist die Abwesenheit des zuvor angek�ndigten
Zentrumspolitikers Carl Diez sowie des Vorstands des Reutlinger Reichsban-
ners Eberhard Vollmer. Im Mittelpunkt der Feier stand die W�rdigung von
Erzbergers Arbeit als Politiker und Staatsmann, sein Einsatz f�r den Frieden
und die Republik. W�hrend die SKZ hier �ußerst wortkarg blieb und lediglich
erw�hnte, dass Freytag Erzbergers Verdienste f�r die Republik gew�rdigt

Die „Erzberger-Kundgebung“ am 8. Mai 1927 in Buttenhausen. Der Zug von Reichs-
bannerleuten und Honoratioren in der Ortsmitte, im Hintergrund das Denkmal f�r
den Kriegshelden und Pfarrersohn Otto von Haldenwang.

102 Ebd.
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habe,103 wurden im GEA und AB die Reden in l�ngeren Paraphrasen (unter-
schiedlich) wiedergegeben. Die Rede seines Mitherausgebers druckte der
GEA im Ganzen ab.

Die Redner setzten dabei unterschiedliche Akzente: Der Sozialdemokrat
Berthold Heymann beispielsweise w�rdigte Erzbergers Wirken �ber die
Parteigrenzen hinweg sowie seine Mitarbeit an der Verfassung (GEA). Fischer
sah die Feier als „das Symbol f�r den sittlichen Gehalt der deutschen Repu-
blik“ (GEA) und Erzberger als jemanden, „der sich f�r große, sittliche, politi-
sche Ideen einsetzte“ (AB). Besonders bei Heymann und Fischer als Politiker
der SPD bzw. DDP ist die W�rdigung Erzbergers als Angehçriger einer ande-
ren Partei bemerkenswert. Heymann bezeichnete Erzberger sogar als „den
einstigen politischen Mitk�mpfer“ (GEA). Hier unterst�tzte also die Rheto-
rik das Ziel einer partei�bergreifenden Feier, die sich im gemeinsamen repu-
blikanischen Ethos gr�nden sollte. Nur Bauers Rede divergierte hier leicht,
indem sie hervorhob, dass Erzberger „die Ideale des Zentrums verfolgt“ habe
(AB). Der GEA gab diesen Teil nicht wieder, wohingegen der AvO aus-
schließlich diese Rede rezipierte – was im stark dem Zentrum nahestehenden
Biberach nicht �berrascht.

Die uniformierten Reichsbannerleute aus Reutlingen und Ulm f�hrten ihre Fahnen
mit sich, darunter die mit dem Adler geschm�ckten Reichsfarben (links).

103 „Buttenhausen“, in: SKZ vom 10. 5. 1927, S. 4.
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Die Rede, die am genauesten in die Reichsbanner-Ideologie passte, war die
Hans Freytags.104 An diesem Tag wolle er nicht Erzbergers Leistungen als
Parteimann untersuchen und bewerten, sondern unter der schwarz-rot-golde-
nen Flagge „den aufrechten Republikaner, den M�rtyrer“ ehren. Erzbergers
Ansichten w�hrend des Weltkrieges, seine Rolle bei Waffenstillstand und
Friedensschluss sowie sein Einsatz f�r Vçlkerverst�ndigung w�rden nun als
Realpolitik betrachtet; der „kluge Vorausschauer“ allerdings musste f�r diesen
Mut sein Leben lassen. Mit der Nennung Rathenaus und Eberts als weitere
Opfer „am Rande der Straße zum neuen Deutschland“ vervollst�ndigte Frey-
tag die „erinnerungspolitische Trias“.105 Von diesen M�rtyrern der 1920er
Jahre ging er dann direkt �ber zu den Revolution�ren von 1848 und ihren Ver-
diensten f�r die deutsche Einheit. Dieser Gedanke des großdeutschen,106 ein-
heitlichen Nationalstaates war grundlegend f�r das Reichsbanner, der nicht
nur im Namen, sondern auch in der Wahl der Flaggenfarbe sichtbar wurde.107

Erzbergers demokratische Vorreiterrolle kam auch in Freytags Betonung der
„freien Bahn f�r die T�chtigen“ zum Ausdruck. So solle sein Geburtshaus f�r
Bauern, Handwerker, Arbeiter und Beamte und deren Sçhne zur Pilgerst�tte
werden, an denen der n�chsten Generation gesagt werden kann: „[. . .] auch
dir steht in der deutschen Republik der Weg nach oben offen.“ Im sicherlich
emphatischsten Teil der Rede ging Freytag auf eine Frage ein, die gewiss einige
besch�ftigte:

„Warum gerade wir vom Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold zur Ehrung
Erzbergers hier stehen? Weil er nach seiner ganzen politischen und sozialen
Einstellung und seiner staatsm�nnischen Auffassung heute neben [Josef]
Wirth und [Heinrich] Kçhler mit in unseren Reihen stehen w�rde; weil er
allezeit f�r ‚Einigkeit und Recht und Freiheit� sich einsetzte, f�r die Repu-
blik und f�r die Demokratie, f�r ein einheitliches und grçßeres Deutsch-
land, f�r alle die Ideale, die wir in den Farben Schwarz-Rot-Gold zusam-
menfassen. Und weil wir der �berzeugung sind, daß der Geist der drei
Toten, die als Opfer am Tore der deutschen Republik bestattet sind:
Matthias Erzberger, Walter Rathenau und Fritz Ebert, noch oft und oft die
Mehrheit des deutschen Volkes wird zusammenf�hren m�ssen, wenn der

104 Im Folgenden wird aus dem Bericht des GEA zitiert.
105 Hierbei konnte folgende Beobachtung gemacht werden: W�hrend Freytags Rede im AB

miteinschließt, dass „Erzberger den Mut besessen [habe], den ruchlosen Mord an Walter
[sic] Rathenau, der echt deutsch war und nur das Beste seines Volkes wollte, als gemeines
Bubenst�ck zu bezeichnen“, fehlt diese Ausf�hrung in der vom GEA wohl ansonsten voll-
st�ndigen Rede Freytags. Sollte Freytag dies wirklich gesagt haben, ließ er es im Abdruck
wahrscheinlich lçschen, als ihm auffiel, dass Erzberger bei Rathenaus Ermordung bereits
tot war.

106 „[. . .] wenn einst unsere Br�der in �sterreich wieder heimgefunden haben ins Reich [. . .]“,
„Erzberger-Gedenkfeier in Buttenhausen“, in: GEAvom 9. 5. 1927, S. 3.

107 M. Bçhles (wie Anm. 1), S. 161.
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Weg in eine bessere Zukunft wieder ein St�ck weit frei gemacht werden
soll.“

Erzberger wurde hier also nicht nur in die Erinnerungskultur des Reichs-
banners aufgenommen, sondern in die Vereinigung des Reichsbanners selbst.
Auch Johannes Fischer sprach davon, „daß Erzberger bereits Reichsbanner-
kamerad gewesen ist, ehe dasselbe formell gegr�ndet war.“108 Damit wurde
retrospektiv eine Gesinnungsgemeinschaft hergestellt, die 1924 mit der Gr�n-
dung des Reichsbanners formellen Charakter bekommen hatte und nur so die
Parteigrenzen �berwinden konnte.

Eine kirchlich-religiçse Dimension fehlte bei dieser Feier vollkommen, was
sie klar von beinahe allen anderen Gedenkveranstaltungen abgrenzte. Erz-
bergers Selbstverst�ndnis als gl�ubiger Katholik kam nirgends zur Sprache.
Selbst aus dem Bibelvers, eingemeißelt auf Erzbergers Grabdenkmal, wurde
im GEA ein „Dichterwort.“109 Die ganze Aufmachung der Feier jedoch – der
Marsch zum Geburtshaus und dessen Beschreibung als Pilgerst�tte, das
Anstimmen des Reichsbannerlieds am Ende sowie die ganze Stilisierung Erz-
bergers als M�rtyrer f�r das deutsche Volk – hatte einen quasi-religiçsen
Charakter. Hier wurde nun aber kein katholischer, sondern ein republika-
nischer Erinnerungsort geschaffen mit einer Tafel am Geb�ude, das „nicht aus
dem Erzberger-Kult verschwinden [d�rfe].“110 Damit erreichte das Reichs-
banner eine Demokratisierung des Erzberger-Gedenkens: Es war nun nicht
mehr nur f�r Zentrums-Anh�nger und Katholiken relevant, sondern f�r alle
republikanisch gesinnten Deutschen wichtig.

Die �berschw�ngliche Berichterstattung des GEA �ber diese „republika-
nische Kundgebung“ muss aufgrund von Freytags Doppelrolle als Schrift-
leiter des GEA und als Reichsbannerfunktion�r etwas distanzierter betrachtet
werden, beispielsweise in Bezug auf die Beflaggung in Buttenhausen. Laut
General-Anzeiger war das ganze Dorf mit schwarz-rot-goldenen Flaggen ge-
schm�ckt, ebenso die Rednertrib�ne beim Geburtshaus. Tats�chlich sieht
man auf Bildern der Feier, dass solche Flaggen von D�chern und Masten hin-
gen. Die SKZ bemerkte (vielleicht etwas herablassend), dass das Haus Erzber-
gers „h�bsch geschm�ckt“ war, der AB schrieb von „festlicher Beflaggung“,
der AvO schrieb nichts davon. Bçhles bemerkt zur Rolle des schwarz-rot-gol-
denen Banners, dass der Erfolg einer Reichsbanner-Veranstaltung an der Zahl
der Flaggen gemessen wurde,111 was erkl�ren kçnnte, warum die SKZ den

108 „Erzberger-Gedenkfeier in Buttenhausen“, in: AB, 9. 5. 1927, S. 7.
109 Zu Heymanns Rede s. GEAvom 9. 5. 1927, S. 4.
110 Aus Bauers Rede in „Erzberger-Gedenkfeier in Buttenhausen“, in: AB, 9. 5. 1927, S. 6. Bauer

k�ndigte im gleichen Zug den Entschluss des Reichsbanners an, das Haus zu kaufen und in
ein Museum umzuwandeln. Gekauft wurde es schließlich 2001 von der Stadt M�nsingen;
die Erinnerungsst�tte wurde 2004 erçffnet.

111 M. Bçhles (wie Anm. 1), S. 162.
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Punkt der Flaggen mçglicherweise bewusst unterschlug. Die anderen beiden
Zeitungen standen den Farben der Republik selbst vielleicht eher distanziert
gegen�ber oder aber betrachteten diesen Punkt als unwesentlich. Die Bericht-
erstattung blieb, außer im GEA und im AB, selbst im AvO ausgesprochen
d�rftig, obwohl die Veranstaltung der Reutlinger Ortsgruppe allein zahlen-
m�ßig ein Erfolg gewesen zu sein scheint. Die Anreise von einigen anderen
Ortsgruppen und die große Beteiligung der Bevçlkerung zeugen von erhebli-
chem regionalem Interesse. Auff�llig ist aber der rein w�rttembergische Cha-
rakter der Feier. Die Redner kamen aus Reutlingen, Stuttgart und Ludwigs-
burg. Auch wenn die Feier in der Reichsbanner-Zeitung gew�rdigt wurde,112

blieb es bei einem regionalen Echo. Noch im Jahre 2010 wurde sie als „unbe-
kanntes Kapitel in der Geschichte des Reichsbanners“ bezeichnet.113 F�r ei-
nen begrenzten Zeitraum war das Reutlinger Reichsbanner Akteur des Erz-
bergergedenkens geworden. Umgekehrt gelangte der Zentrumsmann Erzber-
ger durch die Feier etwas mehr ins Blickfeld der Reutlinger.

Was blieb nach 1927?

Erzbergers Todestages im Jahr der Reichsbannerfeier wurde vom GEA nicht
nur mit einer kurzen Meldung gedacht. Dabei wurden mit dem Abdruck eines
Artikels aus der „Deutschen Republik“ Erzbergers Friedensbem�hungen im
Weltkrieg in den Mittelpunkt ger�ckt.114 Im Jahr darauf wurde eine geplante
Ehrung am Grab zusammen mit der Kreistagung des Reichsbanners angek�n-
digt.115 Scheinbar war implizit klar, dass die Ehrung vom Reichsbanner ab-
gehalten werden w�rde. In einem kurzen Bericht drei Tage sp�ter wurde
dargelegt, dass die Ortsgruppe Biberach diese Feier organisiert hatte, unter
den anwesenden Ortsgruppen wurde Reutlingen aber nicht genannt. Zu den
folgenden zwei Todestagen schrieb der GEA nichts mehr, erst 1931, zum
zehnten Jahrestag seiner Ermordung, wurde Erzberger wieder Aufmerksam-
keit zuteil. So berichtete die Zeitung von einer Zentrums-Feier in Biberach
und illustrierte den l�ngeren Artikel mit zwei Bildern.116 Diese Feier war im
Unterschied zu 1927 ein Ereignis mit reichsweitem Echo, was die anwesenden
G�ste und die Berichterstattung betraf. Auch eine Reichsbannerfeier fand in
diesem Jahr wieder statt, diesmal in Verbindung mit dem Deutschen Republi-
kanischen Reichsbund, der f�r das Kartell der Republikanischen Verb�nde
einen Kranz niederlegte. Anders als bei der Reichsbannerfeier der Reutlinger

112 Reichsbanner-Zeitung 12 (1927), in: M. Bçhles (wie Anm. 1), S. 151.
113 Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold 45 (2010), S. 2.
114 „Erzbergers Friedensbem�hungen“, in: GEAvom 27. 8. 1927.
115 „Biberach, 23. August“, in: GEAvom 25. 8. 1928, S. 3.
116 „Ged�chtnisfeier f�r Matthias Erzberger“, in: GEAvom 24. 8. 1931, S. 3.
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nahm hier auch die Witwe Erzbergers teil.117 Die Verkn�pfung Erzbergers
mit dem Reichsbanner sorgte offenbar f�r mehr Aufmerksamkeit im GEA.
Hingegen gedachte die SKZ am f�nften Todestag 1926 Erzbergers zum letzten
Mal. �ber die Reichsbannerfeier im Mai 1927 wurde noch berichtet, doch dies
war wohl der letzte Artikel im Zusammenhang mit Erzbergers Ermordung.

Der zehnte Todestag markierte f�r beide Zeitungen das Ende der positiven
Erzberger-Erinnerung: 1932 erschien kein Beitrag mehr, 1933 gaben dann die
minutiçsen Berichte �ber die Tannenbergfeier im GEA den Ton an. Reichs-
weit wurde nun das Erzberger-Gedenken im Sinne Adolf Hitlers gepr�gt, der
schon im November 1920 in M�nchen gehetzt hatte: „Erzberger, dieser ist der
grçßte Lump, denn er hat durch Unterzeichnung Volk und Vaterland ver-
raten.“118 Die Bem�hungen des Reichsbanners, Erzberger allein und in der
„erinnerungspolitischen Trias“ mit Rathenau und Ebert als republikanische
Vorbilder in die Weimarer Gesellschaft zu tragen, um diese dadurch zu st�r-
ken, konnten am Ende gegen die Nationalsozialisten nichts mehr ausrichten.
Die Gedenkfeier der Reutlinger Ortsgruppe war im lokalen Raum çffentlich-
keitswirksam und konnte als Werbung f�r Demokratie und Republik fungie-
ren. Als die von den Reutlingern gestiftete Gedenktafel 1933 verschwinden
musste, hatte das Reichsbanner aber auch hier den Kampf verloren.119

„[. . .] daß es uns ernst mit der Republik ist:“ Das Gedenken an
Matthias Erzberger als Indiz demokratischer Entwicklungen in
Reutlingen

„Und es ist wahrlich notwendig, daß sich alles, was sich ehrlich zur Repu-
blik bekennt, was bereit ist, die Verfassung der deutschen Republik zu ver-
teidigen zusammenfindet und der Reaktion klar und deutlich beweist, daß
es uns ernst mit der Republik ist und daß wir nicht gewillt sind sie antasten
zu lassen. [. . .] Man wird der Reaktion deutlich klar machen m�ssen, [. . .]
daß weitaus die Mehrheit des deutschen Volkes republikanisch gesinnt
ist.“120

117 „Erzberger-Ehrung“, in: GEAvom 27. 8. 1931, S. 7.
118 Zitiert in: A. Mçller (wie Anm. 6), S. 59.
119 Die Tafel wurde von der Familie sichergestellt und befindet sich seit 1966 in der Sammlung

der Bundesfinanzakademie. 1971 brachte man eine neue Tafel am Geburtshaus an. Vgl.
Paula Lutum-Lenger: „Ein M�rtyrer f�r die Sache der deutschen Republik.“ Die Erinne-
rungsst�tte f�r Matthias Erzberger in M�nsingen-Buttenhausen, in: Orte des Gedenkens
und Erinnerns in Baden-W�rttemberg, hrsg. von Konrad Pflug; Ulrike Raab-Nicolai; Rein-
hold Weber, Stuttgart 2007, S. 257–262, hier: S. 257.

120 „F�r die Republik“, GEAvom 1. 9. 1921, S. 1.
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„Dieses Tun �ndert doch nichts an der Tatsache, daß die große Mehrheit
des Volkes froh ist, diesen Menschen los zu sein. Hier in Stuttgart z. B. las
alles das Extrablatt mit großer Befriedigung.“121

Auch wenn im GEA die Verbreitung einer republikanischen Gesinnung im
deutschen Volk vielleicht zu optimistisch dargestellt wurde, so belegen Be-
richterstattung und Kundgebung in Reutlingen f�r die Republik und beson-
ders die Initiative des Reutlinger Reichsbanners, dass unter den Reutlingern
durchaus gemeinsame Ideale mit denen Erzbergers gefunden werden konn-
ten. Stimmen wie die aus Stuttgart zitierte scheinen in Reutlingen zumindest
çffentlich nicht ge�ußert worden zu sein.

Die Pressereaktionen auf die Ermordung Erzbergers zeigten merkliche
Unterschiede: Große Best�rzung und Angst um die Republik im DDP-nahen
Reutlinger General-Anzeiger, verhaltene Reaktionen in der konservativen
Schwarzw�lder Kreiszeitung. Trotz ihrer kritischen Haltung gegen�ber Erz-
bergers Rolle am Ende des Krieges verurteilte aber auch sie die Tat. Extreme
Haltungen sind in Reutlingen also nicht wahrzunehmen. Die rege Teilnahme
der Reutlinger an einer Kundgebung am 31. August 1921 auf dem Karlsplatz
und die Zusammenarbeit von MSPD und USPD zu diesem Zweck zeugen
von einer positiven Entwicklung der Demokratie im Reutlingen der Weimarer
Jahre. Das Ausbleiben von hetzerischen Reaktionen auf der Linie der
Deutschnationalen war wegen der Dominanz von DDP und SPD in Reutlin-
gen eigentlich zu erwarten. Es ist aber dennoch bemerkenswert, dass �ber Par-
teigrenzen hinweg Solidarit�t mit einem der wichtigsten Politiker des Zen-
trums gezeigt wurde. Dies hatte jedoch nicht nur mit Erzbergers Person, son-
dern auch mit einer symbolischen Funktion zu tun. So wie Erzberger zu ei-
nem „cultural code“ f�r die Rechte geworden war, also die Person mit
republikanischer Politik verbunden wurde,122 so scheint dies auf der anderen
Seite ebenso f�r das liberale und linke Spektrum gegolten zu haben.

Diese partei�bergreifende Zusammenarbeit zeigte sich besonders deutlich
in der Initiative der Reutlinger Ortsgruppe des Reichsbanners, an Erzbergers
Geburtshaus eine Gedenktafel anbringen zu lassen und dies mit einer großen
Kundgebung zu verbinden. Das Ph�nomen, dass eine von der SPD dominierte
Vereinigung in einer von DDP und SPD dominierten Stadt eine so groß an-
gelegte Feier zu Ehren eines ermordeten Zentrumspolitikers initiierte und
organisierte, ist bemerkenswert. �ber die Ziele dieser Veranstaltung, ab-
gesehen von den erinnerungspolitischen Anliegen des Reichsbanners all-
gemein, kçnnen nur Vermutungen angestellt werden. Einen Bedeutungs-

121 Erich Rupp aus Stuttgart (parteilos) in einem Brief an Reichstagspr�sident Paul Lçbe, 28. 8.
1921, zitiert in: Der Erzberger-Mord (wie Anm. 14), S. 9.

122 Christopher Dowe wendet hier das von Shulamit Volkov im Zusammenhang mit Antise-
mitismus grundlegend gewordene Konzept auf den Umgang der Rechten mit Erzberger an.
Vgl. ders., „Katholische Geschichtspolitik“ (wie Anm. 1), S. 399 und S. 422.
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gewinn erlangte die Reutlinger Ortsgruppe jedoch nur vor�bergehend, Stutt-
gart und Ulm blieben die dominanten Gruppen in W�rttemberg. Eine Deu-
tungshoheit �ber das Gedenken an Erzberger zu erlangen, es zu demokra-
tisieren, indem es aus einem katholisch-kirchlichen Kontext in einen republi-
kanischen Bezugsrahmen gesetzt wird, gelang der Ortsgruppe ebenfalls
nicht.123 Zum zehnten Todestag fand die zentrale Gedenkfeier, der reichs-
weite Aufmerksamkeit zuteilwurde, in Biberach statt – das Reutlinger Reichs-
banner nahm hier nicht teil. Vielleicht kann dieses nachlassende Engagement
damit in Verbindung gebracht werden, dass die Beziehung zwischen Zentrum
und Reichsbanner ab 1927 immer mehr von Spannungen gepr�gt war und die
Reichsbanneraktivit�ten in Baden und W�rttemberg allgemein schon seit
1926 r�ckl�ufig waren.124 Inwieweit die Reutlinger Ortsgruppe hier Teil einer
allgemeinen Entwicklung war, m�sste genauer untersucht werden. Zweifellos
darf diese Entwicklung jedoch nicht nur am Erzberger-Gedenken festgemacht
werden. So bildete sich zum Beispiel in Pfullingen noch im August 1929 eine
Reichsbanner-Ortsgruppe als Reaktion auf die Provokationen der „Haken-
kreuzler.“125 Die Partei- und Konfessionsgrenzen mçgen am Ende aber
schlichtweg st�rker gewesen sein als die Ideale des Reichsbanners. Die
Deutsch- und Sozialdemokraten in Reutlingen b�ßten generell an St�rke ein:
Die DDP verlor zwischen den Wahlen 1928 und 1931 knapp die H�lfte ihrer
Gemeinderatssitze, die der SPD gingen von 12 auf 10 zur�ck.126 Vor diesem
Hintergrund war die partei- und konfessions�bergreifende Feier in Butten-
hausen aber ein umso bedeutenderes Zeichen f�r die realen Chancen der De-
mokratie in Reutlingen, wie sie sich im Reichsbanner manifestierten.

123 Ein auf der Feier angek�ndigtes Museum in Erzbergers Geburtshaus wurde im Jahre 2004
realisiert, das Buttenhausen erst dann zum zentralen Ort im Erzberger-Gedenken machte.

124 M. Bçhles (wie Anm. 1), S. 207 und S. 309.
125 Ebd., S. 66.
126 W. Jung (wie Anm. 5), S. 177.
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Das Ungl�ck vor der T�r und die Taube auf dem
Dach – zur evangelischen Kirche in Reutlingen in der
unmittelbaren Nachkriegs- und Revolutionszeit

Jonathan Mall

Wer von der Weimarer Republik spricht, der spricht zumeist auch von
„Krise“. Das gilt f�r den politisch-kulturellen Diskurs der 1920er Jahre
ebenso wie f�r die entsprechende Historiographie.1 Auch die kirchen-
geschichtliche Ann�herung, so Andr� Fischer, muss sich des wesentlichen
Charakters der Zwischenkriegszeit als „Krisenzeit“ bewusst sein und die
Permanenz der damaligen „Krisenerfahrung“ ber�cksichtigen.2 In der Tat
bietet sich demjenigen, der die metaphorische Kirchent�r zur unmittel-
baren Nachkriegs- und Revolutionszeit çffnet, zun�chst ein Ungl�cks-
szenario: Mit dem deutschen Kaiserreich endete in den revolution�ren
Umw�lzungen nicht nur die �ber vierhundert Jahre w�hrende Tradition
des landesherrlichen Kirchenregiments, die dem Protestantismus bis dahin
einen privilegierten Zugang zur politischen Sph�re gesichert hatte.3 Es
wurden auch jene gegen Katholizismus, Sozialismus und die Nationen ins
Feld gef�hrten nationalprotestantischen �berzeugungen einer deutsch-
protestantischen Kultur�berlegenheit sowie eines gottgewollten nationalen
Fortschritts und Heilsgeschehens j�hlings entt�uscht.4 Kurz zuvor hatten
diese noch die Kriegspredigten evangelischer Pfarrer gepr�gt. Diese Glau-
benskrise, die von der sozial- und mentalit�tsgeschichtlichen Forschung

1 Vgl. R�diger Graf: Die „Krise“ im intellektuellen Zukunftsdiskurs der Weimarer Republik,
in: Die „Krise“ der Weimarer Republik. Zur Kritik eines Deutungsmusters, hrsg. von Moritz
Fçllmer; R�diger Graf, Frankfurt–New York 2005, S. 77–106, hier: S. 77.

2 Vgl. Andr� Fischer: Zwischen Zeugnis und Zeitgeist. Die politische Theologie von Paul Alt-
haus in der Weimarer Republik (Arbeiten zur Kirchlichen Zeitgeschichte B, Bd. 55), Gçttin-
gen 2012, S. 23.

3 Vgl. Siegfried Weichlein: Zwischenkriegszeit bis 1933, in: 20. Jahrhundert – Epochen und
Themen (Handbuch der Religionsgeschichte im deutschsprachigen Raum, Bd. 6/1), hrsg. von
Volkhard Krech; Lucian Hçlscher, Paderborn 2015, S. 61–112, hier: S. 64.

4 Vgl. Frank Becker: Protestantische Euphorien. 1870/71, 1914 und 1933, in: Nationalprotes-
tantische Mentalit�ten. Konturen, Entwicklungslinien und Umbr�che eines Weltbildes (Ver-
çffentlichungen des Max-Planck-Instituts f�r Geschichte, Bd. 214), hrsg. von Manfred Gai-
lus; Hartmut Lehmann, Gçttingen 2005, S. 19–44, hier: S. 34, und Claudius Kienzle: Mentali-
t�tspr�gungen im gesellschaftlichen Wandel. Evangelische Pfarrer in einer w�rttembergi-
schen Wachstumsregion der fr�hen Bundesrepublik (Konfession und Gesellschaft, Bd. 45),
Stuttgart 2012, S. 77 f.
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auch als „nationalprotestantische Traumatisierung“5 bezeichnet wird, �u-
ßerte sich unter anderem in der Angst vieler kirchlicher Funktionseliten,
ohne die staatskirchlichen Voraussetzungen angesichts des gesellschaft-
lichen und politischen Pluralismus der Weimarer Demokratie als Institu-
tion und Person der Bedeutungslosigkeit ausgeliefert zu sein, und fçrderte
in diesen Kreisen nachgerade eine emotionale Bindung an die untergegan-
gene Monarchie, w�hrend die Revolution eher als „nationales Ungl�ck“
angesehen wurde.6 Der Befund einer protestantischen Sinnkrise im Anbe-
tracht des allgemeinen und kirchlichen Ungl�cks der Nachkriegszeit dient
in der Forschung zu Recht zur Erkl�rung der sp�teren Tendenz der protes-
tantischen Pfarrerschaft zum politischen Konservatismus sowie der letzt-
lichen Tatsache, „dass die evangelische Kirche zu jenen Kr�ften gehçrte,
die das politische Desaster des 30. Januar 1933 ermçglichten oder herbei-
f�hrten“7. Wenngleich es in der Zusammenschau mitunter den Eindruck
erweckt, kann die angedeutete historische Entwicklung keinesfalls als
Zwangsl�ufigkeit beschrieben werden. Schon die Tatsache, dass die Kirche
den �bergang vom Staatskirchendasein in die verfassungsrechtliche Selbst-
st�ndigkeit einer Religionsgemeinschaft nicht nur in W�rttemberg „prak-
tisch problemlos“8 vollziehen konnte, deutet darauf hin, dass die Funk-
tionstr�ger nicht etwa in einer mentalen Schockstarre verharrten, sondern
gerade angesichts der praktischen Herausforderungen zu alltagspragmati-
schem Handeln f�hig waren und also bereit, sich den neuen Verh�ltnissen
anzupassen, die eigene Bedeutung geltend zu machen und sie in ihrer gesell-

5 Frank-Michael Kuhlemann: Protestantische „Traumatisierungen“. Zur Situationsanalyse na-
tionaler Mentalit�ten in Deutschland 1918/19 und 1945/46, in: Nationalprotestantische Men-
talit�ten (wie Anm. 4), S. 54.

6 Vgl. Harald M�ller-Baur: Entsakralisierung und Partizipation. Der Modernisierungsprozess
evangelischer Kirchengemeinden in W�rttemberg auf dem Weg in die Weimarer Republik,
in: BWKG 108/109 (2008/2009), S. 135–155, hier: S. 136, und Wolfgang Niess: Die Revolu-
tion von 1918/19 in der deutschen Geschichtsschreibung. Deutungen von der Weimarer Re-
publik bis ins 21. Jahrhundert, Gçttingen 2013, S. 59.

7 G�nter Wollstein: Evangelische Kirche und Weimarer Republik. Ersch�tterung – Besinnung
– Deformation, in: Die Kirchen und die Weimarer Republik, hrsg. von Richard Ziegert, Neu-
kirchen-Vluyn 1994, S. 7–22, hier: S. 7. Vgl. f�r die politische Einstellung evangelischer Pfar-
rer auch Karl-Wilhelm Dahm: Pfarrer und Politik. Soziale Position und politische Mentalit�t
des deutschen evangelischen Pfarrstandes zwischen 1918 und 1933 (Dortmunder Schriften
zur Sozialforschung, Bd. 29), Kçln; Opladen 1965, S. 104, und Michael Klein: Westdeutscher
Protestantismus und politische Parteien (Beitr�ge zur historischen Theologie, Bd. 129), T�-
bingen 2005, S. 65, sowie David J. Diephouse: Pastors and Pluralism in W�rttemberg.
1918–1933, Princeton 1987, S. 261.

8 Siegfried Hermle: Der Umbruch von 1918/19. Beobachtungen zu den Akteuren und zur
Wahl der Landeskirchenversammlung, in: BWKG 108/109 (2008/2009) S. 115–134, hier:
S. 115, und Dirk Bockermann: „Wir haben in der Kirche keine Revolution erlebt“. Der kirch-
liche Protestantismus in Rheinland und Westfalen 1918/19 (Schriftenreihe des Vereins f�r Kir-
chengeschichte, Bd. 129), Kçln 1998.
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schaftlichen Wirkung praktisch zu erhalten. Diesen Eindruck best�tigt
auch die Durchsicht einiger Reutlinger Quellen zur unmittelbaren Nach-
kriegsgeschichte der evangelischen Kirche, die zwar an vielen Stellen jenen
Krisencharakter offenbaren, gleichzeitig aber auch von zahlreichen All-
tagsbanalit�ten wie beispielsweise dem Taubenproblem9 der Marienkirche
berichten, was f�r eine �berwiegend vom Ende der Weimarer Republik her
denkende und das Trauma des Umbruchs betonende Forschungsliteratur in
gewisser Hinsicht zum Stolperstein wird: Derart unwichtig scheinende
Sorgen erinnern n�mlich daran, dass eine Krise immer auch einen Alltag hat
und ihr schon deswegen ein „produktiver Modus“ und ein „Mçglichkeits-
raum“ inh�rent ist, sie also „nicht nur pessimistisch die Bedrohung des
Alten, sondern eben auch optimistisch die Chance zur Erneuerung bie-
tet“10. Mit diesem optimistischen Blick mçchte die folgende Untersuchung
einiger kirchennaher und kirchlicher Stimmen eine Antwort auf die simple
Frage finden, wie die evangelische Kirche in Reutlingen auf die politischen
Umbr�che von 1918/19 reagierte. Damit will sie sowohl einen Beitrag
zur Reutlinger Stadtgeschichte leisten als auch zur Geschichte der Kirche
in der Weimarer Republik, die jenem „Mçglichkeitsraum“ Geltung zu
verschaffen sucht,11 der sich zwischen den Extremen von „nationalem
Ungl�ck“ und „Taubenkolonie“ zu ergeben scheint.

Quellengrundlage

Ziel der Quellenauswahl war es, das Spektrum an christlichen Mentalit�ten
wenigstens anzudeuten und neben den kirchlichen Meinungsf�hrern auch das
„normale Kirchenvolk“ beziehungsweise die „Kirchentreuen“ zu Wort kom-

9 Das Protokoll der Sitzung des Reutlinger Gesamtkirchengemeinderats vom 6. Februar 1919
notiert wie folgt: „Rektor Fausel fragt wegen der Taubenkolonie auf der Marienkirche, die
sich immer mehr vermehre. Kirchenpfleger und Herr Sommer berichten �ber die bisherigen
vergeblichen Versuche die Tiere zu vertreiben.“ Siehe LKA Stuttgart, DA Reutlingen,
Nr. 32, Protokoll des Reutlinger Gesamtkirchengemeinderats Bd. 3, S. 309 f.

10 Moritz Fçllmer; R�diger Graf; Per Leo: Einleitung. Die Kultur der Krise in der Weimarer
Republik, in: Die „Krise“ der Weimarer Republik. Zur Kritik eines Deutungsmusters, hrsg.
von Moritz Fçllmer; R�diger Graf, Frankfurt–New York 2005, S. 9–41, hier: S. 14.

11 Auch Norbert Haag kritisiert die Beschr�nkung der Forschung auf die Darstellung des theo-
logischen und politischen Weges des deutschen Protestantismus und die Beschreibung der
politischen Mentalit�t von kirchlichen Funktionseliten wie Universit�tstheologen, Kirchen-
f�hrern und Pfarrleuten, die in ihrem prim�ren Versuch, eine Erkl�rung f�r das politische
Denken und Handeln des Protestantismus am Ende der Republik zu finden, gegen�ber
mçglichen Handlungsalternativen der unmittelbaren Nachkriegszeit blind ist. Vgl. Norbert
Haag: Die Folgen des Krieges. Zur Frage von Kontinuit�t und Wandel lutherischer Frçm-
migkeit in der Weimarer Republik am Beispiel W�rttembergs, in: BWKG 108/109
(2008/2009), S. 35–50, hier: S. 39 f.
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men zu lassen. Gemeint sind damit jene „einfachen, �berzeugten Christen
[. . .], die sonntags die Kirchenb�nke f�llten, abends die Bibel lasen und sich in
einer protestantischen Wochenzeitschrift �ber die Probleme der Welt orien-
tierten“12. In den Blick kommt deswegen zun�chst der Jahrgang 1919 des
christlichen Wochenblatts „Freiheit und Freude“, das f�r den Reutlinger Kir-
chenbezirk vor allem deswegen relevant ist, weil es das meistgelesene13 christ-
liche Blatt des Ortes war und sich hier das wohl eher unpolitische14 Denken
pietistischer Gemeindeglieder wiederfindet, die einen wesentlichen Teil des
aktiven Reutlinger Kirchenlebens ausmachten.15 Das Organ zweier neupietis-
tischer Organisationen – dem Verein zur Verbreitung christlicher Schriften in
Reutlingen und der S�ddeutschen Vereinigung f�r Evangelisation und Ge-
meinschaftspflege – wurde von einem Tandem, bestehend aus dem Stuttgarter

12 Michael Trauthig: Im Kampf um Glaube und Kirche. Eine Studie �ber Gewaltakzeptanz
und Krisenmentalit�t der w�rttembergischen Protestanten zwischen 1918 und 1933 (Schrif-
ten zur s�dwestdeutschen Landeskunde, Bd. 27), Leinfelden-Echterdingen 1999, S. 5 f.

13 Dem Pfarrbericht von 1920, der f�r die christlichen Zeitschriften keine genauen Auflagen-
zahlen nennt, ist lediglich zu entnehmen, dass „Freiheit und Freude“ genauso wie auch
„Licht und Leben“ „sehr zahlreich“ gelesen wurde. Vgl. LKA Stuttgart, A 29, Nr. 3766.6,
Pfarrbericht 1920, S. 12. F�r das Jahr 1925 geht Trauthig von 6000 verteilten Exemplaren aus
(vgl. M. Trauthig [wie Anm. 12], S. 15) und der Pfarrbericht von 1926 nennt eine Auflage von
11.500, womit „Freiheit und Freude“ weit vor dem Evangelischen Gemeindeblatt (1200) so-
wie den sonstigen Zeitschriften (allesamt unter 600) als auflagenst�rkste christliche Zeit-
schrift erscheint. Vgl. LKA Stuttgart, DA Reutlingen, Nr. 1188, Pfarrbericht 1926, S. 14.

14 Vgl. Hartmut Lehmann: Pietismus und weltliche Ordnung in W�rttemberg vom 17. bis zum
20. Jahrhundert, Stuttgart u. a. 1969, S. 313. Lehmann h�lt f�r die pietistischen Gemein-
schaftsleute eine bis ins 19. Jahrhundert zur�ckreichende Skepsis gegen�ber dem Politischen
fest, die in einer prim�r auf die Errettung einzelner Seelen ausgerichteten Lebensgestaltung
gr�ndet. Auch f�r Reutlinger Kirchg�nger ist eine solche Haltung greifbar. In seinen Le-
benserinnerungen berichtet Otto Stahl, der von 1919 bis 1928 als Stadtpfarrer der Marienkir-
che t�tig war, von der wenig begeisterten Aufnahme, die der neue Dekan Theophilus Wurm
bei seiner Ankunft in Reutlingen 1920 erhielt: „Es ging ihm der Ruf eines großen Politikers
voraus. [. . .] Wie oft bekam ich es am Anfang nach einer seiner Sonntagspredigten aus Reut-
linger Mund zu hçren. ‚Jetzt hat er einmal wieder eine politische Predigt gehalten!�“, vgl. Ja-
kob Eisler [Hrsg.]: Otto Stahl. Pfarrer in Nahost und Schwaben. Lebenserinnerungen
(Kleine Schriften des Vereins f�r w�rttembergische Kirchengeschichte, Nr. 11), Stuttgart
2012, S. 188.

15 Das engagierte und selbstbewusste Verh�ltnis der verschiedenen pietistischen Gemeinschaf-
ten zur çrtlichen Kirchengemeinde ist ein Ph�nomen der w�rttembergischen Kirche. Vgl.
Heinrich Leube: Vereinigung von Gegens�tzen. Die Pr�latur Reutlingen, in: Das evangeli-
sche W�rttemberg. Gestalt und Geschichte der Landeskirche, hrsg. von Ulrich Fick, Stutt-
gart 1983, S. 91–102, hier: S. 91 f. F�r die Reutlinger Gemeinschaft der fr�hen 1920er Jahre
ist eine vornehmlich altpietistische Pr�gung festzuhalten, die aber „in ihrer Mitte, nament-
lich in ihrem begabtesten Sprecher Kaufmann Herm. Thoma auch einige mehr freikirchlich
gerichtete Elemente“ (LKA Stuttgart, A 29, Nr. 3766.6, Pfarrbericht 1920, S. 34) besaß. �ber
das Zusammenwirken von Kirche und Gemeinschaftsleuten berichtet Herzog unter ande-
rem in seinem �bersichtsbericht, vgl. Gotthilf Herzog: Aus sechs Kriegs-Jahren. �ber-
sichtsbericht f�r die Diçzesan-Synode Reutlingen am 19. Juli 1920, Reutlingen 1920, S. 15.
Er findet sich als Anhang des Pfarrberichts von 1920.
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Oberlehrer Gotthold Schmid und dem in der Korntaler Br�dergemeinde
wirkenden Buchh�ndler und Schriftsteller Ernst Schreiner, verantwortet. Das
nationalprotestantische Denken der kirchlichen Funktionseliten wird sodann
exemplarisch anhand zweier Schriften des Reutlinger Dekans Gotthilf Her-
zog (1858–1923), namentlich seines �bersichtsberichts f�r die Diçzesan-
Synode Reutlingens �ber die „sechs Kriegs-Jahre“ und seiner Kriegspredigt
vom 16. August 1914, in Augenschein genommen, wobei zur Erg�nzung der
Reutlinger Pfarrbericht von 1920 und weitere kirchliche Stimmen der Kriegs-
zeit hinzugezogen werden. Eine Analyse der Sitzungsprotokolle des Reutlin-
ger Gesamtkirchengemeinderats aus den Jahren 1919 und 1920 sowie der be-
reits genannten �bersichts- und Pfarrberichte fragt zuletzt nach praktischen
Reaktions- und Handlungsmçglichkeiten, die das kirchliche Denken in seiner
F�higkeit zum Alltagspragmatismus in Bezug auf konkrete Bedrohungs-
momente formulierte, und konzentriert sich damit ganz auf den produktiven
Modus der Krise.

1. „Freiheit und Freude“ als Beispiel f�r das Nachkriegsempfinden
und -denken von Reutlinger Kirchentreuen

Betrachtet man einmal unter Auslassung der erbaulichen Kurzgeschichten
und Gedichte f�r das Jahr 1919 in „Freiheit und Freude“ nur jene, zumeist
von einem Bibelvers ausgehenden Kurzimpulse, die in irgendeiner Form auf
das gegenw�rtige Geschehen Bezug nehmen, so wird eine Wahrnehmung von
„Umbruch“, verbunden mit einem Gef�hl der „Unsicherheit“ und „Orientie-
rungslosigkeit“, schnell offenbar. Gleich zum Auftakt des Jahres beschreibt
Schreiner in Anlehnung an Jesaja 54,10:16

„Gar mancher Berg des Schutzes und der Macht ist gewichen in der vergan-
genen Zeit. Die Bergesh�upter der F�rsten sind gewichen und die H�gel
ihrer Macht sind hingefallen. Auch die Berge der deutschen Macht sind
dahingefallen, als w�ren sie nichts. Alle menschlichen Hçhen sind im Wan-
ken in der weiten Welt. Die Freunde, auf die das deutsche Volk sich st�tzte,
haben sich als zu schwach und als zu unzuverl�ssig erwiesen.“17

Das Motiv einst�rzender Schutz- und Machtinstitutionen und -b�ndnisse, die
bis vor Kurzem noch f�r feststehend erachtet wurden und denen man Ver-

16 Dort heißt es in der Luther�bersetzung von 1912: „Denn es sollen wohl Berge weichen und
H�gel hinfallen; aber meine Gnade soll nicht von dir weichen, und der Bund meines Frie-
dens soll nicht hinfallen, spricht der HERR, dein Erbarmer.“

17 Ernst Schreiner: Ein gesegneter Bund. (Zum neuen Jahr), in: Freiheit und Freude Nr. 1/2
(1919), S. 1.
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trauen schenkte, sowie eine Atmosph�re ruhelosen Wandels bestimmen auch
das Szenario zum Eingang von Schreiners Gedanken zum „ewig Bleiben-
den“18 am Ende des Jahres 1919:

„Sp�ren wir nicht, wie ein Erzittern durch das Geb�lk der ganzen Welt geht
und wie die festesten Grunds�ulen wanken? Ist es uns nicht, als w�ren selbst
die Felsen, die den Jahrhunderten trotzten nicht mehr fest, als m�ßte am
Ende alles, alles ins Wanken und Vergehen kommen?“19

Sicherlich rekurriert diese Aussage auch auf den Untergang der Monarchie
und das Ende des eingangs erw�hnten Staatskirchentums. Fragt man aller-
dings in „Freiheit und Freude“ selbst nach jenem „allem“, das in der Bevçlke-
rung vergeht oder ihr bereits abhandengekommen ist, so scheinen Schreiner
und Co. damit prim�r eine christliche Wertevorstellung anzusprechen.20

Kopf der in evangelischen Kreisen der Stadt verbreiteten Zeitschrift „Freiheit und
Freude“, Ausgabe vom 4. Januar 1920.

18 Ernst Schreiner: Das ewig Bleibende, in: Freiheit und Freude Nr. 49/50 (1919), S. 1 f., hier:
S. 2.

19 Ebd.
20 Nur wenige Texte wie beispielweise der aus dem Stuttgarter Neuen Tagblatt vom 12. 08. 1919

�bernommene Bericht von Gregor Alexinsky �ber „das Elend, das die Bolschewistenherr-
schaft in Rußland �ber dieses ungl�ckliche Land gebracht hat“ (N. N.: So ihr euch aber unter
einander beißet und fresset, so sehet zu, daß ihr nicht untereinander verzehret werdet. Gal
5,15, in: Freiheit und Freude 37/38 [1919], S. 3) tragen einen dezidiert politischen Charakter.
Und selbst diese wenigen zielen entsprechend der Programmatik des Blattes, der „Fçr-
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Da ist zun�chst der Glaube an sich, also der Glaube an Gott, der als bedroh-
tes Gut beschrieben wird, wobei unter anderem der Weltkrieg als Zweifels-
grund und die heimkehrenden Soldaten als vom Zweifel bedrohte oder bereits
�bermannte Gruppe identifiziert werden. So konstatiert Schreiner, dass viele
„vom Glauben, von Gott und seinem Worte“21 abgekommen sind. „Sie haben
dem Zweifel Raum gegeben und kamen sich klug vor, als sie Gott verantwort-
lich machten f�r die Schrecken des Weltkrieges.“22 Der „große Abfall“23

betrifft vor allem auch die Jugend. Eine Stimme aus dem j�ngeren Kreis der
Leser des Wochenblatts, es ist der Sohn Gotthold Schmids, konstatiert mit
Blick auf den Glaubenszustand seiner Generation:

„Es gab einmal eine Zeit, wo diese Frage [die Frage nach den Autorit�ten,
d. Verf.] vçllig �berfl�ssig war, denn nichts war unsern Altvordern selbst-
verst�ndlicher, als daß ihnen Gott Autorit�t war. Freilich war es eine andre
Frage, ob sie sich dieser Autorit�t beugten. [. . .] Heute jedoch ist das ganz
anders geworden. Wie viele gibt es noch [. . .], bei denen Gott den beherr-
schenden Platz einnimmt?“24

Im Zusammenhang mit der Rede vom allgemeinen Unglauben wird konkreti-
sierend darauf verwiesen, dass zentrale Inhalte des christlichen Weltbildes, so
zum Beispiel die Existenz von S�nde, von unz�hlig vielen verneint werden,
was mit einem allgemeinen Verfall der Sittlichkeit in Verbindung gebracht
wird: „Wohl gibt es ungez�hlte Menschen, die an eine S�nde nicht mehr glau-
ben wollen. Sie mçchten tun, was ihnen behagt und sich ausleben nach den
L�sten und Begierden. [. . .] Darum nehmen sie es gar leicht mit S�nden aller
Art [. . .].“25 Verbrechen wie Diebstahl, Einbruch, Raub und Mord erscheinen
als Beispiele einer sittlichen Entgleisung und sind im Vergleich zu fr�heren
Zeiten nicht mehr nur die „Taten einzelner, bedauernswerter, entgleister“,
sondern „Allgemeingut aller Menschen“.26 In Bezug auf die moralische Ver-
kommenheit vieler Menschen heißt es verallgemeinernd:

Sie „denken nur noch daran, wie sie sich auf Kosten ihres Nebenmenschen
bereichern kçnnen. Und dabei ist ihnen die Person jenes anderen kein Hin-
dernis mehr. [. . .] Die Zeiten sind dahin, wo ein Graf Eberhard mit dem

derung entschiedenen, tatkr�ftigen Christentums“, letztlich auf eine biblische Wortaus-
legung.

21 Ernst Schreiner: Herr, wohin sollen wir gehen?, in: Freiheit und Freude 3/4 (1919) S. 3 f.,
hier: S. 3.

22 Ebd.
23 Ernst Schreiner: Lasset uns mit Jesu ziehen!, in: Freiheit und Freude 15 (1919,) S. 1 f., hier:

S. 1.
24 Gerhardt Schmid: Autorit�ten?, in: Freiheit und Freude 37/38 (1919), S. 4.
25 E. Schreiner (wie Anm. 17), S. 2.
26 Vgl. N. N.: Zeichen der Zeit, in: Freiheit und Freude 45/46 (1919), S. 4.
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Barte singen konnte: ‚Ich mein Haupt kann k�hnlich legen jedem Untertan
in Schoß!�“27

Den moralischen Verfall betont auch Gotthold Schmid, wenn er zum Jahres-
abschluss f�r das „erste Friedensjahr“ bilanzierend festh�lt, dass es genauso
schwer gewesen sei wie ein Kriegsjahr selbst, in manchen Bereichen sogar
noch schlimmer, „besonders weil man mit Schmerz sehen mußte, wie es bei
unserem Volk reizend abw�rts geht, nicht nur �ußerlich, sondern vor allem
auch innerlich.“28 Statt „Gemeinsinn“ zeige sich vielfach „gemeiner Sinn“,
statt „Ehrlichkeit“ „Begehrlichkeit“ und statt „Br�derlichkeit“ „Liederlich-
keit“.29 Neben den heimkehrenden Soldaten kommt als in ihrer sittlichen Ver-
fassung bedrohte Gruppierung auch die Jugend in den Blick.30 In Bemerkun-
gen wie denjenigen, dass der Jugend „aller Schein so durchaus ver�chtlich“31

sei und man f�r ein sittenreines Leben Mut br�uchte, weil dem „keuschen
J�ngling“32 Spott drohe, schimmert das Problemfeld jugendlicher Sittlichkeit
deutlich hindurch.

Dass in Anbetracht des hier beschriebenen Wankens und Verfallens ehemals
christlicher Grunds�tze gerade keine Umkehr zu Gott und keine R�ckkehr
zum Glauben erfolgt, sondern an nichts anderes gedacht wird als an „Tanz
und Spiel und Lust“,33 kommt der grçßten S�nde gleich. Diese geistliche Zeit-
deutung Jakob Gustav Siebels, eines pietistischen Laienpredigers des
19. Jahrhunderts, scheint in den Augen der Herausgeber auch in der unmittel-
baren Nachkriegszeit wieder Relevanz zu besitzen. Ernst Schreiner formuliert
es in einer Flugschrift, deren Inhalt sich auch in „Freiheit und Freude“ wieder-
findet, wie folgt: „O des großen Jammers und der grauenvollen Blindheit, daß
die Tanzmusik noch nicht aufhçren will und der leichte Geist weiter das Volk
betçrt und berauscht! O der großen S�nde der Verstockung, unter dem
Gericht weiter zu s�ndigen [. . .].“34 Und an anderer Stelle heißt es:

„Europa ist ersch�ttert worden bis in seine Grundfesten, und Europa
wankt immer deutlicher seinem Untergange entgegen; aber die Menschen
achten es immer noch nicht. Sie tanzen auf den Tr�mmern jener unter-

27 Ebd.
28 Gotthold Schmid: An unsere lieben Leser zum Jahresschluß, in: Freiheit und Freude 51/52

(1919), S. 4.
29 Vgl. ebd.
30 Nicht umsonst finden sich in der Rubrik „B�chertisch“, die jede Ausgabe von „Freiheit und

Freude“ auf Seite 4 beschließt, immer wieder auch B�chervorschl�ge zum Thema „Erzie-
hung“. So zum Beispiel in Freiheit und Freude 23/24 (1919), S. 4.

31 Paul Le Seur: Was sollen wir tun?, in: Freiheit und Freude 37/38 (1919), S. 2.
32 N. N.: Wem fehlt die „Zivilcourage“, in: Freiheit und Freude 3/4 (1919), S. 2 f., hier: S. 3.
33 Jakob Gustav Siebel: Der tolle Pçbel von Sichar, in: Freiheit und Freude 37/38 (1919), S. 1 f.,

hier: S. 1.
34 Ernst Schreiner: Deutschlands einzige Rettung, in: Freiheit und Freude 29/30 (1919), S. 3 f.,

hier: S. 3.
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gegangenen St�dte weiter, sie feiern mit lustiger Musik frohe Feste und
sprechen: ‚Lasset uns essen und trinken, denn morgen sind wir tot.�“35

Auf die Frage nach den Urspr�ngen des Unglaubens und der Unsittlichkeit
findet „Freiheit und Freude“ ganz unterschiedliche Antworten. Da ist zu-
n�chst der Weltkrieg, f�r den verschiedenartige Wirkungen festgestellt werden
kçnnen. Wenn der unbekannte Verfasser eines bereits zitierten Aufsatzes vom
„furchtbaren, verrohend und entsittlichend wirkenden Weltkriege“ spricht,
„der auch Moral und Gewissen auf das entsetzlichste untergraben hat“,36

spricht er damit jene Kriegsumst�nde an, die an der Front und dann auch in
der Heimat eine moralische Skrupellosigkeit fçrdern. Auch dass „die Schre-
cken des Weltkrieges“ bei vielen den Glauben an einen „guten Gott“ ersch�t-
terten, ist oben schon angeklungen. Viele, die als Kind noch gerne �ber den
„Gott der Liebe“ gesungen haben, so kann man es andernorts lesen, w�rden
es heute nicht mehr singen kçnnen: „Sie glauben nicht mehr daran. Ein spçtti-
scher Zug legt sich um ihre Lippen, wenn sie davon reden hçren, oder es ist
gar ein bitterer und feindseliger. Gott soll die Liebe sein?“37 Neben dem Welt-
krieg geraten dann vor allem Wissenschaft und Aufkl�rung als Erkl�rung f�r
Unglaube und Sittenlosigkeit in den Fokus. Von „falschen Propheten und phi-
losophisch angehauchten Schw�tzern“ ist die Rede, die dem Volk damals wie
heute den Glauben an die Ewigkeit, aber auch den Glauben an die Existenz
der Hçlle rauben w�rden.38 Zusammen mit diesen Philosophen, die „uns mit
ihren elenden Firlefanzereien die Augen verklebt [haben], sodaß die Majes-
t�tsrechte des lebendigen Gottes nicht mehr erkannt werden“,39 treten auch
„falsche Propheten“ auf, die ein „Evangelium ohne das Erlçsungsopfer Jesu“
predigen.40 Die ihrer Glaubensinhalte unter dem Einfluss moderner Wissen-
schaft beraubte Kirche erscheint als „weltfçrmig“, was Pr�lat Christian Fried-
rich Rçmer, dessen Worte aus dem Evangelischen Kirchenblatt von 1919 in
„Freiheit und Freude“ in Ausz�gen als „Goldene Wahrheitsworte“ pr�-
sentiert werden, als Zustand f�r das protestantische Kirchenchristentum f�r

35 N. N.: Die Menschen werden verschmachten vor Warten der Dinge die da kommen sollen,
in: Freiheit und Freude 47/48 (1919), S. 3 f., hier: S. 4.

36 N. N. (wie Anm. 26), S. 4.
37 Ernst Modersohn: Ist Gott die Liebe?, in: Freiheit und Freude 6/7 (1920), S. 1 f., hier: S. 1.
38 „Freiheit und Freude“ zitiert hier aus dem damals noch unverçffentlichten Ernst Schreiner:

Die erste Auferstehung, Gießen 1919. Vgl. N. N.: Vom ewigen Leben, in: Freiheit und
Freude 27/28 (1919), S. 3. Auch in den erbaulichen Kurzgeschichten wird die Wissenschaft
immer wieder als Glaubenshindernis bezeichnet. Vgl. zum Beispiel N. N.: Zur�ck zum alten
Kinderglauben. Ein Kriegserlebnis d. J. 1915 aus dem Westen, in: Freiheit und Freude 49/50
(1919), S. 3 f., hier: S. 3.

39 Gotthold Schmid: Es lebt ein Gott, zu strafen und zu r�chen. Der Du aller Welt Richter bist.
1. Mose 18,25, in: Freiheit und Freude 45/46 (1919), S. 1 f., hier: S. 2.

40 Ernst Schreiner: Wie wird der kommende Herr uns finden?, in: Freiheit und Freude 47/48
(1919), S. 1 f., hier: S. 1.
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gegeben erachtet.41 Als Anzeichen des verk�mmernden Glaubenslebens er-
kennt Rçmer den Umstand, dass der Ewigkeitsgedanke und die Gestalt Jesu
als Mittler zwischen Gott und Menschen in der kirchlichen Verk�ndigung
und im christlichen Bewusstsein zunehmend abhandenkommen. Die „Saat
der Freigeister“, die in „�ppiger Bl�te“ stehe, beeinflusst auch die Jugend in
einem widerchristlichen Sinn, indem sie den Glauben in Form des Religions-
unterrichts aus der Schule zu verbannen droht.42 Die S�nde des Unglaubens
erscheint letztlich auch als Ursache f�r den Krieg, der als Gottesgericht und
-strafe beschrieben wird. Vor diesem Hintergrund kçnnen diejenigen, die die
„S�nde des Unglaubens auf gewçhnlichem, philosophischem oder theologi-
schem Wege“ gefçrdert haben, unter anderem also jene „Freigeister“, f�r die
derzeitige Misere des deutschen Volkes verantwortlich gemacht werden:

„Der Unglaube ist der Totengr�ber unserer Volksgrçße geworden, er hat
unser nationales R�ckgrat gebrochen. [. . .] Nicht freizusprechen an unse-
rem Ungl�ck sind alle, die Gott verlassen haben, alle, die die Fundamente
gelockert, die Sitten verhçhnt, die Sittlichkeit verseucht haben. Ob diese
nun an der Spitze einer Regierung standen, oder ob sie vom Lehrstuhl der
Universit�ten herab sprachen, ob sie durch Schrift, Wort oder Beispiel
wirkten, das ist einerlei, sie alle haben mitgeschaufelt an unserem Grabe.“43

Dass nun in der Revolution und bei dem gerade erfolgenden „Neubau der
Welt“ auch solche im weitestgehenden Sinne antireligiçsen und antichrist-
lichen Kr�fte am Werk sind, die darauf zielen, „manche S�ulen, welche die alte
Welt st�tzten und trugen“, darunter „auch den Glauben [. . .], denn sie halten
ihn f�r etwas �berfl�ssiges“, einzureißen, ist f�r die Herausgeber von „Frei-
heit und Freude“ ganz offensichtlich.44 Sozialdemokratie und Regierung wer-
den dem Bereich der „Dunkelheit“ zugeordnet, ohne dass sich damit aber eine
wirkliche Feindfestlegung verbindet, vielmehr eine Selbstkritik, die vor dem
Hintergrund jener grunds�tzlichen Erwartung formuliert wird, dass „Regie-
rung, Handwaffen und Gesetze“ kein wirksames Mittel zur Heilung der
„Sch�den des Volkslebens“ darstellen, sondern lediglich das Ausleben wirk-
lichen Christentums: „Darum“, so formuliert es Paul Le Seur, „ist es so furcht-
bar zu hçren und zu lesen, wie Christen schelten und schimpfen �ber die Sozi-
aldemokraten, die Regierung – statt sich selbst zu richten. Es ist doch ganz
sinnlos die Dunkelheit zu schelten, wenn das Licht versagt.“45 Wenngleich
man also einer gewissen Geisteshaltung, die sich in der neuen Ordnung offen-

41 Vgl. N. N.: Goldene Wahrheitsworte, in: Freiheit und Freude 18/19 (1919), S. 2 f., hier: S. 2.
42 Vgl. E. Schreiner (wie Anm. 38), S. 1.
43 Ebd., S. 3 f. Sehr bildlich macht es Schreiner, wenn er in seinem Text „das ewig Bleibende“

zusammenfasst: „Weil wir uns des falschen Lichtes der Aufkl�rung r�hmten, versagte uns
jetzt sogar das Gaslicht“, vgl. E. Schreiner (wie Anm. 17), S. 2.

44 Vgl. N. N.: Was n�tzt uns der Glaube?, in: Freiheit und Freude 13/14 (1919), S. 1 f., hier: S. 1.
45 Paul Le Seur (wie Anm. 31), S. 2.
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bart, kritisch bis feindlich gegen�bersteht, pflegt man gegen�ber der neuen
politischen Ordnung selbst und ihrer Regierung zun�chst eine auch lehr-
bedingt unaufgeregte Beziehung oder sucht diese zumindest. Jedenfalls dru-
cken die Herausgeber des Wochenblatts in einer der Februarausgaben nach
der Vorlage des Evangelischen Kirchenblatts Ausz�ge aus Franz Hermann
Reinhold von Franks „System einer christlichen Sittlichkeit“, das zuerst 1884
erschienen war, wobei als Erkl�rung eine Einleitung – wahrscheinlich vom
Herausgeber des evangelischen Kirchenblatts, Pr�lat Rçmer, verfasst – hin-
zugef�gt wird, die die Ausf�hrungen Franks als nach wie vor g�ltige und ver-
tretbare Richtlinien christlichen Handelns gegen�ber der Obrigkeit legiti-
miert.46 Dort wird unter den Voraussetzungen, dass die Obrigkeit so nçtig ist
„wie das t�glich Brot“ und „eine schlechte Obrigkeit immer besser [ist] als
keine“, betont, dass selbst der durch Revolution eingef�hrten Staatsform der
„Wert gçttlicher Institution“ nicht ohne Weiteres abgesprochen werden
kann.47 F�r den Christen bedeutet die besagte gçttliche Begr�ndung jeder
Obrigkeit und die daraus sich ergebende Gehorsamspflicht, dass er selbst
nicht aktiv an einer Revolution partizipieren kann, selbst wenn die von der
Revolution erstrebte Neuordnung auch christlicherseits erw�nscht w�re.
Einer erfolgten Revolution steht er aber dennoch nicht in „bornierter Weise“
gegen�ber:

„Er weiß, daß die durch Schuld der Menschen unnat�rlich gewordenen Ver-
h�ltnisse durch S�nde zersprengt und umgewandelt werden, und daß Got-
tes Wille geschieht, wenn durch S�nde die S�nde reprimiert [. . .] wird [. . .].
Er macht keine Revolutionen, aber er weiß, daß sie als Eruptionen [. . .] und
Gegenwirkungen der S�nde geschichtlich notwendig sind, und daß [. . .] die
Heiligkeit der Staatsordnung, das gçttliche Recht der Obrigkeit, die Forde-
rung des Gehorsams gegen die bestehenden Gewalten immer neu sich
begr�ndet.“48

Die obrigkeitliche Gehorsamspflicht scheint in Verbindung mit der Glau-
bens�berzeugung, dass das Heil des Volkes nicht in einem Staatsprinzip,
sondern im wirklich gelebten Christentum liege und die Ursachen des Volks-
leidens weniger im staatlichen Handeln, als vielmehr im Unglauben zu finden
seien, auf theoretisch-mentaler Ebene einen Mçglichkeitsraum christlich-
demokratischen bzw. kirchlich-staatlichen Zusammenwirkens zu schaffen,
dem aber von vorneherein eine gewisse innere Distanz eigen ist, die in den
eben formulierten Voraussetzungen selbst begr�ndet ist: Als „Torheit“ er-
weist sich die Sozialdemokratie n�mlich unmittelbar dann, wenn man in ihr

46 N. N.: Des Christen Stellung zur Obrigkeit, in: Freiheit und Freude 7/8 (1919), S. 1 ff., hier:
S. 1.

47 Vgl. ebd., S. 2.
48 Ebd., S. 3.
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das „Allheilmittel aller sittlichen Sch�den“49 sucht, was aber genauso auch in
Bezug auf die konstitutionelle Monarchie betont wird.

Der Durchgang durch das Jahr 1919 von „Freiheit und Freude“ l�sst f�r das
Nachkriegsdenken und -empfinden jener Gruppe der Kirchentreuen einige
interessante Schlussfolgerungen zu. Die allgemeine Krisenstimmung der
Revolutionszeit spiegelt sich schon in den eingangs zitierten Metaphern zur
Beschreibung der gegenw�rtigen Zeitumst�nde wieder. Diese Beschreibun-
gen, die im Zusammenhang mit den politischen Unruhen und Umbr�chen er-
folgen und den Zusammensturz zuvor sicher scheinender Machtverh�ltnisse,
-institutionen und -b�ndnisse konstatieren, spielen auf ein Verunsicherungs-
gef�hl der Bevçlkerung an. Das christliche System der Wirklichkeitsdeutung,
das in den zumeist pietistischen Stimmen zum Ausdruck kommt, scheint
durch Krieg und Revolution zun�chst allerdings weniger verunsichert: Der
Krieg wird unter anderem vor dem Hintergrund einer unter Einfluss aufkl�re-
rischer und wissenschaftlicher Kr�fte erfolgten Entchristlichung und der da-
mit verbundenen Zunahme gesellschaftlicher Unmoral und S�ndhaftigkeit als
Gottesstrafe beschrieben. Die Lçsung f�r die Probleme der Zeit werden nicht
in den politischen Neustrukturierungen und den Mçglichkeiten der Gesetz-
gebung gesucht, sondern letztlich in der Wiederbesinnung und -st�rkung
eines vollst�ndig, also nicht aufkl�rerisch ausgehçhlt, gelebten christlichen
Glaubens unter Christen und in der Kirche sowie einer von dieser Warte aus
erfolgenden christlichen Beeinflussung der Gesellschaft. Als Problemfeld, das
dieser Einwirkung bedarf, ger�t neben dem Unglauben vor allem die Sittlich-
keit in den Blick, wobei Kriegsheimkehrer und Jugendliche als besonders
bed�rftige Gruppe in Erscheinung treten. Interessant ist, dass die Revolution
in „Freiheit und Freude“ zun�chst noch keine allzu deutliche Bewertung im
Sinne einer Negierung oder Best�tigung erf�hrt. Sie ist vielmehr eines von vie-
len Krisenph�nomenen, oder um es in einem geistlichen Sprachgewand aus-
zudr�cken, eine Eruption von S�nde gegen S�nde. Hier und da erscheint die
eigene Gegenwart im Vergleich zu einer zum Teil idealisierend dargestellten
Vergangenheit – zu Zeiten Eberhards im Barte herrschte friedliches Miteinan-
der zwischen Herrscher und Volk und f�r die Altvordern war die Autorit�t
Gottes noch eine Selbstverst�ndlichkeit – als Extrem, insgesamt aber liegt f�r
die Beschreibung von Unglaube und Sittenlosigkeit auch ein hohes Maß an

49 Ebd., S. 2. Einen �hnlichen Zwiespalt gegen�ber der politischen Wirklichkeit von Weimar
zeigen auch die bereits zitierten „Goldenen Wahrheitsworte“ Rçmers, der mit Verweis auf
den „weltseligen Zeitgeist“, der „in einer Zeitlage, die das ganze Volk nach Gott schreien
machen sollte“, wirklich Erzittern bewirkt, konstatiert, dass man „die Losung der Zeit
–Trennung von Kirche und Staat’“ sich auslegen und werten kann wie man will, da es ja nicht
das eigentliche Problem darstellt, um dann aber kurz darauf in einer der mçglichen Kon-
sequenzen der Trennung, dass n�mlich „die Jugenderziehung und das ganze Volksleben“
mçglichst losgelçst werden soll vom kirchlichen Einfluss, ein „sehr bedenkliches Symptom“
eines allgemeinen Krankheitsbildes erkennen will. Vgl. N. N. (wie Anm. 41), S. 3.
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Kontinuit�tsbetonung vor und erscheint die Revolution nicht als entschei-
dende Wende einer Entchristlichung und Entsittlichung. Hierf�r spielt als
Argument eher der Krieg eine Rolle. Wenngleich gegen den Glauben und die
Kirche gerichtete Entwicklungen und Gedanken der j�ngsten Vergangenheit,
wie beispielsweise die Hoffnung mancher auf eine Radikalvariante der Tren-
nung von Staat und Kirche und der Versuch einer mçglichst vollst�ndigen
Verbannung kirchlicher und religiçser Pr�senz aus den Schulen, als Bedro-
hungspotenziale wahrgenommen werden, findet die beschriebene Glau-
bensperspektive als mentale Begegnungsvoraussetzung durchaus Mçglich-
keitsr�ume, die eine christliche Unterst�tzung der neuen Verh�ltnisse unter
Vorbehalten begr�nden kçnnten. Erstens n�mlich wird der Gedanke der
Obrigkeitspflicht bewegt und zweitens der Staat nicht als letztg�ltige Instanz
f�r Lçsungen betrachtet.

2. Weitere Nachkriegsstimmen aus dem kirchlichen Umfeld
Reutlingens

Auch f�r den Nationalprotestantismus sind derartige Mçglichkeitsr�ume
festzustellen. Ehe diese allerdings erarbeitet werden, soll hier zun�chst anhand
der Betrachtung einer der Kriegspredigten des Reutlinger Dekans Herzog
beispielhaft auf das nationalprotestantische Verst�ndnis von Nation sowie die
daran sich anschließende Deutung des Kriegsgeschehens eingegangen und
damit jene Mentalit�t skizziert werden, f�r die das Kriegsende und die Revo-
lution der g�ngigen Literatur zufolge eine „Traumatisierung“ bedeutete. Die
Predigt mit dem Titel „Vçlker-Karfreitag“ hielt Herzog am 16. August 1914
in Reutlingen.50 Ausgehend von der Beobachtung, dass kriegsbedingt eine
Wertever�nderung im Gange sei – die �ußeren, irdischen G�ter verlieren an
Bedeutung, die inneren, idealen gewinnen daran –, stellt er fest, dass in An-
betracht des Lebenssturms und der Todesnot auch die Frage nach Gott wieder
virulent geworden sei und genauso das „Wort vom Kreuz“ an „Gegenwarts-
wert“ und „Augenblicksbedeutung“ gewinne.51 In seinen daran ankn�pfen-
den Ausf�hrungen deutet Herzog das Kreuzgeschehen stets auf die Situation
und das Ergehen Deutschlands hin. So f�hrt ihn die Vergegenw�rtigung der
eigentlichen Todesursache Jesu – er findet sie in der „religiçs-nationalen Lei-
denschaft des Volkes Israel und seiner F�hrer“52 begr�ndet – zu der Erkl�-
rung, dass genauso England den Krieg, anstatt ihn zu verhindern, �berhaupt

50 Gotthilf Herzog: Vçlker-Karfreitag. Predigt am 10. Sonntag nach Trinit., den 16. August
1914, in: Kriegspredigten aus dem großen Krieg 1914 und 1915 von verschiedenen Verfas-
sern, hrsg. von Paul Wurster, Stuttgart 31915, S. 105–119.

51 Vgl. ebd., S. 105 f.
52 Ebd., S. 108.
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erst „zum allgemeinen Weltbrand“
hat auswachsen lassen, „aus keinem
andern Grund, als weil ihm eben
jetzt der geeignetste Zeitpunkt ge-
kommen schien, das deutsche Volk
tçdlich zu treffen, das es in seinen
vor Gott und Menschen gleich un-
berechtigten Anspr�chen, das erste
Herrenvolk der Erde zu sein, als
Hindernis empfand“53. Des Wei-
teren korrespondiert Herzogs
Beobachtung, dass im Prozess gegen
Jesus eigentliche Feinde wie Pilatus
und Herodes plçtzlich zur Freund-
schaft finden, mit derjenigen, dass die
sonst vçllig unabh�ngig voneinander
bestehenden Feinde Deutschlands
jetzt allein durch „Neid und Eigen-
nutz, Mißgunst und Scheelsucht ge-
gen unser Volk“ verbunden sind. Ein
Volk, das – und hier dringt das natio-

nalprotestantische �berlegenheitsgef�hl in einem um Bescheidenheit bem�-
ten Gewand doch klar hervor –

„nichts anderes begehrte, als redlicher Arbeit nachzugehen und den Lohn
seines Fleißes im Frieden zu genießen, das ihnen wirklich nichts Unrechtes
getan, von dem sie vielmehr – in aller Bescheidenheit darf es gesagt werden
– an G�tern und Errungenschaften geistiger Kultur mehr empfangen als sie
ihm je gegeben haben.“54

Zwar sieht Herzog auch eine gewisse Schuld Deutschlands, ein „Geist des
Stolzes, nationaler Selbstgef�lligkeit und Eitelkeit [. . .] der unserer eigensten
deutschen Art weder entsprach noch w�rdig war“55, f�r die aber im Vergleich
zu dem, was man jetzt an Hass, Verleumdung und Anklage ertragen muss,
doch gelte, dass man letztlich grundlos gehasst werde. So erscheint Deutsch-

Brustbild des Reutlinger Dekans Gott-
hilf Herzog (1858–1923). Fotografie von
Otto Lauer, um 1890.

53 Ebd., S. 109.
54 Ebd., S. 111. Ein �hnliches Selbstbewusstsein bez�glich der geistigen F�higkeit des deut-

schen Volkes transportiert eine Aussage des Vorstands der Knabenvorschule, Rektor Mann,
der auch Mitglied des Gesamtkirchengemeinderats war. Sie findet sich in seiner kurzen An-
sprache anl�sslich der Feierlichkeiten zum vierhundertj�hrigen Jubil�um der Reformation:
Luther und der Reformation sei es demnach zu verdanken, „daß wir Deutsche das gebil-
detste Volk Europas geworden sind“, Die Vierjahrhundertfeier der Reformation zu Reutlin-
gen im vierten Jahr des großen Krieges, Reutlingen 1917, S. 18.

55 Ebd., S. 112.
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land, „�ber das diese Leidenszeit vor allem gekommen ist“56, schließlich sogar
als eine Art Mittr�ger der Leiden, die Gott selbst im Kriegsgeschehen wider-
fahren, sowie der abermalig erfolgenden Kreuzigung Christi, die dadurch
geschieht, dass der Geist von Recht, Gerechtigkeit, Wahrheit und Frieden,
den Deutschland zuvor repr�sentiert habe,57 durch die Vçlker ermordet wird.
Dieselbe Betonung der deutschen Unschuld, verbunden mit jenem �ber-
legenheitsgef�hl gçttlicher Sendung, findet sich auch in der Kriegspredigt des
Reutlinger Stadtpfarrers Vçhringer (1872–1949), die er in einer Kriegs-
betstunde am 12. August 1914 gehalten hat. Dort heißt es:

„Das deutsche Volk hat nicht nur zu ringen mit Franzosen, Russen, Engl�n-
dern, sondern mit seinem heiligen Gott, der es in einer langen reichen
Geschichte zu Macht und Ansehen gef�hrt und ihm eine große Aufgabe in
der Menschheitsgeschichte gestellt hat. Gottlob haben wir uns nichts vor-
zuwerfen, was wir etwa Unrechtes gegen unsere Feinde getan haben. ‚Mit
reinem Gewissen zieht Deutschland in den Krieg� hat unser edler Kaiser
vor aller Welt bezeugen d�rfen.“58

Ein reines Gewissen kçnnen die Deutschen Jakob Schoell59 (1866–1950)
zufolge auch nach dem Krieg durchaus haben. Auch er weiß zwar ein Ver-
schulden Deutschlands gegen�ber Gott einzugestehen, nennt den „Weltsinn“,
der ja auch schon in „Freiheit und Freude“ begegnet ist, genauso wie den
Mangel an Gottesfurcht und Gottvertrauen sowie an Brudersinn und Selbst-
zucht.60 Gegen�ber den Feinden aber habe man „eine gerechte Sache“ ver-
treten:

„Weder haben wir von den verwerflichen Mitteln des Meuchelmordes
und Verrates, der Geh�ssigkeit und der L�ge denselben r�cksichtslosen

56 Ebd., S. 114.
57 Ebd., S. 111.
58 Ludwig Friedrich Vçhringer: Kriegsbetstunde gehalten in der Marienkirche Reutlingen am

12. August 1914, in: Kriegspredigten (wie Anm. 50), S. 68–77, hier: S. 70 f. Auch f�r Herzog
ist klar, dass Deutschland gehasst wird, „weil es auf- und vorw�rts mit unsrem Volke ging,
unser Wohlstand wuchs, unser Handel sich ausdehnte, weil unsere wachsende Volkszahl uns
auf den Weltmarkt wies und uns nçtigte, gleich den anderen jenseits der L�nder und Meere
auch unsern bescheidenen Platz an der Sonne zu suchen“, G. Herzog (wie Anm. 50), S. 112.

59 Jakob Schoell wirkte seit 1918 als Pr�lat des Sprengels Reutlingen. Er gehçrte der liberalen,
volkskirchlichen Bewegung an und beteiligte sich an der Freien Volkskirchlichen Vereini-
gung. Im Oberkirchenrat war er f�r die Bereiche Schule und Religionsunterricht zust�ndig.
1919 wohnte er dem Gr�ndungsausschuss des Evangelischen Volksbundes bei, dessen zwei-
ter Vorsitzender er anschließend wurde. Neben seinen Verwaltungst�tigkeiten schrieb und
verçffentlichte er çffentlichkeitswirksam zahlreiche knappe B�nde, die vielfach gelesen wur-
den. Vgl. J. Eisler (wie Anm. 14), S. 187 f. und Rainer L�chele: Jakob Schoell, URL:
www.wkgo.de (4. 11. 2017).

60 Vgl. Jakob Schoell: Das R�tsel des Bçsen (Glaubensfragen der Gegenwart, Bd. 7), Stuttgart
[1919], S. 12.
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Gebrauch gemacht, noch haben wir das neidische Ziel verfolgt, aufstre-
bende Vçlker niederzuwerfen und auf lange hinaus unsch�dlich zu machen.
Und dennoch sollen wir die Schuldigen sein und uns in der ganzen Welt ver-
l�stern lassen; [. . .] Darf man sich da wundern, wenn mancher zweifelnd
fragt, wo denn die Gerechtigkeit Gottes bleibe?“61

Eine konkrete politische Schuld am Krieg deutet Stadtpfarrer Otto Stahl62

(1876–1974) in seiner Rede anl�sslich der Reichsgr�ndungsfeier am 18. Januar
1921 zumindest an, wenn er den entscheidenden Funkenwurf als von
Deutschland ausgehend beschreibt. Allerdings verbindet sich mit dieser Aus-
sage eine apologetische Intention, immerhin waren es andere, die den Z�nd-
stoff im Vorfeld listig angeh�uft hatten, und zwar nicht nur Frankreich, auf
das er haupts�chlich zielt, sondern „die halbe Welt, getrieben vom Neid auf
den immer m�chtiger emporwachsenden Mitbewerber“63. Interessant ist ne-
ben der Verwendung der Motive von deutscher Unschuld und antideutschem
Vçlkerneid die Zielsetzung seiner Rede, der Aufruf zur Nationalisierung des
Volkes und die Hoffnung auf das „Erwachen eines deutschen National-
bewußtseins“.64 �hnliche Einigkeitsrufe, die das Zusammenschwingen von
Nationalismus und Protestantismus andeuten, konnte man auch w�hrend des
Reutlinger Reformationsjubil�ums im Jahre 1917 hçren. Bei seiner Rede an
die Reutlinger Jugend anl�sslich der Pflanzung einer „Lutherlinde“ erinnerte
Stadtpfarrer Rommel, „der �lteste Geistliche der Stadt“,65 an den vorbild-
lichen Charakter und das wichtige Werk Luthers, dem Deutschesten der
Deutschen, und mahnt schließlich: „Ans Vaterland, ans teure, schließ dich an!
Das halte fest mit deinem ganzen Herzen. Seid fleißig, zu halten die Einigkeit
im Geiste durch das Band des Friedens, als echte Deutsche und gute evange-
lische Christen!“66

61 Ebd., S. 13. Schoells Lekt�re verweist in ihrem Versuch, eine Antwort auf die Frage nach der
Existenz des Bçsen zu finden, gleichsam auf den kriegsbedingt drohenden Glaubensabfall,
wie sie dahingehend ein Ausdruck der nationalprotestantischen Krisenmentalit�t darstellt,
dass sich mit ihr die Nachkriegsnotwendigkeit zur Apologetik verbindet, zur Verteidigung
tats�chlich gescheiterter nationalprotestantischer Kriegspredigt�berzeugungen.

62 Zu Stahl vgl. Anm. 14. Genauso wie Pr�lat Schoell und Dekan Herzog gehçrte auch Stahl
der Freien Volkskirchlichen Vereinigung an, die sich die Aufgabe gestellt hatte, „dem theo-
logischen Liberalismus ein Daseinsrecht [. . .] als unentbehrliche Wesensrichtung“ der Lan-
deskirche zu erwerben, vgl. J. Eisler (wie Anm. 14), S. 187.

63 Otto Stahl: Kerndeutsche Bausteine. Rede bei der st�dtischen Reichsgr�ndungsfeier am
18. Januar 1921, in: Schwarzw�lder Kreiszeitung 16 (1921), S. 1–3, hier: S. 1.

64 Ebd., S. 2. Den Instinktmangel beschreibt er zun�chst als Folge der zu ung�nstiger Zeit er-
folgten Industrialisierung und sieht in ihm dann den Hauptgrund f�r die deutsche Nieder-
lage im Weltkrieg: „Die Maschine war da [. . .] aber der Geist fehlte, der Geist freiwillig stol-
zer Einf�gung des Einzelnen in die Gesamtheit“, ebd.

65 Die Vierhundertjahrfeier (wie Anm. 54), S. 21.
66 Ebd., S. 23.
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Nationalprotestantische F�rbungen finden sich hier und da auch in den
Beschreibungen und Bewertungen der Glaubens- und Sittlichkeitszust�nde
der Bevçlkerung, die in vielen Punkten aber ganz �hnlich wie die von „Frei-
heit und Freude“ ausfallen, wenngleich sie viel st�rker mit der Revolution in
Verbindung gebracht werden. In seinem „Wort �ber die Kriegsfolgen“ ver-
weist Herzog zuvorderst auf den Missmut und die Verdrossenheit weiter
Kreise, die „Verbitterung der Gem�ter gegen Gott und Menschen“, den
„glaubenslosen Sorgengeist“ und die lieblose „Unbr�derlichkeit des Hams-
ter- und Wuchergeistes“.67 Der Reutlinger Visitationsbericht von 1920 h�lt
dabei eine allgemeine Stimmungsverschlechterung f�r den Sommer 1917 fest:
„Von da an, wo der Kampf um die Kriegsziele ins Volk hineingetragen wurde,
ging der Krieg �ber die seelische Kraft des Volks.“68 Kritik wird in diesem Zu-
sammenhang gegen�ber dem linksdemokratischen, vor unsittlichen Anzeigen
nicht zur�ckschreckenden Reutlinger General-Anzeiger ge�ußert,69 der nach
anf�nglicher Kriegsunterst�tzung in antikaiserliche Agitation verfiel und mit
dieser halswenderischen Art von Berichterstattung zu einer allgemeinen Ver-
wirrung der Gem�ter beigetragen habe: W�hrend er zu Beginn des Krieges
mit allen mçglichen Mitteln die Kriegsbegeisterung zu wecken und zu er-
halten versuchte, schwenkte er im Sommer 1917 fast �ber Nacht um und
beteiligte sich nach dem Zusammenbruch „mit Fanatismus an der leiden-
schaftlichen Hetze gegen Kaiser, Heeresleitung und bes. gegen Luden-
dorff“70. F�r die erfolgte Revolution kann Dekan Herzog sodann keinerlei
Segensauswirkungen festhalten, was er mit dem Umstand begr�ndet, dass sie
„nicht aus der Seele des deutschen Volkes geboren worden“, sondern vielmehr

„unter dem Druck der drohenden und lockenden Feinde, unter dem Ein-
fluß internationaler, ungeschichtlicher Gedankeng�nge und mit den Mitteln
russischen Goldes, wie ein dumpfes Verh�ngnis, in einer Stunde der Verwir-
rung und moralischer Erschçpfung �ber die ahnungslose Masse des deut-
schen Volkes gekommen“71 sei.

Dass auch die Reutlinger die Ereignisse der Novemberrevolution nur wegen
ihrer kriegsbedingt zerm�rbten Gem�ter wie ein unbegreifliches, aber unent-
rinnbares Verh�ngnis willenlos hinnahmen, betont wiederum der Visitations-
bericht. Ihre wirkliche �berzeugung – so scheinen die Ausf�hrungen hier
andeuten zu wollen – zeigt sich dann aber in der „herzlichen Trauer“ um den
Kçnig und in der Tatsache, dass er „bei der Wiederkehr seines Geburtstags

67 Vgl. G. Herzog (wie Anm. 15), S. 26.
68 LKA Stuttgart, A 29, Nr. 3766.6, Pfarrbericht 1920, S. 5.
69 Ebd., S. 11.
70 Ebd., S. 5.
71 G. Herzog (wie Anm. 15), S. 27.
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[. . .] von Reutlingen eine mit zahlreichen Unterschriften bedeckte Dankadres-
se“72 zugesandt bekam. Zahlreiche „Mitl�ufer“ habe die radikale Demokratie
dann lediglich wegen ihres „leichten Sieges“ erhalten. Infolge der Revolution
sei nun vollst�ndig ausgerissen, was zuvor schon im Aufkeimen begriffen war.
So habe sie die innen- und außenpolitische Macht des Staates gebrochen und
damit der zuvor schon zunehmenden Gesetzlosigkeit endg�ltig „T�r und Tor
geçffnet“. Als Konsequenz des staatlichen Autorit�tsverlustes verlor auch das
ehemals so ruhige, geordnete, fleißige und arbeitsame Volk wesentliche
Tugenden wie „deutsche Ehrlichkeit, Gewissenhaftigkeit und Zuverl�ssig-
keit“.73 Ruhe, Ordnung, Zucht und Sitte seien in den Entbehrungs- und Ent-
sagungsjahren einer Genuss- und Vergn�gungssucht gewichen, „die schlecht
zum Elend unserer Tage und zu unserer tats�chlichen Armut paßt“.74 Der
Pfarrbericht, der die sittlichen Folgen der Revolution im Vergleich zu den
Kriegsfolgen als „noch schlimmer“ bezeichnet, f�hrt nach derselben Feststel-
lung aufgelçster çffentlicher Ordnung, schwindender staatlicher Autorit�t
und allgemeiner – vor allem aber jugendlicher – Gesetzesmissachtung,75 die
sich im Hamstern,76 Wuchern, Stehlen und Betr�gen �ußert, bez�glich des
Lebens- und Vergn�gungshungers weiter aus, dass er „vor allem auf dem
Tanzboden seine Orgien“77 gefeiert habe:

„Es w�re interessant festzustellen, welche Summen leichtverdienten Geldes
in diesen Jahren nach dem Krieg der Tanzlust geopfert wurden, um gar
nicht zu reden von den sittlichen Gefahren. Die Eltern waren vielfach
machtlos. Eine Frau erz�hlte der anderen, wie sie f�r die Tanzstunden ihrer
zwei Tçchter in wenigen Wochen 1400 Mark gebraucht [!]. Sçhne bestehlen
den Weisszeugschrank der Mutter, um mit den verkauften Sachen die Tanz-

72 LKA Stuttgart, A 29, Nr. 3766.6, Pfarrbericht 1920, S. 6.
73 Vgl. G. Herzog (wie Anm. 15), S. 27.
74 Auch an anderer Stelle wird beklagt, dass „protzenhaftes Wesen sich breit machtt [!], das in

ungeniertem Geniessen sich auch in den Tagen der Allgemeinen Not nichts abgehen l�sst“
(LKA Stuttgart, A 29, Nr. 3766.6, Pfarrbericht 1920, S. 8). Es wird, wenngleich nur verein-
zelt, zum Beispiel beim Reutlinger Parven�tum beobachtet, vgl. ebd., S. 30.

75 „Die Vergehen und Verbrechen“, so h�lt es der Pfarrbericht f�r den Bezirk Reutlingen fest,
„liegen meist auf dem Gebiet des Betrugs, des Diebstahls und der Veruntreuung. Kçrperver-
letzungen kommen seltener vor (der Alkohol fehlt). [!] �beraus h�ufig sind die Einbr�che
und Diebst�hle in den Weinbergh�uschen und bei der Post“, ebd., S. 31.

76 Wie der Pfarrbericht verdeutlicht, liegen hinter derartigen Aussagen und Deutungen prakti-
sche Alltagserfahrungen der Pfarrer, wie die, dass beispielsweise manche Konfirmanden-
stunden, die an schulfreien Samstagen gegeben wurden, nur von wenigen wahrgenommen
wurden, weil „ganze Scharen [. . .], nat�rlich mit Wissen der Eltern, ins Hamstern gegangen
waren“, ebd., S. 10.

77 Ebd., S. 7.
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ausgaben zu bestreiten. [. . .] Die grossen Lçhne reizen zu unsinnigem Geld-
verbrauch u. steigern den Uebermut der Jugend.“78

Unsittliches Verhalten, Tanzvergn�gen und Geldverschwendung werden hier
in klarem Zusammenhang gesehen. An anderer Stelle wird zu diesem
Problemkanon noch die Bildungsarmut hinzugef�gt:

„Die ledige Jugend war schon in den Kriegsjahren das Schmerzkind. Sie ist
es nach der Revolution noch mehr geworden. Das viele Geld, das sie in
Hundertmarknoten in der Hand hat, wird beim Tanz, mit Rauchen und
Schleckereien vergeudet. [. . .] Ein mehrheitssozialistischer Gewerkschafts-
mann, der bei einer Sitzung des Volksbildungsvereins nach dem gegenw�rti-
gen Bildungsbed�rfnis der Arbeiterjugend gefragt wurde, erwiderte: Da ist
rein nichts mehr vorhanden. Die einen gehen zum Tanz, die andern machen
in kommunistische Politik und die dritten gehen hamstern.“79

Statt der „schlichten Einfachheit, Sparsamkeit, Arbeitsamkeit und Gen�gsam-
keit unserer V�ter und Großv�ter“, so fasst Herzog es zusammen, kann man
nun also allenthalben den Dienst am Mammon beobachten, der „am meisten
zu unserem Zusammenbruch beigetragen“ hat. Die Vergangenheit als Besin-
nungs- und Sehnsuchtsort im Gegensatz zu den unerfreulichen Moment-
anzust�nden erscheint noch deutlicher in Herzogs Bedauern �ber den Um-
stand, dass die Revolution „den Gedanken des preußisch deutschen Staates,
der auf protestantischem Boden erwachsen und in gutem Sinne Kulturstaat
gewesen war, verdr�ngt und an seine Stelle das westeurop�ische Ideal des for-
malistischen demokratischen Rechtsstaates gesetzt“ hat. Bez�glich der jetzt
mit der Einf�hrung der demokratischen Ordnung vollzogenen Trennung von
Staat und Kirche weist er auf die schon l�nger zu beobachtende Entwicklung
eines sich lockernden Bandes zwischen politischer und geistlicher Sph�re hin,
die jetzt allerdings zugunsten der rçmisch-katholischen Kirche ihr Ende
gefunden hat: Im Gegensatz zu den Zeiten des preußisch-deutschen Kultur-
staates, der vom Protestantismus getragen war, habe in der jetzigen Ordnung

78 Ebd. �ber die ehelichen und zwischengeschlechtlichen Sittlichkeitsbedingungen sagt der
Pfarrbericht an anderer Stelle, dass unordentliche, durch die Schuld von Mann oder Frau
zerr�ttete Ehen mannigfaltig vorhanden seien, dass im Krieg F�lle ehelicher Untreue ver-
merkt werden mussten und auch wilde Ehen in ziemlicher Zahl vorhanden seien, ohne dass
die çffentliche Meinung daran Anstoß nehme, zumindest nicht in grçßerem Ausmaß. Vgl.
ebd., S. 9. Hierin zeigt sich auch ein ortsgeistlicher Reflexionsmoment auf die ja genauso von
den Autoren von „Freiheit und Freude“ wahrgenommene Abnahme kirchlicher Autorit�t
und die zunehmende gesellschaftliche Ignoranz gegen�ber den tradierten christlichen Wer-
tevorstellungen. Ein weiteres Beispiel hierf�r findet sich in der Feststellung, dass „die Bezie-
hungen der Geschlechter zueinander [. . .] freier geworden [sind] und die weibliche Jugend,
die schon w�hrend des Kriegs gerne mit den hier garnisonierenden Soldaten anb�ndelde [!],
[. . .] f�r die Lockungen weithin empf�nglich [ist]“, ebd., S. 10.

79 Ebd., S. 10 f.
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der katholische Gegner den Hauptvorteil. Als „eine der ernstesten Kriegs-
oder richtiger Revolutionsfolgen“80 erw�hnt Herzog dann noch die Bedro-
hung der evangelischen Schule, die zwar vorerst abgewehrt scheint, f�r die er
aber mit der Notwendigkeit eines weiterhin festen Zusammenstehens von-
seiten des evangelischen Volkes rechnet, immerhin erlaube es die staatliche
Gesetzgebung, dass Freidenker und Religionslose „rein weltliche Schulen
nach ihrem Herzen“81 bekommen, und m�sse daf�r gesorgt werden, dass der
Staat nicht ihnen gegen�ber Gewissensfreiheit, den christlichen Konfessionen
gegen�ber aber Gewissenszwang aus�be. In Bezug auf die Freidenkerbewe-
gung, die in Reutlingen eine proletarische Freidenkergruppe besitzt, warnt
Herzog vor einem allzu saloppen Umgang der Kirche mit der Kirchenaus-
trittsbewegung: „Wenn es zu einer neuen Revolution k�me, so w�rde sie sich
mit Macht gegen die Kirche wenden. Denn es herrscht in diesen Kreisen der
Wahn, daß die Revolution von 1918 deshalb nicht mit dem Sieg des Proleta-
riats geendigt hat, weil sie vor der Kirche Halt gemacht habe.“ In diesem
Zusammenhang ist auch die Sektenbewegung von Bedeutung, der sich – in
geringer Zahl zwar, aber eben immer wieder – ehemalige Kirchenmitglieder
zuwenden. Gerade f�r die j�ngsten „Zeiten großer Weltereignisse“ konstatiert
Herzog eine besonders eifrige T�tigkeit bei denjenigen Sekten, „die sich mit
der Wiederkunft des Herrn besch�ftigen“82, vornehmlich den Adventisten,
Zeugen Jehovas (Russilianern) und Neuapostolischen. Derartige Bedrohungs-
potenziale spielen auch in Herzogs Aufstellung eines sechs Punkte umfassen-
den kirchlichen Aufgabenhorizonts der Gegenwart und n�heren Zukunft eine
Rolle, die zu einem sp�teren Zeitpunkt noch von Bedeutung sein wird.

Fasst man die kurze Betrachtung einiger weiterer Reutlinger Nachkriegs-
stimmen nationalprotestantischer Mentalit�t zusammen, so kann zun�chst
konstatiert werden, dass im Gegensatz zu jener Mentalit�t, die in „Freiheit
und Freude“ zum Ausdruck kommt, im Zusammenhang mit dem Kriegsende
von einer st�rkeren Entt�uschungserfahrung, die sodann auch die Sichtweise
auf die neuen Verh�ltnisse mit bestimmt, dahingehend ausgegangen werden
kann, dass eine patriotische Entt�uschung und nationale Dem�tigung auf-
grund der hier vorliegenden engen Verbindung von Christentumsbegriff und
Patriotismus gleichsam eine Entt�uschung des Glaubens und damit eine Glau-
benskrise bedeuten konnte. Die zuvor als gottgewollt verstandene nationale
Prosperit�t und das sich mit dem Kaiserreich verbindende Gef�hl deutsch-
protestantischer Kultur�berlegenheit erfuhren einen tats�chlichen Einschnitt,
der wesentliche Aspekte des Denksystems infrage stellte. Die Bewertung der
Revolution f�llt vor diesem Hintergrund gesehen verst�ndlicherweise deut-
lich negativer aus: Sie wird als undeutscher Gedanke und ungewolltes Ver-

80 G. Herzog (wie Anm. 15), S. 28.
81 Ebd.
82 Ebd., S. 19.
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h�ngnis beschrieben und erscheint �berdies als Verdr�nger eben jenes Gedan-
kens eines protestantisch fundierten preußisch-deutschen Staates, von dem
keinerlei Segen, sondern – wie die Liste der beschriebenen, vor allem sittlichen
Revolutionsfolgen aufzeigt – eher Fluch f�r Volk und Kirche ausgeht. Das
Festhalten an den alten Verh�ltnissen, an Monarchie und Kaiser, wird in der
Kritik an der antimonarchischen Polemik des linksdemokratischen General-
Anzeigers genauso greifbar wie in der Betonung einer allgemeinen Trauer der
Reutlinger um den Kaiser, die einer lediglich als Mitl�ufertum zu bezeichnen-
den Demokratieunterst�tzung gegen�bergestellt wird. In der Betrachtung der
allgemeinen Sittlichkeit wirkt dann derselbe christliche Wertekanon wie bei
„Freiheit und Freude“, was sich in der Beschreibung �hnlicher Problemfelder
widerspiegelt. �berschneidungen ergeben sich unter anderem in der Beob-
achtung von „Tanzsucht“, „Gesetzlosigkeit“ und „Autorit�tsverlust“ und im
Rekurs auf die Jugend als sittlich besonders bedrohte Gruppe. Wenngleich die
Revolution als Reflexionsmoment gegenw�rtiger Problematiken weit h�ufi-
ger eine Rolle spielt und insgesamt eine negativere Bewertung erf�hrt, scheint
die vorgestellte nationalprotestantische Sichtweise keineswegs nur dieses
Ereignis in die Pflicht zu nehmen, sondern verweisen die ein oder anderen
Bemerkungen auch auf ihr Wissen um Entwicklungen, die beispielsweise das
Band zwischen Staat und Kirche schon seit L�ngerem lockerten oder auf die
Sittlichkeit des Volkes negativ einwirkten. Dass die kirchlichen Funktions-
eliten nicht etwa in einer Schockstarre negativen Denkens verharrten, sondern
aktiv wurden, jene „traumatisierte“ nationalprotestantische Mentalit�t also
Chancen und Aufgaben wahrzunehmen imstande war, zeigt der n�chste
Abschnitt, der Herzogs kirchliches Sechs-Punkte-Programm83 und weitere
Ausz�ge aus dem Pfarrbericht sowie einige problemfeld- und bedrohungs-
momentbezogene Argumente aus den Protokollen des Reutlinger Gesamt-
kirchengemeinderats (fortan mit „GKGR“ abgek�rzt) in den Mittelpunkt
stellt und so auf den „Mçglichkeitsr�ume“ schaffenden Moment der Alltags-
pragmatik hinweisen mçchte.

83 Es geht vielleicht etwas zu weit, von einem Verm�chtnis zu sprechen, aber es muss ber�ck-
sichtigt werden, dass Herzog zum Zeitpunkt der vermutlichen Textverlesung (19. Juli 1920)
bereits als Dekan a. D. auftritt. Seine Verabschiedung aus dem Gesamtkirchengemeinderat
Reutlingens erfolgte erst kurz zuvor am 29. Juni 1920 (LKA Stuttgart, DA Reutlingen,
Nr. 32, Protokoll des Reutlinger Gesamtkirchengemeinderats Bd. 3, S. 400). Die Redesitua-
tion wird an einer Stelle ersichtlich, wo Herzog sich an die Zuhçrer zu wenden scheint,
wenn er sagt: „[. . .] wenn ich Kriegsgewinnler, Schieber, Lohnwucherer hier vor mir h�tte,
w�rde ich mich ebenso an sie wenden, aber hier sind wir neben Pfarrern, Lehrern, Beamten,
Gesch�ftsleuten in der Hauptsache Landleute, und gestatten Sie mir darum heute, wo ich
zum letzten Male so zu ihnen reden darf [hervorg. d. Verf.], ein Wort herzlicher Ermahnung
und Bitte [. . .]“, G. Herzog (wie Anm. 15), S. 27.
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3. Die Krisenzeit als Chance: kirchliche Aufgabenfelder und Alltags-
pragmatik

Es w�rde ein falscher Eindruck entstehen, wenn aus der Pfarrberichterstat-
tung nur jene Teile herausgepickt w�rden, die auf Problemwahrnehmung und
Krisenmentalit�t verweisen. Zwar l�sst sich ihre Existenz, was die bisherigen
Beschreibungen ja vor allem gezeigt haben, bei aller N�chternheit der Be-
schreibungsart nicht leugnen, genauso aber kommt an vielen Stellen die
ebenso vorhandene Wahrnehmung positiver Aspekte und Entwicklungen im
kirchlichen Leben zum Ausdruck, was schon der einleitende Satz des Pfarr-
berichts veranschaulicht:

„Die Teilnahme am ordentlichen Gottesdienst ist im Ganzen im Verh�ltnis
zur Grçße der Stadt zu ihrem vorwiegend industriellen Charakter befriedi-
gend, wenn auch bei einzelnen Schichten: Arbeitern, Weing�rtnern, auch
teilweise bei den Industriellen der Gottesdienstbesuch viel zu w�nschen
�brig l�sst. Der Krieg hat seit Beginn, wie �berall die Kirchen m�chtig ge-
f�llt, und im Fortgang des Kriegs blieb der Kirchenbesuch, wenn auch der
erste Andrang sich wieder verlief, doch im Ganzen besser als vor dem
Krieg, und mit der Revolution setzte sofort ein neuer Zudrang zur Kirche
ein. Man sieht vielfach M�nner wieder in der Kirche, die fr�her seltene
G�ste im Gotteshaus waren. Auch sozialistische Arbeiter werden neuer-
dings regelm�ssiger in der Kirche gesehen. Der Ernst der Zeit macht sich
doch in zahlreichen Gem�tern f�hlbar. Er befruchtet die Predigt und ver-
leiht ihr mehr Resonnanz [!] in den Herzen.“84

Sicherlich tragen derartige Aussagen der Intention einer Pfarrberichtserstat-
tung Rechnung, die ja darauf zielt, einen �berblick �ber verschiedene Ent-
wicklungen zu geben. Das Hin und Her zwischen positiver Feststellung und
einschr�nkender Tatsache l�sst insgesamt gesehen dann doch ein Problem-
szenario entstehen, was aber eine Eigenschaft der Pfarrberichte selbst dar-
stellt, die in der Tradition obrigkeitlicher Berichtswesen stehend, eben vor
allem auf Negativentwicklungen hinzuweisen tendieren.85 Auch wenn sich
hier mit der Benennung von Arbeitern, Weing�rtnern und anderen sozialen
Gruppen ein Problemfeld kirchlicher Wirkungslosigkeit verbindet, kann f�r
die christliche Wahrnehmung in der Nachkriegszeit anhand dieses Beispiels
dennoch eine F�higkeit konstatiert werden, der Krise, die sich ja mit den
Begriffen „Krieg“ und „Revolution“ verbindet, die Chance beziehungsweise
der Problemlage einen Mçglichkeitsraum abzugewinnen, was in diesem Fall
auf die Beobachtung leicht zunehmenden Kirchenbesuchs und befl�gelter
Predigt zutrifft. Ein kriegsbedingt gestiegenes Interesse nach religiçsem

84 LKA Stuttgart, A 29, Nr. 3766.6, Pfarrbericht 1920, S. 2.
85 Vgl. C. Kienzle (wie Anm. 4), S. 31.
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Erleben wird an anderer Stelle konkreter noch f�r die „hçheren St�nde“ und
hier besonders auch f�r die „weibliche Jugend“ wahrgenommen: „Ganz von
selbst ist aus den Kreisen der Sch�lerinnen der hçheren weiblichen Schulen
und auch von �lteren Tçchtern der besseren St�nde der Wunsch nach vertief-
ter religiçser Erkenntnis und Anregung wiederholt an die Geistlichen gekom-
men.“86 Erfreut scheint man auch �ber den Umstand, dass w�hrend des
Kriegs „das gesellige Leben in den Vereinen ruhte“ und wegen der allgemei-
nen Teuerung auch nach dem Krieg „der Wirtshausbesuch merklich zur�ck-
gegangen ist“.87 Gleichwohl derartige christliche „Gl�cksmomente“ – es mag
�bertrieben klingen – gegen�ber der erw�hnten Ersch�tterungserfahrung als
g�nzlich unbedeutend erscheinen, stellen sie dennoch genauso einen Aspekt
der Krisenwahrnehmung beziehungsweise eine Realit�t der christlichen
Denkprozesse in der Krisenzeit dar wie jene Aspekte und Realit�ten, die auf
eine „Traumatisierung“ schließen lassen, worauf im Vorfeld der Analyse von
Herzogs „Sechs-Punkte-Programm“, das an den geeigneten Stellen durch die
Aussagen aus den GKGR-Protokollen erg�nzt wird, der Sensibilisierung
wegen nochmals verwiesen sein soll.

Herzogs „Programm“ ist genauso wie die besagten Argumente der Proto-
kolle deswegen interessant, weil hier vor dem Hintergrund kirchlicher
Problemfelder und Bedrohungsmomente eine mçgliche Handlungsoption
formuliert wird.88 Seiner eigenen Aussage zufolge beschr�nkt sich der Dekan
dabei lediglich auf „die n�chsten schwersten Aufgaben“. Nachdem er zuvor
schon darauf aufmerksam macht, dass bei allen erw�hnten „bedenklichen Fol-
gen des Krieges [. . .] die Spuren von Erstarkung des kirchlichen Lebens“89

nicht �bersehen werden d�rften, beginnt er seine Liste der wichtigsten Auf-
gaben mit dem ersten Punkt, der das „ungeheure Problem der Wiedergewin-
nung unserer sozialistisch und kommunistisch beeinflußten Arbeiterschaft

86 LKA Stuttgart, A 29, Nr. 3766.6, Pfarrbericht 1920, S. 30.
87 Vgl. ebd., S. 31.
88 Dies gilt f�r die problemfeld- und bedrohungsmomentbezogenen Argumente innerhalb ein-

zelner Entscheidungsprozesse des GKGR vielleicht noch st�rker, da sie eben nicht nur in
Form eines theoretischen Gedankens im Rahmen eines theologischen Sinnierens auf Zeit-
umst�nde auftreten, sondern als unmittelbar handlungsleitendes und -begr�ndendes Argu-
ment Verwendung finden. Sie verweisen mit ihrem Charakter der Beil�ufigkeit in einem
praktischen Entscheidungsprozess auf einen Kern christlicher Krisenwahrnehmung und bil-
den damit gleichsam einen Teil des Mçglichkeitsraums des Krisendenkens.

89 G. Herzog (wie Anm. 15), S. 28. Erw�hnt werden als Zeichen kirchlichen Erstarkens in die-
sem Zusammenhang die Volkskirchenbewegung im Norden des Landes, die zahlreichen Ge-
meindeversammlungen sowie der daraus entstandene Evangelische Volksbund im S�den,
der in Reutlingen immerhin 3700 Mitglieder zu verzeichnen hat (ebd., S. 18) – beides Reak-
tionen auf den „plumpe[n] Angriff radikalster Elemente, der zu Beginn der Revolution sich
gegen Christentum, Kirche und christliche Schule wandte“ (ebd., S. 28) –, die Errichtung des
Kirchenbundes der deutschen Evangelischen Kirchen auf dem Dresdner Kirchentag von
1919 und die von der w�rttembergischen Landeskirchenversammlung bereits „in ernstem
Friedenswillen“ erarbeitete neue Kirchenverfassung.
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f�r Evangelium und Kirche“90 betrifft. Gleichwohl seine Hoffnungen an-
gesichts der kaum �berbr�ckbaren Kluft zwischen Kirche und Arbeitern
nicht gerade groß zu sein scheinen, sieht er zumindest bis zu dem Zeitpunkt,
an dem – so die Idee – „ein Br�ckenschl�ger aus der [. . .] Arbeiterschaft“91

selbst die Vermittlung �bernimmt, in der persçnlichen Begegnung zwischen
Kirche und Arbeitern eine Chance, dem jetzt noch so unheilvollen Misstrauen
wenigstens entgegenzuwirken. Dass Herzog selbst eine solche persçnliche
Begegnung gesucht hat, macht wiederum der Pfarrbericht offenbar, der von
Erçrterungsabenden weiß, „die Dekan Herzog mit einigen ernsten Arbeitern
veranstalten konnte“.92 Krankheitsbedingt unterbrochen, hoffte er sie im
Ruhestand wieder aufnehmen zu kçnnen. Eine Ber�cksichtigung der Arbei-
terschaft als Verweis auf das nachgerade schlechte Verh�ltnis zu dieser sozia-
len Gruppe erfolgt im GKGR zum Beispiel in der Entscheidung, die Ver-
çffentlichung der f�r das Gemeindehaus bisher gesammelten Summe, es
handelt sich immerhin um 224.613 M, zu unterlassen, „da die Werbearbeit
noch in Gang ist u. die Grçße der Einzelgaben in der Arbeiterschaft bçses Blut
machen kçnne“.93

Als zweite und gegen�ber dem Arbeiterproblem wesentlich leichter zu
lçsende Aufgabe nennt Herzog die Notwendigkeit, einer weiteren Versch�r-
fung des konfessionellen Gegensatzes entgegenzuarbeiten, wobei er hier vor
allem den Erhalt evangelischen Einflusses gegen�ber der momentan gest�rk-
ten katholischen Macht im Blick hat.94 An dieser Stelle tritt seine national-

90 Ebd.
91 Ebd.
92 LKA Stuttgart, A 29, Nr. 3766.6, Pfarrbericht 1920, S. 39. Die Erçrterungsabende waren

eine direkte Reaktion auf eine Veranstaltung der proletarischen Freidenkergruppe Reutlin-
gens, die im Sommer 1919 stattfand und auf der ein N�rnberger Redner, dessen Name nicht
genannt wird, „aus politischen Gr�nden zum Austritt aus der Kirche aufforderte“ (ebd.). Es
wird an dieser Stelle auch konstatiert, dass die Sozialdemokratie zwar „nicht direkt kirchen-
feindlich“ sei, sich aber im Zusammenhang mit dem Krieg die Stimmung gegen die „kriegs-
hetzerische Kirche“ versch�rft habe, was beispielsweise darin eine Auswirkung zeitigt, dass
Arbeiter ihre Kinder nicht mehr gerne zur Taufe in die Kirche br�chten und selbst weniger
zur Abendmahlsfeier erscheinen w�rden (vgl. ebd., S. 40). Es wird aber darauf verwiesen,
dass andere Gr�nde dabei durchaus auch ihre Rolle spielen. Wie auch immer zeigt sich hier
das Problemfeld der kirchlichen Beziehung zu den Arbeitern deutlich.

93 In der Sitzung vom 10. April 1919. Siehe hierf�r LKA Stuttgart, DA Reutlingen, Nr. 32, Pro-
tokoll des Reutlinger Gesamtkirchengemeinderats Bd. 3, S. 328.

94 Kritisch konnotiert scheint vor diesem Hintergrund auch die Feststellung des Pfarrberichts,
dass Reutlingen in B�lde eine katholische Kinderschule besitzen wird und deswegen mit der
Niederlassung katholischer Krankenschwestern zu rechnen sei (vgl. LKA Stuttgart, A 29,
Nr. 3766.6, Pfarrbericht 1920, S. [40]. Es ist eigentlich Seite 41, aber an ihrer statt erfolgt hier
zum zweiten Mal eine Seite 40). Dass, wie danach dargestellt wird, ein evangelischer Lehrer
dagegen von „Simultanisierungswut“ ergriffen im Ortsschulrat den Antrag stellte, die neu
errichtete Lehrstelle an der Mittelschule mit einem katholischen Lehrer zu besetzen, „weil
in der Schule auch katholische Sch�lerinnen seien“ (ebd.), erscheint jetzt kaum mehr als neu-
trale Beobachtung, sondern vielmehr als Teil eines Problembereichs, den die Kirche Herzogs
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protestantische Sichtweise genauso wie seine antikatholische Haltung noch-
mals deutlich zutage, wenn er erkl�rend hinzuf�gt:

„Die kathol. Kirche ist m�chtig gest�rkt aus dem Kriege hervorgegangen.
Auf evang. Seite ist das protestantische Kaiserhaus zertr�mmert, Preußen,
die bisherige evang. Vormacht Deutschlands, ist innerlich und �ußerlich ge-
schw�cht. In Berlin ist dieser Tage der p�pstliche Nuntius eingezogen, am
Rhein entfaltet der Jesuitenorden bereits eine stille, aber zielbewußte Pro-
paganda. Da gilt es wohl auf der Hut zu sein, [. . .]. Doch brauchen wir uns
nicht zu f�rchten. Es fehlt doch nicht an Anzeichen, daß das innere Gef�ge
der katholischen Kirche nicht mehr unersch�ttert ist, und wer Gelegenheit
hat, je und je in die Seelen von Katholiken hineinzublicken, die mit ihrer
Kirche zerfallen sind, der findet hier nicht selten einen entschlosseneren
Bruch mit Kirche und Christentum als bei den Entfremdeten der evang.
Kirche.“95

Interessant ist in diesem Zusammenhang eine Bemerkung der GKGR-Proto-
kolle, die in der Sitzung vom 21. Oktober 1920 im Rahmen der „Neuregelung
des Glockenl�utens und der Turmbesichtigung der Marienkirche“ vermerkt
ist. Dort heißt es auf die Frage, ob neben dem Abendl�uten nicht auch das
Morgenl�uten erhalten werden sollte: „So w�nschenswert das namentlich
wegen der Kranken u. wegen des Vergleichs mit der katholischen Kirche ist,
erregt die Hçhe der Kosten Bedenken.“96 Letztlich entscheiden sich 10 Mit-
glieder gegen und 14 f�r die Erhaltung des Morgenl�utens, es ist unabh�ngig
davon aber bemerkenswert, dass vor dem Hintergrund eines als wieder-
erstarkt empfundenen Nachkriegskatholikentums auch das Glockenl�uten als
Vergleichsort von Bedeutung wird und als Handlungsoption zur Selbstver-
gewisserung und Kommunikation der eigenen Machtanspr�che in Betracht
kommt.

Als drittes unter den Gefahrensymptomen der Zeit erscheint bei Herzog
dann die staatliche Neigung, die Kirche und ihren Einfluss aus mçglichst vie-
len Gebieten des gesellschaftlichen Lebens, „besonders in Jugenderziehung,
Jugendf�rsorge und Volksbildung“97, zu verbannen und sie in die eigenen
H�nde zu bekommen. F�r dieses Problem bietet Herzog zumindest an dieser
Stelle keine Lçsungsvorschl�ge. Ein kurzer Exkurs auf seine Ausf�hrungen
zum Gemeindeleben im selben �bersichtsbericht zeigt aber, welche Hand-
lungsoption er diesbez�glich f�r die Kirche sieht. Dort prognostiziert er, dass

Agenda zufolge dringend anzugehen hat, um eben nicht im Schatten der katholischen Kirche
zu verschwinden, sondern den eigenen Macht-Ort und Einfluss zu bewahren.

95 G. Herzog (wie Anm. 15), S. 29.
96 LKA Stuttgart, DA Reutlingen, Nr. 33, Protokoll des Reutlinger Gesamtkirchengemeinde-

rats Bd. 4, S. 16.
97 G. Herzog (wie Anm. 15), S. 29.
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mit der zunehmenden Lçsung des einstigen Bandes zwischen Staat und
Kirche die Bedeutung des kirchlichen und religiçs-sittlichen Lebens der Ein-
zelgemeinde f�r die Existenz und Wirkung der Landeskirche auf das Volks-
leben zunehme, woran auch die in der neuen Kirchenverfassung zun�chst
verankerte �berordnung der Landeskirche �ber die Einzelgemeinde nichts
�ndere.98 Das Pfarramt, so f�hrt er konkretisierend aus, m�sse in Zukunft
st�rker aus den Gemeinden heraus Unterst�tzung erfahren, und zwar in Form
der Mitarbeit von Vereinen und gemeindlichen Einrichtungen f�r Junge,
Kranke, Arme und Bed�rftige mancherlei Art und der Kleinkinderpflege. Die
Antwort der Kirche auf den Verlust des staatlichen R�ckhalts liegt Herzog
zufolge also in der Betonung der Einzelgemeinde hinsichtlich ihres Potenzials
im Bereich der Jugend- und Sozialarbeit. Ein Blick in die Protokolle des
GKGR zeigt, dass die Jugendarbeit auch hier als eine der wesentlichen
Herausforderungen und Notwendigkeiten des gegenw�rtigen kirchlichen
Handelns verstanden wird. Im Rahmen der Besprechung eines Gesuchs des
çrtlichen CVJM um einen Beitrag zur Anstellung eines Jugendhelfers h�lt das
Protokoll f�r den in Abwesenheit des Dekans Herzog als Vorsitzenden fun-
gierenden Stadtpfarrer Finckh die Aussage fest,

„daß der Verein die Bitte genehmigt habe und 1000 M vorschlage. Die
Arbeit des christl. Vereins Junger M�nner sei eine Arbeit im Interesse der
Gesamtkirchengemeinde. [. . .] Nirgends sonst seien Ausgaben in gegen-
w�rtiger Zeit so angebracht wie auf dem Gebiet der Jugendpflege.“99

Die vorgeschlagene Unterst�tzung des Vereins findet allgemeine Zustimmung
und wird nach Abstimmung sogar mit einer Summe von 1500 M gew�hrt. An
anderer Stelle, dem Gesuch des Jungfrauenvereins um einen unterst�tzenden
Jahresbeitrag, heißt es außerdem, „es werde auch hier gelten, was fr�her von
der Freiwilligen Sonntagsschule und vom Jungm�nnerverein gegolten habe,
daß es notwendig sei diese Veranstaltung dem Organismus der Gemeinde
n�her anzugliedern“,100 was auf die Bedeutung der Vereinst�tigkeit von Ein-
zelgemeinden hinweist. Die besondere Sorge der Kirche um die Jugend zeigt
sich sehr deutlich auch in der Besetzung einer Jugendpfarramtsstelle, die
bereits am 4. M�rz 1920 durch das Evangelische Konsistorium unter Zustim-
mung des Ministeriums des Kirchen- und Schulwesens errichtet worden war
und f�r die im Dezember 1920 schließlich Rudolf Daur101 (1892–1976)
berufen wurde, der sie dann im Januar 1921 als zweiter Stadtpfarrer der

98 Ebd., S. 17.
99 In der Sitzung vom 24. Juni 1919. Siehe hierf�r: LKA Stuttgart, DA Reutlingen, Nr. 32, Pro-

tokoll des Reutlinger Gesamtkirchengemeinderats Bd. 3, S. 338.
100 In der Sitzung vom 7. August 1919. Siehe hierf�r: LKA Stuttgart, DA Reutlingen, Nr. 32,

Protokoll des Reutlinger Gesamtkirchengemeinderats Bd. 3, S. 347 f.
101 Rudolf (Rudi) Daur war bis 1932 als Jugendpfarrer in Reutlingen t�tig und wirkte schon

bald nach seiner Ankunft in Reutlingen aktiv im Bund der Kçngener mit, einem Jugendver-
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Katharinenkirche antrat.102 Was die oben angesprochene Neigung des Staates
betrifft, den kirchlichen Einfluss im Bereich der Volksbildung zu reduzieren,
findet sich in den Protokollen des GKGR ein interessanter Vorschlag des Kir-
chengemeinderats Kiefner, der ebendiese Auswirkung der Trennung von Staat
und Kirche im Blick hat. In der Sitzung vom 6. Februar 1919 schl�gt er vor,
einmal im Jahr w�hrend der Konfirmationszeit „unter Mitwirkung aller an
der Erziehung Beteiligten eine Art kirchliche Schulentlaßfeier“ in Form eines
Sing-Gottesdienstes zu veranstalten, der „Kirche und Schule auch nach der
Trennung“ verbunden halten w�rde.103 Die Idee eines schulisch-kirchlichen
Gemeinschaftsgottesdienstes wird dann aber wegen einiger Bedenken gegen-
�ber den von Kiefner vorgeschlagenen Sologes�ngen und dem Charakter des
Gottesdienstes als Entlassfeier aus der Schule als noch nicht spruchreife An-
gelegenheit zun�chst verschoben. Vielleicht spielt auch der Hinweis, dass
„eine notgedrungene Verlegung [. . .] des gesamten Religionsunterrichts aus
den Schulr�umen heraus“104 zu bef�rchten sei, der als Argument f�r den Kauf
eines „Gemeindehausbehelfs“ fungiert, dem Marchtalerhof, der an das
vorgesehene Grundst�ck des sp�ter zu errichtenden Gemeindehauses105 an-
grenzt, auf den bedrohten kirchlichen Einfluss auf die Schulen im Zuge der
Trennung von Staat und Kirche an. Hier kçnnten aber auch andere Hinter-
gr�nde plausibel gemacht werden.

Das vierte Problemfeld kirchlicher Handlungsnotwendigkeit liegt im
„Umsichgreifen schw�rmerischer Richtungen“106. Herzog h�lt diese Sekten,

band, den er ab 1933 leitete. Auch Daur gehçrte der Freien Volkskirchlichen Vereinigung
an. Vgl. J. Eisler (wie Anm. 14), S. 175 und 187.

102 Vgl. die Sitzungen vom 12. M�rz 1920 (LKA Stuttgart, DA Reutlingen, Nr. 32, Protokoll
des Reutlinger Gesamtkirchengemeinderats Bd. 3, S. 381) und vom 29. Dezember 1920
(LKA Stuttgart, DA Reutlingen, Nr. 33, Protokoll des Reutlinger Gesamtkirchengemein-
derats Bd. 4, S. 28).

103 LKA Stuttgart, DA Reutlingen, Nr. 32, Protokoll des Reutlinger Gesamtkirchengemeinde-
rats Bd. 3, S. 312.

104 In der Sitzung vom 12. Februar 1920. Siehe hierf�r: LKA Stuttgart, DA Reutlingen, Nr. 32,
Protokoll des Reutlinger Gesamtkirchengemeinderats Bd. 3, S. 376. Die Vermutung ist
nicht ganz abwegig, immerhin besaß die Schulfrage um 1920 noch großes Diskussions-
potenzial und war kirchlicherseits die Bef�rchtung pr�sent, dass die rein weltliche Schule
mehr und mehr an Boden gewinnen kçnne. Vgl. Kurt Nowak: Evangelische Kirche und
Weimarer Republik. Zum politischen Weg des deutschen Protestantismus zwischen 1918
und 1932, Gçttingen 1981, S. 82 f.

105 Der Gemeindehausbau stellt f�r die untersuchten Protokolljahrg�nge 1919 und 1920 eines
der zentralen Projekte des GKGR dar. Er musste letztlich auch wegen der Wirtschaftskrise
lange hinausgezçgert werden. Noch der Pfarrbericht von 1926 konstatiert: „Die f�r dieses
[das Gemeindehaus; d. Verf.] gesammelten Mittel sind der Inflation zum Opfer gefallen.
Gl�cklicherweise ist wenigstens ein Teil der Gelder durch den 1920 erfolgten Ankauf des
Marchtalerhofs gerettet worden [. . .]“, LKA Stuttgart, A 29, Nr. 3766.6, Pfarrbericht 1926,
S. 11.

106 G. Herzog (wie Anm. 15), S. 29.
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gleichwohl sie hier und da erfolgreich seien, f�r „nicht so gef�hrlich“, schließ-
lich „sind sie doch im Grunde wie das Gras, das fr�he bl�het und bald welk
wird“107. Er deutet den zeitweisen Erfolg solcher Richtungen in diesem Zu-
sammenhang vielmehr dahingehend positiv, als dass sich hierin „ein lebhaftes
Bed�rfnis nach geistiger F�hrung“ nicht nur in den unteren Volksschichten,
sondern auch unter den Gebildeten offenbare. Diesem m�sse die Kirche mit
Predigt, besonderer Belehrung und Aufkl�rung entgegenkommen. Im
Rahmen einer Beratung bez�glich der mçglichen �ffnung der Reutlinger
Leonhardskirche f�r Evangelisationsvortr�ge der landeskirchlichen Gemein-
schaft, die f�r den M�rz des Jahres 1919 den Freiburger Pastor Samuel Keller
eingeladen hat, damit dieser an sechs Tagen evangelisiert, �ußert sich Kirchen-
gemeinderat Tochtermann zugunsten der Veranstaltung, indem er auf eben-
diese Sektenproblematik verweist: „Er halte die Heranziehung der Evange-
lisation in Reutlingen besonders um der Sekten willen f�r gut, denen dadurch
Boden abgegraben werde.“108

Herzogs vorletzter Punkt spricht dann die Notwendigkeit der �ber-
windung innerevangelischer Unterschiede zum Erhalt des volkskirchlichen
Anspruchs der Kirche an. Als Idealweg formuliert er im Gegensatz zur Ver-
wischung und Verneinung einzelner Strçmungen die „klare Einsicht in die
gottgewollte und -gef�gte Manigfaltigkeit [!] in der Einheit“109 sowie den
Glauben an den Segen gegenseitiger Fçrderung und Erg�nzung, mittels derer
das Ziel erreicht werden kçnne, „gemeinsam den Bau des Reiches Gottes in

107 Ebd.
108 In der Sitzung vom 6. Februar 1919. Siehe hierf�r: LKA Stuttgart, DA Reutlingen, Nr. 32,

Protokoll des Reutlinger Gesamtkirchengemeinderats Bd. 3, S. 301.
109 G. Herzog (wie Anm. 15), S. 29. Nicht umsonst erw�hnt Herzog in seinem Bericht die Ein-

richtung einer Abendmahlsfeier in der Nikolaikirche, die von Gemeinschaftskreisen ange-
regt und mitgeleitet, dennoch auch f�r die sonstigen Kirchenmitglieder offen ist. F�r einen
kurzen Abriss zur Entstehungsgeschichte dieser Einrichtung vgl. LKA Stuttgart, A 29,
Nr. 3766.6, Pfarrbericht 1920, S. 52. Kritisch bemerkt Herzog sodann, dass in badischen
und norddeutschen Gemeinschaftskreisen die Bestrebung vorherrsche, Abendmahlsfeiern
selbstst�ndig und gesondert, also von der Kirche unabh�ngig und nur f�r Gemeinschafts-
leute zug�nglich, zu veranstalten. In derartigen Bestrebungen erkennt er eine Bedrohung
f�r die volkskirchliche Einheit und erkl�rt, dass das Abendmahl nicht dazu dienen d�rfe,
„einen Kreis der Christen von dem andern zu scheiden“, G. Herzog (wie Anm. 15), S. 15.
Gegen�ber den Leuten der S�ddeutschen Vereinigung f�r Evangelisation und Gemein-
schaftspflege �ußert sich dann auch der Pfarrbericht deswegen kritisch, weil diese „wie man
hçrt, die Absicht haben hier eine Stunde zu gr�nden, wodurch nicht blos [!] die bisherige
Gemeinschaft gestçrt, sondern eine nicht recht gesunde Bewegung neupietistischer Art ih-
ren Einzug in Reutlingen halten w�rde“ (LKA Stuttgart, A 29, Nr. 3766.6, Pfarrbericht
1920, S. 35). Im Kontext des krisenbedingt vorhandenen Einheitsbed�rfnisses muss auch
die Hoffnungs�ußerung des Pfarrberichts gelesen werden, dass es w�nschenswert w�re,
„wenn es dem neuen Jugendpfarrer gel�nge, die Einheit der Jugendarbeit wiederherzustel-
len“ (ebd.). Zuvor geht er auf die Konkurrenzsituation zwischen der Jugendarbeit der alt-
pietistischen „Stundenleute“ und dem CVJM, dem christlichen Verein junger M�nner, ein,
vgl. ebd., S. 34.
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unserer Landeskirche und unsern Gemeinden zu fçrdern“110. Zuletzt ber�hrt
er mit dem sechsten Punkt die ganz persçnliche Ebene, indem er darauf ver-
weist, dass Gott die schwere Zeit nicht �ber die Kirche habe kommen lassen,
um Kirche und Volk zu vernichten, sondern um zu l�utern und zu bessern,
weswegen jeder, statt zu klagen und anzuklagen, besser darum ringen solle,
„daß diese heilige Gottesabsicht an ihm selber erreicht werde“111, auch weil
man damit den andern, Volk und Kirche n�mlich, am meisten diene.

Die hier erfolgte Durchsicht von Pfarr- und �bersichtsbericht sowie der
GKGR-Protokolle l�sst bez�glich des kirchlichen Nachkriegsdenkens die
grunds�tzliche F�higkeit zur Wahrnehmung positiver Aspekte in einer all-
gemeinen Krisensituation konstatieren. Wenn der Pfarrbericht und der Dekan
Herzog f�r die Kriegs- und Revolutionszeit beispielsweise ein gesteigertes
religiçses Bed�rfnis und eine steigende Gottesdienstbesucherzahl feststellen,
dann wird dabei sogar die Krise selbst als Chance begriffen. Das Protokoll des
GKGR bringt diesen Aspekt auf den Punkt, wenn es im Zusammenhang mit
der Frage, ob an der Marienkirche ein Gedenkzeichen f�r die Gefallenen an-
gebracht werden soll, die allgemeine Bejahung notiert und als Grundtenor der

Der Reutlinger Kirchengemeinderat, vermutlich gelegentlich einer Visitation durch
den Kirchenpr�sidenten Johannes von Merz (1857–1929), 14. September 1924. Rechts
neben Merz, in der ersten Reihe sitzend, Oberb�rgermeister Emil Hepp.

110 G. Herzog (wie Anm. 15), S. 30.
111 Ebd.
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Mitglieder den Satz formuliert: „Gerade dieser Krieg habe die Gemeinde in
die Kirche gef�hrt wie kein fr�herer und sein trauriger Ausgang weise eben-
falls die Gemeinde wieder ins Gotteshaus.“112 Die praktischen Aufgaben-
felder und Handlungsoptionen, die sodann bei Herzog und im GKGR vor
dem Hintergrund eines mitunter kirchenbedrohenden Problemszenarios
formuliert werden, zeigen, dass neben der vielbem�hten „protestantischen
Traumatisierung“ f�r die Nachkriegs- und Revolutionszeit auch von der
Aktivierung eines kirchlichen Visions- und Kreativpotenzials geredet werden
kann. Dieses konnte, wie es bei den �berlegungen Herzogs der Fall ist, durch
ein bewusstes Reflektieren auf die kirchlichen Problemfelder, oder, wie es
zum Teil f�r die Sitzungen des GKGR plausibel zu machen ist, durch eine Be-
sch�ftigung mit den Alltagsgesch�ften, die nicht unbedingt in unmittelbarem
Zusammenhang mit der allgemeinen Krisensituation stehen mussten, angeregt
werden. Auf diese Weise erscheint die Alltagspragmatik und -praxis, also die
einfache und lçsungsorientierte Auseinandersetzung mit den unterschied-
lichen gegenw�rtigen Fragestellungen, als Teil eines kirchlichen Mçglichkeits-
raums, der auch f�r die nationalprotestantisch denkenden Funktionseliten
bestand.

4. Schlussgedanken

Die vorliegende Arbeit hat nach dem Denken evangelischer Christen in der
unmittelbaren Nachkriegs- und Revolutionszeit gefragt, wobei letztlich die
Mentalit�t zweier f�r die Reutlinger Kirche relevanter Gruppen im Fokus
stand. Welches Ergebnis kann nun aber aufgrund dieser quellenm�ßig klar auf
einige wenige Personen beschr�nkten Analyse f�r das evangelische Reutlin-
gen in der krisenhaften Umbruchszeit festgehalten werden?

Die Darstellung der Aussagen Dekan Herzogs und anderer Pfarrer sowie
einiger Mitglieder des GKGRs legt die Schlussfolgerung nahe, dass in den
Kreisen der Reutlinger Pfarrerschaft mit einer nationalprotestantischen
Gesinnung zu rechnen ist. F�r sie bedeutete der Ausgang des Ersten Welt-
kriegs eine Entt�uschung der zuvor vielfach formulierten Glaubenserwartun-
gen und die Revolution eine mitunter existenzielle Bedrohung, die zumindest
f�r einen Teil der wahrgenommenen gesellschaftlichen Missst�nde von Ent-
christlichung und Sittenlosigkeit als Katalysator begriffen wurde. Entt�u-
schungserfahrung, Glaubenskrise und als Machtverlust empfundene, revolu-
tionsbedingte Ver�nderungen des Kirchenstatus pr�gten das Verh�ltnis jener
Funktionseliten gegen�ber dem neuen Staat maßgeblich. Angesichts der
beschriebenen Mçglichkeitsr�ume kann aber davon ausgegangen werden,

112 In der Sitzung vom 7. August 1919. Siehe hierf�r: LKA Stuttgart, DA Reutlingen, Nr. 32,
Protokoll des Reutlinger Gesamtkirchengemeinderats Bd. 3, S. 346.
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dass diese nicht ohne Weiteres eine
unmittelbare und endg�ltige Fest-
legung des kirchlichen Standpunkts
in unverr�ckbarer Opposition und
Frontstellung bedingten. Die F�hig-
keit zur positiven Aussage, zur krea-
tiven �berlegung, zur Beschreibung
neuer Aufgabenfelder sowie zur akti-
ven Verteidigung ehemaliger Ein-
flusssph�ren verweist einerseits zwar
auf eine von den Folgen der Umw�l-
zung bedrohte Kirche, die, in die
Ecke gedr�ngt, zur Aktion gezwun-
gen ist. Sie deutet andererseits aber
auch auf den Willen und das Selbst-
bewusstsein der kirchlichen Funk-
tionstr�ger zur Neuverortung inner-
halb der sich ergebenden Verh�lt-
nisse.

Die Analyse des pietistischen Wo-
chenblatts „Freiheit und Freude“
l�sst dagegen den Schluss zu, dass un-
ter den Reutlinger Christen genauso
mit einer „pietistischen“ Gesinnung
gerechnet werden muss, wobei sich
diese Bezeichnung prim�r auf die
�berwiegende Pr�gung der Leser be-
zieht und qualitativ noch ungenau ist. Jene Kirchentreuen begegneten den
neuen Verh�ltnissen im Gegensatz zu den Funktionseliten zwar genauso mit
Vorbehalten, aber insgesamt doch – so die These – wesentlich unaufgeregter.
Ohne Frage waren auch sie durch die allgemeinen Umw�lzungen ver-
unsichert. Die Ersch�tterungen der Zeit f�gten sich aber derart in ein Deu-
tungssystem geistlicher Erkl�rungen ein, dass von einer Traumatisierung,
anders als beim Nationalprotestantismus, nicht die Rede sein kann. Die Revo-
lution erscheint lediglich als eine von vielen Verunsicherungsquellen bezie-
hungsweise als eine ausbrechende S�nde gegen eine ohnehin schon vorhande-
ne. Im eigenen Problemhorizont, in dem �hnlich wie bei den Funktionseliten
die Schlagworte Entchristlichung und Sittenlosigkeit dominieren, spielt dann
allerdings der Weltkrieg als Reflexionsmoment eine bedeutendere Rolle. In
Bezug auf die neuen Verh�ltnisse gereichen �berdies das Argument der Obrig-
keitspflicht und die Tendenz angesichts von Verunsicherung und Umbruch,
Unglaube und Unsitte, eine Art Innerlichkeit im Sinne einer Widerbesinnung
auf das Eigentliche des Jenseitigen zu betonen, außerdem die F�higkeit, die

Die zeittypische Postkartenansicht der
Marienkirche zeigt die Reutlinger Haupt-
kirche vor bewegtem Himmel �ber den
D�chern der B�rgerh�user, um 1926.
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Kontinuit�t glaubensbedrohender Kr�fte zu beschreiben, zu einem mentalen
Mçglichkeitsraum hinsichtlich der Anerkennung der Weimarer Republik.

Die Auseinandersetzung mit verschiedenen „christlichen“ Mentalit�ten in
der Zusammenschau mit einem alltagsrelevanten Lokalkirchendiskurs als der
Analyse der praktisch die unteren Funktionseliten der Kirche herausfordern-
den Themen und Probleme, wie sie in den Pfarrberichten und Kirchen-
gemeinderatsprotokollen zu finden sind, scheint f�r die Besch�ftigung mit der
Kirche in der Weimarer Republik ein vielversprechendes Forschungsfeld dar-
zustellen. Es wird hier womçglich viel st�rker als in den bewussten Reflexio-
nen von Kirchenf�hrern, Theologen und Pfarrern die praktische Bedeutung
der Revolution f�r die Kirche greifbar. Wie es die obigen Ausf�hrungen an-
deuten, wird die Revolution wohl als Hintergrund und Quelle vieler Heraus-
forderungen und Probleme begriffen, erscheint aber keineswegs als „die
Bedrohung“, die nun alles in Frage stellt, wie es die Rede von der „Traumati-
sierung“ mitunter erwarten l�sst. F�r die Kirche in der Krise eines Umbruchs
gilt es unter Best�tigung der Kritik der neueren Forschungsliteratur, die
Chance und den Mçglichkeitsraum zu betonen. Das sowohl bei Funktions-
eliten als auch bei Laienpredigern vorhandene Bewusstsein f�r die Kontinuit�t
bestimmter glaubens- und kirchenbedrohender Kr�fte, die man in der Revo-
lution nur zum Teil am Werke sieht, mag den neuen Staat entlasten.

Es stellt sich am Ende f�r die Betrachtung der Kirche in der Weimarer
Republik noch viel st�rker die Frage, welche Momente zu einer Verh�rtung
und Frontstellung gegen�ber der jungen Republik gef�hrt haben, wenn
zu Beginn zwar unbestreitbare Vorbehalte, aber durchaus auch „Mçglich-
keitsr�ume“ festzustellen sind, kurzum also von einer offenen Situation
gesprochen werden kann.
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Fußmarsch, Finanzprobleme und Taktverkehr – Die
Straßenbahn in Reutlingen und Umgebung 1918–1932

Bernhard Madel

Kurzer �berblick zur Gr�ndung und Entwicklung bis 1918

1899 wurde die mit Dampflokomotiven betriebene Lokalbahn Reutlingen–
Eningen erçffnet. Mit der Umstellung auf elektrischen Betrieb im Jahre 1912
wurde die W�rttembergische Eisenbahn-Gesellschaft WEG1 Besitzerin des
Unternehmens. Sie verl�ngerte im selben Jahr die Strecke bis nach Betzingen.
Noch w�hrend des Ersten Weltkrieges gelang es dem Unternehmen trotz
Mangelwirtschaft, eine Zweigstrecke nach Pfullingen zu bauen. Mit einer
Netzausdehnung von insgesamt 8,8 km2 entwickelte sich das Unternehmen
bis 1918 zu einem wichtigen Verkehrsmittel f�r Stadt und Umgebung. Die
Strecke durchzog die Innenstadt durch die gesamte Albstraße bis zum Burg-
platz, folgte der Wilhelmstraße, �berquerte den Karlsplatz in Richtung Leder-
straße und fuhr dann durch die T�binger Straße bis zur Betzinger Endstation
„Im Dorf“.3

Die çrtliche Bahnverwaltung mit Betriebsleitung, Depot und Werkst�tten
residierte in Eningen. 1918 bestand der Wagenpark aus sieben modernen
Triebwagen4 und 13 Beiwagen.5 Wichtigstes Standbein des Bahnbetriebs war
der Berufsverkehr, gefolgt vom Sch�lerverkehr, dem Einkaufsverkehr in die
Oberamtsstadt und nicht zuletzt umgekehrt dem Ausflugsverkehr in Rich-
tung Albvorland. Kriegsbedingt entwickelte sich der Verkehr allerdings ab
1914 zun�chst r�ckl�ufig, mit der Streckenerweiterung nach Pfullingen fuhren
jedoch im Jahr 1918 insgesamt auf beiden Streckenteilen 2.350.053 Personen
mit der Bahn.6

1 Das Unternehmen wurde am 13. 5. 1899 als Aktiengesellschaft in Stuttgart unter Leitung der
Firma Artur Koppel gegr�ndet. Zwischen 1900 und 1907 baute die WEG sechs normalspu-
rige und eine schmalspurige Nebenbahn in W�rttemberg, u. a. N�rtingen–Neuffen und
Ebingen–Onstmettingen. Hermann B�rnheim: W�rttembergische Eisenbahn-Gesellschaft
WEG, Stuttgart 1986.

2 Betriebsl�nge 8,81 km, Gleisl�nge 10,77 km, Gesch�fts-Bericht der W�rttembergischen Ei-
senbahn-Gesellschaft zu Stuttgart f�r das Betriebsjahr 1916, Stuttgart 1917.

3 Die Trasse war eingleisig angelegt mit vier Ausweichstellen unterwegs (S�dbahnhof, Seestra-
ße, Marktplatz und Karlsplatz).

4 Triebwagen Nr. 21–27 der Baujahre 1912 und 1916.
5 Beiwagen Nr. 1–10 der Baujahre 1899 und 1903 sowie Nr. 11–13 des Baujahrs 1916.
6 Gesch�fts-Bericht der W�rttembergischen Eisenbahn-Gesellschaft zu Stuttgart f�r das Be-

triebsjahr 1916, Stuttgart 1917, S. 5.
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Im Folgenden soll der Frage nachgegangen werden, wie der Straßenbahn-
betrieb auf die vielf�ltigen Herausforderungen und Schwierigkeiten der Zeit
zwischen 1918 und 1932 reagierte.7 Besonderes Augenmerk gilt dabei dem
Angebot f�r die Fahrg�ste, den Problemen des Betriebes und der Wechselwir-
kung zwischen den Bed�rfnissen von Kommunen und Fahrg�sten einerseits
und den Erwartungen eines privatwirtschaftlichen Unternehmens anderer-
seits. Eine zentrale Rolle spielten dabei die Fahrplangestaltung und die Er-
schließung wichtiger Ziele der Stadt. Weitere Themen sind die Infrastruktur
(Gleisanlagen, Geb�ude und Fahrzeuge) sowie die Lage der Mitarbeiter.
Schließlich ist am Beispiel des Karlsplatzes auch der durch die Straßenbahn
beeinflusste Wandel des Stadtbilds erkennbar, der diesen Bereich mehr als
40 Jahre pr�gen sollte.

1928 konnte noch eine weitere Straßenbahnlinie, die weitgehend als �ber-
landbahn trassierte 8,2 km lange Strecke nach Altenburg, erçffnet werden.
Allerdings nutzte diese nur einen Kilometer innerst�dtische Straßen, die
Straße Unter den Linden und die Rommelsbacher Straße. Als weitgehend
eigenst�ndiger Betriebszweig sollen deren Entstehungsgeschichte und die
ersten vier Jahre ihres Bestehens abschließend kurz beleuchtet werden.

Schwierige Anf�nge: Personal- und Energiemangel 1918 – 1920

Besch�ftigung von Frauen

Die WEG hatte erst ab September 1916 Frauen eingestellt: Als sie kurz vor der
Erçffnung der Strecke nach Pfullingen bekannt gab, dass die Pfullinger Wagen
wegen Personalmangels in Reutlingen statt bis Karlsplatz nur bis zum Markt-
platz fahren werden, kritisierte eine „Anfrage“ in der Pfullinger Tagespresse8

die Personalpolitik der WEG: „Kçnnten nicht auch hier wie ausw�rts von den
zahlreichen besch�ftigungslosen M�dchen einige als Schaffnerinnen ausgebil-
det werden, da es allm�hlich �berall an m�nnlichen Schaffnern fehlt?“ Tat-
s�chlich arbeiteten nach der Erçffnung der Pfullinger Linie im Oktober 1916

7 Die Quellenlage zur Reutlinger Straßenbahn 1918 bis 1932 ist schwierig, weil fast s�mtliche
Akten der WEG-Direktion in Stuttgart durch Kriegszerstçrungen am 21. 2. 1944 vernichtet
wurden. Auch die in Eningen gef�hrten Unterlagen aus diesem Zeitraum sind zum grçßten
Teil nicht erhalten. Deshalb kommt den Sekund�rquellen wie Stadt- und Gemeindearchiven
sowie der Tagespresse eine große Bedeutung zu. Auch die F�lle der Straßenbahnliteratur ver-
schiedenster Betriebe hat die Zeit zwischen Inflation und Weltwirtschaftskrise bisher kaum
behandelt. Zur Entwicklung des Straßenbahnverkehrs in Reutlingen von 1930 bis 1950 sei auf
den Beitrag des Verfassers in den RGB NF 34 (1995) verwiesen.

8 Echazbote vom 25. 9. 1916.
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erstmals auch Frauen als Schaffnerinnen, die nur 75% des Lohns ihrer m�nn-
lichen Kollegen erhielten.9 Namentlich �berliefert sind sechs Schaffnerinnen
aus Eningen, die zwischen 1916 und Mitte 1919 arbeiteten: Luise Baur geb. Ei-
tel, Katharina Buckhabe10, Julie Eger11, Berta Hagenloch12, Frau Renz13 und
Frau Lotterer. Ab Dezember 1918 kehrten die ersten M�nner vom Milit�r
zur�ck, im Juni 1919 traten die letzten Schaffnerinnen zugunsten von neu ein-
gestellten M�nnern aus.14

Im Oktober 1916 pr�sentieren sich Personal und Passanten in Pfullingen an der End-
station ‚Traube� in der Marktstraße. Links des neuen Triebwagens 26 steht eine Schaff-
nerin.

9 StadtA Rt., Stadtwerke Verkehrsbetriebe Nr. 5, Aussage der Direktoren der WEG am 6. 10.
1922.

10 StadtA Rt., Stadtwerke Personalabteilung Nr. 821, Personalakte Schlegel, Albert.
11 StadtA Rt., Stadtwerke Personalabteilung Nr. 822, Personalakte Schlegel, Richard; Postkarte

Gemeindearchiv Eningen.
12 Auskunft Werner H�hnle, Eningen, vom 31. 7. 2009.
13 StadtA Rt., Stadtwerke Personalabteilung Nr. 34, Personalakte Bader, Otto; Renz.
14 StadtA Rt., Stadtwerke Personalabteilung Nr. 34, Wiedereintritt von Otto Bader anstelle

von Schaffnerin Renz.
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Unter dem Diktat der Mangelwirtschaft

Der erste Fahrplanwechsel nach Kriegsende erfolgte zum 1. Dezember; die
Fahrten (W 36, SoF 29 Zugpaare)15 begannen wegen Stromeinschr�nkung
und neuer verk�rzter Arbeitszeiten werktags erst kurz vor 7 und sonntags erst
um 12 Uhr. Den Strom f�r ihren Betrieb bezog die Straßenbahn vom Kohle-
kraftwerk der Neckarwerke Altbach, die als Folge des Krieges grçßte Schwie-
rigkeiten hatten, gen�gend Kohle zu erhalten. Die Anordnung des Staatskom-
missariats f�r wirtschaftliche Demobilmachung vom 26. 11. 1918 regulierte
zur Kohlenersparnis die Arbeitszeit f�r Betriebe, B�ros, Schulen und L�den;
Theater und Kinos schlossen um 20 Uhr, Polizeistunde war um 21 Uhr. Mor-
gens und abends wurde deshalb auch der Straßenbahnbetrieb auf diese Zeiten
beschr�nkt.16 Die letzten Wagen erreichten den Bahnhof Eningen um 21 Uhr.

Vom 3. 2. 1919 an �nderte sich jahreszeitlich bedingt wieder die Arbeitszeit
in den Fabriken, von 6.33 bis 10 Uhr verkehrten deshalb vormittags alle Z�ge
etwa 20 Minuten fr�her. Anschließend folgten zwei Stunden Pause bis zum
Mittagsverkehr, an Sonn- und Feiertagen begann der Verkehr sogar erst um
diese Zeit. Der Berufsverkehr f�r die Heimfahrt lag ab 3. Februar ebenfalls
20 Minuten fr�her, eine Maßnahme zur besseren Ausnutzung des Tageslichts.
Der letzte Wagen fuhr weiterhin bis 21 Uhr. Bereits am 11. Februar 1919
bremste allerdings der Kohlenmangel auch die verbliebenen Z�ge vollst�n-
dig.17 Zum Fahrplanwechsel ab 5. Juni endete der Betrieb werktags sogar
schon um 20.17 Uhr, sonntags eine halbe Stunde sp�ter. Dieser Plan wurde
auch f�r den Winter 1919/20 beibehalten, „die Stromverh�ltnisse lassen eine
Vermehrung der Z�ge nicht zu und die verkehrenden sind den Bed�rfnissen
angepasst.“18

Die n�chste Stilllegung dauerte bereits �ber eine Woche (16. bis 23. 8. 1919);
betroffen waren nicht nur die Bahn, sondern alle Verbraucher einschließlich
der Industrie. Im Oktober 1919 mussten die Neckarwerke Altbach schließlich
den Betrieb wegen Kohlenmangels ganz einstellen: Am 10.10. ab 16 Uhr hieß
es f�r die Straßenbahnfahrg�ste wieder bis zum 28. Oktober weite Wege zu
Fuß zur�ckzulegen; ab 29.10. fuhren zwar die Z�ge des Berufsverkehrs wie-
der, aber nach nur zwei Tagen stand die Bahn erneut. Nun wurde der Unmut
auch çffentlich ge�ußert: Am 14. November protestierte die Arbeiterschaft

15 W bedeutet werktags, d. h. Montag bis Samstag, SoF Sonn- und Feiertage; ein Zugpaar ist die
Hin- und R�ckfahrt auf einer Strecke z. B. Eningen–Betzingen und zur�ck. Gesch�fts-
bericht der WEG �ber das Betriebsjahr 1918; Reutlinger General-Anzeiger (k�nftig: GEA)
vom 29. 11. 1918.

16 Schwarzw�lder Kreiszeitung (k�nftig: SKZ) vom 27. 11. 1918: „Weitere Maßnahmen zur
Kohlenersparnis.“

17 GEA vom 11. 2. 1919: „Die Neckarwerke sind durch Kohlenmangel gezwungen die Strom-
lieferungen einzustellen. [. . .] Wie lang die Sperre anhalten soll, weiß man anscheinend noch
nicht.“

18 GEAvom 25. 9. 1919: Mitteilung im Reutlinger Gemeinderat vom 24. 9. 1919.
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Eningens �ber ihren Gemeinderat gegen die vollst�ndige Betriebseinstellung,
sie bedeute „sowohl f�r die Arbeiter als Sch�ler [!] eine schwere H�rte“. Es
sollten doch wenigstens morgens, mittags und abends Z�ge zwischen Eningen
und Karlsplatz verkehren, „die F�hrung bis Betzingen kçnnte ja vielleicht un-
terbleiben“. Der Gemeinderat „kommt daher zu dem einstimmigen Beschluss
sowohl das Verkehrs- als das Arbeitsministerium so geziemend wie dringend
zu bitten, mit tunlichster Beschleunigung dahin wirken zu wollen, dass dem
berechtigten Wunsche der hiesigen Arbeiterschaft um Ausf�hrung der f�r ihre
Befçrderung unumg�nglich notwendigen Z�ge baldmçglichst Rechnung ge-
tragen werden mçge.“19 Reaktionen sind nicht �berliefert; der „schmerzlich
vermisste Straßenbahnverkehr“20 wurde erst nach drei Wochen am 21. 11.
1919 um 9 Uhr wieder aufgenommen.

Im Jahr 1920 verhinderte der Strommangel im Februar acht Tage lang (vom
10. bis 17. 2.) den Straßenbahnverkehr, im Sommer hieß es nochmals eine
Woche lang zu Fuß gehen (26. 8. bis 1. 9.). Abgesehen davon wurde der Fahr-
plan bis zum 23. 10. 1920 eingehalten, denn nun stabilisierten sich die Strom-
lieferungen.21 Der Arbeiterverkehr nahm wieder zu und die Z�ge des Berufs-
verkehrs mussten mehr Beiwagen f�hren. Tags�ber waren die Wagen stark
�berf�llt.22 Die am Streckenende in Pfullingen 1916 im Hinblick auf einen
baldigen Weiterbau erstellte kurze Ausweichstelle ließ aber das Umsetzen l�n-
gerer Z�ge nicht zu;23 sie wurde deshalb im April 1921 um 15 m verl�ngert
und eingepflastert.24 Im Herbst legte die Stadt Pfullingen nochmals nach:

19 Gemeindearchiv Eningen, Gemeinderatsprotokolle B 662 § 209.
20 GEAvom 12. 11. 1919.
21 Ab der folgenden Winterperiode verkehrten die Wagen bis Ende M�rz 1921 wegen der ver-

�nderten Arbeitszeiten der Industrie wie �blich vor�bergehend etwa zwanzig Minuten sp�-
ter.

22 Gemeinderat Pfullingen 16. 3. 1921, § 173. Schon im Mai 1919 gab es Beschwerden, das Wa-
genmaterial sei zu knapp, die WEG verwies jedoch auf die Industrie: Neue Wagen seien
nicht zu bekommen.

23 Noch im Oktober 1920 verweigerte Pfullingen eine Verl�ngerung der Ausweichstelle in der
Hoffnung, staatliche Unterst�tzung f�r die Stadtbacheindeckung (Gemeinderat 14. 10. 1920,
§ 435) und damit die Streckenverl�ngerung zu erhalten. Außerdem wurde die Ausweich-
stelle als l�stig empfunden, da dort in den Zeiten außerhalb des Berufsverkehres ein bis zwei
Anh�ngewagen abgestellt seien und den Durchgangsverkehr erschwerten; an Samstagen sei
der Straßenverkehr besonders stark, deshalb d�rften ab Ende Oktober samstags keine Wa-
gen mehr abgestellt werden und der Beiwagen m�sse „leer mit nach Eningen genommen“
werden (Gemeinderat Pfullingen 14. 10. 1920 § 435; StadtA Pfullingen A 242 Schr.
v. 23. 10. 1920). Am 5. 10. 1921 verbot der Pfullinger Gemeinderat sogar generell das Abstel-
len von Anh�ngewagen: „Der starke Verkehr auf der Straße u. ein drohendes Ungl�ck an
dieser Stelle haben das Stadtschultheißenamt bewogen, die Erlaubnis zur�ckzuziehen.“
Auch die Bitte des Bahnverwalters in Eningen kann die Gemeinder�te nicht zum Umdenken
bewegen (StadtA Pfullingen Gemeinderatsprotokoll § 623).

24 StadtA. Rt., Tiefbauamt Nr. 456. 18. 3. 1921 Genehmigung, 25. 4. 1921 Bau beendet. Wert-
zuwachs 11.794,52 Mark (Arbeitslçhne 1643,36 M, Oberbaustoffe 8976,05 M, Pflasterarbei-
ten 370 M, Entw�sserung und Sonstiges 137,50 M, 6% Verwaltungskosten), HStA Stuttgart
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„Besonders dringlich ist die F�hrung l�ngerer Z�ge, eventuell kçnnten statt
kleine grçßere Anh�ngewagen verwendet werden, dies ist bisher abgelehnt
worden, weil nicht rentabel.“25 Gemeint waren die neueren Beiwagen
Nr. 11–13, denn nach Pfullingen verkehrten bisher vor allem die umgebauten
kleinen Beiwagen Nr. 1–10 aus der Dampfbahnzeit. Nachdem auch der Reut-
linger Gemeinderat mehr und grçßere Wagen forderte, musste die WEG rea-
gieren. �ber die gemeinsame Konzernmutter, die Aktiengesellschaft f�r
Bahn-Bau und Betrieb und die Deutsche Eisenbahn-Gesellschaft (DEGA) er-
reichte sie die �bernahme eines gebrauchten Beiwagens von der Straßenbahn
Hohenstein-Ernstthal-Oelsnitz (Erzgebirge).26 Er erhielt in Reutlingen die

Das 1922 in Eningen entstandene Personalbild zeigt zuf�llig auch den „Sachsen-
wagen“ (links), noch tr�gt er sogar die Hohensteiner Nummer 22.

E 57 B� 142. Mit großer Wahrscheinlichkeit bediente sich die WEG der Oberbaustoffe, die
sie 1915 erworben und seither f�r die geplante Fortsetzung bis Laiblinsplatz vor Ort zwi-
schengelagert hatte. Da angesichts der wirtschaftlichen Lage zu diesem Zeitpunkt jedoch
keine Aussicht bestand, dass Pfullingen die Straße bis zum Laiblinsplatz weiter ausbauen
w�rde, verkaufte das Unternehmen anschließend s�mtliche noch vorhandenen neuen Gleise.
(Schreiben der WEG vom 4. 4. 1927) – nicht ahnend, dass die daf�r eingenommenen Geld-
mittel schon kurze Zeit sp�ter durch die Inflation nahezu vollst�ndig verloren gehen sollten.

25 StadtA Pfullingen, Gemeinderatsprotokoll, 5. 10. 1921, § 618.
26 Vgl. Mario Schatz u. a.: Die Straßenbahn Hohenstein–Ernstthal–Oelsnitz (Erzgebirge),

Nordhorn 2003, S. 76.
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Betriebsnummer 14, die amtliche Zulassung wurde am 11. 2. 1922 erteilt.
Angelehnt an seine Herkunft nannten die Straßenbahner diesen Neuzugang
„Sachsenwagen“.27

Kulturfçrderung – auch durch Verkehrsverbindungen

Mit der Konsolidierung des Betriebs dachten die Fahrg�ste auch wieder �ber
den Berufsverkehr hinaus. Gew�nscht wurde eine Vormittagsverbindung f�r
den Eilzug nach Stuttgart und Abendverbindungen zu st�dtischen und kultu-
rellen Veranstaltungen in Reutlingen, z. B. an den Spieltagen der W�rttember-
gischen Volksb�hne. Die Stadt Reutlingen unterst�tzte das Weiterbestehen
dieses Angebots auch finanziell und plante, im kommenden Spieljahr 40 Auf-
f�hrungen anzumelden. Sicher g�be es auch aus Pfullingen und Eningen viele
regelm�ßige Interessenten, „wenn die Mçglichkeit best�nde, nach Theater-
schluss mit der Straßenbahn nach Hause zu gelangen.“28 In Verhandlungen
mit dem Gemeinderat lehnte die WEG zun�chst ab: „Wie stark die Reutlinger
Theatervorstellungen [. . .] besucht werden, entzieht sich unserer Kenntnis.
Wir kçnnen uns jedoch nicht der Gefahr aussetzen, mit ganz- oder halbleeren
Wagen [. . .] zu fahren, ohne dass wir sichere Deckung der Unkosten f�r Strom
und die vermehrten Personalausgaben erhalten. Wir werden deshalb einen
regelm�ßigen Theaterzug nicht fahren, sind aber gerne bereit, auf Antrag
jeweils einen Sonderzug gegen Erstattung der �blichen Geb�hren [. . .] zu stel-
len.29 Der Pfullinger Gemeinderat diskutierte, ob die Stadt diese Garantie
�bernehmen kçnne, vertagte dann aber eine Entscheidung mit der Begr�n-
dung, der Reutlinger Gemeinderat solle „g�nstigere Bedingungen f�r solche
Fahrten herausschlagen.“30

„Wenn Theatervorstellungen des Volksbildungsvereins oder grçßere Kon-
zerte in Reutlingen stattfinden, sollte [es] mçglich sein, nach Hause zu fahren,
da nicht immer g�nstiges Wetter sei.“31

Eine Zusage – wenn man im Sommer genug Strom erhalte – gab die WEG
f�r den gew�nschten Vormittagszug Eningen–Reutlingen (mit Anschluss an

27 Die Haltestelle Albstraße trug auf Wunsch der Stadt Reutlingen ab 1. M�rz 1922 den Namen
„Uhlandstraße“. StadtA Rt., Stadtwerke Verkehrsbetriebe Nr. 5.

28 Schreiben des Stadtschultheißenamtes Reutlingen vom 12. 3. 1921 an die Stadt Pfullingen,
StadtA Pfullingen A 242.

29 Schreiben der WEG vom 8. 3. 1921 an das Stadtschultheißenamt Pfullingen, StadtA Pfullin-
gen A 242.

30 Auf Anfrage teilt die Bahnverwaltung Eningen mit, dass zur Nachtzeit ein Zug f�r die Stre-
cke Karlsplatz–Pfullingen–Eningen bei einer Beteiligung von 50 Personen 75 Mark betrage,
bei st�rkerer Beteiligung pro Person 1,50 M. Sie brauche f�r die Fahrt zwei Personen Per-
sonal. Die Bestellung sei rechtzeitig anzuzeigen, der Besteller hafte f�r den Fahrpreis. StadtA
Pfullingen, Gemeinderatsprotokoll vom 30. 3. 1921, § 195.

31 Wohlwollende �ußerung eines sparsamen Pfullinger Gemeinderatsmitglieds in der Sitzung
vom 5. 10. 1921.
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und von den Eilz�gen der Staatsbahn) und zur�ck �ber Pfullingen, der die
lange Fahrpause zwischen 8 und 11 Uhr unterbrach.

Geld regiert – Die Inflation bestimmte (auch) den Straßenbahn-
verkehr 1919 – 1923

Nachdem die Fahrg�ste schon ab 16. Mai 1919 bei Einzelfahrten etwa f�nf
Pfennig mehr bezahlen mussten,32 folgte bereits Anfang Dezember die
n�chste Steigerung. Eine gesetzliche �nderung st�rkte die Verhandlungs-
position33 der Bahn mit der Folge, dass sie ab 1. 12. 1919 f�r Einzelfahrscheine
20, 25, 35, 40 und 50 Pfennig verlangen durfte. Die Fahrscheinhefte entfielen
wieder.

Tats�chlich konnte das Unternehmen die fortw�hrend steigenden Strom-,
Lohn- und sonstigen Betriebskosten nun nur noch �ber st�ndige Erhçhungen
der Fahrpreise kompensieren. Auf entsprechende Antr�ge folgten jeweils Ver-
handlungen mit den Ortsvorstehern oder Gemeinderatsmitgliedern von
Reutlingen, Eningen und Pfullingen in einer Tarifkommission. Im Oktober
1921 plante die WEG allerdings, sofort das Schiedsgericht anzurufen, wenn
die Gemeinden nicht zustimmten. Davon versprachen sich die B�rgermeister
aber außer unnçtigen Kosten wenig. Dagegen wollte die gemeinder�tliche
Tarifkommission auf das Schiedsgericht nur verzichten, wenn die Teilstre-
ckengrenze in Reutlingen so ge�ndert werde, dass zwischen der Albstraße
und der Lohm�hlestraße nicht die Hçchsttaxe von 1,10 Mark gelte. Oberb�r-
germeister Hepp hielt dies f�r aussichtslos, wurde aber �berstimmt.34 Und
tats�chlich: Die Anrufung des Schiedsgerichts f�r die Fahrpreise ab 1. 11. 1921
hatte Erfolg!35 Die Zahlgrenze Neckarstraße wurde zur Haltestelle „Gmin-
ders Fabrik“ an der T�binger Straße zur Lohm�hlestraße verlegt und die
Haltestellen Marktplatz, Karlsplatz und Hauptbahnhof zu einer Zahlgrenze
zusammengelegt.36

32 Zus�tzlich neu gibt es leicht rabattierte Fahrscheinhefte, allerdings ohne großen Erfolg; nach
Herstellungsproblemen erst ab 26. Juli 1920 ausgegeben, wurden nur 60 Exemplare verkauft
und deshalb bereits zum 30. 4. 1922 wieder gestrichen, GEA vom 30. 4. 1922, vgl. WEG Stra-
ßenbahn Reutlingen–Eningen–Pfullingen, Tarif Nachtrag 6 vom 16. 5. 1919.

33 Verordnung vom 21. 2. 1920 �ber schiedsgerichtliche Erhçhung von Befçrderungspreisen
der Bahnen. StadtA Pfullingen A 242 (15. 4. 1920).

34 Bericht �ber die Gemeinderatssitzung vom 13. 10. 1921 in: SKZ vom 14. 10. 1921.
35 GEAvom 4. 11. 1921.
36 StadtA Rt., Stadtwerke Verkehrsbetriebe Nr. 5. Die schiedsgerichtliche Verhandlung fand

am 24. 10. 1921 im Rathaus Stuttgart statt. Als Vertreter der Stadt Reutlingen waren die Ge-
meinder�te Rçcker und Angele, als Vertreter der WEG Direktor H�ssler dabei. Die Kosten
des Verfahrens im Betrag von 1200 M wurden h�lftig geteilt.
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Bei den Verhandlungen �ber eine Tariferhçhung ab dem 1. 2. 1922 wurde
seitens des „st�dtischen Revisorats“ Reutlingen Einsicht in die B�cher der
WEG genommen, mit dem Ergebnis dass „[. . .] die derzeitige Finanzlage der
Eisenbahngesellschaft als keine rosige bezeichnet werden kçnne. Eine Erm�-
ßigung der Mindesttaxe von 100 auf 80 Pfg. sei zugestanden worden. Des Wei-
teren m�sse noch eine Aussprache dar�ber herbeigef�hrt werden, ob sich
durch Zusammenlegung der Haltepunkte Seestraße und Burgplatz die Fahrt
bis zum Burgplatz zum Preise von 1,50 Mark ermçglichen l�sst.“37 Dies
konnte die WEG nicht ohne Weiteres zusagen, war aber bereit, sich dem Ent-
scheid von B�rgermeister Daniel Sigloch aus Stuttgart als Vorsitzendem des
Schiedgerichts zu f�gen.38 Er hielt in seinem Gutachten diese Forderung aller-
dings als eine „tariflich falsche Maßnahme.“39

Im Mai 1922 genehmigte Reutlingen die n�chste Fahrpreiserhçhung von
50% ohne Schiedsgericht.40 Auch beim folgenden Anstieg ab August 1922
um ein Drittel „werde nichts anderes �brig bleiben, als zuzustimmen, [. . .] bei
den zu hohen Fahrpreisen habe die Gesellschaft den Schaden selbst, andere
Verkehrsmittel (im Besonderen das Fahrrad) w�rden immer mehr benutzt.“41

Angesichts der stets knapper werdenden Geldmittel genehmigte die WEG auf
Anregung Pfullingens im September Halbmonatskarten f�r Sch�ler.42

Mit Fortschreiten der galoppierenden Inflation blieb den Gemeinden ab
Herbst 1922 schließlich nur noch die formale Zustimmung zu den laufenden
Erhçhungen, denn die WEG drohte inzwischen mit der Einstellung des Be-
triebes. „Vorsorglicherweise“ sei dem Personal auf Jahresschluss gek�ndigt
worden.43 Ein weiterer – wesentlich sensiblerer – Baustein zur Erhaltung des
Verkehrs war die Senkung der Lohnkosten f�r die Bahn-Mitarbeiter. In einer
ausf�hrlichen Besprechung mit den betroffenen Anliegergemeinden legte die
Direktion am 6. 10. 1922 den Stand der Dinge dar: Das Personal habe es ab-
gelehnt, anstelle des bisherigen achtst�ndigen Dienstes neun Stunden zu
arbeiten, obwohl darin mehr als eine Stunde nur Arbeitsbereitschaft enthalten
sei. Diese Forderung, die der WEG monatlich 76.000 Mark erspart h�tte,
wurde in einer Vollversammlung der Belegschaft „strickte“ abgelehnt. Eine
weitere Mçglichkeit bçte der Ersatz der Schaffner durch Frauen, da diese
25% weniger verdienten; „dieser Weg bleibe offen, zumal allen M�nnern auf
Jahresende vorsorglich gek�ndigt sei.“ Einmannverkehr bringe keine Erspar-
nis, denn er w�re nur in den Schwachlastzeiten durchf�hrbar, f�r den Berufs-

37 GEAvom 20. 1. 1922.
38 SKZ vom 19. 1. 1922. Vgl. dazu auch StadtA Rt., Stadtwerke Verkehrsbetriebe Nr. 5, Schrei-

ben vom 21. und 25. 2. 1922.
39 GEAvom 11. 2. 1922.
40 GEAvom 19. 5. 1922.
41 Redebeitrag von Gemeinderat Wandel, GEAvom 28. 7. 1922.
42 GEAvom 9. 9. 1922.
43 Gemeinderatssitzung vom 12. 10. 1922, in: SKZ vom 13. 10. 1922.
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verkehr sei das gesamte derzeitige Personal wie bisher erforderlich.44 Die
WEG-Direktoren schlugen den Angestellten schließlich eine Reduktion von
der Reichslohnordung um 20% vor, da man auf dem Land (in Eningen) bil-
liger als in der Stadt lebe und andere w�rttembergische Straßenbahner noch
schlechter bezahlt w�rden. Bei „Ablehnung m�sse eben gek�ndigt werden.“
In einer Versammlung der Arbeitnehmerschaft gestanden diese jedoch hçchs-
tens 5% Reduktion zu.45 Im Ergebnis bedeutete die Reduktion einen Kom-
promiss: Ab 1. 10. 1922 erhielten die fest angestellten Mitarbeiter nur noch
90% des Gesamtgehalts.46

Noch hielt die WEG weitgehend den Status quo: Im Winterfahrplan ab
8.10. 1922 entfielen zwar sonntags die Fr�hz�ge wegen schlechter Besetzung,
dagegen gab es f�r die Anschl�sse an die Vormittagsz�ge der Staatsbahn eine
weitere Verbindung.47 Durch die Geldentwertung ging die Bahnbenutzung
stark zur�ck.48 Die Gemeinder�te in Pfullingen und Eningen resignierten, sie
wollten neue Erhçhungen lediglich noch zur Kenntnis nehmen und der Sache
ihren Lauf lassen. 1922 mussten die Tarife zehnmal erhçht werden, neun da-
von ab 1. Juni. Lediglich die Steigerung im G�terverkehr konnte bis dahin mit
der Geldentwertung und der Zunahme der Ausgaben etwa Schritt halten, ein
Segment, das bei der Reutlinger Bahn im Vergleich zum Personenverkehr aber
nur eine geringere Bedeutung hatte.

Steigere sich die Geldentwertung aber weiter, so die WEG, blieben als letz-
tes Mittel nur noch Stilllegungen: Die Strecke nach Betzingen br�chte aller-
dings außer den Stromkosten wegen unver�ndertem Personalbedarf keine
Ersparnisse, aus dem gleichen Grund bringe auch ein 60- statt eines 40-Minu-
ten-Verkehrs wenig. Wolle man die Straßenbahn dagegen erhalten, seien als
allerletzter Baustein zur Reduzierung des Betriebsverlustes Zusch�sse seitens
der betroffenen Gemeinden gefragt. Direktor Seiffert sprach Klartext: Selbst
mit Zusch�ssen sei der Betrieb �ber Ostern hinaus fraglich. Dann bliebe nur
der G�terverkehr erhalten, da zwei Leute, die zur Bewachung der stillgelegten
Anlage nçtig seien, diesen bew�ltigen kçnnten – obwohl ein Verkauf der Fahr-
zeuge und Gleise f�r die WEG das beste Gesch�ft w�re!

Trotz dieser drastischen Worte hielten die Gemeinden noch wenig von
Zusch�ssen, zun�chst sollten die Versuche des Unternehmens zur Lohn-
reduktion und zu einer Strompreisreduktion abgewartet werden; die ge-

44 StadtA Rt., Stadtwerke Verkehrsbetriebe Nr. 5.
45 Ebd.
46 StadtA Rt., Stadtwerke Personalabteilung Nr. 305. Werkstattleiter Hambrecht, nach dem

Bahnverwalter „zweithçchster“ Mitarbeiter in Eningen, erhielt zum Beispiel nun ein
Grundgehalt 20.900 M gegen�ber 25.000 zuvor und einen Ortszuschlag von 3000 statt
4000 M. Die �brigen Zulagen blieben unver�ndert.

47 GEAvom 30. 9. 1922.
48 StadtA Pfullingen A 242, WEG an Stadtschultheißenamt Pfullingen 27. 10. 1922.

242 Bernhard Madel



w�nschten Tariferhçhungen ab Oktober wurden allerdings von Stadt und
Gemeinden jetzt „ohne weiteres“49 genehmigt.

Die WEG versuchte auch auf anderen Feldern so weit wie irgend mçglich
zu sparen. Schon im Dezember 1921 hatte Strommangel den Fahrplan ein-
geschr�nkt, der werktags 36 und sonntags 32 Zugpaare verzeichnete.50 Ab
November 1922 pr�fte das Unternehmen, die Stromkosten f�r ihre Bahn zu
reduzieren. Dabei richteten sich die Forderungen nicht nur an den Vertrags-
partner Elektrizit�tswerke Reutlingen (EWR), sondern auch an deren Zuliefe-
rer, die Direktion der Neckarwerke Esslingen. Sie m�sste aufgrund einer
Reichsverordnung der Bahn Vorzugspreise mit 20% Erm�ßigung gew�hren,
falls das fehlschlage, entscheide ein Schiedsgericht.51 Tats�chlich kam es dazu:
Als Schiedsrichter wurde am 7. Dezember 1922 Rechtsanwalt Reis aus Stutt-
gart bestimmt.52 Der Stadt Reutlingen war es nat�rlich wichtig, dass in diesem
Verfahren die Sache nicht am Reutlinger E-Werk h�ngen bleibt, ohne die
Mçglichkeit, die gestiegenen Strompreise auf die Neckarwerke abzuw�lzen.53

Der Schiedsspruch erging erst am 22. Februar 1923. Die WEG erzielte in ers-
ter Instanz zwar eine Erm�ßigung; durch einen Formfehler wurde jedoch eine
Revision f�llig54 und durch die nun zu erwartende l�ngere Verfahrensdauer
konnte der Schiedsspruch nicht zum Weiterbetrieb der Bahn beitragen. Die
Sache sollte aber trotzdem weiterverfolgt werden.55 Die Neckarwerke seien
bei einer Erzeugung von 54 Mio. Kilowattstunden und ihrer Rendite im Ver-
gleich zu der Notlage der WEG wohl in der Lage, f�r den Ausfall aufzukom-
men. Die Neckarwerke aber forderten von ihrem Kunden, dem EWR, eine so-
fortige Berufung beim Reichswirtschaftsgericht, da ihrer Ansicht nach in der

49 SKZ vom 27. 10. 1922.
50 W�rttembergische Eisenbahn-Gesellschaft, Bericht �ber das 24. Gesch�ftsjahr 1922, S. 4.

Die Neckarwerke AG berichten, die Kohleneing�nge seien in den letzten Tagen so gering
gewesen, „dass sie in ihrer Zentrale Altbach ohne jeglichen Vorrat seien. Sie seien auf den
t�glichen Eingang angewiesen und es m�sse damit gerechnet werden, dass falls an einem
Tage die Kohlenlieferung ausbleibt [. . .] eine vollst�ndige Einstellung des Betriebes ohne
vorherige Benachrichtigung eintreten m�sse.“ GEAvom 30. 11. 1921.

51 Selbst der Direktion der WEG erschien am 2. 11. 1922 eine Reduktion der Strompreise um
20% fraglich, bisher hatten die Neckarwerke und infolgedessen auch ihr Kunde – das EWR
– dies kategorisch abgelehnt. StadtA Rt., Stadtwerke Verkehrsbetriebe Nr. 5, 2. 11. 1922; Ge-
meinderatsprotokoll vom 3. 11. 1922, § 1265.

52 StadtA Rt., Stadtwerke Verkehrsbetriebe Nr. 5, Gemeinderatsprotokoll (Verwaltungsabtei-
lung) 7. 12. 1922, § 1682; Gemeinderatsprotokoll vom 13. 12. 1922, § 1368.

53 StadtA Rt., Stadtwerke Verkehrsbetriebe Nr. 5, Schreiben vom 22. 1. 1923.
54 Beilage zur Aufsichtsratssitzung des EWR vom 22. 2. 1923 StadtA Rt., Stromversorgungs-

betriebe Nr. 1, Berufung beim Reichswirtschaftsgericht. Der Stadt entstand durch das zu ih-
ren Ungunsten ausgefallene Urteil ein monatlicher Ausfall von zwei Millionen Mark (SKZ
vom 27. 4. 1923). Selbst die Herabsetzung des Strompreises reichte nicht zur Rettung des
Straßenbahnverkehrs, vgl. das Schreiben der WEG an die Stadtgemeinde Pfullingen vom 17.
8. 1923, StadtA Pfullingen A 242.

55 Gemeinderatssitzung vom 15. 2. 1923, in: SKZ vom 16. 2. 1923.

243Fußmarsch, Finanzprobleme und Taktverkehr



Urteilsbegr�ndung ein Trugschluss bei der Beurteilung des „Kohlenklausel-
faktors“ vorliege. Das Reutlinger Werk musste dem zustimmen, die Neckar-
werke traten als Nebenkl�ger bei.56 Im Prozess wegen der Erstattungsanspr�-
che an die Neckarwerke re�ssierte das Reutlinger Werk aber ebenfalls nicht,
es wurde in erster Instanz zu f�nf Siebteln, die Neckarwerke aber nur zu zwei
Siebteln des Betrags verurteilt.57 Der Gemeinderat war deshalb am 26. April
1923 mit einer Berufung einverstanden, weil das zuungunsten der Stadt ergan-
gene Urteil des Schiedsgerichts einen monatlichen Ausfall von 2 Mio. Mark
bedeutete.58 Aber auch im zweiten Verfahren gegen die Neckarwerke schnitt
Reutlingen „nicht g�nstig ab“, weil das Schiedsgericht beim E-Werk Reutlin-
gen eine eigentliche Notlage nicht feststellen konnte. Der Gemeinderat hielt
es f�r unbillig, die Stromkosten der WEG bei der derzeitigen Notlage der
Stadt auf das EWR – also die Stadt – abzuw�lzen, und beschloss, sich einer
„Erkl�rung der Stadtpflege �ber die Notlage der Stadt“ anzuschließen.59 Ob
das einen finanziellen Ausgleich bedeutete, ist nicht �berliefert.

Am 2. 11. 1922 fand auf dem Rathaus in Reutlingen eine Besprechung zur
Weiterf�hrung der Bahn statt mit Vertretern der WEG (Direktor H�ssler und
Bahnverwalter Fink), einem Beamten der staatlichen Aufsichtsbehçrde
(Regierungsrat Lieb von der Reichsbahndirektion Stuttgart) und Vertretern
der drei beteiligten Gemeinden.60 Seitens des Personals gebe es keine neuen
Ergebnisse, mehreren Mitarbeitern wurde inzwischen bereits zum 15. No-
vember gek�ndigt. Von diesem Tag an sei n�mlich vorgesehen, den Betzinger
Zweig ganz einzustellen und den Betrieb nach Pfullingen einzuschr�nken. Ab
16. November st�nden dann nur noch 17 Personen zur Verf�gung (f�r Pful-
lingen w�rden f�nf und f�r Eningen zwçlf Leute bençtigt), denen aber allen
auf 1. 1. 1923 ebenfalls gek�ndigt sei. Falls das Personal zu mehr als acht
Arbeitsstunden bereit w�re, kçnne sich ein Mittagszug nach Betzingen
ermçglichen lassen. Die Direktion habe zun�chst jenen Arbeitnehmern
gek�ndigt, die Mehrarbeit abgelehnt h�tten. Die noch verbleibenden 17 Mit-
arbeiter dagegen h�tten „durchblicken“ lassen, mehr als acht Stunden zu
arbeiten.61

Wenn die Gemeinden nun Wert darauf legten, den beschr�nkten Betrieb
(Eningen voll und Pfullingen begrenzt) wenigstens bis Jahresende 1922 wei-
terzuf�hren, dann sei es nçtig, dass die Gemeinden entweder einen einmaligen

56 StadtA Rt., Stadtwerke Stromversorgungsbetriebe Nr. 1 Protokolle der Verwaltungsratssit-
zungen.

57 Mitteilung im Reutlinger Gemeinderat, SKZ vom 29. 3. 1923.
58 SKZ vom 27. 4. 1923.
59 StadtA Rt., Stadtwerke Verkehrsbetriebe Nr. 5, Gemeinderat Reutlingen vom 11. 5. 1923.
60 Von Reutlingen Oberb�rgermeister Hepp, Stadtpfleger Brucklacher und vier Gemeinder�te,

von Eningen Schultheiß H�zel und vier Gemeinder�te, von Pfullingen Stadtschultheiß
L�mmle und zwei Gemeinder�te, StadtA Rt., Stadtwerke Verkehrsbetriebe Nr. 5.

61 Ebd.
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Zuschuss leisteten oder aber der WEG den monatlichen Abmangel von 30.000
Mark ersetzten. Eine derartige Zusage machten die drei Kommunen jedoch
von einer „namhaften“ Mithilfe der Industrie abh�ngig; erst dann w�rden sie
unter sich einen prozentualen Beitrag aushandeln – unter Ber�cksichtigung
des besonderen Interesses Eningens. So kam es zun�chst zu einer Vertagung.

Zwei Tage nach den Verhandlungen mit der WEG nahm die Stadt Reutlin-
gen zus�tzlich in einem Brief an die Bahnverwaltung Eningen die Mitarbeiter
der Straßenbahn in die Verantwortung: Nachdem die Gemeinden unter Betei-
ligung der Industrie grunds�tzlich einer Unterst�tzung zugestimmt haben,
m�ssten als „dritte Beteiligte: die Arbeiterschaft und Angestelltenschaft [. . .]
ihrerseits gleichfalls Opfer“ bringen, und „zwar dadurch, dass die Arbeitneh-
mer entweder sich zu �berstunden, d. h. zur Verl�ngerung der Arbeitszeit,
oder aber zur Herabsetzung ihrer Lohnbez�ge bereit erkl�ren [. . .]. Welche
Folgen diese Einstellung f�r die Arbeitnehmerschaft des Betriebs selbst wie
f�r die Gesamtheit der Angestellten und Arbeiter, besonders diejenigen von
Eningen hat, bedarf wohl keiner weiteren Ausf�hrung.“62

Der Industrieverband Reutlingen signalisierte am 10. November nur dann
Beitr�ge, wenn auch die Gemeinden zahlten, die Hçhe des Zuschusses orien-
tiere sich am Beitrag der Stadt Reutlingen. Mit solchen Aussagen ließ sich
allerdings die Bahngesellschaft nicht mehr vertrçsten, zumal sie inzwischen
einen t�glichen Betriebsverlust von 8- bis 10.000 Mark konstatierte.63 Sie
schrieb am 14. November an die Stadt Reutlingen:

„Nachdem alle unsere Bem�hungen zur Aufrechterhaltung [. . .] gescheitert
sind, sind wir wie schon in der Besprechung vom 2. d. Monats auseinander
setzten, gezwungen, den Betrieb auf die Stammlinie Eningen-Reutlingen
Marktplatz zu beschr�nken. [. . .] Um der Bevçlkerung, besonders der ar-
beitenden von Pfullingen und Reutlingen entgegen zu kommen, werden
wir noch auf der Linie Pfullingen-Reutlingen und Reutlingen-Betzingen
morgens, mittags und abends einige Z�ge [. . .] laufen lassen. Diese Maß-
nahme stellt jedoch nur ein Versuch dar, der eingestellt wird, sobald sich er-
gibt, dass auch dieser Betrieb nur mit Verlust durchgef�hrt werden kann
und wenn die Gemeinden oder sonstige Interessenten, wobei wir besonders
an die grçsseren Industrieunternehmen denken, Zusch�sse nicht zu geben
bereit sind.“64

62 Schreiben des Stadtschultheißenamtes Reutlingen an die Betriebsverwaltung der Straßen-
bahn Reutlingen–Eningen–Pfullingen, StadtA Rt., Stadtwerke Verkehrsbetriebe Nr. 5.

63 StadtA Rt., Stadtwerke Personalabteilung, Nr. 97 Paul Bley, Nr. 546 Wagenf�hrer Otto
Maier II.

64 StadtA Rt., Stadtwerke Verkehrsbetriebe Nr. 5.
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Jetzt setzte die WEG also die Anfang
November angek�ndigten Sparmaß-
nahmen um: Von 30 Bediensteten
wurden zum 15. November 13 ent-
lassen,65 außerdem mussten sich die
verbliebenen 17 Besch�ftigten 10%
Lohnabzug gefallen lassen und hat-
ten stillschweigend oft mehr als acht
Stunden zu arbeiten.

Ab 16. November 1922 galt ein
neuer Fahrplan mit den genannten
Einschr�nkungen; dazu gehçrte auch
die komplette Stilllegung der Ab-
zweigung vom Karlsplatz zum
Bahnhof Reutlingen. Dar�ber hinaus
stellte sie die Betriebseinstellung der
Strecke nach Pfullingen zum 25. 12.
1922 und die vçllige Stilllegung zum
1. 2. 1923 in Aussicht.66 Pfullingen
zçgerte mit st�dtischen Zusch�ssen,
„zun�chst soll der Reutlinger Indus-
trie anheimgestellt werden, die Sache

zu subventionieren, sodann m�sse eine Erkl�rung der Bahnverwaltung abge-
wartet werden, ob sich die Arbeitsstunden der Bahnbediensteten von acht auf
neun Stunden erhçhen lassen, um dann zu sehen, ob f�r einen beschr�nkten
Verkehr ein Zuschuss der Gemeinde angezeigt erscheine.“67 Oberb�rger-
meister Hepp leitete die Planungen der WEG an den Industrieverband mit
der Bemerkung weiter, die Gemeinden verlangten, „dass in erster Linie die In-
dustrie Beitr�ge zusichern soll, es w�re daher zum allermindestens notwendig
zu wissen, mit welchem Hundertsatz sich der Industrieverband an einem un-
ter Umst�nden zu gew�hrenden Beitrag der Stadtgemeinde Reutlingen betei-
ligen wird.“68

Am 13. 1. 1923 zog die WEG gegen�ber der Stadt Reutlingen Bilanz zu den
sechs Wochen mit eingeschr�nktem Betrieb: Die monatlichen Betriebs-
verluste hatten sich trotz der Betriebseinschr�nkungen erhçht, sie betrugen in
den Monaten August 1922 92.349, September 239.544, Oktober 98.481,

Ein Fahrgast kritisiert im Reutlinger Ge-
neral-Anzeiger vom 2. Dezember 1922
die Sparsamkeit der Bahnverwaltung.

65 Namentlich bekannt sind Schaffner Otto Bader (Entlassung oder Weiterbesch�ftigung nur
noch als Schlosser), 5. 11. 1922 Austritt G�terzug-Schaffner Robert Hoffman, der zur Staats-
bahn geht, 15. 11. 1922 Austritte Bley, Wagenf�hrer Hans Rothweiler, Hilfsschaffner Albert
Schlegel, Wagenf�hrer Otto Maier II., StadtA Rt., Stadtwerke Personalabteilung.

66 GEAvom 4. 11. 1922.
67 GEAvom 11. 11. 1922.
68 StadtA Rt., Stadtwerke Verkehrsbetriebe Nr. 5, Schreiben vom 14. 11. 1922.
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November 342.769 und Dezember 532.122 Mark.69 Es zeigte sich also, dass
durch die Betriebseinschr�nkung der Verlust nicht vermindert wurde, son-
dern – vor allem im Dezember – sogar anstieg.

Neun Tage sp�ter wurde in großer Runde getagt:70 Von Reutlingen nahmen
der Oberb�rgermeister und f�nf Gemeinder�te teil, von Pfullingen kam
Stadtschultheiß L�mmle mit zwei Gemeinder�ten, Eningen sandte Schultheiß
H�zel mit drei Gemeinder�ten. Dieses Mal beteiligte sich auch der „Indus-
triellenverband Reutlingen“ mit Dr. Graf von der Firma Ulrich Gminder, Fa-
brikant Otto Held und Artur Schaal, Betzingen. Als Vertreter der Reichsbahn
war Eisenbahninspektor R�diger anwesend. Die WEG-Vertreter Direktor
H�ssler und Betriebsleiter Fink erinnerten zun�chst nochmals an ihre Aktivi-
t�ten zur alleinigen Fortf�hrung des Betriebes durch Entlassungen und Lohn-
abzug, außerdem wurde der Stromverbrauch von 15.000 auf 10.000 bis 12.000
KW reduziert. Trotzdem blieb es bei den hohen Betriebsverlusten, die auch
im Januar 1923 bei gesch�tzt 3 Millionen Einnahmen gegen�ber 3� Millionen
Ausgaben anhalten w�rden. Eine bereits bei der Aufsichtsbehçrde beantragte
Einstellung des Personenverkehrs zum 1. Februar sei deshalb nur durch
Zusch�sse von Gemeinden und Industrie zu verhindern. Hepp rechnete f�r
Februar sogar mit einem noch hçheren Defizit. Angesichts der „trostlosen“
finanziellen Lage der Stadt und der Gemeinden bat er „deshalb die Industrie
um Auskunft, was sie etwa an Zusch�ssen zu leisten gedenke“. Der Reutlinger
Gemeinderat Osterieder meinte mit Hinweis auf den November 1922 – als
noch daran gedacht wurde, einen Beitrag zu leisten – dass sich die Verh�ltnisse
inzwischen durch die gesunkene Kaufkraft wesentlich verschlechtert h�tten.
Die Industrie sei deshalb „nicht in der Lage, namhafte Betr�ge zu leisten; vor
allem kçnne es sich nicht darum handeln, dass die gesamte Industrie Reutlin-
gens zuschieße, sondern nur die an der Bahn besonders interessierten Fabri-
ken. Die Vertreter der haupts�chlich hier in Betracht kommenden Firmen
seien deshalb in die heutige Versammlung geladen worden, damit sie sich auf
Grund der heutigen Darlegung der Verh�ltnisse selbst entschließen kçnnten,
ob von ihnen etwas geleistet werden wolle oder nicht. Er glaube �brigens, dass
man mit den Zusch�ssen in einen Topf mit einem großen Loch gieße.“ Schult-
heiß H�zel beschwor seinen guten Willen, die Gemeinde Eningen habe aber
keine Mittel, um eine großen Beitrag zu leisten, dem schloss sich auch Hepp
f�r Reutlingen an. Direktor H�ssler bedauerte dies sehr, machte jedoch ein
Angebot: Man kçnne doch, da Betzingen mit 180.000 M. am Verlust beson-
ders beteiligt sei, diese Strecke einstellen und daf�r Reutlingen–Eningen–Pful-
lingen im Monat Februar weiterf�hren, wenn die Gemeinden einen festen Zu-
schuss von 200.000 M. leisteten; vielleicht erm�ßige sich diese Summe sogar
noch, wenn die WEG im derzeit laufenden Schiedsgerichtsverfahren gegen

69 Ebd., WEG an die Stadtgemeinde Reutlingen 13. 1. 1923.
70 Ebd.: „Geschehen am 22. Januar 1923“.
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das E-Werk siege. Da wurde Hepp allerdings hellhçrig: Wenn dieses Verfah-
ren das Reutlinger E-Werk statt die Neckarwerke belaste, g�be es von Reutlin-
gen nat�rlich keine Zusch�sse!

Der Betzinger Streckenteil wurde nun zum Knackpunkt der Verhandlun-
gen: Gemeinderat Osterieder erkl�rte, dass die Industrie nur dann ein Inte-
resse an der Weiterf�hrung habe, wenn Betzingen nicht ausgeschlossen werde.
Die Gemeinden wiederum machten ihre Zusch�sse von Beitr�gen der Indus-
trie abh�ngig. Eningen erschwerte eine Einigung zus�tzlich, indem es seine
Beitr�ge in Frage stellte. Hepp legte schließlich folgenden Kompromiss vor:

– Falls Eningen sich beteiligt, haben zu leisten: Reutlingen 120.000 M., Pful-
lingen 40.000 M., Eningen 40.000 M. und die Industrie 100.000 M.

– Unter dieser Voraussetzung f�hrt die WEG den seitherigen Notbetrieb ein-
schließlich Betzingen f�r den Monat Februar weiter.

– F�r die Zustimmung jedes Verhandlungspartners gilt eine Frist von drei
Tagen.

Und tats�chlich: Alle Beteiligten stimmten zu, der Eninger Gemeinderat sogar
einstimmig!

Angesichts der Hyperinflation verhalfen die Zusch�sse vom Februar
jedoch nur zu einer kurzen Atempause. Am 25. 5. 1923 erkl�rte der Reutlinger
Gemeinderat auf Vorschlag des Oberb�rgermeisters, man habe am Weiter-
betrieb der Bahn und damit auch an den Verhandlungen zu Fahrpreiserhç-
hungen kein Interesse mehr.71 Nachdem schon am 2. Februar durch die Strei-
chung der Z�ge 27 bis 32 vormittags Betriebsruhe herrschte, verkehrten ab
1. Juni erneut deutlich weniger Z�ge, zus�tzlich fielen die Nachmittagsverbin-
dungen zwischen Marktplatz und Betzingen weg. Die Vereinigten Gewerk-
schaften agitierten am 18. Juni jedoch weiter gegen eine Stilllegung der Bahn:
T�glich f�hren etwa 3000 Arbeiter, ihr Ausfall bedeute schwere volkswirt-
schaftliche Sch�den, das �berbringen des Mittagessens im Extrawagen mit
ca. 300 Mittagessen entfiele und schließlich w�rden 20 Mitarbeiter der Bahn
arbeitslos.72

Am 27. 7. 1923 war die Entscheidung der WEG gefallen: Die Mitarbeiter der
Straßenbahn erhielten ihre K�ndigungsschreiben zum 31. August, „[. . .] die
Bahn kommt durch die maßlose Geldentwertung zum Erliegen. Vor Monat
Juni betrugen die Personalausgaben noch 50–60% der Einnahmen, im Juni
bereits 82%, sodass dieser Monat mit einem Verlust von 5 Millionen Mark ab-
schließt, f�r den Juli wird mit einem Verlust von 30 Millionen gerechnet“,73

Zahlen, die sich wenige Wochen sp�ter nochmals steigerten. Die Bahngesell-
schaft informierte die Aufsichtsbehçrde (die Reichsbahndirektion Stuttgart)

71 Sitzungsbericht Gemeinderat Reutlingen, in: GEAvom 26. 5. 1923.
72 StadtA Pfullingen A 242.
73 StadtA Rt., Stadtwerke Personalabteilung Nr. 34, 52, 523.
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�ber die geplante Betriebseinstellung
zum 1.9.; am 21. August erfuhr
schließlich die �ffentlichkeit �ber
die Presse den genauen Stilllegungs-
termin.

In der Reutlinger Gemeinderats-
sitzung vom 23. August wurde das
Schreiben der WEG verlesen, in dem
die Gesellschaft mitteilt, alle Maß-
nahmen, den Betrieb weiterzuf�h-
ren, seien fehlgeschlagen. Die Unter-
nehmerin sprach der Stadtverwal-
tung f�r das von dieser ihr bezeigte
Wohlwollen den verbindlichsten
Dank aus in der Hoffnung, dass bal-
dige g�nstigere Zeiten die Wieder-
aufnahme gestatten. OBM Hepp
schloss sich namens des Gemeindera-
tes diesem an.74

Mit dieser Entscheidung endete
ein Prozess, der vom Kriegsende
1918 bis zur Stilllegung der Bahn f�nf
Jahre sp�ter insgesamt 28 Tariferhç-
hungen verzeichnete – anfangs noch
im Halbjahresintervall und zuletzt
im Abstand von nur drei bis vier Ta-

gen! Die Entwicklung des Kaufkraftverlustes zeigt sich an der Entwicklung
der Preise f�r Einzelfahrscheine. Kostete im Mai 1919 eine Fahrt nach Betzin-
gen 35 Pfennig, betrug der Preis im Sommer 1922 4,– Mark, um ein Jahr sp�ter,
zur Zeit der Hyperinflation, auf 100.000,– Mark emporzuschnellen.75

Am st�rksten betroffen von der Betriebsstilllegung war Eningen (von Pful-
lingen aus gab es ja noch die Eisenbahnverbindung der Echaztalbahn), aber
selbst f�r einige Arbeiter- und Sch�lerz�ge nach Reutlingen m�sste die
Gemeinde sich verpflichten, den Abmangel von monatlich mindestens 500
Millionen Mark zu �bernehmen, keine realistische Option f�r deren Finanz-
lage. Die Schwarzw�lder Kreiszeitung widmete der Straßenbahn zum letzten
Betriebstag einen emotionalen Epilog:

Offizielle Bekanntmachung zur Einstel-
lung des Straßenbahnverkehrs in Reut-
lingen, Anzeige in der Schwarzw�lder
Kreiszeitung vom 29. August 1923.

74 SKZ vom 24. 8. 1923.
75 StadtA Pfullingen Gemeinderatsprotokolle 1922, § 413; ebd. A 242 /25 sowie die Tages-

presse.
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„Wer h�tte damals, als die elektrische Straßenbahn im Juli des Jahres 1912
mit so vielen Verkehrs- und Entwicklungshoffnungen als Nachfolgerin der
alten lieben ‚B�schelesbahn� in Betrieb genommen wurde, eine solch tragi-
sche Wendung der Dinge geahnt!“ [. . .] Die Eninger m�ssen „den Weg
abends und morgens nun wieder wie in alten Zeiten unter die F�ße nehmen
[. . .], insofern sie nicht das Fahrrad zu Hilfe nehmen, und mit der Einnahme
des Mittagessens zu Hause ist es f�r Viele wieder nichts mehr. [. . .] Man
h�tte gewiß dies und jenes im çffentlichen Leben eher missen kçnnen als
gerade diese volkswirtschaftlich wertvolle Einrichtung. [. . .] Wenn aber –
und diese Zuversicht wollen wir uns denn doch nicht rauben lassen – die
Zeiten wieder einmal bessere werden, so mçchten wir hoffen, dass ‚unsere�
elektrische Straßenbahn unter den wegen mißlicher Verh�ltnisse von der
Bildfl�che verschwundenen Einrichtungen dann zu den ersten z�hlt, welche
sich wieder in den Dienst des çffentlichen Wohls zu stellen vermçgen.“76

Auch das Angebot des Kraftverkehrsamtes f�r einen Busbetrieb von Eningen
aus musste die Gemeinde aus Kostengr�nden ablehnen.77 Der G�terverkehr
S�dbahnhof–Eningen mit St�ckgut und Wagenladungen sowie die Bedienung
der Gleisanschl�sse Weberei Eningen und Schlayer Pfullingen blieben hin-
gegen in Betrieb. Daf�r besch�ftigte die WEG die beiden leitenden Beamten
Bahnverwalter Fink und Werkmeister Hambrecht weiter. Sie mussten auch
daf�r sorgen, dass Strecke, Geb�ude und Fahrzeuge erhalten blieben. Die Post
kam aber wie im 19. Jahrhundert wieder mit dem Pferdewagen.

Den fest angestellten Mitarbeitern bot die Gesellschaft teilweise eine Stelle
bei einer anderen WEG-Bahn an, so Schaffner Gustav Votteler in Gerstetten
auf der Alb. Er schaute sich den vorgesehenen Arbeitsplatz auch an, lehnte
dann jedoch aus famili�ren Gr�nden ab. Trotzdem erhielt er ab 1. Oktober
1923 ein Ruhegehalt,78 denn allen fest angestellten Mitarbeitern79 gew�hrte
die Pensionskasse ein Ruhegehalt entsprechend der Dauer ihrer Zugehçrig-
keit zu dieser Kasse. Der (nicht fest angestellte) Hilfsschaffner Bley dagegen
stimmte einer Versetzung nach Neuenstadt als „G�terbodenarbeiter“ zu,
wohnen konnte er wie sein Vorg�nger im Wartesaal des Stationsgeb�udes,
„sofern er ein Bett mitbringt.“80

Am 16. Oktober regte ein Eninger B�rger per Leserbrief die Wieder-
inbetriebnahme an, angeblich sei die Bahnverwaltung bereit, zun�chst nur f�r
die Mittagszeit ein Zugpaar nach Reutlingen verkehren zu lassen – allerdings

76 SKZ vom 29. 8. 1923.
77 Gemeindearchiv Eningen, Gemeinderatsprotokoll vom 12. 9. 1923; SKZ vom 13. 9. 1923.
78 StadtA Rt., Stadtwerke Personalabteilung, Nr. 910 Votteler, Gustav.
79 StadtA Rt., Stadtwerke Personalabteilung, Nr. 836 Schmiedh�ussler, Ludwig; fest Ange-

stellte erhalten Monatslohn und kçnnen nach einer bestimmten Dienstzeit in die Pensions-
kasse aufgenommen werden.

80 StadtA Rt., Stadtwerke Personalabteilung, Nr. 97 Bley, Paul.
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m�ssten die Beteiligten „mit finanziellen Opfern“ rechnen. Alle Interessenten
wurden gebeten, sich in die bei der Bahnverwaltung ausliegende Liste ein-
zutragen. „Es liegt jetzt in den H�nden aller in Reutlingen Besch�ftigten, ob
sie �ber den Winter fahren oder laufen wollen.“81 Eine Verwirklichung gelang
jedoch bis Dezember nicht.

Im Zeichen der „Scheinbl�te“ – die Straßenbahn in den „Goldenen
Zwanziger Jahren“ 1923 – 1929

Nach der W�hrungsreform vom 15. 11. 1923 (eine Billion Papiermark = eine
Goldmark) erhielten die beiden nicht entlassenen Mitarbeiter der WEG am
26. November 1923 erstmals ihre Bez�ge in Goldmark.

Bis die Straßenbahn f�r ihre Kunden aber wieder fuhr, dauerte es nochmals
fast einen Monat: Erst am 13. Dezember wurde der Verkehr mit drei Zugpaa-
ren Eningen–Karlsplatz (und zur�ck) �ber die Mittagszeit zwischen 11.43
und 14.27 Uhr wieder aufgenommen. Die Ank�ndigung im Eninger Amts-
Blatt klang noch sehr vorsichtig:

„Die Fahrpreise werden sich, durch grçßtmçgliches Entgegenkommen der
Direktion und trotz der bedeutenden Strompreiserhçhung, im Rahmen der
Friedenspreise bewegen und betragen Eningen–Reutlingen Karlsplatz 20,
See 15, bis S�dbahnhof 10 Pfennig. Sie sind tunlichst wertbest�ndig zu lei-
sten. Wochen- bzw. Monatskarten kçnnen erst nach �bersichtlicher Gestal-
tung des Verkehrs ausgegeben werden, es w�ren also insolange, etwa in den
ersten 8 bis 14 Tagen, Einzelfahrkarten zu den obengenannten Preisen zu
lçsen.“82

„Mit der Einf�hrung dieser Z�ge soll jedoch der Verkehr noch nicht offi-
ziell aufgenommen werden. Es handelt sich zun�chst nur um einen Versuch,
von dessen Ausgang die Wiederaufnahme des Betriebs abh�ngig gemacht
wird.“83

So konnten die Besch�ftigten zum Mittagessen nach Hause fahren. Ab dem
2.1. 1924 erweiterte die Bahn ihr Angebot auf zus�tzliche Fahrtenpaare, zwei
zum Karlsplatz morgens sowie drei abends. Nachdem der Verkehr zu Jahres-
ende 1923 vermutlich noch von den beiden leitenden Beamten allein gefahren
wurde, machte die WEG nun einigen „Ehemaligen“ ein Angebot: Bei einer
Arbeitszeit von zehn Stunden, Bezahlung im Taglohn unter Abzug des mo-
mentanen Pensionsbetrags und t�glicher K�ndigungsfrist gab es die Aussicht
auf Wiederaufnahme in das fr�here Dienstverh�ltnis, wenn sich in einigen

81 Eninger Amtsblatt Nr. 10 vom 16. 10. 1923 „Stimmen aus dem Leserkreis“.
82 Eninger Amtsblatt vom 8. 12 1923.
83 GEAvom 12. 12. 1923.
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Wochen zeige, dass der Versuch gelingt.84 Vier lang gediente Straßenbahner
(Stationsaufseher Bauknecht, Zugf�hrer Epple, Schaffner Maier und Wagen-
f�hrer Wçrwag) waren die ersten „R�ckkehrer“.85

In mehreren Etappen wurde der Fahrplan erweitert, bereits ab 14. 1. 1924
gab es (jeweils als Paar, also Hin- und R�ckfahrt) einen Nachmittagszug und
ab 1. Februar wurden ferner wieder Fahrten f�r Sonntagsausfl�gler angebo-
ten. Ab 1. M�rz konnte man auch in Pfullingen wieder Straßenbahn fahren –
sieben Zugpaare �ber den Tag verteilt von 6.14 bis 8.14 und 11.45 bis 19.30
Uhr – dazu kam noch ein t�glicher Vormittagszug ab 1. April von Eningen
und zur�ck �ber Pfullingen und schließlich am Sonntag ein „Nachtzug“
Eningen–Karlsplatz mit R�ckfahrt �ber Pfullingen; er erreichte Eningen um
21.15 Uhr. Dieser Standard galt bis 30. April 1924.86 Bereits ab 1. April çffnete
auch wieder die Fahrkartenverkaufsstelle Pfullingen in der „Traube“.87

Die Wiederaufnahme des Verkehrs nach Pfullingen war zudem erfreulich
f�r das Personal, es wurde ab 1. 3. 1924 wieder wie vor der Stilllegung als An-
gestellte besch�ftigt. Erfreulich auch die Senkung der Einzelfahrscheine ab
22.4. 1924 entsprechend den „Friedensfahrpreisen“: Von Pfullingen bis S�d-
bahnhof 10 Pfg., bis Seestraße und Spitzwiesen 15 Pfg., bis Eningen, Markt-
platz, Karlsplatz oder Hbf. 20 Pfg., bis Betzingen 30 Pfg.88

Es fehlte nur noch der Betzinger Ast: Hier konnte man ab dem 1. Mai wie-
der fahren, gleichzeitig gab es auch auf den anderen beiden Strecken Verbes-
serungen. Zwar behauptete die WEG, die Wiederaufnahme des Verkehrs habe
die Erwartungen nicht erf�llt, sie çffne Betzingen aber „in der Erwartung,
dass nunmehr die Ausgaben durch die Einnahmen gedeckt werden.“89

Betriebsschluss war jedoch werktags noch gegen 19.30 Uhr, sonntags etwa
eine Stunde sp�ter. Damit war der Verkehr „offiziell“ wieder aufgenommen,
erkennbar an einem neuen „Nachtrag“ zum Tarif. Weitere sechs fr�here Mit-
arbeiter erhielten wieder ihren Arbeitsplatz und auch die Fahrkartenverkaufs-
stelle Ludwig Lachenmaier in der Wilhelmstraße çffnete wieder. Ebenso
nahm der Freizeitverkehr wieder Fahrt auf: „An den Pfingstfeiertagen 8. und
9. Juni laufen Sonderz�ge mit riesigem Verkehr am Vormittag und vor allem

84 StadtA Rt., Stadtwerke Personalabteilung, Nr. 52 Bauknecht. Der Stundenlohn betrug 37
Pfennig.

85 StadtA Rt., Stadtwerke Personalabteilung. Weitere Wiedereinstellungen ab 1. 2. 1924: Bahn-
aufseher Koch, Wagenf�hrer Schmiedh�ussler, ab 15.2. Schlosser Bader, ab 1.3. Wagenf�hrer
Guhl, Schaffner Limberger, ab 1.5. Bley, Hegel, ab 1.5. Ott, ab 1.6. Moser, ab 1.9. Weiwadel,
ab 21.11. Hilfsschaffner Schlegel.

86 Echazbote vom 30. 4. 1924.
87 GEA vom 19. 4. 1924. Eine Arbeiterkarte Pfullingen–Reutlingen kostete einmal t�glich 0,90

M., zwei Mal 1,40 M., drei Mal 2,10 M., eine Monatskarte 11 M. und die Sch�lermonatskarte
ebenso 11 M. Das entsprach den „Friedensfahrpreisen“.

88 Echazbote vom 22. 4. 1924.
89 SKZ vom 2. 5. 1924, Gemeinderat Reutlingen.
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in den Abendstunden durch die Wanderer zum Nebelhçhlenfest“;90 am
Wochenende 5./6. Juli fuhr ein Sonderzug nach der Vorstellung des Zirkus
Aluwe in der T�binger Straße91 und zum Kreisbergfest auf der Wanne ver-
kehrten am Samstag, 26. Juli, von 14 bis 16 Uhr sowie am Sonntag, 27., schon
ab 5.30 Uhr Fr�hz�ge nach Pfullingen.92 Anl�sslich des Jungbauerntages am
3. August auf der Wanne wurden die Straßenbahnen nach Pfullingen, die in
geringen Abst�nden fuhren, fast gest�rmt.93 Starken Verkehr bescherte am
26. Oktober auch die Pfullinger Kirbe mit Karussell auf dem Lindenplatz.94

Der direkte Anschluss zum Hauptbahnhof in Reutlingen (genannt werden
zwei Abendz�ge um 19 und 20 Uhr) blieb aber trotz des Wunschs des Pfullin-
ger Gemeinderates stillgelegt; dagegen spr�che – so die Bahnverwaltung –
zum einen die fehlende Umsetzmçglichkeit f�r den Zug mit Beiwagen um
19 Uhr, denn die entsprechende Gleisanlage musste ja 1921 entfernt werden.
Zum anderen sei aber nur wegen eines Zuges die Freihaltung der Gleise
namentlich im Winter unrentabel, denn die Gleise m�ssten t�glich, und zwar
abends, wo das ganze Personal zur Bew�ltigung des Arbeiterverkehrs ein-
gesetzt ist, von Schnee und Eis gereinigt werden, sodass daf�r ein besonderer
Mann eingestellt werden m�sste.95

1924 fuhren (gegen�ber 574.198 im inflationsgesch�ttelten Vorjahr) mit
954.738 Personen wieder deutlich mehr Menschen mit der Straßenbahn.

R�ckkehr zu „normalen“ Verh�ltnissen

Am 1. Januar 1925 besch�ftigte die WEG in Eningen bereits wieder 21 Mit-
arbeiter: Neben Bahnverwalter und Werkf�hrer je einen „Anw�rter“, Sta-
tionsaufseher und Bahnaufseher, sieben Schaffner und f�nf Wagenf�hrer, dazu
je einen Schlosser, Werkstattarbeiter und Streckenarbeiter.96 Bis zum 1. M�rz
kamen noch ein Hilfswagenf�hrer und ein Hilfsschaffner hinzu.

Zum 1. Mai f�hrte die WEG einen erheblich verbesserten Fahrplan ein mit
einer „R�ckkehr zu normalen Verh�ltnissen“, es gab viele neue Verbindungen;
der Zugverkehr begann um 5.33 Uhr und endete werktags zwar zun�chst
noch um 21 Uhr, wurde ab November aber erweitert durch zwei Nachtzug-
paare an bestimmten Tagen. Daf�r verst�rkten zwei weitere zur�ckkehrende
Kollegen die Mannschaft der Eninger Straßenbahner.97

90 Echazbote vom 8. 6. 1924.
91 GEAvom 5. 7. 1924.
92 GEA und Echazbote vom 25. 7. 1924.
93 GEAvom 4. 8. 1924.
94 Echazbote vom 21. 10. 1924.
95 StadtA Pfullingen A 242, Schreiben der WEG an die Stadt Pfullingen vom 25. 11. 1924.
96 H. B�rnheim (wie Anm. 1), S. 15.
97 Wiedereintritt Hilfswagenf�hrer Otto Maier und Hilfsschaffner Albert Schlegel; StadtA

Rt., Stadtwerke Personalabteilung, Nr. 545 und 821.
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Mit dem Aufschwung gelangten jedoch die Kapazit�ten der vorhandenen
Fahrzeuge an ihre Grenzen, vor allem im Berufsverkehr – die Bahn brauchte
schnell mehr Wagen. Allerdings hatten neue Wagen – wenn �berhaupt erh�lt-
lich – viel zu lange Lieferzeiten und w�rden zudem den Etat der sparsamen
Gesellschaft sprengen. Der WEG gelang es jedoch, von der Crefelder98 Stra-
ßenbahn f�r 7000 Mark zwei gebrauchte Triebwagen zu kaufen, die am
24. November 1924 in Eningen eintrafen. Allerdings waren sie als Triebwagen
unbrauchbar99 und konnten hier nur als Beiwagen verwendet werden. Nach
einem entsprechenden Umbau in der Eninger Werkstatt gingen sie im M�rz/
April 1925 mit den Nummern 15 und 16 in Betrieb.100 Aufgrund ihrer ur-
spr�nglichen Bestimmung behielten die beiden schon in Crefeld so bezeich-
neten Wagen auch in Eningen den Spitznamen „T�rkenwagen“.101

Die n�chste Lieferung „neuer“ gebrauchter Wagen folgte im Herbst 1925.
Mit drei vierachsigen Wagen sollte der Platzmangel im Berufsverkehr endlich
vorbei sein.102 25 Jahre waren sie bereits als Triebwagen bei dem Unter-
nehmen „Elektrische Kleinbahn im Mansfelder Bergrevier AG“ unterwegs.
Inflationsbedingt war der Betrieb dort am 2. 12. 1922 f�r immer zum Erliegen
gekommen.103 Im August/September 1925 kamen die Fahrzeuge nach Enin-
gen, wurden dort zu Beiwagen umgebaut und erhielten die Betriebsnummern
17, 18 und 19.104 Beim Personal hießen die �ber 10 m langen Fahrzeuge nur die
„Vierachser“ und bereiteten angesichts ihres Gewichts (9500 kg) und vor
allem wegen der hohen Einstiege den Fahrg�sten nicht nur Freude. Bevorzugt
im Berufsverkehr eingesetzt (z. B. als „Vorzug“ bis Seestraße), linderten sie
aber den h�ufig beklagten Platzmangel zu Stoßzeiten.

98 Amtliche Schreibung des Stadtnamens ab 8. 11. 1900 Crefeld, ab 25. 11. 1925 Krefeld.
99 StadtA Rt., Stadtwerke Verkehrsbetriebe Nr. 281.

100 StadtA Rt., Stadtwerke Verkehrsbetriebe (Karten und Pl�ne) Nr. 762 F.
101 Die Wagen wurden 1916 von der S�chsischen Waggonfabrik Werdau erbaut und waren ei-

gentlich f�r Istanbul vorgesehen. Sie konnten aber wegen des Weltkrieges nicht ausgeliefert
werden und gelangten 1919 unter den Nummern 164 und 165 nach Krefeld, 1920 wurde sie
dort in Nr. 258 und 259 umnummeriert; St�dtische Werke Krefeld AG: Zur Geschichte des
Unternehmens Heft 2 Fahrzeuggeschichte, Krefeld 1995, S. 16 mit handschriftlicher Kor-
rektur W. Bankstahl 2011.

102 Informationen von Baurat Seiffert in der Sitzung vom 25. 11. 1925: „Vorjahr 5 Wagen f�r
Arbeiterverkehr eingestellt“; es sei „gelungen in letzter Zeit Wagen gelegentlich g�nstig zu
erwerben“. StadtA Rt., Tiefbauamt Nr. 454.

103 Marco Zeddel; Gerhard Knitzschke: Die Elektrische Kleinbahn im Mansfelder Land, Halle
2000; Gerhard Bauer: Straßenbahn Archiv 4 Raum Erfurt/Gera–Halle (Saale)/Dessau, Ber-
lin 1984, S. 188–193; Matthias Bethge: Handbuch der deutschen Straßenbahnen, Kleinbah-
nen und Privateisenbahnen, Berlin 1928, S. 159–160.

104 In Mansfeld fuhren sie als Triebwagen und trugen dort die Betriebsnummern 3, 9 und 14.
Als Kaufpreis f�r alle drei Wagen wird 6805,10 RM genannt. (Bahngrundbuchamt Stuttgart
Grundakten zum Bahngrundbuchblatt Nr. 1 Bahneinheit Nr. 8 Privatbahn Eningen–Reut-
lingen–Betzingen der WEG Zugang Betriebsmittel).
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Wegen Umbauarbeiten in der Marktstraße in Pfullingen verkehrten die
Wagen ab 7. 8. 1925 dort nur bis zur Kunstm�hlestraße. Die bisher ungef�hr in
der Mitte der Marktstraße liegenden Gleise wurden anl�sslich der Verbreite-
rung dieser Hauptdurchgangsstraße auf die westliche Seite verlegt, die
gesamte Straße einschließlich der neuen Gleistrasse gepflastert und mit seit-
lichen Gehwegen versehen. Diese umfangreichen Arbeiten dauerten �ber
dreieinhalb Monate. W�hrend dieser Zeit mussten die Fahrg�ste bis zum
Ortseingang zu Fuß gehen. Da es an der Haltestelle Kunstm�hle keine Aus-
weichstelle gab, konnten Z�ge mit Beiwagen nicht umsetzen. Der Betriebs-
ablauf f�r die Bahn war daher erschwert, im Berufsverkehr mit Beiwagen
musste mit zwei Triebwagen gefahren werden, von denen vermutlich einer
dann jeweils geschleppt wurde. Erst ab dem 24. 11. 1925105 konnte die Bahn
wieder bis zur Haltestelle Traube verkehren. Das Gleis, das seither an der Kur-
zestraße endete, wurde nun einige Meter �ber diese Straße hinausgef�hrt; die
seitherige Ausweichstelle vor dem Geb�ude Nr. 18 (Wirtschaft zur Traube)
konnte aber wegen Einspruchs des Pfullinger Gemeinderates nicht mehr
eingebaut, sondern sollte erst n�chstes Jahr am Lindenplatz wieder verlegt
werden.

Der Verkehrsverein als Motor f�r einen attraktiven Nahverkehr

Am 23. Juli 1925 gr�ndete sich der Verkehrsverein f�r Reutlingen und Um-
gebung106, Vorsitzender wurde Fabrikant Erwin Seiz. Aufgabe des Vereins
sollte es sein, die Verkehrsinteressen aller Art der Stadt Reutlingen und ihrer
Umgebung zu fçrdern. Dazu gehçrte beispielsweise die Hebung des Frem-
denverkehrs durch Verbesserung der Verkehrsmittel und der Verbindungen,
des Gasthofwesens, der Stadt- und Ortsorientierung, ferner Pflege der Hei-
matkunde und Heimatliebe, Schutz der Natur- und Kunstdenkm�ler, die
Fçrderung von Sport und Winterunterhaltung und die weitere systematische
Erschließung der Naturschçnheiten der Umgebung.107

Schon in der Gr�ndungsversammlung wurde betont, dass „man sich wohl
mit Fahrplanfragen zu befassen“108 habe. Bereits in der ersten „Ausschuss-
sitzung“ vom 24. September nahm der Straßenbahnfahrplan „großen Raum in
der Beratung“ ein. Alle Anwesenden waren sich darin einig, dass sich die

105 StA Ludwigsburg E 79 III B� 805 und E 79 IV B� 98.
106 Am 21. 7. 1925 tagte der vorbereitende Ausschuss f�r die Gr�ndung des Verkehrsvereins.

Nachdem Krieg und Inflation dem alten Verein von 1911 ein Ende bereitet h�tten, sei nun
eine Neugr�ndung vorgesehen. Wichtig sei eine breite Grundlage, die alle Bevçlkerungs-
kreise umfasse und Institutionen wie Stadtverwaltung, Gewerbe, Handel, Kaufmannschaft,
aber auch Wander- und Gebirgsvereine mit heranziehe. (GEAvom 24. 7. 1925).

107 SKZ vom 18. 7. 1925. Die Stadt Reutlingen bewilligte einen j�hrlichen Beitrag von 1000
Mark. (GEAvom 4. 9. 1925).

108 GEAvom 24. 7. 1925.
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Weiterf�hrung der Bahn zum Bahnhof nicht mehr l�nger aufhalten ließe. Die
Gesch�ftsf�hrung wurde deshalb beauftragt, sofort die nçtigen Schritte zur
Erreichung der schon l�ngst unbedingt erforderlichen Weiterf�hrung zu
unternehmen. Ebenso wurde die Einf�hrung des 30-Minuten-Verkehrs f�r
die Straßenbahn verlangt. Erfreulicherweise stellten die anwesenden behçrd-
lichen Vertreter dem Verein die nachhaltigste Unterst�tzung in Aussicht.109

Angesichts dieser „geballten Kraft“ hatte die WEG zuk�nftig einen schwe-
ren Stand, denn ihre wichtigsten „Kunden“, die Kommunen Reutlingen,
Eningen und Pfullingen arbeiteten im neuen Verein engagiert mit und ko-
ordinieren ihre Bed�rfnisse.

Im Oktober 1925 stellte der Verein die zwei Hauptforderungen auf. Die
erste verlangte die Einf�hrung eines 30-Minuten-Takts nach Eningen und
Pfullingen und eines 15-Minuten-Takts zwischen Reutlingen und S�dbahn-
hof. Die Argumente f�r eine Fahrplanerweiterung klangen so modern wie
heute: Der Versuch, einerseits die Bed�rfnisse des Berufs- und Sch�ler-
verkehrs und gleichzeitig die allgemeinen Verkehrsbed�rfnisse bloß durch
einzelne Z�ge zu befriedigen, werde nie gelingen. Nur mittels eines regel-
m�ßigen Taktverkehrs kçnne die Straßenbahn ihren Aufgaben gerecht wer-
den. Der bisherige Betriebsschluss um 20 Uhr bedeute f�r die Bewohner von
Pfullingen, Eningen und Betzingen, die „in einem derartig engen wirtschaft-
lichen und kulturellen Connex“ mit Reutlingen st�nden, dass sie kaum „die in
großer Zahl in Reutlingen stattfindenden Unterrichtskurse,110 Vortr�ge und
Veranstaltungen kultureller und gesellschaftlicher Art“ besuchen kçnnen.

Weiter wurde eine direkte Anbindung der Straßenbahn bis zum Haupt-
bahnhof Reutlingen verlangt. Diese Forderung glich, standort- und entwick-
lungsbedingt, fast einer „unendlichen Geschichte“. Kein anderes Thema
besch�ftigte �ffentlichkeit und Entscheidungstr�ger st�rker und emotionaler.
Deshalb soll die Vorgeschichte kurz dargestellt werden.

Bis 1912 fuhr die aus der Gartenstraße kommende Dampfbahn bis vor den
Bahnhof, bog nach rechts ab und endete auf einem gepachteten Grundst�ck
parallel zur Bahnhofstraße, wo ein „Umsetzen“111 f�r die R�ckfahrt mçglich
war. Mit der Erçffnung der elektrischen Bahn nach Betzingen bogen die Z�ge,
nun aus der Wilhelmstraße kommend, Richtung Betzingen direkt nach links
in die Lederstraße ein. Mit dem Ende des Dampfbetriebes aus der Garten-

109 SKZ vom 26. 9. 1925.
110 „12 Fr�ulein von hier bitten, ihr Gesuch um Einschaltung eines Wagens Montag, Dienstag,

Donnerstag und Freitag je abends 9 Uhr 15 Min. f�r die Besucher der Frauenarbeitsschule,
das sie der Direktion der W�rtt. Eisenbahn Gesellschaft eingereicht haben, g�tigst zu unter-
st�tzen.“ StadtA Pfullingen, Gemeinderatsprotokoll vom 20. 11. 1925, § 682.

111 Fachausdruck im Schienenverkehr: Am Ende einer eingleisigen Strecke wird der Triebwa-
gen von den Beiwagen abgekuppelt und umf�hrt mittels zwei Weichen auf einem parallelen
Gleis die Beiwagen, um auf der entgegengesetzten Seite f�r die R�ckfahrt wieder anzukup-
peln.
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straße 1912 �nderte sich deshalb auch die Zufahrt in die Bahnhofstraße, nun
f�hrte ein elektrifiziertes Gleis quer �ber die Karlstraße und dann nach rechts
in die Bahnhofstraße, am Post- und am Bahnhofsgeb�ude vorbei und von dort
wie bisher zur Umsetzanlage der bisherigen Dampfbahn. Damit schloss die
WEG zwar das Gleis in der Bahnhofstraße wieder an,112 aber der Fahrplan
sah – zum Leidwesen des Gemeinderates113 – bis auf ganz wenige Ausnahmen
nur direkte Fahrten zwischen Eningen und Betzingen ohne Bahnhofsanbin-
dung vor. Im Zusammenhang mit den Planungen f�r die Erweiterung nach
Pfullingen diskutierte der Gemeinderat erneut dieses Problem.114 Der WEG
war der Status quo jedoch so wichtig, dass sie als Kompromiss eine Wartehalle
auf dem Karlsplatz errichtete und die Stadt daf�r die Frage der Durchf�hrung
des Verkehrs bis zum Bahnhof bis zum Fr�hjahr 1917 zur�ckstellte.115

Trotz des andauernden Krieges griff das B�rgerausschussmitglied Freytag
im Oktober 1918 das Thema wieder auf. Oberb�rgermeister Hepp erinnerte
jedoch an die Zusage der WEG. Sie habe dies f�r die Zeit nach dem Krieg zu-
gesichert und der Gemeinderat sei damit einverstanden gewesen.116 Hepp
folgte dann aber doch der Anregung Freytags und bat mit Schreiben vom
26.10. 1918 um die Ausarbeitung entsprechender Pl�ne. Bereits vier Wochen
sp�ter pr�sentierte die WEG einen Entwurf. Nach der R�ckkehr von Tiefbau-
amtsinspektor Keller vom Milit�r konnte die Planung mit einigen Verbes-
serungsw�nschen fortgesetzt werden. Gleisbçgen sollten zur Vermeidung des
Quietschens 25 statt 20 Meter betragen, die Gleise sollten in die Mitte der
Karlstraße verlegt und die Spanndr�hte an den H�usern statt an Masten befes-
tigt werden. Weiter sollte der Platz wie in der Lederstraße mit einer Mittelinsel
und zwei getrennten Fahrbahnen aus �sthetischen und wirtschaftlichen Gr�n-
den versehen werden. Diese „Insel“ w�re auch als Endhaltestelle der Bahn ins
Neckartal vorzusehen.

Nach Zustimmung der Bauabteilung arbeitete die WEG den Plan bis zum
17. Juli 1919 um; Tiefbauamt und Gemeinderat stimmten zu und baten die
WEG um baldigen Bau. Der Plan sah auch tats�chlich bereits drei Gleis-
abzweigungen in die Straße Unter den Linden f�r die geplante Bahn an den
Neckar vor. Die sofortige Umsetzung scheiterte aber an langen Lieferfristen

112 Sitzung der verst�rkten Bauabteilung vom 19. 6. 1911, StadtA Rt., Stadtwerke Verkehrs-
betriebe Nr. 5.

113 Gemeinderatsprotokoll vom 21. 6. 1911, § 718, StadtA Rt., Stadtwerke Verkehrsbetriebe
Nr. 5.

114 Beim seinerzeitigen Beschluss zum Verkehr �ber die Wilhelmstraße war vereinbart worden,
nach einem Betriebsjahr den Anschluss zum Bahnhof nochmals zu diskutieren.

115 Noch im Oktober 1917 best�tigte die WEG, „dass wir sofort nach Wiederkehr geregelter
Verh�ltnisse die wiederholt und dringend gew�nschte Schleifenverbindung nach dem
Hauptbahnhof herstellen und alle Z�ge �ber den Hauptbahnhof leiten werden, bei denen
Anschluss an die Staatsbahn in Frage kommt, StadtA Pfullingen A 242.

116 StadtA Rt., Tiefbauamt Nr. 453. Gemeinderatsprotokoll vom 16. 10. 1918, § 878.
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der Schienenwalzwerke von 40 Monaten. Die WEG wollte inzwischen die
Genehmigung der Aufsichtsbehçrde einholen.117

Zun�chst wurde die Strecke am Bahnhof sogar etwas verk�rzt; ab 5. Mai
1920 musste die gepachtete Umsetz- und Rangieranlage an der Bahnhofstraße
abgebrochen werden, weil die Staatsbahn dieses Gel�nde f�r den Bau eines
Dienstgeb�udes bençtigte118 – wegen fehlender Umsetzmçglichkeit konnten
deshalb zum Bahnhof nun keine Beiwagen mehr mitgenommen werden. Zum
Bahnhof verkehrten, abgesehen von gelegentlichen Sonderz�gen, bis Mai
1922 fahrplanm�ßig nur ein bis zwei Eninger Zugpaare t�glich, von 1916 bis
1919 auch von und nach Pfullingen.119 Anschließend unterhielt die WEG die-
ses Gleis nur noch f�r Sonderverkehr und legte es angesichts der inflations-
bedingten Schwierigkeiten ab 16. November 1922 schließlich komplett still.

Nach drei Jahren Pause konnte 1925 nun auch das Projekt „Hauptbahnhof“
mithilfe des neu gegr�ndeten Verkehrsvereins und der Kommunen weiter-
verfolgt werden. Der Verein schrieb am 3. Oktober 1925:

„Als grçsster Missstand wird es seit Jahren empfunden, dass die Bahnen in
unverst�ndlicher Weise mitten in der Stadt am Marktplatz und am Karls-
platz ihren Ausgangs- und Endpunkt haben. Konnten diese Zust�nde unter
den schwierigen Verh�ltnissen der letzten Jahre [. . .] noch hingenommen
werden, so lassen die heute so gesteigerten Verkehrsbed�rfnisse diese Ver-
h�ltnisse nicht mehr l�nger tragbar erscheinen. Der Verkehrsverein muss
zun�chst die grunds�tzliche Forderung erheben, dass die Regelung des
Strassenbahnverkehrs nicht ausschließlich vom Rentabilit�tsstandpunkt
aus erfolgt [. . .]. Hiervon ausgehend muss, wie in jeder anderen Stadt, so
auch in Reutlingen die Strassenbahn unbedingt in direkte Verbindung mit
dem Zentralpunkt des Verkehres, dem Hauptbahnhof, gebracht werden. Es
ist ein schlechterdings unhaltbarer Zustand, dass die am Reutlinger Haupt-
bahnhof ankommenden Reisenden erst eine weite Strecke zur�cklegen, bis
sie zur Strassenbahn kommen. [. . .] Nicht nur, dass diese Verh�ltnisse dem
Verkehr in jeder Weise hinderlich sind und in allen Teilen der Bevçlkerung
grçsste Missstimmung hervorrufen und Anlass zu berechtigten Beschwer-
den geben; ebenso beachtenswert ist es, dass durch diese Missst�nde das
Ansehen und der Ruf unserer Stadt aufs schwerste gesch�digt wird. Gibt es
doch keine Stadt von der wirtschaftlichen und kulturellen Bedeutung Reut-
lingens, bei der die Strassenbahn nicht direkt zum Bahnhof f�hrt, obwohl
die Schienen l�ngst gelegt sind. Die ankommenden Fremden aus allen Tei-

117 Vgl. dazu StA Ludwigsburg E 79 III B� 805, Schreiben der WEG vom 17. 9. 1919.
118 StadtA Rt., Tiefbauamt Nr. 501.
119 Im Fahrplan ab 29. 9. 1916 verkehrten z. B. drei Zugpaare werktags um ca. 7 Uhr und 18

Uhr von bzw. nach Eningen sowie um 22 Uhr nach Eningen und Pfullingen.
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len Deutschlands und des Auslands – und ihrer sind tagt�glich nicht wenige
– [warten] vergeblich auf eine Strassenbahn [. . .].“120

Nat�rlich engagierte sich die Allianz aus Gemeinden und Verkehrsverein
auch weiterhin intensiv f�r abendliche Fahrplanverbesserungen zu kulturellen
Veranstaltungen und f�r den 30-Minuten-Verkehr. Die WEG lehnte den
Abendzug mit der Begr�ndung ab, im Winter bestehe kein Bedarf und es g�be
um diese Zeit auch keinen Anschluss mehr nach Stuttgart. Abendz�ge erfor-
derten eine unrentable Personalaufstockung, bei Veranstaltungen w�rden wie
schon bisher Sonderz�ge eingelegt.121

Schon nach k�rzester Zeit erfuhren die Aktivit�ten des Verkehrsvereins
eine große, wohlwollende Resonanz in der �ffentlichkeit, vor allem durch die
ausf�hrliche Unterst�tzung der Lokalpresse. Im Eninger Amtsblatt122 er-

Mitten im gesch�ftigen Treiben steht der Triebwagen 23 mit Beiwagen an der Endsta-
tion am Marktplatz bereit zur Fahrt nach Pfullingen, er tr�gt noch den traditionellen
Anstrich von 1912 – „erg�nzt“ durch Werbung. Trotz Blumenschmucks in den Fens-
tern trauen die Straßenbahner der Witterung nicht ganz, der Schornstein im Dach des
Beiwagens verr�t den auf einer Bank stehenden Gl�hofen, der erst bei milderen Tem-
peraturen entfernt wird.

120 StadtA Rt., Stadtwerke Verkehrsbetriebe Nr. 5; gleichlautende Schreiben gingen an das
Oberamt, das Bezirksamt und die Amtskçrperschaft Reutlingen.

121 SKZ und Eninger Amtsblatt vom 9. 10. 1925; Gemeinderatsprotokoll Reutlingen vom 1. 10.
1925, § 674, StadtA Pfullingen A 242.

122 Am 9. und 12. 10. 1925.
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schienen sogar wçrtliche Berichte aus den Sitzungen. So bestand bei der WEG
zunehmend Handlungsbedarf.

Am 25. 11. 1925123 traf man sich zur Besprechung der WEG mit Vertretern
aus Reutlingen, Pfullingen und Eningen im Reutlinger Rathaus. Dabei wur-
den die beiden Forderungen (Verbesserung des Fahrplans und direkte Anbin-
dung an den Hauptbahnhof) behandelt. Baurat Seiffert von der WEG be-
f�rchtete finanzielle Belastungen f�r das Unternehmen in Hçhe von 30.000
Mark u. a. durch mehr Personal und neue Ausweichstellen, die nçtig w�rden,
wenn die Pfullinger Z�ge statt bis Marktplatz bis zum Bahnhof fahren. Die
WEG bot jedoch an, ab 1. Januar 1926 einen 40-Minuten-Verkehr und mehr
Abendz�ge einzuf�hren; auch den Gleisanschluss zum Hauptbahnhof mit
Schleife entlang des List- und Karlsplatzes kçnne sie grunds�tzlich zusagen,
ein sofortiger Bau w�re ihr aber nur mit einem kommunalen Baukostenvor-
schuss in Hçhe von 30.000 Mark mçglich. In der Sitzung des Reutlinger Ge-
meinderats vom 3. 12. 1925 berichtete Oberb�rgermeister Hepp, Direktor
Seiffert sei bei der Besprechung „ziemlich scharf zugesetzt“ worden.124 Be-
reits zum 30. November gab es Fahrplanverbesserungen f�r die Nachtz�ge
zwischen 20.30 und 24 Uhr: Mo, Di, Do und Fr verkehrt ein Abendzug
Betzingen–Pfullingen und der bisherige Zug Mi und So 22.20 ab Marktplatz
verkehrt zuk�nftig auch am Samstag.

Sogleich besch�ftigte sich das Tiefbauamt mit den konkreten Planungen f�r
die Gleisschleife, dabei ging es um den genauen Standort der Haltestelle und
um die Koordination mit der „geplanten Vorortbahn nach dem Neckar.“125

Ergebnis war, dass der Karlsplatz zun�chst nach den alten Pl�nen gebaut wer-
den solle, „da die Linienf�hrung der Vorortbahn nicht festliege und die Aus-
sicht auf ein baldiges Zustandekommen derselben infolge der seit den letzten
Verhandlungen eingetretenen Umst�nde nur gering sei.“126

Zum Fahrplanwechsel am 1. 1. 1926 fuhren wieder gelegentlich Straßenbah-
nen, die bisher am Karlsplatz endeten,127 auf dem bestehenden Gleis zum
Hauptbahnhof – mit zwei bis vier t�glichen Zugpaaren von und nach Eningen,
Betzingen und Pfullingen allerdings nur zu ausgew�hlten Zeiten, beispiels-
weise f�r Anschl�sse zur Staatsbahn. Ein großer Erfolg war dar�ber hinaus
auch die Wiedereinf�hrung des Taktverkehrs: „Der feste 40-Minuten-Fahr-
plan, der vor der Verkehrseinschr�nkung bezw. Stilllegung des Betriebes
bestanden hat, wird auf beiden Linien baldigst, sp�testens ab 1. Januar 1926
wieder eingef�hrt.“128 Dagegen verhielt sich die WEG zu der Einf�hrung des

123 GEAvom 27. 11. 1925.
124 SKZ vom 4. 12. 1925.
125 StadtA Rt., Tiefbauamt Nr. 454 Mitteilung an Stadtschultheißenamt vom 22. 12. 1925.
126 StadtA Rt., Tiefbauamt Nr. 454 Gemeinderatsprotokoll vom 30. 12. 1925, § 877.
127 StadtA Rt., Stadtwerke Verkehrsbetriebe Nr. 1, Schreiben der WEG vom 29. 11. 1925.
128 Ebd.
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30-Minuten-Verkehrs, der f�r die Stadt effektiv den 15-Minuten-Verkehr
bringen w�rde, ablehnend.129

Neben dem çffentlichkeitswirksamen Thema Fahrplan gab es in der zwei-
ten Jahresh�lfte 1925 auch weitere Fortschritte bei der Infrastruktur. Ab
31. Oktober wurde auf Anregung der Autoreparaturwerkstatt Gebr. Sauer
auf Hçhe der T�binger Straße 100 „beim Zirkusplatz“ eine neue Haltestelle
Friedrichsau f�r deren Arbeiter eingerichtet. Schon bisher war f�r Zirkus-
vorstellungen bei Bedarf gehalten worden.130

Da nach Beschaffung der beiden Beiwagen 15 und 16 die Wagenhalle in
Eningen zu klein war, standen st�ndig mehrere Wagen im Freien und litten
unter der Witterung. Nach der Entscheidung, drei weitere Anh�ngewagen zu
beschaffen, wurde nun bis Ende November 1925 die Wagenhalle der Gleise 3
bis 5 um 16 Meter nach vorne verl�ngert.131

Die Kriegs- und Inflationszeit hatte den Unterhalt der Bahnanlagen erheb-
lich erschwert,132 sodass die WEG nun einen erheblichen Nachholbedarf
bew�ltigen musste.133 Bis Jahresende 1925 wurden durch das Tiefbauamt
Reutlingen auf Kosten der Bahn die Straßenbel�ge entlang der Gleise an ver-
schiedenen Abschnitten zwischen Betzingen und Seestraße134 verbessert. Die
Bahnverwaltung veranlasste die Auswechslung der Kreuzung Straßenbahn/
Staatsbahn am Bahnhof Reutlingen S�d,135 die Auswechslung von vier Wei-

129 Ein 30-Minuten-Verkehr, so die WEG, bedeute einen 15-Minuten-Verkehr S�dbahnhof–
Hauptbahnhof, der sich nicht mit dem Sch�ler- und Berufsverkehr vertrage, er „eilt den
Verkehrsbed�rfnissen weit voraus“. Zwischen Albstraße und Marktplatz gebe es zu wenig
Fahrg�ste und außerdem bençtige man dann ,,mehr Fahrzeuge und Wagenhallenraum“, f�r
diese kostspieligen Investitionen habe man keine Mittel. StadtA Rt., Stadtwerke Verkehrs-
betriebe Nr. 1; SKZ vom 4. 12. 1925.

130 StA Ludwigsburg E 49/76 Genehmigung durch Reichsbahndirektion Stuttgart am 27. 10.
1925.

131 StA Ludwigsburg K 410 II/8; HStA Stuttgart E 49 B� 76.
132 Den einzigen grçßeren Bau in dieser Zeit finanzierte nicht die WEG, sondern die Firma

Gminder im Werk T�binger Straße: Sie erweitert im Juli/August 1923 ihren normalspurigen
Gleisanschluss, der das Straßenbahngleis in der T�binger Straße zwischen Geb�ude 125
und 125 a kreuzte, durch zwei normalspurige Gleise und weiter westlich zwischen Geb�ude
133 und 135 durch ein 90-cm-Schmalspurgleis, StadtA Rt., Tiefbauamt Nr. 525, Erledi-
gungsvermerk vom 20. 8. 1923.

133 StA Ludwigsburg E 79 II B� 76. Bei einer Pr�fung am 14. 7. 1925 durch die Aufsichts-
behçrde (die Reichsbahndirektion Stuttgart) wird bem�ngelt: Die Lage des Gleises lasse
vielfach zu w�nschen �brig, insbesondere zwischen Reutlingen und Eningen sei das Gleis
„versessen“ und eine gr�ndliche Instandsetzung nçtig, fehlendes Kleineisenzeug sei zu er-
setzen bzw. nachzuziehen. Abgen�tzte Schienen m�ssten baldmçglichst ausgewechselt
werden, besonders zwischen Albstraße und S�dbahnhof, die Weichen w�rden zunehmend
schlechter.

134 StadtA Rt., Tiefbauamt Nr. 498.
135 28. 11. 1924: Bestellung der „�berschneidung“ bei den Schw�bischen H�ttenwerken Was-

seralfingen, Kosten 3139 RM, StA Ludwigsburg E 79/IV Nr. 98 Tagebuch Privatbahnen
Nr. 1108 vom 13. 7. 1924; desgl. Nr. 1861 Bezahlung der Restschuld am 13. 10. 1925.
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chen136 und des �ußeren Schienenstrangs im Bogen zwischen Albstraße und
S�dbahnhof137 sowie von Dezember 1925 bis M�rz 1926 in Eningen den Ein-
bau einer Lackierwerkstatt und die Errichtung eines Schuppens auf Frei-
pfosten am Gleis 1 der Wagenhalle. Im Fr�hjahr 1926 wurde erstmals die
Vignol-Gleisanlage mit Natriumchlorat besprengt,138 nachdem die Verkrau-
tung und Vergrasung vorher h�ufig beanstandet worden war. Daf�r kaufte die
WEG einen Kesselsprengwagen139 f�r alle ihre Bahnen, beim Einsatz auf der
Straßenbahnstrecke musste er dann auf Rollschemeln verkehren.

Der n�chste Fahrplanwechsel am 15. 5. 1926 brachte erneut Verbesserungen
im Abendverkehr ab 20 Uhr. F�r das Nachtzugpaar zwischen 23 und
0.30 Uhr war zun�chst ein Zuschlag vorgesehen, auf den die WEG aber nach
Einspruch des Verkehrsvereins verzichtete;140 auch die anfangs vorgesehene
Streichung dieses Zugpaares ab 31. Okt. 1926 wurde zur�ckgenommen.141

Hingegen ging bei der Gleisschleife zun�chst nichts voran. Auf Nachfrage
Reutlingens erkl�rte die WEG im April 1926 �berraschend, sie werde zu
ihrem „Bedauern in diesem Jahr nicht in der Lage sein“, diese zu bauen.142

Darauf legte der Verkehrsverein „in sch�rfster Form Verwahrung ein“ und
betonte, „wie dringend notwendig es ist, dass das Stadtschultheißenamt der
Direktion gegen�ber auch fernerhin in z�hester Weise ihre Forderungen im
Interesse der Verkehrsverh�ltnisse der Stadt vertritt.“143 Nat�rlich besch�f-
tigte dies auch den Gemeinderat, der nach den Verhandlungen vom Novem-
ber 1925 mit einem Bau im laufenden Jahr gerechnet hatte: „Gemeinderat Seiz
f�hrt aus, die WEG habe Gefallen daran, zu tun was sie wolle. [. . .] Die Ver-
weigerung des Baus der Gleisschleife noch in diesem Jahr ohne Grundangabe
sei eine Ungehçrigkeit.“144 Die Eisenbahngesellschaft lenkte nun ein: „Wir
werden Ihrem Wunsche nachkommen und die Gleisschleife bauen“, schrieb
Direktor H�ssler am 11. 6. 1926. Z�gig setzte nun das Tiefbauamt die Planun-
gen (u. a. �nderung der Baulinien, Straßenquerschnitt, Baumpflanzungen,
Beleuchtung, Verkehrsinsel, Oberfl�chenbeschaffenheit) fort. „Dank“ der
Verzçgerung konnte nun auch der Anschluss der Bahn an den Neckar, der im
Vorjahr noch außer Acht blieb, ber�cksichtigt werden. F�r die Straßenbau-

136 StA Ludwigsburg K 410 II/8 Bericht der Bauinspektion Reutlingen vom 1. 12. 1925.
137 StA Ludwigsburg E 79 III/805.
138 StA Ludwigsburg K 410 II/8 vom 1. 12. 1925.
139 WEG-Bericht �ber das 28. Gesch�ftsjahr 1926, S. 2.
140 Auf den zun�chst geplanten Zuschlag f�r Nachtz�ge wird nach Intervention des Verkehrs-

vereins verzichtet, nur die Arbeiter- und Sch�lerkarten gelten in diesen Z�gen nicht, Echaz-
bote vom 23. 4. 1926; GEA 12. 5. 1926.

141 Mitteilung 18.10.26: Die Nachtz�ge Nr. 91/92 und 93/94 zwischen 23.13 und 0.31 Uhr wer-
den auch nach dem 31.10. beibehalten, Gemeinderat Pfullingen 18. 10. 1926, § 879 und Enin-
ger Amtsblatt 13. 10. 1926.

142 StadtA Rt., Tiefbauamt Nr. 453 Schreiben der WEG vom 22. 4. 1926.
143 StadtA Rt., Tiefbauamt Nr. 453 Schreiben vom 3. 5. 1926.
144 StadtA Rt., Tiefbauamt Nr. 453 Gemeinderatsprotokoll vom 6. 5. 1926, § 377.
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arbeiten wurden zu Lasten der Stadt 90.000 Mark veranschlagt. Die bisherige
Gasbeleuchtung sollte eine ganzn�chtige elektrische Beleuchtung ersetzen.

Am 9. 7. 1926 genehmigte der Gemeinderat den Umbau des Karlsplatzes
mit Gleisschleife.145 Wegen Lieferschwierigkeiten verzçgerte sich allerdings
der Baubeginn erneut. Erst am 28. 3. 1927 konnte mit den Straßenbauarbeiten
begonnen werden, t�glich waren etwa 50 Arbeiter besch�ftigt.146 Im April
wurden entlang des Museumsgartens die ersten neuen Gleise verlegt, gefolgt
von der Verkehrsinsel in der Karlstraße mit der neuen Ausweichstelle, im Mai
begann auch die Gleislegung Richtung Straße Unter den Linden.147 Am
23. Juni 1927 meldete die Presse die Fertigstellung des Karlsplatzumbaus.148

Sieben Weichen und drei Kreuzungen waren eingebaut worden.149 Der Reut-
linger General-Anzeiger „jubelte“:

Die ums�umenden H�userz�ge scheinen durch die Aufteilung des Platzes
miteinander recht gl�cklich zu harmonisieren, der seitherige Eindruck der
�de [. . .] ist gewichen. Reutlingen hat in st�dtebaulicher Hinsicht gewon-
nen. [. . .] Schon heute weist der Karlsplatz den regsten Verkehr auf. Das
Kundengesch�ft hat damit seine wesentliche Voraussetzung erhalten. Der
erhçhte Zins, der f�r die zentrale Lage von gesch�ftlichen Mietern bewilligt
wird, wird die Wohnungsnachfrage beiseitedr�ngen und innerhalb der ge-
sch�ftlichen Nachfrage wird ein enger Konkurrenzkampf um die besten
Lagen gef�hrt werden. [. . .] Der grçßte Volkswirt – Friedrich List – sieht
nun von seinem Sockel eine Frucht seiner „Theorie der produktiven Kr�f-
te“ reifen. Durch die Ausbildung der st�dtischen produktiven Kr�fte, der
Erschließung des Karlsplatzes f�r den Straßenbahnverkehr, werden die

145 StadtA Rt., Tiefbauamt Nr. 453 Gemeinderatsprotokoll § 561. Das Bankhaus Ruoff, Quen-
zer & Co. erhob Einspruch, da dieses auf dem „Museumsblock“ (der heutigen Listplatz-
Gr�nanlage) ein Saalbauprojekt mit „Hotel-, Konzerthaus- und Badeanstaltneubau“ plante.

146 Die Gleisbauarbeiten wurden durch das Unternehmen Louis Hertewich erbracht, StadtA
Rt., Tiefbauamt Nr. 501.

147 Insgesamt gab es – mit dem Anschluss nach Altenburg – acht neue Weichen und drei neue
Kreuzungen.

148 SKZ vom 22. 6. 1927; GEAvom 23. 7. 1927.
149 Im Eigentum und in der Unterhaltungspflicht der WEG lagen 178,74 m neue Rillenschie-

nen mit vier Bogenweichen und einer Kreuzung, der Kostenanteil der WEG an der Schleife
betrug 22.631,61 RM; Bauunternehmer f�r das Projekt war die Firma Hertewich. Laut Be-
richt des Reichsbahnbauamtes Reutlingen an die Reichsbahndirektion Stuttgart (StA Lud-
wigsburg E 78 III B� 805) gab es Ab�nderungen gegen�ber dem urspr�nglichen Plan, dazu
gehçrte auch der Verzicht einer Gleiskurve vom Gleis in der Lederstraße („Betzinger Hal-
testelleninsel“) direkt in die Straße Unter den Linden – ein Verzicht, der fast vierzig Jahre
sp�ter nochmals eine entscheidende Rolle spielte, als die Stadtwerke Reutlingen „Durch-
messerlinien“ �ber den „Nordring“ einrichten wollten und u. a. an dieser fehlenden Gleis-
kurve scheiterten.
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Opfer, welche zum Wohle des gemeinen Wesens zun�chst gebracht werden,
sich reichlich vergelten.150

Parallel zum Bau der Gleisschleife wurde auch an Verbesserungen der vorhan-
denen Infrastruktur gearbeitet: Im Mai 1927 galt es in der Wilhelmstraße Ecke
Oberamteistraße neben der Marienkirche einen Unfallschwerpunkt zu ent-
sch�rfen: Ein beleuchtetes Transparent warnte nun „automatisch“ querende
Kraftfahrzeuge, sobald sich ein Zug der Kreuzung n�hert.151 Im selben Monat

Aufnahme von Walter Kleinfeldt mit dem neu gestalteten Karlsplatz, der Ausweich-
stelle in Bildmitte f�r die geplante Bahn nach Altenburg und den Gleisverbindungen
aus der Wilhelmstraße. Vermerk des Fotografen: „Kalte Bau-Technik ohne Kunst und
Gem�t.“

150 GEAvom 23. 7. 1927.
151 SKZ, 30. 5. 1927. Technisch geschieht dies durch einen parallelen Fahrdraht vor und im

Kreuzungsbereich, dieser wird durch den Stromabnehmer der Straßenbahn w�hrend der
Durchfahrt mit dem stromf�hrenden Hauptdraht elektrisch verbunden und damit das
Transparent eingeschaltet. Allerdings scheint die Anlage noch nicht zu funktionieren, wenn
sich fast ein Jahr sp�ter ein Leserbriefschreiber beschwert, der Parallelschleifdraht sei noch
nicht angebracht und es „vergeht wohl kaum ein Tag, ohne dass nicht an der Kreuzung ein
Zusammenstoß [. . .] erfolgt.“ (GEAvom 27. 4. 1928).
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wechselte die WEG auch die Vignolgleise zwischen S�dbahnhof und Orts-
eingang Pfullingen aus.152

Zum Fahrplanwechsel am 15. 5. 1927, mit dem die WEG parallel zur Deut-
schen Reichsbahn die 24-Stunden-Zeit einf�hrte, verk�rzte sie zwar die Zug-
fahrten Nr. 19/20 und 31/32 bis Marktplatz (statt bisher Hauptbahnhof), weil
sie sich „nicht gelohnt“ h�tten, verbesserte jedoch den Abendverkehr und ver-
zichtet auf den geplanten Zuschlag f�r die Nachtz�ge.153

Am 8. August 1927 fuhren zum ersten Mal fahrplanm�ßig Straßenbahnen
�ber die neue Gleisschleife,154 die ersten Wagen „waren in sinnreicher Weise

Die Fortsetzung der Gleisschleife von der Karlstraße Richtung Bahnhof zeigt der
Blick auf den Listplatz.

152 Auf diesem 839 m langen Gleisabschnitt (km 2+20 bis km 10+59) waren 1916 die alten Lo-
kalbahngleise von 1899 (20,75 kg/m) aus der Alb- und Gartenstraße eingebaut worden; sie
wurden nun unter Oberleitung von Bahnverwalter Fink aus Eningen durch st�rkere Schie-
nen (Form W�rtt. L 24 kg/m) ersetzt, allerdings auch gebrauchte Exemplare von anderen
WEG-Normalspurstrecken (1678 m Schienen), GEA vom 25. 5. 1927; StA Ludwigsburg
E 79 III B� 840.

153 GEA und SKZ vom 8. 4. 1927.
154 GEAvom 6. und 9. 8. 1927.
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bekr�nzt.“155 Pfullingen bekam acht Z�ge zum und sieben vom Bahnhof (die
bisher nur bis Marktplatz fuhren), Eningen 15 zum und neun vom Bahnhof,
Betzingen acht bzw. zehn.156

Im Gemeinderat meldete sich auch Gemeinderat Kalbfell – der sp�tere
Oberb�rgermeister – zum Thema Gleisschleife zu Wort. Die Presse berichte-
te, dass man wegen der „Schleifenfahrt“ am Karlsplatz vom Marktplatz nach
Betzingen 22 Minuten bençtige, w�hrend man zu Fuß dieselbe Strecke in
20 Minuten zur�cklege. Man solle daf�r sorgen, dass der 30-Minuten-Verkehr
endlich einmal eingef�hrt werde, zumal die Bahn eine sehr gute Rentabilit�t
aufweist. Oberb�rgermeister Hepp bemerkte, seine fr�heren Prophezeiungen
wegen der Gleisschleife tr�fen nun zu; er habe nie begreifen kçnnen, weshalb
man um das Museum herumfahren soll. Gemeinderat Wolpert regte an, auch
Pfullinger Z�ge nach Betzingen durchfahren zu lassen.157

Bei der Hauptversammlung des Gewerbevereins berichtete Gemeinderat
Roth, dass sich die Gleisschleife auf dem Karlsplatz „als sehr vorteilhaft er-
wiesen“ habe.158

Anders das W�rttembergische Landesamt f�r Denkmalpflege Stuttgart, das
sich am 2. 7. 1927 zu Wort meldete und gar nicht begeistert vom „neuen“
Karlsplatz war – allerdings aus ganz anderen Gr�nden: „Wir sind von den ver-
schiedensten Seiten gebeten worden, daf�r einzutreten, dass der Karlsplatz in
Reutlingen eine Bepflanzung mit B�umen erhalte und vielleicht in Verbin-
dung damit auch die Anlage vor dem Bahnhof besser gestaltet werde.“159

Der Gemeinderat lehnte dies jedoch am 2. September aus Kostengr�nden
ab.160

Ab September 1927 wurde die Wilhelmstraße zur Einbahnstraße erkl�rt,
nur die Straßenbahn durfte weiterhin in beiden Richtungen verkehren; die
bloß noch abw�rts fahrenden Kraftfahrzeuge mussten der Straßenbahn auf
der linken Fahrbahnseite ausweichen.

Das Unternehmen setzte – ermuntert durch deutlich steigende Fahrgast-
zahlen161 – auch im weiteren Verlauf des Jahres 1927 f�hlbare Verbesserungen
bei der Infrastruktur fort.162

155 SKZ vom 9. 8. 1927.
156 GEAvom 16. 6. 1927.
157 SKZ vom 14. 10. 1927. Eine wirklich praktikable Lçsung ergab sich erst ab 1929, als grund-

s�tzlich alle Pfullinger Z�ge die Schleife befuhren und alle Eninger direkt nach Betzingen
fuhren. Die Schleife konnte bis 1955 befahren werden.

158 GEAvom 15. 11. 1927.
159 StadtA Rt., Tiefbauamt Nr. 66 /57.
160 GEAvom 2. 9. 1927.
161 Gegen�ber dem Vorjahr ist der Personenverkehr 1927 um fast ein Viertel auf 2.635.845 Per-

sonen gestiegen, dem hçchsten Stand seit Bestehen der Straßenbahn, vgl. WEG: Bericht
�ber das 29. Gesch�ftsjahr 1927, S. 3; GEA 5. 5. 1928.
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Die Beschwerden rissen aber zun�chst nicht ab; im Juni 1928 beanstandete
ein technisch versierter Straßenbahnkenner çffentlich die elektrische Brems-
wirkung der �lteren Triebwagen Nr. 21–24,163 im Oktober 1928 wurde be-
richtet, „bei einzelnen der alten Wagen zeigt sich mit Beginn der eintretenden
K�lte auch die ber�chtigte „elektrische Selbstheizung“, erzeugt durch das
Warmwerden der alten Motoren.164 Im Januar 1929 wurden nicht funktionie-

Triebwagen 22 an der Wartehalle Karlsplatz, Mai 1928. Der Schaffner dieses Wagens,
der von Betzingen nach Eningen fuhr, musste die Weiche zuerst geradeaus und dann
wieder zur�ck in die Grundstellung Richtung Wilhelmstraße stellen, bevor er einstieg,
die Fahrt �ber die Schleife Karlstraße, Listplatz, Bahnhofstraße und zur�ck an der
Post vorbei fortsetzte, um dann quer von links nach rechts erneut den Karlsplatz zu
�berqueren und schließlich in der Wilhelmstraße weiterfuhr.

162 GEA 19. 12. 1927. Am 20. 1. 1928 meldet dieselbe Zeitung erneut eine Entgleisung – aller-
dings eines Triebwagens; gleichwohl ist das der Anlass, erneut die „langen Wagenkonstruk-
tionen“ als „Risiko nicht ungef�hrlicher Art“ anzuprangern.

163 „So hat der Schreiber [des Leserbriefs] miterlebt, wie der TW 22, als er auf 4 gebremst wur-
de, nur geraucht aber nicht gebremst hat, ebensowenig die Anh�ngewagen, die doch beim
Einschalten der Bremse bremsen sollten.“ GEAvom 30. 6. 1928.

164 Vermutlich handelt es sich um elektrische Widerst�nde, die sich nicht auf dem Dach, son-
dern im Wagen befanden.
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rende Heizungen beanstandet,165 Gemeinderat Oskar Kalbfell166 berichtete
am 25. 4. 1929 sogar von Lebensgefahr: Ein Schaffner habe ge�ußert, er ver-
zichte „in den Triebwagen zu gehen, da ihm sein Leben lieber sei“.

Darauf wurden einige Verbesserungen umgesetzt. Der 1924 gebraucht er-
worbene und nur als Beiwagen verwendete Wagen Nr. 16 wurde 1927 wieder
zum Triebwagen zur�ckgebaut. Daf�r bekam er eine neue elektrische Ausr�s-
tung mit fabrikneuen starken Motoren der Firma BBC167 und erhielt die
Nr. 28. 1928 entschied sich das Unternehmen schon mit Blick auf die neue Li-
nie nach Altenburg zum Kauf von zwei Neuwagen, den Triebwagen Nr. 29
und 30. Schließlich erhielt von den alten 1912 gebauten Triebwagen der TW 23
1929 als erster neue Motoren und Fahrschalter.168

Auch die Gleisanlage erfuhr Verbesserungen. Im Juni 1928 wurde die Stre-
cke vom S�dbahnhof bis Spitzwiesen mit st�rkeren Schienen versehen.169 Im
Juli/August erhielten die Rillenschienen in der Albstraße vom Ortseingang
bis Seestraße einen neuen Unterbau anl�sslich der Pflasterung dieser Straße,
im Juli 1929 folgte auch der restliche Teil zwischen Seestraße und Burg-
platz.170

Vom 28. April bis 6. Mai 1928 fand die „Reutlinger Woche“171 statt, eine
Bew�hrungsprobe f�r die Straßenbahn, die sie mit verst�rkten oder doppelt
gef�hrten Z�gen bew�ltigte. Das gesamte Personal und Wagenmaterial war
von fr�h bis sp�t im Einsatz, an den Sonntagen 29.4. und 6.5. wurden 13.600
und 15.000 Fahrscheine verkauft.172

165 Beschwerde im Gemeinderat Pfullingen 16. 1. 1929 (GEA vom 17. 1. 1929). Die WEG recht-
fertigte sich, sie heize teils elektrisch, teils mit �fen, StadtA Pfullingen Gemeinderatspro-
tokoll 13. 2. 1929, § 55.

166 Gemeinderat Reutlingen 25. 4. 1929, in: GEAvom 26. 4. 1929.
167 Notariat – Grundbuchamt – als Bahngrundbuchamt Stuttgart, Grundakten zum Bahn-

grundbuchblatt Nr. 1 Bahneinheit Nr. 8 Privatbahn Eningen–Reutlingen–Betzingen der
WEG, Verzeichnis der [. . .] Betriebsmittel Stand 31. 12. 1926. 1927 Anschaffung einer elek-
trischen Ausr�stung, StadtA Rt. Stadtwerke Reutlingen Hauptabteilung Verkehrsbetriebe
Nr. 5, WEG an Reichsbahndirektion 21. 5. 1927: „Beschaffung eines weiteren TW“ mit Ge-
nehmigung vom 14. 6. 1927 (Gesch�ftsbericht 1927). Nach erneutem Umbau 1934/35 von
TW 28 wieder zu einem BW (16) wurden dessen Fahrschalter und Motoren f�r TW 21 wei-
terverwendet! Die zweite neu erworbene elektrische Ausr�stung mit Motoren wird aller-
dings in den Triebwagen Nr. 23 (und nicht in den baugleichen Beiwagen Nr. 15) eingebaut;
vermutlich hatte sich TW 28 wegen der kleinen Plattformen nicht bew�hrt.

168 Die TW 21, 22 und 24 bis 27 erhalten erst 1934 bis 1937 eine neue elektrische Ausr�stung.
169 L�nge 1870 m, eingebaut wurden gebrauchte Schienen Form L.
170 StadtA Rt., Tiefbauamt Nr. 501.
171 Syndikus Dr. Brock charakterisierte diese Werbe- und Verkaufsveranstaltung der „Ge-

sch�ftswelt“ in der Mitgliederversammlung des Verkehrsvereins als „Willenskundgebung
der B�rgerschaft zu Fortschritt und Aufstieg.“ Geboten werden neben besonderer Stadt-
und Hçhenbeleuchtung z. B. auch Schaufensterwettbewerb und Modenschau.

172 GEAvom 8.5.28.
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In der Mitgliederversammlung des
Verkehrsvereins vom 15. August
1928 forderte der Vorsitzende, Fabri-
kant Seiz, in Anwesenheit von Ober-
b�rgermeister, Landrat und zahlrei-
chen Vertretern der benachbarten
Gemeinden die Einf�hrung des
20-Minuten-Fahrplans. Auch habe
sich der Verein auch „in besonders
ausgiebiger Weise [. . .] mit Fragen
des Kraftomnibusverkehrs“ besch�f-
tigt.173 In einer Sitzung der Ortsvor-
steher von Reutlingen, Pfullingen
und Eningen zusammen mit dem
Vorsitzenden des Verkehrsvereins
wurden die Forderungen f�r den
Winterfahrplan pr�zisiert: 30-Minu-
ten-Verkehr von Eningen und Pful-
lingen und 15- Minuten-Verkehr in
Reutlingen, jeweils von 5.30 bis 20.30
Uhr, anschließend 40- Minuten-Ver-
kehr.174 Die WEG war damit allerdings nicht einverstanden, denn dies be-
deute mehr Personal, den Bau neuer Ausweichstellen und die Beschaffung
weiterer Wagen. Der Gemeinderat hielt jedoch alle Forderungen f�r erf�llbar,
Gemeinderat Kalbfell war der Ansicht, „dass man bei der Bahnverwaltung
mal ganz energisch vorgeht“.175 Der Fahrplan ab 15. 11. 1928 brachte zwar
deutliche Verbesserungen, z. B. im Abendverkehr und bei den Fahrten zum
Bahnhof, jedoch noch nicht den 30-Minuten-Takt.

Aber der Druck auf das Unternehmen WEG hielt an. Die SPD-Zeitung
„Freie Presse“ kritisierte den Fahrplan als unzul�nglich. Die Mittagsz�ge
seien „geradezu lebensgef�hrlich �berf�llt“, das Personal sei �berfordert,
w�hrend sich das Unternehmen trotz hoher Einnahmen nicht um die Belange
des Publikums k�mmere.176 K�lte im Februar brachte zus�tzliches Un-
gemach, zum Teil „froren“ die Fenster nicht auf. Manche Wagen waren mit

Bericht �ber die Entgleisung eines der
vierachsigen Wagen, die gebraucht ge-
kauft worden waren. Reutlinger Gene-
ral-Anzeiger vom 19. Dezember 1927.

173 Bereits am 16. 6. 1928 kam es zur Gr�ndung der Firma „Omnibusverkehr Reutlingen“ un-
ter der çrtlichen Gesch�ftsleitung von A. Hogenm�ller, Marienstraße 2. Geplant war f�r
den Sommer eine Verbindung zum Markwasen und eine Linie Reutlingen–Honau. Gegen
Letztere protestierte allerdings die WEG am 19.12.28, weil sie Einbußen auf ihrer Linie be-
f�rchtete und forderte, Busse erst ab Laiblinsplatz zuzulassen, StadtA Pfullingen, Gemein-
deratsprotokoll vom 19. 12. 1928, § 434.

174 GEAvom 4. 9. 1928.
175 SKZ vom 28. 8. 1928.
176 Freie Presse vom 24. 1. 1929.
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(Kohle-)�fen ausger�stet, teilweise aber auch mit modernen elektrischen
Heizkçrpern.177 In Eningen organisierte die Ortsgruppe der KPD sogar eine
B�rgerversammlung zum Thema „Die vollbesetzten Wagen“ im „geheizten
Saal“ des Gasthofs Drei Kçnig.178

Auch die Stadt Reutlingen intensivierte den Druck auf die WEG. Als Ver-
treter verhandelte Rechtsrat Rapp, beraten durch den Direktor der Stuttgarter
Straßenbahnen, Paul Loecher. Mit der neu in Reutlingen gegr�ndeten Omni-
busgesellschaft hatte man bereits Kontakt aufgenommen, diese sei, bereit [. . .],
einen 10-Minuten-Verkehr innerhalb Etters zu betreiben.“179 Am 24. Januar
forderte der Gemeinderat die WEG auf, „den 30-Minuten-Verkehr unter
Beibehaltung des 10-Pfenningtarifs alsbald in die Wege zu leiten und durch-
zuf�hren“, andernfalls h�tte sie angesichts der Omnibusoption „zur Zeit kein
Interesse“ mehr.180 Nun musste die Gesellschaft nachgeben; am 14. Februar
erfuhr die �ffentlichkeit, dass „im Laufe des Sommers“ der 30-Minuten-Ver-
kehr eingef�hrt werde.181 Damit kamen auf die WEG (wie bef�rchtet) grç-
ßere Investitionen zu. Zwei neue Ausweichstellen – an der Marienkirche und
am S�dbahnhof – mussten gebaut werden, auch waren zwei weitere Trieb-
wagen nçtig. Der Vorsitzende des Verkehrsvereins Seiz erkl�rte dazu in der
Sitzung vom 25. Februar: „Wenn sich die Verwaltung unter dem Druck der
Stadt Reutlingen nun endlich bereit erkl�rt hat, den 30 Minuten-Verkehr ein-
zuf�hren, so muss verlangt werden, dass die Straßenbahnanlage von vorn-
herein auf den 20- bzw. 15-Minuten-Verkehr eingerichtet wird. Nur auf diese
Weise kann den Bed�rfnissen des Stadtverkehrs Rechnung getragen und die
erforderliche Verkehrssicherheit erreicht werden.“182

Im Juli 1929 wurde die Albstraße vom Burgplatz bis zur Seestraße gepflas-
tert. Im gleichen Monat begannen die Bauarbeiten f�r die beiden neuen Aus-
weichstellen. An der Marienkirche hegten die Anwohner Bedenken wegen
Verkehrsbehinderungen f�r den Auto- und Fuhrwerksverkehr, es gab jedoch
keine andere Lçsung.183 Die neue Ausweichstelle am S�dbahnhof war
zun�chst vor dem gleichnamigen Gasthof vorgesehen, nach Einspruch des
Straßen- und Wasserbauamtes musste sie jedoch unterhalb der Abzweigwei-
che Eningen/Pfullingen auf freiem Gel�nde verlegt werden und wurde damit

177 StadtA Pfullingen A 242 WEG vom 8. 2. 1929.
178 Eninger Amtsblatt vom Nr. 26 vom 15. 2. 1929.
179 StadtA Rt., Tiefbauamt Nr. 501, Gemeinderatsprotokoll vom 24. 1. 1929, § 84.
180 Ebd.
181 GEAvom 14. 2. 1929; StadtA. Pfullingen, Gemeinderatsprotokoll vom 13. 2. 1929, § 55.
182 GEAvom 1. 3. 1929.
183 W�hrend des Baus wurde in Leserbriefen die „Verstopfung“ der Wilhelmstraße beklagt und

vorgeschlagen, dass die Bahn – nachdem sie das Prinzip der Einbahnstraße durchbrochen
habe – abw�rts durch die Gartenstraße und nur aufw�rts durch die Wilhelmstraße fahren
solle, GEA vom 1. und 5. 8. 1929. Auch die Polizeidirektion hegte Bedenken, vgl. deren
Schreiben vom 15. 7. 1929, StadtA Rt., Tiefbauamt Nr. 501.
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auch von den Eninger Z�gen befahren. Sie erhielt die Bezeichnung Arbach-
weiche.

Am ersten September 1929 war es so weit: Mit dem Winterfahrplan trat der
30-Minuten-Verkehr in Kraft. Auf Wunsch Pfullingens fuhren nun nahezu
s�mtliche Z�ge184 von dort mit �ber die Schleife zum Reutlinger Hauptbahn-
hof, w�hrend die Z�ge Eningen–Betzingen aus der Wilhelmstraße links ab-
biegend ohne Umweg �ber die Lederstraße verkehrten.

Die neu beschafften Triebwagen erhielten die Betriebsnummern 29 und 30;
mit ihrem zeitgem�ßen Aussehen entsprachen sie den Fahrzeugen der st�dti-
schen Straßenbahn nach Altenburg. Nach und nach stellte die WEG ihren
gesamten Wagenpark ebenfalls auf dieses moderne Design um: Die untere
Wagenh�lfte gr�n und die obere (im Fensterbereich) weiß, getrennt durch eine
schmale schwarze Bauchbinde.185 F�r den erweiterten Fahrzeugpark musste
die Eninger Wagenhalle im Herbst 1929 erneut vergrçßert werden, ein Teil der
Bahnhofsgleise 1 und 2 wurde als vorne und seitlich offener Schuppen �ber-
dacht. Außerdem erhielt der Triebwagen 23 eine komplett neue elektrische
Ausr�stung mit st�rkeren Motoren und modernen Fahrschaltern.

Anl�sslich des n�chsten Fahrplanwechsels bewertete das Unternehmen den
30-Minuten-Verkehr aus seiner Sicht negativ: Der 30-Minuten-Verkehr habe
nicht „den erwarteten Verkehrsaufschwung gebracht, zwar stieg der Per-
sonenverkehr geringf�gig an aber die Gesamteinnahmen standen 1929 bereits
„im Zeichen des ung�nstig darniederliegenden Wirtschaftslebens.“186 Die
Mehreinnahmen betrugen nur 8000 Mark, w�hrend die Mehrausgaben f�r
Personal und Strom 27.000 Mark ausmachen.187

Trotzdem waren kleinere Investitionen mçglich: Im Juli 1930 wurden die
Gleise von der Arbachweiche bis zum Beginn der Albstraße gegen st�rkere
Schienen188 ausgewechselt. Im August erhielt die Haltestelle Spitzwiesen ein
Warteh�uschen, ab 11. Dezember 1930 gab es auf Antrag von Gemeinderat
Kalbfell in der Hohenzollernstraße eine neue Haltestelle namens Grathwohl-
straße.189

184 Ausgenommen ist der Arbeiterverkehr.
185 Vorbild daf�r ist der Anstrich der Stuttgarter Straßenbahnen, der auf Direktor Paul Loer-

cher zur�ckgeht, der Reutlingen in Straßenbahnangelegenheiten ber�t. In Reutlingen wurde
statt der Stuttgarter Grundfarbe Gelb das traditionelle Gr�n verwendet.

186 WEG: Bericht �ber das 31. Gesch�ftsjahr 1929, S. 2.
187 Dazu kommen noch Mehrausgaben f�r st�rkere Abnutzung des Oberbaus, der Fahrleitung

und der Wagen sowie Verzinsung und Tilgung der Kosten f�r die beiden neuen Ausweich-
stellen, Schreiben der WEG vom 24. 4. 1930, StadtA Pfullingen A 242. Laut WEG-Ge-
sch�ftsbericht f�r 1929 hat sich der Reinertrag des Unternehmens um die H�lfte vermin-
dert.

188 St�rkeres Profil als bisher mit gebrauchten Schienen Form W�rtt. L (statt 18,66 kg/m nun
24 kg/m).

189 GEAvom 14. 8. 1931; SKZ vom 14. 8. 1931; GEAvom 29.8.[1931].
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Sp�testens ab 1931 zeigte sich die Rezession aber auch bei der Straßenbahn
deutlich: Die Fahrgastzahlen gingen zur�ck und ab 1. M�rz k�rzte die WEG
aufgrund der Br�ning’schen Notverordnung die Bez�ge f�r die Wagenf�hrer
und Schaffner von bisher 90 auf 84% der Reichsbesoldung.190 Ab 24. 8. 1931
musste das Unternehmen weiter reagieren: Mehrere Nachtz�ge zwischen 23
und 24 Uhr wurden gestrichen. Immerhin durfte der letzte Zug vor Betriebs-
schluss nach Beratung mit dem Verkehrsverein weiterhin ohne Nachtzuschlag
benutzt werden.191 Angesichts der staatlich geforderten Preissenkungen for-
derte Stadtrat Stein auch die Senkung der Fahrpreise. Die WEG mache sich
wohl die Notverordnung beim Abbau ihrer Geh�lter zunutze, die Fahrpreise
wolle sie aber nicht abbauen. Auf Nachfrage des nunmehrigen Oberb�rger-

Angesichts der Erçffnung der Linie nach Altenburg mit Wagen in neuem, modernem
Anstrich nach Stuttgarter Vorbild, zog auch die WEG nach: In Eningen hat sich das
Personal vor dem Beiwagen Nr. 9 aufgestellt, dem ersten „Eninger“ Wagen in Hell-
gr�n und Weiß mit schwarzer Bauchbinde.

190 StadtA Rt., Stadtwerke Reutlingen Zentralregistratur Nr. 162. Am 1. 11. 1931 folgte die
n�chste Senkung auf 81% sowie 3% Sonderzuschlag, ab dem 1. 1. 1932 auf 75,5% und 3%
der Reichsbesoldungsordnung. Diese Absenkung blieb bis zum 31. 12. 1939 bestehen.

191 SKZ vom 14. 8. 1931.
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meisters Haller verwies die WEG auf eine ausstehende Reaktion des staat-
lichen Preiskommissars.

Am 30. 10. 1932 griff der Eninger Gemeinderat das Thema Preissenkungen
wieder auf. Bei den Arbeitern sei ein Lohnr�ckgang von 50 bis 60% zu
verzeichnen, auch den Angestellten der Bahn werde der Lohn gek�rzt, die
Fahrpreise aber blieben unver�ndert. Die Bahn stehe an 3. bis 4. Stelle bei
der Rentabilit�t der WEG-Bahnen. Der Eninger B�rgermeister verhandelte
direkt mit dem WEG-Direktor, der jedoch eine Senkung der Wochenkarten-
preise f�r unmçglich hielt. Der Preis sei sehr niedrig und kçnne nur gehalten
werden, weil die Frequenz der �brigen Benutzer gut sei. Am 31. Dezember er-
g�nzte WEG-Direktor Nau, bei den st�ndig zur�ckgehenden Betriebsergeb-
nissen sei eine „Senkung der außerordentlich niedrigen Fahrpreise nicht mçg-
lich, es gibt wohl kaum eine billigere Straßenbahn in Deutschland bei gleicher
Leistung.“192

Diese Behauptung l�sst sich kaum verifizieren, Tatsache ist jedoch, dass die
Bedeutung der Straßenbahn nicht nachließ; der Stadt Reutlingen war dieses
Verkehrsmittel sogar so wichtig, dass sie das Privatunternehmen zum vertrag-
lich fr�hestmçglichen Zeitpunkt 1944 aufkaufte. Straßenbahnen fuhren in
Reutlingen bis 1974.

Tabelle 1: �bersicht zur Verkehrsleistung und zur finanziellen Situation
der Straßenbahn Eningen–Pfullingen–Reutlingen193

Jahr Befçrderte
Personen

Triebwagen-
und Loko-
motiv-
Kilometer

Wagenachs-
kilometer

Einnahmen
in Mark

Ausgaben
in Mark

Gewinn/
Verlust in
Mark

1918 2.350.053 144.430 706.502 240.260 162.552 + 77.708

1919 2.039.605 112.187 633.038 283.407 210.781 + 72.626

1920 1.803.840 124.438 619.665 611.156 545.165 + 65.991

1921 1.918.701 147.634 682.297 1.023.183 897.448 + 125.735

1922 1.736.509 151.623* 668.179 6.553.321 ** 7.614.569 ** – 1.061.248

1923 574.198 74.600* 282.654 3115,43 Bill. 7671,67 Bill. – 5768,74 Bill.

1924 954.738 86.692* 362.866 159.179 112.983 + 46.196

1925 1.872.594 129.462* 672.644 259.800 207.197 + 52.603

1926 2.095.424 207.880* 94. 607 289.998 232.457 + 57.541

192 Gemeindearchiv Eningen, Nr. 68, Schreiben vom 31. 12. 1932.
193 J�hrliche Gesch�fts-Berichte der W�rttembergischen Eisenbahn-Gesellschaft zu Stuttgart,

Ebingen 1918 bis 1933.
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Jahr Befçrderte
Personen

Triebwagen-
und Loko-
motiv-
Kilometer

Wagenachs-
kilometer

Einnahmen
in Mark

Ausgaben
in Mark

Gewinn/
Verlust in
Mark

1927 2.534.845 227.868* 1.090.386 348.392 265.004 + 83.388

1928 2.705.282 22. 664* 1.142.335 366.582 281.491 + 85.091

1929 2.714.611 259.016* 1.181.493 363.117 317.468 + 45.649

1930 2.667.524 30. 832* 1.277.766 344.259 294.733 + 49.526

1931 2.39. 836 299.807* 1.225.463 314.429 275.941 + 38.488

1932 2.058.068 286.816* 1.095.799 274.168 239.345 + 34.823

1933 1.892.126 286.866* 1.037.244 242.375 223.955 + 18.420

* einschließlich Leerfahrt- und Rangier-Kilometer
** reine Betriebseinnahmen bzw. -ausgaben

Die „St�dtische Straßenbahn Reutlingen – Altenburg“

Vor allem nçrdlich der Kernstadt befanden sich zahlreiche Industriebetriebe
wie z. B. Emil Adolff, Burkhardt & Weber oder Gustav Wagner. Sie bençtig-
ten nicht nur Rohstoffe, die dank eines Eisenbahnanschlusses zur Verf�gung
standen, sondern vor allem auch Arbeitskr�fte. Schon bald zeigte sich, dass da-
f�r das Potenzial in der Stadt selbst nicht mehr gen�gte. Weitere Mitarbeiter
waren nur in den umliegenden Dçrfern zu gewinnen. Einen weißen Fleck in
Sachen Bahnverbindung stellten dabei die Gemeinden nçrdlich der Stadt dar.
Es war folgerichtig, dass sich die Hoffnungen der Industrie auf den Anschluss
dieses Gebietes richteten. Hier stand Reutlingen allerdings in Konkurrenz zur
Nachbarstadt T�bingen und hatte den Nachteil, dass diese Ortschaften ver-
waltungsm�ßig alle zum Oberamt T�bingen gehçrten.194

Schon seit dem Jahr 1913 bot die Neckartal–Filder-Kraftwagen-Gesell-
schaft N�rtingen einen fahrplanm�ßigen Betrieb auf der Strecke Mittel-
stadt–Pliezhausen–T�bingen an.195 Im gleichen Jahr meldete die Presse
die Gr�ndung der Gesellschaft „Reutlinger Kraftwagenverkehr“, die eine

194 F�r die Dçrfer Rommelsbach, Oferdingen, Altenburg, Pliezhausen, Sickenhausen, Deger-
schlacht und Walddorf galt die Zugehçrigkeit zu T�bingen bis zum 30. 9. 1938, vgl. Irm-
traud Betz-Wischnath: Vom Oberamt zum Großkreis – Zur Entstehungsgeschichte des
Landkreises Reutlingen, in: RGB NF 37 (1998), S. 328–329.

195 GEAvom 27. 9. 1913, Freie Presse vom 2. 10. 1913.
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„Motoromnibuslinie“ von Reutlingen bis nach Walddorf196 betreiben woll-
te.197 Die Erçffnungsfahrt folgte bereits am 15. Oktober,198 der Betrieb wurde
jedoch schon 1916 wieder eingestellt.

1918 gab es Planungen f�r eine Eisenbahnlinie nach Pliezhausen. Parallel
dazu konkretisierten sich ab August 1919 Bestrebungen f�r eine Straßenbahn-
verbindung unter fachlicher Beratung durch Baurat Paul Loercher199 von den
Stuttgarter Straßenbahnen.

Angesichts der wirtschaftlichen Lage konnte allerdings zun�chst nur Jakob
Steinmaier aus Gniebel ab 1922 mit seinem „Milchauto“ Personen zwischen
Gniebel und Reutlingen befçrdern.200 Ab 1924 geriet Reutlingen jedoch im-
mer mehr unter Druck, da es um neue Oberamts-Zuordnungen der Gemein-
den nçrdlich der Stadt ging; T�bingen warb mit dem Projekt einer Bahn Wal-
denbuch–T�bingen. Nachdem es aber keine Chance mehr f�r eine Reichs-
bahnstrecke nach Reutlingen gab, griff die Stadt im Januar 1925 das Straßen-
bahnprojekt energisch wieder auf. Bereits im Februar des Jahres fiel die
Grundsatzentscheidung: Unter Zur�ckstellung anderer Projekte wie Gewer-
beausstellung oder Saalbau und trotz sehr angespannter Finanzsituation – die
Stadt musste ein Darlehen in Hçhe von �ber einer Million Reichsmark auf-
nehmen – sollte eine elektrische Straßenbahn gebaut werden.201 Wohl nicht
zuf�llig beschloss die Firma Gminder noch im selben Jahr den Bau eines neuen
Webereigeb�udes in Rommelsbach. Das große Interesse der Industrie zeigte
sich auch darin, dass sieben Unternehmen eine Verpflichtungserkl�rung zur
Deckung eines eventuellen Abmangels in Hçhe von j�hrlich 17.400 RM �ber-
nahmen.202 Bis Mitte des Jahres 1926 dauerte die m�hsame Finanzierungspla-
nung – parallel dazu liefen Untersuchungen zur Streckenf�hrung.

196 Reutlingen–Rommelsbach–Oferdingen–Pliezhausen–Altenburg–R�bgarten–Walddorf mit
t�glich vier Fahrtenpaaren.

197 Das Kapital von 64.000 Mark kam von „Reutlinger Gesch�ftsleuten“ und den beteiligten
Gemeinden.

198 GEAvom 16. 10. 1913.
199 Dr.-Ing. e. h. Paul Loercher (1872–1969), Bauingenieur, ab 1899 Vorstand des technischen

B�ros der Stuttgarter Straßenbahnen SSB, ab 1903 stellvertretender Direktor, 1907–1950
Direktor der SSB, vgl. Paul Loercher: Die Geschichte der Stuttgarter Straßenbahnen AG
von 1928–1958, Stuttgart 1963.

200 GEAvom 17. 6. 1922.
201 Am 7. 2. 1925 berichtet der Oberb�rgermeister zur Finanzlage der Stadt, dass die Gelder aus

der „amerikanischen Anleihe“ von 2.500.000 Mark und die 700.000 Mark aus der „Berliner
Anleihe“ ganz f�r das Neckarkraftwerk bençtigt w�rden. Angesichts der „Projektf�lle“
m�ssten klare Priorit�ten aufgestellt werden: n�mlich an erster Stelle aus wirtschaftlichen
Gr�nden der Straßenbahnbau, erst danach kommen Saalbau und Ausstellung, die nur als
w�nschenswert zu bezeichnen seien, StadtA Rt., Tiefbauamt Nr. 458.

202 Es handelte sich um die Firmen Emil Adolff (12.000 RM), Gustav Wagner (2500 RM), Gebr.
Wendler (1200 RM), Maschinenfabrik Wafios (1000 RM), Stoll & Cie. (500 RM) und Ernst
Wagner Apparatebau (500 RM). Die Verpflichtungserkl�rungen zur Deckung des Abman-
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Ende des Jahres fiel die Entschei-
dung: Die 8,2 km lange Strecke wird
nach dem Projekt von Paul Loercher
vom Karlsplatz �ber die Straße Un-
ter den Linden und entlang der Rom-
melsbacher Straße bis zur gleichna-
migen Ortschaft, von dort �ber
Oferdingen bis nach Altenburg ans
Neckarufer gef�hrt. Die Gemeinden
mussten nur den Grunderwerb auf
ihren Markungen �bernehmen. Die
Bauleitung lag beim st�dtischen Tief-
bauamt in enger Kooperation mit
dem Stuttgarter Fachmann. Der Ver-
kehrsverein unterst�tzte das Projekt
und widersprach den Bedenken der
Handelskammer.203 Die Bahn sei
eine Lebensnotwendigkeit f�r Reut-
lingen, die Stadt bençtige Arbeits-
kr�fte aus dem Umland, denn sie l�ge
abseits von Wasserwegen und großen
Verkehrsstraßen.204

Am 28. M�rz 1927 begannen die Bauarbeiten. Der dreigleisige Betriebshof
mit Werkstatt und B�ros entstand in Oferdingen. Am 1. August 1928 konnte
die Bahn feierlich eingeweiht werden, am Tag darauf begann der fahrplan-
m�ßige Verkehr mit vier Triebwagen und f�nf Beiwagen.205 Die Betriebsf�h-
rung der st�dtischen Straßenbahn �bernahm die WEG gegen Verg�tung. Das
Fahrplanangebot sah zun�chst eine Wagenfolge von 80 Minuten vor, die in
den Morgen-, Mittags- und Abendstunden durch bis zu drei Z�ge verst�rkt
wurden.206

Außer dem intensiven Berufsverkehr aus den Nordgemeinden erçffnete die
neue Straßenbahn aber auch den Reutlingern an den Wochenenden neue Aus-
flugsziele: Neben dem Schçnbuch f�r die Wanderfreunde lockten im Sommer
vor allem der Neckar und die Baggerseen alle Badefreudigen in Scharen an.
Der Erfolg war so groß, dass im darauffolgenden Jahr je ein weiterer Trieb-

Portr�t von Bauingenieur Paul Loercher
(1872–1969), ab 1907 Direktor der Stutt-
garter Straßenbahnen AG.

gels hatten eine Laufzeit von zehn Jahren. Die Zusagen der Firmen mussten tats�chlich
schon ab 1929 mehrere Jahre in Anspruch genommen werden.

203 StA Sigmaringen W� 65/27 Nr. 3740, Schreiben vom 10. 2. 1927.
204 StadtA Rt., Tiefbauamt Nr. 458, Stellungnahme („Streng vertraulich“) zum Gutachten der

Handelskammer, 10. 2. 1927; vgl. Gemeinderatsprotokoll vom 10. 2. 1927, § 112.
205 Triebwagen Nr. 51–54, Beiwagen Nr. 71–75.
206 Der Versuch mit einzelnen durchgehenden Z�gen bis Pfullingen bew�hrte sich nicht und

wurde zum 6. 10. 1928 beendet.
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und Beiwagen hinzukamen.207 Dank langfristiger Vorbereitung und profes-
sioneller Begleitung durch Loercher war es Reutlingen gelungen, das knappe
Zeitfenster zwischen Inflation und Weltwirtschaftskrise f�r den Straßenbahn-
bau zu nutzen.

Mit der Abrechnung und der Verg�tung an die WEG war die Stadt aller-
dings nicht zufrieden und k�ndigte 1931 deshalb den Vertrag mit dieser
Gesellschaft. Sie �bergab die Betriebsf�hrung stattdessen an das Elektrizit�ts-
werk Reutlingen. Trotzdem litt die st�dtische Straßenbahn im Zuge der Welt-
wirtschaftskrise unter denselben Problemen wie die Privatbahn WEG und
der Fahrplan musste eingeschr�nkt werden. Der gew�nschte engere An-
schluss der Nordgemeinden an Reutlingen und die Erleichterungen f�r die in
den Reutlinger Betrieben besch�ftigten Arbeiterinnen und Arbeiter bedeutete
jedoch in jedem Falle einen entscheidenden Fortschritt f�r alle Beteiligten.
Und nicht nur hinsichtlich der Arbeitskr�fte re�ssierten Industrie und Stadt,
auch verwaltungsm�ßig gelangten die angeschlossenen Gemeinden 1938

Ein halbes Jahr nach der Erçffnung pr�sentieren Wagenf�hrer und Schaffner die
neuen Wagen der Straßenbahn Reutlingen–Altenburg an der Haltestelle Rommels-
bach.

207 Triebwagen Nr. 55 mit grçßerem Platzangebot und Beiwagen Nr. 76. Anl�sslich dieser Zu-
g�nge erhielt die Wagenhalle in Oferdingen ein viertes Gleis.
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zun�chst zum Landkreis Reutlingen und 1971 sogar zur Stadt Reutlingen –
durchaus eine „Sp�tfolge“ der Straßenbahnverbindung von 1928.208

Tabelle 2: �bersicht zur Verkehrsleistung und zur finanziellen Situation
der Straßenbahn Reutlingen–Altenburg209

Jahr Befçrderte
Personen

Trieb-
wagen- und
Lokomotiv-
Kilometer

Wagenachs-
kilometer

Einnahmen
in Mark

Ausgaben
in Mark

Gewinn/
Verlust in
Mark

1928,
Aug.–
Dez.

keine An-
gaben �ber-
liefert

./. ./. 35.292 15.166 20.126

1929 ./. ./. ./. 123.567 58.130 65.437

1930 ./. ./. ./. 117.199 63.205 53.994

1931 533.666 83.661 82.311 89.086 61.576 27.510

1932210 379.568 90.384 79.752 63.412 45.058 18.354

1933211 368.999 91.940 78.795 61.612 46.045 15.567

Die unausgef�hrten Projekte

Die neue, erfolgreiche Straßenbahnlinie weckte große Hoffnungen in zahl-
reichen Gemeinden der Umgebung. An erster Stelle stand Pliezhausen, aber
hier galt die �berf�hrung �ber den Neckar als (finanzielles) Haupthindernis.
Im Dezember 1928 meldete sich Sondelfingen, t�glich gingen 600 Menschen
von dort zu Fuß nach Reutlingen zur Arbeit.212 Am 1. M�rz 1929 empfing

208 Probleme bereitete der Bahnbau allerdings dem Oberamt T�bingen. Oberamtmann Gçs
sah nat�rlich – die ja durchaus einkalkulierte – Abwerbung der betroffenen Ortschaften
vom T�binger Einfluss Richtung Reutlingen. Zudem war damit auch der jahrzehntelange
T�binger Wunsch einer Direktverbindung entlang des Neckars bis N�rtingen endg�ltig
obsolet.

209 StadtA Rt., Strombetriebe Nr. 381; Stadtpflege I Nr. 1930; Beilagen zum Hauptbuch f�r das
Jahr 1930 Nr. 1081–1600. Bei den finanziellen Ergebnissen handelt sich um reine Betriebs-
ergebnisse ohne Zinsen und Tilgung f�r Bau und Anschaffungen. Zur Verzinsung der Dar-
lehen waren alleine f�r das Gesch�ftsjahr 1933/34 53.970 RM erforderlich und damit der
Betriebsgewinn bei Weitem aufgezehrt, vgl. Statistik der deutschen Straßenbahnen und
Bahnen besonderer Bauart, Berlin 1935.

210 1. 4. 1932–31. 3. 1933.
211 1. 4. 1933–31. 3. 1934.
212 Auf einem amtlichen Stimmzettel zur Gemeinderatswahl „dichtete“ ein B�rger: „O, wie

w�re es so schçn,/Wenn die Straßenbahn w�rd geh’n/Und die Leut von Sondelfingen/
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Oberb�rgermeister Hepp den B�rgermeister von Mittelstadt zu einer Bespre-
chung �ber eine Verl�ngerung der Bahn Richtung Walddorf.213 Im selben Jahr
wurde in der Presse anl�sslich der Verl�ngerung der Straßenbahn von Esslin-
gen nach Neuhausen/Filder eine Abzweigung �ber Aich und Mittelstadt bis
an die Reutlinger Straßenbahn gefordert.214 Mittelstadt und Pliezhausen stell-
ten bereits 5000 Mark f�r die Planung bereit und wollten Direktor Loercher
f�r ein Vorprojekt gewinnen. Jedoch setzte die Weltwirtschaftskrise nach dem
„Bçrsenkrach“ allen diesen Pl�nen ein Ende.215

Der Nahverkehr wurde im Lauf der Weimarer Jahre zunehmend als kom-
munale Aufgabe verstanden; war – wie in Reutlingen – der Betreiber ein pri-
vates Unternehmen, so fiel umso mehr der Kommunalpolitik und Interessen-
vertretungen wie dem Verkehrsverein die Aufgabe zu, Lobbyarbeit f�r einen
zeitgem�ßen Nahverkehr zu organisieren. Betrachtet man die vierzehnj�hrige
Entwicklung im Gesamten, so fallen zwei Aspekte auf:

1. Das große Engagement der Lokalpolitik und die kontinuierliche Resonanz
in der Presse zeigen die Bedeutung, die dieses Verkehrsmittel in der Weima-
rer Zeit hatte. Die Straßenbahn ermçglichte in erster Linie Arbeit und Bil-
dung, aber auch Kultur und Freizeit.

2. Das Verkehrsmittel Straßenbahn erweist sich als Spiegelbild und Seismograf
aller politischen und vor allem aller wirtschaftlichen Entwicklungen der
Zeit. Am extremsten w�hrend der Inflationszeit, aber ebenso w�hrend des
wirtschaftlichen Aufschwungs bremste oder fçrderte ihr Angebot das
çffentliche und private Leben eines Großteils der Bevçlkerung von Reut-
lingen und dar�ber hinaus.

W�rde zur Arbeit nach Reutlingen bringen./Es w�re Pflicht vom Gemeinderat,/Dass der
Wunsch bald w�rde zur Tat,/Bei Regen und Wind,/Bei K�lte und Schnee -/O, wie w�r’s da
in der Straßenbahn schçn!“, SKZ vom 11. 12. 1928.

213 StadtA Rt., Gemeindearchiv Mittelstadt Nr. 1513.
214 GEAvom 10. 9. 1928.
215 Das letzte �berlieferte Projekt stammt von 1953: Das Staatsarchiv Sigmaringen verwahrt

eine „Karte der durchlaufenden Verbindung zwischen der Stuttgarter und Reutlinger Stra-
ßenbahn“, StA Sigmaringen W� 65/27 Nr. 3740.
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Hochverrat oder versuchte Abwehr der Nazis?
Ein Reutlinger Kriminalfall Mitte der 1920er Jahre

Silke Knappenberger-Jans

Im Fr�hjahr 1925 wurden zehn Reutlinger Arbeiter und Handwerker aus
dem Umfeld der KPD vor dem Leipziger Staatsgerichtshof zum Schutze
der Republik zu Gef�ngnisstrafen zwischen neun Monaten und zwei Jah-
ren drei Monaten verurteilt. Ihnen wurde zur Last gelegt, sie h�tten im
Herbst 1923 in Reutlingen als Mitglieder einer geheimen und staatsfeind-
lichen Verbindung gemeinschaftlich das hochverr�terische Unternehmen
vorbereitet, die republikanische Verfassung des Deutschen Reiches gewalt-
sam zu �ndern. Dazu sei ein geheimes Waffenlager angelegt und Sprengstoff
entwendet worden, mit dem Handgranaten hergestellt wurden.

Was war passiert? Wer waren die beteiligten Personen? Wo lagen die Hin-
tergr�nde der Geschehnisse? Diesen Fragen soll nun nachgegangen werden.

I Die Ausgangslage

Die Krisensituation 1923 und die KPD

Ruhrbesetzung und Hyperinflation f�hrten im Jahr 1923 zu einer massiven
wirtschaftlichen und innenpolitischen Krise im Deutschen Reich. Die Not
versch�rfte die sozialen Konflikte, trieb die Spaltung der Arbeiterbewegung
voran und beg�nstigte die Polarisierung und Radikalisierung der politischen
Parteien.

Die KPD, die seit dem Zusammenschluss mit der linken Mehrheit der
USPD Ende 1920 deutlich an Bedeutung gewonnen hatte, verstand sich als
revolution�re Alternative zur SPD und zielte auf sozialistische Produktions-
verh�ltnisse und die Einf�hrung einer sozialistischen R�terepublik unter
F�hrung der KPD.1 Vor 1924 gab es in der KPD noch eine grçßere Bandbreite
an Meinungen, in welcher Form und mit welchen Zwischenlçsungen man die-

1 Vgl. zur KPD allg. u.a. Axel Kuhn: Die deutsche Arbeiterbewegung, Stuttgart 2004,
S. 161 ff.; Thomas Kurz: Feindliche Br�der im deutschen S�dwesten. Sozialdemokraten und
Kommunisten in Baden und W�rttemberg von 1928 bis 1933, Berlin 1996, bes. S. 20 ff.;
Klaus-Michael Mallmann: Kommunisten in der Weimarer Republik. Sozialgeschichte einer
revolution�ren Bewegung, Darmstadt 1996; Thomas Schnabel: Geschichte von Baden und
W�rttemberg 1900–1952, Stuttgart 2000, S. 85–148; zu Reutlingen: Wolfgang Jung: Kriege,
Br�che, Krisen – Wiederaufstieg. Reutlingen im 20. und 21. Jahrhundert, in: Wilhelm Borth

281



ses Ziel erreichen wollte. Die Frage einer „Einheitsfront“ mit den Sozial-
demokraten und Gewerkschaften wurde stark diskutiert. Ab 1924 sollte die
Partei nach links r�cken und sich konsequenter an den Entscheidungen der
Komintern (Kommunistische Internationale) ausrichten, der sie schon seit
1919 angehçrte.

Die wirtschaftliche Krise 1923 brachte der KPD einen gewaltigen Mitglie-
derzuwachs. Zeitgençssische Sch�tzungen nennen 300.000 Mitglieder im
Deutschen Reich in 3321 Ortsgruppen im Jahre 1923 gegen�ber 219.000 Mit-
gliedern in 2481 Ortsgruppen im Vorjahr; heute geht man f�r 1923 von ins-
gesamt rund 200.000 Mitgliedern aus.2 Auch in W�rttemberg hatte die KPD
im Krisenjahr 1923 Zulauf. Hatte sie bei den Landtagswahlen 1920 3% der
Stimmen erreicht, lag sie 1924 dann bei 11%. F�hrendes Mitglied in dieser
Zeit war der von der USPD kommende Johannes Stetter, der zuerst im Land-
tag und ab 1924 im Reichstag saß. Die KPD W�rttemberg gehçrte zusammen
mit Hohenzollern und Teilen von Baden zum Partei-Bezirk 26 von insgesamt
28 Bezirken, die die KPD im Deutschen Reich zu organisatorischen Zwecken
gebildet hatte. „Vorort“ war Stuttgart. Innerhalb dieses s�dwestdeutschen
Bezirks war wiederum der Unterbezirk Reutlingen einer von etwa 15 Unter-
bezirken.3 F�r 1924 sch�tzte man im w�rttembergischen Bezirk etwa 10.000
Mitglieder in 26 Ortsgruppen.

Die vermutlich im Sommer 1919 gegr�ndete Reutlinger KPD gewann im
Herbst 1920 an Bedeutung, als Teile der USPD zur KPD �berwechselten.4

Zulauf erhielt die KPD zuerst von Notstandsarbeitern. Sp�ter gab es, zum
Beispiel als die Reutlinger Gewerkschaften sich 1920 dem w�rttembergischen
Generalstreik gegen den direkten Abzug der Lohnsteuer anschlossen, ge-
meinsame Aktionsfelder. Zum Bruch zwischen den Vereinigten Gewerkschaf-
ten und dem kommunistisch orientierten Fabrikarbeiterverband kam es im
Mai 1924, aber dennoch bestanden auch danach vor Ort noch Gemeinsam-
keiten der Arbeiterparteien, zum Beispiel eine Wahlkampagne zum Thema
F�rstenenteignung.

Ohnehin pr�gte vermutlich die konkrete lokale Lebenswelt die Mehrheit
der Arbeiter st�rker als ideologische Debatten – Familie, Nachbarschaft, ge-
meinsame (Arbeiter)vereine, Gewerkschaft, Arbeitsplatz waren Rahmen und

u.a. (Hrsg.): Reutlingen. Von der Reichsstadtherrlichkeit zur selbstbewussten Großstadt,
Reutlingen 2013, S. 173–185.

2 StA Ludwigsburg, F 215 B� 640, Abhandlung des Landespolizeiamtes/Polizeipr�sidium
Stuttgart, Abt. IV �ber den Stand der kommunistischen Bewegung; ms., August 1924 (im Fol-
genden Polizeipr�s. Stgt., Abhandlung 1924), S. 21; Harald Jentsch: Die KPD und der „Deut-
sche Oktober“ 1923, Rostock 2005, S. 10.

3 Polizeipr�s. Stgt., Abhandlung 1924 (wie Anm. 2), S. 19 ff.
4 Zu Reutlingen vgl. Paul Landmesser; Peter P�ßler: Wir lernen im Vorw�rtsgehen! Doku-

mente zur Geschichte der Arbeiterbewegung in Reutlingen 1844–1949, Heilbronn 1990,
S. 259–289.
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Orientierungslinie.5 Nicht zuletzt war auch das Reutlinger Gewerkschafts-
haus Kommunikations- und Kulturzentrum f�r alle in der Arbeiter- und Ge-
werkschaftsbewegung. Nicht nur SPDler und Gewerkschafter, auch KPDler
trafen sich hier zu Versammlungen und in der Wirtsstube; sie nutzten den Ort
genauso als Informationsbçrse und Treffpunkt.

F�r die Reutlinger KPD liegen Mitgliederzahlen erst f�r 1925 vor: Hier
hatte die Reutlinger Ortsgruppe 60 bis 80, die Kommunistische Jugend 20 bis
25 Mitglieder.6 Man kann davon ausgehen, dass es insbesondere Anfang
Herbst 1923 einen großen Mitgliederzuwachs bei dieser Partei gab. Auch vier
der sp�ter im Hochverratsprozess Angeklagten traten erst in dieser Zeit in die
KPD ein. Ein anderer Parteigenosse erinnerte sich an den Herbst als die Zeit,
als man „die vielen Aufnahmen machte“.7 Offenbar konnte sich die KPD als
Partei pr�sentieren, die in der Krise ganz besonders die Interessen der Arbeiter
vertrat. Bei den Reichstagswahlen im Mai 1924 erreichte die KPD dann auch

Das Reutlinger Gewerkschaftshaus an der Ecke Leder-/Wernerstraße war in den
1920er Jahren Kommunikationszentrum der Arbeiterbewegung. Auch die Kom-
munisten trafen sich dort.

5 Vgl. allg. zum Spannungsfeld KPD-Parteibefehl und lokale Wirklichkeit K.-M. Mallmann,
Kommunisten (wie Anm. 1), bes. S. 304 ff., 334 ff.

6 StA Sigmaringen, W� 65/27 B� 1811.
7 Bundesarchiv (k�nftig: BArch) Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 4, Aussage Eugen

Neu, 11. 11. 1926.
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mit 12,9% im Oberamt Reutlingen ihr zweitbestes Ergebnis in der Weimarer
Republik.8 Die Erfahrung der Arbeitslosigkeit war ein wichtiges Motiv f�r
den Eintritt in die KPD, was umgekehrt die Partei auch f�r die Rekrutierung
neuer Mitglieder genutzt haben wird. Der Maurer Reinhold Aichele erkl�rte
etwa, beim Abstempeln der Erwerbslosenkarten sei er h�ufig mit Kommunis-
ten zusammengekommen und dadurch in die kommunistische Bewegung
„hineingezogen“ worden.9

Rechte politische Radikalisierung

Dazu kam auf Seiten der Arbeiterbewegung der wohl 1923 ganz starke Ein-
druck, dass sich „die Hakenkreuzler“ massiv in der �ffentlichkeit bemerkbar
machten und dabei durchaus auch „aufr�steten“. Dem wollten viele ein Ge-
gengewicht schaffen, indem sie die KPD st�rkten. Im Dezember 1922 hatte
sich in Pfullingen eine erste Ortsgruppe der NSDAP gegr�ndet, Anfang
Januar 1923 eine eng verbundene Reutlinger Ortsgruppe, die durch wçchent-
liche „Sprechabende“ – trotz çffentlichen Versammlungsverbots in dieser Zeit
– çffentlich pr�sent war.10 Im M�rz 1923 gab es eine Konfrontation zwischen
links und rechts, als die Rede eines prominenten ausw�rtigen NS-Redners
durch Gewerkschafter und Sozialdemokraten gestçrt wurde.

Der Eindruck einer massiven „Aufr�stung“ der Rechten konnte Mitte 1923
in Reutlingen durchaus entstehen. Im April und Mai zogen wohl 40 Pfullinger
und Reutlinger NSDAPler, bewaffnet mit 14 Gewehren und 5000 Schuss Mu-
nition, nach M�nchen in Erwartung eines Hitlerputsches. In der Region um
Reutlingen h�uften sich im Sommer die Schl�gereien zwischen Linken und
Rechten, so in Lichtenstein, auf dem Georgenberg oder in Kirchheim. Dass
Ende 1923 die Militarisierung in der Reutlinger NSDAP durchaus fort-
geschritten und der Gedanke an Umsturz von rechts sehr konkret verankert
war, zeigte der Bericht eines der fr�hen Reutlinger NSDAP-Mitglieder:
„Dauernd schwirrten Ger�chte in der Stadt umher. Heute Nacht schlagen die
Kommunisten in Eningen los, hieß es einmal. Morgen geht es nach Stuttgart
usw. [. . .] wir schliefen fast �berhaupt nicht mehr, und wenn wir uns ins Bett
legten, dann nur mit dem Revolver auf dem Nachttisch [. . .] Die Abteilungen
wurden in Stoßtrupps eingeteilt, die auf die Umgebung der Stadt verteilt wur-

8 Landmesser/P�ßler, Vorw�rtsgehen (wie Anm. 4), S. 277.
9 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, W�rtt. LG Stgt., Voruntersuchung, 22. 8.

1924, Aussage Reinhold Aichele.
10 Manfred Maul-Ilg: „Reutlingen war ein harter Boden“ – Anf�nge und Aufstieg der NSDAP

in Reutlingen, in: Reutlingen 1930–1950. Nationalsozialismus und Nachkriegszeit, hrsg.
von Heimatmuseum und Stadtarchiv Reutlingen, Reutlingen 1995, S. 11–41, hier S. 19 ff.
Vgl. auch Landmesser/P�ßler (wie Anm. 4), S. 273 ff. Vgl. ferner Silke Knappenberger-Jans:
Karl Schumacher. Eine nationalsozialistische Karriere in Reutlingen, in: RGB NF 53 (2014),
S. 221–306.
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den. Man rechnete n�mlich damit, daß in Reutlingen Unruhen ausbrechen
w�rden und daß man dann die Stadt von außen nehmen m�ßte. Auch waren
schon so und so viele Lastwagen bestellt, die uns ‚im Falle des Falles� nach
M�nchen bringen sollten.“11 Der Hitlerputsch am 9. November 1923 fand
dann ohne Reutlinger Beteiligung statt, weil die w�rttembergische Regierung
die Verkehrs- und Nachrichtenverbindungen zwischen W�rttemberg und
Bayern unterbrechen ließ.

Reutlinger Schutzpolizei und Zusammenstoß zwischen Bismarckjugend
und Linken

F�r viel Unmut sorgte bei den Reutlinger Arbeitern und Gewerkschaftern die
Ausstattung und das Verhalten der neuen Hilfspolizei in Reutlingen. Als sich
die Reutlinger Gewerkschaften 1920 dem w�rttembergischen Generalstreik
gegen den geplanten Lohnsteuer-Direktabzug anschlossen, waren die T�bin-
ger Polizeiwehr und die Reutlinger Einwohnerwehr gegen die streikenden
Arbeiter vorgegangen. Der Gemeinderat hatte danach gegen die Stimmen der
Sozialdemokraten die ehemalige Brauerei Siber & Speiser zur Polizeikaserne
umbauen lassen, um dort eine 80 bis 100 Mann starke zus�tzliche Polizei-
truppe zum Schutz der Bevçlkerung unterbringen zu kçnnen.12 Im Juni 1921
traf eine 30 Mann starke Truppe ein, sie war ab Mai 1923 mit einer neuen
Staatsuniform optisch pr�sent in der �ffentlichkeit.

Aufgrund dieser Vorgeschichte waren viele Arbeiter skeptisch, was Zweck
und Ausrichtung der neuen Schutzpolizei betraf. Der Hilfsheizer Gottlob
Bçhler, einer der sp�teren Angeklagten im Hochverratsprozess, beschrieb die
Wirkung: Als in Reutlingen „B�rgersçhne als Hilfspolizeimannschaften ein-
gekleidet und teilweise in der Ortsunterkunft der Polizeischaar Reutlingen
untergebracht“ wurden, seien die Angehçrigen der KP und anderer links ein-
gestellter Parteien durch dieses Ereignis in große Aufregung versetzt worden,
„weil bei der Arbeiterschaft die Ansicht herrschte, dass diese nur gegen die
Arbeiterschaft eingesetzt w�rden, zumal damals auch durch Arbeitslosigkeit
und t�gliche Verschlechterung der Papiermark unter der arbeitenden Bevçlke-
rung grosses Elend herrschte. Durch diese Umst�nde wurde mancher anst�n-
dige Arbeiter in die H�nde der K. P. getrieben, weil sie nach der damaligen
Einstellung der Arbeiterschaft die einzige Partei war, welche f�r die arbei-

11 Reutlinger General-Anzeiger (k�nftig: GEA) vom 10. 11. 1933 (R�ckblick eines NSDAP-
Mitglieds), hier zit. nach M. Maul-Ilg, Anf�nge NSDAP (wie Anm. 10), S. 20 f. Vgl. generell
zur w�rtt. NSDAP um 1923 Christopher Dowe: Umsturzvorbereitungen der NSDAP, in:
Haus der Geschichte Baden-W�rttemberg (Hrsg.): Vertrauensfragen. Der Anfang der De-
mokratie im S�dwesten 1918–1924, Stuttgart 2018, S. 92 f.

12 Zur neuen Schutzpolizei vgl. GEA vom 4. 9. 1920, 15. 10. 1920, 11. 6. 1921, 19. 1. 1923, 22. 5.
1923. Vgl. ferner den Beitrag von Nils Marvin Schulz in diesem Band.
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tende Bevçlkerung bessere Zeiten schaffen will. Ich selbst habe in Wirklich-
keit nichts zu verlieren als mein Leben.“13

Einen Beweis f�r ihre kritische Haltung fanden viele Arbeiter in folgendem
Vorfall: Mitte September 1923 hielt die deutschnational orientierte Bismarck-
jugend, Jugendorganisation der DNVP mit paramilit�rischem Charakter,
�bers Wochenende in Reutlingen eine Bezirksversammlung ab. Sie wurde von
linken Demonstranten gestçrt, es kam zu Schl�gereien und Verhaftungen. Am
Tag darauf versammelten sich viele Arbeiter und Gewerkschafter, um gegen
die Verhaftungen zu protestieren, sie wurden jedoch von der neuen Schutz-
polizei auseinandergetrieben.14 Zu den Verhafteten und sp�ter Verurteilten
gehçrte Hans Fr�h, Leiter der Reutlinger KPD-Ortsgruppe und ebenfalls
einer der sp�ter am Hochverratsprozess beteiligten T�ter.

Der Zimmermann Karl Eisele, auch einer der sp�teren Angeklagten, sah in
den Geschehnissen gar einen der Auslçser f�r seine politische Radikalisie-
rung. Nach dem „Zwischenfall zwischen der kurz zuvor eingezogenen Hilfs-
polizei und der Bevçlkerung“, bei dem er auch dabei gewesen sei, sei er abends
gegen 8 Uhr zuf�llig an das Gewerkschaftshaus gekommen, wo eine Demons-
tration der Gewerkschaften stattfand. Bei dieser sei sehr lebhaft �ber das
Vorgehen der Hilfspolizei, welche nach Ansicht Eiseles „grçsstenteils aus
Nationalsozialisten und Angehçrigen der Bismarckjugend bestand“, ge-
schimpft worden.15 Auch er sei sehr erregt gewesen, „weil ich dar�ber erbost
war, dass man einem alten Feldsoldaten so junge Leute mit dem Gewehr ent-
gegenstellt.“ Auf Dr�ngen verschiedener Arbeitskollegen sei er damals in die
KPD eingetreten. Aufgeregt habe ihn und andere Leute auch, dass die Hilfs-
polizei „bei Siber und Speiser eingekleidet wurde und unsere Leute dort von
der Polizei mit Gummikn�ppeln auf den Kopf gehauen wurden. Da schrie ein
jeder, wenn wir nur Handgranaten h�tten oder geballte Ladungen u. dergl.“16

Linke politische Radikalisierung im Herbst 1923

Die krisenhafte wirtschaftliche Situation, die politische Instabilit�t im Deut-
schen Reich und der wachsende Einfluss der KPD im Jahre 1923 best�rkte
viele Kommunisten in der Hoffnung, durch einen sofortigen gewaltsamen

13 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, Anzeige Landeskriminalpolizeiamt (im Fol-
genden LKPA) Stgt/Rt., 13. 5. 1924, darin Aussage Gottlob Bçhler 9. 4. 1924.

14 Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 17. und 18. 9. 1923. Hier zit. nach Heidi Stelzer: Reutlin-
gen in den Zwanziger Jahren, Reutlingen 2001, S. 61. Zur Bismarckjugend vgl. Wolfgang
Krabbe: Die gescheiterte Zukunft der Ersten Republik. Jugendorganisationen b�rgerlicher
Parteien im Weimarer Staat (1918–1933), Opladen 1995, S. 171–196.

15 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924, Aus-
sage Karl Eisele. Es sind keine Belege bekannt, dass Angehçrige der Bismarckjugend bei der
Reutlinger Hilfspolizei waren. Mçglicherweise war das eine Verwechslung Eiseles.

16 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, Haftbefehl Amtsgericht Rt., 9. 1. 1924.
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Umsturz gleich zum Ziel der Diktatur des Proletariats in Deutschland kom-
men zu kçnnen.17 Nach monatelangen Diskussionen hielt das Politb�ro der
russischen KP, das die Komintern dominierte, Ende August 1923 die Zeit reif
f�r eine Aufstand im Deutschen Reich und arbeitete bis Ende September einen
Aktionsplan nach dem Vorbild der russischen Oktoberrevolution aus. Am
4. Oktober 1923 legte die russische KP den Beginn der Revolution in Deutsch-
land auf den 9. November 1923 fest. Die deutsche KPD trieb die weitere poli-
tische und technische Planung entsprechend diesen Vorgaben weiter. Mit
einem Sonderfonds, in den mehrfach sechsstellige Dollarsummen einflossen,
wurde der „deutsche Oktober“ durch die Komintern mitfinanziert.

Mitte Oktober traten in Sachsen und Th�ringen Kommunisten in die sozi-
aldemokratisch gef�hrten Landesregierungen ein. Sie sollten laut Plan die dor-
tigen Arbeiter und proletarischen Hundertschaften aus den Best�nden der
Landespolizei bewaffnen, den Generalstreik ausrufen und die Revolution vo-
rantreiben. Doch die Reichsregierung setzte das s�chsische Kabinett ab und
ordnete den Einmarsch von Reichswehrtruppen an. Die KPD, von den Ereig-
nissen �berrollt, beschloss daraufhin am 23. Oktober, da Stimmung und Situa-
tion sich gewandelt hatten und die Vorbereitungszeit zu knapp war, den R�ck-
zug vom Aufstandsplan. Allein in Hamburg kam es ab dem 23. Oktober zu
bewaffneten Auseinandersetzungen, aber diese isolierte Aktion wurde in drei
Tagen niedergeschlagen. Der KPD war es nicht gelungen, durch einen Um-
sturz an die Macht zu kommen. Eine der Folgen war ein reichsweites Verbot
der KPD vom 23. November 1923 bis 1. M�rz 1924. Trotz Parteienverbots
blieb es ruhig in W�rttemberg, die KPD kam nach der Aufhebung des Verbots
bei der Landtagswahl 1924 sogar auf 11,7% W�hlerstimmen.

Spuren der KPD-Militarisierung in Reutlingen und Umgebung

Etwa ab August/September 1923 plante die deutsche KPD-Zentrale, den An-
fang 1923 eingerichteten Ordnungsdienst, der zum Schutz von Parteiver-
anstaltungen diente, zu einer geheimen milit�rischen Kampforganisation mit
proletarischen Hundertschaften auszubauen. Sie sollte den geplanten Auf-
stand durchf�hren, der auf den Sturz der Verfassung und die Aufrichtung der
Diktatur des Proletariats zielte, und nach dem Erfolg dieser Revolution die
wichtigsten Zweige des Wirtschaftslebens sichern kçnnen.18 Gedacht war,

17 Zum Folgenden vgl. Bernhard H. Bayerlein u. a. (Hrsg.): Deutscher Oktober 1923. Ein Re-
volutionsplan und sein Scheitern, Berlin 2003, darin u. a. Vorwort Hermann Weber,
S. 19–34; Christopher Dowe: Kommunistische Umsturzversuche, in: Vertrauensfragen (wie
Anm. 11), S. 88–91; Harald Jentsch: Die KPD und der „Deutsche Oktober“ 1923, Rostock
2005, bes. S. 205–237; Hermann Weber; Andreas Herbst: Deutsche Kommunisten. Biogra-
phisches Handbuch 1918 bis 1945, Berlin 2004, hier: Einleitung, S. 13.

18 Polizeipr�s. Stgt., Abhandlung 1924 (wie Anm. 2), S. 54–58; Polizeipr�sidium Stuttgart
(Hrsg.): Die Kommunistische Partei in der Rechtsprechung des Staatsgerichtshofs zum
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von der Zentrale ausgehend �ber alle Instanzen – Sektionen, Bezirke, Unter-
bezirke – bis in die kleinsten Ortsgruppen hinein eine Organisation zur Ver-
f�gung zu haben, die dann die Befehle der Zentrale ausf�hren und die lokalen
Ereignisse koordinieren konnte. Die Organisationen sollten rein milit�rischen
Charakter haben und nicht als „politische Debattierclubs“ betrachtet werden;
Befehlen hatte man sich zu unterwerfen. In S�dwestdeutschland bildete man
w�hrend der Aufstandsvorbereitungen im Herbst und Winter 1923 besondere
geheime milit�rische Unterbezirke, die sogenannten „Kampfgebiete“, die sich
meist nicht mit der politischen Unterbezirkseinteilung deckten. So gab es nur
sieben milit�rische im Vergleich zu 15 politischen Unterbezirken.19 Milit�-
rischer Leiter des Bezirks S�dwest insgesamt war ab August 1923 Erich Wol-
lenberg, der unter dem Decknamen „Walter“ agierte und, direkt aus Berlin
berufen, bereits Erfahrung als milit�rischer Leiter bei der bayerischen R�te-
republik und 1920 eines Aufstandsversuchs im Ruhrgebiet mitbrachte. Als er
1924 steckbrieflich gesucht wurde, floh er in die Sowjetunion.20

Doch abgesehen davon, dass Organisationsgrad und Kommunikations-
mçglichkeiten der KPD bei Weitem noch nicht so fortgeschritten waren, wie
sich das die deutsche und erst recht die sowjetische Zentrale gedacht haben
mçgen, wird auch generell schnell deutlich, dass zwischen diesen – zumal un-
ter großem Zeitdruck aufgestellten – Pl�nen und den Mçglichkeiten an der
Basis, auch nur ann�hernd die Durchf�hrung zu bewerkstelligen, eine große
Diskrepanz bestand. Das Reutlinger Beispiel jedenfalls zeigt, dass es Ans�tze
und Spuren einer solchen Kampforganisation gab, aber – wie noch zu sehen
sein wird – von einer im Sinne der KPD halbwegs gelungenen Umsetzung
keine Rede sein kann.

Wie die w�rttembergischen Polizeibehçrden aus Dokumenten wussten, die
andernorts bei KPD-Hausdurchsuchungen gefunden worden waren, gab es
f�r den 1. Oktober 1923 einen zentralen KPD-Auftrag zur Bildung von
Kampforganisationen in allen Ortsgruppen.21 Bis 7. Oktober sollten die
Unterbezirksleiter demnach den Stand in den einzelnen Ortsgruppen, min-
destens jedoch den der eigenen Ortsgruppe, nach oben zur�ckgemeldet
haben. Groß- und Industriest�dte sollten im Zentrum stehen.

In Reutlingen wurde der politische Leiter der lokalen Ortsgruppe, Hans
Fr�h, gleichzeitig zum milit�rischen Leiter der geheimen Kampforganisation
ernannt. Er war f�r das „Kampfgebiet“ Reutlingen zust�ndig, das die Orte
Sondelfingen, Metzingen, Neuhausen, Urach, Wittlingen, Betzingen, Wann-

Schutze der Republik und des Reichsgerichts, Stuttgart 1925 (im Folgenden Polizeipr�s.
Stgt., Kommunist. Partei 1925), S. 1 ff., 10–13, 25–30.

19 Polizeipr�s. Stgt., Abhandlung 1924 (wie Anm. 2), S. 58.
20 Weber/Herbst, Deutsche Kommunisten (wie Anm. 17), S. 884 f.
21 Polizeipr�s. Stgt., Kommunist. Partei 1925 (wie Anm. 18), S. 146 ff.
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weil, T�bingen, Derendingen, Dusslingen, Nehren, Mçssingen und Bodels-
hausen umfasste.22 Hans Fr�h hatte nun den Auftrag, bei allen kleineren Or-
ten der Umgebung den Umfang und Stand der Vorbereitungen abzufragen
und an hçhere Instanzen weiterzuleiten. Man hatte bei Hausdurchsuchungen
auch die entsprechenden Formulare bei ihm gefunden. Er selbst gab bei den
sp�teren Verhçren an, die Formulare nur zum Schein ausgef�llt und nur in ei-
nem Fall weitergegeben zu haben. Andererseits waren nach einer Aufstellung
des w�rttembergischen milit�rischen Leiters vom November 1923 f�r das
„Kampfgebiet“ Reutlingen 32 Hundertschaften mit 1100 Mann gemeldet.23

Damit h�tte Reutlingen nach Stuttgart in der Dichte der Organisation die
zweite Stelle im w�rttembergischen Bezirk innegehabt. Die anderen Unter-
bezirke waren neben Stuttgart noch Ulm, Schwenningen, Gm�nd, Heilbronn
und Pforzheim. F�r den w�rttembergischen KPD-Bezirk 26 wurden ins-
gesamt 186 Hundertschaften mit 10.100 Mann angegeben. Die Richtigkeit
dieser Aufstellung wurde aber selbst von den damaligen w�rttembergischen
Polizeibehçrden bezweifelt „in Anbetracht der bei den Kampfgebietsleitern
vorherrschenden Absicht, durch vorteilhafte St�rkemeldungen bei den hçhe-
ren Parteiinstanzen einen guten Eindruck zu erwecken.“24

Es hat aber in Reutlingen wohl tats�chlich eine proletarische Hundertschaft
gegeben, die im Oktober 1923 zu �bungszwecken auch einen Reisemarsch
durchf�hrte – zwei der sp�teren Angeklagten im Hochverratsprozess nahmen
daran teil.25 Andere Reutlinger KPD-Mitglieder wussten allerdings gar nichts
von der Existenz einer solchen Truppe, die anscheinend sehr geheim war. Wie
groß diese Hundertschaft war, ist schwer zu sagen – der Name ist sicherlich
nicht wçrtlich zu nehmen, es waren wohl weniger Teilnehmer. Ein Zeuge gab
an, es habe in allen umliegenden Orten solche Hundertschaften gegeben.26

F�r die milit�rische Ausstattung der Ordnungsdienste und Hundertschaften
sollte eine besondere Abteilung f�r Waffen- und Munitionsbeschaffung sor-
gen, deren Leiter „Wumbo“ genannt wurde.27 Diese Aufgabe �bernahm in
Reutlingen ebenfalls Hans Fr�h.

Im zentralen KPD-Plan f�r den Aufstand spielte der Ausbau des Kurier-
dienstes vor Ort eine große Rolle. Ein Netz von Kurierlinien sollte der Partei
die rasche, sichere und unauff�llige Befçrderung von geheimen Schrift-
st�cken, Befehlen und Nachrichten sichern, unabh�ngig von çffentlichen Ver-

22 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924, Aus-
sage Lutz, 12. 5. 1924. Siehe auch Kap. III.1.

23 Polizeipr�s. Stgt., Abhandlung 1924 (wie Anm. 2), S. 58.
24 Ebd.
25 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, W�rtt. LG Stgt., Voruntersuchung, 22. 8.

1924, Aussage Reinhold Aichele.
26 Ebd., Bd. 7, Prot. Amtsgericht Rt., 15. 1. 1924, Aussage Reinhold Aichele.
27 Polizeipr�s. Stgt., Kommunist. Partei 1925 (wie Anm. 18), S. 10–13, 31 ff.

289Hochverrat oder versuchte Abwehr der Nazis?



kehrsmitteln.28 Der Kurierdienst wurde h�ufig von zuverl�ssigen arbeitslosen
Parteigenossen versehen, die ihre Erwerbslosen-Unterst�tzung mit einer
kleinen Zulage aufbessern konnten. Grçßere Geldsendungen und besonders
wichtige Nachrichten wurden von Sonderkurieren �berbracht. Es gab in
W�rttemberg Ende 1923/Anfang 1924 neun Kurierlinien, darunter eine,
die die Route Stuttgart – Plochingen – (Kirchheim) – Metzingen – (Urach) –
Reutlingen – T�bingen – Hechingen – Balingen – Ebingen – Sigmaringen ab-
deckte und regelm�ßig „bediente“.

Von Kurieren, die Nachrichten und neue Befehle brachten, war in den Zeu-
genaussagen der Reutlinger Angeklagten tats�chlich in großer Dichte die
Rede. Waren die Kuriere fremd, wiesen sie sich durch „Parolewçrter“ aus.
F�r jeden Tag wurden besondere Parolen ausgegeben, die nur den Eingeweih-
ten bekannt waren, gab Zeuge Reinhold Aichele an.29 Die Parole habe er je-
den Abend durch einen der eigenen Kuriere erfahren, der bei ihm vorbeikam.
Solange die Hundertschaften noch nicht verboten waren (also vor dem KPD-
Verbot), seien die Befehlszettel, auf denen allemal so etwas wie „erhçhte Ge-
fechtsbereitschaft“ oder „Alarmbereitschaft“ oder „Nichts Neues“ und die
Parole gestanden habe, von Fr�h unterschrieben gewesen. Sp�ter h�tten sie
keine Unterschriften mehr getragen. Die Betzinger Genossen holten dann je-
den Abend die aktuelle Parole bei Aichele, der ebenfalls in Betzingen wohnte.
An die Wannweiler und Pfrondorfer wurden sie durch besondere Kuriere,
welche bei der Betzinger M�hle bereitstanden, weitergebracht.30 Bei brisan-
ten Auftr�gen wurden oft ortsfremde Kuriere eingesetzt.31 Die Anonymit�t
gew�hrleistete Schutz, so konnte in Polizeiverhçren niemand verraten wer-
den. Es mçgen aber auch oft Schutzbehauptungen gewesen sein, wenn Zeugen
in Verhçren erkl�rten, den Kurier nicht gekannt zu haben. Innerhalb des
„Kampfgebiets“ Reutlingen war Christoph Lutz als Ordonnanz und rechte
Hand von Fr�h unterwegs. Er brachte verschiedentlich verschlossene Befehle
an die Kuriere von anderen Ortschaften, welche auf bestimmte Pl�tze der
Stadt bestellt waren.32

Auch f�r den Fall, dass ein Parteimitglied untertauchen musste, war in
Reutlingen gesorgt: Es gab „illegale“ Wohnungen, d. h. Parteigenossen waren
bereit, in ihrer Wohnung andere Genossen f�r eine bestimmte Zeit zu beher-
bergen, sodass diese bei Polizeikontrollen nicht auffindbar waren. Hans Fr�h

28 Polizeipr�s. Stgt., Abhandlung 1924 (wie Anm. 2), S. 71 f.; Polizeipr�s. Stgt., Kommunist.
Partei 1925 (wie Anm. 18), S. 71–75.

29 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, Polizei-Direktion Rt. an Staatsanw. T�, 2. 2.
1924.

30 Ebd., Bd. 7, Polizei-Direktion Rt., Erkl�rung Reinhold Aichele, 8. 2. 1925.
31 Ebd., Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924, Aussage Bçhler, 9. 4. 1924.
32 Ebd., Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924, Aussage Lutz, 12. 5. 1924.
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und Wilhelm Zimmermann, gegen den sp�ter ebenfalls wegen Hochverrats er-
mittelt wurde, nutzten solche Mçglichkeiten im Herbst und Winter 1923.33

Eine Ern�hrungsabteilung war im zentralen KPD-Plan ebenfalls vorgese-
hen. Diese sollte die Ern�hrung der Hundertschaften und nach der Macht-
�bernahme die Lebensmittelversorgung der gesamten Bevçlkerung in die
Hand nehmen.34 Im Vorfeld sollten daf�r schon einmal die vorhandenen
Lebensmittellager, M�hlen, Lagerh�user und Nahrungsmittelfabriken erfasst
werden. F�r den Reutlinger Bezirk war dem Textiltechniker Wilhelm Zim-
mermann diese Aufgabe �bertragen worden.

Vorgesehen, aber erst ab Ende 1923 im Aufbau, waren sogenannte Tscheka-
Gruppen, also Geheimorganisationen nach russischem Vorbild zur Beseiti-
gung von Parteiverr�tern und unbequemen Gegnern.35 Großes Aufsehen ver-
ursachten zwei Tscheka-Strafprozesse 1924/25 vor dem Leipziger Staats-
gerichtshof zum Schutze der Republik, bei denen u. a. auch Zusammenh�nge
zum Oberleiter S�dwest Erich Wollenberg hergestellt wurden und von einem
Plan, den Stuttgarter KPD-Funktion�r Wetzel zu ermorden, die Rede war.
Bez�ge zur Region Reutlingen sind nicht bekannt, aber bereits vorher werden
die Parteigenossen Ger�chte �ber solche Bestrebungen gekannt haben; sie
sind mçglicherweise auch damit eingesch�chtert worden. Zwei Verd�chtige
im Reutlinger Hochverratsfall hatten jedenfalls großen Respekt vor dem, was
mit Verr�tern passieren konnte, einer erw�hnte ein „Femegericht“.36 Einer
widerrief mehrere Aussagen, der andere r�ckte erst sp�t mit Informationen
heraus.

II Die Reutlinger Vorf�lle im Spiegel von Polizei und Justiz

1 Die Ermittlungen

Anfang Januar 1924 erfuhr die Reutlinger Polizeidirektion in einer vertrau-
lichen Anzeige, dass im Monat Oktober 1923 in einem Betzinger Anwesen
„und zwar in der hinten hinausgelegenen Werkstatt an mehreren Abenden in
verd�chtiger Weise gearbeitet worden sei.“37 An den Arbeiten seien zwei bis
drei Personen beteiligt gewesen und soviel bemerkt werden konnte, h�tten die
Personen kleine Holzkisten hergestellt, die offenbar zur Aufnahme von

33 Vgl. Kap. III.1 und III.6.
34 Polizeipr�s. Stgt., Abhandlung 1924 (wie Anm. 2), S. 42; Polizeipr�s. Stgt., Kommunist. Par-

tei 1925 (wie Anm. 18), S. 10–13, S. 75 f.
35 Polizeipr�s. Stgt., Abhandlung 1924 (wie Anm. 2), S. 64 f.; Polizeipr�s. Stgt., Kommunist.

Partei 1925 (wie Anm. 18), S. 10–13, S. 59–67.
36 Vgl. Kap. III.3.1. und III.4.
37 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, Anzeige Polizei-Direktion Rt., 8. 1. 1924.
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Sprengstoff bestimmt gewesen seien. Im Raum seien gelbe Stellen beobachtet
worden, wie sie f�r den Sprengstoff Pikrins�ure eigent�mlich seien.

Schnell wurden Reinhold Aichele, Maurer und Besitzer der Werkstatt,
Zimmermann Karl Eisele und der Weber Albert Hack als Verd�chtige f�r die
Handgranatenherstellung ermittelt sowie Hans Fr�h als Auftraggeber, der
Bauschlosser Christoph Lutz als Lieferant des Sprengstoffs und der Maurer
David Aichele als Vermittler. Ihre Verbindung zur KPD wurde schnell er-
kannt. Nach zwei Tagen Befragung wurde Haftbefehl gegen die Beteiligten
erlassen, weil sie Sprengstoffe in ihrem Besitz hatten und damit „geballte
Ladungen“ herstellten, um diese bei einem geplanten Aufstand zu politische
Zwecken zu verwenden bzw. den Sprengstoff transportiert hatten.38 Fr�h
wurde zur Last gelegt, dass er die anderen Beschuldigten „vors�tzlich durch
Missbrauch seines Ansehens bestimmt habe, indem er um jene Zeit als Leiter
der Ortsgruppe Reutlingen der K.P.D. seinen Einfluss, seine Kenntnisse und
seine Beziehungen dazu ben�tzte, um die Herstellung geballter Ladungen zu
revolution�ren Zwecken zu organisieren.“

Die Verd�chtigen blieben alle bis 8. Februar 1924 in Untersuchungshaft in
Reutlingen, bis auf Fr�h, der bereits am 25. Januar wieder entlassen wurde.
Angesichts der Hçhe der angedrohten Strafen und bei den politischen Verbin-
dungen der Angeschuldigten best�nde Fluchtverdacht und außerdem bei der
noch ungekl�rten Sachlage Verdunklungs- und Verabredungsgefahr, hatte
man argumentiert.

Der Textiltechniker Wilhelm Zimmermann, der verd�chtigt wurde, die
Handgranaten bei Aichele abgeholt zu haben, sollte ebenfalls verhçrt werden,
war aber aus Reutlingen verschwunden.39 Am 13. Januar wurde er in Ulm
wegen anderer Betrugsdelikte verhaftet und am 29. Januar nach Reutlingen
�berf�hrt, da man ihn dringend wegen seiner „politischen Beziehungen zu
revolution�ren Geheimb�nden“ befragen wollte. Zimmermann fl�chtete
Mitte Februar aus dem Reutlinger Amtsgerichtsgef�ngnis. Da er bis 1926
unauffindbar blieb, sollte sein Gerichtsverfahren sp�ter vom Hauptprozess
abgetrennt werden. �ber den W�schekorb, in dem der Sprengstoff auf-
bewahrt wurde, kam die Polizei auf die Spur der Diebe Theodor Koch, Wil-
helm Neuffer und Gottlob Bçhler, die den Sprengstoff vorher aus einem
Feldh�uschen gestohlen hatten, und ermittelte auch hier weiter.

Anfang Februar 1924 �bernahm das W�rttembergische Landeskriminal-
polizeiamt Stuttgart auf Anordnung des Oberreichsanwalts beim Reichs-
gericht Leipzig die Leitung �ber die Ermittlungen und stellte damit die
Reutlinger Taten in einen grçßeren Gesamtkontext.40 Die (seit 23. 11. 1923
reichsweit verbotene) KPD sei 1923 dazu �bergegangen, ihr Ziel, die der-

38 Ebd., Bd. 7, Haftbefehl Amtsgericht Rt., 9. 1. 1924.
39 Vgl. zu Wilhelm Zimmermann Kap. III.6.
40 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt., 7. 2. 1924.

292 Silke Knappenberger-Jans



zeitige Regierung zu st�rzen und eine proletarische Diktatur zu errichten,
mittels Gewalt durchsetzen zu wollen, hieß es zur Begr�ndung. Sie habe zu
diesem Zweck, unter dem Vorwand, ihre Maßnahmen dienten der Abwehr
der Faschistenbewegung, milit�rische Kampforganisationen gebildet und
deren Bewaffnung nach Weisung der Berliner Zentrale eingeleitet und zum
Teil durchgef�hrt. Neben dem Besitz von Waffen st�nde die Herstellung von
Handgranaten und sonstigen Sprengkçrpern im Vordergrund.

Der Leipziger Oberreichsanwalt bestimmte den Stuttgarter Landgerichts-
rat B�hner zum Untersuchungsrichter, der schon in mehreren KPD-Hoch-
verratsf�llen ermittelte und den Eindruck gewonnen hatte, dass „diese ver-
brecherische Bet�tigung“ der Waffenherstellung f�r die Zwecke und Ziele der
Partei auch in W�rttemberg einen großen Umfang angenommen hatte. Ins-
besondere ermittelte B�hner auch beim im Juli 1924 ebenfalls in Leipzig
verhandelten Fall Paul Lambart und Genossen. Der Stuttgarter „Wumbo“
(Waffen- und Munitionsbeschaffer) Lambart hatte mit einigen Genossen auf
Anweisung von Oberleiter S�dwest Erich Wollenberg offenbar in einer
Feuerbacher Fabrik die Herstellung von 100.000 Messingz�ndern beauftragt
unter dem Vorwand, es seien Gassparer, außerdem Blechb�chsen und Spreng-
stoff besorgt, um Handgranaten bauen zu kçnnen.41 Es handelte sich also um
wesentlich grçßere Mengen und eine wesentlich gezieltere Planung als in
Reutlingen. Aber da bei den Ermittlungen in den anderen Hochverratsf�llen
immer wieder Dokumente mit Bez�gen zu Reutlingen aufgetaucht waren,

Wilhelm Zimmermann fl�chtete im Februar 1924 aus dem Reutlinger Amtsgerichts-
gef�ngnis. Trotz reichsweiter Fahndung wegen Hochverrats wurde er erst Mitte 1926
wieder gefasst und konnte von der zwischenzeitlich erlassenen Amnestie profitieren.

41 Zum Fall Lambart u. Gen. u. a. Polizeipr�s. Stgt., Kommunist. Partei 1925 (wie Anm. 18),
S. 36 ff., 175–182. Vgl. auch den Fall Link und Gen., S. 268–283.
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vermutete das Stuttgarter Landeskriminalpolizeiamt auch hier ein noch ver-
stecktes grçßeres Ausmaß des „hochverr�terischen Treibens“.

Die Berliner KPD-Zentralleitung habe diese ganze Bewaffnungst�tigkeit
angeordnet und finanziert; f�r Durchf�hrung und �berwachung sei in W�rt-
temberg die Kampfgebietsleitung S�dwest zust�ndig. Durch die çrtliche
Durchf�hrung der Bewaffnung – und dazu z�hlte f�r die Stuttgarter Behçrden
auch die Reutlinger Aktion – „erscheinen die einzelnen bekanntwerdenden
Tatbest�nde çrtlicher Natur, sind aber in Wahrheit Teile dieser geschilderten
Gesamtaktion.“42 Sie betonten, „dass die im allgemeinen straffe milit�rische
Organisation der K.P.D., die von der politischen Leitung scharf getrennt ist
und mit ganz besonderer Vorsicht gehandhabt wird, es von selbst mit sich
bringt, dass die Waffenherstellung nur solchen Personen anvertraut wird, die
das besondere Vertrauen der Partei geniessen. Diese Personen sind sich daher
auch, wenigstens soweit sie Mitglieder der Partei sind, des Verwendungszwe-
ckes der Waffen stets bewusst. Wenn, wie sich bei Kl�rung dieses verbrecheri-
schen Treibens zeigt, die einzelnen Teilnehmer sich nicht kennen wollen oder
tats�chlich nicht kennen, so kann dies nur ein Beweis daf�r sein, wie sehr sich
der in solchen Angelegenheiten verwendete Personenkreis der Gef�hrlichkeit
seiner Umtriebe und der hierauf angedrohten schweren Strafen bewusst
ist.“43

Es galt also f�r die Reutlinger Vorf�lle von vornherein die Pr�misse, dass es
sich dabei um „von ganz oben“ in der KPD beauftragte Aktionen gehandelt
haben sollte, die von der Partei besonders ergebenen Genossen gehorsam und
planm�ßig ausgef�hrt wurden, die genau wussten, dass die KPD damit einen
Umsturz durchf�hren wollte. Es wird in der Folge noch zu sehen sein, dass
man aus der Perspektive mehrerer Reutlinger T�ter an dieser Pr�misse Zweifel
haben kann.

Die Stuttgarter Ermittlungsbehçrden gingen davon aus, dass der Oberleiter
S�dwest Erich Wollenberg alias Walter seine Anweisungen zur Herstellung
von Handgranaten direkt an die Kampfleiter der Unterbezirke weitergegeben
hatte, im Falle Reutlingen also an Hans Fr�h. Fr�h wiederum habe dann An-
fang Oktober in vielleicht etwas versteckter, aber �ber Endzweck und Ziel
keinen Zweifel lassender Weise die Genossen seines Unterbezirkes zur Be-
waffnung und Waffenherstellung aufgefordert und den Sprengstoff zu den
von Aichele und Genossen hergestellten Sprengladungen auch mit Z�ndern
versehen.

Da inzwischen auch die Reste eines aufgelçsten Reutlinger Waffenlagers in
der Holzlege von Reinhold Aicheles Schwager entdeckt worden waren,
wurde nun die Reutlinger Waffenbeschaffung ebenfalls in die Stuttgarter Er-
mittlungen miteinbezogen. F�nf Gewehre und ein Karabiner waren in Reut-

42 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt., 7. 2. 1924.
43 Ebd.
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lingen gefunden worden; die Stutt-
garter Ermittler erwarteten wegen
bei Fr�h gefundenen Dokumenten
allerdings, dass es im Unterbezirk
Reutlingen 60 der KPD zur Ver-
f�gung stehende Gewehre und wei-
tere Waffen geben musste.44 Bis zum
Ende wurden aber keine weiteren
Waffen mehr gefunden.

Mitte Mai 1924 wurden die bishe-
rigen Ermittlungsergebnisse vom
Landeskriminalpolizeiamt Stuttgart
in einem Dossier zusammenge-
fasst.45 Weitere Ermittlungsschritte
wurden im Juli und August 1924 zu-
sammenfassend dokumentiert.46 In-
zwischen gehçrte auch noch der
Reutlinger Taglçhner Gottlob Holz-
warth, Gartenhausbesitzer mit ver-
stecktem KPD-Waffenlager, zum
Kreis der Verd�chtigen. Am
24. November 1924 wurden die Vor-
untersuchungen abgeschlossen und
an den Leipziger Oberreichsanwalt
�bergeben, die Anklageschrift ver-
lesen und Haftbefehl gegen die An-
geklagten erlassen.

Die Angeklagten blieben in Unter-
suchungshaft bis zum Beginn des
Prozesses, der im M�rz 1925 vor dem
Leipziger Staatsgerichtshof zum Schutze der Republik stattfinden sollte.
Streng bewacht waren sie im Januar und Februar 1925 von den Gef�ngnissen
in Reutlingen und T�bingen nach Leipzig gebracht worden. Die S�ddeutsche
Arbeiterzeitung, Organ der w�rttembergischen KPD, mokierte sich in einem
kleinen Artikel mit dem Titel „Justizschande auch in Reutlingen“ �ber die
schwere Bewachung der Angeklagten, die zuf�llig auf dem Reutlinger Bahn-
hof beobachtet worden war. Sechs Polizisten mussten demnach die drei Ge-
nossen, „die schon monatelang in Untersuchungshaft schmachten, vor einem
etwaigen Fluchtversuch h�ten, so daß auf jeden einzelnen Genossen zwei

Die S�ddeutsche Arbeiterzeitung, Organ
der w�rttembergischen KPD, kritisierte
Anfang 1925 die strenge Bewachung der
Reutlinger Angeklagten auf dem Weg
von Reutlingen zum Leipziger Gerichts-
prozess.

44 Ebd.
45 Ebd., Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924.
46 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt. an Oberreichsanwalt Leipzig, 9. 7. 1924.
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Mann Bewachung kamen. Man vergegenw�rtige sich an diesem kleinen Bei-
spiel gemessen, den Polizei- und Spitzelapparat in ganz Deutschland, aus-
gesprochen nur gegen den mit Recht geh�ssigsten Gegner der Bourgeoisie, die
KPD, gerichtet.“47

Doch was hatten sich die zehn Reutlinger Angeklagten eigentlich genau zu-
schulden kommen lassen?

2 Die Taten

2.1 Sprengstoffdiebstahl

Es war in der Reutlinger KPD ab Sp�tsommer 1923 auch in Kreisen einfacher
Parteimitglieder bekannt, dass die Partei Sprengstoff gebrauchen konnte. Dies
brachte die Gelegenheitsdiebe und KPD-Mitglieder Theodor Koch, Wilhelm
Neuffer und Gottlob Bçhler auf die Idee, mit der Beschaffung der begehrten
Ware Geld verdienen zu kçnnen.48 Die Gelegenheit war da, als der 19-j�hrige
Mechaniker Wilhelm Neuffer von einem ehemaligen Schulfreund zuf�llig er-
fuhr, dass im etwa eine halbe Stunde von Reutlingen entfernten Feldh�uschen
des Reutlinger Fuhrunternehmers Buck Sprengstoff lagerte. Buck sprengte
immer wieder im Auftrag der Reutlinger Stadtverwaltung grçßere Mengen
„Stumpenholz“, also Wurzelstçcke, und hatte im Feldh�uschen einen Vorrat
von etwa 20 Kilo von dem mit amtlicher Erlaubnis gekauften Sprengstoff an-
gelegt. Wilhelm Neuffer und sein Komplize, der 24-j�hrige Stricker Theodor
Koch, brachen nun gewaltsam den Holzladen des Feldh�uschens auf und stie-
gen ein. Der Sprengstoff lagerte in einer Kiste in Paketen von je sechs bis acht
Patronen und Koch steckte eines der Sprengstoffpakete ein.

Am darauffolgenden Sonntag kehrten die beiden Kleinkriminellen mit
einem dritten Komplizen, dem wegen Betrugs vorbestraften 24-j�hrigen
Hilfsheizer Gottlob Bçhler, zum Feldh�uschen zur�ck, das sie mit angelehn-
ter T�r zur�ckgelassen hatten. Bçhler steckte eine geringe Menge Sprengstoff
in seine Taschen und Neuffer verpackte den großen Rest in einem großen ex-
tra mitgebrachten Rucksack. Die drei Diebe schafften den Sprengstoff in die
Wohnung von Theodor Koch, der dem Tatort am n�chsten wohnte. Mehrere
Tage blieb er dort in einem kleinen W�schekorb. Bçhler wandte sich an David
Aichele, den er als Zweiten Vorsitzenden der Reutlinger KPD kannte, und bot
ihm den Sprengstoff an.

David Aichele nahm �ber den Verbindungsmann Christoph Lutz Kontakt
zum Vorsitzenden der KPD Reutlingen Hans Fr�h auf, um den Ankauf des

47 S�ddeutsche Arbeiterzeitung vom 28. 2. 1925, S. 6.
48 Die folgende Beschreibung basiert auf den Darstellungen der Anklageschrift und Urteils-

begr�ndung, erg�nzt durch Details aus den Zeugenaussagen, soweit sie zuverl�ssig sind.
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Sprengstoffs zu besprechen. Fr�h lebte zu diesem Zeitpunkt, wie es in kom-
munistischen Kreisen hieß, „illegal“, d. h. er wohnte �berwiegend nicht zu
Hause, sondern, ohne dort polizeilich gemeldet zu sein, in der Wohnung eines
Parteigenossen in Sondelfingen, deren Adresse nur wenige ausgew�hlte KPD-
Genossen kannten. Fr�h genehmigte den Ankauf des Reutlinger Sprengstoffs,
falls er nicht zu teuer war, da er noch andere Quellen f�r Sprengstoff �ber die
Parteikan�le in Stuttgart und Esslingen kannte. Die Diebe Koch und Neuffer
schafften den Sprengstoff dann im W�schekorb zum Reutlinger Gewerk-
schaftshaus zu David Aichele. Von dort holte Kurier Christoph Lutz den
Korb mit dem brisanten Inhalt mit dem Fahrrad ab und brachte ihn, vermut-
lich von Koch und Neuffer begleitet, in seine eigene Wohnung. Einige Tage
sp�ter erhielten Koch und Neuffer drei Dollar als Bezahlung.

2.2 Handgranatenbau

Die Reutlinger KPD stand nun vor der Aufgabe, aus dem Sprengstoff einsatz-
f�hige Handgranaten zu machen. In Gespr�chen wurde dieser Gedanke weiter-
getragen und so fanden sich zwei Neu-KPD-Mitglieder, Karl Eisele und Rein-
hold Aichele, die die entsprechenden Voraussetzungen mitbrachten, diese Idee
auch in die Tat umzusetzen. Der 27-j�hrige Zimmermann Karl Eisele besaß aus
Kriegszeiten von seinem Infanterie-Regiment die Kenntnisse zum Handgrana-
tenbau und der 28-j�hrige Maurer Reinhold Aichele hatte in Betzingen die ent-
sprechende Hinterhof-Werkstatt zum ungestçrten Arbeiten. KPD-Ortsgrup-
penleiter Fr�h koordinierte �ber seinen Kurier Christoph Lutz die Spreng-
stoff�bergabe. Karl Eisele holte nun in einem Rucksack den Sprengstoff. An
zwei bis drei Abenden fertigten Reinhold Aichele und Karl Eisele in der Bet-
zinger Werkstatt „geballte Ladungen“ aus dem Sprengstoff. Eisele zimmerte
sechs hçlzerne Kistchen mit einer Grçße von etwa 20 x15 cm in unterschiedli-
chen Hçhen. Aichele f�llte f�nf der Kisten mit dem Sprengstoff. Oben brach-
ten die beiden jeweils ein kleines Loch zur F�llung mit Sprengkapseln an, die
sie jedoch nicht zur Verf�gung hatten. An einem dieser Abende kam zuf�llig
der Betzinger Weber Albert Hack zu Besuch in die Werkstatt, ebenfalls KPD-
Mitglied. Er wurde eingeweiht und beauftragt, aus einem St�ck Bandeisen ei-
serne Handgriffe f�r die Kisten herzurichten. Er nahm das Eisen mit, ließ mit-
hilfe eines Schmiedes in der Nachbarschaft, dem er einen harmlosen Zweck
nannte, die Griffe herstellen und brachte sie zur�ck.

Drei Wochen lang deponierte Reinhold Aichele die gef�llten Kisten in seiner
Werkstatt, bis es ihm nach eigenen Aussagen zu viel wurde und er einem nicht
genannten Parteimitglied gegen�ber drohte, den Sprengstoff in die Echaz zu
werfen, wenn die Kisten nicht bald geholt w�rden. Daraufhin, so Reinhold Ai-
chele, seien sie eines Nachts von einem ihm unbekannten Mann, der sich durch
ein Parolewort zu erkennen gab, mit einem kleinen Leiterwagen abgeholt wor-
den. Im ersten Verhçr hatte Aichele den Abholer als den Reutlinger Textiltech-
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niker Wilhelm Zimmermann identifiziert, dies sp�ter aber widerrufen. Der
Verbleib der Handgranaten konnte nie gekl�rt werden, Ger�chten nach lande-
ten sie in der Echaz. In der Hauptverhandlung behauptete Reinhold Aichele
plçtzlich, vor der Abholung den Sprengstoff ohne Wissen der Partei heimlich
wieder herausgeholt und durch Zement ausgetauscht zu haben. Das Gericht
hielt diese zu allen fr�heren Erkl�rungen gegens�tzliche Aussage f�r unglaub-
w�rdig. Eine zweite kleine Menge Sprengstoff erhielt Aichele zwischen dem
15. und 20. November. Diesen Sprengstoff wollte Aichele dann nicht in die �b-
rige sechste Kiste gef�llt, sondern direkt in die Echaz geworfen haben.

2.3 Waffenbeschaffung und Waffenlager

Parallel zu Sprengstoffdiebstahl und Handgranaten-Fertigung war die KPD
Reutlingen auch an der Beschaffung von Waffen interessiert. Verschiedene
KPD-Mitglieder trugen aus Einzelgesch�ften eine kleinere Zahl an Waffen zu-
sammen, die meist �ber Umwege noch aus alten Kriegsbest�nden stammten.

Der Reutlinger Ortsgruppenleiter Hans Fr�h kaufte im September 1923, es
war die Zeit der Hyperinflation, f�r 25 Millionen Mark einen umgearbeiteten
Milit�rkarabiner von einem Fabrikarbeiter namens Bronner. Dieser wiederum
hatte das Gewehr bereits Ende August dem Reichswehrsoldaten Veit, seinem
Nachbarn seit Jugendtagen, f�r 15 Millionen Mark abgekauft. Veit, der in der
T�binger Waffenmeisterei der Reichswehr arbeitete, hatte das Gewehr so um-
gebaut, dass es zum Scheibenschießen geeignet war.

Die Gelegenheitsdiebe Theodor Koch und Gottlob Bçhler waren auch da-
ran interessiert, nach dem Sprengstoffverkauf weitere Gesch�fte mit der KPD
abzuschließen. Als den beiden Anfang November 1923 zu Ohren kam, dass
der Hausmeister der st�dtischen Turnhalle Steichele seit Kriegsende zwei Mi-
lit�rgewehre bei sich lagerte, kauften sie ihm diese f�r zwei Dollar ab. Auf
Umwegen, �ber Gewerkschaftshaus und einen Boten, der sie in Sondelfingen
zu Fr�hs konspirativem Wohnsitz f�hrte, brachten sie die Gewehre zum
Reutlinger KPD-Chef, der sie ihnen f�r drei Dollar abkaufte.

Drei weitere Gewehre wechselten w�hrend Parteiversammlungen in der
Wohnung des Parteivize David Aichele in KPD-Parteibesitz; Christoph Lutz
nahm sie in Empfang. Das Gericht hielt es sp�ter f�r mçglich, dass David
Aichele selbst dies nicht wusste, da er immer wieder viele G�ste hatte, zumal
David Aichele die Mitwirkung an Waffengesch�ften durchg�ngig vehement
bestritten hatte. Eine weitere Waffe wurde sp�ter von den Behçrden in Karl
Eiseles Wohnung gefunden. Er erkl�rte, sie als Andenken aus dem Krieg be-
halten zu haben, aber die Behçrden rechneten diese Waffe ebenfalls dem
„KPD-Bestand“ zu.

Es war offenbar schwierig, ein geeignetes Versteck f�r die Waffen zu finden.
Im November 1923 wurde der Taglçhner Gottlob Holzwarth von einigen
KPD-Parteigenossen gefragt, ob er sein in der N�he des S�dbahnhofs gelege-
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nes Gartenh�uschen als Lager zur Verf�gung stellen wolle. Als er sich dazu
bereit erkl�rte, wurden ihm nach und nach verschiedene Gewehre, Pistolen,
Munition und Handgranaten �berbracht. Holzwarth versteckte die Sachen –
meist ohne dass die �berbringer dies beobachten konnten – unter den Fuß-
bodenbrettern des H�uschens.

Im Dezember 1923 bemerkte Holzwarth allerdings, dass sein Gartenh�us-
chen aufgebrochen war und zwei Pistolen fehlten. Das Waffenlager, das noch
sechs Milit�rgewehre, Munition allerlei Art und einige Stiel-Handgranaten
enthielt, war also nicht mehr sicher. Ortsgruppenleiter Fr�h beauftragte Rein-
hold Aichele, die Waffen von Holzwarths Gartenh�uschen weg zu einem bes-
seren Versteck zu schaffen.

Reinhold Aichele war offenbar ratlos. Zun�chst besprach er mit Holzwarth,
dass sie die Waffen zu Fr�hs Wohnung transportieren wollten. Er packte seinen
Handschlitten, �berredete Karl Eisele, sich ihm anzuschließen. In Holzwarths
Gartenh�uschen verpackten die drei die Gegenst�nde aus dem Versteck in ei-
nen mitgebrachten Sack, luden sie auf den Schlitten und brachten sie bei Dun-
kelheit zu Fr�hs Wohnung. KPD-Chef Fr�h allerdings weigerte sich, die bri-
santen Gegenst�nde bei sich zu behalten, und schob die Verantwortung auf
Reinhold Aichele ab. Auf dem Heimweg nach Betzingen beschloss Aichele, in-
zwischen allein unterwegs, die gef�hrliche Sammlung erst einmal bei seinem
unbeteiligten Schwager Bless unterzubringen, da er wusste, wo die Haus-
schl�ssel versteckt waren und dieser mit seiner Frau einige Tage verreist war.
Er versteckte die Gegenst�nde in dessen Holzstall in einem ungeordneten
Holzhaufen. Die dabei enthaltenen Handgranaten, so behauptete Aichele in
den Verhçren, habe er wegen ihrer Gef�hrlichkeit nicht ins Haus nehmen wol-
len und deshalb gleich in die Echaz geworfen. Sein Plan war es eigentlich, die
Sachen nach kurzer Zeit wieder zu holen, wenn ihm ein besseres Versteck ein-
gefallen war. Daraus wurde allerdings nichts, weil Aichele aufgrund der inzwi-
schen aufgedeckten Handgranaten-Geschichte Anfang Januar in Unter-
suchungshaft kam. Die Waffen im Holzstapel kamen rasch zum Vorschein und
die Ermittlungen zum Waffenlager der KPD wurden in Gang gesetzt.

3 Der Prozess

Weil die Reutlinger Taten im Gesamtkontext der allgemeinen Umsturzpl�ne
der KPD vom Herbst 1923 gesehen wurden und dem Gerichtsprozess gegen
die zehn Reutlinger Angeklagten somit �bergeordnete Bedeutung zukam,
fand dieser vom 11. bis 13. M�rz 1925 vor dem Staatsgerichtshof zum Schutze
der Republik in Leipzig statt.49 Der Staatsgerichtshof, 1922 im Wege der

49 Urteil vom 13. 3. 1925, Prozessanmerkung vgl. BArch Berlin, R 3003/96, Az.14 a J 197/25.
Zum Staatsgerichtshof vgl. Ingo J. Hueck: Der Staatsgerichtshof zum Schutze der Republik,
T�bingen 1996.
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Republikschutzgesetzgebung entstanden und mit Berufsrichtern des Reichs-
gerichts und politischen Beisitzern besetzt, verhandelte zahlreiche Hoch-
verratsf�lle in diesen Jahren. Die Angeklagten Reinhold und David Aichele,
Karl Eisele, Albert Hack, Christoph Lutz, Gottlob Holzwart und Hans Fr�h
wurden von den Esslinger Rechtsanw�lten von Bagnato und Koelle vertreten,
Fr�h noch zus�tzlich von Rechtsanwalt Becker aus T�bingen. Da die Esslin-
ger Anw�lte bei vielen Hochverratsprozessen auftraten, ist zu vermuten, dass
sie von der Roten Hilfe beauftragt und bezahlt wurden. Theodor Koch, Wil-
helm Neuffer und Gottlob Bçhler hatten keinen Verteidiger.

Die 1921 gegr�ndete Rote Hilfe war eine kommunistische „Wohlfahrts-
organisation“, die unter anderem politisch Verfolgten half und streikenden
und inhaftierten Arbeitern mit ihren Familien zur Seite stand.50 Der Rechts-
schutz war Mitte der 1920er Jahre ihr wichtigstes und umfangreichstes
Arbeitsfeld. Die Rote Hilfe unterst�tzte außerdem mindestens zwischen
Januar und Mai 1925 die Familien der Reutlinger Verurteilten mit regelm�ßi-
gen Geldbetr�gen.51 Die Summen bewegten sich zwischen 5 M monatlich (f�r
Koch und Bçhler) bis zu 38 M monatlich f�r Fr�h und David Aichele oder
sogar 46 M f�r Hack. Offenbar erhielten (ehemalige) Funktion�re der KPD
hçhere Summen.

Die Reutlinger Angeklagten wurden zu Strafen zwischen neun Monaten
Gef�ngnis (Holzwarth und Hack) bis hin zu zwei Jahren drei Monaten Zucht-
haus (Hans Fr�h) sowie jeweils zus�tzlich zu Geldstrafen von 50 bis 200 M
verurteilt. Die bereits abgeleistete Untersuchungshaft wurde jedem Verurteil-
ten angerechnet, die Geldstrafen galten als schon abgegolten. Die jeweiligen
Einzeldelikte – Waffen- und Sprengstoffbeschaffung, Waffenlager – wurden
bei allen Verurteilten dar�ber hinaus als „Vorbereitung zum Hochverrat“ de-
finiert und eingeordnet. Man ging davon aus, dass sie als Mitglieder der KPD
– ungeachtet dessen, ob sie noch Mitgliedsbeitr�ge bezahlten oder nicht – die
Umsturzpl�ne dieser Partei kannten und damit auch bestrebt waren, deren ge-
waltsame Ziele zu fçrdern, also hochverr�terisch zu agieren. „Sie wußten, daß
die Gegenst�nde, die sie der Partei zukommen ließen – Sprengstoff, Waffen
und Munition –, als Mittel zur Erreichung jener Ziele verwendet werden soll-
ten. Mag auch mit einer Bewegung rechtsgerichteter Organisationen gerech-
net worden sein, so war ihnen doch klar, daß die Kommunistische Partei sich
nicht mit einer Abwehr von dieser Seite etwa kommender Angriffe begn�gen

50 Dazu Sabine Hering, Kurt Schilde (Hrsg.): Die Rote Hilfe. Die Geschichte der internationa-
len kommunistischen „Wohlfahrtsorganisation“ und ihrer sozialen Aktivit�ten in Deutsch-
land (1921–1941), Opladen 2003, bes. S. 31–56, 105–130.

51 BArch Berlin, R 3003/96, Az. 14 a J 197/25, Bd. 1, Akten Redakteur Eugen Bantel, Beschlag-
nahmte Liste der Roten Hilfe mit 189 Namen von unterst�tzten Personen in W�rttemberg,
dokumentiert sind die Monate Januar bis Mai 1925.
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Der Staatsgerichtshof zum Schutze der Republik in Leipzig war in den 1920er Jahren
Schauplatz zahlreicher Hochverratsprozesse.

301Hochverrat oder versuchte Abwehr der Nazis?



w�rde, sondern dar�ber hinaus die Diktatur des Proletariats zu erreichen
suchen w�rde“, hieß es in der Urteilsbegr�ndung.

Strafrahmen und Urteilsbegr�ndung im Reutlinger Fall entsprachen der
�blichen Vorgehensweise und Argumentation des Staatsgerichtshofs in der
Rechtsprechung bei den zahlreichen KPD-Hochverratsprozessen, die sich
auf die Vorg�nge der Jahre 1923/24 bezogen.52 Dass bei Hochverratsdelikten
von rechten Gruppierungen im Einzelfall eine Verbindung zwischen Vereini-
gung und Aktion nachgewiesen werden musste und nicht, wie bei der KPD,
generell vorausgesetzt wurde, brachte dem Gericht den Vorwurf der Einsei-
tigkeit ein und wurde bereits von vielen Zeitgenossen çffentlich kritisiert. F�r
die KPD war die Justiz der Weimarer Republik eine „Klassenjustiz“. Es gab
Mitte der 1920er Jahre in der Tat eine riesige Anzahl Hochverratsprozesse mit
einem ganz deutlichen Schwerpunkt auf der Verurteilung linker T�tergrup-
pen. Es wurde, aus heutiger Sicht, zu lange gezçgert, auch die NSDAP gene-
rell strafrechtlich als hochverr�terische Gruppierung einzuordnen und zu ver-
folgen. Viele F�lle, in denen NS-Anh�nger Waffen oder Handgranaten im
Besitz hatten, landeten auch gar nicht erst als „Hochverrat“ vor dem Leipziger
Gericht. Die Reutlinger Angeklagten jedenfalls wurden, vor allem im Ver-
gleich mit �hnlichen Taten aus dem rechten Spektrum, hoch bestraft.

III Einzelperspektiven: Die T�ter

1 Hans Fr�h: Geheimer KPD-Stratege und Spitzel

Hans Fr�h war die zentrale Figur der Ereignisse, was �berblick und Planung
betraf. Er blieb aber im Hintergrund und war schwer zu durchschauen. Dies
sahen auch die Richter des Staatsgerichtshofs so, die ihm die Rolle des
„Hauptt�ters“ zuwiesen und ihn mit der hçchsten Strafe – zwei Jahre drei
Monate – belegten.

Hans Fr�h wurde am 26. Oktober 1890 in Undingen (Oberamt Reutlingen)
als Sohn des Schuhmachers Johann Martin Fr�h und seiner Frau Anna Marie
geboren. Er hatte neun Geschwister. Seine Mutter wurde vom çrtlichen Pfar-
rer als stille fromme Frau beschrieben, sein Vater als „schwieriger Charakter,
bei dem die Frau ein schweres Leben hatte.“53 Fr�h besuchte die evangelische
Volksschule vor Ort, machte von 1905 bis 1908 in Reutlingen eine Lehre als
Maler und arbeitete als Malergeselle in Stuttgart, Reutlingen und T�bingen.

52 Vgl. I. J. Hueck, Staatsgerichtshof (wie Anm. 49), bes. S. 157–162, 210–219, 246–248; Mar-
cus Bçttger: Der Hochverrat in der hçchstrichterlichen Rechtsprechung in der Weimarer
Republik, Frankfurt a. M u. a. 1998, S. 192–200.

53 StA Ludwigsburg, E 356 d III B� 331, Auskunft Pfarramt Undingen an Strafanstalt Lud-
wigsburg, 5. 9. 1925.
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W�hrend der Lehrzeit besuchte er im
Winter die Malschule des Kunst-
malers Fritz Hummel in Reutlingen.
Im k�nstlerischen Bereich werden
wohl auch seine eigentlichen Interes-
sen gelegen haben, die er aus wirt-
schaftlich-sozialen Gr�nden nicht
weiterverfolgen konnte. 1913 kam er
zum Milit�r und im Ersten Weltkrieg
wurde er wohl ab August 1914 als Er-
satzreservist eingezogen und diente
bis Kriegsende bei verschiedenen In-
fanterie-Regimentern, 1916 unter-
brochen wegen eines Nervenleidens
und einer Leistenbruch-Operation.
Ihm wurde das Eiserne Kreuz II.
Klasse und eine Verdienstmedaille
verliehen.

Hans Fr�hs erste aus Waldshut
stammende Ehefrau Friederike starb
Ende 1921. Ab Oktober 1922 war er
in zweiter Ehe mit Berta, geb. Auw�rter, verheiratet.54 1927 wurde eine Toch-
ter geboren. Berta Fr�h hatte ein ruhigeres Leben als ihr Mann: Sie war ab 1910
bei der Reutlinger Strickwarenfirma Krimmel besch�ftigt und konnte dort im
November 1935 ihr 25-j�hriges Berufsjubil�um feiern. Hans Fr�h war nach
seiner Milit�rentlassung 1919 durchg�ngig als Maler t�tig, teilweise auch f�r
denselben Arbeitgeber, hatte aber immer wieder – wohl der Wirtschaftskrise
geschuldet – Phasen ohne Arbeit. Zwischen September 1923 und Ende M�rz
1924 war er ohne Besch�ftigung, verbrachte einen großen Teil dieser Zeit aber,
wie noch zu sehen sein wird, mit politischen Aktivit�ten und in Unter-
suchungshaft. Hans Fr�h hatte mehrere Vorstrafen. 1909 – mit 19 Jahren –
hatte er wegen Betrugs acht Tage im Gef�ngnis gesessen und 1912 wurde er
wegen Diebstahls zu zehn Monaten Gef�ngnis verurteilt.55

In die KPD-Ortsgruppe Reutlingen trat er nach eigenen Angaben im
November 1922 ein. Er sei dazu von Arbeitskollegen angeregt worden. Fr�h,
der als sehr intelligent beschrieben wurde, machte dort rasch Karriere, war ab
Januar 1923 Erster Vorsitzender der Ortsgruppe Reutlingen und ab M�rz 1923

Der Maler Hans Fr�h war 1923 Orts-
gruppenleiter und milit�rischer Leiter
der Reutlinger KPD.

54 Zu Lebenslauf, Milit�rkarriere und Vorstrafen vgl. StadtA Rt., Personen- und Adressbogen
Johannes Fr�h vgl. ebd., Lebenslauf. Die Angaben zu Hochzeitsdatum und Kriegseintritt
schwanken. Zu Berta Fr�h vgl. Hermann Schçllkopf: Reutlinger Chronik 1935–1939, Reut-
lingen [1941], S. 27.

55 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 3, Handakten Oberreichsanwalt, 1925.
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Leiter des Unterbezirks Reutlingen. Die Anweisungen als Unterbezirksleiter
bekam er von der Bezirksleitung in Stuttgart, teilweise auch von der Reichs-
zentrale in Berlin.56 Die KPD war strikt zentralistisch organisiert.

Fr�h beteiligte sich bei den Reutlinger Zusammenstçßen zwischen der
deutschnationalen Bismarckjugend und jungen Kommunisten im September
1923 und wurde dort verhaftet. Vom 17. September bis 10. Oktober saß er in
dieser Sache in T�bingen in Untersuchungshaft, wurde dann aber bis zum
Prozess vor dem T�binger Landgericht am 28. Januar 1924 auf freien Fuß ge-
setzt. Wegen Landfriedensbruchs wurde er dann zu drei Monaten Gef�ngnis
verurteilt. Diese Strafe wurde wegen der laufenden Ermittlungen im Hochver-
ratsfall zun�chst nicht vollstreckt und fiel sp�ter unter das Amnestiegesetz
vom 26. November 1925.57

Als Fr�h nach der T�binger Untersuchungshaft am 10. Oktober wieder
freikam, traf er auf eine zugespitzte politische Situation. Die KPD hatte ihre
Umsturzpl�ne bereits beschlossen und die Leitung S�dwest und die Stuttgar-
ter Oberleitung waren nun offenbar dabei, in den Unterbezirken �ber das
weitere Vorgehen zu informieren. Ein „Stuttgarter Genosse, der sich Karl
nannte“, kam zu Versammlungen in Reutlingen und Eningen und �bertrug
wohl bei diesem Anlass Hans Fr�h das Amt des geheimen milit�rischen
Leiters und „Wumbos“ (Waffen- und Munitionsbeschaffer) f�r das „Kampf-
gebiet“ Reutlingen. Durch einen Kurier aus Stuttgart wurden ihm Waffen-
listen �bersandt, die er an die Ortsgruppenf�hrer seines Unterbezirks vertei-
len, durch diese ausf�llen lassen und durch einen Kurier wieder nach Stuttgart
zur�cksenden sollte.

Hans Fr�h ging auch noch auf weitere geheime Versammlungen, unter
anderem in Obert�rkheim, wo es, so schilderte es sp�ter ein Zeuge aus einem
anderen Hochverratsfall, einen Vortrag �ber die kommende Revolution mit
Anweisungen gegeben hatte: Funktion�re und Wanderclubs sollten die Ei-
serne Kohorte der Partei bilden, es m�sse mit sch�rfstem Terror gek�mpft,
mit allen Mitteln weiterorganisiert und insbesondere das Milit�r f�r die Partei
gewonnen werden.58 Fr�h habe dort, so der Zeuge, ein Formular �ber Waf-
fenbest�nde ausgef�llt und mit seinem Namen unterschrieben. Der Stuttgar-
ter Ern�hrungsleiter Heinrich Wetzel hielt offenbar im Reutlinger Gewerk-
schaftshaus auch einmal eine Funktion�rssitzung ab.

Weil �berall kommunistische Funktion�re verhaftet wurden, beschloss
Fr�h, wie er selbst angab, in die „Illegalit�t“ zu gehen, d. h. er lebte etwa ab
Mitte Oktober mehrere Wochen lang �berwiegend in Sondelfingen in der

56 Ebd., Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924, Aussage Fr�h, 12. 5. 1924.
57 Ebd., Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924, Aussage Fr�h; auch ebd., Bd. 7, W�rtt. LG

Stgt., Voruntersuchung, 22./23. 8. 1924; ebd., Bd. 7, Aussage Fr�h 9. 9. 1924; zur Amnestie
auch StA Ludwigsburg, E 356 d III B� 331.

58 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 5, Zeuge Karl Heidenreich, 15. 9. 1924.

304 Silke Knappenberger-Jans



Wohnung eines befreundeten Kommunisten, des Taglçhners Johannes Kurtz,
ohne dort gemeldet zu sein. Auch andere Kommunisten hielten sich dort auf,
manche kurzzeitig, andere auch �ber Nacht. Wilhelm Zimmermann war
anfangs dort und Vinzenz Mayer, W�scher bei der Reutlinger Dampfwasch-
anstalt Schwenk und Kassier bei der Reutlinger KPD, tauchte regelm�ßig auf,
oder auch der Schuhmacher Eugen Neu, der Expedient der kommunistischen
„S�ddeutschen Arbeiterzeitung“ in der Region war.59 Zuweilen waren sechs
bis sieben M�nner dort versammelt, wie sich aus verschiedenen Zeugenaussa-
gen ergab. Fr�h und Hausbesitzer Kurtz erinnerten sich auch an die Warnung
eines Boten bzw. Radfahrers, der einmal gekommen sei, um vor einer Polizei-
razzia zu warnen. Fr�h berichtete dann, alle h�tten schnell das Haus verlassen
und sich auf Umwegen nach Reutlingen durchgeschlagen.

Nur wenige eingeweihte Parteigenossen wussten, wo Fr�h sich aufhielt.
Seine „Ordonnanz“ Christoph Lutz war Vermittler und Bote zwischen Fr�h
und seiner Ortsgruppe bzw. Kurier f�r die anderen Orte des Reutlinger
„Kampfgebiets“. Hin und wieder tauchte Fr�h auch unerwartet wieder in
seiner eigenen Wohnung auf oder ging zu anderen Bekannten. H�ufige Stand-
ortwechsel scheinen �blich gewesen zu sein. KPD-Kassier Vinzenz Mayer
berichtete, er und das Ehepaar Fr�h h�tten sich auch drei bis vier Tage bei
seiner Braut in Betzingen aufgehalten. Fr�h kehrte nach Reutlingen zur�ck,
als er, wie er selbst formulierte, „erfahren hatte, dass man auf meine Verhaf-
tung keinen Wert mehr lege, wenn ich mich ruhig verhalte.“60

Hans Fr�h hielt sich nach außen hin bedeckt, vor allem nach dem reichs-
weiten Verbot der KPD ab dem 23. November 1923, nach dem er nicht mehr
çffentlich als Funktion�r der Partei agieren konnte. Man kann jedoch davon
ausgehen, dass er im Geheimen sehr aktiv war. Er hat vermutlich als milit�ri-
scher Leiter und „Wumbo“ f�r sein ganzes „Kampfgebiet“ Reutlingen, das
fast 20 Orte von T�bingen bis Mçssingen oder Urach umfasste, die Waffen-
best�nde und den Organisationsgrad abgefragt.61 In seiner eigenen Orts-
gruppe Reutlingen k�mmerte er sich um die Waffen- und Sprengstoffbeschaf-
fung und hatte wohl als einziger den Gesamt�berblick �ber die Einzelaktivit�-
ten. So genehmigte er den Ankauf des gestohlenen Sprengstoffs von Koch und
Neuffer, gab mçglicherweise weitere Sprengstoffank�ufe in Esslingen in Auf-
trag und koordinierte die Waffenank�ufe. �ber Fr�h lief auch jeweils die Be-
zahlung, das Geld dazu d�rfte von der Stuttgarter Oberleitung gekommen
sein, die es wiederum von hçheren Instanzen erhalten hatte. Auch wenn Rein-
hold Aichele sp�ter von seiner Erstaussage abr�ckte, d�rfte wohl die Idee, den

59 Ebd., Bd. 7, Amtsgericht Rt., Zeugenaussagen Eugen Neu, Vinzenz Mayer, Johannes Kurtz,
o. D.

60 Ebd., Bd. 7, Haftbefehl Amtsgericht Rt., 9. 1. 1924.
61 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt., 7. 2. 1924.
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Handgranatenbau tats�chlich zu realisieren, auch von Fr�h gekommen sein.62

Auch die Anlage und die sp�tere Auflçsung des Waffenlagers in Gottlob
Holzwarths Gartenh�uschen wurde von Fr�h koordiniert. Dessen Entsor-
gung allerdings schob er auf Reinhold Aichele ab, nachdem es Ende Dezem-
ber angesichts der vielen Polizeiermittlungen in W�rttemberg gef�hrlich
geworden war, mit Waffenlagern in Verbindung gebracht zu werden.

Die KPD stellte f�r die Waffen- und Munitionsbeschaffung grçßere Sum-
men Geld zur Verf�gung, die durch die H�nde von Hans Fr�h liefen, der �ber
ihre konkrete Verwendung entschied. Offenbar ließ sich Hans Fr�h dazu ver-
leiten, immer wieder bestimmte Summen f�r sich selbst abzuzweigen. Seine
Frau Berta best�tigte sp�ter indirekt diesen Vorwurf, indem sie bei einem Ver-
hçr angab: „Von den Geldbetr�gen der Partei habe ich hin und wieder Betr�ge
in Hçhe bis zu 15 M genommen. Diese Betr�ge nahm ich im Einverst�ndnis
meines Mannes, der mir sagte, dass er schon l�ngere Zeit durch die Partei
Schaden erlitten habe und denselben hierdurch wieder gut machen wolle.“ 63

Assistent Christoph Lutz schçpfte schon bald Verdacht, dass Fr�h Partei-
gelder unterschlug. Bei sp�teren Verhçren gab er recht unverbl�mt zu Pro-
tokoll, dass er h�ufig gesehen habe, dass Fr�h in Abrechnungen �ber Waffen-
k�ufe hçhere Ausgaben angegeben h�tte, als er tats�chlich gehabt habe. Die
Differenz habe er behalten und „auf Parteikosten �ppig gelebt“.64 Auch der
Zweite Vorsitzende der Reutlinger KPD David Aichele, der mit Fr�h ohnehin
�ber inhaltliche Fragen im Streit lag, hatte den Verdacht, dass Fr�h sich an Par-
teigeld bereicherte. Fr�h versuchte in dieser Zeit, ihn aus der Partei zu dr�n-
gen. Er warf David Aichele vor, dieser „sp�re ihm nach“ und verbat sich dieses
Spionieren.65

Offenbar gingen viele Kuriere und andere Parteigenossen bei Fr�h zu
Hause ein und aus, vor allem auch noch Ende November und Dezember nach
dem Parteiverbot. Er hatte dann wegen einiger Genossen, die in die Wohnung
kamen, einen grçßeren Streit mit seiner Frau Berta, die nicht viel von Fr�hs
KPD-Aktivit�ten hielt und darauf bestand, dass sich die Zahl der Besucher re-
duzierte.66 Einmal kam auch der Stuttgarter KPD-Landtags- und sp�tere
Reichstagsabgeordnete Johannes Stetter, vermutlich am 22. Dezember, nach-
dem er aus Ulmer Haft entlassen worden war. Stetter war verhaftet worden,
weil er ein Flugblatt unterschrieben hatte, auf dem gegen das Verbot der KPD

62 Ebd., Bd. 7, Anzeige Polizei-Direktion Rt., 8. 1. 1924; ebd., Bd. 7, Haftbefehl gegen RA,
Amtsgericht Rt 9. 1. 1924; ebd., Bd. 7, Protokoll Amtsgericht Rt.,15. 1. 1924, Aussage
R. Aichele.

63 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt., 24. 7. 1924.
64 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LG Stgt., Voruntersuchung, 23. 8. 1924, Aussage Lutz. �hnliche Aussage

auch ebd., Bd. 4, Aussage Eugen Neu, 11. 11. 1926. Vgl. auch Kap. III.2.2.
65 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, Aussagen Hans Fr�h, 9.1., 12.5. und 9. 9.

1924.
66 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt., 24. 7. 1924.
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protestiert wurde. Berta Fr�h war auf ihn gar nicht gut zu sprechen, wie sie in
einem Verhçr erkl�rte: „Die Fortbet�tigung meines Ehemannes in der Partei
trotz Verbotes f�hre ich auf eine Besprechung mit dem Landtagsabgeordneten
Stetter in unserer Wohnung zur�ck. Dies war an einem Tag, als Stetter von ei-
ner Verhandlung in Ulm seine Heimreise in Reutlingen unterbrochen hatte.
Ich glaube sicher, dass sich mein Ehemann mit illegalen Parteisachen nicht
befasst h�tte, wenn ihn nicht Stetter dazumal dazu gençtigt h�tte.“67

Die Lage der w�rttembergischen KPD wurde nach dem Parteiverbot ohne-
hin immer brisanter. Viele kommunistische Betriebsr�te und Funktion�re
wurden in Schutzhaft genommen. Zusammen mit Stetter saßen etwa 70 bis
80 Parteigenossen im Ulmer Garnisonsarresthaus.68 Die w�rttembergischen
Behçrden ermittelten in mehreren Hochverratsf�llen.69 Am 30. Dezember
1923 wurden dann im Staatstheaterrestaurant in Stuttgart mehrere prominente
Kommunisten, darunter erneut Johannes Stetter, wegen versuchten Hoch-
verrats festgenommen. Stetter sollte sp�ter nach seiner Haftentlassung unter-
tauchen und erst im Mai 1924 direkt zum Sitzungsbeginn des Berliner Reichs-
tags wieder erscheinen, wo er als neugew�hlter Reichstagsabgeordneter dann
Immunit�t genoss. In W�rttemberg, berichtete Berta Fr�h, habe man nach der
Festnahme im Theaterrestaurant nichts mehr von der Partei gehçrt, „denn
diese Festnahmen hatten Uneinigkeiten in der KPD-Leitung zufolge, ein
jeder bef�rchtete dazumal, festgenommen zu werden.“70

Verteidigungsstrategien

Anfang des Jahres 1924 erreichte die Verhaftungswelle auch die Reutlinger
KPD. Die Reutlinger Polizei nahm am 8. Januar die ersten Verd�chtigen fest,
nachdem sie die Handgranaten-Werkstatt von Reinhold Aichele entdeckt hat-
te. Sie kam auch in die Wohnung von Hans Fr�h, durchsuchte sie ergebnislos
nach „geballten Ladungen“ und sonstigen Beweismitteln zum Umgang mit
Sprengstoff und nahm Fr�h mit zum ersten Verhçr auf das Reutlinger Polizei-
revier. Fr�h, vermutlich durch fr�here Verhçrsituationen und Parteiinstruk-
tionen geschult, gelang es als einzigem Verd�chtigen, nichts zu verraten und
alles abzustreiten: Weder habe es in seiner Wohnung eine Besprechung �ber
Handgranatenherstellung gegeben noch habe er von dem Plan gewusst und

67 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt., 24. 7. 1924, Aussage Berta Fr�h.
68 Hans Stetter: Aus dem Leben eines Proletariers, Stgt. 1961, S. 21 ff. Vgl. zu Stetter auch Uwe

Fuhrmann: Eine proletarische Geschichte Deutschlands: Hans (Johannes) Stetter
(1885–1963), in: Arbeit – Bewegung – Geschichte. Zeitschrift f�r Historische Studien,
2013/3, S. 106–127.

69 Polizeipr�s. Stgt., Kommunist. Partei 1925 (wie Anm. 18).
70 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt., 24. 7. 1924, Aussage

Berta Fr�h.
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auch die Abholung der fertigen Sprengladungen nicht organisiert. Er habe
�berhaupt die KPD w�hrend ihres Verbots nicht mehr geleitet.71

„Zu den Angaben und zu der Person des Fr�h ist zu bemerken, dass seine
Angaben unglaubw�rdig erscheinen“, urteilten aber die Reutlinger Polizei-
beamten. F�r sie war klar: „Er ist der F�hrer der hiesigen K.P.D. u. macht den
Eindruck eines intelligenten Menschen. Nach seinem ganzen Auftreten
scheint er einen grossen Einfluss auf die Mitglieder der K.P.D. auszu�ben. Er
d�rfte auch als der geistige Urheber bez�gl. der Anfertigung der geballten
Ladungen in Frage kommen.“72 Seine vorl�ufige Festnahme habe er zun�chst
dadurch zu hintertreiben gesucht, dass er erkl�rte, seine Frau sei schwanger.
Wenn man ihn festnehme, w�rde sich seine Frau das Leben nehmen, er mache
den Unterzeichneten f�r alle Folgen verantwortlich. Die Polizei habe ihm
dann erkl�rt, „dass er mit derartigen Ausf�hrungen keinen Eindruck er-
wecken kçnne und dass bei seinem zwecklosen Leugnen, auch an eine Frei-
lassung sowieso nicht zu denken sei.“

Trotz des Misstrauens der Polizei gegen�ber Fr�h gab es eine Panne: Da es
im Polizeidirektionsgeb�ude nur eine Arrestzelle gab, in der bereits Karl
Eisele saß, wurde Fr�h provisorisch im Dienstzimmer des Polizei-Oberkom-
missars untergebracht, bewacht von einem Kriminal-Oberwachtmeister. Als
dieser bemerkte, dass sich im Wachlokal Fr�hs Ehefrau Berta mit dem
Beschuldigten Reinhold Aichele unterhielt, verließ er f�r einen Augenblick
das Dienstzimmer, um die beiden zu trennen. Hans Fr�h nutzte die Gelegen-
heit, durch das im Parterre gelegene Fenster zu fliehen. Weil er die Flucht
gleich bemerkte, gelang es dem Wachtmeister, Fr�h wieder einzufangen. Die
Polizei interpretierte den Fluchtversuch als indirektes Schuldeingest�ndnis.73

Fr�h blieb vom 8. bis 15. Januar 1924 in der Reutlinger Untersuchungshaft.
Seine Taktik, alles abzustreiten, geriet ins Wanken, als die Polizei am
12. Januar bei einer zweiten Wohnungsdurchsuchung 17 Schriftst�cke zur
KPD fand, die bewiesen, dass Hans Fr�h als geheimer Kampfgebietsleiter
aktiv war, auch w�hrend des Parteiverbots. Gefunden wurden u. a. Geheim-
schl�ssel, Befehle der Kampfgebietsleitung Reutlingen an Ortsgruppen, Vor-
drucke f�r Waffenbestandsaufnahmen oder Abrechnungen.74

Fr�h �nderte nun seine Verteidigungsstrategie. Das Amt als Kampfgebiets-
leiter habe er gegen seinen Willen bekommen, erkl�rte er.75 Es sei ihm auf
einer geheimen Eninger Versammlung aufgedr�ngt worden, als ihn einige Ge-
nossen vorgeschlagen h�tten. Von Hundertschaften und Waffenbeschaffung

71 Ebd., Bd. 7, Anzeige Polizei-Direktion Rt., 8. 1. 1924, Aussage Fr�h, 8. u. 9. 1. 1924.
72 Ebd., Bd. 7, Anzeige Polizei-Direktion Rt., 8. 1. 1924.
73 Ebd.
74 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt., 24. 7. 1924.
75 Ebd., Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924, Aussage Fr�h, 12. 5. 1924; ebd., Bd. 7,

W�rtt. LG Stgt., Voruntersuchung, 22./23. 8. 1924, Aussage Fr�h.
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sei da aber nicht die Rede gewesen, nur von Abwehr faschistischer Angriffe.
Weil er mit dieser Sache nichts zu tun haben wollte, der Partei gegen�ber aber
den Anschein erwecken wollte, als ob er sich mit dieser Aufgabe befasse, habe
er einige Befehle weitergegeben, behauptete Fr�h gegen�ber den Ermittlern.
Ihm sei von einem Kurier aus Stuttgart in schriftlicher Form ohne Unter-
schrift die Drohung �bermittelt worden, dass er von der Partei disziplinarisch
bestraft w�rde, wenn er seine Parteipflicht nicht erf�lle. Nur unter diesem
Zwang habe er einige Formulare von Waffenlisten ausgef�llt, um etwas vor-
zeigen zu kçnnen, wenn er kontrolliert w�rde. Die Verschl�sselungshinweise
und Waffenlistenformulare habe er unausgef�llt zu Hause liegen lassen, einen
Teil vernichtet und keine einzige Waffenliste an die Oberleitung vermittelt.
Von wem er die Anweisungen als provisorisch bestellter Kampfgebietsleiter
erhalten habe, wisse er nicht, da diese alle mit Decknamen gezeichnet h�tten
und ihm die betreffenden Personen persçnlich nicht bekannt waren und er
auch nur sehr selten infolge der ziemlich großen Entfernung von Stuttgart mit
ihnen zusammengekommen sei.

Da die Behçrden auch ohne Gest�ndnis genug Beweise f�r Fr�hs umfang-
reiche Aktivit�ten als Kampfgebietsleiter und Waffen- und Munitionsbeschaf-
fer sowie seine gute Vernetzung mit Stuttgarter KPD-Kreisen hatten und ihm
eine tragende Rolle f�r den Unterbezirk Reutlingen zuschrieben, versuchte
Fr�h, sich auf andere Weise aus der Aff�re zu ziehen: Er erkl�rte sich bereit,
als Spitzel f�r die Polizei zu arbeiten. So blieb Fr�h von seiner Entlassung aus
der Untersuchungshaft am 15. Januar bis zu seiner erneuten vorl�ufigen Fest-
nahme Ende August Unterbezirksleiter der Reutlinger KPD und leistete dem
Polizeipr�sidium Stuttgart „gute Dienste“, wie dieses sp�ter betonte.76 Von
weiteren Verhçren blieb er im Unterschied zu den anderen Verd�chtigen erst
einmal verschont, obwohl er als Hauptakteur galt. Dies geschehe „aus takti-
schen Gr�nden“ und weil er ja auch jede Beteiligung an der Straftat leugne,
hieß es in einer entsprechenden Polizeimeldung. Aber vermutlich hing dies
auch mit Fr�hs Spionaget�tigkeit zusammen.77

Erst im Mai 1924 wurde Fr�h wieder verhçrt und blieb bei seiner Taktik,
nur zuzugeben, was ihm bewiesen werden konnte.78 Weder vom Handgrana-
tenbau noch von Sprengstoff- und Waffenk�ufen wollte er etwas bemerkt
haben. Auch sonstige Sprengstoffank�ufe in Esslingen habe er nicht in Auf-
trag gegeben. Ihm sei durch Kuriere von der Oberleitung zwar mehrmals
gesagt worden, in Esslingen kçnne Sprengstoff geholt werden und dann wie-
derholt Vorhalt gemacht worden, warum er von diesem Angebot keinen

76 Ebd., Bd. 3, W�rtt. LKPA Stgt. an Staatsgerichtshof Leipzig, 25. 10. 1924.
77 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt., Meldung 7. 2. 1924.
78 Ebd., Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924, Aussage Fr�h, 12. 5. 1924. Zu den Esslinger

Sprengstoffk�ufen auch schon ebd., Bd. 7, Polizei-Direktion Ulm an Staatsanw. T�, 25. 1.
1924; ebd., Bd. 7, Polizei-Direktion Rt. an Staatsanw. T�, 2. 2. 1924.
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Gebrauch mache. Er habe aber weder Zimmermann noch sonst jemand beauf-
tragt, in Esslingen oder Stuttgart Sprengstoff zu holen.

Auf Initiative des Leipziger Oberreichsanwalts kam Hans Fr�h dann ab
dem 27. August 1924 in Untersuchungshaft nach T�bingen. Den Stuttgarter
Behçrden passte das nicht und sie baten – allerdings vergeblich – den Leipzi-
ger Staatsgerichtshof, ein Gnadengesuch des Hans Fr�h vom Oktober 1924
zu genehmigen. Das Stuttgarter Landeskriminalpolizeiamt hoffte, weiterhin
von Fr�hs Bereitschaft zu Spitzeldiensten zu profitieren. Denn derzeit, so er-
kl�rten sie den Leipziger Kollegen, h�tte Fr�h große Chancen, wieder Reut-
linger Unterbezirksleiter zu werden, da der statt Fr�h eingesetzte Genosse
das Vertrauen der Bezirksangehçrigen nur in geringem Maße besitze. „Dies
w�re f�r die Nachrichtenabteilung insofern von besonderem Vorteil“, so die
Behçrde, „als dadurch die Mçglichkeit vorhanden w�re, gerade jetzt z.Zt. des
Aufbaues der Betriebszellen dauernd auf dem Laufenden gehalten zu wer-
den.“79 Wo die Loyalit�ten des Hans Fr�h tats�chlich lagen, ist unklar.

Fr�h blieb in Haft bis zum Verhandlungsbeginn. Beim Prozess in Leipzig
im M�rz 1925 wurde er zu zwei Jahren und drei Monaten Zuchthaus ver-
urteilt, der im Vergleich hçchsten Strafe aller zehn Angeklagten. In der
Urteilsbegr�ndung des Staatsgerichtshofs heißt es, dass Fr�h von allen Ange-
klagten in seinen verschiedenen �mtern bei Weitem die umfangreichste T�tig-
keit f�r die Partei entfaltet habe. Er sei zun�chst Mitglied, dann Vorsitzender
der Ortsgruppe Reutlingen und schließlich Leiter des Unterbezirks Reutlin-
gen im Jahre 1923 gewesen. Die gefundenen Dokumente h�tten �berdies eine
r�hrige T�tigkeit auch in der Zeit nach dem Verbot der Partei bewiesen. Er
habe zweifellos Waffen in grçßerem Umfang und auch Munition und Spreng-
stoff f�r die Partei angekauft, den Abtransport der Handgranaten von Aichele
veranlasst, und zwar �ber die Zahl der hier erwiesenen F�lle hinaus. Fr�h
wurde als „T�ter“ bestraft, nicht als „Gehilfe“.

Bei Fr�h ging das Gericht, wie auch bei Reinhold Aichele, Eisele und Lutz,
von einem besonders schweren Fall aus, der mit Zuchthausstrafe geahndet
wurde. Alle h�tten „in einer Zeit, in der die Kommunistische Partei die
schwere wirtschaftliche Not des Vaterlandes zur Fçrderung ihrer verbreche-
rischen Bestrebungen ausnutzte, die Partei mit besonders gefahrvollen ver-
brecherischen Mitteln, und zwar Fr�h in besonders umfangreichen Maße,
unterst�tzt.“ Gegen Fr�h wurde deshalb eine hçhere Zuchthausstrafe als
gegen die drei anderen Angeklagten festgesetzt.

Am 22. April wurde Fr�h, wie die anderen Gefangenen auch, von Leipzig
in die Strafanstalt Ludwigsburg �berstellt, mit der Anweisung, ihn von den
Gefangenen Aichele, Eisele und Hack streng zu trennen.80 Seine Zuchthaus-
strafe von zwei Jahren und drei Monaten wurde um die Untersuchungshaft

79 Ebd., Bd. 3, W�rtt. LKPA Stgt. an Staatsgerichtshof Leipzig, 25. 10. 1924.
80 Zur Haft in der Strafanstalt Ludwigsburg generell vgl. StA Ludwigsburg, E 356 d III B� 331.
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von sechs Monaten verk�rzt, deshalb hatte er seine Entlassung auf
13. Dezember 1926 zu erwarten. Eine f�nft�gige Unterbrechung wegen der
Beerdigung seiner Schwiegermutter wurde ihm f�r Ende Oktober 1925 bewil-
ligt.

W�hrend seiner Haft stellte Fr�h mehrfach Gnadengesuche.81 Immerhin
hatte er den Gef�ngnisdirektor und den Hausgeistlichen davon �berzeugen
kçnnen, dass er sich vom Kommunismus abgewandt habe. Und auch das
Stuttgarter Landeskriminalpolizeiamt schrieb Empfehlungen nach Leipzig, in
denen die wichtigen Dienste betont wurden, die Fr�h der Polizei nach seiner
ersten Festnahme bei der Verfolgung der kommunistischen Umtriebe geleistet
habe. Der Oberreichsanwalt blieb aber skeptisch und lehnte ab: Fr�h habe
sich zu dieser Umkehr erst entschlossen, nachdem er festgenommen war und
seine Lage damit zu verbessern hoffte. Bis dahin habe er eine besonders r�h-
rige T�tigkeit f�r die KPD entfaltet, auch in der Zeit des Parteiverbots.

Wegen der nicht genehmigten Gnadengesuche war Hans Fr�h sehr unzu-
frieden. In einem Brief an seine Frau Berta vom 10. Januar 1926 ließ er seinem
Unmut freien Lauf. Das hatte allerdings zur Folge, dass sein Brief die obliga-
torische Gef�ngniszensur gar nicht passierte, „wegen des in der Tat ungerecht-
fertigten Schimpfens“, wie auf dem Umschlag notiert wurde. „Du kannst Dir
jedenfalls denken“, schrieb Fr�h, „wie es in meinem Innen aussieht wie ein
Lutz u. ein Aichele u. die anderen jeweils ja wie Du weißt entlassen u. kçnnen
die Not der Ihrigen mildern, indem sie arbeiten kçnnen; u. ich? – man sollte es
nicht f�r mçglich halten, die grçßten Lumpen sind in der Freiheit.“82 Offen-
bar rechnete er fest damit, dass die Stuttgarter Behçrden im Gegenzug f�r
seine Spitzeldienste eine Strafmilderung durchzusetzen in der Lage waren:
„Also das bestimmt gegebene Versprechen, ich sei an Weihnachten oder doch
auf Neujahr zu Hause, war eben doch nur wieder ein Versprechen. Diese Ver-
sprechungen, gehen nun fort seit 1924. Jetzt l. Berta warte ich nur noch bis
mein Gesuch abschl�gig von Leipzig zur�ck kommt, dann liebe Berta, ist bei
mir das Maß voll, denn auf dieses Gesuch setzte ich keine Hoffnung mehr. So
geht man mit Menschen, die bewiesen haben, dass in ihnen etwas anderes
steckt, als man vermutete, nicht um. Was ich tun muß endlich, das werde ich
tun, das Jahr 1926 soll f�r mich nicht wieder enden mit Versprechungen u. lee-
ren Worten, denn ich will wieder als Mensch leben. Ich habe meine Hoffnun-
gen gesetzt auf Menschen die berufen sind der Gerechtigkeit zu dienen, mein
ganzes Vertrauen habe ich denselben gegeben und was ist das Resultat? Nichts
u. wieder nichts ja noch viel weniger.“ Auf den 16. Februar 1926 wurde Hans
Fr�h dann allerdings doch begnadigt und mit f�nfj�hriger Bew�hrungsfrist
entlassen. Ihm wurden also etwa zehn Monate erlassen.

81 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 3, Handakten Oberreichsanwalt 1925.
82 StA Ludwigsburg, E 356 d III B� 331, Brief Hans Fr�h an Berta Fr�h, 10. 1. 1926.

311Hochverrat oder versuchte Abwehr der Nazis?



KPD- oder Gestapo-Agent?

Nach seiner Gef�ngniszeit lebte und arbeitete Hans Fr�h weiterhin in Reut-
lingen. Er bildete sich offenbar beruflich weiter, wurde sp�ter als Malermeister
und Dekorationsmaler gef�hrt. Auff�lligkeiten sind f�r die folgenden Jahre
keine bekannt. Ein kleiner Fahrradunfall im Oktober 1926, als Fr�h von der
Karlstraße in die Kaiserstraße in kurzem statt weitem Bogen einfuhr, deshalb
mit einem anderen Fahrradfahrer zusammenstieß und 5 RM Strafe bezahlen
musste, war vermutlich sein einziger Kontakt zur Reutlinger Polizei in diesen
Jahren.83

Fr�hs politische �berzeugungen und Loyalit�ten bleiben aber r�tselhaft,
wechselten vielleicht aber tats�chlich jeweils aus Opportunit�tsgr�nden.
Nach Kriegsende 1945 behauptete er, nach seiner Entlassung aus dem Gef�ng-
nis 1926 weiterhin kommunistisch eingestellt gewesen zu sein und diese �ber-
zeugung niemals gewechselt zu haben. Falls dies zutrifft, war er aber in keiner
herausgehobenen Position f�r die Reutlinger KPD mehr t�tig und hat sich
auch nicht an auff�lligen Aktionen beteiligt. In der Reutlinger KPD wurde
Anfang der 1930er Jahre Fritz Wandel zur pr�genden Person. Ob Hans Fr�h
weiterhin gegen die KPD spionierte, ist auch unbekannt. 1945 stilisierte sich
Hans Fr�h jedenfalls zum �berzeugten Kommunisten der Weimarer Zeit, der
deshalb zweimal im Gef�ngnis gelandet war, unter anderem weil er einer
Kampforganisation angehçrt habe, die w�hrend des M�nchner Hitlerputsches
1923 Naziumtriebe habe verhindern wollen.84

Als im Fr�hjahr 1933 bei der Macht�bernahme der Nazis in Reutlingen die
Kommunisten verfolgt und deren Exponenten ins Lager Heuberg gebracht
wurden, habe auch er wegen seiner politischen Grundeinstellung Bef�rchtun-
gen gehabt, ins Konzentrationslager zu kommen, erkl�rte Hans Fr�h nach
Kriegsende 1945. Das sei dann auch der Grund gewesen, warum er sich im
Jahr 1937 zum Eintritt in das NSKK (Nationalsozialistisches Kraftfahrkorps),
einer paramilit�rischen Unterorganisation der NSDAP, entschlossen habe. Er
habe auch den Dienstbetrieb beobachten und das kameradschaftliche Zusam-
mensein der Leute beobachten wollen. Weil er zu viel gemeckert habe, sei er
im Jahr 1939 aus dem NSKK wieder ausgeschlossen worden.85

1942 ließ sich Hans Fr�h von der Gestapo als Geheimagent anwerben.86

Dabei kn�pfte er wohl an seine fr�heren Spitzelt�tigkeiten gegen die KPD an
– oder hatte diese nie einschlafen lassen. Einer der Gegenspieler Hans Fr�hs
aus Undingen jedenfalls gab 1945 an, er habe w�hrend des Dritten Reichs ver-
sucht, Fr�h auszuschalten. Ein Obersekret�r der Staatspolizei Stuttgart habe

83 StadtA Rt., W�rtt. Polizeidirektion Bd. 54, Strafsache gegen Hans Fr�h, 18. 10. 1926.
84 StadtA Rt., Akten der Nachkriegszeit (k�nftig: AdN) B� 401, Polit. Referat, Aussage Hans

Fr�h, 8. 9. 1945.
85 Ebd., Polit. Referat, Aussage Hans Fr�h, 8. 9. 1945.
86 Ebd., Polizeiposten Undingen/Anstett an Franz. Gendarmerie Reutlingen, 16. 7. 1945.
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ihm dann erkl�rt, dass sie auf den Fr�h nicht verzichten kçnnten. Er sei schon
vor 1933 als Mitglied der KPD ihr Spitzel gewesen. Hans Fr�h erhielt f�r seine
Spitzeldienste von der Gestapo ein Telefon eingerichtet, so wurde das zumin-
dest kolportiert.

1942 habe ein Gestapo-Beamter ihn in Anspielung auf seine kommunis-
tische Vergangenheit aufgefordert, in T�bingen einen Mann zu �berwachen,
so Fr�h selbst 1945. Aus Angst, ins Konzentrationslager zu kommen, habe er
einer Mitarbeit zugestimmt. „Ich wusste genau, dass jetzt die Zeit gekommen
war, entweder die Freiheit zu vertauschen mit dem Konz.Lager oder aber
mich dem Willen der geh. Polizei zu f�gen.“87 Fr�h erhielt nun regelm�ßig
Benzin vom Landratsamt, um mit seinem Motorrad nach T�bingen fahren zu
kçnnen. Es handelte sich bei dem zu �berwachenden Mann ausgerechnet um
seinen fr�heren KPD-Genossen Wilhelm Zimmermann, der inzwischen in
T�bingen in der Mergenthalerstraße ein Handwebstuhlgesch�ft betrieb. Er sei
nur scheinbar darauf eingegangen, Zimmermann der Geheimen Polizei aus-
zuliefern, beteuerte Hans Fr�h bei seiner Verteidigung 1945 und verwendete
damit dieselbe Rechtfertigungsstrategie wie Mitte der 1920er Jahre. Er habe
Zimmermann in T�bingen aufgesucht, ihn in einem Restaurant getroffen, in
dem er verkehrte. In der Folge habe er dann auch dessen Familie kennenge-
lernt. „Ich h�tte nun ja Gelegenheit gehabt diesen Mann den Nazis auszulie-
fern sofern ich ein politischer Lump gewesen w�re u. ein Freund der Nazis“,
erkl�rte Hans Fr�h weiter. „Ich tat das Gegenteil, unter anderem brachte ich
ihm einmal einen Hasen, kurz, wir haben uns bis zum heutigen Tage nichts
vorzuwerfen.“ Der Gestapo habe er erkl�rt, Zimmermann �ußere sich �ber
politische Sachen nicht, und man habe ihm geantwortet, er solle nur recht vor-
sichtig bei ihm sein, die Sache habe ja Zeit.

Vermutlich Anfang der 1940er Jahre erhielt Fr�h eine Anstellung auf der
Muna Haid, der Luftwaffen-Munitionsanstalt auf der Schw�bischen Alb bei
Großengstingen, bei der ausl�ndische Zivilarbeiter und sp�ter Zwangsarbeiter
besch�ftigt waren. Er habe hier seiner innerlichen Linie gem�ß gewirkt, den
Nazis, wo es ging, zu schaden, erkl�rte Hans Fr�h selbst. So habe er verhin-
dert, dass die Zivilarbeiter milit�rische �bungen absolvieren mussten, oder
sich beschwert, dass Essen aus der Werksk�che im Offizierskasino verwendet
wurde.88

Ein Zeuge, Omnibusbesitzer Johannes Leibfritz, der Transportfahrten f�r
Muna Haid durchf�hrte, sah dies 1945 anders. Ihm erschien die Behauptung
des Fr�h, er w�re nur in harmloser Form in Verbindung mit der Gestapo ge-
standen, unglaubw�rdig. Seine Anstellung auf der Muna Haid habe dieser
durch besondere Beziehungen erhalten. Die Arbeit sei meist Tarnung gewe-
sen, haupts�chlich sei die Aushorchung der dortigen Arbeiter seine Aufgabe

87 Ebd., Brief Fr�h an OB Kalbfell, 27.8./3. 9. 1945.
88 Ebd.
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gewesen. Leibfritz’ Frau habe einige Male Gestapo-Beamte in Reutlingen ab-
holen und wieder herunterfahren m�ssen, die mit Fr�h dort konferierten. Es
sei das Ger�cht umgegangen, so Leibfritz, dass Fr�h die Gewalt besitze, jeden
zu verhaften, den er f�r verd�chtig halte. Wenn dieser nun behaupte, er h�tte
durch das formelle Eingehen auf die Gestapo-W�nsche nur ein Tarnmançver
gemacht, so m�sse er doch sagen, dass er sich nicht �ber drei Jahre so tarnen
konnte, dass es nicht gemerkt worden w�re.89

Anfang der 1940er Jahre zog Hans Fr�h, wohl im Zusammenhang mit sei-
ner Anstellung auf Muna Haid, von Reutlingen in seinen Geburtsort Undin-
gen um. Bald wurden ihm dort Ambitionen auf den B�rgermeisterposten
nachgesagt und offenbar machte er sich dabei nicht gerade Freunde. Nach
Fr�hs Nachkriegs-Darstellung wurden er und seine Familie dort von den Na-
zi-Parteigrçßen nicht gerade liebreich empfangen, weil sie ihn f�r einen linken
Nazigegner hielten. Er sei bespitzelt worden und man habe auf der Lauer gele-
gen, um ihn beim „Schwarzhçren“ von ausl�ndischen Radiosendern aus Paris
und London zu erwischen. Als er immer noch keine Ruhe hatte, habe er ver-
sucht, wenigstens dem Hauptr�delsf�hrer zu schaden. Fr�h zeigte ihn bei der
Gestapo an, weil dieser gesagt haben sollte, „wenn er nicht mehr Lohn be-
komme, arbeite er eben nur so viel, dass er seinen Lohn verdiene“. Die Folge
war ein Verfahren gegen diesen Einwohner. W�re er „nicht immer sonst ein so
grosser Nazi gewesen, so h�tte ich ihn nicht gemeldet“, verteidigte sich Fr�h
sp�ter.90 Sein Verhalten wollte er jetzt als heimlichen Widerstand gegen die
Nazis gewertet wissen. Nach Kriegsende 1945 tauchte Fr�h dann auf einer
Liste mit Personen auf, die sich durch schikançses Verhalten im Dritten Reich
besonders unbeliebt gemacht h�tten. Verfasst hatte sie der Undinger Ober-
wachtmeister Anstett, mit dem Fr�h ebenfalls im Streit lag. Im Dezember
1943 oder Anfang 1944 wurde Hans Fr�h mit 54 Jahren noch zur Wehrmacht
eingezogen.91

Das Politische Referat in der Reutlinger Stadtverwaltung, das 1945/46
Material zur Beurteilung politischen Verhaltens in der NS-Zeit sammelte,
hielt Fr�hs Rechtfertigungen f�r unglaubw�rdig. Fr�h mache einen schlech-
ten Eindruck, heißt es in der st�dtischen Beurteilung. „Er ist keine offene Na-
tur und zeigt in seinem Wesen einen gewissen gewaltt�tigen Zug. Er ist somit
charakterlich nicht hoch zu werten.“92 Es erscheine nicht recht glaubhaft, dass
er seine Spitzel-T�tigkeit nur zçgernd und einschr�nkend ausge�bt habe. Viel-
mehr habe er selbst zugeben m�ssen, dass er hierf�r Entsch�digung in Form
von Benzin bekommen habe. Es sei daher sogar der Verdacht begr�ndet, dass
ihm seine T�tigkeit auch anderweitig entlohnt wurde. Ob und in welchem

89 Ebd., Fabrikant Joh. Leibfritz an OB Kalbfell, 25. 10. 1945.
90 Ebd., Polit. Referat, Aussage Fr�h, 8. 9. 1945.
91 Ebd.
92 Ebd., Polit. Referat, Bericht �ber Fr�h, 7. 9. 1945.
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Umfang er durch seine Spitzel-T�tigkeit Schaden gestiftet habe, sei nicht fest-
stellbar. Wegen der von Fr�h ausge�bten „verabscheuungsw�rdigen T�tig-
keit“ kçnne nur eine zeitweise Inhaftierung als angemessene S�hne erachtet
werden, wurde erkl�rt. Nach Verurteilung zu politischer Haft durch die ame-
rikanische Milit�rregierung wurde er am 10. September 1945 in das Politische
Lager Reutlingen eingeliefert, wo er mehrere Monate verbrachte.93

Anfang November 1945 k�ndigte die Stadt Reutlingen die R�ume der
Malerwerkstatt, die Hans Fr�h hier immer noch in der Lederstraße 90 betrieb.
Sie wollte darin eine Dreizimmerwohnung einrichten.94 Das Gesuch von
Berta Fr�h, ihren Mann zur R�umung der Werkstatt f�r einige Tage aus der
Haft freizustellen, hatte ebensowenig Erfolg wie ihre Bitte, ihn an Weihnach-
ten zu entlassen.

2 Funktion�re auf dem R�ckzug

2.1 David Aichele: Sprengstoff im W�schekorb

David Aichele wurde am 29. Dezember 1894 als Sohn des �lh�ndlers David
Aichele und seiner Ehefrau Barbara in Eningen geboren. Nach dem Besuch
der evangelischen Volksschule in Eningen absolvierte er die Gewerbeschule in
Reutlingen, zwei Privatkurse im Baufach, drei Semester Baugewerkschule
und die Maurermeister-Pr�fung.95 Von 1912 bis 1914 ging David Aichele auf
Wanderschaft. Im Ersten Weltkrieg war er ab September 1914 bis Januar 1915
Soldat beim Grenadier-Regiment 123. Er wurde mit dem Eisernen Kreuz II.
Klasse und einer Silbernen Verdienstmedaille ausgezeichnet. Aufgrund einer
schweren Kriegsverletzung durch Granatsplitter und mehrfache Sch�sse in
Schulter, Oberarm und Handgelenk auf der rechten Seite wurde er vom Heer
als 60% Kriegsbesch�digter entlassen. Mit zertr�mmerter Achsel und ver-
kr�ppeltem rechtem Arm sah David Aichele seine Berufspl�ne als Bauwerk-
meister zunichte gemacht. Ab 1916 arbeitete er auf der Baugewerkschule,
dann ein Jahr als technischer Kontrollbeamter bei der Geschossfabrik Ingol-
stadt, danach angestellt bei der Bahnmeisterei und dem Stadtbauamt G�nz-
burg. Im M�rz 1921 kehrte er nach Reutlingen zur�ck und war hier zun�chst
als Hilfs- und Vorarbeiter t�tig, bis er dann ab August 1923 als Materialverwal-
ter in der Maschinenfabrik zum Bruderhaus besch�ftigt wurde.

David Aichele war seit Januar 1918 mit Anna, geb. Schubert, verheiratet
und hatte zwei Kinder, die zur Zeit der Leipziger Gerichtsverhandlung neun

93 StadtA Rt., AdN B� 951, 1029, 1030, 1031. Fr�h war mindestens bis 10. 4. 1946 in diesem La-
ger inhaftiert.

94 StadtA Rt., AdN B� 245 und B� 401, Berta Fr�h an OB Kalbfell, 12. 12. 1945.
95 StadtA Rt., Personen- und Adressbogen David Aichele; BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J

254/24, Bd. 5; ebd., Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924, Aussage D. Aichele.
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und vier Jahre alt waren. Im Vergleich zu seinen Mitangeklagten war er relativ
vermçgend: Er baute 1921, zum Teil mit Landes- und Gemeindedarlehen, ein
Zweifamilienhaus, das ab 1927 schuldenfrei war.96 Wegen der Verbreitung
kommunistischer Flugbl�tter wurde David Aichele in der Hyperinflation
1923 zu einer Geldstrafe von einer Billion Mark verurteilt.97 Der Reutlinger
KPD schloss sich David Aichele Anfang des Jahres 1922 an und wurde rasch
Zweiter Vorsitzender der Partei. Motiv war offenbar seine Entt�uschung �ber
die Zerschlagung seiner Berufspl�ne als Bauwerkmeister und Wut �ber die
schlechte Behandlung von Kriegsverletzten in der Nachkriegszeit. Trotz Ab-
legung von Pr�fungen und trotz des Besitzes des Zivilversorgungsscheins als
Schwerkriegsbesch�digter hatte er nach eigener Aussage auf Stellengesuche
�berall hçhnische Antworten erhalten. Dies schmerze ihn als Schwerkriegs-
besch�digten ganz besonders und er glaube, dass die KP seine Interessen am
besten wahrnehme.98 Bei „normalen Verh�ltnissen“, war auch seine Frau
Anna �berzeugt, h�tte sich ihr „rechtschaffener stets auf das Wohl seiner
Familie bedachter Mann“ nicht auf die KPD und schon gar nicht auf die
Hochverratspl�ne eingelassen.99

Innerhalb der Reutlinger KPD fungierte David Aichele als ehrenamtlicher
Gewerkschaftsobmann. Er d�rfte im innerparteilichen Spektrum also eher
Vertreter einer gem�ßigten kommunistischen Realpolitik gewesen sein. Die
Putschpl�ne und die Radikalisierung der KPD im Herbst 1923 haben ihm
sicher weniger gefallen, aber als leitender Funktion�r wusste er davon. Mit der
milit�rischen Organisation der Partei habe er nie etwas zu tun gehabt, er habe
immer nur politische Versammlungen geleitet und sei gewerkschaftlich t�tig
gewesen, betonte David Aichele in den Verhçren mehrfach.100

Unterschiedliche Haltungen zur Ausrichtung der KPD waren sicherlich
einer der Gr�nde f�r das Zerw�rfnis zwischen David Aichele und Hans Fr�h,
dem Ersten Vorsitzenden. Beide wurden etwa zur selben Zeit in ihre Positio-
nen gew�hlt, aber schon bald h�tten die Streitereien mit Fr�h eingesetzt, be-
richtete Aichele. Als Gewerkschaftsobmann habe er seine Anweisungen von
der Gewerkschaftsabteilung der Bezirksleitung bekommen.101 Der zweite

96 StadtA Rt., Stadtpflege II B� 1692; ebd., S 74 Nr. 1564.
97 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, Anzeige Polizei-Direktion Rt., 8. 1. 1924;

ferner Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924, Aussage David Aichele, 12. 5. 1924.
98 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924, Aus-

sage David Aichele, 12. 5. 1924.
99 Ebd., Bd. 5, Gesuch Anna Aichele, 19. 12. 1924.

100 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt., 7. 2. 1924, Aussage David Aichele; ebd., Bd. 7, Amtsgericht
Rt., 15. 2. 1924, Aussage D. Aichele.

101 Ebd., Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924,Aussage David Aichele, 12. 5. 1924.
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Grund war, dass David Aichele Hans Fr�h nicht f�r ehrlich hielt und verd�ch-
tigte, Parteigelder zu veruntreuen – womit er ja auch nicht so falsch lag.102

Wegen der Konflikte mit Fr�h, auf dessen Seite sich zun�chst auch Chris-
toph Lutz schlug, f�hlte sich David Aichele zunehmend isoliert in der Reut-
linger KPD. Er sei in mçgliche Pl�ne f�r Sprengstoff- und Waffenbeschaffung
in keiner Weise eingeweiht gewesen, erkl�rte er in einem der Verhçre: „Ob-
wohl ich zweiter Vorsitzender der Ortsgruppe Reutlingen der K.P.D. war, so
schenkte man mir doch kein Vertrauen in der Partei, seitdem ich seinerzeit bei
der Flugblattverteilung so rasch aus der Schutzhaft entlassen worden war.
Man warf mir vor, ich habe die Partei an den Pranger gestellt.“103 Noch kurz
vor dem Verbot der KPD (also etwa Mitte November) habe ihn der Vorsit-
zende Fr�h ausschließen wollen, was er sich aber nicht habe gefallen lassen.
Bei einer Versammlung vor mindestens 60 bis 80 Genossen im Gewerk-
schaftshaus habe Fr�h ihn aufgefordert, das Zimmer zu verlassen, weil er Ge-
werkschaftsobmann sei und hier andere Fragen behandelt w�rden. Als
Aichele kurz darauf bei einer çffentlichen Mitgliederversammlung von Fr�h
Rechenschaft �ber sein Verhalten gefordert habe, habe Fr�h ihn vor der ge-
samten Mitgliedschaft f�r aus der Partei ausgeschlossen erkl�rt. Dieser Tag
habe den endg�ltigen Schluss seiner ganzen Parteit�tigkeit gebracht.104 Zu ei-
ner fçrmlichen Entscheidung �ber den Parteiausschluss sei es aber infolge der
Auflçsung der Parteiorganisation nicht mehr gekommen.105 Seit dem Verbot
der Partei am 23. November habe er keine Beitr�ge mehr bezahlt, so Aichele;
er betrachte sich seitdem nicht mehr als Mitglied. Als Schwerkriegsbesch�dig-
ter habe er sich auch der Hundertschaft Reutlingen nicht angeschlossen.106

Fr�h spielte die Vorg�nge indessen als privaten Streit zwischen ihm und David
Aichele herunter. Er sei lediglich einmal mit ihm bei einer privaten Zusam-
menkunft auf der Straße aneinandergeraten, weil er ihm vorgeworfen habe, er
sp�re ihm nach, was er sich verbeten habe.107

Als David Aichele in einem Verhçr vorgehalten wurde, er sei bei weiteren
Sprengstoffbeschaffungen f�r die Partei aktiv gewesen, vermutete er sofort
Fr�h oder Lutz als Urheber solcher Verd�chtigungen: Dies kçnne nur von
Fr�h oder Lutz kommen, „die nun auf mir abladen wollen, weil sie einen Hass
auf mich haben, seit ich gegen Fr�h in der Partei entschieden aufgetreten bin.
Ich bin ehrlich genug, um f�r das was ich gemacht habe, auch einzustehen.“108

102 Ebd., Bd. 7, Aussagen David Aichele, W�rtt. LKPA 7.2.24 und W�rtt. Landgericht, 23.8.24.
Vgl. auch Kap. III.1.

103 Ebd., Bd. 7, Haftbefehl Amtsgericht Rt., 9. 1. 1924. Vgl. auch ebd., Bd. 7, W�rtt. LG Stgt.,
Voruntersuchung, 23. 8. 1924.

104 Ebd., Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924, Aussage David Aichele.
105 Ebd., Bd. 7, Haftbefehl Amtsgericht Rt., 9. 1. 1924.
106 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LG Stgt., Voruntersuchung, 23. 8. 1924.
107 Ebd., Bd. 7, Aussagen Fr�h, 9.1., 12.5. und 12. 6. 1924.
108 Ebd., Bd. 7, Amtsgericht Rt., 15. 2. 1924.
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In der Tat belasteten Fr�h und Lutz David Aichele in den Verhçren immer
wieder, so behaupteten sie beispielsweise, dass er mit Geld von T�binger Par-
teigenossen Sprengstoff gekauft habe.109

Doch trotz der Distanz zur Reutlinger KPD und seiner angeblichen
Unkenntnis �ber deren geheime milit�rische Organisation ließ sich David
Aichele, als er von Gottlob Bçhler gefragt wurde, ob die KPD Interesse am
Kauf von Sprengstoff h�tte, auf die Vermittlung des Sprengstoffes und die Be-
aufsichtigung des W�schekorbes mit dem explosiven Inhalt ein. Da Fr�h sich
offenbar schon weigerte, mit David Aichele zu reden und dieser w�hrend
Fr�hs „illegaler“ Phase auch dessen Aufenthaltsort gar nicht wusste, schaltete
Aichele Christoph Lutz ein, um Fr�h zu informieren und das Gesch�ft f�r die
Partei mçglich zu machen. Die Beschaffung von Sprengstoff und Waffen habe
seiner Ansicht nach nur zum Schutz und zur Abwehr des bevorstehenden Fa-
schisten-Putsches Verwendung finden sollen, behauptete auch David Aichele
in den Verhçren. Es sei ihnen ja immer wieder gesagt worden, dass sie von die-
ser Richtung nichts Gutes zu erwarten h�tten. Dass dies tats�chlich zum grçß-
ten Teil richtig sei, sei ihm dadurch best�tigt worden, dass „rechtsradikale
Elemente“ sein Haus durch das Einwerfen von Fenstern besch�digt h�tten, er
t�tlichen Beleidigungen ausgesetzt gewesen sei und verschiedene Drohbriefe
erhalten habe.110 Diese aus der allt�glichen Erfahrung im Reutlinger Umfeld
hergeleitete Motivation klingt plausibel. Dennoch muss er als KPD-Funktio-
n�r von den radikaleren Zielen gewusst haben.

David Aichele beteiligte sich auch weiterhin an den konspirativen Gepflo-
genheiten der KPD. Er war bereit, Parteigenossen in seiner Wohnung in der
Wçhrdstraße zu beherbergen, wenn diese irgendwelche Aufgaben zu erf�llen
hatten oder „untertauchen“ mussten. So wohnte Wilhelm Zimmermann im
Herbst 1923 etwa eine Woche bei ihm, bevor er endg�ltig mit dem unterschla-
genen KPD-Geld fl�chtete.111 Allerdings hatte Zimmermann David Aichele
erz�hlt, seine Frau habe ihn nach einem Streit hinausgeworfen, also keinen
politischen Grund angegeben. In Aicheles Wohnung gingen viele KPD-Mit-
glieder ein und aus; es fanden auch Parteiversammlungen dort statt. Es sei
nicht ausgeschlossen, dass dabei Gewehre �bergeben oder Waffenk�ufe get�-
tigt wurden, sagte Aichele in den Verhçren aus.112 Vor Gericht konnte ihm
nicht bewiesen werden, dass er davon wusste oder selbst aktiv wurde.

Anfang Januar 1924 wurde die Handgranatenherstellung in der Werkstatt
des Reinhard Aichele von der Reutlinger Polizei aufgedeckt. Am 9. Januar
holten zwei Polizisten David Aichele an seinem Arbeitsplatz in der Maschi-

109 Ebd., Bd. 7, Landgericht Stgt., Aussage Fr�h, 9. 9. 1924.
110 Ebd., Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924.
111 Ebd., Bd. 7, Polizei-Direktion Ulm an Staatsanw. T�, 25. 1. 1925.
112 Zum Bsp. ebd., Bd. 7, W�rtt. LG Stgt., Voruntersuchung, 23. 8. 1924, Aussage David Aiche-

le; auch ebd., Bd. 7, Aussage D. Aichele, 9. 7. 1924.
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nenfabrik zum Bruderhaus ab und f�hrten ihn zur Vernehmung durch die
Reutlinger Polizei. Er blieb bis 26. Januar in Untersuchungshaft.113 In den
Verhçren gab David Aichele sofort zu, Anfang bis Mitte Oktober 1923 in der
Wirtsstube des Gewerkschaftshauses einen kleinen verschlossenen W�sche-
korb bewacht zu haben. Er behauptete allerdings zun�chst, dieser Korb sei im
Gewerkschaftshaus abgestellt worden und die Wirtin habe ihm ausgerichtet,
da sei ein Korb, den er bewachen solle. Er habe dann ein bis zwei Stunden da-
rauf aufgepasst und ihn dann an Christoph Lutz �bergeben.114 Die Betei-
ligung der Sprengstoffdiebe Koch, Neuffer und Bçhler, aber auch Aicheles
Vermittlerrolle beim Sprengstoffankauf kamen erst etwas sp�ter ans Licht.

Wie die anderen Angeklagten kam auch David Aichele nach Ausstellung
des Haftbefehls des Staatsgerichtshofs Anfang Dezember 1924 in Unter-
suchungshaft, in seinem Fall in das Reutlinger Amtsgerichtsgef�ngnis. Hier
machten ihm wohl seine Kriegsverletzungen zu schaffen und er bem�hte sich,
allerdings vergeblich, bis zum Prozessbeginn auf freien Fuß gesetzt zu wer-
den. Er habe im Krieg sieben Verwundungen erlitten, erkl�rte er, und haupt-
s�chlich sei ihm die rechte Achsel zertr�mmert worden. Seit zwanzig Wochen
sei er eigentlich arbeitsunf�hig und stehe in �rztlicher Behandlung. Kurz vor
der Verhaftung h�tte er sich eigentlich einen weiteren Splitter aus dem linken
Oberarm entfernen lassen sollen, sei aber wegen des Mostens, das er zu beauf-
sichtigen habe, nicht dazu gekommen. Bereits 40 heiße B�der seien ihm vom
Arzt verordnet worden. „Eine l�ngere Untersuchungshaft“, erkl�rte er, „h�tte
f�r mich ernste Lebensgefahr zu Folge, da ich gegen K�lte und ein hartes
Lager �usserst empfindlich bin.“115

Seine Frau Anna unterst�tzte ihn mit einem eigenen Gesuch. Von der Ar-
beit weg sei ihr Mann am 4. Dezember verhaftet worden, obwohl er bis zu die-
sem Tag stets �rztlich betreut worden sei, beschwerte sie sich. Dass die vielen
Kriegsverletzungen seine Gesundheit beeintr�chtigt h�tten, liege auf der
Hand. Nun habe er auch noch durch die Untersuchungshaft kçrperlich und
seelisch stark gelitten: „Sein siecher Kçrper mit seinem zerr�tteten Nerven-
system steht durch die psychische seelische Einwirkung der Untersuchungs-
haft vor dem vollst�ndigen Zusammenbruch.“116 Da Fluchtgefahr nicht im
geringsten zu bef�rchten sei, bat sie, ihren Mann auf freien Fuß zu setzen, ins-
besondere noch vor den Weihnachtsfeiertagen, „damit er bis dahin seiner
Familie zur�ckgegeben ist & all das Leid gemildert wird. Vor allem aber mein
Mann mir & meinen Kindern erhalten bleibt.“ Dies, so betonte sie, „d�rfte
wohl der einfachste Weg zur pol. Entwirrung sein. Damit w�re dem Staate,

113 Ebd., Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924; ebd., Bd. 7, Anzeige Polizei-Direktion Rt.,
8. 1. 1924.

114 Ebd., Bd. 7, Anzeige Polizei-Direktion Rt., 8. 1. 1924, Aussage D. Aichele, 9. 1. 1924.
115 Ebd., Bd. 5.
116 Ebd., Bd. 5, Gesuch, 19. 12. 1924.
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dessen H�ter der oberste Gerichtshof mit seiner Gesetzgebung ist, am besten
gedient.“ David Aichele blieb trotz dieser medizinischen Argumente in
Untersuchungshaft und trat auch nach dem Gerichtsurteil am 13. M�rz 1925
seine um die Untersuchungshaft verminderte Haftstrafe von acht Monaten
und zwei Wochen an. Beim Prozess war er relativ hart mit einem Jahr Gef�ng-
nis bestraft worden, obwohl ihm „nur“ die Vermittlung und �bergabe des
W�schekorbs angelastet wurde. Erschwerend wirkten seine Leitungsfunktio-
nen in der Reutlinger KPD. Doch bereits im Juli 1925 setzte sich der Ober-
reichsanwalt daf�r ein, Aicheles Gnadengesuch wegen seiner guten F�hrung
und seiner Kriegsbesch�digung zu bef�rworten. Er schlug vor, den Verurteil-
ten nach zwei weiteren Monaten zu entlassen, auch wenn er zu den �berzeug-
ten Anh�ngern der KPD gehçre.117

Nach der Haft stabilisierte sich David Aicheles berufliche Situation offen-
bar. Bis 1927 war sein Zweifamilienhaus schuldenfrei und 1929 wurde er als
selbstst�ndiger Baumaterialh�ndler gef�hrt. Soweit bekannt ist, kam er nur in
einer privaten Ausnahmesituation im September 1929 noch einmal mit der
Reutlinger Polizei in Kontakt. Nachdem ihn seine Ehefrau verlassen hatte
und aus �rger �ber seine Nachbarn veranstaltete David Aichele sehr lautstark
und alkoholisiert in seiner Wohnung mit einigen Freunden und einem extra
engagierten Klavierspieler ein Fest. Die Polizei musste auf Protest der Nach-
barn mehrmals erscheinen und die vorl�ufige Festnahme androhen, bis es
endlich ruhiger wurde. David Aichele erhielt eine Strafe von 10 RM wegen
Ruhestçrung.118

2.2 Christoph Lutz: Misstrauischer Parteikurier

Christoph Lutz wurde am 19. April 1900 in Hechingen als Sohn des Schlich-
termeisters und Fabrikarbeiters Adolf Lutz und seiner Frau Judith in schlech-
ten wirtschaftlichen Verh�ltnissen geboren.119 Vater und Mutter h�tten einen
anst�ndigen Charakter gehabt, seien �berall beliebt gewesen und ihr Verhalten
zueinander und zu den Kindern sei gewesen „wie es sich gehçrt“, gab Chris-
toph Lutz selbst an. Er hatte zwei Schwestern und zwei Br�der, die alle
anst�ndige und beliebte Personen seien. Ein Bruder war Lehrer, der andere
Schreiner. Lutz besuchte in Hechingen und Bodelshausen bis zum 17. Lebens-
jahr die evangelische Volksschule mit sehr guten Zeugnissen, absolvierte dann
in Hechingen eine Lehre als Bauschlosser und arbeitete als Geselle in Rhein-
felden und in der Eisenbahnreparatur-Werkst�tte in T�bingen. Vom Oktober
1918 bis Januar 1920 war er Soldat beim Infanterie-Regiment 122, zuletzt bei

117 Ebd., Bd. 3, Handakten Oberreichsanwalt 1925.
118 StadtA Rt., W�rtt. Polizeidirektion Bd. 41, Anzeige gegen David Aichele, 21. 9. 1929.
119 Biograph. Angaben: BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./

Rt., 13. 5. 1924, Aussage Lutz; StA Ludwigsburg, E 356 d III B� 328; StadtA Rt., Personen-
und Adressbogen.
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der Freiwilligen Abteilung Haas in Stuttgart. Nach der Entlassung ging er in
seinem Beruf auf Wanderschaft, u. a. nach Augsburg, M�nchen, Tuttlingen,
Freiburg, Stuttgart, bis er dann im Dezember 1921 wieder nach Reutlingen zu-
r�ckkehrte. Ab Mai 1923 war er arbeitslos, ab Juni 1924 wieder als Schlosser
besch�ftigt. Seit Oktober 1922 war Lutz mit Lore, geb. M�ller, verheiratet. Im
M�rz 1925 und im November 1926 wurden zwei Tçchter geboren. Lutz hatte
eine schwache Gesundheit, 1922 eine Rippenfellentz�ndung und 1923 eine
Tuberkulose, die in der schwierigen wirtschaftlichen und sozialen Situation
nicht richtig ausheilte. Auch seine Frau war lungenkrank.

Lutz war mehrfach vorbestraft: 1919 erhielt er beim Milit�r wegen Dieb-
stahls 14 Tage, 1920 wegen dienstlichen Ungehorsams 16 Tage mittleren
Arrest. 1923 wurde er wegen Schleichhandels von Gerste zu 5000 M Geld-
strafe und im selben Jahr wegen gemeinschaftlichen schweren Diebstahls zu
vier Monaten Gef�ngnis verurteilt. Die letzte Strafe trat er am 8. Januar 1924
im Amtsgerichtsgef�ngnis Reutlingen an und wurde dort am n�chsten Tag
auch gleich zur Handgranatensache verhçrt. Im direkten Anschluss verb�ßte
er die Strafe wegen Diebstahls dann bis 27. M�rz 1924 im Zellengef�ngnis
Heilbronn. Der Rest der Strafe wurde zur Bew�hrung ausgesetzt.120 Seine
letzte Strafe wegen schweren Diebstahls, so Lutz, sei entstanden „durch die
sehr schlechte Zeit der Inflation im Jahre 1923. Ich wurde schon im Mai 1923
arbeitslos u. konnte absolut keine Arbeit finden. Meine Frau war immer krank
u. auch ich wurde durch schlechte Bekçstigung letzten Endes auch krank. Wir
hatten çfters nur schwarzen Kaffee u. trockenes Brot.“121 So habe er bei einem
Bauern Nahrungsmittel gestohlen.

Christoph Lutz war im November 1921, also mit 21 Jahren, in die KPD ein-
getreten, weil er glaubte, „dass diese Partei am besten die Interessen der Arbei-
terschaft verfechte“ und weil ihn Nachbarn dazu �berredet h�tten.122 Als die
KPD im Krisenherbst 1923 begann, ihre Umsturzpl�ne zu organisieren,
wurden Lutz offenbar verschiedene dem gerade entstehenden milit�rischen
Geheimbereich zugeordnete Aufgaben �bertragen. Auch diesen Schritt in die
politische Radikalisierung erkl�rte Lutz nicht mit �berzeugungen, sondern
mit seiner wirtschaftlichen Notlage: „In der schlechtesten Zeit 1923 war die
kommunistische Partei allgemein beliebt bei der Arbeiterschaft, als diejenige
Partei, welche uns eine bessere Lebensmçglichkeit schaffen wolle. Durch gut
bekannte Arbeitskollegen wurde ich zur aktiven Arbeit innerhalb der Partei
aufgefordert u. ich sagte in meiner bittersten Notlage bereitwillig zu.“123

120 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 3, Handakten Oberreichsanwalt 1925; ebd.,
Bd. 7, Anzeige Polizei-Direktion Rt., 8. 1. 1924; LKPA Stgt., 7. 2. 1924, 13. 5. 1924.

121 StA Ludwigsburg, E 356 d III B� 328, Lebenslauf.
122 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924, Aus-

sage Lutz, 12. 5. 1924, 23. 8. 1924. Im August 1924 gab Lutz an, seit Herbst 1922 in der KPD
zu sein.

123 StA Ludwigsburg, E 356 d III B� 328, Lebenslauf.
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Lutz arbeitete ab September 1923 drei Monate lang als Ordonnanz und Ver-
bindungsmann von Hans Fr�h, als dieser verdeckter milit�rischer Leiter des
„Kampfgebiets“ Reutlingen wurde und in einer geheimen Wohnung lebte.
Innerhalb der Reutlinger Ortsgruppe, aber auch im großen „Kampfgebiet“,
das neben Reutlingen zahlreiche weitere Ortschaften vom Neckartal bis zur
Schw�bischen Alb umfasste, war Lutz f�r die interne Kommunikation zu-
st�ndig und transportierte auch verschlossene Botschaften an die Kuriere von
anderen Ortschaften. Außerdem war Lutz ab September 1923 als Unterkassier
in der KPD-Ortsgruppe Reutlingen t�tig. Seine Anweisungen habe er vom
Kassier der Ortsgruppe Vinzenz Maier erhalten. Vermutlich ging es bei diesen
T�tigkeiten von Lutz vor allem um die illegalen Ank�ufe von Sprengstoff und
Waffen, f�r die die �bergeordneten KPD-Stellen Geld zur Verf�gung stellten.
Eine Bezahlung f�r seine Parteit�tigkeit erhielt Lutz nach eigenen Angaben
nicht.124 Im Oktober 1923 nahm er an einem Reisemarsch der Hundertschaft
Reutlingen teil. Jedes Mitglied der KPD Reutlingen sei automatisch auch
Mitglied der Hundertschaft Reutlingen gewesen, behauptete er.125 Weitere
�bungen habe er aber nicht mitgemacht.

In seiner Rolle als rechte Hand von Hans Fr�h war Christoph Lutz �ber
viele Vorg�nge informiert und an vielen Aktivit�ten als Bote, Vermittler und
Assistent beteiligt. Er agierte aber nicht eigenst�ndig, sondern aufgrund der
Instruktionen, die man ihm gab, und dachte wohl zun�chst nicht viel �ber den
Zweck der Auftr�ge nach. So vermittelte er den Kontakt w�hrend der Kauf-
verhandlungen �ber den gestohlenen Sprengstoff zwischen den Beteiligten
(David Aichele und die Diebe Koch und Neuffer) und Fr�h, der den Ankauf
von seiner „illegalen“ Wohnung aus genehmigte und aus Parteigeldern bezahl-
te. Lutz war es dann, der den W�schekorb mit dem Sprengstoff bei David
Aichele im Gewerkschaftshaus abholte, ihn zwei bis drei Tage bei sich in der
Wohnung verwahrte, bis Karl Eisele zu ihm kam, den Sprengstoff dort in sei-
nen Rucksack umpackte und mitnahm. Lutz wusste dabei, dass der W�sche-
korb mit Pikrin, also einem sehr gef�hrlichen Sprengstoff, gef�llt war. Seine
ziemlich starke Wirkung habe er selbst schon beim Sprengen von Stumpen im
Wald beobachtet, erkl�rte er in einem der sp�teren Verhçre. Er habe sich aber
�ber die Sache weiter keine Gedanken gemacht, habe auch den Aichele nicht
nach der Verwendung des Pikrin gefragt. Er habe geglaubt, einem Partei-
genossen diese Gef�lligkeit erweisen zu m�ssen. Als Parteigenosse h�tte er es
auch als seine Pflicht angesehen, es dem Eisele abzugeben, selbst wenn ihm die
Bestimmung des Pikrins zur Herstellung von Handgranaten bekannt gewesen
w�re.126

124 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924, Aus-
sage Lutz, 12. 5. 1924.

125 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LG Stgt., Voruntersuchung, 23. 8. 1924, Aussage Lutz.
126 Ebd., Bd. 7, Anzeige Polizei-Direktion Rt., 8. 1. 1924.
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Christoph Lutz war es dann, der den ermittelnden Beamten im Februar
1924 streng vertraulich entscheidende Hinweise auf weitere am „Handgrana-
tenfall“ beteiligte Personen gab: die Diebe Koch, Neuffer und Bçhler.127 Lutz
hatte Koch und Neuffer auf Anweisung von Fr�h den Kaufpreis von 3 Dollar
f�r die gestohlene Ware ausbezahlt.128 Lutz best�tigte den Behçrden auch,
dass Fr�h wegen der Sprengstoffbeschaffung Kontakte nach Esslingen hatte.
Er selbst habe aber nie Sprengstoff in Esslingen geholt, was Wilhelm Zimmer-
mann und andere Parteigenossen behauptet hatten.

Auch in mehrere Waffenank�ufe war Christoph Lutz verwickelt. So
vermittelte er im Sp�tsommer 1923 den Ankauf eines abge�nderten Milit�r-
Karabinergewehrs von Albert Bronner an die KPD zum Preis von 20 bis
25 Millionen Mark.129 Er hatte KPD-Mitglied Bronner im Garten beim Schei-
benschießen beobachtet und Fr�h von dem schçnen umgebauten Karabiner
berichtet, worauf Fr�h ihn bat, Bronner zu Kaufverhandlungen in Fr�hs
Wohnung zu bringen. Lutz holte sp�ter dieses Gewehr bei Bronner in einem
Sack ab und brachte es zu Fr�h. Sp�ter transportierte er im Auftrag von Fr�h
dieses und mindestens ein weiteres Milit�rgewehr sowie Munition zu Gottlob
Holzwarths Gartenh�uschen ins Waffenlager.

David Aicheles Wohnung, wo viele KPD-Sitzungen stattfanden, war dabei
wohl – ob nun mit oder ohne Wissen von David Aichele – ein wichtiger �ber-
gabeort f�r Waffen und Munition, die im Waffenlager landeten. Lutz behaup-
tete auch, dort bei einer Ausschusssitzung einmal zwei Pistolen Holzwarth
direkt �bergeben zu haben. Die Ausf�hrung der Fr�h’schen Anordnungen
sah Lutz als Dienst an der Partei.

Christoph Lutz war lange Zeit bereit, ohne Nachdenken und Widerspruch
die Anweisungen von Fr�h auszuf�hren. Dies scheint sich – so stellte er es zu-
mindest in den sp�teren Verhçren dar – etwa Ende Oktober ge�ndert zu
haben. Von Mai bis Oktober 1923, als Fr�h als politischer Leiter der Partei
fungierte und Lutz ihn als rechte Hand unterst�tzte, h�tten sie sich gut ver-
standen, so Lutz.130 Da seien ihm die Ziele der KPD noch nicht klar gewesen.
Er habe immer gedacht, der Sprengstoff solle dazu dienen, einen eventuellen
Angriff der Reichswehr und Schutzpolizei gegen die infolge der Arbeitslosig-
keit und Inflation allgemein unzufriedene Arbeiterschaft abzuwehren. Er
habe dann erfahren, dass die KPD den gewaltsamen Umsturz vorbereite und
die Bewaffnung der Arbeiterschaft unter dem falschen Vorwand betreibe,
man m�sse sich gegen die Hakenkreuzler r�sten. Da ihm allm�hlich die kom-

127 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt., 7. 2. 1924, Aussage Lutz.
128 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt., 7. 2. 1924; vgl. auch ebd., 13. 5. 1924, Aussage Lutz, 12. 5.

1924; vgl. auch Aussage Lutz 9. 7. 1924; vgl. ebd., Bd. 7, Polizei-Direktion Ulm an Staatsanw.
T�, 25. 1. 1925.

129 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt., 7. 2. 1924, Aussage Lutz; vgl. auch Aussage Lutz 9. 7. 1924.
130 Dazu ebd., Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt., 13. 5. 1924, Aussage Lutz 12. 5. 1924; ebd., W�rtt. LG

Stgt., Voruntersuchung, 23. 8. 1924, Aussage Lutz.
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munistische Kampfesweise zu weit ging, habe er nicht mehr mitgemacht. Lutz
behauptete sogar, seinen Austritt aus der KPD-Ortsgruppe Reutlingen erkl�rt
und seit dem Verbot der Partei nicht mehr f�r sie und Fr�h gearbeitet zu
haben.

Es gab f�r Lutz noch einen zweiten Grund, warum er Fr�h, seit er ihn n�her
kennengelernt habe, „f�r einen ganz gemeinen Lumpen“ hielt.131 Er beschul-
digte ihn, Parteigelder unterschlagen zu haben. Sein Aufwand habe ihn dies
dringend vermuten lassen, da er doch arbeitslos war. Lutz erkl�rte, er habe
h�ufig gesehen, dass Fr�h in Abrechnungen �ber K�ufe von Waffen wieder-
holt hçhere Betr�ge als Ausgaben eingesetzt habe, als er in Wirklichkeit
gemacht hatte. F�r den Sprengstoff habe er zum Beispiel 3 Dollar bezahlt und
5 Dollar verrechnet. Mit den so gewonnenen Geldern h�tten er und seine Frau
gut gelebt. Zum Dank daf�r, so Lutz, dass er ihn w�hrend seines illegalen Auf-
enthalts und der Erkrankung seiner Frau mit Nahrungsmitteln und Dienst-
leistungen aller Art unterst�tzt habe, habe er ihn bei den Parteigenossen in
den Ruf eines „l�stigen Fressers“ gebracht. „Ich hatte ihn mit meinen beschei-
denen Mitteln nach Kr�ften unterst�tzt“, beklagte sich Lutz, „und er hat dann
sp�ter auf Parteikosten �ppig gelebt.“132

Wie die anderen Beteiligten im „Handgranatenfall“ wurde Christoph Lutz
Anfang Januar 1924 zum ersten Mal verhçrt, weitere Verhçre folgten im
Februar, Mai, Juli und August. Da er �ber viele Zusammenh�nge gut infor-
miert war und wohl aus Ver�rgerung �ber die KPD und ihren Leiter Fr�h
bereit war, relativ viel preiszugeben, war er ein wertvoller Zeuge f�r die ermit-
telnden Beamten.

Anfang Dezember 1924 kam Lutz, wie die anderen Angeklagten auch, mit
dem Haftbefehl des Staatsgerichtshofs in Untersuchungshaft in Reutlingen.
Da n�tzten auch weder sein Verweis auf die lohnende Arbeit bei Schlosser-
meister Katz, die er derzeit den ganzen Winter �ber habe, noch �rztliche
Zeugnisse, die ihm eine langwierige Lungentuberkulose und seit 1920 eine
Neigung zu epileptischen Anf�llen attestierten.133 Bei der Gerichtsverhand-
lung vom 13. bis 15. M�rz 1925 wurde Christoph Lutz zu einem Jahr und
sechs Monaten Zuchthaus verurteilt, da er umfangreich sowohl bei Spreng-
stoff- als auch bei der Waffenbeschaffung beteiligt war und als Funktion�r der
Partei als „T�ter“ und nicht als „Beihilfe“ gehandelt habe, so das Gericht.134

Lutz verb�ßte seine Haft, von der drei Monate Untersuchungshaft abgezogen
wurden, in der Strafanstalt Ludwigsburg. Ein erstes Gnadengesuch vom

131 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LG Stgt., Voruntersuchung, 23. 8. 1924, Aussage Lutz, 12. 5. 1924; vgl.
auch ebd., W�rtt. LKPA Stgt., Aussage Lutz, 7. 2. 1924.

132 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LG Stgt., Voruntersuchung, 23. 8. 1924.
133 Ebd., Bd. 5.
134 BArch Berlin, R 3003/96, Az. 14 a J 197/25, Bd. 1, Prozessanmerkung.
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Sommer 1925 wurde, wie bei den anderen Angeklagten auch, als verfr�ht
abgelehnt, auch wenn seine gute F�hrung gelobt wurde.135

Noch immer fand Lutz das hohe Strafmaß ungerecht, wie er im Gef�ngnis
erl�uterte: „Ich war mir, offen und ehrlich gesagt, nicht klar, gegen wen eigent-
lich der Sprengstoff verwendet werden sollte, denn ich bin kein geschulter
Politiker, auch fragte ich gar nicht danach. Daß ich nur deshalb ein Jahr sechs
Monate Zuchthaus erhalten habe, kann ich nicht als gerecht ansehen, denn als
ich diese strafbare Handlung begangen habe, wußte ich wohl, daß es, falls ich
dabei ertappt w�rde, bestraft werde, h�tte ich aber gewußt, daß solch hohe
Strafen dar�ber verh�ngt werden, w�re ich niemals zu dieser Tat �bergegan-
gen u. werde mich in Zukunft h�ten, solche Angelegenheiten zu verrich-
ten.“136

Wegen andauernder Gesundheitsprobleme ließ sich Lutz im Oktober 1925
auf eigene Kosten von einem Lungenspezialisten untersuchen. Der stellte
Beschwerden fest, die auf die alte Erkrankung zur�ckgingen, eine frische Er-
krankung oder Lebensgefahr bestehe nicht. Bei dem blassen Aussehen und
den fr�her �berstandenen Krankheiten empfahl er aber eine Verlegung ins Ge-
f�ngniskrankenhaus Hohenasperg, wenn sich der Zustand nicht bessere. Dies
wurde jedoch nicht genehmigt. Im November 1925 wurde eine Strafunterbre-
chung empfohlen, weil es Lutz’ Ehefrau sehr schlecht ging. Lutz sei „ein
stiller, fleißiger und geordneter Arbeiter, gegen�ber seinen Mitgefangenen zu-
r�ckhaltend“, wurde dabei festgehalten. „Seine Sympathien f�r die Kom-
munistische Partei sind geschwunden. Um einem vçlligen Zusammenbruch
ihrer Kr�fte zu entgehen, musste die zart konstituierte Frau ein Sanatorium,
aufsuchen u. ihr Kind in Kost geben.“137 Christoph Lutz wurde dann aber am
24. Dezember 1925 genau wie Reinhold Aichele vorzeitig entlassen mit f�nf-
j�hriger Bew�hrungsfrist.

Nach der Haft scheinen sich seine wirtschaftlichen Verh�ltnisse stabilisiert
zu haben. Christoph Lutz hatte regelm�ßig Arbeit als Schlosser, seine Frau ar-
beitete als Strickerin, Spulenlegerin oder 1927/28 als Arbeiterin bei der Reut-
linger H�lsenfabrik Emil Adolff. Wegen kleinerer Vergehen kam Christoph
Lutz 1929/30 noch einmal in Kontakt mit der Reutlinger Polizei.138 Er war
mit dem Fahrrad durch eine gesperrte Baustelle gefahren, was ihm eine Geld-
strafe von 3 RM eintrug. Ein anderes Mal musste er wegen �bertretung des
Gastst�ttengesetzes 6 RM Geldstrafe bezahlen. Mit vier anderen „Sanges-
br�dern“ des Arbeiterliederkranzes Betzingen hatte er nach der Singstunde
bei einem weiteren Vereinskollegen, der einen Flaschenbierhandel betrieb, bis

135 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 3, Handakten Oberreichsanwalt 1925.
136 StA Ludwigsburg, E 356 d III B� 328, Lebenslauf.
137 Ebd.
138 StadtA Rt., W�rtt. Polizeidirektion Bd. 67, Anzeigen Lutz 27. 8. 1927, 16. 7. 1929, 29. 9. 1930.
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5 Uhr morgens gefeiert. Sein weiteres Leben verlief, soweit bekannt, unauf-
f�llig.

3 Handgranaten aus Betzinger Werkstatt

3.1 Reinhold Aichele

Reinhold Aichele wurde am 18. M�rz 1895 in Reutlingen als Sohn des Gipsers
Reinhold Aichele und seiner Frau Karoline geboren.139 Seinen Vater be-
schrieb er als liebevoll und gerecht, aber auch j�hzornig, was er selbst geerbt
habe, seine Mutter als ruhig, liebevoll, sparsam und fleißig. Reinhold Aichele
besuchte in Reutlingen die evangelische Volksschule, danach bis zum 17. Le-
bensjahr die Gewerbeschule, die er nach eigenen Angaben als einer der besten
Sch�ler verließ und als Anerkennung eine Belobung und einen Preis erhielt.
Eigentlich w�re er gerne Lehrer geworden, aber auf Wunsch des Vaters er-
lernte er das Maurerhandwerk und machte bei seinem Vater, den er als guten,
aber auch „schlagfertigen“ Lehrmeister bezeichnete, die Gesellenpr�fung. Als
Kriegsfreiwilliger ging er bereits am 4. August 1914 in den Ersten Weltkrieg
im Infanterie-Regiment 121. Unterbrochen durch einen Lazarettaufenthalt
wegen einer Verletzung am Oberschenkel, diente er bis 1918 und wurde mit
dem Eisernen Kreuz II. Klasse und weiteren Verdienstmedaillen ausgezeich-
net. Reinhold Aichele konnte dann regelm�ßig in seinem Beruf als Maurer ar-
beiten, erlebte aber in den Krisenjahren 1922/23 auch Arbeitslosigkeit. 1920
heiratete er Anna Sauer und zog nach Betzingen ins H�uschen der Schwieger-
eltern, die er nebenher noch bei ihrer kleinen Landwirtschaft unterst�tzte.

Reinhold Aichele war vor seinem KPD-Eintritt politisch unerfahren und
auch nicht gewerkschaftlich organisiert. Vielmehr bewegte er sich schon seit
sehr jungen Jahren im Umfeld traditionell-b�rgerlicher Reutlinger und Bet-
zinger Vereine. Er war – und blieb es auch nach seinem KPD-Eintritt – aktives
Mitglied des „Ersten Milit�rvereins“ Reutlingens sowie seit etwa 1913 Mit-
glied der Freiwilligen Sanit�tskolonie Reutlingen, wof�r er im Herbst 1923
sogar das Verdienstkreuz f�r zehnj�hrige Treue und freiwillige Dienstzeit
vom W�rttembergischen Landesverein verliehen bekam.140 Reinhold Aichele
beteiligte sich �berdies an den Bereitschaftsdiensten w�hrend der Unruhen im
Herbst 1923. Auch der regelm�ßige Kirchgang in die evangelische Kirche
Betzingen gehçrte zu seinem Leben.

139 Zu den biographischen Daten v. a. StA Ludwigsburg, E 356 d III B� 329; StadtA Rt., Per-
sonen- und Adressbogen; BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, Anzeige LKPA
Stgt./Rt., 13. 5. 1924, Aussage R. Aichele.

140 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, Gesuch R. Aichele, 27. 1. 1924
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Anfang Oktober 1923 schloss er sich der Reutlinger KPD an.141 Dies
scheint ein eher impulsiver Entschluss gewesen zu sein, aus der Erfahrung der
Arbeitslosigkeit heraus. Beim Abstempeln der Erwerbslosenkarten sei er
h�ufig mit Kommunisten zusammengekommen und dadurch in die kom-
munistische Bewegung „hineingezogen“ worden, erkl�rte er. Eine Funktion
�bernahm er nicht in der KPD, aber er sei ohne Weiteres mit dem KPD-Ein-
tritt auch Mitglied der Reutlinger Hundertschaft geworden. Im Oktober 1923
habe er dann auch einmal eine �bung der Hundertschaft, einen Reisemarsch,
mitgemacht. An den politischen Versammlungen und Schulungen nahm er
dagegen weniger teil.

Reinhold Aichele trat also in einer Phase der KPD bei, in der die geheime
Militarisierung schon im Gange war. Das Erlebnis Reisemarsch hat ihn begeis-
tert, aber er verband damit wohl eher die Kameradschaft, weniger die milit�ri-
schen und politischen Ziele – anfangs nannte er die Hundertschaft „Sport-
abteilung“. Diese seien ihm infolge seiner „politischen Unerfahrenheit“ gar
nicht bewusst gewesen, nahm er f�r sich in Anspruch. Die ihm sp�ter zur Last
gelegten Vergehen, die er tief bereue, habe er „mehr aus Dummheit und
Leichtsinn, als aus politischer oder verbrecherischer Absicht ausgef�hrt.“142

Die eigentlichen politischen Ziele der KPD, erkl�rt Aichele sp�ter recht nach-
vollziehbar, seien ihm erst nach seiner Verhaftung klar geworden. Dass Fr�h
Kampfleiter war und dass die KPD Waffen und Munition habe, habe er schon
gewusst, aber er habe angenommen, dass sich die ganze kommunistische
Bewegung zum Kampf gegen die Hakenkreuzler r�ste. Es sei damals die Zeit
�ußerster politischer Spannung gewesen und die Arbeiterschaft erwartete t�g-
lich den Ausbruch eines Rechtsputsches. F�r Aichele stand es dabei fest, dass
die Arbeiterschaft schlimmen Zeiten entgegengehe, da sie keine Waffen hatte,
um einem solchen Putsch wirksam zu begegnen.143 Dar�ber habe man sich
nach Versammlungen oder in der Wohnung von Hans Fr�h unterhalten.
Anfangs beschrieb Aichele recht deutlich, dass es Hans Fr�h war, der in Ge-
spr�chen die Idee mit dem Handgranatenbau aufbrachte, und es klingt auch
einleuchtend, dass Fr�h ganz bewusst die Anfangseuphorie von Reinhold
Aichele genutzt hat, um an seine Ziele zu kommen. Man habe �berlegt, so
Aichele weiter, dass man unbedingt Waffen haben m�sse, und dann sei Karl
Eisele damit gekommen, dass er vom Krieg her wisse, wie man Handgranaten
herstelle. Aichele sei deshalb Feuer und Flamme f�r die Sache gewesen und als
erkl�rt wurde, es sei besser, wenn man zu den geballten Ladungen kleine
Holzkisten anfertigen w�rde, habe er den Vorschlag gemacht, seine nach hin-
ten gelegene Werkstatt zu nutzen.144 Wenn er damals gewusst h�tte, dass die

141 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LG Stgt., Voruntersuchung, 22. 8. 1924.
142 Ebd., Bd. 7, Gesuch R. Aichele, 27. 1. 1924.
143 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LG Stgt., Voruntersuchung, 22. 8. 1924.
144 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt., 7. 2. 1924.
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Der Maurer Reinhold Aichele verb�ßte seine Haftstrafe wegen Hochverrats
und Sprengstoffverbrechen in der Strafanstalt Ludwigsburg. Hier musste er
wie jeder H�ftling mit l�ngerer Zuchthausstrafe ein Formular zum Lebens-
lauf ausf�llen.
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KPD nicht zur Verteidigung gegen einen Rechtsputsch, sondern zum gewalt-
samen Sturz der Regierung und zur Erringung der Macht r�stet, so Aichele,
h�tte er das nicht getan, denn solche Ziele h�tte er nicht unterst�tzt. Seit dem
Verbot der KPD betrachte er sich �berhaupt nicht mehr als Mitglied der Partei
und habe auch keine Mitgliedsbeitr�ge mehr entrichtet.145

Aichele stellte also seine Werkstatt zur Verf�gung, um gemeinsam mit Karl
Eisele f�nf Kisten mit Handgranaten herzustellen, f�r die Lieferung des
Sprengstoffs wurde anderweitig gesorgt. Eine sechste Kiste, f�r deren F�llung
der Sprengstoff fehlte, blieb �brig. Der zuf�llig hereinplatzende Albert Hack
wurde ebenfalls miteinbezogen. Nach zwei bis drei Wochen wurden die Kist-
chen durch einen Kurier abgeholt, der sich durch ein Aichele bekanntes Paro-
lewort auswies.146 Die Sache war f�r ihn damit aber noch nicht erledigt. Eines
Abends, nachdem die Handgranaten bereits angefertigt und auch abgeholt
worden waren, kam Christoph Lutz auf dem Rad mit einem Rucksack zu ihm
mit dem Auftrag, dessen Inhalt aufzubewahren. Dieser bestand aus 7 bis 8 Pa-
keten Pikrins�ure von der Grçße eines Paketes Z�ndholzschachteln. Aichele
nahm die Sachen entgegen, obwohl er gleich den Eindruck hatte, „als ob mir
damit etwas aufgeh�ngt werden sollte“.147 Daher entschied er sich, sie am
n�chsten Abend in die Echaz zu werfen, was sich als schwieriges Unterfangen
herausstellte. Hinter seinem eigenen Haus war das wegen des niedrigen Was-
serstands nicht mçglich. So beschloss er, den Sprengstoff am Wehr hinter der
M�hle, wo das Wasser sehr tief war, zu versenken. „Als ich gegen einhalb zehn
Uhr mich dorthin auf den Weg machte“, berichtete Aichele, „sprach mich
Schutzmann Hack an und begleitete mich wider Erwarten bis �ber die Wache
hinaus. Er fragte mich, wohin ich gehe, worauf ich ihm sagte: Ins Steigle! Er
ging nun in dieser Richtung mit mir bis fast an den Ausgang des Dorfes. Erst
dort trennten wir uns dann und ich ging dann zum Wehr hinter der M�hle
zur�ck und warf dort alles ins Wasser.“148

Obwohl er angeblich nichts mehr mit der Partei zu tun haben wollte, ließ
sich Aichele noch zu einem weiteren geheimen Dienst f�r Fr�h und die Reut-
linger KPD �berreden.149 Er solle, so lautete Fr�hs Auftrag am 29. Dezember
1923, ein unsicher gewordenes Waffenlager im Gartenh�uschen eines ihm bis-
her unbekannten Parteigenossen nahe des S�dbahnhofs auflçsen und an einen
besseren Ort bringen. Gemeinsam mit Eisele, den er um seine Begleitung ge-
beten hatte, und dem Gartenhausbesitzer Gottlob Holzwarth holte Aichele
Waffen, Munition und Stiel-Handgranaten im Gartenh�uschen ab und

145 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LG Stgt., Voruntersuchung, 22. 8. 1924.
146 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt., 7. 2. 1924.
147 Ebd., Bd. 7, Protokoll Amtsgericht Rt., 15. 1. 1924, Aussage R. Aichele.
148 Ebd.
149 Dazu ausf�hrlich u. a. ebd., Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt. an Oberreichsanwalt Reichsgericht

Leipzig, 9. 7. 1924, Aussage R. Aichele; vgl. auch ebd., Bd. 7, W�rtt. LG Stgt., Vorunter-
suchung, 22. 8. 1924, Aussage R. Aichele.
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schaffte sie zu Fr�h. Doch dieser wollte in der politisch brisanten Lage keines-
falls mit verd�chtigen Gegenst�nden in Verbindung gebracht werden und
w�lzte die Verantwortung f�r den weiteren Verbleib der Waffen auf Aichele
ab. Aichele war ratlos, was er mit den brisanten Gegenst�nden machen sollte,
die er keinesfalls mit nach Hause nehmen wollte. Als er auf dem Heimweg
nach Betzingen am Wehr bei der S�ge vorbeikam, warf er, so stellte er es zu-
mindest in den Verhçren dar, die Handgranaten in die Echaz. Er �berlegte, die
Gewehre auf einen auf dem weiteren Heimweg liegenden Auff�llplatz zu
werfen und mit Schutt zuzudecken. Spontan entschied er aber, sie erst einmal
im Haus seines f�r ein paar Tage abwesenden und unbeteiligten Schwagers in
der Holzablage zu verstecken. Sein Plan, die versteckten Gegenst�nde unbe-
merkt wieder zu holen, wenn ihm eine bessere Lçsung f�r die Entsorgung ein-
gefallen war, schlug dann allerdings fehl. Bevor Aichele t�tig werden konnte,
wurde er am 8. Januar 1924 wegen der Herstellung der Handgranaten auf dem
Polizeirevier Reutlingen verhçrt und in Untersuchungshaft gesteckt. Es dau-
erte nicht lange, bis die Waffen im Holzhaufen entdeckt wurden und damit
auch die Ermittlungen zur Waffenlager-Geschichte ins Rollen kamen.150

Als der Reutlinger Polizei gemeldet wurde, dass in Reinhold Aicheles Hin-
terhof-Werkstatt in Betzingen im vorherigen Oktober Verd�chtiges vor sich
gegangen war, durchsuchte sie die Werkstatt. Sofort fand die Polizei das
sechste leere Holzkistchen und weitere Beweismittel wie ein St�ck Packpapier
mit der dem Sprengstoff Pikrin eigent�mlichen Gelbf�rbung, in welchem of-
fenbar die Sprengladungen verpackt waren. Auch eine kleine Blechdose mit
Z�ndh�tchen f�r Jagdgewehre wurde entdeckt.151 Aichele hatte also w�hrend
der dazwischenliegenden Monate nicht einmal aufger�umt.

Reinhold Aichele gab bei den ersten Verhçren seine Beteiligung sofort zu
und machte ausf�hrliche Angaben zum Handgranatenbau.152 Im Juli und
August 1924 wurde er dann zu seiner Rolle bei der Umbettung des Waffen-
lagers befragt.153 Durch alle Befragungen zog sich dabei das Motiv der Reue.
„Es hat mich schon oft genug gereut, dass ich mich in eine solche Sache ein-
gelassen habe, ich w�rde mich auch zu so etwas nicht mehr hergeben“, beteu-
erte er immer wieder.154 Er sei entschlossen, sich „in keiner Weise mehr an
den kommunistischen Umtrieben zu beteiligen.“155 F�r die Suche nach den

150 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LG Stgt., Voruntersuchung, 22. 8. 1924.
151 Ebd., Bd. 7, Anzeige Polizei-Direktion Rt., 8. 1. 1924.
152 Ebd., Bd. 7, Anzeige Polizei-Direktion Rt., 8. Jan. 1924; ebd., Bd. 7, Haftbefehl gegen

R. Aichele, Amtsgericht Rt. 9. 1. 1924; ebd., Bd. 7, Protokoll Amtsgericht Rt., 15. 1. 1924,
Aussage R. Aichele.

153 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt. an Oberreichsanwalt Reichsgericht Leipzig, 9. 7. 1924, Aus-
sage R. Aichele; vgl. auch ebd., W�rtt. LG Stgt., Voruntersuchung, 22. 8. 1924, Aussage
R. Aichele.

154 Ebd., Bd. 7, Anzeige Polizei-Direktion Rt., 8. 1. 1924.
155 Ebd., Bd. 7, Polizei-Direktion Rt., Erkl�rung R. Aichele, 8. 2. 1925.
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verschwundenen, von ihm hergestellten Handgranaten bot er den Behçrden
anfangs Kooperation an, als h�tte er noch nie dar�ber nachgedacht, dass man
damit Schaden anrichten konnte. Es sei ihm selbst wichtig, den Verbleib der
geballten Ladungen zu ermitteln, „weil ich nicht mçchte, dass schliesslich ein
fanatischer Mensch doch noch bei irgend einer Gelegenheit diese Ladungen
verwendet und dann mich mittelbar noch eine Schuld daran tr�fe.“156 In den
Dçrfern rund um Reutlingen seien ja damals �berall K�mpferorganisationen
gebildet worden, erkl�rte er der Polizei. Man m�sste nur eben bei den Funk-
tion�ren dieser Organisation vorsichtig Umfrage halten, so k�me man viel-
leicht den geballten Ladungen auf die Spur.157

An seine Frau schrieb Reinhold Aichele w�hrend der Untersuchungshaft:
„Du darfst ruhig jedermann ins Auge sehen, ich bin wohl hier, aber noch bin
ich kein Dieb und auch kein Mçrder und werde, so Gott will, es auch nie wer-
den. Mein ganzer Fehler war der, ich habe aus Dummheit u. Leichtsinn, gute
Ratschl�ge ausgeschlagen u. den glatten Worten falscher Freunde gefolgt,
unter die ich in der unruhigen Zeit hineinkam.“ Er sei, so weiter an seine Frau,
auf dem Weg gewesen, ihr zu folgen und die ganze Gesellschaft fallen zu
lassen, dann kam die Verhaftung: „Belogen und betrogen zu sein, das ist das
kl�gliche Ende vom Lied u. der Leidtragende bin ich u. unverschuldet m�sst
Ihr auch darunter leiden.“158 Große Vorw�rfe machte er sich, den 80-j�hrigen
Schwiegervater nicht mehr bei der Feldarbeit und der Viehhaltung unterst�t-
zen zu kçnnen. Seit September 1923 war er außerdem Vater einer kleinen
Tochter.

Widerrufe

Auf den ermittelnden Reutlinger Polizeibeamten wirkte Reinhold Aichele am
Anfang sehr offen und kooperativ. Aichele sei vçllig unvorbereitet gewesen
bei der ersten Vernehmung, erkl�rte Kriminal-Oberkommissar Hartmann
2� Jahre sp�ter. Seiner Ansicht nach habe er die volle Wahrheit sagen wollen,
um wieder auf freien Fuß zu kommen.159 Allerdings hat Reinhold Aichele
wohl seine offenherzigen ersten Aussagen vor der Polizei nach einigem Nach-
denken doch bereut. Vielleicht hatte er auch Angst vor dem von ihm einmal
erw�hnten „Femegericht“ der KPD, das w�hrend der Militarisierung im
Herbst 1923 eingerichtet worden sei, und „von dem man jedem beim Eintritt
gesagt hat, es bringe die um die Ecke, welche irgendetwas verraten“.160 Jeden-
falls widerrief Aichele seine erste spontane Aussage von Anfang Januar 1924,
es sei Wilhelm Zimmermann gewesen, der die Handgranaten bei ihm abgeholt

156 Ebd., Bd. 7, Haftbefehl R. Aichele, Amtsgericht Rt., 9. 1. 1924.
157 Ebd., Bd. 7, Protokoll Amtsgericht Rt., 15. 1. 1924, Aussage R. Aichele.
158 Ebd., Bd. 7, Abschrift Brief Reinhold an Anna Aichele, 23. 1. 1924.
159 Ebd., Bd. 4, Aussage Karl Hartmann, ca. 11. 11. 1926.
160 Ebd., Bd. 7, Protokoll Amtsgericht Rt., 15. 1. 1924, Aussage R. Aichele.
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und mit einem kleinen Kinderleiterwagen fortgeschafft habe.161 Anfang
Februar – inzwischen war Wilhelm Zimmermann in Ulm aufgegriffen worden
und saß dort in Untersuchungshaft – behauptete er plçtzlich, wegen der Dun-
kelheit habe er den Abholer, der sich durch ein Parolewort legitimiert habe,
nicht erkannt, er habe die Handgranaten in der Scheuer �bergeben.162

Auch seine erste Aussage, Hans Fr�h sei dabei gewesen, als die Idee zur
Handgranatenproduktion aufkam, zog Aichele sp�ter zur�ck.163 Mçglicher-
weise hatte er inzwischen auch Angst vor Fr�h, der in den Verhçren jegliche
Kenntnis und Verbindung zur Handgranatenherstellung leugnete. Im Mai
1924 wollte er auf einmal ausdr�cklich betont wissen, „dass wir die Ladungen
nicht im Auftrag der Partei hergestellt haben, sondern aus eigenem An-
trieb.“164

Kurz vor der Gerichtsverhandlung versuchte der Betzinger Stadtpfarrer,
f�r sein Gemeindemitglied Reinhold Aichele ein gutes Wort beim Staats-
gerichtshof einzulegen und um ein mildes Urteil zu bitten. Nicht nur h�tte die
ganze Familie die Arbeitskraft des Angeklagten dringend nçtig zu ihrem Fort-
kommen. Dieser selbst sei „ein gutm�tiger Mensch, der treu f�r seine Familie
sorgte, aber in einer Zeit der Arbeitslosigkeit aus Langeweile u. Unbedacht-
samkeit in Ber�hrung mit kommunistischen Umtrieben kam. Er hat sich aber
wieder davon zur�ckgezogen, als er sah, wohin sie f�hren w�rde.“165 Der
Pfarrer hatte Aichele w�hrend seiner ersten und auch zweiten Unter-
suchungshaft wiederholt besucht.

Vor Gericht wurde Aichele zu einem Jahr und sechs Monaten Zuchthaus
verurteilt, wovon vier Monate Untersuchungshaft schon als verb�ßt galten.
Regul�rer Entlassungstermin w�re also der 13. Mai 1926 gewesen. Die Betei-
ligung an der Hundertschaft, also einer staatsfeindlichen Verbindung, die
Herstellung der Handgranaten in seinen R�umen und der Transport des
Waffenlagers wogen schwer. Reinhold Aichele saß seine Strafe in der Landes-
strafanstalt Ludwigsburg ab, gleichzeitig mit den Mitt�tern Eisele, Lutz und
Hack. Ein erstes Gnadengesuch im Juli 1925 wurde als verfr�ht abgelehnt, ein
weiteres im November hatte dann mehr Erfolg.166 Aichele habe sich dem
Terror der kommunistischen Kirchenaustrittsparole nicht gebeugt, wurde
vom Gef�ngnispfarrer lobend erw�hnt. Er mache sich auch Vorw�rfe, dass er
„nicht der Stimme seiner ihn warnenden, rechtschaffenen Frau“ gefolgt

161 Ebd., Bd. 7, Polizei-Direktion Rt., 8. 1. 1924, Aussage R. Aichele.
162 Ebd., Bd. 7, Polizei-Direktion Rt. an Staatsanw. T�, 2. 2. 1924; vgl. auch Aussage 7. 2. 1924

und folgende.
163 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt., 7. 2. 1924; vgl. auch Polizei-Direktion Rt., Erkl�rung

R. Aichele, 8. 2. 1925.
164 Ebd., Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924.
165 Ebd., Bd. 5, Gesuch Ev. Stadtpfarramt Betzingen, 2. 3. 1925.
166 Ebd., Bd. 3, Handakten Oberreichsanwalt 1925.
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war.167 Reinhold Aichele wurde am 24. Dezember 1925 mit f�nfj�hriger Be-
w�hrungsfrist aus dem Ludwigsburger Gef�ngnis entlassen.168 Er lebte weiter
in Betzingen, arbeitete als Maurer und blieb, soweit bekannt, unauff�llig.

3.2 Karl Eisele

Karl Eisele wurde am 23. Dezember 1896 in Reutlingen als Sohn des Zimmer-
manns Johannes Eisele und seiner Frau Friederike geboren.169 Er hatte f�nf
Geschwister und zwei Stiefgeschwister, auch die Br�der waren Zimmerleute.
Seine Kindheit war von Armut und Streit mit der Stiefmutter gepr�gt. Von
1903 bis 1910 besuchte er die evangelische Volksschule in Reutlingen, bis 1913
absolvierte er eine Lehre des Zimmerhandwerks bei seinem Onkel, der ihn
nicht gut behandelte. Trotzdem schloss er mit guter Gesellenpr�fung ab. Von
Mai bis August 1914 war er innerhalb W�rttembergs auf Wanderschaft, um
sich im Beruf weiterzubilden, und arbeitete danach in seinem Handwerk. Von
September 1915 bis Kriegsende war er Soldat und wurde dabei zweimal leicht
verwundet, davon einmal durch einen großen Steinsplitter an der rechten
Kopfseite, was ihm nach eigenen Angaben Probleme mit leichter Erregbarkeit
bescherte. Der nur 1,55 m große, aber kr�ftige Karl Eisele wurde mit dem Ei-
sernen Kreuz I. und II. Klasse und der silbernen Verdienstmedaille aus-
gezeichnet. Von Januar 1919 bis September 1923 arbeitete er in Reutlingen als
Zimmermann, war dann f�nf Monate erwerbslos, bevor er ab M�rz 1924 bei
der gemeinn�tzigen Bauarbeitergenossenschaft wieder Arbeit fand. Vorstra-
fen hatte er keine. Zur Zeit des Hochverrats-Falls war Eisele verlobt mit Ida
Haberbosch, die er dann am 8. Mai 1926 heiratete.

Karl Eisele trat ebenso wie Reinhold Aichele erst Anfang Oktober 1923 in
die KPD ein; „in der Zeit der politischen Hochspannung“ habe er sich dazu
von Arbeitskollegen verleiten lassen, erkl�rte er.170 Eine Funktion �bte er in
der Partei nicht aus. Zum Auslçser f�r seine radikale Politisierung erkl�rte er
seinen �rger �ber die in Reutlingen Anfang der 1920er Jahre eingerichtete,
eher rechtsgerichtete Hilfspolizei. Diese hatte Mitte September 1923 bei ei-
nem Zusammenstoß zwischen der deutschnationalen Bismarckjugend und
linksgerichteten Reutlingern, in deren Verlauf es Schl�gereien und Verhaftun-
gen gab, deutlich Partei f�r die Deutschnationalen ergriffen und Gegen-
demonstrationen der Gewerkschaften am n�chsten Tag auseinandergetrieben.
Karl Eisele kam dann, wie er beschrieb, nach dem Zwischenfall mit der Bis-

167 StA Ludwigsburg, E 356 d III B� 329; Stellungnahme, 25. 11. 1925.
168 StA Ludwigsburg, E 356 d III B� 329.
169 Zur Biographie vgl. BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./

Rt., 13. 5. 1924, Aussage Eisele; StA Ludwigsburg, E 356 d III B� 330, Lebenslauf; StadtA
Rt., Personen- und Adressbogen Karl Eisele.

170 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, Haftbefehl Amtsgericht Rt., 9. 1. 1924; vgl.
auch ebd., Aussagen 7.2., 12./13.5. und 22. 8. 1924.
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marckjugend gegen acht Uhr abends sehr erregt an das Gewerkschaftshaus,
wo eine Demonstration der Gewerkschaften stattfand. Viele dort versammel-
ten Personen h�tten in Bezug auf das Vorgehen der Hilfspolizei ge�ußert, „da
sollte man Handgranaten haben“.171 Er selbst sei dann von einem Unbekann-
ten, der in einem großen Haufen von Leuten stand, auf die Seite genommen
worden und der habe ihm gesagt, er sei doch im Feld gewesen und werde sich
in der Handhabung von Handgranaten auskennen; er solle doch solche her-
stellen. Da er diesen Unbekannten seither nirgends mehr gesehen hatte,
glaubte Eisele, dass es ein Ausw�rtiger gewesen war. Vermutlich war diese Be-
gegnung von Fr�h bewusst herbeigef�hrt worden, denn Eisele berichtete
dann noch, dass er direkt danach in einem Gespr�ch mit Hans Fr�h ebenfalls
�ber die Notwendigkeit gesprochen habe, die Arbeiter zu bewaffnen. Auch
Eisele glaubte an die Abwehr eines Faschistenangriffs als Zweck der Bewaff-
nung, denn er sah den konkreten Zusammenhang zu dem vorhergegangenen
Zwischenfall. Die Handgranaten sollten eben verwendet werden, „wenn es
losging“.172 In den Verhçren behauptete er, bei seinem Eintritt in die KPD
nichts von der Existenz der Reutlinger Hundertschaft gewusst zu haben, die
F�hrer dieser Hundertschaft kannte er nicht. Dass Fr�h eine Zeit lang Kampf-
leiter gewesen sei, habe er erst durch die Ermittlungen erfahren.

Als dann mit Reinhold Aicheles Werkstatt eine geeignete R�umlichkeit f�r
die Handgranatenproduktion zur Verf�gung stand und Hans Fr�h im Hinter-
grund �ber Christoph Lutz die Sprengstoffbeschaffung organisierte, stand die
in der aktuellen Aufregung ge�ußerte Absicht plçtzlich vor der Realisation,
ohne dass Neu-KPD-Mitglied Karl Eisele noch viel dar�ber nachdachte und
sich der Tragweite seiner Handlung bewusst werden konnte. Er holte nach
Anweisung den Sprengstoff bei Christoph Lutz ab, nahm Holzbrett-Abf�lle
von zu Hause mit und stellte an zwei bis drei Abenden zusammen mit Rein-
hold Aichele und Albert Hack die sechs Kistchen her, von denen f�nf mit den
Sprengstoffladungen gef�llt wurden.173 Wie das ging, wusste Karl Eisele, weil
er im Krieg bei seinem Infanterie-Regiment schon mit Sprengungen zu tun
gehabt hatte. „Ich habe nach der Fertigstellung der Ladungen der Sache nicht
mehr recht getraut und wenn ich mich nicht schon damit eingelassen h�tte,
w�rde ich es nicht mehr getan haben“, schilderte er sp�ter seine Bedenken.174

Etwa Mitte November, kurz vor dem Verbot der Partei, so stellte er es dar, trat
er aus der KPD wieder aus, weil er erfahren habe, dass der Sturz der Regierung

171 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, Haftbefehl Amtsgericht Rt., 9. 1. 1924; vgl.
ferner ebd., Bd. 7, Aussagen Eisele vom 8.1., 7.2., 8.2., 12./13.5. und 22. 8. 1924. Vgl. auch Ei-
seles Darstellung bei StA Ludwigsburg, E 356 d III B� 330, Lebenslauf.

172 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt., 7. 2. 1924, Aussage Ei-
sele.

173 Ebd., Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924, Aussage Eisele 12. 5. 1924; vgl. auch die
Aussagen vom 8.1., 9.1. und 7. 2. 1924.

174 Ebd., Bd. 7, Anzeige Polizei-Direktion Rt., 8. 1. 1924.
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das Ziel der Partei sei. Mit diesem Ziel war er nicht einverstanden und wollte
seitdem mit der Partei nichts mehr zu schaffen haben.

Als Begleiter von Reinhold Aichele war Karl Eisele dann allerdings Ende
Dezember 1924 noch bei der Verlegung des KPD-Waffenlagers aus Holz-
warths Gartenh�uschen dabei, was er aber vermutlich eher als Freundschafts-
dienst verstand. Dass es um den Transport von Gewehren ging, erfuhr er wohl
erst vor Ort. Eisele verabschiedete sich dann nach einem Teil des Weges, um
nach Hause zu gehen, bevor Reinhold Aichele sich weiter auf die Suche nach
einem neuen Versteck f�r die Waffen machte.175

Kurz nach Reinhold Aichele wurde dann am 8. Januar 1925 auch Karl Eisele
verhaftet, beide sollten bis 8. Februar in Untersuchungshaft bleiben. Als Eise-
les Wohnung durchsucht wurde, fand man dort eine Selbstladepistole mit
grçßtenteils unbrauchbaren Patronen. Er habe sie aus dem Krieg mitgebracht,
gab Eisele an. Einen Waffenschein habe er im Herbst 1923 beantragt, er sei
ihm aber verweigert worden. Die Patronen habe er als Kriegsandenken auf-
bewahrt.176

Vor Gericht wurde Eisele dann unterstellt, er habe diese Pistole behalten,
um sie gelegentlich f�r die Zwecke der KPD verwenden zu kçnnen. Er wurde
wie Reinhold Aichele und Christoph Lutz zu einem Jahr und sechs Monaten
Zuchthaus verurteilt. Die Herstellung der Handgranaten und der Besitz von
Sprengstoff wogen schwer, beim Waffenlager wurde ihm angelastet, dass er
davon gewusst, dieses aber nicht gemeldet hatte.

Auch Eisele verb�ßte, parallel zu Aichele, seine Haft in der Strafanstalt
Ludwigsburg. Auch ihm wurde eine gute F�hrung attestiert, aber dennoch
ein erstes Gnadengesuch im Juli 1925 als verfr�ht abgelehnt.177 W�hrend aller-
dings Reinhold Aichele und Christoph Lutz auf den 24. Dezember 1925 mit
f�nfj�hriger Bew�hrungsfrist entlassen wurden, blieb Eisele in Haft.

Warum denn Eisele nicht entlassen werde wie die anderen beiden Reutlin-
ger, die Strafe sei doch gleich hoch gewesen, fragte denn auch ein Beauftragter
der Familie zur Jahreswende 1925/26. Eisele, so sah es seine Familie, sei doch
von diesen zum Verbrechen aufgefordert worden. Es sei ja erfreulich, heißt es
in dem Gesuch weiter, dass diese heimdurften, aber habe sich Eisele so
schlecht aufgef�hrt, dass ein solcher Unterschied gemacht werden konnte,
„das ist mir unbegreiflich, wir haben doch einen Gott im Himmel welcher
jedes begangene Unrecht sieht, ich weiß ja nicht was dahinter steckt“. Arbeit,
so wurde auch versichert, bekomme er gleich bei seinem fr�heren Arbeit-

175 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt., 7. 2. 1924, Aussage Eisele; vgl. auch Aussage Eisele, 22. 8.
1924.

176 Ebd., Bd. 7, Anzeige Polizei-Direktion Rt., 8. 1. 1924; vgl. auch StA Ludwigsburg, E 356 d
III B� 330, Lebenslauf.

177 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 3, Handakten Oberreichsanwalt 1925.
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geber.178 Mçglicherweise hatte es eine Rolle gespielt, dass Eisele Ende Sep-
tember 1925 dabei erwischt wurde, wie er eine brennende (und verbotene)
Zigarette im Holz versteckte. Zur Strafe wurde ihm das warme Fr�hst�ck und
Abendessen vorenthalten. Ansonsten bef�rworteten Gef�ngnisdirektor und
Pfarrer mit etwas Versp�tung nun auch die Begnadigung des Karl Eisele: Er
sei „ein recht ordentlicher Mensch“ und „keiner von den Wirrkçpfen, Fana-
tikern, sondern ist ein einfacher Arbeiter, der durch andere in das Treiben
hineingezogen worden ist“. Zudem sei er arbeitslos und „das gewissenlose
Gerede �ber die drohende Faschistenherrschaft“ habe eben auch auf ihn
gewirkt.179 Der „Warnungserfolg einer Strafe“ sei bei ihm erreicht und die
Prognose deshalb g�nstig. Er sei ein gutm�tiger und dabei allerdings schwa-
cher Mensch, weshalb eine Bew�hrungsstrafe als in die Freiheit hinein-
wirkende Mahnung sinnvoll sei.

Karl Eisele wurde am 16. Februar 1926 entlassen und arbeitete dann wieder
als Zimmermann. Er heiratete und f�hrte, soweit bekannt, ein unauff�lliges
Leben.

3.3 Albert Hack

Albert Hack, der dritte Handgranaten-Produzent und wie Reinhold Aichele
aus Betzingen, war neben Holzwarth einer der beiden �lteren Angeklagten.
Er wurde am 24. November 1885 in Betzingen als Sohn des Feldsch�tzen Ja-
kob Hack geboren.180 Nach der Schule arbeitete er als Weber in Reutlingen in
der Fabrik. Ab August 1914 war er zuerst Ersatz-Reservist, dann als Soldat im
Felde. Wegen eines krebsartigen Magenleidens kam er zum Ersatzbataillon
nach Stuttgart, dann bis Kriegsende nach Friedrichshafen zur Luftschiffs-
werft. Bis auf eine kurze Zeit als Notstandsarbeiter war Hack immer als We-
ber t�tig. Im September 1917 heiratete er Maria Herb, mit der er drei Kinder
hatte, die 1923 sechs, f�nf und eineinhalb Jahre alt waren. Ein schuldenfreier
bewirtschafteter Acker bot ihm einen gewissen finanziellen R�ckhalt. Vor-
bestraft war er nicht.

Schon als junger Mann habe er sich politisch bet�tigt, gab Hack bei den
Verhçren an. Bei der KPD sei er seit Anfang 1923, nachdem ihn ein Diskus-
sionsredner auf einer Versammlung davon �berzeugt habe, dass die KPD die
Interessen der Arbeiterschaft am besten vertrete.181 Der kommunistischen
Bewegung habe er sich angeschlossen, so Hack, „weil ich im Felde und auch

178 StA Ludwigsburg, E 356 d III B� 330, Gesuch, 4. 1. 1926.
179 Ebd., Stellungnahmen 30./31. 12. 1925.
180 Zum Lebenslauf v. a. BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./

Rt., 13. 5. 1924, Aussage Albert Hack, 12. 5. 1924; StadtA Rt., Personen- und Adressbogen
Albert Hack.

181 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924, Aus-
sage Hack, 12. 5. 1924.
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sonst in meinem Leben viel bittere Ungerechtigkeiten habe erleiden m�ssen.
Ich halte es nicht f�r Recht, dass in Deutschland die Plutokratie am Ruder ist
und das ganze Volk unter diesen paar Schlemmern und Parasiten zu leiden
hat.“182 Von der KPD erhoffte er, „dass sie bessere und gerechtere Zust�nde
herauff�hren werde f�r Deutschland.“ Hack war etwa ab M�rz 1923 ehren-
amtlich Erster Vorsitzender der Ortsgruppe Betzingen. Er erkl�rte, sich im-
mer nur politisch und nie milit�risch f�r die Partei bet�tigt zu haben. Mit den
Zielen der KPD, eine proletarische Diktatur zu errichten durch Sturz der be-
stehenden Regierung, kannte er sich zwar aus, sah dies aber nicht als konkretes
Nahziel. Im Herbst 1923 sei es ihm ausschließlich um die Abwehr faschisti-
scher Angriffe gegangen. Hack r�umte aber in den Verhçren ein, von der Par-
teileitung bedr�ngt worden und in einer Zwangslage gewesen zu sein. Weil er
bei mehreren Zusammenk�nften von Gewaltt�tigkeiten abgeraten hatte, habe
man ihn einen Feigling geheißen. Die Parteileitung habe alle wissen lassen,
dass gegen jeden, der die Partei verrate, sehr scharfe Maßnahmen ergriffen
w�rden.183

Er habe dann aber an den Funktion�rssitzungen mit R�cksicht auf seine
Frau, welche seine Parteit�tigkeit nicht guthieß, nicht mehr teilgenommen
und sei deshalb in die Parteiziele in der radikalen Phase auch nicht eingeweiht
gewesen.184 Auch von den Sprengstoffpl�nen und der Herstellung der Hand-
granaten habe er vorher nichts gewusst, erkl�rte Hack. Er sei ganz zuf�llig in
die Werkstatt des Reinhold Aichele gekommen, als dieser gerade mit Karl
Eisele zusammensaß und Holzkistchen gebastelt habe. Er hole sehr h�ufig
abends Milch f�r seine Kinder in einem benachbarten Haus und habe wie
schon çfters bei diesem Anlass Reinhold Aichele besuchen wollen und sei in
die Werkstatt geschickt worden.185 In dieser waren Aichele und Eisele mit
Schreinerarbeiten besch�ftigt. Er konnte nur schwer in Erfahrung bringen,
was die zwei machten, und hatte den Eindruck, als ob sie ihn mçglichst bald
wieder loshaben wollten. Ihm sei dann aber klar geworden, dass die Kistchen
der Herstellung von Handgranaten dienten. Aichele habe ihm schließlich ein
St�ck Eisen �bergeben, von dem er bei einem Schmied Handgriffe f�r die
Kistchen machen ließ und sie wieder in Aicheles Werkstatt brachte. Dann
brachte Hack die Handgriffe noch an die Kistchen an. Darauf beschr�nkte
sich Hacks T�tigkeit, was auch von Aichele und Eisele best�tigt wurde.

Man habe sich in Aicheles Werkstatt auch �ber die politische Hochspan-
nung unterhalten und dar�ber, dass man etwas haben m�sste, um die Faschis-
ten abzuwehren. Nie sei von anderen Zielen gesprochen worden. Hacks

182 Ebd., Bd. 7, Haftbefehl Amtsgericht Rt., 9. 1. 1924.
183 Ebd., Bd. 7, Amtsgericht Rt., 15. 2. 1924.
184 Ebd., Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924.
185 Zur Handgranaten-Herstellung vgl. ebd., Bd. 7, Aussagen Albert Hack, 12.1., 7. u. 15.2. so-

wie 12./13. 5. 1924.
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Wahrnehmung nach lebten im Herbst 1923 die Bauern und die Arbeiter in
Betzingen auf sehr gespanntem Fuß miteinander: „Es war damals eigentlich
jedes Haus fortgesetzt im Alarmzustande.“ Die Handgranaten wurden seiner
Ansicht nach angefertigt, „weil wir doch nicht mit verschr�nkten Armen zu-
sehen wollten, wenn man uns geholt h�tte. Damit mussten wir rechnen. Es
gen�gte ja, wenn man einer nicht beliebten politischen Richtung angehçrte,
um ins Gef�ngnis geworfen zu werden.“186

Albert Hack, schwer magenkrank, entschloss sich beim Verbot der KPD,
sich vom politischen Leben ganz zur�ckzuziehen, „da ich gemerkt habe, dass
sonst meine Gesundheit vollends ganz untergraben wird.“187 Am 8. Januar
1924 wurde er jedoch, als die Handgranaten-Sache bekannt wurde, wie die an-
deren Verd�chtigen in Untersuchungshaft gesteckt und erst am 8. Februar
wieder entlassen.188

Als Albert Hack Anfang Dezember 1924 mit dem Haftbefehl des Staats-
gerichtshofs in seine zweite Untersuchungshaft kam, hoffte er vergeblich,
wegen seines Magenleidens auf freiem Fuß bleiben zu kçnnen. Er sei unter-
ern�hrt, erkl�rte er, kçnne nur wenige Speisen, keinen Alkohol und kein
Nikotin vertragen.189 Ende Januar 1925 wurde er gleichzeitig mit den anderen
Angeklagten „streng gesondert und durch zuverl�ssige Begleitw�chter be-
wacht“ nach Leipzig �berf�hrt.190 Damit Albert Hack seine Arbeit als Weber
behalten konnte, �bernahm seine Frau w�hrend seiner zweimaligen Unter-
suchungshaft dessen Stelle.

Der Betzinger Stadtpfarrer appellierte, �hnlich wie bei Reinhold Aichele,
kurz vor der Gerichtsverhandlung an den Leipziger Staatsgerichtshof, Albert
Hack mçglichst mild zu beurteilen.191 Er beschrieb Hack als einen verantwor-
tungsvollen Familienvater mit drei Kindern und fleißigen Arbeiter, der zwar
Kommunist, aber dennoch fest in das traditionelle Betzinger Dorfleben inte-
griert war. Als Kommunist sei Albert Hack zwar im Sommer 1922 aus der
evangelischen Kirche ausgetreten. Aber bei seinen Gespr�chen mit Hack, so
der Pfarrer, sei deutlich zutage getreten, dass er dem Kommunismus nicht aus
Eigennutz oder sonstiger niedriger Gesinnung anhing, sondern aus unklaren
Vorstellungen von der Solidarit�t und allgemeiner Menschenverbr�derung.
Seinen Kirchenaustritt habe er damit begr�ndet, dass er der Sache des Proleta-
riats Opfer bringen m�sse, nachdem andere f�r sie sogar das Leben gelassen
h�tten. Die erste Untersuchungshaft im Januar 1924 hatte Albert Hack nach
Ansicht des Betzinger Pfarrers in eine Krise gef�hrt. Sein Idealismus sei zu-

186 Ebd., Bd. 7, Haftbefehl Amtsgericht Rt., 9. 1. 1924.
187 Ebd.
188 Ebd., Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924.
189 Ebd., Bd. 5.
190 Ebd., Bd. 5.
191 Ebd., Bd. 5, Gesuch Ev. Stadtpfarramt Betzingen an Staatsgerichtshof Leipzig, 2. 3. 1925.
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sammengebrochen, vom Verhalten seiner fr�heren Parteigenossen, von denen
einer auf den anderen abzuladen suchte, war er tief entt�uscht. Schließlich bat
Hack den Pfarrer um einen Besuch im Gef�ngnis und um Wiedereintritt in die
Kirche, was gleich nach der Haftentlassung auch vollzogen wurde. Seither
halte er sich von jeder Politik fern. Er wisse ja nicht, wie stark Hack fr�her in
die kommunistischen Umtriebe verflochten gewesen sei, so der Pfarrer, aber
man m�sse ihm zugutehalten, dass er aus edlen Beweggr�nden handelte und
zu gr�ndlicher Einsicht von der Unrechtm�ßigkeit seiner Haltung gekommen
sei.

Vor dem Leipziger Staatsgerichtshof wurde zwar anerkannt, dass Albert
Hack an der Herstellung der Handgranaten weniger stark beteiligt war als
Aichele und Eisele. Da er aber KPD-Funktion�r war, wurde ihm unterstellt,
den Verwendungszweck der Handgranaten im Sinne der KPD, also den sofor-
tigen gewaltsamen Umsturz der Regierung, genau gekannt zu haben. Er galt
damit als Mitt�ter und nicht als Gehilfe und wurde zu neun Monaten Gef�ng-
nis verurteilt, wovon vier Monate Untersuchungshaft schon verb�ßt waren.

Albert Hack kam im Juni 1933 ins „Schutzhaftlager“ Heuberg.192 Er wird
vermutlich weiter f�r die KPD t�tig gewesen sein, denn nach der Macht�ber-
nahme der Nationalsozialisten wurden zahlreiche Kommunisten dort
inhaftiert. Weiteres ist nicht bekannt.

4 Sprengstoff- und Waffendiebe: Wilhelm Neuffer, Theodor Koch und
Gottlob Bçhler

Die drei Gelegenheitsdiebe Wilhelm Neuffer, Theodor Koch und Gottlob
Bçhler waren mit Sprengstoffdiebst�hlen und Waffenbeschaffung an den
Reutlinger Vorg�ngen beteiligt.

Wilhelm Neuffer

Der Mechaniker Wilhelm Neuffer wurde am 16. Oktober 1904 als Sohn des
Schreiners Wilhelm Neuffer und seiner Ehefrau Luise in Pfullingen geboren.
Von 1918 bis 1921 machte er in einem Reutlinger Betrieb eine Lehre als
Mechaniker und fand dort anschließend Arbeit bis Mitte M�rz 1922.193 Es
folgten wechselnde kurzfristige Arbeitsgelegenheiten bei verschiedenen Ar-
beitgebern als Schlosser und Dengler und eine Phase der Arbeitslosigkeit ab
Anfang September 1923. Nach der Hochverrats-Haft fand er in der zweiten
H�lfte der 1920er Jahre immer wieder eher kurzfristige Engagements in sei-
nem Beruf, aber auch als Arbeiter, Schlosser, Handlanger, Eisendreher oder

192 StadtA Rt., F�rsorgeakten Nr. 4048 Albert Hack.
193 Zur Biographie: BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, W�rtt. LG Stgt., Vorunter-

suchung, 23. 8. 1924; StadtA Rt., Personen- und Adressbogen Wilhelm Neuffer.
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sogar Strickerlehrling. Hin und wieder arbeitete er auch in Stuttgart oder Lud-
wigsburg.

Mitglied der KPD war Wilhelm Neuffer nach eigenen Angaben seit August
1923. Er habe sich aber nie besonders f�r die Parteit�tigkeit interessiert und
auch keine Versammlungen besucht. Seine damalige Verlobte Emma Reicher-
ter, die offenbar nicht viel von seiner politischen Pr�ferenz hielt, war �ber-
zeugt, dass er durch mangelndes Selbstwertgef�hl und seine Jugend „ein
Opfer derer geworden ist, welche glauben, mit dem Kopfe durch die Wand zu
kommen.“194 Sp�ter erfolgte die Trennung, Neuffer hatte Kontaktverbot f�r
das gemeinsame Kind. Am 27. Mai 1929 heiratete er Pauline Hau aus Riede-
rich.

W�hrend einer Phase der Arbeitslosigkeit 1923 hat der 19-j�hrige Wilhelm
Neuffer seine Finanzen offenbar mit Einbr�chen und Diebst�hlen aufgebes-
sert. Hin und wieder tat er sich dabei mit seinem Komplizen Theodor Koch
zusammen. Beim Sprengstoffdiebstahl gesellte sich noch Gottlob Bçhler
dazu.

Theodor Koch

Theodor Koch wurde am 31. August 1899 in Esslingen geboren. Er machte
wohl keine Ausbildung, sondern war ab April 1913 in Reutlingen zun�chst bei
der Textilfirma Ulrich Gminder als Arbeiter und Packer besch�ftigt, sp�ter als
Hausknecht, Taglçhner, Laufbursche bei wechselnden Arbeitgebern.195 Zwi-
schen November 1917 und September 1919 war er beim Milit�r, zuerst im
Krieg und zuletzt in M�nsingen. Ab 1923 arbeitete er einige Zeit als Stricker,
unterbrochen durch Arbeitslosigkeit von September 1923 bis Januar 1924. Die
Besch�ftigungsverh�ltnisse blieben wechselhaft, 1929/30 arbeitete Koch als
Taglçhner in st�dtischen Einrichtungen in Reutlingen. KPD-Mitglied war
Koch bereits im Herbst 1923, auch wenn er das bei den ersten Verhçren nicht
zugeben wollte, damit man ihm keine politische Motivation f�r seinen
Sprengstoffdiebstahl zuschreiben konnte. Im Fr�hjahr 1924, also nach Wie-
derzulassung der Partei, trat er wieder ein.196

Gottlob Bçhler

Gottlob Bçhler wurde am 1. August 1899 in Reutlingen geboren, sein Vater
war Gerber. Auch Bçhler machte keine Ausbildung und arbeitete dauerhaft

194 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 5, Gesuch Emma Reicherter f�r Wilhelm
Neuffer, 24. 11. 1924.

195 StadtA Rt., Personen- und Adressbogen Theodor Koch.
196 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 4, Aussage Theodor Koch, 11. 11. 1926; vgl.

auch ebd., Bd. 7, Aussage Bçhler vor Amtsgericht Rt., 5. 7. 1924.
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in Hilfst�tigkeiten als Fabrikarbeiter, Taglçhner oder Hilfsheizer.197 Sein
Arbeitsleben war gepr�gt von stets kurzen Arbeitseins�tzen und st�ndigem
Wechsel, aber immerhin fand er ohne grçßere L�cken meistens eine Besch�fti-
gung. Immer wieder zog er in den 1920er Jahren weg, nach Oberndorf, Ried-
lingen, Lindau, Kettenacker, Gammertingen und Ludwigsburg, und kehrte
zwischendurch nach Reutlingen zur�ck. In Krisenjahren war auch einmal das
St�dtische F�rsorgeamt Arbeitgeber oder er war Notstandsarbeiter. Bçhler
war vorbestraft wegen Betrugs, vermutlich 1923. Er heiratete 1923 Friederike
Schmid, zwei Kinder wurden geboren. Nach der Trennung heiratete er seine
zweite Frau Margarethe.

Gottlob Bçhler war schon langj�hriges KPD-Mitglied, angeblich seit der
Gr�ndung der KPD-Ortsgruppe Reutlingen. Eine Funktion habe er bei der
Partei nicht ausge�bt und w�hrend des Verbots der KPD habe er keine Mit-
gliedsmarken geklebt. Allerdings kann Bçhler nicht nur ein einfaches und nur
grob informiertes Parteimitglied gewesen sein, denn er hatte recht detaillierte
Kenntnisse dar�ber, wie man bei der KPD geheime Sprengstoffposten oder
Waffen verkaufen oder wie man �ber Mittelsm�nner Kontakt zum verdeckt
wohnenden Hans Fr�h aufnehmen konnte.

Der Sprengstoffdiebstahl von Neuffer, Koch und Bçhler

Nachdem Wilhelm Neuffer von einem fr�heren Schulkameraden zuf�llig er-
fahren hatte, dass im Feldh�uschen des Fuhrunternehmers Buck im Gewand
Hohbuch Sprengstoff lagerte, beschloss er zusammen mit Theodor Koch, den
Sprengstoff zu stehlen und zu Geld zu machen.198 Bei ihrem ersten Besuch
stiegen die beiden Komplizen durch den aufgebrochenen Fensterladen in das
H�uschen ein und fanden dort den Sprengstoff, etwa 40 Pfund in Packungen
aufgeteilt, in einer Munitionskiste mit aufklappbarem Deckel. Sie ließen die
Haust�re unverschlossen zur�ck und kamen einige Tage sp�ter, in Begleitung
von Gottlob Bçhler, ein zweites Mal. Mçglicherweise hatte Bçhler wegen der
gelben Spuren an den H�nden von Koch und Neuffer erkannt, dass sie mit
Sprengstoff hantiert hatten, und sie danach gefragt. Koch und Bçhler f�llten
ihre Taschen mit kleineren Mengen, Neuffer packte den großen Rest in seinen
mitgebrachten Rucksack. Die drei Diebe machten sich �ber den Volkspark
auf den Heimweg. Koch und Neuffer packten in der elterlichen Wohnung
von Koch unbemerkt den Sprengstoff in einen kleinen W�schekorb um und
versteckten ihn unter dem Bett. Bçhler behielt seinen Anteil zun�chst, weil er
ihn, wie er sagte, zur Sprengung von Stumpenholz habe verwenden wollen.

197 StadtA Rt., Personen- und Adressbogen Gottlob Bçhler.
198 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924, darin

Aussagen Wilhelm Neuffer, 3./4.4. und 13. 5. 1924, Aussagen Theodor Koch, 3. 4. 1924 und
Gottlob Bçhler, 9. 4. 1924; ebd., Amtsgericht Rt., Aussage Koch 5. 7. 1924.
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Einen bestimmten K�ufer h�tten sie am Anfang noch nicht im Sinn gehabt,
betonten Neuffer und Koch. Sie h�tten den Sprengstoff auch anderweitig ver-
kauft, wenn sie dort mehr Geld erhalten h�tten.199 Sie h�tten gehofft, den
Sprengstoff an Leute verkaufen zu kçnnen, die Stumpen sprengen wollten. Sie
bestritten, irgendwelche politischen Zwecke damit verfolgt zu haben. Neuffer
und Koch ver�bten im Herbst 1923 eine ganze Reihe von Einbruchdiebst�h-
len in verschiedene Gartenh�uschen, bei denen kein politisches, sondern bei
der Verhandlung vor dem Reutlinger Amtsgericht nur ein kriminelles Motiv
gesehen wurde. Der Leipziger Staatsgerichtshof sollte ihnen aber sp�ter unter-
stellen, dass sie in diesem Fall von vornherein an die KPD verkaufen wollten.

Bçhler allerdings hatte die KPD als Abnehmer durchaus im Sinn. Er stellte
den Kontakt zu Parteivize David Aichele her, der die Kaufabwicklung mit der
Parteif�hrung kl�rte und mit Koch und Neuffer die �bergabe vereinbarte.
Seinen selbst eingesteckten kleinen Rest Pikrin, behauptete Bçhler, habe er, als
es ihm nicht gelang, einen geeigneten Holzschlag mit Stumpenholz zu kaufen,
unentgeltlich ebenfalls an die KPD abgegeben, „weil ich so etwas nicht nach
Hause bringen darf“.200 Bçhler erkl�rte, den Sprengstoff der KPD �berlassen
zu haben, „weil damals nach meiner Ansicht ein allgemeiner Kampf zwischen
den links & rechts-Parteien bevorstand.“201 Einige Tage sp�ter transportier-
ten Neuffer und Koch den Sprengstoff im W�schekorb ins Gewerkschafts-
haus, wo ihn David Aichele in Empfang nahm. Von dort landete er �ber wei-
tere Stationen in der Betzinger Handgranaten-Werkstatt.

Neuffer behauptete sp�ter, nicht daran gedacht zu haben, dass der Spreng-
stoff von der kommunistischen Partei zu verbrecherischen Anschl�gen ver-
wendet werden w�rde. „Wenn ich gewusst h�tte, dass er solchen Zwecken
dienen sollte“, so Neuffer, „h�tte ich mich mit der ganzen Sache nicht einge-
lassen. Ich war wohl Mitglied der KPD, aber nur erst ganz kurze Zeit und war
mir �ber die Ziele derselben noch nicht recht im Klaren.“202 Koch �ußerte
sich �hnlich. Das Gericht sollte ihnen sp�ter nicht glauben.

Die Diebe mussten noch einige Wochen auf ihr Geld warten. Anfangs war
von f�nf bis sechs Dollar Verkaufserlçs die Rede gewesen, doch Christoph
Lutz brachte Koch zun�chst einmal zwei Dollar, mehr habe die Partei gerade
nicht. Neuffer bezahlte von seinem Anteil erst einmal seine im Gewerk-
schaftshaus noch ausstehende Zeche und die Miete f�r sein Zimmer, etwas

199 Ebd., Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924, darin Aussagen Wilhelm Neuffer, 3./4.4.
und 13. 5. 1924 sowie Aussage Theodor Koch, 3. 4. 1924; Amtsgericht Rt., Aussage Koch
5.7. 1924.

200 Ebd., Bd. 7, Aussage Bçhler, Amtsgericht Rt., 5. 7. 1924.
201 Ebd., Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924, darin Aussage Bçhler, 9. 4. 1924.
202 Ebd., Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924, Aussage Neuffer; ebd., Amtsgericht Rt.,

Aussage Koch, 5. 7. 1924.
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Bargeld hatte er dann noch �brig.203 Von Fr�h direkt erhielt Koch danach
einen weiteren Dollar. Lutz behauptete sp�ter im Verhçr, Fr�h habe bei die-
sem Sprengstoffgesch�ft bei der Partei f�nf Dollar als Kaufpreis angegeben
und die Differenz in die eigene Tasche gesteckt.204 Die Bezahlung in Dollar
war verbreitet, das Geld kam vermutlich von der Stuttgarter KPD-Instanz
und stammte indirekt aus den Berliner bzw. Moskauer Geldfonds zur Finan-
zierung des Aufstands.

Der Waffenhandel: Koch und Bçhler

Im Herbst 1923 kam Gottlob Bçhler und Theodor Koch zu Ohren, dass
Jakob Steichele, ein ehemaliger Schutzmann und derzeitig Hausmeister an der
st�dtischen Turnhalle, zwei Gewehre Modell 98 zu verkaufen hatte.205 Sie be-
schlossen, die Gewehre zu erwerben, um sie dann wieder weiterzuverkaufen.
Angeblich hatten beide aus dubios wirkenden Gesch�ften Dollars �brig: Bçh-
ler gab „Handelsgesch�fte“ an und Koch „Dollarsendungen aus Amerika“.
Die beiden Reutlinger suchten Steichele in seiner Wohnung auf und nach eini-
gem Hin und Her wechselten die zwei Gewehre f�r zwei Dollar den Besitzer.
Sie wurden in einem von Koch mitgebrachten Sack verstaut. Da Bçhler dar�-
ber informiert war, dass „die KPD zur Abwehr eines drohenden Rechts-
putsches Waffen aufkaufe“, schlug er Koch vor, „die Gewehre dem Fr�h zu
�berlassen, damit sie nicht in gegnerische H�nde kommen.“206 Koch wie-
derum erkl�rte, die Waffen nicht speziell f�r die KPD gedacht und �ber den
Verwendungszweck nicht Bescheid gewusst zu haben, er habe nur Geld ver-
dienen wollen. Jedenfalls trugen die beiden den Waffensack ins Gewerk-
schaftshaus und fragten nach Fr�h. Zum Abschluss des Verkaufs machten sie
sich nach Sondelfingen auf, wo ihnen ein Unbekannter entgegenkam und sie
zu Fr�hs konspirativer Wohnung lotste, wo neben Fr�h auch Lutz und Zim-
mermann anwesend waren. F�r drei Dollar verkauften sie dort die Gewehre.

Der Hausmeister Steichele erkl�rte sp�ter, die beiden Gewehre nach
Kriegsschluss von Soldaten �bernommen zu haben, die in Reutlingen einquar-
tiert waren. Bei ihrem Aufbruch h�tten sie die Waffen nicht mitnehmen wol-
len und er habe dann bei der Waffenablieferung im Oktober 1920 „vergessen“,
die Gewehre abzuliefern.207 Eigentlich h�tte er sie selbst gerne behalten, um
in den Sch�tzenverein einzutreten, aber aus Geldnot habe er sie dann doch

203 Ebd., Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924, darin Aussagen Neuffer, 3. 4. 1924 und
13.5. 1924; Koch, 3. 4. 1924.

204 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LG Stgt., Voruntersuchung, 23. 8. 1924, Aussage Lutz.
205 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt. an Oberreichsanwalt Reichsgericht Leipzig, Aussage, Koch

9. 7. 1924; ebd. W�rtt. LG Stgt., Voruntersuchung, Aussage Koch, 23. 8. 1924, und Aussage
Bçhler, 25. 8. 1924. �ber die Details gibt es mehrere Varianten.

206 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LG Stgt., Aussage Bçhler, 25. 8. 1924.
207 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt. an Oberreichsanwalt Reichsgericht Leipzig, 9. 7. 1924.
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verkauft. Nie und nimmer h�tte er sie an Kommunisten verkauft, denen h�tte
er die Gewehre lieber auf den Kopf geschlagen.208

Ermittlungen und Gef�ngnisaufenthalte

W�hrend der Ermittlungen zur Handgranatenproduktion in Reinhold Aiche-
les Werkstatt wurde bekannt, dass der dazu verwendete Sprengstoff von
Wilhelm Neuffer und Theodor Koch in einem Gartenh�uschen entwendet
worden war. Neuffer und Koch wurden zum Verhçr dann am 3. April 1924 in
das Gef�ngnis der Polizei Reutlingen eingeliefert und am n�chsten Tag wieder
auf freien Fuß gesetzt.

Da Wilhelm Neuffer und Theodor Koch zusammen im November 1923
noch eine ganze Reihe weiterer Gartenh�uschen aufgebrochen und Dieb-
st�hle ver�bt hatten, wurden sie daf�r Ende Februar 1924 vor dem Amts-
gericht Reutlingen zu drei Monaten Gef�ngnis verurteilt. Neuffer trat diese
Strafe am 12. Mai 1924 im Landesgef�ngnis Rottenburg an und wurde dort
dann auch gleich noch einmal im Hochverratsfall verhçrt. Neuffer gelte „in
Reutlingen als arbeitsscheuer Mensch und besitzt keinen guten Ruf. Politisch
ist er bis jetzt noch nicht hervorgetreten“, informierten die Reutlinger Ermitt-
ler bei dieser Gelegenheit ihre Kollegen in Stuttgart und Leipzig.209 Theodor
Koch dagegen, der am selben Tag seine Strafe h�tte antreten m�ssen, hatte es
vorgezogen, sich wenige Tage vorher mit unbekanntem Ziel davonzumachen.
Da auch Gottlob Bçhler am selben Tag mit unbekanntem Ziel verschwand –
sp�ter redete er von seiner „Flucht nach �sterreich“ – ist zu vermuten, dass
die beiden gemeinsam das Weite gesucht hatten.210

Erst bei den Verhçren vom Mai 1924 verriet Neuffer dann, dass auch Gott-
lob Bçhler am Sprengstoffdiebstahl beteiligt gewesen war. „Wenn ich bis jetzt
andere Angaben gemacht habe“, motivierte Neuffer sein Schweigen, „so ge-
schah es nur, weil es hiess, man d�rfe nie zum Verr�ter in Parteiangelegenhei-
ten werden, und weil ich bef�rchtete, dass man mir irgend etwas Nachteiliges
zuf�gen werde, wenn ich von Anfang an den Hergang der Sache richtig ge-
schildert h�tte.“211 Nach Verb�ßung der Strafe wegen Diebstahls am
12. August 1924 ging es f�r Neuffer dann gleich �bergangslos vom Rottenbur-
ger Landesgef�ngnis in die Untersuchungshaft im Hochverratsfall, was mit
Fluchtgefahr begr�ndet wurde. Er blieb dort bis Prozessbeginn. Der wieder
aufgetauchte Theodor Koch wurde am 5. Juli vor dem Amtsgericht Reut-
lingen noch einmal verhçrt. Danach wurde er sofort ins Landesgef�ngnis

208 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LG Stgt., Voruntersuchung, Aussage Steichele, 1. 9. 1924; vgl. auch ebd.,
W�rtt. LKPA Stgt. an Oberreichsanwalt Reichsgericht Leipzig, 9. 7. 1924, Aussage Steiche-
le.

209 Ebd., Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924.
210 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LG Stgt., Voruntersuchung, 25. 8. 1924.
211 Ebd., Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924.
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Rottenburg abgeliefert, um seine dreimonatige Diebstahl-Strafe nachzuholen.
Dem schloss sich dann wie bei Neuffer die Untersuchungshaft f�r den Hoch-
verratsfall direkt an, die bis zum Prozess dauerte.212 Auch Bçhler war wieder
aufgetaucht und kam am 5. Juli 1924 direkt in die Untersuchungshaft f�r den
Hochverratsfall, die er im Gerichtsgef�ngnis in Stuttgart verbrachte.

Bei der Gerichtsverhandlung wurden Neuffer zu einem Jahr Gef�ngnis,
Koch und Bçhler jeweils zu einem Jahr und drei Monaten Gef�ngnis ver-
urteilt; die Zeit der Untersuchungshaft wurde verrechnet und die Geldstrafe
galt als schon abgegolten. Bei allen dreien nahm das Gericht an, dass sie Mit-
glieder der KPD gewesen waren. Neuffer, Koch und Bçhler h�tten beim
Sprengstoffdiebstahl schon mit der Verkaufsmçglichkeit an die KPD ge-
rechnet und deren Ziele gekannt. Da es ihnen in erster Linie auf den Erlçs
angekommen war, wurden sie als Gehilfen, nicht als selbstst�ndige T�ter be-
wertet. Bei Koch und Bçhler kam die Waffenlieferung an die KPD dazu.

Alle drei saßen ihre Haft in der Strafanstalt Ludwigsburg bis zum Ende ab.
F�r sie gab es trotz mehrerer Gnadengesuche keine Begnadigung.213 Bei ei-
nem dieser Gesuche hatte der Oberreichsanwalt seine ablehnende Haltung
mit der Gef�hrlichkeit der drei Diebe begr�ndet und dass sie vornehmlich aus
Gewinnsucht gehandelt h�tten. Neuffer wurde vermutlich am 13. September
1925 entlassen, Bçhler am 13. Oktober 1925 und Koch am 13. Januar 1926.

Nach der Haftentlassung

Es gelang Neuffer und Koch nach der Haftentlassung nicht, ein geregeltes
Leben zu f�hren. Offenbar hatten beide ein Alkoholproblem und eine geringe
Affektkontrolle. Bei Koch scheint sich die „leichte Erregbarkeit“, die er sich
selbst zugeschrieben und als Familienerbe bezeichnet hatte, fatal weiter-
entwickelt zu haben. Dazu kam eine sozial und wirtschaftlich schwierige
Situation mit h�ufig wechselnden Arbeitsverh�ltnissen und immer wieder
Phasen der Arbeitslosigkeit.

Bereits w�hrend der Ermittlungen im Hochverratsfall hatte Theodor Koch
sich in Reutlingen eine Strafverf�gung wegen Ruhestçrung und grobem Un-
fug mit einer Geldstrafe von 20 Goldmark eingehandelt.214 Weil er diese trotz
mehrfacher Mahnungen nicht bezahlte, versuchte die Reutlinger Polizei Ende
1925 vergeblich, bei Koch im Ludwigsburger Gef�ngnis pf�ndbare Gegen-
st�nde aufzutreiben. Koch musste deshalb nach seiner Haftentlassung gleich
noch einmal in Reutlingen f�nf Tage in Haft als Ersatz f�r die Geldstrafe.

Nur etwa einen Monat nach der Haftentlassung pr�gelten sich Theodor
Koch und Wilhelm Neuffer auf der Wilhelmstraße mit einem dritten Mann.

212 Ebd., Bd. 7, Reutlinger Amtsgericht, Aussage Koch, 5. 7. 1924; ebd., Bd. 5, Amtsgericht T�,
16. 2. 1925; ebd., Bd. 5, u. a. Schreiben 23.1., 10. 2. 1924.

213 Ebd., Bd. 3, Handakten Oberreichsanwalt 1925.
214 StadtA Rt., W�rtt. Polizeidirektion Bd. 64, Theodor Koch.
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Sie griffen dann noch einen weiteren Passanten an, der den Streit schlichten
wollte. Koch kam in Polizeiarrest, weil er sich gar nicht beruhigen ließ. Da
weder Koch noch Neuffer die Geldstrafe von 10 RM aufbringen konnten,
verb�ßten sie die Strafe zwei Tage in Haft. Weitere Strafverf�gungen wegen
Ruhestçrung und fehlender Wohnungsummeldung kamen 1926/27 dazu.

Theodor Koch lebte in dieser Zeit in einer schwierigen Wohnsituation.215

Er war mitsamt schwangerer Frau zwischen Januar 1926 und Januar 1927 bei
seinem Vater in einer Baracke in der Jahnstraße untergekommen. Zur Familie
z�hlte auch noch Kochs Schwester mit Familie, mit deren Mann er st�ndig in
Streit geriet. Theodor Koch bat die Stadtgemeinde um Zuweisung einer be-
nachbarten gerade freien Barackenwohnung, die jedoch schon f�r eine andere
Familie verplant war. Er erhielt �ber den Winter ein unbeheiztes Zimmer in
einer der Baracken, die Stadt betonte aber, dass sie keine Verpflichtung habe,
der Familie Wohnraum zu beschaffen. Von Februar bis August 1927 wohnte
Familie Koch dann in einer anderen st�dtischen Wohnung.

Zu einer Eskalation kam es im Juli 1928, als Koch mitten in Reutlingen gro-
ßes Aufsehen verursachte, weil er in einem lautstarken Streit seine Frau ver-
pr�gelte und mit Bierflaschen nach ihr warf. Auch von der Polizei ließ er sich
nicht beruhigen und wurde deshalb �ber Nacht in den Sicherheitsarrest ge-
steckt. Dort randalierte er weiter und demolierte die Zelleneinrichtung. Koch
galt in Reutlingen als „polizeibekannte Person, welche in angetrunkenem Zu-
stand zu allem f�hig ist“.216 Es wundert nicht, dass sich die Ehefrau 1928 eine
Zeit lang von Koch trennte. Weitere Schl�gereien, Ruhestçrungen und die
Nçtigung eines Autofahrers, den er am �berholen hinderte, indem er mit
dem Fahrrad in der Fahrbahnmitte vor ihm herfuhr, brachten Koch auch 1929
und 1930 Strafverf�gungen mit Geldstrafen ein.

Wilhelm Neuffer brachte es nach seiner Haftentlassung auf eine noch
hçhere Zahl an Strafverf�gungen der Reutlinger Polizei als Theodor Koch.217

Kurz nach seiner Entlassung aus dem Ludwigsburger Gef�ngnis bekam er
Mitte November 1925 eine Geldstrafe, weil er mit einigen Freunden �ber die
Polizeistunde hinaus in einer Wirtschaft sitzen blieb und die Wirtin am Schlie-
ßen hinderte. Wegen Beleidigung erhielt Neuffer noch eine gesonderte Anzei-
ge. Zwischen M�rz 1926 und Januar 1929 brachte er es auf zwçlf weitere
Anzeigen wegen groben Unfugs, laute Schreiens, Beschimpfungen, Schl�ge-
reien und eingeschlagenen Fensterscheiben. Dazu kam, dass Neuffer h�ufig
vor der Wohnung der Familie seiner fr�heren Verlobten auftauchte und das
gemeinsame Kind zu sehen verlangte. Er hatte dort Hausverbot, weil er nicht
f�r den Unterhalt des Kindes sorgte. Um sich den Zutritt zu erzwingen,

215 StadtA Rt., S 74 B� 991, Auszug aus Gemeinderatsprotokoll vom 16. 12. 1926; ebd. Per-
sonen- und Adressbogen Theodor Koch.

216 StadtA Rt., W�rtt. Polizeidirektion Bd. 64, Theodor Koch, Polizeiprotokoll v. 24. 7. 1928.
217 StadtA Rt., W�rtt. Polizeidirektion Bd. 69, Wilhelm Neuffer.
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pr�gelte sich Neuffer Mitte 1926 mit dem Vater seiner fr�heren Verlobten.
Dieser erstattete Anzeige wegen Hausfriedensbruch.

5 Gottlob Holzwarth: Gartenhausbesitzer mit Waffenlager

Gottlob Holzwarth, mit 42 Jahren der �lteste der am Hochverratsfall Beteilig-
ten, wurde am 14. Februar 1881 in Str�mpfelbach (Oberamt Backnang) als
Sohn eines Metzgers geboren.218 Nach der Volksschule lernte er das K�fer-
handwerk und war danach ab 1895 in verschiedenen deutschen St�dten in sei-
nem Beruf t�tig. Von 1901 bis 1903 folgte die Milit�rzeit in Straßburg beim
Fußartillerie-Regiment. Nach beendeter Dienstzeit arbeitete Holzwarth zwei
Jahre in der Schweiz. In Reutlingen wurde er danach (bis auf einen kleinen
Abstecher nach Stuttgart) sesshaft und heiratete seine Frau Lina Mezger, die
aus Reutlingen stammte, im Oktober 1911. Die Ehe blieb kinderlos. Holz-
warth arbeitete nun als Taglçhner. Er hatte aber einen sehr geregelten Arbeits-
platz in der Reutlinger Maschinenfabrik Gustav Wagner, eine lohnende Spezi-
alarbeit, wie er selbst sagte. Kriegsdienst leistete er von Dezember 1914 bis
1918 bei der Fußartillerie. Gottlob Holzwarth war Besitzer eines eingefriede-
ten Baumguts mit Gartenh�uschen, auf der Markung Eningen beim S�dbahn-
hof gelegen. Sonst hatte er kein Vermçgen. Er war nicht vorbestraft.

Holzwarth war urspr�nglich bei der USPD und trat bei deren Spaltung
Ende 1920 zur KPD �ber, er kam also vermutlich eher aus der gewerkschaft-
lich-praktischen Arbeit. �ber seine Haltung zur KPD �ußerte er sich etwas
widerspr�chlich. Zum einen war er, wie er betonte, �berzeugter Anh�nger der
KPD und las regelm�ßig die S�ddeutsche Arbeiterzeitung, das Organ der
w�rttembergischen KPD, das 1923 einen radikalen Kurs verfolgte und einige
Male verboten wurde. Er habe dort aber nur die Artikel �ber gewerkschaft-
liche Fragen gelesen, beteuerte Holzwarth. Artikel �ber gewaltsamen Um-
sturz, Bewaffnung der Arbeiterschaft und Bildung von Hundertschaften
h�tten ihn nicht interessiert. Daher, so Holzwarth, sei ihm auch nicht bekannt
geworden, dass die Partei im Herbst und Winter 1923 den gewaltsamen
Umsturz und die Bewaffnung der Arbeiterschaft vorbereitet habe.219

Als Holzwarth kurz vor der Auflçsung der KPD im November 1923 nach
einer Versammlung von einigen Parteigenossen gefragt wurde, ob er sein
Gartenh�uschen als KPD-Lager zur Verf�gung stellen wolle, glaubte er sich

218 Zu den biographischen Angaben vgl. BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7,
W�rtt. LKPA Stgt. an Oberreichsanwalt Reichsgericht Leipzig, Aussage Holzwarth, 9. 7.
1924; ebd. Bd. 5, Erkl�rung Holzwarth 4. 12. 1924; StadtA Rt., Personen- und Adressbogen
Gottlob Holzwarth.

219 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, W�rtt. LG Stgt., Voruntersuchung, 22. 8.
1924.
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als �berzeugter Anh�nger der KPD der Sache nicht entziehen zu kçnnen.220

Nach einigen Tagen seien dann junge Leute in den Abendstunden zu ihm ge-
kommen, die einen Sack mit zwei Gewehren bei sich gehabt h�tten. Sie seien
dann gemeinsam zu seinem Grundst�ck gelaufen, wo er sie außerhalb des
Gartenh�uschens habe warten lassen. Nur er selbst betrat das H�uschen, hob
die Bodenbretter in die Hçhe und verbarg die Gewehre im Hohlraum unter
ihnen. Weitere junge Leute brachten in einem Sack nochmal drei Gewehre
und Munition in einer schweren Schachtel sowie eine Stiel-Handgranate, wel-
che in Zeitungspapier eingewickelt war. Er habe niemand von den jungen
Leuten gekannt und w�rde auch so gut wie niemand von den j�ngeren Partei-
genossen kennen. Außerdem habe ihm Christoph Lutz noch ein Gewehr und
dann im Auftrag des Hans Fr�h auch noch zwei Pistolen zur Verwahrung ge-
bracht. Etwas sp�ter habe er bemerkt, dass die T�r des Gartenh�uschens auf-
gebrochen und diese beiden Pistolen entwendet worden waren.221 Holzwarth
hatte Lutz im Verdacht, denn dieser habe den Aufbewahrungsort gekannt und
sei immer gut gekleidet gewesen, obwohl er arbeitslos war. Lutz selbst bestritt
dies vehement und es gab auch keine Beweise daf�r.

Nach diesem Diebstahl und als dann auch die KPD verboten wurde, habe
er, so Holzwarth, der Sache nicht mehr getraut und zu Fr�h gesagt, er solle
ihm die Sachen aus dem Haus schaffen. Es habe dann einige Zeit gedauert, bis
Reinhold Aichele und Karl Eisele mit dem Schlitten und einigen S�cken
kamen und die Gewehre und die Munition bei ihm abholten. Er sei froh gewe-
sen, als er sie loshatte. Wo die Gewehre herstammten und zu welchem Zweck
sie ben�tzt werden sollten, wusste er nicht, habe auch nie danach gefragt.

Holzwarth ruderte bei seiner zweiten Aussage im August 1924 gewaltig zu-
r�ck und lieferte eine neue Variante: Er habe alle Pakete verschlossen in Emp-
fang genommen und sich auf den Standpunkt gestellt, der Inhalt gehe ihn
nichts an. Erst Mitte Dezember habe er die Pakete geçffnet und entdeckt, was
er da eigentlich aufbewahrte. Er habe dann von Fr�h gefordert, die Sachen aus
seinem Gartenhaus wegzuschaffen, weil er nicht bestraft werden wollte. Zu
welchem Zweck die Waffen von der Partei gesammelt und versteckt wurden,
habe er nicht gewusst. „Von solchen Sachen wollte ich einfach nichts wissen;
ich war 4� Jahre im Krieg, habe genug davon und will meinen unbescholtenen
Namen behalten. Einer Hundertschaft habe ich nie angehçrt“, erkl�rte er.222

�berhaupt sei er seit dem Verbot der KPD kein Mitglied mehr und wolle auch
gar nichts mehr von der Partei wissen, „weil mir die Streitigkeiten unter den
Genossen zuwider sind.“

220 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt. an Oberreichsanwalt Reichsgericht Leipzig, 9. 7. 1924, Aus-
sage Holzwarth.

221 Ebd.
222 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LG Stgt., Voruntersuchung, 22. 8. 1924.
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Bei der Gerichtsverhandlung im M�rz 1925 wurde Holzwarth unterstellt,
als �berzeugter KPD-Anh�nger und Leser der S�ddeutschen Arbeiterzeitung
im Jahre 1923 habe er �ber die Ziele der KPD genau Bescheid gewusst. Ihm
wurde aber zugestanden, dass er, als er sein Gartenh�uschen als Waffenlager
zur Verf�gung stellte, nur als Gehilfe, nicht als T�ter gehandelt habe. Holz-
warth wurde zu neun Monaten Gef�ngnis und 50 RM Geldstrafe verurteilt.
Drei Monate Untersuchungshaft wurden abgezogen.

6 Wilhelm Zimmermann: Funktion�r und Hochstapler auf der Flucht

Wilhelm Zimmermann wurde am 5. Februar 1897 als Sohn eines St�ckpassie-
rers (Textilberuf) in Reutlingen geboren. Er wuchs im Gmindersdorf auf und
war nach der Volksschule in einer Weberei t�tig.223 W�hrend des Ersten Welt-
kriegs diente er als Freiwilliger und arbeitete danach f�r ein halbes Jahr wieder
in einer Reutlinger Weberei. Zimmermann begann, sich f�r Geschichte,
Gr�nde und Ursachen der Revolution 1918 zu interessieren, die seinen Wor-
ten nach �ber ihn „hereingebrochen“ war.224 Er schloss sich der Reutlinger
USPD an. Eineinhalb Jahre lang besuchte er das Technikum f�r Textilindus-
trie in Reutlingen und kam von dort aus in Kontakt mit einer sozialistischen
Studentenvereinigung in T�bingen. Er sei in seinem Beruf t�chtig gewesen
und habe viele schçne Sachen entworfen, wurde ihm vom Leiter des Reutlin-
ger Textilarbeiterverbands bescheinigt.225 „Durch seine Verh�ltnisse“ sei er
aber wohl „in einen Strudel gekommen“.

Wilhelm Zimmermann entwickelte bereits in jungen Jahren einen Hang zu
blumigen Erz�hlungen seines persçnlichen Erlebens und einen Drang, sich
selbst bei politischen Ereignissen eine wichtige Rolle zuzuordnen. Die Zeit
der Krise und des Umbruchs Mitte der 1920er Jahre hat diese Tendenzen
sicher noch verst�rkt. Dies sollte es seinen Zeitgenossen und auch den sp�te-
ren Ermittlern sehr schwer machen, ihn und seine politischen Loyalit�ten ein-
zusch�tzen und die wahren Sachverhalte zu erkennen. In zwei l�ngeren
Manuskripten 1924 und 1926 hat Zimmermann jeweils seine eigene Sicht der
Dinge f�r die Ermittler niedergeschrieben.

Am Textiltechnikum wurde Zimmermann politisch aktiv, indem er sich ge-
gen die Aufstellung einer „Techniker-Companie“ wandte, die der Reutlinger
Einwohnerwehr angeschlossen werden sollte. Die Reutlinger Einwohner-
wehr war 1919 von dem Reutlinger Strickwarenfabrikanten Krimmel mit
Unterst�tzung der DDP gegr�ndet worden, um Unruhen, aber auch Streiks
von Arbeitern abzuwehren. Im Studium, so Zimmermanns Interpretation, sei

223 Ebd., Bd. 4, Voruntersuchung, Aussage Zimmermann, 4. 11. 1926. Biograph. Angaben vgl.
auch ebd., Bd. 4, Bericht W�rtt. LG Stgt. an Polizei Rt., 12. 11. 1926.

224 Ebd., Bd. 7, hs. Ms. Wilhelm Zimmermann, Die Erkenntnis, ca. Jan. 1924.
225 Ebd., Bd. 4.
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er daraufhin isoliert gewesen und habe sich, nachdem er fertig war, ein halbes
Jahr �berall vergeblich bem�ht, eine Anstellung zu bekommen.226 Auch seine
Parteigenossen, „die mir Himmel und Welt versprachen, ließen mich allm�h-
lich im Stich.“

Zimmermann entschloss sich daher im Fr�hjahr 1920, im Ausland eine
berufliche Bet�tigung zu suchen. Er ließ sich einen Reisepass nach Russland
ausstellen und verließ Reutlingen Anfang M�rz. In Stuttgart besuchte er nach
eigenen Angaben noch Clara Zetkin, die er �ber einen Balten in der T�binger
Studentenvereinigung kennengelernt hatte, und erhielt von ihr eine Legiti-
mation und Empfehlung f�r Russland. Die Einreiseformalit�ten waren kom-
pliziert, Zimmermann musste wegen des Visums in Berlin Station machen
und fuhr dann weiter nach Stettin, um ein passendes Schiff f�r die Weiterfahrt
zu finden. Er hatte, so gab er es selbst an, sogar das Gl�ck, dass ihm aufgrund
der Empfehlung von Clara Zetkin angeboten wurde, in den folgenden
Wochen ohne Fahrkosten mit einem sowjetischen Cruiserboot nach Peters-
burg fahren zu kçnnen. Eigentlich musste er nur noch sein Gep�ck in Berlin
holen.

Doch als er am n�chsten Morgen, dem 13. M�rz 1920, weiterreisen wollte,
wurde er in der N�he des Brandenburger Tors Augenzeuge des Kapp-Put-
sches. Reaktion�re Freikorps, die ihre Auflçsung verhindern wollten, besetz-
ten an diesem Tag das Berliner Regierungsviertel, um gegen die Weimarer
Republik zu putschen. Nach f�nf Tagen scheiterte der Aufstand vor allem an
einem Generalstreik. Wilhelm Zimmermann beschloss nun offenbar, vorerst
in Berlin zu bleiben. Merkw�rdigerweise scheint er sich einem Teil der reak-
tion�ren Freikorps angeschlossen zu haben – wenn er die ganze Geschichte
nicht sowieso frei erfunden hat, die er Anfang 1924 f�r die Ermittler nieder-
schrieb! Offenbar schlief er mit seiner Truppe in einem riesigen ungeheizten
Saal und hatte mit der Technischen Nothilfe zu tun, die wohl die Folgen des
Generalstreiks mildern sollte.227 Zimmermann schw�rmte einige Jahre sp�ter
in seinen Aufzeichnungen regelrecht von der Vaterlandsliebe und dem Opfer-
willen des Korps, vor allem der �lteren Offiziere, die sich vçllig anspruchslos
in die Gemeinschaft mit den einfachen Soldaten eingereiht h�tten. „Ich habe
nie, solange ich politisch t�tig war, jemals gesehen, daß �ltere Arbeiter, die die
50 �berschritten hatten, sich mit Eifer an der Bewegung beteiligt h�tten, ausser
dass sie in Bezahlung standen.“228

Danach, so Zimmermann, sei er wegen seiner Teilnahme am Kapp-Putsch
1921 sieben Monate im Gefangenenlager Albdamm in Stettin in Unter-

226 Ebd., Bd. 7, hs. Ms. Wilhelm Zimmermann, Die Erkenntnis, ca. Jan. 1924. Zur Einwohner-
wehr vgl. den Beitrag von Nils Marvin Schulz in diesem Band.

227 Ebd., Bd. 7, hs. Ms. Wilhelm Zimmermann, Die Erkenntnis, ca. Jan.1924.
228 Ebd.
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suchungshaft gewesen, bevor das Verfahren infolge Amnestie eingestellt
wurde.229 Die Gr�nde seiner Gefangenschaft bleiben r�tselhaft, zumal Zim-
mermann davon nur in Andeutungen und in immer neuen Versionen erz�hlte,
in denen die Stichworte Hochverrat, Manipulationen an den beschlagnahmten
Maschinengewehren der Kappisten und der Verdacht, er sei Spitzel gewesen,
vorkamen. Ein Reutlinger Oberwachtmeister kannte von Zimmermann die
Variante, er sei in Stettin sieben Monate in Haft gewesen, weil er sich auf die
Seite einer sowjetischen Roten Armee gestellt habe und dann an der Grenze
von deutschen Truppen geschnappt worden sei. Zimmermann war f�r ihn
Anfang der 1920er Jahre „ein waschechter Kommunist“ gewesen und habe
russische Zust�nde einf�hren wollen.230

Gerichtsakten zum Stettiner Fall konnten die sp�ter ermittelnden Behçrden
keine auftreiben. Zimmermann selbst brachte daf�r die originelle Erkl�rung,
diese seien bei einer Meuterei im Gef�ngnis Berlin-Moabit vernichtet worden.
Immerhin war klar, dass Zimmermann ab dem 26. April bis 9. Mai 1920 in
Stettin mit Wohnsitz gemeldet und ab 3. Juni 1920 von Stettin nach Reutlingen
abgemeldet war. Laut Stettiner Polizeiunterlagen soll er dann von Reutlingen
aus am 17. Oktober 1920 in das Stettiner Gerichtsgef�ngnis wegen eines politi-
schen Verbrechens eingeliefert worden sein. Eine Entlassung war am 16. M�rz
1921 vermerkt.231 Nicht gelçst werden konnte das R�tsel, dass der Reutlinger
Polizei und dem Amtsgericht ein solcher Gefangenentransport nicht bekannt
war und Zimmermann weder in der Liste der Untersuchungsgefangenen noch
der Strafgefangenen noch bei den entsprechenden Kanzleien verzeichnet war
und es auch im T�binger Strafregister keine Spuren gab. Letztlich konnten die
Ermittlungsbehçrden das R�tsel um Zimmermanns erstes angebliches Hoch-
verratsverfahren auch nach intensiven Recherchen nicht lçsen. Auch Zimmer-
manns politische Loyalit�ten blieben unklar.

Eintritt in die Reutlinger KPD

Anfang April 1921 kehrte Wilhelm Zimmermann nach Reutlingen zur�ck
und fand Arbeit als Weber bei der Firma Ulrich Gminder. Politisch war er zu-
n�chst bei der lokalen Ortsgruppe der SPD aktiv. Weil es ihm „eben bei der
SPD nicht mehr recht“ gefallen habe, „w�hrend mir das Programm der KPD
einleuchtete“, trat er auf Anfang September 1923 bei der Reutlinger KPD
ein.232 Er habe aus Zeitungsberichten geschlossen, dass ein Rechtsputsch

229 Dazu v. a. BArch ebd., Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt., 7. 2. 1924; ebd., Bd. 4, Voruntersuchung,
Aussage Zimmermann, 4. 11. 1926.

230 Ebd., Bd. 4, Aussage Oberwachtmeister Lutz Ludwig, 11. 11. 1926.
231 Ebd., Bd. 4.
232 Ebd., Bd. 7, Amtsgericht Rt., 13. 2. 1924. Vgl. ferner zu Motiven des KPD-Eintritts: ebd.,

Bd. 7, Polizei-Direktion Ulm an Staatsanw. T�, 25. 1. 1925; ebd., Bd. 4, Aussage Zimmer-
mann, 5. 11. 1926.
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bevorstehe und wollte die Arbeiterschaft sammeln, um diesen Angriff von
rechts abwehren zu kçnnen. Er habe, so Zimmermanns Darstellung, nicht mit
einem gemeinsamen Vorgehen der Sozialdemokraten mit den Kommunisten
gerechnet, da die Kommunisten einen Verrat der regierungsloyalen SPD be-
f�rchtet h�tten. Er sei aber im Herbst 1923 davon ausgegangen, dass die KPD
die Abwehr der Putschgefahr von rechts organisierte, nicht den Sturz der Re-
gierung und die Errichtung der R�tediktatur erstrebte. Dieses Fernziel der
KPD habe er damals nicht f�r erreichbar gehalten. Zimmermann gab an, er
habe gewusst, dass die Partei Gewehre und Munition hatte. Er beschaffte sich
Anfang Oktober zwei Infanteriegewehre f�r den Eigengebrauch, die er nur
aufgekauft habe, um sie nicht in die H�nde von Mitgliedern von Rechtsorga-
nisationen gelangen zu lassen.233

Wilhelm Zimmermann erz�hlte in seinen ersten Verhçren Anfang 1924
auch ausf�hrlich von einem Esslinger Sprengstoffauftrag, den er am
16./17. Oktober 1923 von Hans Fr�h erhalten haben wollte, obwohl die Er-
mittlungsbehçrden zuvor gar nichts davon wussten. Zimmermann behaupte-
te, er sollte bei der KPD-Bezirksgruppe Esslingen „Mehl“ abholen, was das
Codewort f�r Sprengstoff war, und ihn zun�chst ins Gewerkschaftshaus nach
Reutlingen bringen. In Esslingen habe er einen jungen Burschen mit Sowjet-
stern nach der Wohnung des ihm benannten Genossen gefragt und sei dorthin
gef�hrt worden. Im Haus habe ihn eine grçßere Anzahl j�ngerer Burschen
umringt. Das Gew�nschte habe er nicht bekommen, weil er keinen Ausweis
gehabt habe und man ihm nicht traute. In Reutlingen habe man ihm gesagt, er
habe sich dumm benommen.234 Im weiteren Verlauf des Reutlinger Hochver-
rats-Gerichtsfalls spielte diese Esslinger Sprengstoffgeschichte dann keine
Rolle mehr, denn keiner der anderen Reutlinger best�tigte die Angaben von
Zimmermann. 1926 wurde der Esslinger Sache aber im Zuge der Ermittlungen
nochmals nachgegangen, zumal Zimmermann sogar das Haus, in dem er
gewesen sein wollte, korrekt beschreiben konnte.235 Gerichtsverwertbare
Fakten wurden nicht zutage gefçrdert.

In der zweiten Oktoberh�lfte 1923 wohnte Wilhelm Zimmermann f�r etwa
eine Woche bei Parteivize David Aichele. Er hatte Zimmermann dies angebo-
ten, weil er erfahren hatte, dass er, der erst im April 1923 geheiratet hatte,
von seiner Frau wegen seiner T�tigkeit in der KPD aus dem Haus geworfen
wurde.236 Auch Nachbarn hatten von lautstarkem Streit berichtet. Aichele
r�umte Zimmermann auf seiner B�hne eine Lagerst�tte frei und gab sp�ter an,
dass Zimmermann, solange er bei ihm geschlafen habe, morgens fortging und

233 Ebd., Bd. 4, Aussage Zimmermann, 5. 11. 1926.
234 Ebd., Bd. 7, Polizei-Direktion Ulm an Staatsanw. T�, 25. 1. 1924.
235 Ebd., Bd. 4, Ermittlungen Nov. 1926.
236 Ebd., Bd. 7, Polizei-Direktion Ulm an Staatsanw. T�, 25. 1. 1924; ebd., Bd. 4, Aussage

D. Aichele, 11. 11. 1926.
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abends wiederkam. Sie h�tten wenig miteinander gesprochen und was Zim-
mermann gedacht oder getan h�tte, habe er nicht mitbekommen.

Schon kurz nach seinem Parteieintritt, etwa Anfang Oktober 1923, wurde
Wilhelm Zimmermann von Ortsgruppenleiter Hans Fr�h zum Ern�hrungs-
leiter der KPD bestellt, ein wichtiger Posten in der geheimen milit�rischen
Organisation.237 Zimmermann selbst gab an, dem w�rttembergischen Ern�h-
rungsleiter Heinrich Wetzel direkt unterstellt gewesen zu sein und die Auf-
gabe gehabt zu haben, nach den Befehlen der Stuttgarter Oberleitung die
Organisation der Ern�hrung im Unterbezirk Reutlingen in die Hand zu neh-
men. Insbesondere hatte er an verschiedenen Orten, zum Beispiel Hechingen,
Mçssingen, Eningen und Bodelshausen, Unterleiter zu bestellen. Es sei zum
Beispiel angeordnet worden, dass die Lebensmittellager von Parteimitgliedern
beaufsichtigt werden sollten, damit kein Abtransport durch die National-
sozialisten stattfinde. „Der Zweck der ganzen, von mir zu schaffenden Orga-
nisation war der, die Verproviantierung der Truppe und der Bevçlkerung f�r
den Fall zu sichern, dass die Arbeiterschaft sich zur Abwehr des bef�rchteten
Faszistenputsches [!] erheben w�rde“, erkl�rte Zimmermann. „Alles was ich
tat, hatte �berhaupt nur den Zweck, die Gegenwehr gegen die Faszisten und
deren Angriff vorzubereiten und es lag mir vollst�ndig fern, einen gewalt-
samen Umsturz der Reichs- oder der Landesverfassung herbeizuf�hren.“238

Wie intensiv Wilhelm Zimmermann nun tats�chlich als Ern�hrungsleiter t�tig
war – er war ja hçchstens ein bis zwei Wochen aktiv – ist schwer einzusch�t-
zen. Heinrich Wetzel behauptete sp�ter jedenfalls, er habe den Eindruck
gehabt, es sei eher wenig gewesen. Allerdings gab er Zimmermann, als dieser
erz�hlte, er m�sse im Auftrag der Partei und des Genossen Fr�h sehr viel
reisen und habe große Ausgaben, einige Dollars zur Entsch�digung.

�berhaupt scheinen Zimmermanns KPD-Parteigenossen eher wenig �ber
ihr Neu-Mitglied gewusst zu haben, das so schnell mit wichtigen Aufgaben
betraut wurde. Er kçnne wenig zu dessen T�tigkeit und Ansichten sagen,
�ußerte etwa der Schuhmacher Eugen Neu. Gegen Zimmermann habe ein
Misstrauen bestanden, „er zeigte sich als revolution�r, er wurde aber als Spit-
zel angesehen.“ In den Parteiversammlungen habe er nie gesprochen, er setzte
sich meistens f�r sich allein hin. Was er f�r geheime Aufgaben gehabt haben
sollte, sei in der allgemeinen Mitgliedschaft nicht besprochen worden.239

Auch Gottlob Bçhler erkl�rte, mit Funktion�ren der Partei wie Zimmermann
keinen n�heren Kontakt gehabt zu haben. Er sei viel gereist, warum, wisse er
nicht, und es habe geheißen, er sei Ern�hrungsleiter. Von seinem Auftreten her

237 Zur Aufgabe als Ern�hrungsleiter vgl. ebd., Bd. 7, Polizei-Direktion Ulm an Staatsanw. T�,
25. 1. 1924; W�rtt. LKPA Stgt., 7. 2. 1924; Amtsgericht Rt., 13. 2. 1924; ebd., Bd. 4, Aussage
Heinrich Wetzel, 9. 11. 1926.

238 Ebd., Bd. 7, Amtsgericht Rt., 13. 2. 1924.
239 Ebd., Bd. 4, Aussage Eugen Neu, 11. 11. 1926.
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habe er keinen Zweifel gehabt, dass Zimmermann mit der Partei durch dick
und d�nn geht.240

Christoph Lutz, der Parteikurier, hielt wenig von Zimmermann. Er sei nie
mit ihm befreundet gewesen und konnte ihn nicht leiden, solange er in der
Partei war, erkl�rte er sp�ter, „er spielte sich immer etwas großartig auf. Ich
habe keine Veranlassung, den Zimmermann zu schonen und w�rde es sagen,
wenn ich etwas N�heres �ber ihn w�sste.“241 Sogar Hans Fr�h, KPD-Unter-
bezirks- und Milit�rleiter, wurde offenbar argwçhnisch gegen�ber seiner
neuen F�hrungskraft und sah in ihm wohl auch einen parteiinternen Konkur-
renten, dem er nicht trauen konnte. 242 Ihm war zugetragen worden, dass sich
Zimmermann direkt nach Stuttgart gewandt hatte und von Heinrich Wetzel
verschiedene Aufgaben als Ern�hrungsleiter und Waffenaufk�ufer bekam und
auch mit Geldmitteln versehen wurde. Zimmermann sei in Hechingen, Mçs-
singen und auch tagelang in Stuttgart gewesen und habe sich so aufgespielt,
wie wenn er von Reutlingen nicht abh�ngig w�re, sondern mit direkter
Erm�chtigung der Stuttgarter Leitung handle. Es sei ihm nicht bekannt, ob er
tats�chlich Munition, Waffen oder Sprengstoff gekauft habe.

Abkehr vom Kommunismus

Dass Wilhelm Zimmermann aus KPD-Sicht tats�chlich nicht zu trauen war,
zeigte sich bald. Er selbst setzte den Tag seiner Abkehr von der KPD auf den
26. Oktober 1923 fest.243 Kurz vor der Abfahrt zu einem Termin bei Wetzel in
Stuttgart wollte er von einem Mçssinger KPD-Kurier von einem „Brand-
brief“ der KPD erfahren haben, den die KPD-Mitglieder aus der Gegend um
Sigmaringen sich geweigert hatten weiterzuleiten. In dem Brief stand, dass im
Falle eines Umsturzes allen Bauern, die nicht zur KPD-Sache st�nden, die
H�user und Scheunen angez�ndet werden sollten. Er sei nun erstmals stutzig
und irre an den Zielen der KPD geworden, so Zimmermann. Vorher sei er
Idealist gewesen und habe gedacht, dass die Partei als solche legal und anst�n-
dig k�mpfen werde, w�hrend der Inhalt des Befehls ihm nun als Verbrechen
gemeinster Natur erschien. Wetzel habe beim Treffen die Bedenken nicht aus-
r�umen kçnnen. Dieser selbst konnte sich an eine solche Diskussion allerdings
gar nicht mehr erinnern, solche Briefe, sagte er sp�ter, habe Erich Wollenberg
tats�chlich geschrieben, er aber nicht.244 Wetzel �bergab Wilhelm Zimmer-
mann bei diesem Treffen 20 Dollar f�r Unterbezirksleiter Hans Fr�h und die
Reutlinger Ortsgruppe, die f�r die Familien von inhaftierten Genossen ver-

240 Ebd., Bd. 4, Aussage Gottlob Bçhler, ca. 11. 11. 1926.
241 Ebd., Bd. 4, Aussage Lutz, 14. 11. 1926.
242 Ebd., Bd. 4, Aussage Fr�h, ca. 11. 11. 1926.
243 Ebd., Bd. 7, Polizei-Direktion Ulm an Staatsanw. T�, 25. 1. 1924; ebd., W�rtt. LKPA Stgt.,

7.2. 1924, Aussage Zimmermann; Amtsgericht Rt., 13. 2. 1924.
244 Ebd., Bd. 4.
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wendet werden sollten. Außerdem erhielt er sechs Dollar f�r seine eigenen
Reisekosten und den Auftrag, den Landtagsabgeordneten M�ller von Sigma-
ringen zu �berwachen, der als Spitzel verd�chtigt wurde.

Nach seinem Weggang von Wetzel, so Zimmermann, habe er den Ent-
schluss gefasst, die T�tigkeit als Funktion�r der KPD aufzugeben, weshalb er
mit diesen 26 Dollar nicht mehr nach Reutlingen zur�ckkehrte und auch die
ihm befohlene �berwachung des Abgeordneten M�ller von Sigmaringen
nicht unternahm: „Ich entschloss mich vielmehr, nachdem ich derartige Zu-
mutungen, wie sie in dem Befehl von Wetzel enthalten waren, auszuf�hren
nicht einverstanden war, meine Parteirichtung anders einzustellen.“245 Er sei
deshalb geflohen, weil er die Partei sch�digen und mit ihr nichts mehr zu tun
haben wollte.246

Hochstaplerkarriere

Zimmermann tauchte erst einmal zwei Tage bei zwei Stuttgarter Freunden un-
ter, denen er nichts vom Vorgefallenen erz�hlte, und kleidete sich mit dem
Großteil der 26 Dollar neu ein.247 Dann machte er sich auf eine etwas chao-
tische und verwirrende Reise, in deren Verlauf er sich, wie er sagte, �ber seine
k�nftige politische Ausrichtung Gedanken machen wollte. Sein Plan war es,
wie er behauptete, Denk- und Arbeitsweise der Nationalsozialisten kennen-
zulernen. Gleichzeitig begann er aber, als krimineller Hochstapler mit narziss-
tischen Z�gen falsche Identit�ten anzunehmen und sich mit wechselnden
Heldenerz�hlungen von NS-Anh�ngern Unterkunft und Geldgeschenke zu
erschleichen. Zun�chst fuhr Zimmermann am 28. Oktober nach Aalen, wo er
noch unter seinem richtigen Namen in einem Gasthaus wohnte, und in den
folgenden zwei Tagen �ber die Station Crailsheim nach N�rnberg. Hier
begann er, seine illegalen Identit�ten zu festigen.

In N�rnberg kam Zimmermann in der Neptundiele, einem Lokal der
Nationalsozialisten, in Kontakt mit den NS-Parteigenossen. Er trug eine alte
graue Milit�runiform und freundete sich mit einem der G�ste, Ludwig Abs-
meier, so rasch an, dass der ihn noch am selben Abend einlud, bei ihm zu woh-
nen. Zimmermann erschlich sich sein Vertrauen mit der Behauptung, er habe
als Nationalgesinnter aus W�rttemberg fliehen m�ssen, weil er in eine Aus-
einandersetzung zwischen Kommunisten und Nationalen verwickelt gewesen
sei und dabei jemand erschossen oder schwer verwundet habe.248 Er sei von
besserer Herkunft, ein Bruder von ihm sei Reichswehrhauptmann, mit dem er

245 Ebd., Bd. 7, Polizei-Direktion Ulm an Staatsanw. T�, 25. 1. 1924.
246 Ebd., Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt., 7. 2. 1924.
247 Ebd., Bd. 7, Polizei-Direktion Ulm an Staatsanw. T�, 25. 1. 1924.
248 Zu den N�rnberger Aktivit�ten vgl. ebd., Bd. 4, Bericht Polizei N�rnberg-F�rth, 24. 11.

1926 mit Aussagen Julius P�ttner, Ludwig Abtsmeier, 5. 2. 1924, Wilhelmine Billmann,
6.2.24; Anzeige Polizei Ulm, 25. 1. 1924.
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sich aber nicht gut verst�nde, weil dieser eine demokratische Gesinnung habe.
Absmeier gab ihm kleinere Geldbetr�ge als Zehrgeld und lud ihn ein, an
�bungen des Korps L�tzow teilzunehmen, wohl eine Art geheimer Ableger
des 1920 aufgelçsten rechtsgerichteten paramilit�rischen Berliner Freikorps
L�tzow. Zimmermann nahm auch an Parteiversammlungen im Wirtshaus teil.

Als Absmeier nach etwa zehn Tagen erkl�rte, er sei jetzt lange genug Gast-
geber gewesen, hielt ihn Zimmermann noch hin, indem er behauptete, sein
Name sei falsch, er heiße in Wirklichkeit G�lting. In den n�chsten Tagen
komme jemand von seiner Verwandtschaft und werde ihn legitimieren. Auch
andere Angehçrige des Korps L�tzow waren misstrauisch geworden, weil
Zimmermann kurz nach dem Hitlerputsch vom 8./9. November 1923 ver-
suchte, in diesem Kreis Geld f�r eine Reise nach M�nchen zu beschaffen, weil
er dort „eine nationale Tat“ vollbringen wolle. Der Gr�nder des N�rnberger
Korps L�tzow, Julius P�ttner, hielt dies f�r einen Schwindel und arbeitete da-
rauf hin, Zimmermann wieder loszuwerden. Nach zwei Tagen verschwand
dieser aber von selbst und machte sich eigenst�ndig am 13. November auf den
Weg nach M�nchen.

Kurzbesuch bei der KPD Reutlingen?

Er sei seit dem 25. Oktober nicht mehr in Reutlingen gewesen, beteuerte Zim-
mermann sp�ter hartn�ckig, er sei mit der KPD fertig gewesen. Tats�chlich
gibt es aber in der zweiten Novemberh�lfte in seiner Reiseroute eine „L�cke“
und Reutlinger Zeugen, die ihn kurz vor dem KPD-Parteiverbot vom
23. November 1923 in Reutlingen gesehen haben wollten.249 So wurde Zim-
mermann in Fr�hs „illegaler“ Wohnung in Sondelfingen gesichtet, als Theo-
dor Koch die Waffe vorbeibrachte, die er der KPD verkaufen wollte. Seiner
Meinung nach wohnte er auch dort. Auch kursierte in Reutlingen die
Geschichte, Zimmermann rechtfertige das Verschwinden der 20 Dollar aus
Stuttgart und seine anschließende Flucht damit, dass er zwei Maschinen-
gewehre gekauft habe, die Gewehre aber infolge Eingreifens der Polizei im
Stich lassen musste.250 Aber vermutlich schlug ihm nun das Misstrauen der
Reutlinger Ortsgruppe deutlich entgegen, die KPDler Hans Fr�h, Vinzenz
Mayer und Eugen Neu berichteten dies jedenfalls. Auch von Parteiausschluss
sei die Rede gewesen.

Nie gekl�rt werden konnte auch die Frage, wer denn nun die sp�ter ver-
schwundenen Handgranaten aus Reinhold Aicheles Werkstatt abgeholt hatte.
Der Reutlinger Kriminal-Oberkommissar Hartmann war jedenfalls noch
2� Jahre nach den ersten Ermittlungen im Hochverratsfall der festen Mei-
nung, Reinhold Aichele habe beim ersten Verhçr 1924 die Wahrheit gesagt, als

249 Ebd., Bd. 4, Aussagen Koch, Lutz, Vinzenz Mayer, Eugen Neu, Fr�h, ca. 11. 11. 1926.
250 Ebd., Bd. 4, Aussage Lutz, 11. 11. 1926.
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er Wilhelm Zimmermann als Abholer benannte. Er sei da noch vçllig unvor-
bereitet gewesen und habe den Willen gehabt, alles zuzugeben, um wieder
freizukommen. Dass er sp�ter wiederrufen habe, erkl�re er sich damit, dass er
Zeit zum �berlegen gehabt habe.251

Am 13. November 1923 jedenfalls saß Wilhelm Zimmermann im Zug nach
M�nchen und lernte dort eine junge Frau kennen.252 Die Buchhalterin Mina
Billmann aus Kraftshof bei N�rnberg erz�hlte ihm, sie sei auf dem Weg zu der
Beerdigung eines Verwandten, der gelegentlich des Hitlerputsches in M�n-
chen gefallen sei. Wilhelm Zimmermann, der hier unter seinem richtigen
Namen auftrat, reagierte schnell und entgegnete ihr, dass er ebenfalls zur Be-
erdigung der anl�sslich des M�nchner Putsches Gefallenen dorthin fahre, um
sich auch zugleich �ber die politischen Verh�ltnisse in M�nchen zu orientie-
ren. Zimmermann gab sich ihr gegen�ber als Angehçriger der NSDAP aus
und trug auch eine Windjacke, wie sie von den Nationalsozialisten getragen
wurde, darunter eine graue Felduniform. Man kam sich rasch n�her und
tauschte Adressen aus, wobei Zimmermann eine M�nchner Adresse und die
N�rnberger Adresse von Absmeier angab, bei der Mina Billmann sp�ter ein-
mal vergeblich nach Zimmermann suchen sollte.

Zimmermann verlor keine Zeit und tauchte schon zwei Tage sp�ter bei
Mina Billmann in Kraftshof auf, allerdings ohne sie anzutreffen. Am Wochen-
ende kam er wieder, man machte Spazierg�nge und er holte sie am n�chsten
Tag von der Arbeit ab, man aß zu Abend. Zimmermann spiegelte ihr vor, dass
er sich eine grçßere Menge Zigaretten gekauft h�tte und nun in Geldnçten sei
und sie ihm deshalb Geld vorstrecken m�sse. Mina Billmann gab ihm etwa
2 bis 3 Billionen M.253 W�hrend der hçchstens zwei oder drei Besuche bei
Mina Billmann in der Zeit bis Anfang Januar 1924, die er immer wieder in
seine sonstigen Aktivit�ten einschob, schaffte es Zimmermann, sich mit ihr zu
verloben, sich ihren Eltern und Geschwistern als Br�utigam zu pr�sentieren
und sie dazu zu bringen, ihm neben Unterkunft und Verpflegung insgesamt
etwa 300 RM und 100 M Silbergeld zu geben. Außerdem stahl er ihr rund
85 Bauern-Silberknçpfe und machte sie zu Geld. Argwçhnisch wurde Mina
Billmann, als sie Zimmermann einen Brief an die Adresse seines Onkels in
Geislingen schickte und unerwartet einen von dessen Frau zur�ckbekam.
Mina Billmann solle sich vor ihrem Mann h�ten, schrieb Maria Zimmermann,
er sei verheiratet und sie erwarte ein Kind.254 Noch einmal ließ sie sich beruhi-
gen mit Zimmermanns Erkl�rung, er lebe in Scheidung, und gab ihm weiter

251 Ebd., Bd. 4, Aussage Karl Hartmann, 11. 11. 1926.
252 Zu Mina Billmann vgl. ebd., Bd. 4, Bericht Polizei N�rnberg-F�rth, 24. 11. 1926 mit Aus-

sage Wilhelmine Billmann, 6.2.24 (Abschrift).
253 Mit der W�hrungsreform vom 15. 11. 1923 wurde die Hyperinflation beendet. 1 Billion M

(Papiermark) entsprach nun 1 RM (Rentenmark, ab Ende 1924 Reichsmark). Bis Sommer
1924 waren auch die Billionenscheine parallel noch im Umlauf.

254 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 4.
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Geld. Beim letzten Treffen am 7. Januar 1924 nahm ihr Zimmermann unter
dem Vorwand, er m�sse bei einem Rechtsanwalt einen Geldbetrag bezahlen
und habe in M�nchen eine Stellung bekommen, noch einmal 60 M ab. Dann
tauchte er unter.

Sp�tere Recherchen der Behçrden ergaben, dass Zimmermann in den
Wochen zwischen Ende November und Anfang Januar von Ort zu Ort reiste
und in erstaunlicher Schnelligkeit unter wechselnden Namen und Identit�ten
sich in nationalsozialistische Kreise einschlich.255 Dabei scheint es ihm gelun-
gen zu sein, seine jeweilige Rolle so �berzeugend zu spielen, dass niemand
Verdacht schçpfte. Oft baute er Erfahrungen, Adressen und Sachdetails aus
vorherigen Begegnungen in die neue Identit�t ein. Immer spiegelte er wohl
eine derartige Vertrauensw�rdigkeit vor, dass ihm seine jeweils neuen Bekann-
ten Gesellschaft, Essen oder sogar Unterkunft boten. So fuhr er von seinem
ersten Besuch bei Mina Billmann aus nach Friedrichshafen, wo ein Ingenieur
und fr�herer Fliegerhauptmann Diemer sein Gastgeber wurde. Weiter ging es
nach Lindau, wo er sich unter dem Namen G�ltingen in den Gasthof zum
Lamm einquartierte. Von dort reiste er �ber Wangen nach Kisslegg. Hier
wohnte Zimmermann Anfang Dezember l�ngere Zeit im Hotel zur Post und
wechselte dann in die Privatwohnung des Tierarztes Dr. Hilz in Wolfegg. Er
heiße Kress von Kressenstein, hatte er Hilz versichert, reise aber unter dem
Namen Joachim G�ltingen, weil er wegen Teilnahme am Hitlerputsch ver-
folgt werde. Weil er behauptete, die Kleidung, die er auf dem Leib trage, habe
er schon beim Hitlerputsch in M�nchen angehabt und seine bessere Kleidung
sei bei Hauptmann Diemer in Friedrichshafen deponiert, �berließ ihm Hilz
leihweise einen Anzug, Mantel, Hemd und Selbstbinder im Gesamtwert von
245 Goldmark und lieh ihm 22 M.

Zimmermann machte sich wieder davon Richtung Ulm, dann nach einem
Abstecher bei Mina Billmann zu seinem Onkel nach Geislingen. Die Weih-
nachtszeit und den Jahreswechsel verbrachte er bei drei verschiedenen Stutt-
garter Bekannten. Nach dem schon erw�hnten Abschiedsbesuch bei Fr�ulein
Billmann ging die Reise weiter nach Ansbach und Ellwangen, wo Zimmer-
mann wieder als G�ltingen auftrat. �ber Stationen in Aalen und Heidenheim
gelangte er am 13. Januar 1924 nach Ulm, wo er sich als Joachim G�ltingen im
Goldenen Engel einquartierte und in eine Fremdenkontrolle geriet, bei der er
dann auch verhaftet wurde.256 Seine Ausrede, unter den Namen Ing. Joachim
G�ltingen und Freiherr Kress von Kressenstein aus Neuenhof bei N�rnberg
habe er seit 1918 verdeckt an s�mtlichen Unternehmungen der rechts stehen-
den Parteien teilgenommen und kçnne aus diesem Grunde seinen richtigen
Namen nicht angeben, n�tzte ihm auch nichts mehr, als er zur Ulmer Polizei

255 Ebd., Bd. 7, Polizei-Direktion Ulm an Staatsanw. T�, 25. 1. 1924, Strafbefehl Staatsanw. Ra-
vensburg, 25. 1. 1924 (zu Hilz).

256 Ebd., Bd. 7, Polizei-Direktion Ulm an Staatsanw. T�, 25. 1. 1924.
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gebracht wurde, wo er dann seine richtigen Personalien angeben musste. Es
zeigte sich, dass eine ganze Reihe von Strafanzeigen wegen Betrugs und Zech-
prellerei aus Stuttgart, Crailsheim, N�rnberg, Kraftshof, Friedrichshafen,
Kisslegg, Wolfegg und Ellwangen gegen ihn vorlagen und die Spur seiner letz-
ten Aufenthaltsorte nachzeichneten. Bei den Verhçren bestritt Zimmermann
dann entschieden, KPD-Spion zu sein. Diese Partei sei f�r ihn erledigt, er
werde seine Parteirichtung in Zukunft anders einstellen. Er habe bei seinen
Erkundungen in NS-Kreisen gesehen, dass dort „mit vornehmeren Mitteln
gek�mpft“ werde.257

Reutlinger Ermittlungen im Januar 1924

W�hrend Wilhelm Zimmermann im Schnelltempo als Hochstapler durch
W�rttemberg und Bayern reiste, wurden in Reutlingen ab dem 8. Januar 1924
Ermittlungen im Hochverratsfall aufgenommen. Und weil Zimmermann an-
fangs nach Aussage Reinhold Aicheles als Abholer der Handgranaten aus des-
sen Werkstatt galt, wurde er zum Verhçr gesucht. Die Reutlinger Polizei
stellte nun fest, dass Zimmermanns Wohnung aufgelçst und seine Frau umge-
zogen war. Diese gab an, getrennt zu leben und nichts von ihrem Mann zu
wissen.258 In der Reutlinger KPD hatte sich inzwischen ger�chteweise Zim-
mermanns Unterschlagung der 20 Dollar und seine Flucht herumgesprochen.
Dann tauchten die ersten Fahndungsaufrufe aus halb W�rttemberg wegen
Zimmermanns Betr�gereien auf und der Reutlinger Polizei war nun klar, wie
es in ihrem Bericht heißt, dass Zimmermann „eine sehr zweifelhafte Persçn-
lichkeit“ war, der sich im w�rttembergischen Oberland als Betr�ger herum-
treibe, indem er sich als Mitglied der ebenfalls verbotenen NSDAP ausgebe
und die Orts- und Bezirksgruppen „brandschatze“.259 Die Reutlinger Polizei
stellte am 25. Januar 1924 einen eigenen Haftbefehl gegen Zimmermann aus
wegen des Verdachts, dass er Handgranaten an einen unbekannten Ort
gebracht haben sollte. Zimmermann blieb bis 29. Januar 1924 in Ulm in Haft
und wurde dann nach Reutlingen �berf�hrt.

Unter Hinterlassung eines langen Manuskripts �ber seinen politischen
Werdegang fl�chtete Wilhelm Zimmermann dann am 26. Februar 1924 aus
dem Reutlinger Amtsgerichtsgef�ngnis. Bei der Ausgabe des Abendessens
hatte der Oberwachtmeister nur eine der beiden Zellent�ren wieder ver-
schlossen, weil er sp�ter das Geschirr wieder einsammeln wollte. Zimmer-
mann hatte nun ein Holzscheitchen so eingeklemmt, dass die T�r nicht ganz
verschlossen war. Es gelang ihm, unbemerkt in den Gang und den Hof zu

257 Ebd., vgl. div. Strafanzeigen gegen Zimmermann ebd., Bd. 4 und Bd. 7, W�rtt. LKPA Stgt.,
7.2. 1924.

258 Ebd., Bd. 7, Anzeige Polizei-Direktion Rt., 8. 1. 1924.
259 Ebd., vgl. auch ebd., Bd. 7, Polizei-Direktion Rt., 17. 1. 1924; Amtsgericht Rt., 25. 1. 1924.
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fl�chten und nach dem �ffnen der großen verriegelten Eingangst�r zu ent-
kommen.260

KPD oder NSDAP?

Da Zimmermann f�r l�ngere Zeit trotz der vielen Steckbriefe und Anzeigen
unauffindbar blieb, trennte man sein Verfahren im November 1924 vom gro-
ßen Gerichtsverfahren der anderen zehn Angeklagten ab und stellte es w�h-
rend seiner Abwesenheit vorl�ufig ein. Neue Betrugsanzeigen der Jahre 1924
und 1925, etwa aus Kempten und Darmstadt, ließen vermuten, dass Zimmer-
mann mit seiner betr�gerischen Hochstapelei in NS-Kreisen weitermachte,
dabei seinen „Wirkungskreis“ ausdehnte und manchmal nur knapp entwisch-
te. So stellte sich Zimmermann in Schweinfurt im M�rz 1924 auf einer
deutschvçlkischen Wahlversammlung als Kurt Langen, Diplom-Agrarier aus
Meidelstetten, vor und ersuchte um eine Unterst�tzung, da er als „Vçlki-
scher“ von der Polizei verfolgt werde. „Gelegentlich des Anz�ndens von
Zigaretten mit dem Feuerzeug des Langen“, heißt es in einem Polizeibericht,
„machte einer der Anwesenden die Wahrnehmung, dass ein kleiner zusam-
mengelegter Zettel zwischen den Z�ndhçlzern lag. Der Finder nahm den Zet-
tel unauff�llig an sich und stellte fest, dass es ein Zeitungsausschnitt mit dem
Steckbrief des Kommunistenf�hrers Zimmermann aus Reutlingen war. Auf
eine Anfrage bei der Polizei in Reutlingen kam die Mitteilung, dass der angeb-
liche Langen wahrscheinlich der gesuchte Zimmermann selbst gewesen
ist.“261

Auch im Februar 1926 war man noch nicht weiter: Trotz energischer Nach-
forschungen habe man den gegenw�rtigen Aufenthaltsort des Wilhelm Zim-
mermann nicht in Erfahrung bringen kçnnen, meldete die Reutlinger Polizei
an den Leipziger Oberstaatsanwalt. Die Angehçrigen wie auch seine getrennt
lebende Ehefrau gaben an, dass sie, seitdem Zimmermann fl�chtig sei, nichts
mehr von demselben gehçrt h�tten und �berhaupt nicht w�ssten, wo er sich
zur Zeit aufhalte, er schreibe niemals nach Hause.262 Das Polizeibild von
Zimmermann war im W�rttembergischen Fahndungsblatt vom 1. 3. 1924 und
14. 1. 1925 abgebildet sowie im Deutschen Fahndungsblatt vom 20. 10.
1925.263 Aktuell lagen drei Steckbriefe aus Reutlingen, N�rnberg und Darm-
stadt vor.

Ende April 1926 wies eine Spur nach Brandenburg. Zimmermann war hier
zwei Tage bei einem Gastwirt aus Treppendorf abgestiegen. Er reiste auf den
Namen Friedrich Schenk aus Petersdorf im Riesengebirge, Rittmeister vom

260 Ebd., Bd. 7, Bericht Amtsgericht Rt. �ber Flucht Zimmermanns, 1. 3. 1924.
261 Ebd., Bd. 4, Bericht Polizei N�rnberg-F�rth, 24.11.26. Zu Steckbriefen und Anzeigen ebd.,

Bd. 3 und 4.
262 Ebd., Bd. 5, Polizei-Direktion Rt., 26. 2. 1926 und LKPA Stgt., 14. 4. 1926.
263 Ebd., Bd. 5.

360 Silke Knappenberger-Jans



fr�heren 2. Bayerischen Ulanenregiment, hatte einen gef�lschten Stahlhelm-
ausweis und gab sich als Reisender f�r Manschettenknçpfe f�r Stahlhelmleute
aus.264 Auch hier hinterließ er eine nicht bezahlte Zeche.

Anfang Mai 1926 f�hrte dann eine �hnliche Spur nach Niederschlesien ins
Riesengebirge.265 In einer Wirtschaft bei Flinsberg war ein Verk�ufer von
Stahlhelm-Manschettenknçpfen mit laut gef�hrten radikalen politischen
Reden aufgefallen. Aufmerksame Polizeibeamte �berpr�ften ihn im Fahn-
dungsblatt und erkannten Wilhelm Zimmermann. Der Fremde hatte um die
Osterzeit im kleinen Ort Flinsberg in verschiedenen Quartieren unter dem
Namen Friedrich Schenk gewohnt, angeblich 1890 im nicht weit entfernten
Petersdorf geboren. Er hatte dort angegeben, dass er Hauptmann d. R. und
zurzeit bei seinem Vater, dem Major a. D. und ehemaligen Kaiserlichen Kon-
sul in Griechenland Fritz Schenk in Petersdorf wohnhaft sei. Er verkaufte und
sammelte in der Umgebung von Flinsberg Bestellungen auf Manschetten-
knçpfe in Stahlhelmform, die er außer bei Zivilpersonen beim Jungdeutschen
Orden und beim Stahlhelm anbot. Bei seinem Verschwinden hinterließ er
mehrere offene Rechnungen.

Eine Nachfrage beim echten Konsul Schenk ergab, dass der angebliche
Schenk alias Wilhelm Zimmermann tats�chlich l�ngere Zeit bei ihm als Gast
gewesen, jedoch seit geraumer Zeit unter heimlicher Mitnahme von 250 Stahl-
helm-Manschettenknçpfen, f�r die der Konsul ein Patent hatte, verschwun-
den war. Den Ermittler wunderte, dass es den Konsul wenig stçrte, dass sich
der Fl�chtige als sein Sohn ausgab. Der Konsul habe versucht, dem Fl�chtigen
den Anstrich eines harmlosen Menschen zu geben, der durch die Not ge-
zwungen sei, etwas zu schwindeln. Er vermutete Wilhelm Zimmermann
inzwischen in der N�he von Berlin.266 Da die Polizei argwçhnte, dass er doch
noch mit dem Konsul in Kontakt stand, ließ sie dessen Haus noch f�r einige
Zeit beobachten, allerdings vergeblich.

Im Juli 1926 wurde Wilhelm Zimmermann in Quedlinburg tats�chlich auf-
gegriffen und wegen Betrug und Zechprellerei in Untersuchungshaft
gesteckt.267 Hier hatte er sich Ingenieur Karl Kurt Kummer genannt und in
seiner Kleidung steckten bei der Verhaftung Papiere, die auf den Namen Hans
Christian Jensen lauteten, geboren 1891 in Kupferm�hle bei Flensburg.
Seinem Gastwirt hatte er erz�hlt, er habe bei politischen Unruhen jemand nie-
dergeschlagen, der vielleicht seinen Verletzungen erlegen sei. Bei der gericht-
lichen Vernehmung berichtete Zimmermann dann, er sei nach D�nemark
gefl�chtet und jetzt zur�ckgekehrt, weil ihm gesagt worden sei, dass seine
Reutlinger Hochverrats-Tat unter die Straffreiheitsverordnung vom 21. Au-

264 Ebd., Bd. 4, Ermittlungen Leipzig 1926.
265 Ebd., Bd. 5, Bericht Grenzkommissariat, 25. 5. 1926.
266 Ebd., Bd. 5.
267 Ebd., Bd. 5; auch in Bd. 4, Oberstaatsanwalt Halberstadt, 23. 7. 1926.
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gust 1925 falle. Bei der „Hindenburg-Amnestie“ von 1925 wurde Straferlass
f�r bestimmte politische Straftaten zugestanden.

Als dann trotzdem Haftbefehl erlassen wurde, legte Wilhelm Zimmermann
Mitte September 1926 dagegen vergeblich Haftbeschwerde ein und forderte
Amnestie. In einer etwas großspurigen und wirren Erkl�rung – zumal Zim-
mermann ja inzwischen angeblich der NSDAP nahestand – schilderte er sein
„politisches Denken und Handeln“ im Jahre 1923.268 Seine T�tigkeit, so Zim-
mermann, habe sich w�hrend der fraglichen Zeit in Reutlingen nur auf die Ab-
wehr eines zu dieser Zeit zu erwartenden Putsches von rechts erstreckt. Nie
habe er an den gewaltsamen Sturz einer bestehenden Staatsform gedacht. Wer
die Vorg�nge in Bayern, das offene R�sten der Rechtsstehenden zum Kampf
gegen die Republik beobachtet habe, der sah, was kommen musste: der Putsch
Hitlers. H�tte sich dieser richtig entfaltet, so h�tten doch die, die sich zur Ver-
teidigung der Republik vorbereiteten, recht behalten. In Bayern habe sich
Zimmermann persçnlich von der Qualit�t der rechten Truppen und ihrer
Bewaffnung �berzeugen kçnnen. W�hrend man in Reutlingen eine Geheim-
nistuerei gehabt habe, wenn man mal eine Kamera oder ein paar Eierhandgra-
naten oder eine rostige Klinge zu Gesicht bekam, h�tten bei N�rnberg 14 Tage
vor dem Putsch Leute der Hitlerorganisationen schwer bewaffnet an den Ein-
und Ausg�ngen der Dçrfer Posten gestanden. Außerdem wollte Zimmermann
seine Unterschlagung der KPD-Gelder als Entlastungsgrund f�r das Hoch-
verratsverfahren gewertet wissen. Die KPD habe ihn ja deswegen sogar an-
gezeigt.

Nach Verb�ßung kleinerer Haftstrafen wegen Betrugs und Zechprellerei in
Quedlinburg und Darmstadt wurde Wilhelm Zimmermann am 19. Oktober
1926 wieder nach Stuttgart �berf�hrt. Anfang November 1926 wurde am
Staatsgerichtshof in Leipzig das Verfahren gegen Zimmermann wieder auf-
genommen und die Erg�nzung der Voruntersuchung angeordnet. Doch nach
umfangreichen Ermittlungen, bei denen auch zahlreiche Reutlinger Zeugen
erneut befragt wurden, beantragte der Leipziger Oberreichsanwalt am
9. Februar 1927, das Verfahren aufgrund des Amnestiegesetzes von 1925 ein-
zustellen.269 Weder zu Zimmermanns T�tigkeit als Ern�hrungsleiter noch zu
seiner Rolle bei der Beschaffung von Waffen war genug belastbares Material
f�r eine hçhere als zweij�hrige Strafe gefunden worden; die Voraussetzungen
f�r eine Amnestie waren also erf�llt. Und die ihm zur Last gelegten Vergehen
gegen das Sprengstoffgesetz – die Abholung der Handgranaten aus Aicheles
Werkstatt und die Beschaffung von Sprengstoff aus Esslingen – waren nicht
beweisbar. Reinhold Aichele hatte seine Zimmermann belastende Aussage
widerrufen und die fr�heren erheblich schwankenden Aussagen von Zimmer-
mann selbst – „der offenbar Psychopath und Gewohnheitsbetr�ger ist“, wie

268 Ebd., Bd. 4, Haftbeschwerde Zimmermann, 16. 9. 1926.
269 Ebd., Bd. 3, Oberreichsanwalt, 9. 2. 1927.
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der Oberreichsanwalt vermerkte – zum Esslinger Sprengstoff reichten nicht
f�r eine Anklage. Alle anderen Vergehen Zimmermanns waren nicht Gegen-
stand des Hochverrats-Verfahrens.270 Das Verfahren gegen Zimmermann
wurde am 22. Februar 1927 eingestellt.271 Zimmermanns Kalk�l war also auf-
gegangen, er musste nicht wegen Hochverrat ins Gef�ngnis. Er war damit der
einzige der Reutlinger Angeklagten, dem dies gelang.

R�ckkehr nach Reutlingen

Wilhelm Zimmermann kehrte daraufhin nach Reutlingen zur�ck und fing
wieder an, in einer Reutlinger Firma als Stricker zu arbeiten.272 Auch mit sei-
ner Frau Maria, die die Jahre zuvor beharrlich erkl�rt hatte, von ihrem Mann
gar nichts gehçrt zu haben, kam er offenbar wieder zusammen. Das Paar be-
kam, nachdem ein erster Sohn bereits im Mai 1924 geboren worden war, nun
noch zwei weitere Sçhne im Januar 1928 und im November 1930. Dauerhaft
scheint Zimmermann es aber nicht geschafft zu haben, seine wirtschaftlichen
und sozialen Verh�ltnisse zu konsolidieren. Zu den schon bekannten Verurtei-
lungen von 1924 bis 1926 aus Waldsee, Crailsheim, Quedlinburg, Darmstadt
und Stuttgart kamen 1927 noch weitere hinzu: Im Juni 1927 Betrug in Fried-
berg, im Juni und im Dezember 1927 in Reutlingen Unterschlagung bzw.
Hausfriedensbruch und çffentliche Beleidigung und im August 1927 in N�rn-
berg noch einmal Diebstahl und Betrug, was ihm Geldstrafen und sogar noch
einmal drei Monate Gef�ngnis eintrug.273 Mçglicherweise waren dies aber
zum Teil auch �ltere Vorf�lle, die jetzt erst zur Anzeige kamen.

Im Mai 1931 kam seine Frau Marie f�r zwei Wochen ins Reutlinger Kran-
kenhaus.274 Sie war nicht krankenversichert und Wilhelm Zimmermann
zçgerte einerseits die Bezahlung hinaus, weigerte sich andererseits aber auch
strikt, Hilfe vom F�rsorgeamt anzunehmen. Terminen auf dem Amt entzog
er sich. Im Mai 1933 tauchte er dann doch auf dem Reutlinger F�rsorgeamt
auf und bat um �bernahme der r�ckst�ndigen Miete, da sonst einen Tag sp�ter
zwangsweise ger�umt w�rde. Die Reutlinger Behçrde gew�hrte eine ein-
malige Mietbeihilfe, wollte sich aber nicht zu einer regelm�ßigen Zahlung ver-
pflichten, sodass die von der Gemeinn�tzigen Wohnungsf�rsorge Stuttgart
betriebene Wohnung der Zimmermanns weiterhin von der Zwangsr�umung
bedroht war. Im Oktober 1933 erschien Marie Zimmermann erneut auf dem
F�rsorgeamt und erkl�rte nun, ihr Mann sei seit Anfang Oktober mit un-
bekanntem Aufenthaltsort verreist. Er habe nur 10 RM dagelassen und sie
bençtige nun Unterst�tzung f�r sich und die drei noch kleinen Kinder. Sie

270 Ebd.
271 Ebd., Bd. 3.
272 StadtA Rt., Personen- und Adressbogen Wilhelm Zimmermann.
273 StadtA Rt., F�rsorgeakten Nr. 13617, Auszug aus Strafregister Landgericht T�, 19. 5. 1933.
274 Vgl. zum Folgenden StadtA Rt., F�rsorgeakten Nr. 13617, Wilhelm Zimmermann.
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erhielt nun monatlich Beihilfe f�r Miete, Lebensmittel und Bargeld. Am
28. Oktober 1933 meldete sie der F�rsorge, ihr Mann sei in Saarbr�cken. Er
h�tte in Reutlingen auf der Polizei erscheinen sollen, sei aber „lieber gegan-
gen“.

Die vermietende Wohnungsgesellschaft mahnte weiter die Mietaußen-
st�nde an und verk�ndete schließlich f�r Mitte M�rz 1934 die Zwangs-
r�umung. Angesichts dieser Situation schrieb Wilhelm Zimmermann seiner
Frau, er habe eine Wohnung in Saarbr�cken und sie solle mit den Kindern zu
ihm kommen. Von der Reutlinger F�rsorge erbat sich Marie Zimmermann
nun 100 RM Unterst�tzung f�r den Umzug, die sie auch bekam. Eigentlich
hatte Wilhelm Zimmermann sich verpflichtet, den Rest der Umzugskosten
selbst zu tragen, doch der Spediteur wandte sich wegen der am Ende immer
noch fehlenden 50 RM erneut an die F�rsorge.

Die von Wilhelm Zimmermann in Saarbr�cken betriebene Handweberei
lief wohl anfangs ganz gut, doch w�hrend der Sommermonate verschlechterte
sich das Gesch�ft derart, dass Marie Zimmermann Ende August 1934 mit
ihren drei Kindern wieder zur�ckkehrte und nach Pfullingen zu ihren Eltern
zog, die dort eine kleine Landwirtschaft betrieben.

Ab Mai 1935 war Wilhelm Zimmermann im Konzentrationslager in
Dachau inhaftiert. Welche Gr�nde daf�r vorgebracht wurden und ob er sich
weiter politisch bet�tigt hatte, ist unbekannt. Am 30. April 1937 wurde er
offenbar wieder entlassen und sollte ab 16. Mai 1937 bei einem Reutlinger
Gartenarchitekten arbeiten. Seine Frau zog nun von Pfullingen wieder nach
Reutlingen um. 1942 betrieb Wilhelm Zimmermann dann ein Handwebstuhl-
gesch�ft in T�bingen und lebte wohl auch mit seiner Familie dort. Hier traf er
dann wieder mit Hans Fr�h zusammen, der ihn im Auftrag der Gestapo
bespitzeln sollte.275 Sein weiteres Schicksal ist unbekannt.

IV Fazit

Die Reutlinger Kommunisten handelten ohne Zweifel kriminell, als sie 1923
Sprengstoff und Waffen beschafften, Handgranaten herstellten und ein Waf-
fenlager anlegten. Bei den Parteifunktion�ren, vor allem bei Hans Fr�h und
Wilhelm Zimmermann, kann man außerdem davon ausgehen, dass sie �ber
die konkreten Umsturzpl�ne der KPD informiert waren und durch die Stutt-
garter Oberleitung auch Instruktionen erhalten hatten. Doch das Bild einer
von Moskau aus durchorganisierten Reutlinger KPD mit entschlossenen
lokalen KPD-Parteisoldaten will sich nicht einstellen. Denn die Bilanz der
Aktionen des Herbst 1923 f�llt bescheiden aus und die Vorstellung, dass von

275 Vgl. Kap. III.1.
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Reutlingen eine bolschewistische Weltrevolution h�tte ausgehen kçnnen, war
utopisch: Sechs Waffen mit nicht ganz passender Munition, Handgranaten,
die am Ende vielleicht doch in der Echaz gelandet sind, außerdem zwei
F�hrungskr�fte mit undurchsichtigen politischen Loyalit�ten, die in die ei-
gene Tasche gewirtschaftet haben, der eine schließlich als Hochstapler fl�ch-
tig.

Dazu kommen mit David Aichele und Christoph Lutz zwei Funktion�re,
die auf das dubiose Verhalten des Leiters und die Gewalteskalation mit
Zçgern und R�ckzug reagierten. Jenseits aller Verharmlosungsstrategien in
Verhçrsituationen wirken die Aussagen der beiden plausibel. F�r sie wie auch
f�r mehrere andere der Reutlinger Verurteilten trifft mçglicherweise auch eine
Feststellung zu, die in der Forschung hinsichtlich der KPD-Umsturzpl�ne
von 1923 allgemein getroffen wurde: Die Mehrheit der deutschen Arbeiter, so
Harald Jentsch, sei 1923 nicht bereit gewesen, f�r eine vage Hoffnung auf ein
besseres Morgen das Heute aufs Spiel zu setzen. Die Massen h�tten zwar ver-
st�rkt mit den Auffassungen und der Politik der KPD sympathisiert, was die
Wahlergebnisse und die zahlreichen Arbeitsk�mpfe bewiesen. Auch wenn die
Mehrheit der deutschen Arbeiter, so Jentsch weiter, in der Politik der KPD
ihre Interessen st�rker ber�cksichtigt gesehen habe, so bedeutete das noch
lange nicht, dass sie bereit gewesen w�re, sich aktiv an der Umsetzung dieser
Politik zu beteiligen: „Es stellte doch einen entscheidenden Unterschied dar,
ob man einer Partei auf dem Wahlschein seine Stimme gab oder ihr auf die
Barrikade folgte.“276

Auch die Behauptung von Reinhold Aichele und Karl Eisele, den beiden
Handgranatenbauern, es sei ihnen um die Abwehr der Faschisten gegangen,
nicht um die Diktatur des Proletariats, wirkt nachvollziehbar. Denn es
entsprach ihrer konkreten Erfahrung vor Ort, dass die Schutzpolizei nicht
unbedingt auf ihrer Seite stand und dass rechte Gruppen sich auf einmal breit-
machten; es war ja auch bereits zu Konflikten gekommen. Und die çrtliche
NSDAP-Ortsgruppe und die SA, die w�hrend ihres Verbots 1923 als Wander-
gruppe getarnt weitermarschierte, besaßen ebenfalls Waffen. Sogar die ermit-
telnden Stuttgarter Behçrden r�umten anfangs ein, dass es bei allen Beschul-
digten, außer bei den Funktion�ren Fr�h, David Aichele und Lutz, aufgrund
der realen Situation in Reutlingen durchaus mçglich war, dass sie den Zweck
der Bewaffnung in der Abwehr der Faschistengefahr sahen. Denn das St�rke-
verh�ltnis der Kommunisten und Nationalsozialisten sei zu dieser Zeit in
Reutlingen etwa gleich gewesen, es seien auch von beiden Seiten verschiedent-
lich Terrorakte vorgefallen und es h�tten auch wiederholt Zusammenstçße
zwischen den beiden extremen Parteien stattgefunden.277

276 H. Jentsch, KPD (wie Anm. 17), S. 209 f.
277 BArch Berlin, R 3003/95, Az. 14 J 254/24, Bd. 7, Anzeige LKPA Stgt./Rt., 13. 5. 1924,

Schlussbemerkung zu den Verhçren.
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Es erstaunt daher, dass die Mitglieder der Reutlinger NSDAP, die 1923 den
konkreten Vorsatz hatten, beim Hitlerputsch am 9. November 1923 mitzuhel-
fen und nur durch Nachrichtensperre der w�rttembergischen Regierung
daran gehindert wurden, nicht etwa wegen Hochverrat angeklagt wurden.
Vielmehr mussten sich 28 dieser verhinderten Putschisten im Februar 1924
„nur“ vor dem T�binger Landgericht daf�r verantworten, dass in ihrem Um-
feld Handgranaten und Gewehre gefunden wurden.278 Nur einer der Beteilig-
ten wurde dann zu einer geringf�gigen Geldstrafe verurteilt, w�hrend sich die
Reutlinger KPD-Angeklagten f�r das vergleichbare Vergehen in Leipzig
wegen Hochverrats verantworten mussten.

Angesichts der politisch instabilen Situation und der republikbedrohenden
Anschl�ge und Unruhen von rechts und links war es nach dem Herbst 1923
nachvollziehbar und legitim, dass Polizei und Justiz bei den Reutlinger KPD-
Vorf�llen und anderswo unter der Pr�misse einer hochverr�terischen, durch-
geplanten KPD-Aktion ermittelten. Verheerend wirkten sich jedoch auf
l�ngere Sicht die großen Unterschiede in der Einsch�tzung radikaler Linker
und Rechter aus.

Das Polizeipr�sidium Stuttgart hielt 1924/25 die KPD f�r die „zur Zeit ein-
zig gef�hrliche revolution�re Vereinigung“, nachdem „die Umsturzbestre-
bungen von rechts infolge des Mißlingens des Hitlerputsches so ziemlich ver-
sandet sind.“279 Der „unbeugsame Vernichtungswille“ der KPD mache die
kommunistische Bewegung abgesehen von ihrer zahlenm�ßigen St�rke zu der
gef�hrlichsten unter den derzeitigen staatsfeindlichen Strçmungen.280 Dage-
gen ließen sich, so die Einsch�tzung der Stuttgarter Polizeibehçrde, die F�hrer
und Anh�nger der vçlkischen Bewegung trotz allen Geredes vom „Tatmen-
schentum“ in ihrer Politik von Gef�hlsmomenten leiten. Diese Gef�hlspolitik
kçnne zwar bei unsachgem�ßer Behandlung ihrer Verfechter durch die Inha-
ber der Staatsgewalt zu schweren Ersch�tterungen des Staatslebens f�hren,
wie der Hitlerputsch im Herbst 1923 mit erschreckender Deutlichkeit gezeigt
habe. „Die vçlkischen Gef�hlspolitiker kçnnen also sehr wohl eine akute
Erkrankung des Staatskçrpers herbeif�hren“, urteilte das Stuttgarter Polizei-
pr�sidium, „nicht aber eine chronische, wie das kommunistische Gift.“ Die
vçlkische Bewegung sei auf Persçnlichkeiten eingestellt, aber ihre F�hrer
seien „nicht selten politische Gl�cksritter, die auf die Dauer keinen nachhal-
tigen Einfluss auf ihre Anh�nger auszu�ben vermçgen.“281

Auch die w�rttembergische Landesregierung hat Anfang und Mitte der
1920er Jahre, als die ersten nationalsozialistischen Parteiorganisationen ge-

278 GEA vom 10. 11. 1933 (R�ckblick eines NSDAP-Mitglieds), vgl. auch M. Maul-Ilg, An-
f�nge NSDAP (wie Anm. 10), S. 21.

279 Polizeipr�s. Stgt. (Hrsg.), Kommunistische Partei 1925 (wie Anm. 18), S. III.
280 Polizeipr�s. Stgt., Abhandlung 1924 (wie Anm. 2), S. 4.
281 Ebd.

366 Silke Knappenberger-Jans



gr�ndet wurden, die Gefahr von rechts vçllig untersch�tzt.282 Zwar ging sie
durchaus gegen rechtsradikale Stimmungsmache und gewaltt�tige çffentliche
Auftritte vor. Von Dezember 1922 bis Juli 1923 erteilte das Innenministerium
der NSDAP Versammlungsverbot und die w�rttembergischen SA-Gruppen
wurden ab April 1923 untersagt, auch wenn sie ihre Aktivit�ten dann als
Sport- und Wandergruppen getarnt fortsetzten. Im Sommer 1923 wurden bei
Hausdurchsuchungen im NS-Umfeld paramilit�rische Ausr�stungen und
Waffen beschlagnahmt. Doch Innenminister Eugen Bolz sah weiterhin von
den Nationalsozialisten keine generelle Gefahr f�r die Sicherheit und Ord-
nung W�rttembergs ausgehen. W�hrend des Hitlerputsches verhinderte Bolz
am 8./9. November 1923 eine w�rttembergische Beteiligung, indem er regio-
nale NS- und SA-F�hrer verhaften und Verkehrs- und Nachrichtenverbin-
dungen abbrechen ließ. Hitler maß er danach keine politische Wirkkraft mehr
zu. Eine verh�ngnisvolle Fehleinsch�tzung, wie sich einige Jahre sp�ter
herausstellen sollte.

282 Dazu C. Dowe, Umsturzvorbereitungen der NSDAP (wie Anm. 11), S. 92 f.; M. Maul-Ilg,
Anf�nge NSDAP (wie Anm. 10), S. 11–33.

367Hochverrat oder versuchte Abwehr der Nazis?





Unerwartet Vizekanzler in der Endphase des
Ersten Weltkriegs.
Der Reutlinger Ehrenb�rger Friedrich von Payer
(1847–1931)

Christopher Dowe

Am 9. Oktober 1912 traten der Reutlinger Gemeinderat und der Reutlinger
B�rgerausschuss zu einer gemeinsamen Sitzung zusammen. Im vertrau-
lichen Teil der Beratungen schlug Oberb�rgermeister Emil Hepp vor, den
langj�hrigen Reutlinger Landtagsabgeordneten Friedrich von1 Payer, der
bei den anstehenden Landtagswahlen nicht mehr kandidierte, das Reutlin-
ger Ehrenb�rgerrecht zu verleihen. Der Oberb�rgermeister begr�ndete
seine Initiative damit, dass die Stadt „ihrem seitherigen Abgeordneten
außerordentlich viel“ verdanke. „Payer habe viel mehr, als es die Oeffent-
lichkeit im allgemeinen wisse, es sich angelegen sein lassen, in jeder Bezie-
hung die Interessen der Stadt Reutlingen zu vertreten. Insbesondere habe
sich der Stadtvorstand mit allen Anliegen und auf allen Gebieten seiner
T�tigkeit an ihn wenden kçnnen und stets das denkbar grçßte Entgegen-
kommen gefunden.“2 B�rgerausschuss und Gemeinderat stimmten dem
Vorschlag des Stadtoberhauptes zu. Auch Payers politische Gegner beton-
ten, wie der Reutlinger General-Anzeiger vermerkte, „daß sich der bis-
herige Abgeordnete hohe Verdienste um die Stadt erworben habe“, und
erg�nzten, dass Payer auch als langj�hriger Pr�sident der zweiten Kammer
der w�rttembergischen Landst�nde, also als Parlamentspr�sident des Land-
tags, „seines Amtes in vorbildlicher Weise gewaltet habe“.3 Einstimmig
beschlossen die Kommunalgremien, Payer zum Ehrenb�rger zu ernennen
und damit die Zahl der Ehrenb�rger der Stadt auf acht zu erhçhen. In
den Jahren vor ihm waren unter anderem der bis 1898 amtierende Ober-
b�rgermeister Julius von Benz sowie die ehemaligen Pr�sidenten der Regie-

1 1906 wurde Payer mit dem Komturkreuz des Ordens der w�rttembergischen Krone aus-
gezeichnet und in den persçnlichen Adelsstand erhoben. Er selbst f�hrte das Adelspr�dikat
nicht. Vgl. G�nther Bradler (Bearb.): Friedrich Payer. Autobiographische Aufzeichnungen
und Dokumente (Gçppinger Akademische Beitr�ge Nr. 83), Gçppingen 1974, S. 188.

2 Reutlinger General-Anzeiger f�r die Ober�mter Reutlingen, T�bingen, Rottenburg, Herren-
berg, N�rtingen, Urach und M�nsingen (im Folgenden abgek�rzt als GEA) vom 9. 10. 1912.
Vgl. auch Schwarzw�lder Kreiszeitung–Reutlinger Tagblatt Nr. 237/9. 10. 1912.

3 GEA 9. 10. 1912.
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rung des Schwarzwaldkreises mit
Sitz in Reutlingen Karl von Bellino
und Karl von Luz ausgezeichnet
worden.4

Eine Woche sp�ter konnte Ober-
b�rgermeister Hepp Gemeinderat
und B�rgerausschuss dar�ber infor-
mieren, dass Payer die Ehrung sehr
gerne annehme, und verlas den
Dankbrief des Abgeordneten, in dem
der in T�bingen geborene und in
Stuttgart lebende Payer betonte, „er
sch�tze sich gl�cklich, Angehçriger
eines so bl�henden Gemeinwesens
geworden zu sein.“5

Die Ehrenb�rgerurkunde ließ die
Stadt durch den Vorsteher der Reut-
linger Frauenarbeitsschule Inspektor
Schradin anfertigen. Eine lederne,
teilweise vergoldete Schmuckmappe
schuf ein Stuttgarter Kunstgewerbe-
betrieb.6 Die �berreichung der Ur-
kunde erfolgte im kleinen Kreise
durch den Oberb�rgermeister und

den Obmann des B�rgerausschusses.7

Seinen Abschied aus dem Landtag hatte der 65-j�hrige Friedrich von Payer
mit Altersgr�nden und einem anstehenden und notwendigen Generations-
wechsel begr�ndet.8 Auch wenn Payer am 14. November 1912 bei einem
Wahlkampfauftritt in Reutlingen darauf hinwies, dass er noch nicht zum alten
Eisen gehçre und er deshalb noch an seinem Reichstagsmandat f�r den Wahl-
kreis Reutlingen, Rottenburg und T�bingen festhalte,9 zeichnete sich das
langsame Ende eines langen politischen Lebens ab.10 Dass Payer k�rzertreten

Der Reutlinger Ehrenb�rger Friedrich
von Payer z�hlte zu den f�hrenden
Linksliberalen und war einer der wich-
tigsten deutschen Politiker in der zwei-
ten H�lfte des Ersten Weltkriegs.

4 StadtA Rt., DB 17 b Rudolf Finckh: Chronik der Stadt Reutlingen 1901–1918, S. 461.
5 GEA Nr. 244/17. 10. 1912, 3. Blatt.
6 StadtA Rt., Stadtpflege-Rechnung 1912, S. 1906 sowie Beilagen zur Stadtpflege-Rechnung

1912, Nr. 3854–3856.
7 GEA Nr. 3/4. 1. 1913, 2. Blatt.
8 Verhandlungen der W�rttembergischen Zweiten Kammer (Kammer der Abgeordneten) auf

dem 38. Landtag im Jahr 1912. Protokoll-Band 93, Stuttgart 1912, vgl. Payers Rede in der
127. Sitzung/5. 10. 1912, S. 3361.

9 Vgl. GEA Nr. 269/15. 11. 1912.
10 Vgl. die Pressekommentare zu seinem Ausscheiden aus dem w�rttembergischen Landtag,

auszugsweise abgedruckt in GEA Nr. 240/12. 10. 1912, 2. Blatt.
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wollte, zeigte sich auch daran, dass er 1912 seine Zulassung als Anwalt zur�ck-
gab und sich damit beruflich zur Ruhe setzte.11

Doch sollte es anders kommen und Payer unverhofft in eine politische
Schl�sselrolle auf Reichsebene hineinwachsen. Als Stellvertreter der letzten
beiden kaiserlichen Reichskanzler Georg von Hertling und Max von Baden
wirkte Payer 1917 und 1918 an Weichenstellungen der deutschen Geschichte
mit und spielte 1919 und 1920 eine wichtige Rolle in der Deutschen National-
versammlung. Wie es dazu kommen konnte, soll im Folgenden dargestellt zu
werden. Zuvor gilt es, Payers Leben bis zur Verleihung des Reutlinger Ehren-
b�rgerrechtes zu skizzieren und dabei Erfahrungen, Pr�gungen und F�higkei-
ten aufzuzeigen, die sein „zweites politisches Leben“ wesentlich beeinflussen
sollten.12

Oppositionspolitiker und Parlamentspr�sident

Friedrich Payer wurde am 12. Juni 1847 in T�bingen geboren. Sein Vater war
Pedell an der T�binger Universit�t und hatte nicht nur hausmeisterliche
Funktionen, sondern auch eine disziplinarische Aufgabe gegen�ber den
Studenten, sollte er doch im Auftrag des Rektors die akademische Gerichts-
barkeit gegen�ber den Universit�tsangehçrigen durchsetzen.13 Dieser Teil
der Aufgaben erkl�rt sich daraus, dass die Universit�t bis weit in das
19. Jahrhundert hinein eine eigene Gerichtsbarkeit besaß, die erst im Kaiser-
reich weitgehend abgebaut wurde. Der bekannte Karzer, das universit�re
Gef�ngnis, gehçrt in diesen Kontext.14 Payers Jugend bewegte sich so zwi-
schen akademischer Lebenswelt und dem Milieu der T�binger „Wenger-
ter“.15 Payers Vater starb, als Friedrich 14 Jahre alt war. Dank Stipendien

11 Vgl. Hans-Georg M�ller-Payer: Friedrich Payer, in: Max Miller; Robert Uhland (Hrsg.): Le-
bensbilder aus Schwaben und Franken, Bd. 11, Stuttgart 1969, S. 344–367, hier S. 364.

12 Eine wissenschaftliche Biografie Payers fehlt. Helmut Franz: Das Problem der konstitutio-
nellen Parlamentarisierung bei Conrad Haußmann und Friedrich von Payer (Gçppinger
Akademische Beitr�ge Nr. 100), Gçppingen 1977 behandelt nur Teilaspekte. Wichtig sind
Payers eigene autobiografische Schriften: Von Bethmann Hollweg bis Ebert. Erinnerungen
und Bilder, Frankfurt 1923, sowie post mortem verçffentlichte Dokumente von G. Bradler
(vgl. Anm. 1). Payers Nachlass liegt im Bundesarchiv Koblenz sowie im Hauptstaatsarchiv
Stuttgart. Sofern Archivalien in der vorliegenden Literatur ausgewertet und nachgewiesen
wurden, erfolgt zur Entlastung der Anmerkungen im Folgenden nur der Nachweis auf die
Sekund�rliteratur.

13 Vgl. H.-G. M�ller-Payer (wie Anm. 11), S. 344–345.
14 Vgl. Klaus Michael Alenfelder: Akademische Gerichtsbarkeit (Bonner Schriften zum Wis-

senschaftsrecht, Bd. 7), Baden-Baden 2002.
15 Vgl. Karl Braun u. a.: Das andere T�bingen. Kultur und Lebensweise der Unteren Stadt im

19. Jahrhundert (Untersuchungen des Ludwig-Uhland-Instituts Sonderband), T�bingen
1978.
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konnte der begabte Halbwaise das
Evangelische Seminar in Blaubeuren
besuchen, das auf ein Studium der
evangelischen Theologie vorbereiten
sollte und die Mçglichkeit bot, das
Abitur abzulegen.16 In der Familie
obrigkeitshçrig erzogen, weckten
Gespr�che mit demokratisch gesinn-
ten Mitsch�lern in ihm das Interesse
f�r Politik.17 Als Payer 1865 in T�-
bingen sein Studium begann, schrieb
er sich f�r Jura ein, denn er wollte
kein evangelischer Pfarrer werden.
W�hrend seines Studiums der Rech-
te, das er 1869 abschloss, blieb er in
engem Kontakt mit seinen demokra-
tisch gesinnten ehemaligen Mitsch�-
lern aus Blaubeuren, die ebenfalls die
w�rttembergische Landesuniversit�t
besuchten. Die jungen Studenten en-
gagierten sich parallel zum Hoch-
schulbesuch im demokratischen
Volksverein in T�bingen.18

Es waren damals bewegte Zeiten,
tobte doch in Preußen der Verfas-
sungskonflikt zwischen Regierung
und Landtag, in Baden der Kultur-

kampf und 1866 kam es zum Krieg Preußens gegen die Habsburger Monar-
chie und die s�ddeutschen Staaten, in dem die Doppelmonarchie gewaltsam
aus dem entstehenden deutschen Nationalstaat hinausgedr�ngt wurde. Dass
in W�rttemberg bei den Wahlen zum Parlament des deutschen Zollvereins
1868 erstmals das allgemeine und gleiche Wahlrecht f�r M�nner angewendet
wurde, war eine wichtige Etappe der Demokratiegeschichte.

Payer engagierte sich f�r großdeutsch-demokratische Positionen, war 1868
bei der Gr�ndung der Deutschen Volkspartei in Stuttgart als einer der Schrift-
f�hrer dabei19 und brachte sich in T�bingen in den Wahlkampf dieser Partei
ein, die seine politische Heimat wurde.20 Die Pflege des demokratischen

Als Student trat Payer (links) 1866 der
T�binger Studentenverbindung Roigel
bei, die in Orientierung an den Bur-
schenschaften die Farben „Schwarz-
Gold-Rot“ als Verbindungsfarben ge-
w�hlt hatte.

16 Vgl. H.-G. M�ller-Payer (wie Anm. 11), S. 344–346.
17 Vgl. G. Bradler (wie Anm. 1), S. 119.
18 Vgl. H.-G. M�ller-Payer (wie Anm. 11), S. 345–350.
19 Vgl. G. Bradler (wie Anm. 1), S. 121.
20 Vgl. ebd., S. 122.
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Erbes der 1848er-Revolution zusammen mit Parteiveteranen, die selbst 1848
aktiv gewesen waren, die Ablehnung Preußens und eines preußisch dominier-
ten kleindeutschen Nationalstaates wie der Kampf f�r ein fçderal aufgebautes
Großdeutschland einschließlich �sterreichs waren wesentliche Programm-
punkte, f�r die sich der junge Payer begeisterte.21

Nach dem Jura-Examen folgte das Referendariat mit Stationen in T�bingen
und Dusslingen.22 1871 erhielt Payer seine Zulassung als Rechtsanwalt in
Stuttgart und arbeitete zugleich f�r eine gewisse Zeit parallel als Redakteur
des demokratischen Parteiorgans Der Beobachter, bis er erkannte, dass eine
solche Doppelt�tigkeit nicht vereinbar mit dem Aufbau einer Kanzlei war,
und die Redaktion niederlegte.23 Aus der Politik zog sich Payer nicht zur�ck,
auch wenn der deutsch-franzçsische Krieg und die Reichsgr�ndung seine
Partei mit ihrer antipreußischen und großdeutschen Orientierung zun�chst
dramatisch schw�chten.

1873 �berredeten Parteifreunde Payer, bei der Anfang 1874 anstehenden
Reichstagswahl im Wahlkreis Reutlingen, T�bingen und Rottenburg f�r die

Payer wirkte 1868 als Schriftf�hrer an der Gr�ndungsversammlung der Deutschen
Volkspartei in Stuttgart mit. Die Einlasskarte bewahrte er zur Erinnerung auf.

21 Vgl. Dieter Langewiesche: Liberalismus und Demokratie in W�rttemberg zwischen Revolu-
tion und Reichsgr�ndung (Beitr�ge zur Geschichte des Parlamentarismus und der politi-
schen Parteien, Bd. 52), D�sseldorf 1974; Gerlinde Ruge: Die Volkspartei in W�rttemberg
von 1864 bis 1871 (VKGL B 62), Stuttgart 1970.

22 Vgl. G. Bradler (wie Anm. 1), S. 124.
23 Vgl. M�ller-Payer (wie Anm. 11), S. 351.
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Volkspartei zu kandidieren.24 Damit nahm Payer fr�hestmçglich das passive
Wahlrecht wahr, gab es doch damals gesetzliche Vorgaben f�r das Mindest-
alter f�r Abgeordnete. Auch wenn Payer selbst nicht erwartete, das Mandat
zu erringen, st�rzte er sich engagiert in den Wahlkampf in seinem sehr hete-
rogenen Wahlkreis, der aus dem katholischen Oberamt Rottenburg, den
altw�rttembergischen evangelischen Gebieten um die Universit�tsstadt
T�bingen und aus der ehemals Freien Reichsstadt Reutlingen mit Umland
bestand.25

Seine ersten Wahlkampferfahrungen und seinen ersten Wahlkampfauftritt
in Reutlingen beschrieb Payer 1920: „Bei meiner [ersten, d. Verf.] Versamm-
lung in Reutlingen �bernahm der zuf�llig anwesende alte Pfarrer Hopf, der
Redakteur des „Gradaus“, einer der popul�rsten Freiheitsm�nner des Landes
sozusagen, die politische B�rgschaft �ber mich und am Schluß zog die ziem-
lich anspruchsvoll aufgetretene Opposition in gedr�ckter Stimmung ab. [. . .]
Bei der Agitation auf dem Lande begleiteten mich je f�r ihr Oberamt meine
alten T�binger oder meine neuen Reutlinger Freunde, im Amt Rottenburg
waren wir meist nur zu zweit. Es ging fast �berall �ber Erwarten gut.“26 Payer
erinnerte auch an Herausforderungen w�hrend des Wahllampfes: „Der Wahl-
kampf war vor allem dadurch erschwert, daß die paar in Reutlingen und T�-
bingen erscheinenden Bl�tter teils ausschließlich den Gegnern zur Verf�gung
standen, teils unsere „Eingesendet“, wenn �berhaupt, nur sehr zensiert auf-
nahmen. [. . .] Das Agetieren war voll technischer Schwierigkeiten [. . .]. Fahr-
r�der, Autos und Telefon waren noch nicht erfunden. Nebenbahnen gab es
noch nicht [. . .]. Es war grimmig kalt; wenn mir nicht ein aus Rußland zur�ck-
gekehrter Freund einen Pelzmantel geliehen h�tte, h�tte ich j�mmerlich frie-
ren m�ssen. Trinkfestigkeit war f�r einen Kandidaten, der sich persçnlich vor-
stellen mußte, fast unentbehrlich, den Tag �ber mußte man in, ich weiß nicht
wieviel, Wirtsh�usern einkehren und die Wirte waren den St�dtern gegen�ber
wirklich empfindlich, wenn man sein Glas nicht austrank. Zum Gl�ck lag
meine Hochschulzeit noch nicht weit zur�ck. “27

Zu seiner eigenen �berraschung scheiterte Payer nur knapp. Drei Jahre
sp�ter, 1877, gelang es ihm aber, den Reichstagswahlkreis Reutlingen, T�bin-
gen, Rottenburg zu gewinnen und als Abgeordneter in das deutsche National-
parlament einzuziehen. Bei der folgenden vorgezogenen Wahl 1878 verlor

24 Vgl. G. Bradler (wie Anm. 1), S. 46.
25 F�r eine Reichstagskandidatur lag die Altersgrenze bei 25 Jahren, beim w�rttembergischen

Landtag bei 28. Deshalb greifen die �berlegungen von Bernhard Mann zur unterschied-
lichen Attraktivit�t von Landtags- und Reichstagsmandat nicht, vgl. Bernhard Mann: Fried-
rich Payer (1847–1931), in: Reinhold Weber; Ines Mayer (Hrsg.): Politische Kçpfe aus S�d-
westdeutschland (Schriften zur politischen Landeskunde Baden-W�rttembergs, Bd. 33),
Stuttgart 2005, S. 14.

26 Zitiert nach G. Bradler (wie Anm. 1), S. 40.
27 Zitiert nach G. Bradler (wie Anm. 1), S. 41.
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Payer sein Mandat wieder, zog nach einer Nachwahl 1880 wieder in den
Reichstag ein, behauptete 1881 und 1884 sein Mandat, unterlag jedoch 1887
seinem nationalliberalen Gegenkandidaten.28 Kulturkampf und Sozialisten-
gesetz, Attentatsversuche auf den Kaiser und Reichskanzler sowie massive
Wahlbeeinflussung der Regierung zugunsten der Konservativen und Natio-
nalliberalen pr�gten diese politische Phase.

Ab 1890 sollte Payer dann Reutlingen, T�bingen und Rottenburg ununter-
brochen bis zum Ende des Kaiserreiches im Reichstag vertreten. Zudem setzte
er sich bei einer Nachwahl zum w�rttembergischen Landtag im Reutlinger
Wahlkreis am 10. November 1893 durch und gewann dieses Mandat, das er bis
zum seinem R�ckzug aus der w�rttembergischen Landespolitik 1912 immer
wieder verteidigte. Die Landtagswahl von 1895 ver�nderte die politische
Landschaft W�rttembergs nachhaltig und schuf wesentliche Grundlagen f�r
Payers landespolitisches Wirken. Denn bei dieser Wahl erlitten die regierungs-
treuen Kr�fte dramatische Verluste. Zugleich wurde die oppositionelle Volks-
partei Payers erstmals die st�rkste Kraft im Landesparlament und arbeitete
eng mit der erstmals im Landtag vertretenen katholischen Zentrumspartei zu-
sammen.29 Als st�rkste politische Kraft im Parlament stellte ab 1895 die
Volkspartei den Parlamentspr�sidenten, zu dem niemand anderes als Friedrich
Payer gew�hlt wurde. Auch wenn er sein Reichstagsmandat nicht aufgab,
r�ckte nun die Landtagspolitik in den Mittelpunkt von Payers politischem
Wirken, zumal er als Parlamentspr�sident nicht auf seine Fraktionszugehçrig-
keit verzichten musste.

�ber wie viele Themen der w�rttembergische Landtag in den �ber 1200 Sit-
zungen, die Payer leitete,30 beriet und entschied, skizzierte Payer selbst am
14. November 1912, als er in Reutlingen eine Wahlkampfrede hielt: „Wenn
man das Wahlprogramm der Volkspartei von 1894 ansieht und mit dem jetzi-
gen Zustand der Gesetzgebung [im Jahr 1912, d. Verf.] vergleicht, so darf man
mit Freude einen ganz gewaltigen Fortschritt feststellen. Um nur die wichtigs-
ten Errungenschaften aufzuf�hren, so haben wir nun die reine Volkskammer
unter Ausschluß der Privilegierten. Wir haben Sicherung des Wahlgeheimnis-
ses und Schutz gegen Wahlbeeinflussungen [. . .], es ist die Verwaltungsreform
mit Abschaffung der Lebensl�nglichkeit der Ortsvorsteher durchgef�hrt, wir
haben die Schulreform gemacht, eine Hebung des Lehrerstandes erreicht, das
Steuerwesen nach den Grunds�tzen der Gerechtigkeit umgestaltet, (mit Aus-
nahme der Ertragssteuern, deren Reform dem kommenden Landtag vorbehal-

28 Vgl. Bernd Haunfelder: Die liberalen Abgeordneten des Reichstags 1871–1918, M�nster
2004, S. 313–314.

29 Vgl. Andreas Gawatz: Wahlk�mpfe in W�rttemberg. Landtags- und Reichstagswahlen beim
�bergang zum politischen Massenmarkt (1889–1912) (Beitr�ge zur Geschichte des Par-
lamentarismus und der politischen Parteien, Bd. 128), D�sseldorf 2001.

30 Verhandlungen der W�rttembergischen Zweiten Kammer (Kammer der Abgeordneten) auf
dem 38. Landtag im Jahr 1912. Protokollband 93, Stuttgart 1912, S. 3360.
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ten bleibt). Wir haben die Bauordnung und ein Wasserrechts-Gesetz geschaf-
fen, unsere Forderung auf Errichtung von Handwerkskammern ist erf�llt,
eine durchgreifende Verbesserung des Eisenbahn- und Postwesens hat statt-
gefunden.“31

Dass sich in dieser Zeit auch das politische System W�rttembergs tiefgrei-
fend wandelte, betonte Payer 1912 in seiner Abschiedsrede im Landtag, wenn
er ausf�hrte: „Der Einfluß der Volksvertretung und damit des Volkes auf die
Verwaltung des Staates ist direkt und indirekt gestiegen. Dadurch daß Regie-
rung und Krone den berechtigten W�nschen der Bevçlkerung auch auf die-
sem Gebiete verst�ndnisvoll entgegengekommen sind, haben wir uns mit
Recht den Ruf eines wahrhaft konstitutionell regierten Landes erworben.“32

Dabei verlor Payer nicht aus den Augen, dass in W�rttemberg ebenso wie in
den anderen deutschen Staaten und im Reich Krone und Regierung eine
Schl�sselrolle bei dem zukam, was politisch umgesetzt werden konnte und
was nicht. Dementsprechend betonte Payer in seiner Abschiedsrede als Land-
tagspr�sident, ab 1895 habe sich „die Regierung, ihrer Verantwortung be-
wusst, selbst an die Spitze der Reformbewegung“ gestellt. „Das Verdienst der
Volksvertretung“ habe „nur in der freudigen Fçrderung der Reformpl�ne der
Regierung und in der Erg�nzung und Erweiterung derselben durch eine kr�f-
tige Initiative“ bestanden.33 Auch nach der Verfassungsreform von 1906 blieb
es in W�rttemberg dabei, dass Regierungschef und Minister nur vom Ver-
trauen des Kçnigs abh�ngig waren. W�rttemberg war und blieb rechtlich eine
konstitutionelle und keine parlamentarische Monarchie, auch wenn der Land-
tag politisch so viel Gewicht gewann, dass sich eine parlamentarische Monar-
chie abzeichnete.34

Auf Reichsebene war die Stellung des Parlamentes vergleichbar. 1912 sah
Payer hier noch ein Wirkungsfeld f�r sich, war er doch zwei Jahre zuvor
wesentlich daran beteiligt, dass sich die auf mehrere kleine Parteien verteilten
Linksliberalen im deutschen Nationalparlament zur Fortschrittlichen Volks-
partei zusammenschlossen.35

31 GEA Nr. 269 vom 15. 11. 1912.
32 Verhandlungen Landtag (wie Anm. 30), S. 3361.
33 Ebd., S. 3360.
34 Vgl. Klaus Simon: Die w�rttembergischen Demokraten. Ihre Stellung und Arbeit im Partei-

en- und Verfassungssystem in W�rttemberg und im Deutschen Reich 1890–1920 (VKGL
B 52), Stuttgart 1969, S. 47–52.

35 Vgl. Andrea Kramp: Georg Gothein (1857–1940). Aufstieg und Niedergang des Linkslibe-
ralismus (Schriften des Bundesarchivs, Bd. 77), D�sseldorf 2018, S. 156–162.
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Abgeordneter im Weltkrieg

Dass zweieinhalb Jahre nach seiner Wiederwahl in den Reichstag mit dem
Ersten Weltkrieg ein globales Vçlkerschlachten beginnen sollte, dem viele
Millionen Menschen zum Opfer fielen und das auch das Ende der konstitutio-
nellen Monarchien in Deutschland bringen w�rde, konnte Friedrich Payer
nicht ahnen. Im August 1914 reihte er sich ein in die nationale Volksgemein-
schaft, glaubte, dass Deutschland nur einen Verteidigungskrieg f�hre, und
�ußerte am 3. August 1914 zu seinem Parteifreund Conrad Haußmann, „wir
m�ssen ihnen [den Kriegsgegnern] den Sch�del einschlagen“.36

Als Zeichen der nationalen Geschlossenheit trat der Reichstag w�hrend des
Krieges nur noch selten zusammen und verzichtete zudem darauf, çffent-
lichen Druck und Kritik an Kaiser und Reichsleitung heranzutragen, um den
nationalen „Burgfrieden“ nicht zu gef�hrden. Friedrich Payers Parteifreund
Conrad Haußmann formulierte es so: „Unter den Waffen schweigt die Kritik,
weil sie nicht bloß wertlos, sondern sch�dlich ist, auch wenn und gerade wenn

Zum zweiten Parteitag der Fortschrittlichen Volkspartei in Mannheim 1912 erschien
eine Fotopostkarte. Sie zeigte die linksliberalen F�hrer Friedrich von Payer, Johannes
Kaempf und Otto Fischbeck.

36 Zitiert nach Ulrich Zeller (Hrsg.): Schlaglichter. Reichstagsbriefe und Aufzeichnungen von
Conrad Haußmann, Frankfurt 1924, S. 2.
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sie berechtigt w�re.“37 Dies etwas kompensierend, wandelte sich der Haus-
haltsausschuss ab 1916 in eine Art Ersatzparlament um, firmierte unter dem
Namen Hauptausschuss und bot bei çffentlichen und geheimen Sitzungen
den Abgeordneten ein Forum, Anliegen der W�hler dem Reichskanzler und
den Staatssekret�r genannten Ministern gegen�ber vorzubringen und innen-
politische Entwicklungen mit zu beeinflussen.38 Dies galt kaum f�r außen-
politische Fragen, waren diese doch der Verfassung nach dem Kaiser, dem nur
ihm verantwortlichen Reichskanzler und den Regenten der Bundesstaaten
vorbehalten. Der Krieg hatte dramatische politische Machtverschiebungen
zur Folge, denn die obersten Milit�rs suchten �ber Fragen der Kriegsf�hrung
hinaus auch die Außenpolitik und wichtige Teile der Innenpolitik zu bestim-
men, sodass manche Historiker f�r die zweite Kriegsh�lfte von einer Quasi-
Milit�rdiktatur in Deutschland sprechen.39 Auch wenn das zu weitgehend ist,
war die Oberste Heeresleitung in den Jahren 1917 und 1918 doch so stark, dass
sie den Kaiser zur Entlassung etwa des Kanzlers oder des Außenministers
zwingen konnte. Der zunehmenden Macht des Milit�rs stellte sich ab Sommer
1917 eine Mehrheit des Reichstags, gebildet aus Sozialdemokraten, Links-
liberalen und Zentrumspolitikern, ein St�ck weit entgegen. Diese politische
Konstellation war die Voraussetzung f�r Friedrich von Payers „zweites politi-
sches Leben“, das ihn in das Amt des Stellvertreters des Reichskanzlers f�hren
sollte.

Maßgeblich gefçrdert, aber nicht initiiert durch eine Aufsehen erregende
Rede Matthias Erzbergers40 im Hauptausschuss des Reichstags, bildete sich
Anfang Juli 1917 ein informelles Gremium, der Interfraktionelle Ausschuss,
in dem die Spitzenpolitiker der Linksliberalen, der Sozialdemokratie und der
Zentrumspartei, phasenweise erg�nzt um Nationalliberale, ein gemeinsames
Vorgehen im Reichstag gegen�ber Kaiser, Kanzler und der Obersten Heeres-
leitung besprachen und festlegten. Geeint konnte die Mehrheit der Reichs-
tagsabgeordneten ihr politisches Gewicht einsetzen, sich mit der von Erz-
berger angeregten Friedensresolution in die Kriegszieldebatte einbringen und
f�r einen Verst�ndigungsfrieden werben.41

37 Haußmann an seine Frau am 4. 8. 1914, abgedruckt in U. Zeller (wie Anm. 36), S. 10. Vgl.
auch K. Simon (wie Anm. 34), S. 146.

38 Vgl. Reinhard Schiffers: Der Hauptausschuß des Deutschen Reichstags 1915–1918. Formen
und Bereiche der Kooperation zwischen Parlament und Regierung (Beitr�ge zur Geschichte
des Parlamentarismus und der politischen Parteien, Bd. 67), D�sseldorf 1979.

39 Vgl. etwa Manfred Nebelin: Ludendorff. Diktator im Ersten Weltkrieg, M�nchen 2011.
40 Vgl. Christopher Dowe: Matthias Erzberger. Ein Leben f�r die Demokratie, Stuttgart 2011,

S. 89–100.
41 Vgl. Erich Matthias; Rudolf Morsey (Bearb.): Der Interfraktionelle Ausschuß 1917/18,

2 Bde. (Quellen zur Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien, Reihe 1,
Bd. 1), D�sseldorf 1959.
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Infolge der politischen Auseinandersetzungen musste der amtierende
Kanzler Theobald von Bethmann Hollweg zur�cktreten und sich sein Nach-
folger Georg Michaelis – erstmals in der Geschichte des Kaiserreiches – bei
Amtsantritt bereit erkl�ren, die vom Reichstag in der entstehenden Friedens-
resolution skizzierten außenpolitischen Vorstellungen umzusetzen.42 Fried-
rich von Payer spielte in diesen Entwicklungen insofern eine wichtige Rolle,
als er Sprecher des Interfraktionellen Ausschusses wurde und f�r die Reichs-
tagsmehrheit die Gespr�che mit der Reichsleitung f�hrte.43 Dass er seinem
Charakter und seinen politischen �berzeugungen entsprechend nicht zu den
treibenden Kr�ften dieser politischen Ver�nderungen z�hlte, erleichterte ihm
den Kontakt mit Reichskanzler und Staatssekret�ren, f�hrte ihn aber auch
mehrfach dazu, dass er die Sprecherfunktion niederlegte, um dann doch
weiterzumachen, nachdem ihn Teile des Interfraktionellen Ausschusses zum
Getriebenen der sich �berschlagenden Ereignisse gemacht hatten.44

Wie wenig Payer im Sommer 1917 eine Parlamentarisierung der Reichs-
regierung anstrebte – es ging ihm um die Wiederherstellung der Kontroll-
rechte des Parlaments gegen�ber der Regierung und eine engere Abstimmung
zwischen Volksvertretung und Exekutive45 – veranschaulicht eine �ußerung
im Interfraktionellen Ausschuss. Rhetorisch fragte Payer am 12. Juli 1917 die
anderen Mitglieder, „als ob wir auf einmal das Bed�rfnis h�tten, unsererseits
die Regierung in die Hand zu nehmen“.46 Dass einige Mitglieder aus den Par-
teien der Reichstagsmehrheit nach Aufgabe ihres Parlamentssitzes einen
Staatssekret�rsposten �bernahmen, begr�ßte Payer im Juli 1917, lehnte aber
f�r sich trotz mehrerer Aufforderungen ein solches Regierungsamt ab.47

Payers Vermittler- und Kommunikatorrolle zeigte sich nicht nur bei der
Endredaktion der Friedensresolution und seinen Versuchen, die Reichsleitung

42 Vgl. Christoph Regulski: Die Reichskanzlerschaft von Georg Michaelis 1917. Deutschlands
Entwicklung zur parlamentarisch-demokratischen Monarchie im Ersten Weltkrieg, Mar-
burg 2003; Bert Becker: Georg Michaelis: Preußischer Beamter, Reichskanzler, Christlicher
Reformer 1857–1936. Eine Biographie, Paderborn 2007.

43 Aus der Sicht Conrad Haußmanns musste Payer mehr in das Amt des Sprechers geschoben
werden, als dass er sich dr�ngte. Vgl. U. Zeller (wie Anm. 36), S. 101.

44 Siehe dazu etwa Bundesarchiv Koblenz (im Folgenden als BArch), N 1020/45, Bl. 74–75:
Brief vom 14. 7. 1917; Bl. 82: Brief vom 20. 8. 1917; Bl. 86–90: Brief vom 23. 8. 1917. F�r die
Zeit des Ersten Weltkriegs spricht Alastair P. Thomson mit Blick auf die gesamte Fortschritt-
liche Volkspartei und sp�tere DDP von einer Vermittlerrolle der Partei zwischen den auf
eine Parlamentarisierung der Regierung dr�ngenden Kr�ften im Reichstag und der Exekuti-
ve. Vgl. Alastair P. Thompson: Left Liberals, the State, and Popular Politics in Wilhelmine
Germany, Oxford 2000, S. 385–387.

45 Vgl. K. Simon (wie Anm. 34), S. 153–167; H. Franz (wie Anm. 12), S. 128–182; A. Kramp
(wie Anm. 35), S. 335–336.

46 Matthias/Morsey, Ausschuss (wie Anm. 41), Bd. 1, S. 49.
47 Vgl. Zeller (wie Anm. 36), S. 106, 119.
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auch auf die Gefahr einer inhaltlichen Verw�sserung in die Parlamentsinitia-
tive einzubinden, sondern auch mit Blick auf den neuen Reichskanzler, der
einerseits die Friedensresolution zu unterlaufen trachtete, sich andererseits in
seinem Amt als vçllig �berfordert zeigte.48 Payer verhinderte wenige Wochen
nach dem Amtsantritt von Michaelis eine Misstrauenserkl�rung des Haupt-
ausschusses gegen�ber dem Reichskanzler, die sein Parteifreund Conrad
Haußmann am 23. August 1917 herbeif�hren wollte.49 Weitere Krisen um
den Kanzler folgten, bis Michaelis schließlich Anfang November 1917 zu-
r�cktrat.50

Vizekanzler und Vertrauensmann der Reichstagsmehrheit

Nun hatte die Stadt Reutlingen zum zweiten Mal in diesem Jahr Grund, ihrem
Ehrenb�rger Friedrich von Payer zu gratulieren. Hatte Reutlingen Payer zu
seinem 70. Geburtstag am 12. Juni 16 Flaschen Wein zukommen lassen,51 so
sandte die Stadt dem Politiker am 13. November per Telegramm ihre „herz-
lichen gluecks- und segenswuensche“ zur �bertragung „des amtes eines vice-
kanzlers des deutschen reiches“ und w�nschte: „moege die fuehrung dieses
hervorragenden amtes ihnen zu hoher befriedigung, unserem vaterland aber
zu reichem segen gereichen“.52

Payers Vizekanzleramt war Ergebnis eines intensiven politischen Ringens.
Eingebunden waren nicht nur der Kaiser und seine Umgebung, da Kanzler,
Vizekanzler und Staatssekret�re durch den Monarchen berufen wurden und
der Verfassung nach nur ihm und nicht dem Reichstag verantwortlich waren.
Auch die Oberste Heeresleitung versuchte ihre Interessen bei der Bildung
einer neuen Regierung einzubringen. Schließlich ist das Parlament, genauer
die Reichstagsmehrheit aus Linksliberalen, Sozialdemokraten und Zentrums-
politikern, zu nennen, die inzwischen so viel politischen Einfluss gewonnen
hatte, dass sie nicht nur die neue Regierung auf ein politisches Programm ver-
pflichten, sondern auch bei Personalfragen mitbestimmen konnte. Neuer
Reichskanzler wurde der bayerische Ministerpr�sident und Zentrumspoli-
tiker Georg von Hertling.53 Hertling lehnte Payer urspr�nglich als seinen

48 Vgl. Regulski (wie Anm. 42); Becker (wie Anm. 42).
49 Vgl. K. Simon (wie Anm. 34), S. 157.
50 Vgl. C. Regulski (wie Anm. 42); B. Becker (wie Anm. 42).
51 StadtA Rt, C 50, Gemeinderatsbeschluss vom 7. 6. 1917 mit Erledigungsmerk zur ausgeliefer-

ten St�ckzahl.
52 BArch Koblenz, N 1020/2: Bl. 14.
53 Vgl. C. Regulski (wie Anm. 42); Becker (wie Anm. 42); Matthias/Morsey, Ausschuss (wie

Anm. 41), Bd. 1.
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Stellvertreter ab, doch setzten Payers
Parteifreund Conrad Haußman und
die Sozialdemokraten den W�rttem-
berger durch. Die SPD wollte sich
nicht offiziell mit einem Staatssekre-
t�r an der neuen Regierung betei-
ligen, verlangte aber Payer als Ver-
trauensmann im Kabinett.54 Payers
erhoffte Rolle skizzierte Haußmann
in einem Privatbrief vom
10. November 1917 so: „Payer ist ne-
ben Hertling unentbehrlich. Hertling
ist erst durch Payer, durch seine Er-
zeugung als Kanzler und die ihm auf-
erlegte Gleisf�hrung ein großer Er-
folg der demokratischen Bewe-
gung.“55

Payer als Vizekanzler war, wie der
Historiker Klaus Simon mit Recht
betonte, der erste „Politiker, der auf
ausdr�ckliches Verlangen und nach
Auswahl durch eine Reichstagsmehr-
heit in ein Regierungsamt berufen
wurde.“ Vizekanzler wurde damit, so Simon weiter, „gerade ein fçderalisti-
scher Demokrat aus S�ddeutschland mit ausgesprochen antipreußischer und
antimilitaristischer Vergangenheit, ohne Offizierspatent und ohne auch nur
Wehrdienst geleistet zu haben, kleinb�rgerlicher Herkunft, einem freien Beruf
angehçrend und bisher als Parlamentarier unabh�ngig und ohne engere Ver-
bindung mit der B�rokratie.“ Simon benannte damit nicht nur wichtige so-
ziale Charakteristika Payers, die bis dahin Ausschlusskriterien f�r den Zugang
zu vielen hohen �mtern des wilhelminischen Deutschland gewesen waren.
Der Historiker begriff mit Recht die Ernennung Payers auch als Teil eines
langfristigen tiefgreifenden Wandlungsprozesses des Kaiserreiches und in
einer k�rzeren Perspektive als Zeichen, „wie sehr der Einfluß der Reichstags-
mehrheit seit der Juli-Krise gewachsen war“.56

Payer selbst zçgerte, das Amt anzunehmen, und empfand dies als Opfer.
Diese Sicht erkl�rt sich nicht prim�r mit seinem Alter, sondern ist Konsequenz

Am 12. November 1917 ernannte Kaiser
Wilhelm II. Payer offiziell zum Stellver-
treter des Reichskanzlers. Die Urkunde
zeichnete auch Reichskanzler Georg von
Hertling gegen.

54 Vgl. K. Simon (wie Anm. 34), S. 159.
55 Zitiert nach U. Zeller (wie Anm. 36), S. 153 (Brief an Kurt Hahn vom 10. 11. 1917).
56 K. Simon (wie Anm. 34), S. 159.
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seines Selbstverst�ndnisses, bedeutete doch die Vize-Kanzlerschaft f�r Payer
einen Verzicht auf eigene Freiheit, eine „Abkehr vom Stolz auf die [eigene,
d.Verf.] Unabh�ngigkeit“ und brachte den Eintritt des selbstst�ndigen
Rechtsanwalts und unabh�ngigen Abgeordneten in die Abh�ngigkeiten und
das Eingebundensein einer Beamtenstellung.57

Payer brachte vieles mit, das ihn f�r das Amt des Vizekanzlers als gut geeig-
net erscheinen ließ. Er besaß in Jahrzehnten gesammelte politische Erfahrung
als Abgeordneter im Reichstag und im w�rttembergischen Landtag, war bes-
tens im Nationalparlament vernetzt und hatte in seiner Funktion als Sprecher
des Interfraktionellen Ausschusses mit der Regierung verhandelt.58 Abgeord-
nete wie Vertreter der Exekutive setzten zudem auf Payers mittelnde Art,
seine Zuverl�ssigkeit und Ehrlichkeit. Schließlich hatte Payer als einer der we-
nigen Abgeordneten des Reichstages l�ngere Zeit administrative Erfahrungen
sammeln kçnnen, denn als Pr�sident der Zweiten Kammer des w�rttembergi-
schen Landtags war er von 1895 bis 1912 auch Vorsitzender des Staatsfonds
gewesen, der die w�rttembergischen Staatsschulden verwaltete.59

Doch bevor er sein neues Amt wahrnehmen konnte, fiel Payer zun�chst f�r
drei Monate krankheitsbedingt60 aus und kehrte erst Anfang Februar 1918 auf
die politische B�hne zur�ck. In diesem Zeitraum hatten sich nicht nur wesent-
liche Arbeitsabl�ufe der Regierung Hertling ohne einen Vizekanzler einge-
spielt, im Osten hatte sich auch die politische und milit�rische Lage mehrfach
tiefgehend gewandelt. Am 15. Dezember 1917 war ein Waffenstillstand zwi-
schen Deutschland und der Habsburger Monarchie einerseits sowie der
Ukraine und dem bolschewistisch kontrollierten Teil Russlands andererseits
geschlossen worden. Die Ukrainische Volksrepublik, die ihre Unabh�ngigkeit
von Russland erkl�rt hatte und sich seit Ende Dezember mit diesem im
Kriegszustand befand, schloss am 9. Februar 1918 in Brest-Litowsk einen
Frieden mit dem Deutschen Reich, der den Vorstellungen der deutschen Mili-
t�rf�hrung �ber ein deutsch dominiertes Großraumimperium im Osten
entsprach, aber auch der Ukraine die Anerkennung als Staat brachte. Der rus-
sische Verhandlungsf�hrer Leo Trotzki erkl�rte hingegen am 10. Februar
1918, sein Land werde die diktierten deutschen Friedensforderungen nicht
unterzeichnen. Darauf r�ckten deutsche Truppen ab dem 17. Februar 1918
wieder vor, besetzten weitere Gebiete Russlands und zwangen schließlich die

57 Payers eigene Sicht zur�ckblickend in F. Payer, Bethmann Hollweg (wie Anm. 12), S. 47. Zi-
tate und die vom Verf. erweiterte Argumentation nach Simon (wie Anm. 34), S. 159.

58 Bis 12. 7. 1917 hatte zun�chst Peter Spahn die Aufgabe eines Vorsitzenden �bernommen, die
dann an Payer �berging. Der W�rttemberger fungierte aber von Anfang an als Sprecher des
Interfraktionellen Ausschusses gegen�ber der Reichsleitung. Vgl. Matthias; Morsey, Aus-
schuss (wie Anm. 41), Bd. 1, S. XXXVI.

59 Vgl. F. Payer, Bethmann Hollweg (wie Anm. 12), S. 47.
60 Payer spricht von einer Kopfnervenentz�ndung, vgl. F. Payer, Bethmann Hollweg (wie

Anm. 12), S. 47.
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Bolschewiki, am 3. M�rz 1918 einen versch�rften Friedensvertrag in Brest-
Litowsk zu unterzeichnen.61

Innenpolitisch hatte sich die Situation in Deutschland nicht entspannt. Der
Kaiser hatte zwar 1917 die Abschaffung des preußischen Dreiklassenwahl-
rechts angek�ndigt, doch bremsten preußische Konservative erfolgreich diese
einschneidende �nderung.62 Die Milit�rbehçrden gingen im Innern gegen
Pazifisten und andere engagierte Bef�rworter eines Verst�ndigungsfriedens
vor und die Versorgungslage in Deutschland wurde immer schlechter, gerade
in den St�dten. Große Streiks, vor allem im Januar 1918, waren die Folge,63 so-
dass Conrad Haußmann in einem Brief vom 24. Januar 1918 die innenpoliti-
sche Lage als verfahren beschrieb und dar�ber klagte, dass die Regierung
Hertling nicht zur Kl�rung der wesentlichen Fragen finde. Alle hofften, so
Haußmann, auf Payer, auch die politischen Gegner von den Nationalliberalen
und die Oberste Heeresleitung.64

Als Payer Anfang Februar 1918 wieder genesen war und in die Politik zu-
r�ckkehrte, galt es f�r ihn, seine Position im Kabinett Hertling zu finden.
Denn das Amt des Stellvertreters des Reichskanzlers, wie es offiziell hieß, war
ein junges und erst unter seinem Amtsvorg�nger Karl Helfferich eingef�hrt
worden.65 W�hrend Helfferich jedoch als Staatssekret�r im Reichsamt des
Innern eine Ressortverantwortlichkeit hatte, konnte Payer auf kein eigenes
Ministerium zur�ckgreifen. Zudem hatten die Ressorts die Zust�ndigkeiten
untereinander in den Monaten von Payers Krankheit aufgeteilt. Payers Auf-
gabe in der Regierung Hertling wurde es, zwischen den Ministerien zu
schlichten, wenn diese sich um Zust�ndigkeiten und Abgrenzungsfragen strit-
ten. Zudem �bernahm Payer weitgehend die Kontakte zwischen Reichs-
leitung, der Reichstagsmehrheit und dem Parlament.66

Um Payers Wirken als Vizekanzler angemessen einsch�tzen zu kçnnen,
sind die Grenzen seines politischen Spielraums zu ber�cksichtigen. Mit Blick
auf den verfassungsrechtlichen Rahmen ist an die zentrale Position des Kaisers
zu erinnern, von dessen Vertrauen Kanzler, Vizekanzler und Staatssekret�re
abh�ngig waren. Zudem arbeitete die Regierung nur eingeschr�nkt als Kollek-
tivorgan. Kanzler, Vizekanzler und Staatssekret�re trafen sich zwar – das war

61 Vgl. Jçrn Leonhard: Die B�chse der Pandora. Geschichte des Ersten Weltkriegs, M�nchen
2014, S. 811–827.

62 Vgl. Reinhard Patemann: Der Kampf um die preußische Wahlreform im Ersten Weltkrieg
(Beitr�ge zur Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien, Bd. 26), D�s-
seldorf 1964.

63 Vgl. Roger Chickering: Das Deutsche Reich und der Erste Weltkrieg, M�nchen 2002,
S. 189–203.

64 U. Zeller (wie Anm. 36), S. 170.
65 Vgl. F. Payer, Bethmann Hollweg (wie Anm. 12), S. 50–51.
66 Vgl. ebd., S. 50–51, 56–57. Vgl. auch Matthias/Morsey, Ausschuss (wie Anm. 41), Bd. 2.
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damals eine Neuerung – einmal die Woche zu einer Art Kabinettssitzung,
doch wurden dort nur Informationen ausgetauscht. Die politischen Entschei-
dungen fielen nicht bei diesen gemeinsamen Beratungen, sondern im direkten
Kontakt zwischen Kanzler und dem zust�ndigen Staatssekret�r.67 Die �bri-
gen Kabinettsmitglieder blieben außen vor. Payer hatte ferner, wie von der
Verfassung vorgesehen, sein Abgeordnetenmandat aufgeben m�ssen, um
Vizekanzler zu werden.68 Politisches Gewicht konnte er – ohne eigene Res-
sortzust�ndigkeit – so nur durch seine verfassungsm�ßig nicht vorgesehene
Rolle als Vertrauensmann der Reichstagsmehrheit gewinnen. Schließlich
machte sich bei dem aus W�rttemberg stammenden Vizekanzler eine Entkop-
pelung der politischen Macht in Preußen und im Reich bemerkbar. Denn
w�hrend der Reichskanzler im Kaiserreich in der Regel zugleich preußischer
Ministerpr�sident war und damit auch auf die Ministerien Preußens zugreifen
konnte, die auf vielen Politikfeldern die fehlende Reichsexekutive ersetzten,
hatte Payer nur sein Reichsamt. Doch nicht nur das: Unter Verweis auf seine
w�rttembergische Herkunft sprachen gerade Konservative Payer das Recht
und die F�higkeit ab, sich an preußischen Debatten zu beteiligen. Vor einem
solchen Hintergrund �berrascht denn auch nicht, wenn der Chef des kaiser-
lichen Zivilkabinetts Friedrich von Berg klagte: „Es ist eben in der Reichs-
kanzlei niemand, der preußisch denkt.“69

Wie seine Herkunft aus W�rttemberg als Waffe gegen Payer eingesetzt
werden konnte, zeigte sich schon nach seiner ersten Reichstagsrede als Vize-
kanzler am 25. Februar 1918. Payer kam vor dem Nationalparlament auch
vorsichtig darauf zu sprechen, dass die vom Kaiser schon im Vorjahr verspro-
chene Abschaffung des preußischen Dreiklassenwahlrechts endlich umgesetzt
werden solle, und rief mit Blick auf den oft polemischen Ton Konservative
wie Unabh�ngige Sozialdemokraten dazu auf, M�ßigung und Zusammenhalt
zu wahren. Diese Rede wirkte wie ein politisches Fanal. Der Kaiser �ußerte
gegen�ber einem Vertrauten: „Von Payer lasse ich mir meine Konservativen
nicht beschimpfen.“70 Und das Ausw�rtige Amt erfuhr von seinem Vertreter
im Großen Hauptquartier: „S[eine]M[ajest�t] hat sich heute Abend sehr abf�l-
lig u[nd] ungehalten �ber die Rede von Exzellenz v. Payer ausgesprochen. Der
Kaiser meinte, das Verhalten der Unabh�ngigen u[nd] Konservativen kçnne
man wohl unter vier Augen gegen�berstellen, aber çffentlich u[nd] amtlich

67 Vgl. F. Payer, Bethmann Hollweg (wie Anm. 12), S. 56.
68 Vgl. ebd., S. 48.
69 Zitiert nach Heinrich Potthoff (Bearb.): Friedrich von Berg als Chef des Geheimen Zivil-

kabinetts 1918. Erinnerungen aus seinem Nachlaß (Quellen zur Geschichte des Parlamenta-
rismus und der politischen Parteien, 1. Reihe, Bd. 7), D�sseldorf 1971, Anhang, S. 210 (am
16. September 1918).

70 Ebd., S. 119–120.

384 Christopher Dowe



die beiden Parteien einander gleichzustellen, das kçnne sich der Kçnig von
Preußen nicht gefallen lassen.“71

Welche Reaktionen Payer im Reichstag auslçste, hielt der W�rttemberger
in seinen Erinnerungen fest: „Aber der zur�ckgehaltene Zorn [der Konser-
vativen, d. Verf.] brach lebhaft aus, als ich sp�ter nach rechts wie nach links die
Mahnung zur M�ßigung und zum Zusammenarbeiten ergehen ließ. Die Kon-
servativen wollten diese f�r sich nicht gelten lassen und f�hlten sich so ge-
kr�nkt, mit der Linken, wie sie es auszudr�cken beliebten, gleichgestellt zu
werden, daß das Haus auf Antrag des konservativen F�hrers v. Heydebrand
beschließen mußte, die Sitzung am n�chsten Tage erst nachmittags um 2 Uhr
beginnen zu lassen, damit die Konservativen Zeit zum Studium meiner ‚he-
rausfordernden Rede� f�nden. Es war das erste Mal, daß von konservativer
Seite einem Kanzler oder Staatssekret�r im Reichstage eine derartig heftige
Szene gemacht wurde. Mich [. . .] focht diese Erkl�rung weniger an [. . .]. Aber
anders wirkte der L�rm von so gef�rchteter Seite auf die hinter mir stehende
Korona von Unterstaatssekret�ren, Bundesratsbevollm�chtigten und Ge-
heimr�ten. Wie ich mich umdrehte, blickte ich in etliche geradezu entgeisterte
Gesichter, und mehr als einer der Herren mochte wohl augenblicklich im
Zweifel sein, ob es nicht �berhaupt r�tlich sein d�rfte, sich von mir nach einer
solchen Kampfansage von konservativer Seite mçglichst fernzuhalten.“72 In
der Reichstagssitzung am folgenden Tag sprach der F�hrer der Konservativen
von Heydebrand dann auch Payer als W�rttemberger rundweg das Recht ab,
sich zu preußischen Angelegenheiten zu �ußern.73

Payers Parteifreund Conrad Haußmann beschrieb seine Eindr�cke aus
dem Parlamentsplenum in einem Brief an seine Tochter: „Payer schloss ges-
tern unter donnerndem Beifall, wie ich ihn noch nie gehçrt habe. Das verdankt
er den Pfuirufen der Rechten, zu denen seine Rede gar keinen Anlaß gab.“74

Seinem Sohn beschrieb er die Situation so: „Es war ein Skandieren der Konser-
vativen und ein alles niederwerfender Beifall des Hauses, der an die antike
B�hne erinnert hat. Er [Payer, d. Verf.] zog unter Feuer und Blumen durch die
Straße vom Parlament zu der Ministertrib�ne. Dabei war seine Rede fast zu
einfach, ist aber nun wie ein ‚Markstein� des Parlamentarismus.“75

Trotz der Empçrung des Kaisers und der Konservativen konnte sich Payer
im Amt halten. An der Blockade der preußischen Wahlrechtsreform durch die
Konservativen �nderte sich jedoch nichts und Payer �berlegte deshalb in den

71 Telegramm aus dem Großen Hauptquartier an das Ausw�rtige Amt, 26. 2. 1918, zitiert nach
ebd., S. 120, Anm. 24.

72 F. Payer, Bethmann Hollweg (wie Anm. 12), S. 283–284.
73 Vgl. dazu Kuno Graf von Westarp: Konservative Politik im letzten Jahrzehnt des Kaiserrei-

ches, Bd. 2, Berlin 1935, S. 508.
74 Zitiert nach U. Zeller (wie Anm. 36), S. 183 (Haußmann an seine Tochter am 26. 2. 1918).
75 Zitiert nach ebd., S. 181 (Haußmann an seinen Sohn am 26. 2. 1918).
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folgenden Monaten mehrfach, ob er nicht als Vizekanzler zur�cktreten solle,
da dieses zentrale Ziel der Reichsregierung nicht erreichbar schien. Doch zwei
Gr�nde hielten ihn davon ab, erstens seine Rolle als Vertrauensmann der
Reichstagsmehrheit in der Regierung und zweitens die Bef�rchtung, dass nach
einem Ende der Regierung Hertling eine Regierung der Milit�rs kommen wer-
de, die es zu verhindern galt.76

Aus Payers Perspektive gab es nicht nur solche Konflikte, sondern er
erkannte auch mit Blick auf mçgliche deutsche Kriegsziele wichtige �ber-
schneidungen mit den Vorstellungen der Obersten Heeresleitung und dem
Kaiser. Denn Payer war seit Kriegsbeginn �berlegungen aufgeschlossen,
Gebiete, die von deutschen Truppen erobert worden waren, zugunsten
Deutschlands zu annektieren.77 Payers Rolle bei der Entstehung der Frie-
densresolution des Reichstags im Sommer 1917 war, anders als etwa bei Mat-
thias Erzberger,78 nicht mit einer grunds�tzlichen außenpolitischen Neu-
ausrichtung verbunden, sondern Payer blieb, wie Conrad Haußmann am
20. April 1918 schrieb, „in der ausw�rtigen Politik opportunistisch“.79 Dem-
entsprechend gaben Vizekanzler Payer (und Kanzler Hertling) im Februar
1918 auch Außenminister Richard von K�hlmann keine R�ckendeckung, als
dieser versuchte, die Oberste Heeresleitung und ihre expansiven Pl�ne im
Osten zu m�ßigen.80 Selbst in seinen 1923 erschienenen Erinnerungen l�sst
Payer nur sehr vorsichtig Kritik an der oft brutalen deutschen Besatzungspoli-
tik im Osten, gerade im Ober Ost genannten Gebiet,81 erkennen, obwohl die
Reichstagsmehrheit das Ende entsprechender milit�rischer Maßnahmen im-
mer wieder im Hauptausschuss des Reichstags angemahnt hatte. Von nationa-
ler �berheblichkeit, Anmaßung und Herabsetzung anderer gepr�gt, schrieb
er 1923 r�ckblickend auf den Krieg im Osten: „Vçlker niederer Kulturstufe
haben fast durch alle Schichten hindurch kein großes Verlangen nach einer
korrekten Verwaltung, sind vielmehr selbst mit Zust�nden, die wir als Recht-
losigkeit, Unordnung und Schmutz empfinden, zufrieden, wenn sie nur mit
weicheren Formen der Verwaltung verbunden sind, als eine systematische
stramme Disziplin sie ihnen aufzuzwingen versucht.“82 Erst im September

76 Diese �berlegungen teilte Payer mit dem Staatssekret�r des Innern Max Wallraf. Vgl.
F. Payer, Bethmann Hollweg (wie Anm. 12), S. 288.

77 Vgl. K. Simon (wie Anm. 34), S. 145, 148.
78 Vgl. C. Dowe, Erzberger (wie Anm. 40), S. 68–81.
79 Zitiert nach U. Zeller (wie Anm. 36), S. 186.
80 R�ckblickend darauf Haußmann am 20. 4. 1918, abgedruckt ebd., S. 186.
81 Vgl. dazu Vejas Gabriel Liulevicius: Kriegsland im Osten. Eroberung, Kolonisierung und

Milit�rherrschaft im Ersten Weltkrieg 1914–1918, Hamburg 2002; Christian Westerhoff:
Zwangsarbeit im Ersten Weltkrieg. Deutsche Arbeitskr�ftepolitik im besetzten Polen und
Litauen 1914–1918 (Studien zur historischen Migrationserforschung, Bd. 25), Paderborn u.
a. 2012.

82 F. Payer, Bethmann Hollweg (wie Anm. 12), S. 232.
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1918 bekannte sich Payer çffentlich dazu, dass Deutschland das 1914 �ber-
fallene und besetzte Belgien nicht annektieren wolle, und machte sich damit
auch offiziell als Vizekanzler eine Position zu eigen, die der Reichstag, wenn
auch in verklausulierten Worten, bereits in seiner Friedensresolution im
Sommer 1917 eingenommen hatte. An �berlegungen, im Osten aus den
Tr�mmern des Zarenreiches eine Reihe von Satellitenstaaten unter deutscher
Hegemonie zu schaffen, hielt Payer auch im September 1918 und trotz der
Kriegslage noch fest.

So �berrascht nicht, wenn Conrad Haußmann, Parteifreund und Wegberei-
ter der Vizekanzlerschaft Payers, am 12. September 1918 mit Blick auf die
Regierung von Reichskanzler Hertling und seinem Stellvertreter Payer im
Interfraktionellen Ausschuss res�mierte, das letzte Jahr sei „politisch nicht
ausgenutzt, sondern vertrçdelt“ worden. Jetzt m�sse gehandelt werden.
„Nachdem die Regierung ein Jahr lang zwiesp�ltig operiert“ habe „oder ope-
rieren mußte“, m�sse „jetzt eine klare Willensbildung stattfinden“. „Ein
Friede des Jahres 1919“ werde „schlechter als ein Frieden anno 1918“.83

Historiker haben sich an dieser Einsch�tzung Haußmanns orientiert, wenn
etwa Bernhard Mann urteilt, Hertling und Payer h�tten die Reichspolitik
nicht auf eine klare Linie gebracht und Payer sei „viel zu loyal, anfangs auch
wochenlang krank, wohl auch in seinen Zielen nicht sicher genug“ gewesen,
um die Reichspolitik st�rker zu bestimmen.84 Und f�r Klaus Simon hatte sich
Payer als Vizekanzler unter Hertling stark auf eine b�rokratische Sicht des
Vize-Kanzleramts zur�ckgezogen und nicht versucht, sein politisches Ge-
wicht, das er als Vertrauensmann der Reichstagsmehrheit besessen habe, im
politischen Machtkampf mit der Obersten Heeresleitung einzusetzen.85

Deshalb sprach Simon mit Blick auf eine mçgliche Parlamentarisierung des
Kaiserreiches sogar von einem „Misserfolg der Vize-Kanzlerschaft Payers“.86

Vizekanzler der ersten parlamentarischen Regierung des Kaiserreichs

Als sich in der zweiten Monatsh�lfte des September – und damit zwei
Wochen, bevor Ludendorff und Hindenburg Kaiser, Kanzler und Reichstag
die deutschen Niederlagen offenbarten – abzeichnete, dass die Regierung
Hertling politisch gescheitert war, �berlegte auch Friedrich von Payer, „an-
gesichts des Unmutes �ber die Regierungspolitik“ und wegen seines Alters
zur�ckzutreten und nicht f�r weitere Aufgaben in einer zuk�nftigen Regie-

83 Zitiert nach Matthias/Morsey, Ausschuss (wie Anm. 41), Bd. 2, S. 533.
84 B. Mann (wie Anm. 25), S. 17.
85 Vgl. K. Simon (wie Anm. 34), S. 170–171, 173.
86 Ebd. S. 167.
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rung zur Verf�gung zu stehen.87 In dieser Situation zeigte sich, welche Bedeu-
tung Payer jenseits der Frage der Umsetzung der genannten politischen Ziele
gewonnen hatte. Denn Politiker der Reichstagsmehrheit dr�ngten darauf, dass
er als Reichskanzler oder Vizekanzler weitermachen solle. So betonte der
w�rttembergische Liberale Conrad Haußmann, Payer habe neben dem Ver-
trauen der eigenen Fraktion auch das fast aller anderen Fraktionen des Reichs-
tags. Zudem sei „seine Ministerlehrzeit [. . .] ein Kapital, das man nicht weg-
werfen d�rfe“.88 Als es am 1. Oktober 1918 im Interfraktionellen Ausschuss
darum ging, wer neuer Reichskanzler werden solle, sprach sich der f�hrende
Zentrumspolitiker Matthias Erzberger f�r Payer aus und der Sozialdemokrat
Philipp Scheidemann forderte: „Payer muss das Ostmißtrauen ausr�umen,
dann sind wir f�r ihn, weil er erstens Parlamentarier, zweitens unser Ver-
trauensmann und drittens ein anst�ndiger Mann ist.“89

Payer war und blieb nicht nur Vertrauensmann der Reichstagsmehrheit,
ihm kam auch eine Schl�sselrolle bei der Bildung einer neuen Regierung zu.

Reichskanzler Prinz Max von Baden (in Uniform) im Oktober 1918 auf dem Weg in
den Reichstag, begleitet von seinem Stellvertreter Friedrich von Payer (2. von links)
und dem Pressechef des Reichskanzlers Eduard Deutelmoser (links) und dem Chef
der Reichskanzlei Wilhelm Freiherr von Radowitz.

87 Zitat von Conrad Haußmann zum 27. 9. 1918, zitiert nach U. Zeller (wie Anm. 36), S. 225.
88 Ebd.
89 Ebd., S. 231.
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Am 28. September 1918 erkl�rte Payer Reichskanzler Hertling in vertrau-
lichem Gespr�ch dar�ber auf, dass Hertling keine Unterst�tzung mehr von
der Reichstagsmehrheit erhalte und zur�cktreten m�sse.90 Hertling entschied
nach diesem Hinweis nicht nur, sein Amt niederzulegen, er fragte auch seinen
Stellvertreter Payer, wer denn neuer Reichskanzler werden solle. Payer sprach
sich f�r Max von Baden aus. Der Vizekanzler f�hrte in den folgenden Tagen
im Großen Hauptquartier zahlreiche Unterredungen und warb hier wie
andernorts f�r eine Kanzlerschaft des badischen Kronprinzen. Von den Mili-
t�rs im Großen Hauptquartier erfuhr Payer als einer der ersten Politiker
�berhaupt, dass Deutschland den Krieg verloren und die Milit�rf�hrung
sofortige Waffenstillstandsverhandlungen und die Bildung einer parlamen-
tarischen Regierung vom Kaiser verlangt habe. Nach Berlin zur�ckgekehrt,
koordinierte er die Bildung eines neuen Kabinetts, dem erstmals auch Sozial-
demokraten angehçrten. Als Neuerung und Zugest�ndnis an den Reichstag
mussten die in die Regierung eintretenden Abgeordneten nicht mehr ihr
Reichstagsmandat niederlegen, sondern durften es behalten. Damit trug Payer
wesentlich dazu bei, dass eine neue Regierung unter Max von Baden gebildet
werden konnte.91

Payer selbst hatte trotz mehrfachen Dr�ngens abgelehnt, das Amt des
Regierungschefs zu �bernehmen. Als Grund diente nicht nur der Hinweis auf
sein Alter. Payer war sich auch der großen Distanz zu den herrschenden Klas-
sen des Kaiserreiches bewusst, an der schon sein Vorg�nger gescheitert war.
Noch wichtiger war der fehlende R�ckhalt Payers beim Kaiser, der trotz der
Machtverschiebungen zugunsten des Reichstags immer noch wichtige Blo-
ckademçglichkeiten besaß. Dies alles w�re vielleicht einen Schritt weit durch
einen ausgepr�gten Willen zur Macht zu kompensieren gewesen,92 doch ein
solches Vorgehen passte nicht zu Payers Selbstverst�ndnis als Abgeordneter.93

Payer behielt Vorbehalte gegen das parlamentarische Regieren und hielt wenig
von Staatssekret�ren ohne Portefeuille, die seiner Ansicht nach zu viel Zeit
hatten und unnçtigerweise das Regierungshandeln politisch zu kontrollieren
suchten.94

Nichtsdestotrotz fanden unter Reichskanzler Max von Baden jetzt erstmals
Kabinettssitzungen statt, auf denen die anstehenden Fragen nicht nur
diskutiert, sondern auch entschieden wurden. Da Max von Baden l�ngere Zeit
erkrankt ausfiel, f�hrte sein Stellvertreter Payer in der sechswçchigen Kanz-

90 Ebd., S. 229.
91 Vgl. Erich Matthias; Rudolf Morsey (Bearb.): Die Regierung des Prinzen Max von Baden

(Quellen zur Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien, 1. Reihe,
Bd. 2), D�sseldorf 1962; Lothar Machtan: Prinz Max von Baden. Der letzte Kanzler des Kai-
sers, Berlin 2013, S. 361–388.

92 Vgl. K. Simon (wie Anm. 34), S. 175–176.
93 Vgl. auch H. Franz (wie Anm. 12), S. 223–227, 235.
94 Nach K. Simon (wie Anm. 34), S. 179; G. Bradler (wie Anm. 1), S. 119.
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lerschaft des Badeners in wichtigen Phasen �berzeugend die Regierungs-
gesch�fte. Die neue Regierung setzte innerhalb weniger Wochen weitrei-
chende Verfassungs�nderungen im Deutschen Reich durch und machte damit
Deutschland zu einer parlamentarischen Monarchie.95 Zudem konnten nach
komplizierten diplomatischen Sondierungen ab Anfang November die Waf-
fenstillstandsverhandlungen beginnen.

Die wohl weitreichendste Ver�nderung war, dass die neue Regierung den
Primat der Politik gegen�ber dem Milit�r wieder durchsetzte. Hatte die
Oberste Heeresleitung mit ihren Forderungen nach sofortigen Waffenstill-
standsverhandlungen und einer Umbildung der Regierung Ende September/
Anfang Oktober die Zusammensetzung und Agenda der neuen Regierung
wesentlich mitbestimmt, beschr�nkten Max von Baden, sein Stellvertreter
Payer und die politischen Kçpfe im Kabinett Matthias Erzberger, Philipp
Scheidemann, Adolf Grçber und Conrad Haußmann in wenigen Wochen den
politischen Einfluss der Milit�rs. Was Anfang Oktober noch undenkbar er-
schien, setzten die Politiker unter maßgeblicher Beteiligung Payers Ende Ok-
tober durch: die Entlassung der politischen und milit�rischen Schl�sselfigur
der Obersten Heeresleitung, General Ludendorff.

Payer war dasjenige Regierungsmitglied, das den Spitzenmilit�rs direkt ent-
gegentrat. Am 25. Oktober f�hrte Payer f�r den erkrankten Reichskanzler das
entscheidende Gespr�ch mit den Gener�len Ludendorff, Hindenburg, dem
preußischen Kriegsminister und Vertretern der Marine, die in einer plçtzli-
chen Wendung die Wiederaufnahme der K�mpfe forderten. Die Milit�rs ver-
suchten Payer davon zu �berzeugen, „dass unsere nationale und soldatische
Ehre es von uns“ fordere, „die maßlosen Bedingungen Wilsons zur�ckzuwei-
sen“. Hatten die Gener�le Hindenburg und Ludendorff wenige Wochen vor-
her das Gegenteil beteuert, sollte nun die Westfront ihrer Meinung nach doch
noch den Winter hindurch dem Ansturm der Feinde standhalten. �berzeu-
gende Argumente konnten sie nicht vorbringen. Deshalb �ußerte der Vize-
kanzler offen sein Misstrauen und erkl�rte, er wolle andere Gener�le befragen,
um sich ein zuverl�ssiges Bild zu machen. „Als im Laufe der Unterhaltung das
Wort Soldatenehre von General Ludendorff fiel“, so notierte ein Teilnehmer,
erwiderte der Vizekanzler: „Ich kenne keine Soldatenehre, ich bin einfacher
schlichter B�rger und Zivilist. Ich sehe nur das hungernde Volk.“96

Anders als in den vergangenen Jahren setzten sich die Politiker gegen die
Oberste Heeresleitung durch. Der Kaiser entließ General Ludendorff und die
Sondierungen �ber einen Waffenstillstand konnten fortgef�hrt werden. Payer

95 Vgl. K. Simon (wie Anm. 34), S. 179.
96 Zitiert nach Wilhelm Deist (Bearb.): Milit�r und Innenpolitik im Weltkrieg 1914–1918

(Quellen zur Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien, 2. Reihe,
Bd. 1), D�sseldorf 1970, S. 1339; vgl. dazu auch die Version in Leonidas E. Hill (Hrsg.): Die
Weizs�cker-Papiere 1900–1932, Berlin–Frankfurt–Wien 1982, S. 308.
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hatte sich damit allerdings unter Milit�rs verhasst gemacht. So bezeichnete
etwa ein f�hrender Marinevertreter am 29. Oktober 1918 im Kriegstagebuch
der Seekriegsleitung Payer als einen „kleinen j�mmerlichen Parteig�nger ohne
Sinn und Verstand f�r nationale W�rde und Ehre“.97

Das Vorhaben der Seekriegsleitung, den Kurs der Regierung heimlich zu
sabotieren und eine große Seeschlacht mit Großbritannien zu provozieren,
scheiterte an der Weigerung der Matrosen auszulaufen und lçste die Revolu-
tion aus, die Anfang November in den Flottenst�tzpunkten in Kiel und Wil-
helmshaven beginnend die alte politische Ordnung in ganz Deutschland in
sich zusammenbrechen ließ. Damit �berrollten die revolution�ren Ereignisse
auch die tiefgreifenden politischen Reformen der Regierung von Baden-Payer
und ließen sie Geschichte werden, bevor die Verfassungs�nderungen volle
Wirkung zeigen konnten. In Erkenntnis des dramatischen Wandels und des
Drucks der Straße verk�ndete am 9. November 1918 Reichskanzler Max von
Baden eigenm�chtig die Abdankung des Kaisers und �bergab sein Amt an den
Sozialdemokraten Friedrich Ebert. Zwei Tage sp�ter unterzeichnete Matthias
Erzberger im Auftrag von General von Hindenburg und der neuen revolutio-
n�ren Machthaber um Friedrich Ebert den Waffenstillstand.

Friedrich von Payer erhielt an diesem Tag in Berlin seine Entlassungs-
papiere. Friedrich Ebert hatte in den beiden Tagen zuvor noch vergeblich ver-
sucht, Payer zur Mitarbeit in der neuen Volksregierung zu gewinnen. Doch
Payer lehnte ab und reiste zur�ck nach Stuttgart in seine w�rttembergische
Heimat.98

Fraktionsvorsitzender in der Deutschen Nationalversammlung

Payer zog sich wie einige andere wilhelminische Spitzenpolitiker zun�chst
einmal politisch zur�ck. Deshalb war er auch nicht an einem wichtigen Ereig-
nis in der Geschichte des Liberalismus beteiligt, an der in Berlin vollzogenen
Gr�ndung der Deutschen Demokratischen Partei (DDP), die Links- und
Nationalliberale zu vereinen suchte.99 Per Telegramm am 21. Dezember 1918
gebeten, die Wahl in den Hauptvorstand der DDP anzunehmen, lehnte Payer
aus Altersgr�nden ab.100 Bei der entsprechenden Parteineugr�ndung in
Payers Heimat W�rttemberg, die sich sp�ter als die auf der Reichsebene voll-
zog, beteiligte sich Payer nur am Rande. Immerhin gewann die neue Partei
Payer daf�r, als Spitzenkandidat die w�rttembergische DDP-Liste bei den

97 Zitiert nach Wilhelm Deist: Die Politik der Seekriegsleitung und die Rebellion der Flotte
Ende Oktober 1918, in: Vierteljahreshefte f�r Zeitgeschichte 14 (1966), S. 366.

98 Vgl. BArch Koblenz, N 1020/11: Bl. 101, 103.
99 Vgl. K. Simon (wie Anm. 34), S. 204.

100 Vgl. BArch Koblenz, N 1020/11: Bl. 173.
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Wahlen zur Verfassunggebenden Deutschen Nationalversammlung anzuf�h-
ren. So wandte sich am 8. Januar 1919 auch die Reutlinger DDP an Payer mit
dem Wunsch, den Reutlinger Ehrenb�rger im Wahlkampf einzubinden.101

Payer betonte bei seinen Auftritten, die Monarchie sei tot und das Volk solle
�ber die Parlamentarisierung und die Volksvertretung grçßtmçglichen Ein-
fluss auf die Regierungsbildung erhalten. Eigentlich sei mit den Oktober-
Reformen schon alles Notwendige passiert. Eine Diktatur der Straße sei auf
jeden Fall zu vermeiden. In der jetzigen Situation gelte es schließlich, die
Reichseinheit zu bewahren, ohne den Fçderalismus aufzugeben.102

W�hrend Payer den Aufbau moderner Organisationsstrukturen der DDP
in W�rttemberg anderen �berließ,103 machte er Ende 1918 seinen Einfluss bei
der Aufstellung der Kandidatenlisten der DDP in W�rttemberg geltend. Das
musste auch ein aufstrebender Jungpolitiker erfahren, der sich zu Hçherem
berufen f�hlte und darauf dr�ngte, �ber einen guten Listenplatz ein sicheres
Mandat zu erhalten. Diesem beschied Payer: „Kronprinzen m�esset warte
kçnnen.“ Der aufstrebende Jungpolitiker war niemand anderes als ein gewis-
ser Theodor Heuss.104

Payer wurde zusammen mit 68 anderen DDP-Politikern und f�nf -Politi-
kerinnen in die Nationalversammlung gew�hlt und �bernahm dort den Vor-
sitz seiner Fraktion. W�hrend sich seine Partei von Februar bis Juni 1919 und
von Oktober 1919 bis zu den Wahlen des ersten Reichstags im Juni 1920 an der
Regierung beteiligte, bildeten nicht die DDP-Minister das eigentliche Macht-
zentrum der Partei. Vielmehr war es der Fraktionsvorsitzende Payer, der
gemeinsam mit den Spitzenvertretern der anderen Regierungsfraktionen die
Grundlinien der Regierungsarbeit festlegte. Die DDP-Fraktion wurde oft erst
nachtr�glich informiert und den DDP-Ministern war es vorbehalten, die
Absprachen umzusetzen.105

In einer zentralen politischen Thematik gelang es Payer allerdings nicht, die
Einheit seiner Fraktion zu wahren, in der Friedensfrage. Als die harten Frie-
densbedingungen, die die Kriegsgegner in Versailles der deutschen Verhand-
lungsdelegation verk�ndeten, im Reich bekannt wurden, war Friedrich Payer
wie die meisten anderen Deutschen zun�chst geschockt. Seiner Frau schrieb
er am 11. Mai 1919: „Die Friedensbedingungen werden immer entsetzlicher, je
mehr man sich hinein studiert. Sklaverei ist ein schwacher Ausdruck f�r das
uns zugedachte Los. Nur Festigkeit kann noch etwas retten.“106 Die Forde-
rungen abzulehnen, darin war die DDP-Fraktion sich einig. Die beiden ande-

101 Vgl. BArch Koblenz, N 1020/12, Bl. 85.
102 Vgl. H. Franz (wie Anm. 12), S. 262–263.
103 Vgl. K. Simon (wie Anm. 34), S. 202.
104 Zitiert nach Peter Merseburger: Theodor Heuss. Der B�rger als Pr�sident, M�nchen 2012,

S. 206.
105 Vgl. K. Simon (wie Anm. 34), S. 195–197, 208.
106 BArch Koblenz, N 1020 Nr. 47, Bl. 5.
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ren Regierungsparteien, die SPD und das Zentrum, waren hingegen in dieser
Frage von Anfang an gespalten.107 Payer unterst�tzte in der Regierung Schei-
demann den Reichskanzler und die Kr�fte, die f�r eine Ablehnung der Bedin-
gungen eintraten. „Unannehmbar“ war die Botschaft, die auch nach Payers
Ansicht die angemessene Antwort auf die Forderungen der Kriegsgegner
war.108 In einem Brief an seine Frau vom 13. Mai 1919 zeichnete Payer ein d�s-
teres Bild f�r den weiteren Fortgang der Verhandlungen: „An menschliche
Motive denke ich“, schrieb Payer, „bei unseren Gegnern l�ngst nicht mehr.
Bleibt die Hoffnung auf die Einsicht der Neutralen & der Vçlker selbst. [. . .]
Ich f�rchte, wir gehen schweren Zeiten entgegen, wenn nicht gar unerwartetes
geschieht. Abwehren kçnnen wir das Unheil nicht, aber sanktionieren werden
wir es nicht.“109

Wie Payer vermutet hatte, ließen die Kriegsgegner der deutschen Delega-
tion keinen Verhandlungsspielraum, sondern forderten schließlich ultimativ
die Annahme der Friedensbedingungen und bereiteten f�r den Fall einer deut-
schen Ablehnung die Fortsetzung des Krieges und die milit�rische Besetzung
Deutschlands vor.110 �ber dieser Frage zerbrach die Regierung Scheidemann.
Wie SPD und Zentrum zuvor, spaltete sich nun auch die DDP-Fraktion. Eine
Mehrheit blieb beim Kurs der Ablehnung der Friedensbedingungen und
setzte einen Austritt der Partei aus der Regierung durch. Payer z�hlte zu der
Minderheit, die dies verhindern wollte. Seiner Frau schrieb er am 20. Juni
1919: „Gestern war einer der ekelhaftesten Tage meines Lebens. Die Fraktion
ist wie toll, nur 8–10 standen auf meiner Seite & ich h�tte den Vorsitz schon
niedergelegt, wenn sie mich nicht gebeten h�tten, das Chaos nicht auch noch
zu vergrçßern.“111 Payer und eine Minderheit seiner Fraktion stimmten in
der Folge in der Nationalversammlung f�r die Annahme der Friedensbedin-
gungen und erm�chtigten als Teil einer partei�bergreifenden Mehrheit die
neue Regierung aus SPD und Zentrumspartei unter Reichskanzler Gustav
Bauer, den Versailler Friedensvertrag zu unterzeichnen.112 Die Fortsetzung
des Krieges, die milit�rische Besetzung Deutschlands, eine drohende Zer-

107 So auch Payer an seine Frau am 11. 5. 1919 (BArch Koblenz, N 1020 Nr. 47, Bl. 5).
108 Vgl. BArch Koblenz, N 1020 Nr. 47, Bl. 6.
109 Ebd.
110 Vgl. Eckart Conze: Die große Illusion. Versailles 1919 und die Neuordnung der Welt, M�n-

chen 2018, S. 276–382.
111 BArch Koblenz, N 1020 Nr. 47, Bl. 12–13.
112 Vgl. H. Franz (wie Anm. 12), S. 267–270; P. Merseburger, Heuss (wie Anm. 104), S. 220;

Lothar Albertin: Liberalismus und Demokratie am Anfang der Weimarer Republik. Eine
vergleichende Analyse der Deutschen Demokratischen Partei und der Deutschen Volkspar-
tei (Beitr�ge zur Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien, Bd. 45),
D�sseldorf 1972, S. 337. Zur politischen Gesamtkonstellation vgl. Walter M�hlhausen:
Friedrich Ebert 1871–1925. Reichspr�sident der Weimarer Republik, Bonn 2006,
S. 247–285.
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schlagung des deutschen Nationalstaates und ein Ende der gerade erst geschaf-
fenen Weimarer Demokratie konnten so abgewendet werden.

Nach ihrem außenpolitisch begr�ndeten Austritt aus der Regierung kehrte
die DDP Anfang Oktober 1919 wieder in das Kabinett zur�ck, um auf die in-
nenpolitischen Entscheidungen wieder mehr Einfluss zu erhalten. Payer ließ
sich schließlich dazu �berreden, wieder den Fraktionsvorsitz zu �bernehmen,
den er infolge der Auseinandersetzungen um die Annahme des Versailler Ver-
trages niedergelegt hatte. Payers selbst gestecktes Ziel war es, die innerlich tief
gespaltene Fraktion wieder zu einen.113 Doch die Frage, ob die DDP sich
weiter an der Regierung beteiligen oder besser in die Opposition gehen sollte,
begleitete in den folgenden Monaten Payers Arbeit bis zu den Wahlen des
ersten Reichstags im Juni 1920.114 M�de von der Politik, verzichtete der
73-J�hrige 1920 darauf, erneut f�r das Nationalparlament zu kandidieren, und
zog sich aus der aktiven Politik weitgehend zur�ck.

Politiker im Ruhestand

Damit endete Payers zweites politisches Leben, seine unverhoffte zweite poli-
tische Karriere, die ihn in einer Umbruchphase in die Regierungsverantwor-
tung gef�hrt und an zentralen Weichenstellungen der deutschen Geschichte
hatte mitwirken lassen. Nach vielen Jahrzehnten in der aktiven Politik begann
f�r den 73-J�hrigen nun das Lebens eines „elder Statesman“.

Payer beschr�nkte sich in den folgenden Jahren darauf, vor allem �ber gele-
gentliche Verçffentlichungen zu Themen, die ihm schon als Parlamentarier
wichtig gewesen waren, die çffentliche Meinung und die Politik zu beeinflus-
sen.115 Dies galt vor allem f�r außenpolitische Fragen. Payer warb immer wie-
der f�r einen realistischen Blick auf die begrenzten Mçglichkeiten deutscher
Außenpolitik und warnte vor einer Konfrontationspolitik unter Berufung auf
die nationale Ehre.116 Payer gehçrte damit zu den fr�hen Verst�ndigungspoli-
tikern der Weimarer Republik, die erst nach 1923 die Außenpolitik dauerhaft
bestimmten sollten.117

Fast noch wichtiger war Payers Engagement auf dem Feld der Geschichts-
politik, im Streit um die j�ngste Vergangenheit. Denn das Ringen um die
Kriegsursachen und die Schuld an der deutschen Niederlage im Ersten Welt-
krieg war in der Weimarer Republik zugleich immer auch Kampf um die

113 H. Franz (wie Anm. 12), S. 270–271.
114 Ebd., S. 273, 277.
115 Vgl. Payers Zeitungsbeitr�ge in: BArch Koblenz, N 1020/21.
116 Vgl. ebd. etwa Bl. 6: Frankfurter Zeitung und Handelsblatt Nr. 342/10. 5. 1921, Bl. 19–21:

„Echo“ der Jungen Demokratie Nr. 12/Dezember 1923
117 Vgl. Peter Kr�ger: Die Außenpolitik der Republik von Weimar, Darmstadt 1985.
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Demokratie, und
die Dolchstoßle-
gende stellte eine
der wichtigsten
Waffen der repu-
blikfeindlichen
Kr�fte auf der
Rechten dar.118 Im
M�rz 1919 hatte
sich Payer noch
çffentlich zur�ck-
gehalten, als Hin-
denburg die
Dolchstoßlegende
mit falschen Dar-
stellungen unter-
f�tterte und die
Regierung Max
von Baden zu des-
avouieren suchte.
Payer bef�rchtete,
die deutsche Ver-
handlungsposition bei den anstehenden Friedensverhandlungen zu schw�-
chen.119 Nachdem jedoch immer mehr Beteiligte ihre Sicht der Dinge in die
�ffentlichkeit getragen hatten, stellte sich Payer vor den ehemaligen Reichs-
kanzler Max von Baden und schilderte nach kritischer Durchsicht der eigenen
Aufzeichnungen in Zeitungsartikeln seine Sicht der Ereignisse um den
9. November. Dabei korrigierte er immer wieder tendenziçse verf�lschende
Darstellungen der ehemaligen Obersten Heeresleitung, die von ihrer Verant-
wortung f�r die milit�rische Niederlage ablenken und diese den demokrati-
schen Kr�ften in die Schuhe schieben wollte.120 Diesem Ziel dienten auch
Payers 1923 in Buchform erschienene Erinnerungen „Von Bethmann Hollweg
bis Ebert“.121 Zudem begab sich der gelernte Jurist auch auf einen juristischen
geschichtspolitischen Schauplatz. Denn im sogenannten Magdeburger

Friedrich Payer heiratete am 13. 9. 1876 Alwine Schçninger
(1854–1936). Als Eltern von zwei Kindern war es den beiden
vergçnnt, 1926 ihre Goldene Hochzeit zu feiern. Das Bild
entstand nach 1921.

118 Vgl. Boris Barth: Dolchstoßlegenden und politische Desintegration. Das Trauma der deut-
schen Niederlage im Ersten Weltkrieg 1914–1933 (Schriften des Bundesarchivs, Bd. 61),
D�sseldorf 2003.

119 Vgl. BArch Koblenz, N 1020/12, Bl. 233.
120 Vgl. etwa BArch Koblenz, N 1020/21, Bl. 10: Berliner Tageblatt Nr. 1/1. 1. 1922, 1. Beiblatt;

Bl. 25: Literaturblatt. Beilage zur Frankfurter Zeitung Nr. 2/18. 1. 1924. Siehe auch BArch
Koblenz, N 1020/12 Bl. 233: Max von Baden an Payer vom 27. 3. 1919; BArch Koblenz,
N 1020/47, Bl. 19: Brief vom 28. 7. 1919.

121 F. Payer, Bethmann Hollweg (wie Anm. 12), vgl. etwa S. 210.
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Reichspr�sidenten-Prozess von 1924,
in dem eine weitere Fassette der
Dolchstoßlegende vor Gericht ver-
handelt wurde und in dem ein repu-
blikfeindliches Gericht in einem
skandalçsen politischen Urteil die
Gegner der Demokratie st�rkte,122

trat Payer nicht nur im Berufungs-
verfahren zugunsten des Reichspr�-
sidenten Ebert auf,123 sondern zeigte
in einer sp�ter verçffentlichten Stel-
lungnahme die juristischen Fehler
des erstinstanzlichen Urteils auf.
Payer arbeitete die politische Instru-
mentalisierung der Justiz durch
rechte Kr�fte am Beispiel des Verfah-
rens heraus, um zu konstatieren, dass
durch solche Fehlurteile „der Glaube
an die Gerechtigkeit und die Ge-
richte“ insgesamt infrage gestellt
werde.124

Jenseits dieser j�ngsten Zeit-
geschichte bem�hte sich Payer auch
um das Erinnern an ein wichtiges Er-
eignis der deutschen Demokratie-
geschichte, an die Revolution von

1848. Erinnern an demokratische Traditionen zur St�rkung der Weimarer
Republik, die Pflege des Erbes der w�rttembergischen Volkspartei, die sich in
der Tradition von 1848 verstand, sowie persçnliche Pr�gungen in seinen eige-
nen politischen Anf�ngen, als er noch die alternden 1848er in der eigenen Par-
tei kennen- und sch�tzen lernen konnte, fielen bei Payer als Motivation f�r
diese Form der Geschichtspolitik zusammen. Und der 75. Jahrestag der Revo-
lution von 1848 im Jahr 1923 bot Payer Mçglichkeiten, sowohl �ber Zeitungs-
artikel wie in Brosch�renform an 1848 zu erinnern.125

75 Jahre Revolution von 1848 war f�r
Friedrich von Payer der Anlass, in einer
Brosch�re an diesen wichtigen Abschnitt
deutscher Demokratiegeschichte zu er-
innern.

122 Vgl. dazu etwa Walter M�hlhausen: Rothardt, Erwin, in: Kurt Groenewold; Alexander
Ignor; Arnd Koch (Hrsg.): Lexikon der Politischen Strafprozesse, 2014, http://www.
lexikon-der-politischen-strafprozesse.de/glossar/rothardt-erwin/ (21. 11. 2018).

123 Vgl. BArch Koblenz, N 1020/36.
124 Vgl. Karl Brammer (Bearb.): Der Prozess des Reichspr�sidenten, Berlin 1923, S. 175.
125 Vgl. etwa BArch Koblenz, N 1020/21, Bl. 17: Frankfurter Zeitung und Handelsblatt

Nr. 360/18. 5. 1923; Friedrich Payer: Anno 1848, Frankfurt 1923. Ferner Payers Rede in der
Deutschen Nationalversammlung am 10. April 1919, vgl. Verhandlungen der Verfassung-
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Seine Partei, die DDP, versuchte ihn zwar Ende 1925 wieder st�rker in ihre
politische Arbeit einzubinden, indem sie ihn zum Ehrenpr�sidenten ernann-
te.126 Doch hielt sich der 78-J�hrige auch weiterhin aus der tagesaktuellen
Politik weitgehend heraus. Diese Zur�ckhaltung erfuhr eine Unterbrechung,
als Payer im Januar 1930 çffentlichkeitswirksam und unter Protest aus der
w�rttembergischen DDP austrat. Grund f�r diesen Schritt war, dass einige
DDP-Politiker, darunter der sp�tere erste baden-w�rttembergische Minister-
pr�sident Reinhold Maier, vçllig �berraschend zusammen mit der national-
liberalen DVP den Eintritt in die Landesregierung eingef�delt hatten, die bis
dahin von den w�rttembergischen Konservativen und der Zentrumspartei
gebildet wurde. Dies bedeutete nicht nur einen deutlichen Kurswechsel, der
f�r Payer einer Preisgabe linksliberaler �berzeugungen gleichkam. Noch
wichtiger war, dass dieser Kurswechsel mithilfe von Tagesordnungstricks un-
ter Umgehung der innerparteilichen Willensbildung durchgesetzt wurde. Im
Protest gegen diese groben Verstçße gegen die innerparteiliche Demokratie
trat Payer aus der w�rttembergischen DDP aus, blieb aber Mitglied seiner
Partei auf Reichsebene.127

Dass die DDP auf Reichsebene 1930 f�r wenige Monate mit dem Jung-
deutschen Orden fusionierte und den Parteinamen in Deutsche Staatspartei
�nderte, sollte Friedrich Payer als Beobachter der politischen Geschehnisse
noch erleben. Doch bevor die nationalsozialistische Diktatur an die Stelle der
Weimarer Demokratie trat und die Nationalsozialisten ihr Terrorregime
errichteten, starb der letzte kaiserliche Vizekanzler und langj�hrige F�hrer
der w�rttembergischen Linksliberalen am 14. Juli 1931 in Stuttgart.

gebenden Deutschen Nationalversammlung, Bd. 327. Stenographische Berichte, Berlin
1920, S. 935–936.

126 Vgl. BArch Koblenz, N 1020/21, Bl. 36–37, 52; Konstanze Wegner; Lothar Albertin (Be-
arb.): Linksliberalismus in der Weimarer Republik. Die F�hrungsgremien der Deutschen
Demokratischen Partei und der Deutschen Staatspartei 1918–1933 (Quellen zur Geschichte
des Parlamentarismus und der politischen Parteien, 3. Reihe, Bd. 5), D�sseldorf 1980,
S. 329.

127 Vgl. Klaus-J�rgen Matz: Reinhold Maier (1889–1971). Eine politische Biographie (Beitr�ge
zur Geschichte des Parlamentarismus und der politischen Parteien, Bd. 89), D�sseldorf
1989, S. 70–80; G. Bradler (wie Anm. 1), S. 239–242; Wegner/Albertin (wie Anm. 126),
S. 525.
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Adolf Kommerell (1866–1931).
Der erste Reutlinger Landrat in einer „neu
angebrochenen Zeit“

Marco Birn

Als Adolf Kommerell am 9. Dezember 1918 das Amt des Reutlinger Ober-
amtsvorstehers antrat, war gerade der Erste Weltkrieg zu Ende gegangen.
Seit der Novemberrevolution bildeten sich allerorts im Deutschen Reich
Arbeiter- und Soldatenr�te. Die monarchischen Herrscher dankten ab.
Wilhelm II. von W�rttemberg verzichtete gerade einmal neun Tage vor
Kommerells Amtsantritt auf die Krone. Der Verwaltungsbeamte Kom-
merell, der seine gesamte Laufbahn in dem altbew�hrten System der w�rt-
tembergischen Ober�mter absolviert hatte, �bernahm nun die Verantwor-
tung in einer Zeit des politischen Umbruchs. Fast die gesamte Weimarer
Republik hindurch sollte er die Geschicke des Oberamtes lenken. Als
Landrat Adolf Kommerell am 24. April 1931 im Bezirkskrankenhaus Reut-
lingen nach l�ngerem Leiden einer Lungenkrankheit erlag, befand sich die
parlamentarische Demokratie bereits in einer tiefen Krise und die Zeichen
deuteten wiederum auf einen Umbruch hin.

Adolf Kommerell wurde am 1. Dezember 1868 in T�bingen als �ltester
Sohn des gleichnamigen Gastwirts und Kaffeehausbesitzers und Wilhelmine
(Mina) Weiß geboren.1 Sein Vater, einer alten b�rgerlichen T�binger Familie
entstammend, hatte im Jahre 1873 das beliebte Caf� Kommerell in der Pfleg-
hofstraße in T�bingen gegr�ndet, „in dessen behaglichen R�umen B�rger und
Studenten stets gerne [. . .] verkehrten.“2 Zum 85. Geburtstag der Mutter wird
diese in der T�binger Chronik als „echte T�binger Studentenmutter“ bezeich-
net, hatte sie doch Generationen junger Akademiker in ihrer „patriarchalisch-
m�tterlichen Art ihren Rat geliehen“.3 Sein Bruder Hermann trat in die
Fußstapfen des Vaters, wurde Hotelier und �bernahm nach dem Verkauf des
v�terlichen Caf�s das Hotel Kronprinz in Reutlingen.4 Der drittgeborene
Karl wurde Mathematiker und Professor in T�bingen.5 Der j�ngste Bruder

1 Die Lebensdaten der Familie Kommerell hier und im Folgenden entstammen der Familien-
chronik Kommerell, hrsg. von Otto Kommerell, Frankfurt am Main 1943, § 1357.

2 Vgl. ebd., § 1219.
3 Zitiert nach ebd.
4 Vgl. ebd., § 1358.
5 Vgl. ebd., § 1359.
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Otto wurde Ingenieur und war Abteilungspr�sident bei der Reichsbahnbau-
direktion in Berlin. Er gab auch die hier zitierte Familienchronik heraus.6

Am 1. Mai 1897 heiratete Adolf Kommerell die in Reutlingen geborene
Mina Maier, Tochter des mittlerweile in T�bingen wohnhaften Privatiers
Johann Georg Maier. Aus der Ehe gingen zwei Tçchter hervor. Mina Hilde-
gard wurde 1898 in Rottenburg geboren und Herta Elisabeth 1906 in Reutlin-
gen.7

Adolf Kommerell konnte sicherlich schon fr�h im Caf� der Eltern das
studentische Leben unmittelbar erfahren. Die Verbindung der Familie zur
Landesuniversit�t sollte sich jedoch nicht nur auf die Bewirtung beschr�nken.
Bis 1885 besuchte er das Gymnasium in T�bingen, seine Reifepr�fung legte er
dann 1886 in Ulm ab und immatrikulierte sich im gleichen Jahr an der Univer-
sit�t T�bingen.8 Zun�chst studierte er Forstwissenschaften, wechselte 1888
jedoch zu den Regiminalwissenschaften (Staatswissenschaften) und fasste so-
mit eine Beamtenlaufbahn in den Blick. Nachdem er im Herbst 1891 die Erste
Hçhere Verwaltungsdienstpr�fung abgelegt hatte, absolvierte er anschließend

„Gruß vom Caf� Kommerell“, Postkarte von 1897 mit Darstellungen von Außen-
ansicht und Gastraum sowie von Touristenzielen in der Umgebung.

6 Vgl. ebd., § 1360.
7 Vgl. ebd., § 1357.
8 Die Informationen zu seiner Laufbahn hier und im Folgenden entstammen der Akte seiner

Anstellung: Landesarchiv Baden-W�rttemberg, StA Ludwigsburg, E 1731 B� 261.
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ein Referendariat im Oberamt T�-
bingen. W�hrend dieses einj�hrigen
Referendariats wurde er auch zwei
Monate nach Pliezhausen versetzt,
wo er den çrtlichen Verwaltungs-
aktuar Oswald unterst�tzte. In sei-
nem Zeugnis ist zu lesen, dass „sich
Kommerell das Lob eines eifrigen
und fleißigen Mannes verdient“ habe
und er „f�r die praktischen Gesch�fte
recht brauchbar“ sei.9 In Pliezhausen
hatte er sich in das Steuer- und Rech-
nungswesen eingearbeitet und be-
kam eine musterhafte F�hrung at-
testiert. Zum zweiten Jahr seines
Referendariats wechselte Adolf
Kommerell nach Reutlingen zur Re-
gierung des Schwarzwaldkreises.
1893 legte er die Zweite Hçhere Jus-
tizdienstpr�fung ab und trat zum
29. Juni in die w�rttembergische In-
nenverwaltung ein.

In der Folgezeit wurde Adolf
Kommerell in zahlreichen Ober-
�mtern eingesetzt und nahm Vertretungsstellen in Heidenheim, Crailsheim,
Gerabronn, Rottenburg, Geislingen und K�nzelsau an. 1899 kehrte er nach
Reutlingen zur�ck und wurde Amtmann beim Oberamt Reutlingen. Vom
November 1902 an trat er in den Dienst der Regierung des Schwarzwald-
kreises. Hier wurde er zun�chst als Kollegialhilfsarbeiter und ab 1905 als
Regierungsassessor eingesetzt. Der Rang und Titel eines Oberamtmannes
wurde ihm 1906 verliehen. Nachdem die Stelle des Oberamtsvorstehers in
Nagold frei geworden war, bewarb sich Kommerell 1909 um die dortige Lei-
tung und bekam die Stelle. Nach neun Jahren als Oberamtsvorsteher in
Nagold wurde er 1918 zum Regierungsrat befçrdert und bewarb sich im glei-
chen Jahr f�r die Leitung des Reutlinger Oberamtes. In diesem Zusammen-
hang stellte die Kreisregierung ein Zeugnis aus: „Oberamtmann Kommerell
ist ein kenntnisreicher, f�higer Bezirksbeamter, der sein Amt mit Umsicht und
Hingebung verwaltet und in seinem Bezirk große Achtung geniesst. Auch im
Kollegialdienst – er hatte bei der Kreisregierung �ber 5 Jahre das schwierige
Wasserreferat zu besorgen – hat er sich bew�hrt. Seine dienstliche und ausser-

Adolf Kommerell in Galauniform eines
hohen w�rttembergischen Beamten, vor
1918.

9 Zitiert nach ebd.
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dienstliche F�hrung ist tadellos.“10 Wie eingangs beschrieben, lenkte er ab
dem 9. Dezember 1919 die Geschicke des Reutlinger Oberamts. Seit 1928
f�hrte er, als erster im Oberamt bzw. Landkreis, den Titel „Landrat“.11

Im Nachruf des Reutlinger General-Anzeigers wird Landrat Kommerell
als ein korrekter, umsichtiger und entgegenkommender Beamter beschrieben,
der sich Sympathien in weiten Kreisen der Bevçlkerung erworben habe.
Gerade in der politisch unruhigen Nachkriegszeit und der jungen Weimarer
Republik sch�tzte man seine „ruhige und sichere Behandlung der Dinge“, was
dazu f�hrte, dass er trotz der wetteifernden politischen Anschauungen einen
vernunftm�ßigen Fortgang der çffentlichen Verwaltung gew�hrleistete und so
seinen Beitrag dazu leistete, dass sich die Verh�ltnisse im Reutlinger Oberamt
konsolidierten.12

Die w�rttembergischen Ober�mter waren, als Vorg�ngerinstitutionen der
Landkreise, mittlere Verwaltungseinheiten mit kommunalem und staatlichem
Aufgabenspektrum. Die Gemeinden des Oberamtes bildeten die Amtskçr-
perschaft, eine Gebietskçrperschaft, die mit der Amtsversammlung �ber ein
eigenes Parlament und der Amtspflege �ber einen eigenen Haushalt verf�gte.
Ein von der Amtsversammlung gew�hlter Beirat (bis 1906 Amtsversamm-
lungs-Ausschuss) erledigte die laufenden Gesch�fte.13 Der Oberamtsvor-
steher, sp�ter Landrat, war zugleich staatlicher Verwaltungsbeamter und
Vorsitzender der Amtsversammlung. Zu seinem Dienstantritt trug Adolf
Kommerell den eigenh�ndigen Vermerk ins Oberamtsprotokoll ein: „Am
9. Dezember 1918 hat der zum Oberamtsverweser bestellte Regierungsrat
Kommerell von Nagold das Amt �bernommen.“14

Die erste Sitzung des Bezirksrates leitete Kommerell bereits am
28. Dezember 1918,15 die erste Amtsversammlung unter seiner F�hrung tagte
am 13. Februar 1919. Im Protokoll dieser Sitzung findet sich eine Zusammen-
fassung seiner Antrittsrede. In dieser Rede gedachte Kommerell „der neu
angebrochenen Zeit, dankte den Soldaten, die die Greuel des Krieges“ vom
Vaterland „ferngehalten haben und begr�ßte die heimgekehrten Krieger mit
dem Wunsche, daß sie ihr Fortkommen wieder finden mçgen.“16 An die Mit-
glieder der Amtsversammlung gewandt, verdeutlichte Kommerell, dass er
kein festes Programm habe. Vielmehr „halte er es f�r seine Aufgabe, alle
Bestrebungen des Bezirkes tatkr�ftig zu unterst�tzen, er werde die Verhand-

10 Zitiert nach ebd.
11 Die Personalakte von Adolf Kommerell findet sich im KreisA RT, B 1303 Nr. 1203.
12 Vgl. Reutlinger General-Anzeiger (im Folgenden: GEA) vom 25.4.1931.
13 Zur Entwicklung von Oberamt und Amtskçrperschaft siehe Irmtraud Betz-Wischnath:

Vom Oberamt zum Großkreis – Zur Entstehungsgeschichte des Landkreises Reutlingen, in:
RGB NF 37 (1998), S. 309–352, hier S. 320–323.

14 Zitiert nach KreisA RT, R 1/1 Nr. 31.
15 Vgl. ebd. Nr. 12, Sitzung vom 28. 12. 1918.
16 Zitiert nach KreisA RT, R 1/1 Nr. 18.
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lungen gerecht lei-
ten“. Gleich beim
ersten Tagesord-
nungspunkt ging
es um wichtige
Themen f�r den
�bergang zu der
von Kommerell be-
zeichneten neu an-
gebrochenen Zeit:
die Erwerbslosen-
f�rsorge nach der
Demobilmachung,
die Aufnahme von Arbeitslosen, den Umgang mit Frauen in Dienststellen, die
„Kriegskrankenkasse“ sowie Kriegszulagen f�r Beamte.

In seiner Funktion als Oberamtmann und Vorsitzender der Amtsversamm-
lung saß Kommerell in verschiedenen Gremien und hatte unterschiedliche
Funktionen inne. So gehçrte er u. a. dem Verwaltungsrat der Oberschw�bi-
schen Elektrizit�tswerke und des Sparkassen- und Giroverbands an, war stell-
vertretender Vorsitzender der Landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft in
Reutlingen und Bezirksvertreter des Landesvereins vom Roten Kreuz.17

In seine mehr als elfj�hrige Dienstzeit fallen verschiedene Schwerpunkt-
themen, welche die großen Herausforderungen der Zeit auf Bezirksebene
widerspiegeln. Ein zentraler infrastruktureller Aspekt war die Anpassung der
Straßen an die ver�nderten Verkehrsverh�ltnisse, die auf der Zunahme des
Kraftwagen- und Kraftpostverkehrs beruhten. Nach dem Kriegsende wurden
zahlreiche Nachbarschaftsstraßen ausgebaut, wobei die Straße von Pfullingen
nach Genkingen �ber die Stuhlsteige besondere Erw�hnung verdient.18 Wei-
terhin wurden u. a. die Kraftpostlinien von Reutlingen nach Willmandingen
und nach W�rtingen eingerichtet. Die Nebelhçhle erhielt eine Zufahrtsstraße
und es wurde im Rahmen von Notstandsarbeiten mit dem Bau einer neuen
Verbindungsstraße ins Steinlachtal begonnen.19

Die rege Baut�tigkeit f�hrte jedoch zu Spannungen mit der Stadt Reutlin-
gen, die aufgrund der Umlage f�r einen Großteil der Kosten aufkommen
musste. Oberb�rgermeister Dr. Haller ermahnte die Amtskçrperschaft im
Rahmen einer Gemeinderatssitzung zu Sparsamkeit bei Straßenbauten und
verdeutlichte, dass er als Mitglied des Bezirksrats genau auf Einsparmçglich-

Adolf Kommerell �bernimmt die Dienstgesch�fte. Eigen-
h�ndiger Eintrag im Amtsversammlungsprotokoll.

17 Vgl. GEAvom 25. 4. 1931.
18 Zum Straßenausbau in jener Zeit vgl. die Protokolle der Amtsversammlung KreisA RT,

R 1/1 Nr. 16.
19 Zum Bau der Straße ins Steinlachtal vgl. KreisA RT, R 3 Nr. 260.
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keiten achten werde.20 Bei Ausbesserungsarbeiten an der Nachbarschafts-
straße Betzingen–Wannweil warf der Gemeinderat der Amtskçrperschaft
Verschwendung und Durchf�hrung von unzweckm�ßigen Ausf�hrungen vor.
Daraufhin �ußerte sich Landrat Kommerell am 27. Januar 1930 im Reutlinger
General-Anzeiger und stellte die Situation aus der Sicht des Oberamtes dar.
Dem Gemeinderat warf er hierbei Unkenntnis des Sachverhaltes vor und
sprach ihm die Berechtigung der Kritik ab. Er wertete die �ußerung des
Gemeinderates als einen Angriff auf seine Verwaltung: „Es mehren sich in
letzter Zeit die F�lle, in denen gegen die Amtkçrperschafts-Verwaltung sei-
tens der Stadtverwaltung Reutlingen çffentlich ungerechtfertigte Angriffe
unternommen werden. Die Amtskçrperschafts-Verwaltung sieht sich daher
zu ihrem Bedauern gezwungen, solche Angriffe unter Darlegung des wirk-
lichen Sachverhalts auch çffentlich zur�ckzuweisen.“21 Der Streit wurde auch
anschließend weiter çffentlich ausgetragen. Oberb�rgermeister Haller erkl�r-
te, dass Landrat Kommerell „der sehr merkw�rdigen Ansicht“ sei, „daß der
Gemeinderat kein Recht habe, Dinge in rein sachlicher Weise zu besprechen“,
und �ußerte sich zu dem von ihm empfundenen Verbot jeglicher Kritik:
„Diese Zumutungen sind so unerhçrt, daß ich keine Worte zu ihrer richtigen
Kennzeichnung finde.“22

Die anderen Gemeinden im Oberamt profitierten jedenfalls von den infra-
strukturellen Investitionen. Dazu gehçrte auch der Ausbau der Wasserversor-
gung. Ohmenhausen, Wannweil, M�gerkingen und Bronnen bekamen neue
Wasserleitungen und Hausanschl�sse.

Adolf Kommerell setzte sich persçnlich f�r die Verbesserung des Feuer-
lçschwesens ein.23 Das Oberamt beschloss auf seine Antr�ge hin, die Beschaf-
fung einer Kraftfahrspritze und einer Autodrehleiter, welche beide zum
100-j�hrigen Jubil�um der Freiwilligen Feuerwehr Reutlingen als Ehrengabe
�berreicht wurden. Voraussetzung war die Bereitschaft, die beiden Ger�te
auch bei Br�nden außerhalb der Stadt einzusetzen.24 F�r sein Engagement
wurde Kommerell schließlich im Jahr 1926 mit der Ehrenmitgliedschaft der
Freiwilligen Feuerwehr Reutlingen ausgezeichnet.25 1928 wurde die Stadt
Pfullingen ebenfalls bei der Anschaffung einer Kraftfahrspritze unterst�tzt,
die im Falle eines Brandes aber auch in anderen Bezirksgemeinden eingesetzt
werden konnte.26

Zur Landwirtschaft hatte Kommerell bereits durch seine Mitgliedschaft im
Vorstand der Berufsgenossenschaft eine enge Verbindung und laut seinem

20 Schwarzw�lder Kreiszeitung, Reutlinger Tageblatt vom 24. 1. 1930.
21 Zitiert nach GEAvom 27. 1. 1930.
22 Zitiert nach GEAvom 7. 2. 1930.
23 Vgl. KreisA RT, R 1/1 Nr. 16, Sitzungen vom 10.5.1922 und 19.11.1925.
24 Vgl. ebd., Sitzung vom 24. 6. 1926.
25 Vgl. GEAvom 25. 4. 1931.
26 Vgl. KreisA RT, R 1/1 Nr. 16, Sitzung vom 14. 6. 1928.
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Nachruf erfreute sich die Fleckviehzuchtgenossenschaft seiner st�ndigen Auf-
merksamkeit.27 Die Pfullinger Jungviehweide wurde 1928 mit einem Beitrag
aus der Amtskçrperschaftskasse gefçrdert.28 In Pfullingen waren zuvor
bereits eine Distriktstierarztstelle eingerichtet worden.29 Der Obstbau erfuhr
durch die Anstellung eines hauptamtlichen Oberamtsbaumwarts im Jahre
1925 eine Fçrderung.30 Kommerell selbst war Zweiter Vorsitzender des Obst-
und Gartenbauvereins Reutlingen und engagierte sich in diesem Bereich wohl
auch persçnlich.31

In seiner Dienstzeit erhielt das Oberamt zwei zentrale neue Aufgaben im
sozialen Bereich. Die Verwaltung des neu geschaffenen „Arbeitsnachweises
Reutlingen–M�nsingen“, das sp�tere Arbeitsamt, wurde 1923 auf die Amts-
kçrperschaft �bertragen32 und auch das Jugendamt wechselte in deren Ver-
antwortung. Die Satzung, welche das Landesjugendwohlfahrtsgesetz realisie-
ren sollte, wurde in der Amtsversammlung am 14. Juni 1928 beschlossen.33

Der Ausbau des Bezirkskrankenhauses war Kommerell ein besonderes
Anliegen. W�hrend seiner Dienstzeit wurde eine neue Chefarztstelle f�r die
Innere Abteilung geschaffen und ein Oberarzt f�r die Chirurgie angestellt.34

Zudem sollte ein Erweiterungsbau in die Wege geleitet werden. Unstimmig-
keiten mit der Stadt herrschten zun�chst jedoch bei der Umsetzung. Landrat
Kommerell �ußerte sich in der gemeinsamen Sitzung des Bezirksrats mit der
Krankenhauskommission am 24. Juli 1929 dahingehend, dass er einen voll-
st�ndigen Neubau des Bezirkskrankenhauses als ideale Lçsung ansehe, dies
aber wegen der finanziellen Belastung von Amtskçrperschaft und Gemeinde
kaum umsetzbar sei. Sprachf�hrer f�r einen Erweiterungsbau war Oberb�r-
germeister Dr. Haller, der keinerlei Notwendigkeit f�r einen Neubau erken-
nen konnte und die Kosten f�r die Stadt Reutlingen mçglichst gering halten
wollte. Am 16. Januar 1930 beschloss die Amtsversammlung dann einen
Erweiterungsbau mit 120 Betten, der wegen der wirtschaftlichen Situation
jedoch vom Innenministerium abgelehnt wurde. Erst Mitte der 1930er Jahre
befasste sich das Oberamt wieder mit Pl�nen zur Erweiterung des Kreiskran-
kenhauses.35

Die Baut�tigkeit des Oberamts erstreckte sich auch auf die Verwaltungs-
geb�ude. Dies ging nicht zuletzt auf die zunehmenden Aufgaben des Ober-

27 Vgl. GEAvom 25. 4. 1931.
28 Vgl. KreisA RT, R 1/1 Nr. 16, Sitzung vom 14. 6. 1928.
29 Vgl. KreisA RT, R 1/1 Nr. 16, Sitzung vom 10. 5. 1922.
30 Vgl. ebd., Sitzung vom 19. 11. 1925.
31 Vgl. KreisA RT, R 13 Nr. 254; hierin findet sich auch ein Nachruf des Obst- und Gartenbau-

vereins.
32 Vgl. KreisA RT, R 1/1 Nr. 16, Sitzung vom 3. 7. 1924.
33 Vgl. ebd., Sitzung vom 14. 6. 1928.
34 Vgl. ebd., Sitzung vom 14. 6. 1928.
35 Vgl. KreisA RT, R 3 Nr. 449.
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Modell des Erweiterungsbaus f�r das Bezirkskrankenhaus in Reutlingen, Front gegen
die Goethestraße, 1929.

Unter Adolf Kommerell erbaut und noch heute Sitz von �mtern des Landkreises:
Geb�udekomplex Bismarckstraße 14–16 (links), hier eine Postkartenansicht der
1930er Jahre.
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amtes zur�ck. So wurden schließlich
die Pl�ne f�r einen neuen zusammen-
h�ngenden Geb�udekomplex f�r die
Behçrden in der Bismarckstraße 16
und das Arbeitsamt in der Bismarck-
straße 14 realisiert,36 und mit den
Arbeiten f�r das neue Oberamtsspar-
kassengeb�ude am Marktplatz wurde
ebenfalls begonnen.37

Kommerell erkrankte im Jahr 1923
an einer Lungenblutung. In der Folge
war er von Dezember 1923 bis M�rz
1925 die meiste Zeit dienstunf�hig.
Im Jahre 1930 verschlechterte sich
sein gesundheitlicher Zustand wie-
der. An der Amtsversammlung am
27. November 1930 konnte er bereits
nicht mehr teilnehmen. Er wurde in
dieser und der folgenden Sitzung von
Regierungsrat Dr. Wanner vertre-
ten.38 Wenige Monate sp�ter ver-
starb Adolf Kommerell im Bezirks-
krankenhaus an einer erneut ausgebrochenen Lungenerkrankung. Der Nach-
ruf im Reutlingern General-Anzeiger vom 25. April 1931 schloss mit folgen-
dem Fazit:

„Abschließend ist zu sagen, daß Landrat Kommerell durch seine offene
und gewinnende Art verstanden hat, im vertrauensvollen Zusammenarbei-
ten mit den Vertretern der Amtskçrperschaft und der Gemeinden, sowie
mit den ihm unterstellten Beamten – denen er immer ein großes Maß von
Selbst�ndigkeit einr�umte – dem Wohle des Bezirks und seiner Bevçlke-
rung in gl�cklicher Weise zu dienen. Sein fr�her Tod hat ein starkes Wollen
und Kçnnen vorzeitig lahmgelegt. Der Verstorbene wird aber durch seine
Arbeit und seine Werke in der dankbaren Erinnerung des Bezirks Reutlin-
gen fortleben.“

In einer Zeit, in der der Landrat nicht gew�hlt, sondern als hochrangiger
Beamter vom Innenministerium eingesetzt wurde, hatte Adolf Kommerell
nur wenige repr�sentative Aufgaben und trat nur selten çffentlichkeitswirk-
sam in Erscheinung. Vielmehr ging es ihm darum, mit seinen Beamten und in

Landrat Adolf Kommerell, Aufnahme
nach 1928.

36 Vgl. KreisA RT, R 1/1 Nr. 16, Sitzung vom 13. 6. 1929.
37 Vgl. ebd., Sitzung vom 23. 5. 1930.
38 Vgl. ebd., Sitzung vom 27.11.1930.
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Zusammenarbeit mit den Vertretern der Amtskçrperschaft die vermehrten
Aufgaben im Oberamtsbezirk zu bew�ltigen. Diesen Arbeitsauftrag formu-
lierte er bereits in seiner Antrittsrede in seiner ersten Amtsversammlung und
laut den Nachrufen scheint er dies auch so praktiziert zu haben. In den Proto-
kollen erscheint Kommerell als oberster Verwaltungsbeamter im Kreis, der
mit den Gemeinden verhandelte, vor Ort mit den Beteiligten sprach und
daraus die Vorschl�ge entwickelte, die dann unter seinem Vorsitz im Bezirks-
rat erçrtert und schließlich in der Amtsversammlung zur Abstimmung
gebracht wurden. Was wir aus den Akten �ber sein Wirken erfahren, passt zu
jenem Bild, das der General-Anzeiger �ber ihn zeichnete. Demnach hatte er
seine selbst gesteckten Ziele erreicht und die Herausforderungen der „neu
angebrochenen Zeit“ erfolgreich absolviert. Viele Entscheidungen aus sei-
ner Dienstzeit, zuvorderst seien die Baumaßnahmen und infrastrukturellen
Investitionen genannt, pr�gten und pr�gen bis heute den Kreis und die Stadt
Reutlingen.
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Reutlinger Reformationsgedenken im 19. Jahrhundert
und die S�kularfeiern von 1917 und 1924 in ihrem
zeitgeschichtlichen Zusammenhang

Wilhelm Borth

Die folgenden Ausf�hrungen beschließen den Beitrag zu den Jahrhundert-
jubil�en, die in Reutlingen seit 1617 in Erinnerung an Martin Luthers
Ablassthesen vom 31. Oktober 1517 gefeiert wurden. Obwohl die Thesen-
verçffentlichung nach wie vor als das zentrale Epochenereignis der Refor-
mation gilt, sind verst�rkt im 19. Jahrhundert konkurrierende Gedenktage
hinzugekommen. Dies vor allem auch in Reutlingen, das dank seines Refor-
mators Matth�us Alber sowie der Unterzeichnung der Confessio Augus-
tana von 1530 als ein fr�her Pionierort f�r die Verbreitung des Luthertums
in S�ddeutschland galt.1 Im Mittelpunkt des folgenden Beitrags, der im
Rahmen des Themenbandes zu Reutlingen in der Weimarer Zeit erscheint,
stehen die Reutlinger Reformationsfeiern von 1917 und 1924 sowie ein kur-
zer R�ckblick auf das Reformationsgedenken vor allem im 19. Jahrhundert.

Wichtigstes Konkurrenzdatum zum 31. Oktober 1517 wurden der 24. bzw.
25. Juni 1530, d. h. die Tage der Unterzeichnung und anschließenden �ber-
gabe der lutherischen Bekenntnisschrift (Confessio Augustana) an Kaiser
Karl V. auf dem Augsburger Reichstag. Zwei Vorg�nge, die dem beteiligten
Amtsb�rgermeister Jos Weiß nicht nur religiçsen, sondern auch hohen poli-
tischen Bekennermut vor dem Kaiserthron abverlangten.2 Im Laufe des
19. Jahrhunderts kamen noch weitere, auf die biografischen Daten Luthers
und Albers bezogene Gedenkfeiern hinzu. So verankerte sich die Reforma-
tionsepoche im historisch-kulturellen Ged�chtnis der Stadt und trug �ber die
Jahrhunderte hinweg zur Ausbildung einer Identit�t Reutlingens bei.3

1 Wilhelm Borth: Die Reutlinger Reformationsjubil�en von 1617, 1717 und 1817 in ihrem zeit-
gençssischen Zusammenhang, in: RGB NF 56 (2017), S. 169–246.

2 Gerhard Junger: Reutlinger Feierlichkeiten im Wandel der Jahrhunderte – 450 Jahre Confes-
sio Augustana, in: RGB NF 18 (1979), S. 103–115. Vgl. auch W. Borth, Reformationsjubil�en
(wie Anm. 1), S. 170 (Abbildung).

3 So z. B. im „Reutlinger Ehrenzeugnis“, das am 24. Juni, dem Tag der Unterzeichnung der
Confessio durch B�rgermeister Jos Weiß, bis 1802 j�hrlich in der Marienkirche verlesen wur-
de. Vgl. W. Borth, Reformationsjubil�en (wie Anm. 1), S. 216–220.
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Kontinuit�t und Wandel: Zur Tradition der drei ersten
Reutlinger S�kularfeiern

Die Jahrhundertfeiern zur Reformation sprechen zwar gleiche historische
Fakten, Ereignisse und theologische Schlagworte an. Aber �ber die reine Fak-
tizit�t und begriffliche Nomenklatur hinaus fallen bei der Auswahl von Inhal-
ten, ihrer Bewertung und vor allem ihrer politischen Instrumentalisierung
markante Unterschiede ins Auge.4 So blieben die beiden „Jubelfeiern“ von
1617 und 1717 noch ganz in den politischen Kosmos der Reichsstadt und in
eine voraufkl�rerische, religiçs gepr�gte Kultur und gesellschaftliche Praxis
eingebunden. Sie waren obrigkeitlich verordnete Bitt- und Dankfeiern f�r die
bisherige Erhaltung des lutherischen Glaubens und sollten den als prek�r
empfundenen konfessionellen Status quo legitimieren und stabilisieren.5 Sie
trugen insbesondere in Reutlingen Z�ge eines Legitimit�t stiftenden Staats-
kultes.

Bedingt durch die Mediatisierung Reutlingens fand das Reformationsjubi-
l�um von 1817 unter ver�nderten kulturellen, gesellschaftlichen und politi-
schen Rahmenbedingungen statt.6 Nachdem W�rttemberg ein Kçnigreich
mit einem konfessionell gemischten Staatsgebiet geworden war, musste sich
das 1802 zu einer w�rttembergischen Oberamtsstadt degradierte Reutlingen
auch kirchlich und im Reformationsgedenken der Staatsraison des jungen
Kçnigreichs anpassen. Dessen gesellschaftliche Integration erforderte Tole-
ranz zwischen den Konfessionen. Demgem�ß hatte das kçnigliche Konsis-
torium der jubil�umsfreudigen çrtlichen Kirchengemeinde M�ßigung gegen-
�ber „Christen von ungleichen Glaubensbekenntnissen“ angeordnet.7

Reutlinger Reformationsgedenken 1830, 1883 und 1895

Im 19. Jahrhundert entstand in Reutlingen vor dem Hintergrund der Indus-
trialisierung und der sie begleitenden Urbanisierung8 eine neue b�rgerliche
Fest- und Gedenkkultur. Die Stadt war Schauplatz zahlreicher regionaler und

4 Luise Schorn-Sch�tte: Kleine Historiografiegeschichte der Reformation, in: Aus Politik und
Zeitgeschichte Nr. 52 (2016), S. 15–21, hier: S. 15 f.

5 Wolfgang Fl�gel: „Und der legend�re Thesenanschlag hatte seine ganz eigene Wirkungs-
geschichte“. Eine Geschichte des Reformationsjubil�ums, in: Berliner Theologische Zeit-
schrift 28 (2011), S. 28–43, hier: S. 31.

6 W. Borth, Reformationsjubil�en (wie Anm. 1), S. 222.
7 Ebd., S. 226, 228, 229 u. 230.
8 Vgl. hierzu: Wilhelm Borth; Bernd Breyvogel; Wolfgang Jung: Reutlingen. Von der Reichs-

stadt zur selbstbewussten Großstadt, Reutlingen 2013, S. 162 ff.
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�berregionaler Feste,9 in die sich auch die Reformationsjubil�en einreihten:
Die Reformationsfeier 1817, die Gedenkfeier zur Augsburger Konfession von
1830 sowie die Feiern des 400. Geburtstags Martin Luthers von 1883 und des
400. Geburtstags von Matth�us Alber von 1895.10

Erfolgreiche Bem�hungen um ein Jos-Weiß-Gedenken

Eine andere Facette b�rgerlicher Gedenkkultur war der zeittypische Kult um
historische Persçnlichkeiten, der sich u. a. in der Errichtung st�dtischer Denk-
male zeigte. Da 1863 auf dem Bahnhofplatz das Friedrich-List-Denkmal, 1889
das Hermann-Kurz-Denkmal und 1892 das Kaiser-Wilhelm-Denkmal auf der
Planie eingeweiht wurden, verwundert es nicht, dass auch ein çffentliches In-
teresse f�r ein Denkmal des Reformationsb�rgermeisters Jos Weiß entstand.

Am 26. Juni 1866 bildete sich nach dem Vorbild des Friedrich-List-Komi-
tees ein Jos-Weiß-Komitee mit Stadtschultheiß Grathwohl als Vorstand.
Außerdem gehçrten dem Komitee Honoratioren und Vertreter der Vereine
an. Laut Gr�ndungsprotokoll wurde in Reutlingen seit l�ngerer Zeit „lebhaft
angeregt, dem verdienten B�rgermeister der Reformationszeit, Josua Weiß,
ein ehrendes Denkmal [. . .] als Zeichen dankbarer Erinnerung von Seiten sei-
ner sp�tgeborenen Mitb�rger zu stiften.“11 Das Stiftungsvermçgen sammelte
sich aus Musik- und Theaterauff�hrungen sowie durch Spenden an. Nach
Grathwohls Tod (1867) erlahmte der Anfangsimpuls. 1878 hatte man die be-
scheidenere Idee, im großen Saal des neugotischen Rathauses f�r Jos Weiß eine
Gedenktafel anzubringen. Es blieb jedoch bei den hierf�r angefertigten Skiz-
zen des Bildhauers Friedrich Launer.12 Eine Verçffentlichung im Amtsblatt

9 Im Jahr 1859 feierte man z. B. Schillers 100. Geburtstag, 1863 den 50. Jahrestag der Vçlker-
schlacht bei Leipzig sowie 1841 und 1889 das 25-j�hrige Regierungsjubil�um Kçnig Wil-
helms I. und Kçnig Karls I. Vgl. Beschreibung des Oberamts Reutlingen (OAB), hrsg. von
dem K. Statistischen Landesamt, Stuttgart 1893, Teil II, S. 164 f. Ebd. auch folgendes Zitat
(S. 61): „So erh�lt der unbefangene Beobachter den Eindruck, als ob hier in geselliger Hin-
sicht eher zu viel als zu wenig geschehe.“

10 Zur Jubil�umsfeier von 1817 siehe W. Borth, Reformationsjubil�en (wie Anm. 1),
S. 222–246. Insgesamt: OAB Reutlingen (wie Anm. 9), S. 164; Carl Bames: Chronica von
Reutlingen und Pfullingen in Freud und Leid im Festtags- und Werktagskleid. Von 1803 bis
1874, ND Reutlingen 1985, S. 27 u. 47; Egmont Fehleisen: Chronica von Reutlingen in Freud
und Leid, im Festtags- u. im Werktagskleid [. . .] (1874–1900), Reutlingen 1900, S. 196 f. und
333–336. Weitere Informationen zu den beiden letztgenannten Feiern befinden sich in den
jeweiligen Jahrg�ngen des „Amtsblatts f�r Reutlingen“, der „Schwarzw�lder Kreiszeitung“
und des „Reutlinger General-Anzeigers“ (nur f�r 1895).

11 Vgl. hierzu StadtA Rt. A 2 Nr. 4033 und ebd., Flattichregistratur Nr. 1230: „Protokollbuch
des Josua Weiß-Comit�’s“, S. 1.

12 Gerald Kronberger: Die Jeremiaden des Gotikers. Bildhauer Friedrich Launer (1827–1914)
und die Reutlinger Baudenkmale, in RGB NF 40 (2001), S. 229–303, hier: S. 274.
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f�r Reutlingen vom 14. Februar 1899
zog nach 33 Jahren den Schlussstrich:
Das auf 1300 Mark angewachsene
Stiftungsvermçgen wurde nun f�r
eine lebensgroße Jos-Weiß-Statue
verwendet, die den Chor der damals
restaurierten Marienkirche zieren
sollte, zusammen mit Matth�us Al-
ber, Martin Luther und Philipp Me-
lanchthon. Von dem einst Priestern
und Heiligenfiguren vorbehaltenen
Chorraum blicken seither die vier
„Reformatorenstatuen“ auf die Ge-
meinde. So hatten Jos Weiß und Mat-
th�us Alber doch einen repr�sen-
tativen Platz in der Marienkirche
gefunden, die ja von Anbeginn auch
politischer Erinnerungsort Reutlin-
gens war. Dar�ber hinaus waren Jos
Weiß und Matth�us Alber bereits seit
1842/43 durch die Neubenennung
einer „Josua Weiß Strass“ (heute Jos-
Weiß-Straße) an der s�dlichen Alt-
stadtmauer und einer auf den Chor
der Marienkirche zulaufenden „Aul-
berstraße“ im Stadtbild pr�sent.13

„Freudenreichste Tage, die je �ber unsere Stadt aufgegangen sind“
Die Ged�chtnisfeier der Confessio Augustana von 1830

Traditionsbedingt kam der 300-Jahr-Feier der Confessio Augustana in Reut-
lingen eine hohe Bedeutung zu. Die ausf�hrlichste Darstellung des Jubil�ums
stammt vom damaligen Stadthistoriker Carl Christian Gratianus.14 Gest�tzt
auf diesen und Johann Jacob Fetzer hat Gerhard Junger einen knappen, aber
anschaulichen �berblick dieser Feier gegeben.15 Ihr kirchenorganisatorischer

Eine von Bildhauer Friedrich Launer im
Jahr 1878 angefertigte Skizze f�r ein
(nicht verwirklichtes) Denkmal des Reut-
linger Reformationsb�rgermeisters Jos
Weiß. Sie diente sp�ter als Vorlage f�r die
Bronzeplakette des im Jahr 2006 auf dem
Albtorplatz neben der Jos-Weiß-Schule
errichteten Denkmals.

13 Vgl. hierzu: Gerald Kronberger: Wegweiser zur Stadtgeschichte: Die Historie der Reutlinger
Straßennamen, in: RGB NF 50 (2011), S. 9–112, hier: S. 18 u. S. 75 ff.

14 Carl Christian Gratianus: Philipp Melanchthon und Josua Weiß, der Abgeordnete von Reut-
lingen auf dem großen Reichstag zu Augsburg im Jahr 1530, Reutlingen 1830, S. 85–96. Die-
ses Werk war offensichtlich als historischer Beitrag zum Jubil�um gedacht.

15 G. Junger (wie Anm. 2), S. 112 f.: Die 300-Jahrfeier der Confessio Augustana in Reutlingen.
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Rahmen war, wie schon 1817, durch einen Synodalerlass des Konsistoriums
vom 11. Dezember 1829 vorgegeben.16 Als Hauptfesttag wurde der 27. Juni
1830, d. h. der dem �bergabedatum der Confessio Augustana folgende Sonn-
tag, festgelegt. In den Predigten sei der „hohe Werth der evangelischen, in dem
Augsburgischen Glaubens-Bekenntnis enthaltenen [. . .] Lehre nahe zu legen“.
Deshalb seien in den Kirchen die ersten 21 Artikel des Bekenntnisses vorzule-
sen. Großen Wert legte der Erlass auf den Jugendunterricht und wie schon
1817 folgten Vorschriften zur M�ßigung des konfessionellen �bereifers. Alles,
„was Andersdenkende zur Erbitterung reizen kçnnte“, sei zu vermeiden.

Erneut stand Reutlingen vor dem Dilemma, eigene Jubil�umsvorstellungen
mit Stuttgarter Vorgaben in Einklang zu bringen. Entt�uscht war man, dass
nicht der 25. Juni, das eigentliche �bergabedatum der Confessio Augustana,
sondern erst der folgende Sonntag (der 27. Juni) zum „zentralen Festtag“ er-
kl�rt wurde. „Reichsst�dtische Ressentiments regten sich bei den Alten. Sie
wollten sich ihren 25. Juni, den Tag der �bergabe, nicht nehmen lassen.“17

Zudem erweiterte Reutlingen in eigener Regie die Jubil�umsfeier von einem
auf vier Tage (24.–27. Juni 1830). Damit waren das Unterzeichnungs- und
�bergabedatum ins Festprogramm mit einbezogen:

Donnerstag, 24. Juni

An diesem Tag wurden „im gewçhnlichen Vormittagsgottesdienst“ die ersten
21 Artikel des Augsburger Glaubensbekenntnisses verlesen, „dessen feierli-
che, auch von Seiten unserer Stadt einst [. . .] unterst�tzte Uebergabe der Mit-
telpunkt unserer Festeserinnerungen ist. Die B�rgergarde „verk�ndigte in der
Fr�he des Morgens durch den milit�risch-musikalischen Morgensegen so wie
durch andere kriegerische Musik in den Straßen und auf den çffentlichen Pl�t-
zen [. . .] den Anfang der Feierlichkeiten.“18

Freitag, 25. Juni

Am Vormittag fand eine Jugendfeier statt. „Der 25. Junius h�tte eigentlich
nach seiner geschichtlichen Bedeutung und nach mehrfach ge�ußerten W�n-
schen der gl�nzende Mittelpunkt der [. . .] Festfeierlichkeiten werden sollen.“
Aus R�cksicht auf die Vorgaben des Konsistoriums wurde der Tag nur durch
eine „einfache, aber bedeutsam w�rdige Weise“ gefeiert. „Es ertçnte n�mlich

16 August Ludwig Reyscher (Hrsg.): Sammlung der w�rttembergischen Geseze, Bd. 9.2
(Sammlung der Kirchen-Geseze), T�bingen 1835, S. 822–824.

17 G. Junger (wie Anm. 2), S. 112. An dieser Stelle sei an das bis 1802 in der Marienkirche zur
Erinnerung an die Unterzeichnung der Confessio Augustana j�hrlich am 24. Juni gespro-
chene „Reutlinger Ehrenzeugnis“ erinnert. Vgl. W. Borth (wie Anm. 1), S. 216–220.

18 C. Gratianus (wie Anm. 14), S. 87.
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um diese Zeit [um vier Uhr nachmittags war die �bergabe der Confessio,
d.Verf.] das schçne Gel�ute von der St. Marien Kirche Hauptturme; und mit
dem ersten Glockenklang trat auf allen Straßen feierliche Stille ein, zum Zei-
chen, dass jeder Hçrer der hohen Bedeutung des Tones sich bewußt sei.“19

Samstag, 26. Juni

Am dritten Festtag fand ein weiterer Gottesdienst statt. „Diese kirchliche Feier
ben�tzten die j�ngeren Mitglieder der hiesigen Rothgerberzunft, um [. . .] ein
Geschenk in der Hauptkirche aufzustellen.“ In feierlicher Prozession wurde
ein Brustbild Martin Luthers vom Zunfthaus aus von der Stadtgarde begleitet
und unter deren Peletonfeuer und Gesch�tzsalven zur Hauptkirche ge-
f�hrt.“20

Nach dem Gottesdienst entwickelte sich ein regelrechtes Volksfest: „Mit
einbrechender Dunkelheit [. . .] begann nun unter fortw�hrend von einer
nahen Anhçhe herab donnernden Gesch�tzes-Salve eine Beleuchtung der
Stadt, wie sie nach dem Zeugniß Einheimischer und dem einstimmigen Ge-
st�ndniß der vielen durch den Ruf des Festes hierher gelockten Fremden
schwerlich eine Provinzialstadt W�rttembergs je in ihren Mauern gesehen hat
[. . .]. In der Mitte dieses Glanzmeeres aber zog Aller Augen immer wieder
von neuem auf sich die Spitze des �ber das dunkle Dach hoch sich erhebenden
Thurmes der Hauptkirche, der [. . .] von dem untern Kreisumlaufe bis zum
Scheitel des auf hçchster Spitze stehenden Marienbildes reich und pr�chtig be-
leuchtet war [. . .], weithin die Strahlen sendend und weither die Augen und
die Herzen zum Himmel ziehend [. . .] als treffendes Symbol des Protestantis-
mus, wie er Licht werfend in die Nacht des Irrglaubens und Unglaubens, und
�ber sie sich hoch erhebend aufw�rts dringt mit reinem Sinn zum Unsicht-
baren. Und in der Ferne ringsum die Stadt her loderten gleich Dank- und Fest-
alt�ren drei gewaltige Feuer auf den Bergspitzen der Alten Burg, des
St. Georgenbergs und der mit kçniglicher Huld einger�umten Achalm.“21

Sonntag, 27. Juni

„Als [. . .] des heitern Morgens Fr�he erschienen war, so ertçnte wieder vom
Thurm herunter Glockenklang und ein Choral mit Posaunen geblasen, zum

19 Ebd., S. 87.
20 Ebd. S. 89 f. Die Bames-Chronik erw�hnt bei der Beschreibung des Jubil�umsjahres als wei-

teres Detail, dass die ledigen Weing�rtner und Gerber am Rebenm�nnleinstag 1830 (25. Mai)
ein Brustbild Matth�us Albers f�r die Kirche gestiftet h�tten. Das „Rebenm�nnle“ war der
Patron der Reutlinger Weing�rtner. (Vgl. C. Bames, wie Anm. 10, S. 46 f.) Wiedergabe des
Bildnisses von Matth�us Alber: Eva Bissinger; Martina Schrçder; Werner Strçbele: Der „Lu-
ther Schwabens“ Matth�us Alber. Begleitband zur Ausstellung des Heimatmuseums Reut-
lingen, Reutlingen 2017, S. 68.

21 C. Gratianus (wie Anm. 14), S. 91 f.
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Zeichen, dass das Hauptfest erschienen sei, an welchem nun vorzugsweise
eine kirchliche und religiçse Feier statt finden sollte.“22 Sie stand allerdings im
Schatten des Vortages.

Reutlingen hat das Jubil�um von 1830 mit eigenwilligen, lokalpatriotisch
motivierten Abweichungen vom Synodalerlass gefeiert. Ins Auge springt das
Bed�rfnis, den religiçsen Kern mit „�ußerem Glanz“ und profaner Festlich-
keit zu umgeben. Dies vor allem durch die Allgegenwart der B�rgergarde und
ihres paramilit�rischen Auftretens. Ein weiteres Element weltlicher Fest-
freude war die effektvolle n�chtliche Beleuchtung der gesamten Stadt. Nach
Gratianus verbanden sich „Begeisterung f�r die Sache evangelischer Glau-
bensfreiheit“, „Liebe zum Ruhme der Vaterstadt“ und „innerliche Erhebung
des Gem�ths“ zu einer wahren „Jubellust“. 23

Feiern zu den 400. Geburtstagen Martin Luthers (1883) und
Matth�us Albers (1895)

Die beiden letzten Reformationsfeste des 19. Jahrhunderts waren dem Geden-
ken an Martin Luther und Matth�us Alber gewidmet. Einem allgemeinen
Trend der Historiografie folgend, gerieten die Geburtstage von Luther und
anderer Reformatoren „in den Sog des Jubil�ums- und des b�rgerlichen Per-
sonenkultes“.24

Das Lutherjubil�um von 1883
„400-j�hriges Geburtstagsfest des großen Glaubenshelden“

Bereits im Juni 1883 verçffentlichte das Amtsblatt des Stuttgarter Konsisto-
riums ein Synodalschreiben an die evangelischen Pfarr�mter, „betreffend die
vierhundertj�hrige Ged�chtnisfeier des Geburtstags Dr. Martin Luther’s.“ In
W�rttemberg sollte die liturgisch festlich gestaltete Hauptfeier am Sonntag,
den 11. November stattfinden. Am Geburtstag selbst (Samstag, den 10. No-
vember) war ein Abendgottesdienst vorgesehen, w�hrend am Vormittag in
den evangelischen Volksschulen eine Ged�chtnisfeier zu Ehren Luthers nahe-
gelegt wurde. Dar�ber hinaus seien „belehrende oder erbauliche Vortr�ge zur
Vorbereitung oder Nachbereitung des Gedenktags [. . .] von Nutzen“.25

Im Vergleich zu diesem trockenen Kanzleistil herrschten an der Reutlinger
Basis andere Tçne und eigenwillige Kommentare. Egmont Fehleisen beginnt
seinen Chronik-Eintrag zum 10. November 1883 folgendermaßen: „Unsere
Stadt, welche in jener Zeit des großen Kampfes um Glaubensfreiheit eine her-

22 Ebd., S. 93.
23 Ebd., S. 86.
24 W. Fl�gel (wie Anm. 5), S. 33.
25 Amtsblatt des w�rttembergischen evangelischen Konsistoriums vom 9. 6. 1883.
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vorragende, eingreifende Stellung26

einnahm, hat auch die 400-j�hrige
Feier des Geburtsfestes des großen
Glaubenshelden, unseres Dr. Martin
Luther, w�rdig gefeiert.“27 Und die
Schwarzw�lder Kreiszeitung vom
3. November 1883 stellt in ihrem
Hauptartikel die Frage: „Soll er [sc.
der 400. Geburtstag Luthers] auch in
Reutlingen gefeiert werden?“ Da
„[es] seine evang. Kirche n�chst Gott
vornehmlich seinem edlen Alber [. . .]
und wackere[n] B�rgermeister, Josua
Weiß [verdankt] [. . .], wird eine echte
Lutherfeier unserer Stadt zugleich
auch ein ehrender Ged�chtnißtag Al-
bers und seines Freundes Josua Weiß
[sein]. [. . .] Luther und Alber, wir
d�rfen sie wohl neben einander stel-
len. Hat man doch Reutlingens
Reformator nicht ohne Grund, ‚den

andern Luther�, den ‚Luther Schwabens� genannt.“
Die Reutlinger Lutherfeier selbst folgte einem bew�hrten Grundmuster.28

Am Samstag, den 10. November fand vormittags in der Marienkirche ein
Gottesdienst f�r die Reutlinger Schuljugend statt. Bereits „zwischen 8–9 Uhr
sah man Sch�ler in festlicher Kleidung [. . .] ihren Schullokalen zueilen“, um
dort das „Andenken Luthers an seinem 400 j�hrigen Geburtstag“ zu feiern.
„Um 10 Uhr ertçnten alle Glocken auf dem Hauptthurm und s�mmtliche
Sch�ler [. . .] zogen in geordnetem Zug [. . .] zur Kirche. Das Gotteshaus f�llte
sich [. . .] mit den 1700–1800 Kindern.“ Aus st�dtischen Mitteln erhielt nach
dem Gottesdienst „jedes Kind eine Medaille, womit sie sich decorirten.“29

Um 6 Uhr abends fand in der Marienkirche ein liturgischer Gottesdienst
statt. „Beim Austritt aus der Kirche wurde die Gemeinde �berrascht durch
bengalische Beleuchtung des alten [. . .], von allen Fremden bewunderten Got-

Gedenkmedaille zu Luthers 400. Ge-
burtstag im Jahr 1883. Die Pr�gung von
Erinnerungsmedaillen war eine alther-
gebrachte Tradition aller Reformations-
jubil�en.

26 D. h. Reutlingen hat die Reformation nicht nur vor Ort durchgef�hrt, sondern auch auf
Reichsebene „eingegriffen“, sie z. B. durch die Protestation auf dem Speyrer Reichstag 1529,
die Unterzeichnung der Confessio Augustana 1530 und den fr�hen Beitritt zum Schmalkal-
dischen Bund 1531 mitgestaltet.

27 E. Fehleisen (wie Anm. 10), S. 196 f.
28 Vgl. das im Amtsblatt f�r Reutlingen vom 10. 11. 1883 verçffentlichte Programm.
29 Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 11. 11. 1883.
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teshauses mit seinem Thurme. Wunderbar ergl�nzten die �ußeren Formen
[. . .] bald im brennenden Roth, bald im blasseren Gr�n.“30

Am Sonntag, den 11. November, „morgens 7 Uhr ertçnten alle Glocken
von den evang. Kirchen, der Hauptthurm war beflaggt und wurden [. . .] vom
Thurme aus Chor�le [. . .] geblasen. Auch die H�user wurden beflaggt und um
9 Uhr war [. . .] die ganze Stadt reich mit Fahnen geschm�ckt.31 Die Vereine,
Genossenschaften, ehemaligen Z�nfte und B�rger sammelten sich auf dem
Marktplatz mit ihren Fahnen, um sich zum Festzug in die Kirche [. . .] auf-
zustellen. Seit Jahrzehnten sahen wir in unserer Stadt keinen solchen imposan-
ten Festzug32, an welchen sich mindestens 1500 M�nner betheiligten. [. . .] Bei-
nahe � Stunde dauerte der Zug [. . .] in die Kirche [. . .]. Um den Altar stellten
sich die Fahnentr�ger mit ihren Fahnen auf, die im Chor einen bunten, ehren-
vollen und reichen Kranz bildeten.“ Im Gottesdienst hielt Dekan Kalchreuter
eine „mit Kraft und Feuer vorgetragene“ Festpredigt.33 Den Abschluss der
offiziellen Feierlichkeiten bildete am Sonntagabend eine Lutherfeier im Ver-
einshaus, „bestehend in Auff�hrung von Posaunenchçren, Ges�ngen und [. . .]
Deklamationen“ �ber den Thesenanschlag, Luther in Worms, Luther und
Melanchthon usw.34

Weitere Veranstaltungen erg�nzten das offizielle Festprogramm., wie z. B.
sechs Vortr�ge der Pfarrer zu Luthers Leben und eine eindrucksvolle „Vor-
feier“, die der M�nnerverein am 9. November vor 500 Besuchern im Gasthof
zum Lçwen abhielt.35

Die beiden Jubil�en von 1830 und 1883 best�tigen Johannes Burkhardts
These von der „Verb�rgerlichung der reformatorischen Festkultur“ im
19. Jahrhundert.36 Die feierlichen Prozessionen geistlicher und politischer
W�rdentr�ger in die Kirche nahmen den Charakter von çffentlichen Um-
z�gen und Stadtfesten an. Der Festzug von 1883 wurde von der organisierten
Handwerkerschaft, b�rgerlichen Vereinen sowie den politischen und kirch-
lichen Vertretern der Stadt getragen. Der Festraum dehnte sich zunehmend

30 Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 13. 11. 1883.
31 Im Amtsblatt f�r Reutlingen vom 10. 11. 1883 hatten Gemeinderat und Oberb�rgermeister

Benz die Einwohnerschaft ersucht, ihre Teilnahme an der Feier durch zahlreiche Beflaggung
ihrer H�user kund zu tun.

32 Nach dem Amtsblatt (wie Anm. 28) hatte der Festzug folgende Aufstellung: 1.) Musik 2.) 12
Genossenschaften und fr�here Z�nfte mit ihren alten ehrw�rdigen Fahnen 3.) Staatsbeamte,
Geistliche, b�rgerliche Collegien, Lehrer, st�dtische und stiftische Beamte 4.) 21 Vereine mit
ihren Fahnen.

33 Alle Zitate: Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 13. 11. 1883.
34 Amtsblatt f�r Reutlingen vom 10. 11. 1883.
35 Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 11. 11. 1883.
36 Vgl. hierzu Johannes Burkhardt: Verb�rgerlichung der reformatorischen Festkultur, in: Die-

ter D�ding; Peter Friedmann; Paul M�nch (Hrsg.): �ffentliche Festkultur. Politische Feste
in Deutschland bis zum Ersten Weltkrieg, Hamburg 1988, S. 212–236.
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vom ‚Kernbereich�, den Kirchen, auf den gesamten st�dtischen Raum aus.37

Trotz ihrer kirchlich-religiçsen Wurzel dienten die Reformationsjubil�en der
aufstrebenden Stadt als willkommener Anlass, sich selbst zu feiern. Schließlich
zeigte sich in den Medien noch ein weiterer, zukunftsweisender Aspekt. Bei
einer zunehmend konsumkr�ftigen und bildungsbewussten B�rgerschaft ließ
sich das Prestige Luthers offenbar profitabel vermarkten.38 So preist z. B. mit
dem Slogan „Zur Lutherfeier!“ die „Fahnenfabrik von Bonn am Rhein“ „was-
ser�chte Fahnen mit lebensgroßer Lutherfigur“, „Luthers Familien-Wappen
auf Carton gemalt“, „Vereins- und Schulfahnen“, „Lampions und Fackeln“,
„Luthermedaillen 	 45 Pfg.“ an.39 Und im „Amtsblatt f�r Reutlingen“ er-
scheinen Annoncen f�r „Lutherbecher“ (versilbert zu 4,50 Mark und mit
Ziergold zu 8,25 Mark) als „Erinnerungs-Gabe zu den bevorstehenden
Lutherfesttagen, wie zu Geburtstags-, Pathen-, Weihnachts-Geschenken ge-
eignet.“ Schließlich empfiehlt die Lithographische Anstalt Johs. Hohloch
„Als Erinnerung zum Luther-Jubil�um [. . .] Lutherbilder, Luther-Album, so-
wie Foliobilder aus Luther’s Leben“.40 Diese Werbung zeigt eine beginnende
Kommerzialisierung der Lutherjubil�en an.

Das Alberjubil�um von 1895 – Feiern ohne Erinnerungsort?

Nur 12 Jahre sp�ter feierte Reutlingen am 8. und 9. Dezember 1895 den
400. Geburtstag seines Reformators Matth�us Alber. Im Vergleich zu 1830
und 1883 fiel dieses Jubil�um schlichter und ganz ohne stadtçffentliche Fest-
auftritte aus. Dies war auch eine Folge davon, dass die Marienkirche zwischen
1893 und 1901 unter Heinrich Dolmetsch einer neugotischen Restaurierung
unterzogen wurde und deshalb ab 1894 f�r den Gottesdienst geschlossen
war.41 Zum Auftakt der Feierlichkeiten erschien am 4. Dezember 1895 in der
Presse ein Beitrag �ber Leben und Werk Albers: „Heute kehrt zum vierhun-
dertstenmale der Tag wieder, an welchem der Mann das Licht der Welt er-
blickte, der dazu bestimmt war, der Lehre Martin Luthers in der [. . .] Heiligen

37 Vgl. W. Fl�gel (wie Anm. 5), S. 37.
38 Die zahlreiche Beamtenschaft der kommunalen und staatlichen Behçrden (z. B. des Ober-

amts und der Regierung des Schwarzwaldkreises) sowie der Bildungseinrichtungen (z. B.
Schulen, Technikum und Frauenarbeitsschule sowie das Pomologische Institut), aber auch
eine wachsende Unternehmerschicht ließen in Reutlingen ein kulturell aufgeschlossenes Bil-
dungs- und Besitzb�rgertum entstehen.

39 Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 30. u. 31. 10. 1883.
40 Amtsblatt f�r Reutlingen vom 6. u. 7. 11. 1883.
41 Die ebenfalls von Heinrich Dolmetsch als Ausweich- bzw. „Hilfskirche“ erbaute Leon-

hardskirche wurde am 29. April 1894 eingeweiht. Vgl. hierzu Jçrg Heinrich: Die Restaurie-
rung und Neuausstattung der Reutlinger Marienkirche unter Heinrich Dolmetsch
(1827–1914), in: RGB NF 40 (2001), S. 9–123, hier: S. 23, und Ellen Pietrus: Die Kirchen-
bauten von Heinrich Dolmetsch. Ein Architekt in W�rttemberg, in: RGB NF 40 (2001),
S. 125–228, hier: S. 139–143.
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Rçmischen Reichs-Stadt Reutlingen
Eingang zu verschaffen.“42 Aus die-
sem Anlass sah der Reutlinger Kir-
chengemeinderat f�r Sonntag, den
8. Dezember, einen „Ged�chtnis-
Gottesdienst“ in den evangelischen
Kirchen43 und am Folgetag einen
„Evangelischen Familienabend“ in
der Bundeshalle44 vor. Damit war
bereits das gesamte Jubil�umspro-
gramm umrissen. Allerdings musste
der Reutlinger Dekan, Albert Her-
zog, noch die obrigkeitliche Geneh-
migung f�r die Gedenkfeier selbst
und die Verwendung des „gewçhnli-
chen Vormittags-Gottesdienstes“ f�r
eine Alber-Festfeier einholen. Am
19. November 1895 traf der Bescheid
ein, „daß das Ev. Kons.(istorium] ge-
gen diese Feier nichts zu erinnern hat
u. ihr einen f�r die Gemeinde segens-
reichen Verlauf w�nscht.“45

Zum Ged�chtnisgottesdienst lud
Dekan Herzog mit einer kurzen An-
nonce im Amtsblatt46 ein: „Aus An-
laß des 400 j�hrigen Geburtstages des
Reutlinger Reformators Matth�us
Alber findet am n�chsten Sonntag,
den 8. d. M, in den hiesigen ev. Kir-
chen ein Ged�chtnis-Gottesdienst
statt. Zu demselben werden die Glie-
der der evang. Gemeinde freund-
lichst eingeladen. F�r die Mitglieder
der b�rgerlichen Kollegien, die evang. Staats- u. Gemeindebeamten47 und die
Lehrer s�mtlicher hiesiger Lehranstalten, – welche hiemit noch besonders ein-

Programm des Jubil�ums von 1895 aus
Anlass des 400. Geburtstags Matth�us
Albers. Neben Luther galt das Reforma-
tionsgedenken der Stadt schon immer
auch dem Reformator Reutlingens. Die
Feier von 1895 war stark von der 1893
begonnenen Restaurierung der Marien-
kirche beeintr�chtigt. Denn gerade f�r
Alber war die Marienkirche die „durch
die reformatorischen Erinnerungen ge-
weihteste St�tte der Stadt.“

42 Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 4. 12. 1895.
43 Amtsblatt f�r Reutlingen vom 7. 12. 1895, 2. Blatt.
44 Amtsblatt f�r Reutlingen vom 8. 12. 1895.
45 LKA Stuttgart, A 29 Nr. 3752/11: Schreiben des K(çniglichen) Ev(angelischen) Dekanat-

amts Reutlingen an das K. Ev. Konsistorium vom 18. 11. 1895 und die Antwort des Konsisto-
riums an das Dekanat vom 19. 11. 1895.

46 S. Anm. 43.
47 Zu den Staatsbeamten s. Anm. 38.
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geladen werden –, sind in der Leonhardskirche die Pl�tze im Chor freigehal-
ten.“ Ein Ged�chtnisgottesdienst ohne Festzug, der sich offensichtlich auf ein
protokollarisches Minimum beschr�nkte. Im Gegensatz hierzu war der
„Evangelische Familienabend“ am Folgetag eine „erhebende Gedenkfeier“. 48

Das gedruckte Festprogramm,49 Fehleisens Stadtchronik und die Lokalpresse
vermitteln einen lebendigen Eindruck dieser Feier: „Der Saal war festlich de-
korirt, zu beiden Seiten der B�hne waren [. . .] B�sten der beiden großen
Sçhne unserer Stadt aus der Zeit der Reformation, Jodokus Weiß und Mat-
th�us Alber, aufgestellt. Nach der Begr�ßung durch Dekan Herzog hielt
Stadtpfarrer Strçhle eine Festrede �ber das Leben und Wirken Albers mit
Parallelen zur Biografie Luthers. Pr�lat Viktor von Sandberger begl�ck-
w�nschte Reutlingen zum „Besitz der beiden großen B�rger der Reichsstadt
[. . .]. Das Ged�chtnis an solche M�nner wirkt noch nach Jahrhunderten wohl-
t�tig und segenbringend auf die jungen Geschlechter.“ Oberb�rgermeister
Julius von Benz verglich die „Reutlinger Reichsstadt aus jener Zeit, der Hand-
werker- und Weing�rtnerstadt und die Industriestadt von heute.“ Der Geist
jener großen M�nner von vor 400 Jahren lebe noch unter uns fort. „Die Refor-
mation habe zwei große Parteien geschaffen, die sich jetzt in unserem einigen
deutschen Reiche feindlich gegen�berstehen. Er hoffe aber, daß es gelingen
werde, einst alle christlichen Br�der unter eine Kirche zu vereinen.“ Schließ-
lich f�hrte Professor Julius Hartmann, der eine bis heute maßgebliche Alber-
vita verfasst hat, aus, „wie Jos Weiß und Matth�us Alber echte Sçhne Reut-
lingens seien. Beide waren durch den den Reutlingern eigenen Zug der
Bescheidenheit in hohem Maße ausgezeichnet und sind bis zu ihrem Ende
stets einfach und frei von Stolz geblieben. Sie haben, indem sie die rçmische
Herrschaft brechen halfen, mitgewirkt an der Gr�ndung unseres neuen deut-
schen Reiches, des Kaisertums deutscher Nation.“ Zwischen den einzelnen
Reden wurden musikalische Beitr�ge geboten, wie gemeinsames Choral-
singen, Auftritte des Kirchenchors, des Weing�rtner-Liederkranzes, des Sing-
chors des Ev. M�nnervereins und des Posaunenchors des Ev. J�nglings-
vereins.50

Auch dieses Reformationsgedenken wollte mehr, als nur an die eigene große
Vergangenheit erinnern. Fast alle Beitr�ge sprachen Folgen der Reformation
f�r die Gegenwart an. Oberb�rgermeister Benz spielte mit „den beiden feind-
lichen Parteien in unserm einigen deutschen Reiche“ auf den sog. Kultur-
kampf (1871–1887) im deutschen Kaiserreich an und bedauerte dadurch eine

48 Vgl. f�r das Folgende den Bericht der Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 10. 12. 1895.
49 LKA Stuttgart, Dekanatsarchiv Reutlingen Nr. 1073.
50 Vom Ev. J�nglingsverein liegt ein gedrucktes Programm einer eigenen Alberfeier f�r den

13. Dezember 1895 vor. Von dieser Veranstaltung findet sich jedoch in der Presse keine Spur.
Stattdessen tauchen einzelne Programmpunkte in der Feier vom 9. Dezember auf, was da-
rauf schließen l�sst, dass man beide Feiern zu einer Hauptfeier zusammengelegt hat. Nach-
weis wie Anm. 49.
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negative Folge der Reformation.51 Hier hatte sich offensichtlich ein Konflikt
zwischen dem noch jungen Reichspatriotismus und der �berkommenen kon-
fessionellen Identit�t entwickelt. Die Auseinandersetzungen Albers mit der
Papstkirche erschienen als ein Reutlinger Beitrag des Kampfes gegen rçmische
Fremdherrschaft und machten damit Alber im Einklang mit einer nationalen
Lutherrezeption52 kurzerhand zum Wegbereiter des „neuen deutschen Rei-
ches“ von 1870/71. Auf lokaler Ebene galt Alber als mutiger und konsequen-
ter Vork�mpfer f�r ein evangelisches Reutlingen. Dar�ber hinaus wurden er
und Jos Weiß als „echte Sçhne Reutlingens“ und als Vorbilder f�r sp�tere Ge-
nerationen stilisiert. Als „Kind[er] des Volkes“, einfach und bescheiden, aber
hartn�ckig im Verfolgen ihrer Ziele. So spannt Benz m�helos den Bogen von
der k�mpferischen „Handwerker- und Weing�rtnerstadt“ des 16. Jahrhun-
derts „zur Industriestadt von heute“. Denn „der Geist jener großen M�nner
[. . .] leb[t] noch unter uns fort.“ Insofern versteht sich auch diese Alberfeier
als ein Beitrag zur Identit�t Reutlingens. Selbst im engeren st�dtischen Kreis
war die Gegenwartsbedeutung der Reformation unbestritten.

Das Reutlinger Reformationsjubil�um von 1917

Da im Jahr 1917 die vierte große S�kularfeier der Reformation bevorstand,
begann die Vertretung der evangelischen Landeskirchen im Kaiserreich, der
„Deutsche Evangelische Kirchenausschuss (DEKA),53 bereits seit 1912 mit
den Vorbereitungen dieses traditionsreichen Jubil�ums. Geplant war „eine
protestantische Weltfeier 1917, zu der Protestanten aus USA, Kanada, Aust-
ralien und den europ�ischen Nationen in Deutschland zusammenkommen
sollten.“54 Das im Juni 1914 konkretisierte Projekt eines vçlkerverbindenden
Lutherjubil�ums scheiterte jedoch am Ausbruch des Ersten Weltkrieges und
fiel stattdessen in eine durch den Krieg angeheizte Atmosph�re des Vçlker-
hasses.

51 Zum Konflikt Bismarcks mit der katholischen Kirche und seinen innenpolitischen Folgen
siehe z. B. Wolfgang Schmierer: Art. Kulturkampf, in: Lexikon der deutschen Geschichte,
hrsg. von Gerhard Taddey, Stuttgart 31998, S. 715.

52 So weist Hartmut Lehmann darauf hin, dass man Luther vor allem seit seinem 400. Geburts-
tagsjubil�um 1883 „als den eigentlichen Gr�ndungsvater des Deutschen Kaiserreiches von
1870/71 feierte.“ Hartmut Lehmann: Lutherged�chtnis 1817 bis 2017, Gçttingen 2012, S. 10.

53 Nach der Vorg�ngerinstitution, der sog. Eisenacher Konferenz, wurde 1903 der „Deutsche
Evangelische Kirchenausschuss (DEKA)“ als st�ndiges Koordinierungsorgan der Landes-
kirchen des Kaiserreichs gegr�ndet, vgl. Lexikon der Kirchengeschichte, hrsg. Bruno Stei-
mer, Freiburg 2001, Sp. 435–436. Vgl. auch Anm. 56.

54 W. Fl�gel (wie Anm. 5), S. 34, und Gottfried Maron: Luther 1917, in: Zeitschrift f�r Kirchen-
geschichte 93 (1982), S. 177, 221, hier: S. 177.
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Noch unter dem landesherrlichen
Kirchenregiment stehend, hatte man
in Reutlingen zun�chst die Vorgaben
des Ev. Konsistoriums zu beach-
ten.55 Zus�tzlich wandte sich der er-
w�hnte DEKA direkt an die Ge-
meinden.56 Gut dokumentiert ist die
Reutlinger Reformationsfeier von
1917 in einer Brosch�re des Dekanats
Reutlingen,57 einem mit ihr weit-
gehend �bereinstimmenden Bericht
an das Konsistorium vom 15. Juli
191858 und in der lokalen Presse. Alle
Ebenen der kirchlichen Hierarchie
trieb die Frage um, ob bzw. wie man
angesichts des tobenden Weltkriegs
ein Reformationsjubil�um feiern
kçnne. Denn der Krieg war l�ngst
vom Bewegungs- zum menschenver-
schlingenden Stellungskrieg erstarrt.
Mit den t�glichen Gefallenenmel-
dungen, der Mangelwirtschaft und
den Warteschlangen vor Lebensmit-
telgesch�ften war der Krieg in der
Heimat angekommen. So stellte der
am 30. September 1917 auch in Reut-
lingen verlesene Brief des DEKA
fest: „Wir stehen im vierten Jahr des
furchtbarsten Weltkrieges, den die
Geschichte kennt, den [ein] uner-
hçrter �berfall in unser friedliches
Land hineingeworfen hat.“ Deshalb
habe man eine in Wittenberg und
Eisenach geplante „allgemeine deut-
sche Feier“ des Reformationsjubi-

Offizielle Brosch�re �ber „Die Vierjahr-
hundertfeier der Reformation zu Reut-
lingen“ im Jahr 1917. Die fast 50 Druck-
seiten umfassende Brosch�re wurde vom
K�nstler Fritz Hummel anschaulich il-
lustriert. Das Motto „Glaube und Mut
bleibe Reutlingens Zier“ ist einer Ge-
denkmedaille des Jahres 1817 entnom-
men und soll zeigen „wie man auch da-
mals mit der Jubelfeier der Reformation
die Erinnerung an die eigene reforma-
tionsgeschichtliche Vergangenheit ver-
bunden hat“.

55 Vgl. den Konsistorialerlass vom 17. 7. 1917, „betr. die Gottesdienste zur vierten Jahrhundert-
feier der Reformation und die Opfersammlungen“, in: Amtsblatt des w�rttembergischen
Evangelischen Konsistoriums und des Synodus 18 (1917) Nr. 14.

56 „Konsistorialerlaß, betr. Verlesung einer Ansprache des Deutschen Evangelischen Kirchen-
ausschusses“ vom 19. 9. 1917, ebd., Nr. 19.

57 1517–1917. Die Vierjahrhundertfeier der Reformation in Reutlingen im vierten Jahr des gro-
ßen Krieges. Reutlingen o. J, [1917], hrsg. von Dekan Gotthilf Herzog.

58 Die Vierjahrhundertfeier der Reformation in Reutlingen (wie Anm. 57).
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l�ums abgesagt.59 Es solle jedoch
„um so mehr [. . .] das Ged�chtnis der
Reformation in jeder Landeskirche,
in jeder Gemeinde, in jedem evan-
gelischen Haus gefeiert werden.“
Entsprechend ordnete der Konsisto-
rialerlass vom 17. Juli 1917 „mit Ge-
nehmigung Seiner Majest�t des Kç-
nigs“ folgende Organisation der Ju-
bil�umsfeier an: Am Mittwoch, den
31. Oktober 1917, soll abends ein
„liturgischer Gottesdienst“ und am
Sonntag, den 4. November, vormit-
tags der Hauptfestgottesdienst und
nachmittags oder abends ein Predigt-
gottesdienst stattfinden. Die Gottes-
dienste sollen eine „reichere litur-
gische Ausgestaltung“ erhalten und
„auf die Jubelfeier Bezug“ neh-
men.60

Der Reutlinger Kirchengemeinde-
rat und die Pfarrer konnten sich mit
dieser aus „R�cksicht auf die Zeitver-
h�ltnisse schlichte[n] und stille[n]
Feier“ nicht anfreunden. „F�r die alte Reformationsstadt Reutlingen [sei] eine
etwas reicher ausgestattete Feier trotz des Krieges geboten.“61 Zun�chst
machten zahlreiche Presseartikel und Vortr�ge die st�dtische �ffentlichkeit
mit der allgemeinen und lokalen Reformationsgeschichte bekannt.62 Vor
allem aber „sollte die Hauptfeier der Gemeinde einem weiteren Rahmen ein-
gef�gt werden. [. . .] Insbesondere an der durch die reformatorischen Erinne-
rungen geweihtesten St�tte der Stadt, in der Marienkirche, hatte die Feier eine

Medaille zur vierten S�kularfeier der Re-
formation im Jahr 1917 von Walter Otto
Klein. Das Bild mit der Umschrift des
evangelischen Bekenntnisliedes „Ein
feste Burg ist unser Gott“ weckt spontan
Assoziationen an ein betoniertes Fort
aus dem Ersten Weltkrieg und spiegelt so
die Zeitumst�nde dieses Reformations-
jubil�ums wider.

59 Vgl. den Konsistorialerlass vom 19. 9. 1917 (wie Anm. 56): „Nur die große Not der Zeit und
die in ihr liegenden zwingenden Gr�nde �ußerer Art haben ihn [den DEKA] bestimmen
kçnnen, auf eine solche Feier zu verzichten.“

60 Siehe Anm. 55.
61 Die Vierjahrhundertfeier der Reformation in Reutlingen (wie Anm. 57), S. 8.
62 Vgl. im Einzelnen: Ebd., S. 8 f. Genannt werden u. a. das Evangelische Gemeindeblatt f�r

Reutlingen 1917 und 1918 und die Evangelischen M�nnerabende. Vgl. auch: Die Vierjahr-
hundertfeier der Reformation in Reutlingen (wie Anm. 57), S. 4: „Gegen 5000 Schriften wur-
den an Lehrer und Sch�ler verteilt und trugen die Freude an Luther und das Verst�ndnis f�r
sein Werk in die H�user und Familien.“
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des Festes w�rdige reichere Gestalt bekommen.63 Schließlich ergab sich fol-
gende Festordnung:64

I R�stsonntage

Drei R�stsonntage am 14., 21. und 28. Oktober mit Predigten zu Luthers
Theologie und mit abendlichen Vortr�gen zu Luthers Biografie.

II Die Hauptfeier

Mittwoch, 31. Oktober: Jugendgottesdienst
� 10 Uhr: Kirchliche Jugendfeier in der Marien-, Leonhards- und Katharinen-

kirche
11 Uhr: Festzug vom Marktplatz zur „Rennwiese“ zur Pflanzung der Luther-

und Alberlinde
nachmittags 2 Uhr: Erçffnung einer Reformationsausstellung in der Marien-

kirche65

abends 8 Uhr: Liturgische Reformationsandacht in den genannten drei Kir-
chen66

Sonntag, 4. November: Festsonntag mit allgemeiner Reformationsfestfeier
8 Uhr: Gel�ute und Choralblasen vom Marienkirchenturm
9 Uhr: Vor dem Rathaus Aufstellung des Festzuges zur Marienkirche
� 10 Uhr: Festpredigt von Dekan Herzog in der Marienkirche mit gleichzeiti-

gen Festpredigten in der Leonhards-, Katharinen- und Nikolaikirche
11–12 Uhr: Orgelkonzert mit Luther- und Bachchor�len
Außerdem noch um 5 Uhr eine Abendpredigt �ber Luthers Schrift „Von der

Freiheit eines Christenmenschen“ und abends 8 Uhr ein Vortrag �ber „Lu-
ther und sein Haus“

63 So r�ckblickend Dekan Herzog in: Die Vierjahrhundertfeier der Reformation in Reutlingen
(wie Anm. 57), S. 9.

64 Ebd., S. 10 f. Vgl. auch die Annonce im Reutlinger General-Anzeiger vom 30. 11. 1917.
65 Ebd., S. 36–42. Gezeigt wurde u. a. eine große „Zahl von Schau- und Denkm�nzen von Re-

formationsjubil�en aus dem Besitz des verstorbenen Kaufmanns Eugen Eisenlohr, des besten
Kenners der hiesigen Kunst- und Altertumsdenkmale.“ Eisenlohr war von 1913 bis 1916 der
vierte Vorsitzende des „Vereins f�r Kunst und Altertum in Reutlingen“, dem Vorg�nger des
heutigen Reutlinger Geschichtsvereins. Vgl. auch Reutlinger General-Anzeiger vom 31. 10.
1917. Zu Eisenlohr vgl. Heinrich Betz u. a: Persçnlichkeiten aus einem Jahrhundert Vereins-
geschichte, in: RGB NF 29 (1990), S. 45–74, hier: S. 48 ff.

66 Das gedruckte Programm der Gottesdienste vom 31. 10. 1917 in: LKA Stuttgart, Dekanats-
archiv Reutlingen Nr. 1073.
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III Der Ausklang

Sonntag, 11. November: Vormittagspredigt und Abendvortrag �ber Bilder aus
der Reutlinger Reformation.

Nach der Feier: Verteilung der Ged�chtnisschriften.

Trotz dieses beeindruckenden Festprogramms stellte der Reutlinger General-
Anzeiger am 31. Oktober 2017 fest: „Die Reformation ist eine deutsche Tat.
[. . .] Und doch haben wir jetzt im vierten Kriegsjahr wenig Neigung, Feste fei-
ernd uns den stolzen Gef�hlen hinzugeben, die geschichtliche Erinnerungen
wohl in uns wecken d�rften.“ In der Tat lag eine gedr�ckte Feststimmung
�ber dem Jubil�um. Zun�chst bekunden die zahlreichen Gottesdienste und
sonstigen Beitr�ge einen großen religiçsen Ernst und ein erstaunliches histori-
sches Interesse f�r die Reformation. Aber schon die Terminfragen zeigen, wie
schwierig es war, die Feststimmung und den Kriegsalltag in Einklang zu brin-
gen. Denn „es war gewagt, einen Werktag zur Ged�chtnisfeier der Reforma-
tion zu w�hlen. Nicht bloß der Krieg an der Front draußen, sondern auch der
Hilfsdienst daheim rief in diesen entscheidungsvollen Tagen jeden Mann und
jede Frau, alt und jung, auf seinen Platz. Bei Tag und Nacht arbeiteten die
Fabriken f�r die Bed�rfnisse des Heeres an R�stung, Kleidung und vor allem
an Munition. Es war deshalb der 31. Oktober [ein Mittwoch, d. Verf.] der
eigentliche Ged�chtnistag, in erster Linie zum Jugendfeiertag bestimmt wor-
den.“67 Im R�ckblick sei dieser Tag jedoch am herrlichsten gewesen. Um
8 Uhr „l�uteten die Glocken der Marienkirche den festlichen Tag [ein]. „In
diesen Tagen freute sich die Gemeinde doppelt, daß, w�hrend [!] Leonhards-,
Katharinen- und Nikolaikirche ihre Glocken dem Dienst des Vaterlandes hat-
ten opfern m�ssen, das Gel�ute der Marienkirche um seines Alters [. . .] wil-
len“ verschont worden war. Man sah „die Tr�pplein der festlich gekleideten
Sch�ler [. . .] durch die Straßen ziehen“, [. . .] jede Schule f�r sich, nach der ihr
bestimmten Kirche.“68 Die Gottesdienste waren mit kurzer Liturgie, Anspra-
chen, Lutherchor�len und „Deklamationen �ber den großen Reformator“
jugendgem�ß gestaltet.

„Nach der kirchlichen Feier zogen die Sch�ler mit ihren Schulfahnen durch
die reichbeflaggten Straßen [. . .] dem Marktplatz zu, wo die Geistlichkeit der
Stadt im Ornat versammelt war und wo sich auch der Stadtvorstand mit den
b�rgerlichen Kollegien und den st�dtischen Beamten einfand.“69 „Es war ein
ergreifendes Bild, die mehr als 4000 Kinder auf der denkw�rdigen St�tte des

67 Die Vierjahrhundertfeier der Reformation in Reutlingen (wie Anm. 57), S. 14. Der Konsisto-
rialerlass hatte f�r den 31. Oktober ja nur einen Abendgottesdienst vorgesehen und f�r die
Jugend die �bliche Christenlehre.

68 Ebd., S. 15. Die Sch�lergottesdienste fanden in der Marien-, Leonhards- und Katharinenkir-
che statt.

69 Reutlinger General-Anzeiger vom 1. 11. 1917.
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Markteides, von den H�usern die flatternden Fahnen und Wimpel, wie nach
dem schçnsten Sieg. [. . .] Um 11 Uhr „erklingen die Glocken wieder, die Mu-
sik des �ber die Kriegszeit hier garnisonierten Reserve-Infanterie-Ersatz-
bataillons Nr. 122 unter Kapellmeister Lemke stimmt an: Ein feste Burg ist
unser Gott.“70 „Nach dem Gesang [. . .] setzte sich der Zug – die Bataillons-
musik an der Spitze – durch die festlich geschm�ckte Katharinenstraße, durch
das T�binger Tor und die Alteburgstraße nach der Rennwiese in Bewegung,
wo die Lutherlinde und die Alberlinde gepflanzt werden sollten.“ Der
Gemeinderat hatte „den schçnsten Platz daf�r zur Verf�gung gestellt.“71 Die

Lindenpflanzung zum Reformationsjubil�um am 31. Oktober 1917. Der Maler Fritz
Hummel h�lt eine erinnerungsreiche, von Stadtpfarrer Rommel und Oberb�rgermeis-
ter Hepp gestaltete Szene beim Festakt auf der Rennwiese im Volkspark fest. Vor der
versammelten st�dtischen Jugend werden zwei Linden zum Gedanken an Luther und
Alber gepflanzt.

70 Die Vierjahrhundertfeier der Reformation in Reutlingen (wie Anm. 57), S. 19 f.
71 Vgl. hierzu den Brief von Oberb�rgermeister Hepp an den Kirchengemeinderat vom

13. Oktober 1917. Der Gemeinderat hat auf die Anfrage von Dekan Herzog am 12. Oktober
1917 hin Beschl�sse zur Kooperation bei der Jubil�umsfeier gefasst. Neben der Pflanzung
der Luther- und Alberlinde auch eine Unterst�tzung der Reformationsausstellung in der
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ankommende Jugend versammelte sich vor der halbkreisfçrmigen Rabatte, an
deren Ende die beiden B�ume gepflanzt werden sollten. Nach einem Choral
„pflanzte der Parkg�rtner [. . .] die beiden Linden, stattliche junge St�mme, die
�konomierat Lukas aus der Baumschule des Pomologischen Instituts mit lie-
bevoller Sorgfalt ausgesucht hatte, indessen die Kapelle „Die Himmel r�hmen
des Ewigen Ehre“ [. . .] spielte.72 Die Ansprachen von Stadtpfarrer Rommel
und Oberb�rgermeister Hepp beendeten die Jugendfeier.

Drei Tage sp�ter, am Sonntag, den 4. November 1917, fand die vom Konsis-
torium angeordnete „Allgemeine Reformationsfestfeier“ mit je einem Vor-
mittags- und Nachmittagsgottesdienst in der Marien-, Leonhards- und Katha-
rinenkirche statt. Hinzu kamen ein Orgelkonzert und ein Vortrag �ber
„Luther und sein Haus“. Auch in diesen Gottesdiensten konnten und wollten
die Prediger den Weltkrieg nicht ausklammern, wie z. B. Dekan Herzog: „Je
ersch�tternder das Gericht sei, das in dieser schweren und herben Kriegszeit
�ber diese Welt und ihre hochgepriesene Kultur ergehe und je mehr das deut-
sche Volk in diesem Riesenkampf um sein Leben auf Gottes gn�digen Bei-
stand angewiesen sei, [. . .] desto mehr werde unser Blick [. . .] hingelenkt auf
den eigentlichen Quellpunkt der Reformation“, das „religiçse Grunderlebnis
Luthers“, das ihn zum „Held der Reformation“ gemacht habe, sodass er „den
ihm verordneten Kampf durchgek�mpft und siegreich bestanden habe“.73 Ein
etwas gequ�lter Versuch, Luthers theologisches Ringen f�r Durchhalteparo-
len im Krieg einzusetzen.

Schließlich kannte der zweite Jubil�umstag noch einen feierlichen Hçhe-
punkt: „Nach 9 Uhr sammelte sich auf und vor dem Rathaus der Festzug zur
Kirche: die staatlichen und st�dtischen Beamten, Major Hçlzgen und die Offi-
ziere des Ersatzbataillons vom Res.-Inf.-Regt. Nr. 122, die Mitglieder der
milit�rischen Vereine (Kriegerkameradschaft Kçnig Karl und Erster Milit�r-
verein) und die Vereinigung der Weing�rtner.“ Da viele junge Weing�rtner
eingezogen waren, hatte man im Juli auf das j�hrliche Weing�rtnerfest ver-
zichten m�ssen. Es erinnerte mit einem Kirchgang an den Widerstand der
Weing�rtner gegen das sog. Interim von 1548. „Umso weniger durfte die frei-
lich durch die Heereseinberufung [. . .] gelichtete Innung beim feierlichen
Kirchgang fehlen.“ So nahmen sie als einzige Handwerkervertretung an dem
Festzug teil. Im Gottesdienst „fehlten die M�nnerscharen wie bei fr�heren
Jubelfesten, aber daf�r f�llten sich die M�nnerpl�tze mit den feldgrauen
Mannschaften des Ersatzbataillons“.74

Marienkirche sowie einer gemeinsamen Einladung und Gestaltung des Festzugs vom Markt-
platz in die Marienkirche. Vgl. LKA Stuttgart (wie Anm. 49).

72 Die Vierjahrhundertfeier der Reformation in Reutlingen (wie Anm. 57), S. 19–21.
73 Ebd., S 31 f.
74 Ebd., S. 30 f.
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Gottesdienst und Festzug waren,
wie schon der Festakt auf der Renn-
wiese, sehr stark vom aktiven Milit�r
gepr�gt, eine nat�rliche Folge der
Kriegssituation. Wie sehr die religiç-
sen Feierlichkeiten von den Kriegs-
ereignissen �bertçnt wurden, zeigt
ein in die kirchliche Jubil�umsschrift
aufgenommenes „Extrablatt des Ge-
neral-Anzeigers“75 vom 1. Novem-
ber 1917, das eine Telegrafenbotschaft
des Kaisers �ber den Sieg der Mittel-
m�chte bei einer der nordostitalie-
nischen Isonzo-Schlachten76 verk�n-
dete. Der Reutlinger Kunstmaler
Fritz Hummel hatte es mit einer Gra-
fik ausgeschm�ckt, die eine in den
Wolken �ber die Alpen schwebenden
Engel zeigt, der eine Siegesposaune
bl�st und eine sich nach Norden nei-
gende Waage h�lt. Das Extrablatt
�berhçht den milit�rischen Sieg reli-
giçs, wie auch der folgende Presse-
kommentar: „Die Reformationsglo-
cken des 31. Oktober waren kaum
verhallt, da sollten sie wieder erklin-
gen, um den herrlichsten Sieg zu ver-
k�nden. [. . .] Als bald darauf die
Marienkirchenglocken von neuem
ertçnten, empfand es jedes Herz:
‚Der Herr hat Großes an uns getan.

Des sind wir frçhlich.�“ Die gleichen Sch�ler, die zwei Tage zuvor am Refor-
mationsfestzug teilnahmen, zogen mit „Fahnen und unter vaterl�ndischem
Gesang [. . .] zu einer Siegesfeier auf dem Marktplatz.“ Und „hçher schlugen
die Wogen der Begeisterung, als [. . .] eine Abteilung unserer Garnison mit
klingendem Spiel durch die Hauptstraßen der Stadt zog.“77 Reformations-

Extrablatt des General-Anzeigers vom
1. November 1917 zur Feier des Sieges
der Mittelm�chte bei den Isonzo-
Schlachten. Das von Maler Fritz Hum-
mel mit einem �ber den Alpen schwe-
benden Siegesengel verzierte Extrablatt
hat Dekan Herzog in die Jubil�umsbro-
sch�re eingef�gt und in einen religiçsen
Zusammenhang mit der Reformations-
feier gestellt.

75 Ebd., S. 27–29. Dekan Herzog war der Meinung, dass es „die Kaiserliche Botschaft [. . .]
wert ist [. . .], diesen Erinnerungsbl�ttern eingef�gt zu werden“.

76 Vgl. G�nter Cordes: Art. Isonzo-Schlachten, in: Lexikon der Deutschen Geschichte (wie
Anm. 51), S. 601.

77 Reutlinger General-Anzeiger vom 2. 11. 1917.
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gedenken und patriotische Siegesfeier hatten sich zu einem emotionsgelade-
nen Amalgam vermischt.

Der herrschende Zeitgeist spricht auch aus den Ansprachen, die nicht in
einem unmittelbaren liturgischen Zusammenhang standen, wie z. B. bei der
„Jugendfeier“ in der Marienkirche am 31. Oktober, wo der Festredner Prof.
Dr. Uebele an die Zeiten von 1517, 1617, 1717 und 1817 erinnerte und „in mar-
kigen S�tzen“ zeigte, „welche Anstrengungen das deutsche Volk machte, um
aus den Krallen seiner Vergewaltiger, besonders der Franzosen loszukommen.
[. . .] Zu den Helden, die den Befreiungskampf besonders gl�cklich und erfolg-
reich gef�hrt haben, gehçrt ein Gustav Adolf, ein Wallenstein, ein Prinz
Eugen, ein Friedrich der Große. Sie werden vom deutschen Volk und seiner
Jugend besonders geehrt und geliebt. Obenan aber steht doch Luther, den sein
Reformationswerk zum Volkshelden werden ließ.“78 Beim Festakt auf der
Rennwiese �ußerte sich Stadtpfarrer Rommel �hnlich: „Kein Wunder, daß
Luther [. . .] zum Liebling des deutschen Volkes wurde, wie es vor ihm nur
Karl der Große war und wie ihn Gott noch einmal in der schweren Gegenwart
in der Person Hindenburgs uns geschenkt hat.“ Statt eines Denkmals „aus
Stein und Erz“ habe die Evangelische Kirchengemeinde beschlossen, an der
„400 j�hrigen Wiederkehr des Tages, an dem Luther sein großes Befreiungs-
werk begann [. . .], zum Ged�chtnis der Reformation eine Luther- und Alber-
linde zu pflanzen.“ Zum Schluss der Feier sprach Oberb�rgermeister Hepp
und „�bernahm beide B�ume ins Eigentum der Stadt und erkl�rte sich bereit,
auch die Pflichten zu �bernehmen, die aus dem Geschenk der Verwaltung
erwachsen.“79

Die an dieser exponierten Stelle im neuen Volkspark gepflanzten Linden
fielen im Lauf der Jahrzehnte in Vergessenheit, wie auch das F�lldatum der
Alberlinde. Erst im Rahmen der Reformationsfeier von 2017 wurde der Vor-
gang wieder aufgearbeitet und am Reformationstag 2017 eine neue Alberlinde
gepflanzt.80

Das Reformationsjubil�um von 1917 war schließlich auch Anlass zu pathe-
tischer Lyrik in der Presse. Auch die mit Reutlingen eng verbundene Tochter

78 Reutlinger General-Anzeiger vom 1. 11. 1917.
79 Reutlinger General-Anzeiger vom 2. 11. 1917. Der 1914 begonnene Ausbau des Volksparks

erstreckte sich �ber viele Jahrzehnte. Am s�dlichen Eingang gegen�ber der Memminger
Straße liegt der hçchste, zentral gelegene Punkt einer symmetrisch geplanten Parkanlage, in
der erst in den 1980er Jahren anl�sslich der Landesgartenschau die sog. Wasserachse realisiert
wurde. Ein Lageplan von 1923 zeigt, dass die Gel�ndetrassierung f�r die Pflanzung der Lu-
ther- und Alberlinde mit der Parterremauer und den beiden von Emil Gminder gestifteten
Zentauren bereits im Jahr 1917 vorgenommen wurde. Vgl. hierzu: Andrea Anst�dt: Reutlin-
ger Brunnengeschichten, Reutlingen 2004, S. 53 f. Der erw�hnte Lageplan in StadtA Rt.,
Tiefbauamt Nr. 161.

80 Vgl. Reutlinger General-Anzeiger vom 2. 11. 2017. Am Fuß der Linde befindet sich eine ent-
sprechende Erinnerungsplakette.
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von Hermann Kurz, Isolde Kurz, konnte sich dem patriotischen Sog nicht
entziehen und verçffentlichte am 30. Oktober 1917 folgendes Gedicht: 81

„Martin Luther

Von Wittenberg erging ein Licht, / Das floß durch alle Lande. / Von Witten-
berg ein Weltgericht / Ob der Verderbnis Schande. / Das tat ein Mann, /
Den zwang nicht Acht und Bann, / Er brach des Geistes Bande.

Ihm hat vorm Teufel nicht gegraut, / Er schlug sein Werk in Scherben. / Ein
feste Burg hat er gebaut, / Die wird kein Sturm verderben. / Der Freiheit
Haus, / Wir bau’n es hoffend aus, / Drin wollen wir leben und sterben.

Noch ward kein einig Vaterland, / Er hat’s im Geist gegeben. / Er schlang der
Sprache einig Band, / Um alles deutsche Leben. / Das deutsche Wort / Es
bleib’ uns Heim und Hort, / Darin wir sind und weben.

Wir sind umdr�ut, wie Luther war, / Von T�cken und Gefahren. / Mçg seine
Kraft auf immerdar / So uns sich offenbaren. / Sie geb uns Mut / Mit letztem
Blut und Gut / Das Reich, das Reich zu wahren.“

Als Fazit der vierten S�kularfeier ergibt sich, dass Reutlingen 1917 trotz der
d�steren Stimmung und der materiellen Not des vierten Weltkriegsjahres ein
eindrucksvolles Reformationsfest gefeiert hat. Ein Brief des T�binger Milit�r-
pfarrers und Theologieprofessors Otto Scheel vom 6. April 1918 an Dekan
Herzog zeigt, dass dies auch ausw�rts wahrgenommen wurde: „Wir in T�bin-
gen kçnnen nicht auf eine so geschlossene und wohl �berdachte Feier zur�ck-
blicken wie Sie in R[eutlingen]. Die alte Reichsstadt mit ihrer ausgepr�gten In-
dividualit�t hat auch 1917 sich bew�hrt.“82 Diese Außensicht deckt sich mit
dem Bewusstsein der B�rger- und Kirchengemeinde, eine „alte Reformations-
stadt“ 83 zu sein, die ihre Identit�t gerade in schweren Zeiten aus der Glanz-
epoche der Reichsstadt bezieht. Die Reutlinger Reformationsfeier erleichterte
auch die Bew�ltigung von Gegenwartsproblemen. Wie bei fr�heren Jubil�en
hat das Zusammenwirken von b�rgerlicher und kirchlicher Gemeinde ein von

81 Vgl. „Schwabenspiegel“ vom 30. Oktober 1917 (StadtA Rt., Teilnachlass Isolde Kurz
Nr. 33). Bereits 1916 hatte Isolde Kurz unter dem martialischen Titel „Schwert aus der Schei-
de“ ein B�chlein mit Kriegs-, Heimat- und Vaterlandsgedichten verçffentlicht: Isolde Kurz:
Schwert aus der Scheide – Gedichte, Heilbronn 1916, S. 19 f. Vgl. auch Wilhelm Borth: Isolde
Kurz (1853–1944). Biographie und Werk einer Dichterin als Spiegel ihrer Zeitgeschichte, in:
RGB NF 33 (1994), S. 363–400, hier: S. 380–386.

82 LKA Stuttgart, Dekanatsarchiv Reutlingen Nr. 1073. Dekan Herzog hatte Prof. Scheel die
Reutlinger Gedenkschrift zugesandt. Dieser hatte am 9. 11. 1917 als „wohlgelungenen Ab-
schluß“ der Reformationsfeier im Kronprinzensaal einen Luthervortrag gehalten, „um sich
an der Person des großen Reformators emporzuranken und seinen gewaltigen Geist in sei-
nen Werken auf sich wirken zu lassen“. (Reutlinger General-Anzeiger vom 12. 11. 1917).

83 Der Begriff „die alte Reformationsstadt Reutlingen“ taucht in der Festbrosch�re des Deka-
nats auf: Vgl. Anm. 61.
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großer Emotionalit�t getragenes Ge-
meinschaftsgef�hl verst�rkt. 84 Tra-
ditionsgem�ß wurden Matth�us Al-
ber und Jos Weiß auch bei diesem
speziellen Lutherfest mitgefeiert.
Und schließlich bezog man auch
1917 besonders die Jugend besonders
stark in die Feierlichkeiten mit ein:
Die Beteiligung der Schulen, aufw�n-
dige Jugendfeiern in der Marienkir-
che, in der Stadt und auf der Renn-
wiese, Umz�ge mit Wimpeln, Schul-
fahnen und Musik, Verteilung von
Gedenkm�nzen etc. sollten die he-
ranwachsende Generation in die
st�dtische Tradition hineinwachsen
lassen. Dass in der Festçffentlichkeit
das aktive Milit�r mit seinen ty-
pischen Repr�sentationsformen so
stark in Erscheinung trat, hat einen
zeitgeschichtlichen Hintergrund: Im
Februar 1916 war Reutlingen mit
dem in der Hermann-Kurz-Schule
kasernierten Reserve-Infanterie-Re-
giment Nr. 122 Garnisonsstadt ge-
worden. Die Veteranen dieses 1915
aufgestellten Regiments feierten am
10. und 11. Oktober 1925 in Reutlin-
gen das zehnj�hrige Gr�ndungsfest
mit einer Gedenkveranstaltung f�r
die Gefallenen und weihten aus die-
sem Anlass im Volkspark unweit der
Luther- und Alberlinde einen Ge-
denkstein ein.85 Die Inschrift erin-
nert an das Regiment „Aufgestellt in Deutschlands Not / Juni 1915 / Im Fein-
desland die Heitmat sch�zend / starben 34 Offiziere 1335 Mann / furchtlos
und treu.“

Gedenkstein f�r das in Reutlingen seit
1916 stationierte Reserve-Infanterie-Re-
giment Nr. 122 im S�dosten des Volks-
parks. Er wurde am 11. Oktober 1925 im
Rahmen einer Regimentsgr�ndungs-
und Gefallenen-Gedenkfeier eingeweiht.
Das noch aktive Regiment hatte sich sehr
stark bei der Reformationsfeier von 1917
engagiert. Gefallenen- und Veteranen-
gedenkfeiern pr�gten die politische Kul-
tur der Weimarer Demokratie sehr stark.

84 Vgl. Anm. 71.
85 Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 12.10.1925.
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1524 – 1924 „Jubelfeier der Reutlinger Reformation“
Ein Gedenktag der eigenen Geschichte

Die Revolution von 1918 hatte mit der Abdankung Kçnig Wilhelms II. das
Ende der Monarchie herbeigef�hrt. W�rttemberg war als „demokratischer
Volksstaat“ ein Land der Weimarer Republik geworden. Damit fielen in der
Kirche die Funktion des Kçnigs als Notbischof und die Rolle des Evangeli-
schen Konsistoriums als obere Staatsbehçrde weg. Die Religionsgemeinschaf-
ten erhielten einen Selbstverwaltungsstatus und wurden Kçrperschaften des
çffentlichen Rechts. Mit den Kirchengesetzen von 1919 und 1924 vollzog
W�rttemberg als erstes deutsches Land eine Trennung von Kirche und Staat.
Leitungsorgane der evangelischen Kirche waren jetzt der Landeskirchentag
und der Kirchenpr�sident sowie der Oberkirchenrat als oberste Verwaltungs-
behçrde. Die Kirchenverfassung wurde 1924 durch eine Kirchenbezirks-
ordnung86 und Kirchengemeindeordnung erg�nzt.87 Der �bergang der
Evangelischen Landeskirche vom einflussreichen Staatskirchentum zur Kçr-
perschaft des çffentlichen Rechts hat auch bei der Reutlinger Pfarrerschaft
zwiesp�ltige Reaktionen hervorgerufen: einerseits 
ngste vor einer gesell-
schaftspolitischen Bedeutungslosigkeit vor allem gegen�ber der wirksamer
organisierten katholischen Kirche, andererseits die Hoffnung auf eine zeit-
gem�ße Erneuerung protestantischer Gl�ubigkeit auf Gemeindeebene.88 Als
Oberamtsstadt, als Sitz eines evangelischen Dekanats und einer Pr�latur war
Reutlingen ein weltliches und kirchliches Behçrdenzentrum in W�rttemberg
geblieben.89

Vor dem Hintergrund dieser verfassungs- und kirchenrechtlichen Umw�l-
zungen feierte Reutlingen nach nur sieben, allerdings ereignisreichen Jahren
bereits das n�chste Reformationsjubil�um mit dem Titel: „1524–1924: Jubel-
feier der Reutlinger Reformation“. Denn „l�ngst stand es fest, daß Reutlingen,
das bei der allgemeinen Reformationsjubelfeier im Jahr 1917 mit vollen Kl�n-
gen mitgetan hatte, das Ged�chtnis seiner eigenen Reformation noch beson-
ders zu feiern das Recht und die Pflicht hat.“90 Man feierte „ein seltenes Fest,

86 Mit den Kirchenbezirken sind die Dekanate und die ihnen �bergeordneten Pr�laturen ge-
meint.

87 Vgl. hierzu: Karl Weller; Arnold Weller: W�rttembergische Geschichte im s�dwestdeut-
schen Raum, Stuttgart und Aalen 81975, S. 292 f. Der erste w�rttembergische Kirchenpr�-
sident war Johannes von Merz (1924–1929). Sein Nachfolger Theophil Wurm (1929–1948)
f�hrte ab 1933 den Titel Landesbischof.

88 Siehe hierzu den Beitrag von Jonathan Mall im vorliegenden Band.
89 Da am 1. April 1924 alle Kreisregierungen in W�rttemberg aufgehoben wurden, war Reut-

lingen zum Zeitpunkt des Reformationsjubil�ums (13.–15. September 1924) nicht mehr Re-
gierungssitz des Schwarzwaldkreises. Siehe hierzu: Von der Kreisregierung zum Landrats-
amt. 100 Jahre Verwaltung in der Reutlinger Oststadt, hrsg. vom Landkreis Reutlingen, be-
arb. von Irmtraud Betz-Wischnath, Reutlingen [2005], S. 15 f. und S. 47.

90 Reutlinger General-Anzeiger vom 3. 9. 1924.
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kein Landesfest, sondern einen Reut-
linger Gedenktag.“91 Damit schloss
das Reformationsgedenken von 1924
eine immer wieder empfundene L�-
cke der çrtlichen Erinnerungskultur
und holte ein seit Langem empfunde-
nes Vers�umnis nach. Mit Ausnahme
der Feier von Albers 400. Geburtstag
im Jahr 189592 waren alle bisherigen
Jubil�en durch Daten der allgemei-
nen Reformationsgeschichte, d. h.
von außen vorgegeben und inhaltlich
gelenkt. Reutlingen hat dabei stets
versucht, auch den eigenen Beitrag
herauszustreichen. 1924 ging die Ini-
tiative ausschließlich von Reutlingen
aus. Man wollte „heute aufs neue die
Augen çffnen f�r die Tatsache, daß
so fr�h, so bewußt, so w�rdig keine
zweite s�ddeutsche Stadt die Refor-
mation durchf�hrte: nicht Hall trotz
seines Brenz, nicht Ulm mit seinem
zçgernden Voranschreiten, nicht
Heilbronn mit seiner �ngstlichen Po-
litik [. . .], sondern eben Reutlingen.
Das wurde auch �ber Schwabens
Grenzen hinaus damals beachtet und
verdient wieder bei der r�ckschauen-
den Erinnerung die Beachtung des
ganzen evangelischen Deutsch-
lands.“93 So kam der Festtitel „1524–
1924: Jubelfeier der Reutlinger
Reformation“ [Sperrung d. Verf.] zu-
stande.94

Um der „Gedenkfeier an die vor 400 Jahren geschehene Reformation unse-
rer Stadt“ eine grçßere Resonanz zu sichern, hat man als Mitveranstalter den

Programm der Reutlinger Reformations-
feier von 1924. Dieses Jubil�um galt pri-
m�r dem Gedenken des Markteides von
1524, d. h. einem Schl�sseldatum der
Reutlinger und nicht der allgemeinen
Reformationsgeschichte. Folgerichtig
war nicht die Marienkirche, sondern der
Marktplatz die zentrale Feierst�tte.

91 Schwarzw�lder Kreiszeitung von 13.9.1924.
92 Vgl. Anm. 42.
93 Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 6.9.1924.
94 Vgl. das gedruckte Festprogramm: LKA Stuttgart, Dekanatsarchiv Reutlingen Nr. 1073 und

die Annonce im Reutlinger General-Anzeiger vom 5.9.1924.
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„Evangelischen Bund“ gewonnen. Er wurde 1886 in Erfurt als Verband „zur
Wahrung der deutsch-protestantischen Interessen“ gegr�ndet.95 Nach dem
Ersten Weltkrieg war er in Landesverb�nde gegliedert und besaß auch in
Reutlingen einen von Stadtpfarrer Otto Stahl96 geleiteten Ortsausschuss. Er
lud gemeinsam mit dem Gesamtkirchengemeinderat zur „Jubelfeier“ ein. Zu-
dem legte man den Festtermin mit R�cksicht auf die Landesversammlung des
Ev. Bundes erst auf September fest, obwohl der Markteid bereits Mitte Mai
lag. Der Reutlinger General-Anzeiger meldete dazu: „Eine Reutlinger Refor-
mationsjubelfeier wird nun vor allem jenem Tag des Markteides gelten, dem
Hçhepunkt des ganzen denkw�rdigen Jahres. [. . .] Es ist f�r unsere Stadt und
Gemeinde eine besondere Ehre, an diesem Gedenktag der eigenen Geschichte
den Ev. Bund als getreuen Eckart der evangelischen Sache in der Gegenwart
als ihren Gast willkommen heißen zu d�rfen.“97 Im Gegensatz zu 1895 benç-
tigte man f�r die Feier keine Genehmigung der Landeskirche mehr. Stattdes-
sen lud der Dekan den Kirchenpr�sidenten Johannes von Merz und den Pr�la-
ten des Reutlinger Kirchensprengels, Jakob Schoell, als G�ste ein.98 Damit
standen die Organisation, der Termin und der Hauptanlass der Jubelfeier fest.
Das Programm erstreckte sich �ber drei Tage:

Samstag, den 13. September, hielten Dekan Wurm und zwei Stadtpfarrer zur
„Vorbereitung und Sammlung f�r den kommenden Tag“ in der Marienkirche
eine stimmungsvolle „liturgische R�stfeier“.

Sonntag, den 14. September, erçffnete ein Choralblasen vom Marienkirchturm
aus die „eigentliche Jubelfeier“ in der „Reformationsstadt Reutlingen“.99

Am Vormittag fanden Festgottesdienste in allen evangelischen Kirchen statt.
Die Marienkirche war Schauplatz des von Dekan Wurm gestalteten Haupt-

95 Vgl. z. B. Brockhaus Enzyklop�die, Wiesbaden 171968, Bd. 5, S. 803 f.
96 Otto Stahl (1876–1972) war zuvor Pfarrer in Jerusalem und in Izmir (Smyrna). Nach dem

Ersten Weltkrieg kam er nach Reutlingen als dritter Stadtpfarrer und war von 1928 bis 1946
Dekan in Gçppingen. Vgl. den Beitrag von Jonathan Mall in diesem Band sowie Jakob Eisler
(Hrsg.): Otto Stahl. Pfarrer in Nahost und Schwaben. Lebenserinnerungen (Kleine Schriften
des Vereins f�r w�rttembergische Kirchengeschichte, Nr. 11), Stuttgart 2012, hier:
S. 170–199.

97 Reutlinger General-Anzeiger vom 3. 9. 1924. Der „getreue Eckart“ ist eine Gestalt der deut-
schen Heldensagen, die aufopferungsvoll und treu f�r eine gute Sache k�mpft.

98 Es liegen zwei Schreiben des Kirchenpr�sidenten an den Reutlinger Dekan Theophil Wurm
vor. Am 8. 9. 1924 nahm er die Einladung Wurms an und am 17. 9. 1924 bedankte er sich „f�r
die schçne und so w�rdig verlaufene Feier“ (LKA Stuttgart, Dekanatsarchiv Reutlingen
Nr. 1073).

99 Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 15. 9. 1924.

434 Wilhelm Borth



festgottesdienstes. „Dort haben sich außer dem Kirchenpr�sidenten
Dr. Merz, Oberamtmann Kommerell, Oberb�rgermeister Hepp, zahlreiche
Vertreter des Gemeinderats und viele Festg�ste aus Stadt und Land eingefun-
den.“ Der Kirchenpr�sident sprach im Namen der Landeskirche ein Gruß-
wort, in dem er u. a. hervorhob, dass Reutlingen „als erstes staatliches Ge-
meinwesen im Schwabenlande den Anschluss an die Reformation gefunden
hat. [. . .] Es hat in den Standbildern von Jos Weiß und Matth�us Alber neben
denen von Luther und Melanchthon im Chor seiner Marienkirche das erste
schw�bische Reformationsdenkmal. [. . .] Darum begr�ße ich heute die evan-
gelische Gemeinde Reutlingen zu diesem ihrem Ehrentage im Namen der
Landeskirche [. . .], um mit ihr diesen denkw�rdigen Zeitraum wieder zu
durchleben, in dem das Evangelium in Schwaben zuerst lebendig wurde.“
Ausdr�cklich begr�ßte der Kirchenpr�sident „die Teilnehmer an der Haupt-
versammlung des Evangelischen Bundes und ihn selbst, der sich angeschlos-
sen hat, das Fest mitzufeiern, denn seine gottgewollte Aufgabe ist es, das
reformatorische Erbe zu bewahren, zu vertiefen und zu pflegen.“ Schließlich
wies der Kirchenpr�sident darauf hin, dass der Blick auf das turbulente
Jahr 1524 den Reutlinger B�rgern „Trost und St�rkung in schwierigen Zeiten

Jubil�um der Reutlinger Reformation von 1924. Nach dem Gottesdienst am
14. September ging der Festzug von der Marienkirche zur zentralen Feier auf dem
Marktplatz. Im Talar die beiden Ehreng�ste Kirchenpr�sident Johannes von Merz und
Pr�lat Jakob Schoell. Dahinter die Honoratioren der b�rgerlichen und kirchlichen
Gemeinde.
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und Tagen [. . .] wie sie insbesondere die letzten zehn Jahre in sich schlie-
ßen“, bringen kçnnte.100

Um 11 Uhr begaben sich die Ehreng�ste in einem Festzug von der Marien-
kirche auf den Marktplatz. „Es erschienen dazu [an der Spitze] der Pr�sident
unserer Landeskirche mit dem Pr�laten, die Vertreter der kirchlichen und
b�rgerlichen Gemeinde mit ihren Vorst�nden, die evang. Spitzen der Staats-
behçrden mit dem Vertreter der theologischen Fakult�t der Universit�t
T�bingen“101 sowie die Gesangvereine und die Stadtkapelle.

Von 11 bis 12 Uhr fand auf dem fahnengeschm�ckten Marktplatz der musi-
kalisch eingerahmte „eigentliche Festakt“102 mit Ansprachen von Oberb�r-
germeister Hepp und Stadtpfarrer Stahl statt. Hepp gab „eine Schilderung der
Reutlinger Reformation, in deren Mittelpunkt er als markanteste Bilder den
Reutlinger Markteid und das Erscheinen Albers vor dem Reichsgericht in Eß-
lingen103 stellte“. Im Blick auf die Anfangsjahre der Weimarer Republik ist
bemerkenswert, dass und wie das Stadtoberhaupt den Markteid als basis-
demokratischen Akt wertete: „Nicht nur die H�nde der Ratsmitglieder, son-
dern alle H�nde der versammelten B�rgerschaft erhoben sich zusammen und
leisteten den Schwur, daß sie an ihrer neuen reinen Lehre festhalten wollten.
Wahrlich eine erhebende, von großer Begeisterung durchgl�hte Tat der Z�nfte
und B�rgerschaft.“104 Zudem sprach er auf dem Hintergrund des konfliktrei-
chen Jahres 1524 „den Wunsch [aus], dass nach �berwindung von schweren
Sorgen und Nçten, die uns jetzt bedr�cken, auch f�r die Stadt Reutlingen wie-
der eine Zeit kommen mçge, wo sie zu neuer Bl�te gelangt.“ Stadtpfarrer Stahl
begann seine Rede an die „Mitb�rger und Glaubensgenossen“ rhetorisch ge-
schickt mit dem R�tlischwur aus Schillers „Wilhelm Tell“. Mit der Betonung
des Rechts der Unterdr�ckten auf Selbsthilfe und Widerstand zog er eine be-
wusste Parallele zu 1524: „Das ist die Rechtfertigung des Schwurs auf dem
R�tli, das ist die Rechtfertigung auch des Schwurs auf dem Reutlinger Markt-
platz.“ Auch er betonte: „Wir freuen uns heute [. . .] dessen, was auf diesem
[Markt]Platz geschehen ist, Großes dankt unsere Stadt Matth�us Alber, dem
Reutlinger B�rgerssohn, und Großes ihrem kernhaften B�rgermeister Jos
Weiß. Aber das Grçßte ist, daß Alber aussprechen durfte, was Tausenden auf
der Zunge lag, was Jos Weiß im Kreise der F�rsten und der [. . .] Reichsver-

100 Reutlinger General-Anzeiger vom 15. 9. 1924. Die angesprochenen Nçte beziehen sich auf
den Ersten Weltkrieg, die Wirren der Novemberrevolution von 1918 und ihre Folgen, sowie
Turbulenzen der jungen Weimarer Republik, wie z. B. die R�tebewegung, den Kapp-
Putsch, die Inflation von 1923.

101 Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 15. 9. 1924.
102 Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 4. 9. 1924.
103 1924 war man noch der irrt�mlichen Meinung, Albers Verhçr h�tte vor dem Reichskam-

mergericht im Dezember 1524 stattgefunden. Im Dezember ging zwar die Vorladung ein,
Alber wurde jedoch erst im Januar 1525, und zwar vor dem Reichsregiment, verhçrt.

104 Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 15. 9. 1924.
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sammlung mit ernster Sicherheit sa-
gen durfte: Hinter mir steht der hei-
lige Wille eines ganzen Volkes.“ Und
auf die Probleme der Gegenwart ein-
gehend, fuhr er fort: „Wieder stehen
wir zagend vor einem Tr�mmerhau-
fen. Was kçnnen wir tun? Anfangen
in steter Z�higkeit, in allt�glichem
Fleiß [. . .] arbeiten und nicht ver-
zweifeln. [. . .] Habt ihr den Mut, den
Glauben, von unten anzufangen?
Wir seufzen um die M�nner, um den
Mann, den die Zeit braucht. [. . .] Da-
rum d�rfen wir Reformationsfest fei-
ern mitten in der Not der Zeit. Und
wenn wir ihn [sc. Gott] haben, dann
ist er uns, [. . .] einem entwaffneten,
gebeugten Volk, was wir jetzt alle
miteinander [. . .] bekennen wollen:
ein feste Burg, ein gute Wehr und
Waffen.“105

Beim gemeinsamen Festessen im
‚Kronprinzen� kamen zur Mittags-
zeit Vertreter der kirchlichen und
b�rgerlichen Gemeinde „mit den ho-
hen G�sten“ zusammen. In Tisch-
reden wurde �ber das [neue, d. Verf.]
Verh�ltnis der Reutlinger Kirchen-
gemeinde zur Landeskirche und Kir-
chenregierung, „von Dekan Wurm
�ber das[jenige] der b�rgerlichen zur
kirchlichen Gemeinde, von Herrn
Kirchenpr�sident Dr. Merz von den
W�nschen der b�rgerlichen Ge-
meinde und ihrer Verwaltung f�r ein
ferneres Bl�hen und Gedeihen der

Der Reutlinger Markteid von 1524. Ge-
meinde und Magistrat verpflichten sich
in einem von den Zunftb�rgern erzwun-
genen çffentlichen Schwur, dass der Pre-
diger Matth�us Alber die lutherische
Lehre in Reutlingen verk�ndigen darf.
Der Ausbruch eines Feuers (vgl. das
brennende Haus im Hintergrund) war
der urspr�ngliche Anlass des Auflaufs
auf dem Marktplatz. Historisierende Il-
lustration von Georg Barlçsius
(1864–1908) f�r die 1904 erschienene
Reformationsgeschichte W�rttembergs
von Reinhold Schmid.

105 Reutlinger General-Anzeiger und Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 15. 9. 1924. Erg�nzung
aus der Schwarzw�lder Kreiszeitung desselben Datums: „Aber heute freuen wir uns [. . .]
dessen, was auf diesem Platze geschehen. Denn es zeugt laut vor aller Welt: was vor 400 Jah-
ren geschah, was ein kleines Gemeinwesen zum geachteten Gef�hrten machte der Großen
und M�chtigen, was es hineinriß in den Wirbel weltersch�tternden Geschehens, das war
[. . .] das unwiderstehliche Verlangen eines ganzen Volkes, eines ganzen Geschlechts.“
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Kirchengemeinde manch feines und treffliches Wort gesagt.“106 Nach dem
Ende des Staatskirchentums bot das Reutlinger Reformationsfest offensicht-
lich eine willkommene Plattform, um die im Rahmen der Weimarer Republik
entstandene Verfassung einer demokratisierten Landeskirche zu praktizieren
und zu reflektieren, ebenso wie einen neuen Stil des Zusammenwirkens von
kirchlicher und b�rgerlicher Gemeinde. Das Reutlinger Reformationsfest von
1924 hat erkennbar obrigkeitsstaatliche Rituale �berwunden.

Um 5 Uhr abends wurden in der Leonhardskirche bei einer musikalischen
Abendfeier Kantaten von Bach aufgef�hrt, „deren zweite besonders mit ihrer
kampffreudigen Stimmung so recht f�r das Reformationsjubil�um geeignet
war.“107

Am Abend schloss ein „Volks- und Gemeindeabend, zugleich [die] Festver-
sammlung des W�rttembergischen Hauptvereins des Ev. Bundes“108 in der
�berf�llten St�dtischen Festhalle ‚Siber und Speiser� den Feiertag ab. Der Saal
war „mit den B�sten von Matth�us Alber und Joß Weiß geschm�ckt. Man
sp�rte in diesem Massenandrang etwas [. . .] von dem Geist, der unsere V�ter
befeuerte, als sie vor 400 Jahren ihren Glauben und ihre �berzeugungen
mannhaft und standhaft gegen die Uebermacht des Papstes und Kaisers vertei-
digten.“ Der Vertreter des Ev. Bundes begr�ßte die Festversammlung „und
dankte den Reutlinger Freunden, daß sie dem Bund Gelegenheit gegeben ha-
ben, seine Jahresfeier in den Rahmen des Reutlinger Reformationsfestes ein-
zuf�gen. Die hohen G�ter, die vor 400 Jahren in heißem Ringen unserem
deutschen Volk erstritten worden sind, und die als protestantisches Erbe auf
unsere Zeit �bergingen, sind bedroht und gef�hrdet. Der Evangelische Bund
will sie sch�tzen, bewahren, vertiefen und pflegen und damit ist der innere
Zusammenhang angedeutet, der zwischen der Reutlinger Jubelfeier und der
Tagung des Evangelischen Bundes besteht.“ In der eher konfessionspolemi-
schen Ansprache erl�uterte er dessen Zielsetzungen und warb um neue Mit-
glieder. „Die Versammlung unterstrich die Ausf�hrungen des Redners mit
dem Lied ‚Deutschland �ber alles�. [. . .] Den Hauptvortrag des Abends hielt
Pr�lat Dr. Schçll [. . .] �ber ‚Die Reutlinger Reformation und die Gegenwart�“.
Seine Frage, was „Reutlingen daran gehabt [hat], daß seine B�rger den Markt-
eid schwuren und daß es seinen Namen unter das Augsburger Glaubens-
bekenntnis setzte“ und seine Antwort, dass die Stadt „eine neue Frçmmig-
keit“, eine „neue protestantische Sittlichkeit“ und eine „neue Einstellung zu
Staat, Wissenschaft, Kunst und Technik“ gewonnen habe, m�ndete in dem
Appell: „Mçge das Reutlingen der Gegenwart und Zukunft sich nicht besch�-
men lassen von der Vergangenheit.“109

106 Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 15. 9. 1924.
107 Ebd.
108 So im gedruckten Festprogramm: LKA Stuttgart, Dekanatsarchiv Reutlingen Nr. 1073.
109 Alle Zitate Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 15. 9. 1924.
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Am Montag, den 15. September 1924 hielt der das Reformationsjubil�um
mitfeiernde Evangelische Bund seine Abgeordnetenversammlung im March-
taler Hof.110

Schließlich wurde 1924 eine „Ausstellung von Erinnerungen an die Refor-
mationszeit“ gezeigt,111 die wie 1917 in der Seitenkapelle der Marienkirche
stattfand.

Zusammenfassend l�sst sich feststellen, dass die erw�hnten112 deprimie-
renden Erfahrungen von Kriegsniederlage und Novemberrevolution sowie
die Anfangswirren der Weimarer Republik die gesamte Reformationsfeier
von 1924 �berschattet haben. Insbesondere musste die Evangelische Landes-
kirche den Verlust des kçniglichen Notepiskopats und des damit verbundenen
staatlichen R�ckhalts verkraften. Monarchische Restsympathien, Autorit�ts-
einbußen sowie die Verunsicherung in einer demokratisch gewordenen Um-
welt standen im Widerstreit mit den Chancen einer Verj�ngung der Kirche in
einem neuen gesellschaftspolitischen Umfeld. Diese Ambivalenz pr�gte auch
das Klima der Festbeitr�ge. Zum ersten Mal stand die erfolgreiche lokale
Reformation mit ihren zentralen Ereignissen und Persçnlichkeiten ganz im
Mittelpunkt der Feierlichkeiten. Da der Markteid gefeiert wurde, war nicht
die Marienkirche, sondern der Marktplatz das Festzentrum. Hauptakteure
waren die Stadtb�rger, die einst vom Magistrat den Schwur auf den Prediger
Alber und seine lutherische Lehre erzwungen hatten. Dieser origin�r b�rger-
lich-politische Akt war das Entscheidende. Folgerichtig ging der feierliche
Festzug jetzt zum ersten Mal von der Kirche zum Marktplatz und nicht um-
gekehrt. Die Verantwortung f�r die Organisation des Jubil�ums lag aus-
schließlich bei lokalen Institutionen. Mit großem Nachdruck hob man die
Pionierrolle Reutlingens bei der Einf�hrung der Reformation in S�ddeutsch-
land hervor und ließ dies von Einheimischen und G�sten pathetisch feiern.
Die wiederholten Hinweise auf das revolution�re Potenzial der radikalen
Zunftb�rger zogen eine bewusste Parallele zwischen der Reformationsepoche
und den zeitgeschichtlichen Erfahrungen der Novemberrevolution. Un�ber-
sehbar sind auch im Jahr 1924 die Hinweise auf die bedr�ngenden Nçte und
Krisen der Gegenwart sowie die Tendenz, aus der lokalen Reformations-
geschichte Kr�fte zu ihrer �berwindung und eine Zukunftsperspektive zu
gewinnen. So stellt etwa Kirchenpr�sident von Merz Alber und Weiß als
„gottgesandte F�hrer“ aus der Not dar113 und Stadtpfarrer Stahl verweist

110 Schwarzw�lder Kreiszeitung vom 4. 9. 1924. Vgl. auch das gedruckte Programm (LKA
Stuttgart, Dekanatsarchiv Reutlingen Nr. 1073). Nach den Jahresberichten durch den Vor-
sitzenden Hermann Mosapp hielt Pfarrer Herrmann aus Holzmaden einen Vortrag �ber
den katholischen Winfriedbund.

111 Siehe das gedruckte Programm: LKA Stuttgart, Dekanatsarchiv Reutlingen Nr. 1073.
112 Vgl. Anm. 88 und 100.
113 Kirchenpr�sident von Merz im Gottesdienst der Marienkirche (Reutlinger General-Anzei-

ger vom 16. 9. 1924).
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unverkennbar auf die Dem�tigung durch den Versailler Vertrag und die Hoff-
nung auf das Erscheinen eines die Not wendenden großen Mannes, 
ußerun-
gen, die auch ein fatales Omen f�r die Geschichte des kommenden Jahrzehnt
darstellen. Dabei wird mit weitgespannten historischen Epochenvergleichen
argumentiert. So durchdrangen sich Gegenwarts�ngste und Zukunftshoff-
nungen mit der geschichtlichen Deutung des Markteides von 1524. Nicht zu-
letzt hat das Reformationsfest von 1924 das Prestige Reutlingens in W�rttem-
berg und weit dar�ber hinaus verbreitet.114 In schwierigen Zeiten hat sich die
Stadt mit ungebrochenem Pathos selbst gefeiert.

114 So schrieb etwa der befreundete Pfarrer Heinrich Pfisterer am 12. 9. 1924 an Dekan Wurm:
„Jeder Geschichtskundige weiß, was die vorbildliche Haltung Reutlingens f�r die schw�bi-
sche Reformationsgeschichte und weiter hinaus bedeutet.“ (LKA Stuttgart, Dekanatsarchiv
Reutlingen Nr. 1073).
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Johann Christoph Hermann. Auf den Spuren eines
vergessenen Malers der Barockzeit aus Reutlingen

Reinhard Hirth

Die Handlungsorte

Der folgende Aufsatz wendet sich dem nachweisbaren und hypothetischen
Wirken des Reutlinger Malers Johann Christoph Hermann an f�nf Orten zu.
Drei befinden sich im Landkreis Ludwigsburg, vor allem Bissingen an der
Enz sowie Asperg und Benningen, zwei im Kreis Reutlingen, der Reutlinger
Ortsteil Sondelfingen und die Kreisgemeinde St. Johann-W�rtingen. Aus-
gangsort ist Bissingen mit seiner Kilianskirche.

Historisch gehçrte Bissingen nicht zu Bietigheim, sondern erst den Herren
von Sachsenheim und sp�ter zum Amt Markgrçningen.

Die dortige Kilianskirche ist eine sp�tgotische Kirche mit einem einzigen
Schiff und einem Chor; im Westen steht ein massiger Turm. Sie befindet sich
am Westrand des alten Dorfetters und ist heutzutage rundum von neueren
H�usern umgeben.

Nach 1404 wurde die Kirche von der Herrschaft Sachsenheim ans Heilig-
Geist-Spital in Markgrçningen verkauft, in das die Kirche 1422 inkorporiert
wurde. Infolgedessen war das Spital auch f�r den baulichen Unterhalt der
Kirche zust�ndig; 1517 bis 1520 ließ der Spitalmeister Johannes Betz die
Kilianskirche in sp�tgotischem Stil erneuern, wovon die Jahreszahl 1520 im
Chorbogen zeugt.1 Eine weitere Jahreszahl 1670, ebenfalls im Chorbogen,
vermeldet die Renovierung nach dem 30-j�hrigen Krieg.

Der heutige Raumeindruck wird von der nachreformatorischen Ausmalung
des Kirchenraums bestimmt, die inschriftlich auf 1677 und 1691 datiert ist. In
dieser ganzen Zeit amtete Pfarrer Jacob Seboldt in Bissingen. Er stammte aus
Kirchheim unter Teck, verbrachte seine Jugend in Esslingen und zog nach
seinem T�binger Studium und ersten Pfarrstellen 1658 hier in Bissingen als
seiner dritten Pfarrstelle auf; dort blieb er bis zu seinem Tod im Jahre 1691.2 In

1 Hermann Roemer: Bissinger Heimatbuch, bearb. von Rektor Hehl, Bietigheim 1955,
S. 17–19.

2 Zu Seboldt vgl. den Eintrag in der W�rttembergischen Kirchengeschichte online unter der
URL https://www.wkgo.de/personen/suchedetail?sw=gnd:GNDPFB7725#phw, Ordnungs-
nummer 7746 (12. 4. 2018).
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Abb. 1: Die Kilianskirche von Bissingen/Enz von Norden.

Abb. 2: Inneres der Kilianskirche, Blick von der Westempore nach S�d-
osten.
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T�bingen ist er als
„Jacobus Seyboldt
Esslingensis“ im-
matrikuliert3, da er
seine Jugendjahre
in Esslingen ver-
bracht hatte.

Seine Herkunft
aus Kirchheim un-
ter Teck kçnnte f�r
die Entstehung der
Bissinger Gem�lde
von Bedeutung ge-
wesen sein, hatte er
dort doch in seiner
Kindheit die pr�ch-
tig ausgemalte Mar-
tinskirche kennen-
gelernt4 und den
Wert der Bilder f�r
die Predigt erfahren.

Die Bilder der Bissinger Kilianskirche wurden nach Aussage der Oberamts-
beschreibung Ludwigsburg5 1808 zuget�ncht und 1961/62 wieder freigelegt.
Die Innenbemalung besteht aus 23 Bildern aus dem Jahre 1677 und zwçlf Bil-
dern von 1691. Die Bilder von 1677 zeigen im Schiff die Heilsgeschichte von
Mariae Verk�ndigung bis zum J�ngsten Gericht und im Chor die beiden
evangelischen Sakramente Taufe und Abendmahl sowie den S�ndenfall von
Adam und Eva als des ersten Ehepaares. Die Thematik der Bilder von 1691 ist
nicht so leicht auf einen Nenner zu bringen, es sind aber ebenfalls biblische
Bilder.

Die Struktur der Bilder schaut außer beim Jonasbild von 1691 so aus wie bei
der Darstellung der Jakobsleiter (Abb. 3), das von Johann Christoph Her-
mann gestiftet wurde: In der Mitte befindet sich das große Bild, dar�ber steht
der Bibelvers, den das Bild illustriert, und darunter befindet sich eine Stifter-

Abb. 3: Das Bild der Jakobsleiter auf der Nordwand der
Kilianskirche von Bissingen mit der Inschrift des Johann
Christoph Hermann.

3 Heinrich Hermelink (Hrsg.): Die Matrikeln der Universit�t T�bingen, Bd. 2, Stuttgart 1953,
S. 227.

4 Nach Werner Fleischhauer: Renaissance im Herzogtum W�rttemberg, Stuttgart 1971, S. 369
wurde die Kirchheimer Martinskirche 1607/08 bemalt; s. a. Rolf Gçtz: Geschichte Kirch-
heims von der ersten urkundlichen Nennung im Jahre 960 bis zur Mitte des 16. Jahrhunderts,
in: Kirchheim unter Teck. Marktort, Amtsstadt, Mittelzentrum, hrsg. von Rainer Kilian,
Kirchheim unter Teck 2006, S. 169–172.

5 Beschreibung des Oberamts Ludwigsburg, hrsg. von dem Kçniglichen Statistisch-Topogra-
phischen Bureau, Stuttgart 1859, ND 1972, S. 201.
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inschrift. Leider sind diese Inschriften unterschiedlich gut erhalten, manche
fehlen auch ganz; auch die hier gezeigte Inschrift ist stellenweise schadhaft.

Die Besch�ftigung mit der Malerfrage hat sich fast beil�ufig aus der voraus-
gegangenen Erforschung der Stifter der Wandmalereien heraus entwickelt.

Der „Stifter“ Johann Christoph Hermann als Maler der Bilder

Die Stifter von 1677 stammten mit drei Ausnahmen alle aus Bissingen:

. Der Markgrçninger Spitalmeister Jacob Hemminger.
Da die Kilianskirche, wie oben schon erw�hnt, dem Markgrçninger Heilig-
Geist-Spital seit 1422 inkorporiert war, ist eine Stiftung sozusagen des Vor-
gesetzten der Kilianskirche verst�ndlich. Die weitere Geschichte zeigt, dass
das Markgrçninger Spital an der Bemalung starkes Interesse hatte, denn
auch 1691 stiftete der dann amtierende Spitalmeister Christian Hamm eben-
falls ein Bild.

. Der Gerlinger Arzt Dr. Johann Michael Vogel.
Dieser erscheint auf dem Bild der Opferung des Isaak in Kombination mit
Wendel Schell, beide jeweils mit ihren Ehefrauen. Bei der Auswertung des
ersten erhaltenen Bissinger Kirchenbuchs6 kamen die Hochzeitsdaten des
jungen Wendel Schell ans Licht und es wurde klar, dass Dr. Vogel dessen
Schwiegervater war. Schwiegervater und Schwiegersohn stifteten also
gemeinsam mit ihren Frauen ein Bild.

. Der dritte Ortsfremde ist der Reutlinger B�rger Johann Christoph Her-
mann (Abb. 3).

Die Stifterinschrift Johann Christoph Hermanns gab durch die L�cke nach
dem „B�rger und“ R�tsel auf. Da das dar�ber befindliche Bild vom Ehepaar
Seboldt gestiftet wurde, war zun�chst eine Verwandtschaft mit der Pfarrers-
frau Anna Margaretha, geborener Kommerell, zu vermuten, allerdings ohne
Erfolg. Aufgrund einer Archivnachricht aus Reutlingen, die zeigte, dass der
Name „Hermann“ bei einem Reutlinger Maler vorkam, entstand dann die
z�ndende Idee, dass es sich bei Johann Christoph um den Maler der Bissinger
Wandbilder handeln kçnnte.

6 Pfarramt Bissingen/Enz, Mischbuch Bissingen 1649.
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Vorstellung des Johann Christoph Hermann

Weitere Forschungen im Stadtarchiv Reutlingen und in den Kirchenb�chern
erbrachten die folgenden Erkenntnisse zum Leben Johann Christoph Her-
manns:7

. Geburt am 13. M�rz 1643,

. Hochzeit am 9. Mai 1666,

. Geburt der Tochter Maria Catharina am 17. Februar 1667, bei ihrem Tod am
30. April 1671 erscheint Johann Christoph zum ersten Mal als „Mahler“.

. Geburt des Sohnes Johann Bernhard am 7. Februar 1669,

. Geburt des Sohnes Johann Christoph am 1. Juni 1671,

. „ein �rgerlicher wider Zucht und Ehrbarkeit laufender Exzess“, mit
20 Reichstalern am 12. November 1672 geahndet,8

. Geburt der Tochter Maria Margaretha am 26. Juli 1673, gestorben am
3. Oktober 1673 (?),

. Geburt des Sohnes Johann Jacob am 13. Oktober 1676, beim Vater wieder
Angabe „Mahler“.

. Geburt der Tochter Maria Margaretha am 19. April 1679, gestorben am
3. Juli 1703, der Vater erscheint wie dann 1703 wieder als „Mahler“.

. Geburt der Tochter Magdalena am 27. April 1682, gestorben am 12. Juni
1703.

. Tod am 13. August 1712, hier der Eintrag „Burger und Mahler“.

Das sind zwar einige Fakten, aber leider sind es bis auf einen Rechnungsbeleg
aus W�rtingen bereits schon alle bisher bekannten Angaben �ber Johann
Christoph Hermann. �ber seine T�tigkeit als Maler ist bisher praktisch nichts
bekannt, was auch an der unsicheren Lage von 1693 liegen kann, einem Jahr,
in dem die Franzosen weite Teile des Herzogtums W�rttemberg verheert hat-
ten.

Da er in seinen Kirchenbucheintr�gen seit 1671 als „Mahler“ oder als „B�r-
ger und Mahler“ erscheint, kçnnte diese Wortkombination auch auf seiner
Stifterinschrift in der Bissinger Kirche erschienen sein. Er w�rde dann sein
Bild nicht von jemandem bezahlt erhalten, sondern es – wohl aus Dankbarkeit
– seinem Fçrderer Pfarrer Jacob Seboldt „�berlassen“ haben. Er stiftet n�m-
lich als einziger sein Bild nicht, sondern „�berl�sst“ es; damit f�llt er aus der
Reihe der Stifter heraus.

7 S�mtliche Lebensdaten wurden aus den entsprechenden Kirchenb�chern erhoben, und zwar
mithilfe von „Archion“: Evangelische Kirchenb�cher Online: https://www.archion.de (7. 11.
2018). Die Angaben zu Johann Christoph Hermann aus dem Reutlinger Ehebuch 1630, den
Taufregistern 1632, 1654 und 1678 und den Totenregistern 1667 und 1696.

8 StadtA Rt., Ratsprotokolle 1666–1674, Bl. 243 r.
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Nach der Vermutung, dass der
Reutlinger B�rger der Bissinger Ma-
ler gewesen sein kçnnte, r�ckt nun
sein famili�rer Hintergrund in den
Blick.

Der Name „Hermann“ ist in der
Kunstgeschichte nicht ganz unbe-
kannt. So wissen wir einiges �ber den
Großvater des Johann Christoph,
seinen Vater und auch ein wenig �ber
seinen Onkel – nur �ber Johann
Christoph schweigt die Fachwelt bis
heute.

Der Großvater Hans Hermann
verbrachte den Großteil seines Le-
bens in N�rtingen. Ein erster Beleg
seiner T�tigkeit liegt mit den N�rtin-
ger Spitalrechnungen vor.9 Demnach
fasst Hermann 1590 als „Maler von
Herrenberg“ eine Uhrtafel in N�r-
tingen und hilft beim Abnehmen der
alten Uhrtafel samt Zeiger sowie
beim Anbringen der neuen. In die-
sem Jahr 1590 heiratete er am
3. November in N�rtingen Dorothea
Gerber, die Tochter des Conrad Ger-

ber von N�rtingen. Am 5. Oktober 1591 wird ihm dort sein erster Sohn Jo-
hann Bernhard geboren, der sp�ter als Maler wichtig wird, und am 2. April
1594 Sohn Georg, der als Gehilfe von Vater und Bruder erscheint und wohl
eher Anstreicher als Kunstmaler war.10

An dieser Stelle soll erw�hnt werden, dass dem Hans Hermann 1604 in
Mçglingen, ebenfalls heute im Kreis Ludwigsburg, eine Tochter geboren
wird,11 wo er und seine Frau sich also wohl l�ngere Zeit aufgehalten haben.
Unklar ist, ob es sich bei dem K�nstler, der die Gewçlbetonne des Mçglinger
Langhauses mit „hervorragenden Bildtafeln der Renaissancezeit, die das
Leben Jesu darstellen“,12 um Hermann handelte. Hier sollte noch geforscht
werden. Von 1622 bis 1624 ist Hans Hermann zusammen mit seinem Sohn

Abb. 4: Die Stifterinschrift des Gerlin-
ger Arztes Johann Michael Vogel in
Kombination mit der seines Schwieger-
sohnes Wendel Schell in der Kilianskir-
che zu Bissingen.

9 StadtA N�rtingen, Spitalrechnung 1590/1591, unpaginiert.
10 Hochzeits- und Geburtsdaten wieder aus den Kirchenb�chern N�rtingen (Eheregister 1567,

Taufregister 1558 und 1598).
11 Mischbuch Mçglingen 1558.
12 Ulrich Gr�f: Kunst- und Kulturdenkmale im Kreis Ludwigsburg, Stuttgart 1986, S. 217.
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Hans Bernhard mit der Fassung eines Kruzifixes in der N�rtinger Stadtkirche
besch�ftigt.13 Interessanterweise sind auch Arbeiten von David Seboldt, des
Großvaters des Bissinger Pfarrers, an diesem Kruzifix belegt.14

1624 bezahlte Hans Hermann eine lange gelaufene Hypothek in N�rtingen
zur�ck15 und heiratete im selben Jahr in L�tzelstein im Elsass, heute La-
Petite-Pierre, eine Pfarrerswitwe aus Tiefenbach16 und wurde ebenda Hof-
maler.17 Nachdem der Vater 1624 abgewandert war, �bernahm der Sohn Hans
Bernhard die Funktion des Vaters in N�rtingen.18 Nach Ausweis der N�rtin-
ger Spitalrechnungen wurde er dort vom Bruder Georg unterst�tzt. Die Spur
des Hans Hermann verliert sich in L�tzelstein.

Johann Bernhard, der sp�tere Vater „unseres“ Johann Christoph, wird nach
1624 in N�rtingen nicht mehr erw�hnt; er hat wohl ein neues T�tigkeitsfeld
gefunden. Er hatte schon 1619 in Bçblingen geheiratet und im selben Jahr kam
dort sein erster Sohn Johann Christoph (I.) zur Welt19. Bis 1634 werden ihm
in Bçblingen zehn Kinder geboren; da das Bçblinger Sterberegister erst 1642
einsetzt, l�sst sich �ber die Lebenszeit dieser Kinder nichts sagen. In der Kata-
strophenzeit 1634 auf 1635, im Jahr der Niederlage der Evangelischen bei
Nçrdlingen und dem darauffolgenden Pestjahr, scheint Johann Bernhard
seine Bçblinger Frau und seine Kinder verloren zu haben, denn er erscheint
dann erst wieder 1643 mit einer anderen Frau in den Kirchenb�chern von
Reutlingen20, und zwar beim Eintrag der Geburt des zweiten Johann Chris-
toph „unseres“ sp�teren Malers. In Reutlingen hat Johann Bernhard wieder
insgesamt f�nf Kinder, hier wird ihm 1656 das B�rgerrecht verliehen21 und
hier stirbt er auch 1661.22 Unter seinen Arbeiten in Reutlingen ist das mit
„Herman Pictor“ signierte Frontispiz der „Pax Publica“ des B�rgermeisters
Matth�us Beger hervorzuheben.23

13 StadtA N�rtingen Spitalrechnungen 1622/1623, fol. 164, und 1624/1625, unpaginiert,
s. Anm. 9.

14 StadtA N�rtingen Spitalrechnungen 1624/1625, unpaginiert; s. Anm. 9.
15 Wie Anm. 14.
16 Eheregister N�rtingen 1567 Bd. 15.
17 W. Fleischhauer (wie Anm. 4), S. 386. Fleischhauers Angabe ist allerdings schwer verst�nd-

lich, wenn er zum Sohn Georg Hermann formuliert: „Hermann, Georg, viell. Sohn des
Hans, Pfalzgr�flicher Hofmaler zu L�tzelstein in N�rtingen 1628.“

18 StadtA N�rtingen Spitalrechnungen 1624/1625, unpaginiert; s. Anm. 9 und 14.
19 Mischbuch Bçblingen 1558 und 1632.
20 Taufregister Reutlingen 1632.
21 StadtA Rt., A 2 Reichsst�dtische Urkunden und Akten Nr. 8170.
22 Totenregister Reutlingen 1632.
23 Gerald Kronberger: Die Pax publica des Matth�us Beger – eine Kriegskasse zieht Bilanz, in:

RGB NF 33 (1994), S. 78–81. Eine Abbildung ebd. S. 82.
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Die Verbindung von Reutlingen mit Bissingen/Enz

Wir halten fest: Der 1643 geborene Johann Christoph Hermann ist als Maler
in Reutlingen belegt und er stammt in mindestens zwei Generationen von
Malern ab. Wie kam aber der Reutlinger Maler ins Dorf Bissingen an der Enz?

Bei der Beantwortung hilft die schon erw�hnte Stifterinschrift des Pfarrer-
ehepaars Seboldt, dessen Bild sich genau �ber dem Hermanns befindet. Die
Inschrift nennt den Geburtsnamen der „geliebten Hausfrau“ Seboldts, ge-
borene Kommerell, also ein Mitglied einer wichtigen w�rttembergischen
Familie.

Ihr Vater Anastasius war von 1609 bis 1626 Vogt in Beilstein24 und soll im
September 1626 in T�bingen an der Pest gestorben sein.25 Er hat von seiner
Ehefrau Maria zwischen 1611 und 1623 acht Kinder bekommen; Magdalena
ist das vierte, Christiana das f�nfte und Anna Margaretha das achte und letzte
Kind in Beilstein26. Wo die Witwe Maria Kommerell die Jahre zwischen 1626
und ihrem Tod 163827 mit ihren mçglicherweise sieben Kindern verbracht
hat, ist unbekannt; 1626 war Agatha, das mçglicherweise �lteste Kind, 15, das
j�ngste, Anna Margaretha, die sp�tere Pfarrersfrau Seboldt, gerade drei Jahre
alt.

Die Tochter Magdalena heiratete 1652 auffallend sp�t, mit fast 36 Jahren,
Johann Friedrich Spiegler, einen Sohn des Kunstmalers Jacob.28 �ber eventu-
elle Beziehungen zwischen Spiegler und der Malerfamilie Hermann ist nichts
bekannt. Aber zwischen Anna Margaretha, also der Pfarrersfrau Seboldt, und
ihrer Nichte Maria Barbara Spiegler bestehen Verbindungen, denn die Nichte
hielt sich als etwa 40-j�hrige Ledige im Pfarrhaushalt in Bissingen mindestens

Abb. 5: Die besch�digte Stifterinschrift des Pfarrerehepaares Seboldt in der Kilians-
kirche zu Bissingen.

24 Vogtliste Beilstein im Mischbuch Beilstein 1579.
25 Otto Kommerell: Familienchronik Kommerell. Stammtafel mit 79 Bildern und 15 Tafeln

aufgestellt in der Zeit von 1915 bis 1942, Frankfurt 1946, S. 42.
26 Mischbuch Beilstein 1579.
27 Totenregister Stuttgart 1627.
28 Eheregister Stuttgart 1631.
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von 1691 bis 1693 auf. Diese Angabe beruht auf dem Kommunikanten-Regis-
ter von Bissingen, das aber erst 1691 von Pfarrer Seboldts Nachfolger wieder
gef�hrt wurde.29

Ergiebiger sind die Nachforschungen bei der n�chsten Kommerell-Tochter,
Christiana, die sich nach Reutlingen verheiratete. Durch ihre Verehelichung
mit Johann Christoph Baur30 1642 gehçrte sie sofort zu den Honoratioren
der Stadt; auch ihr zweiter Mann, Wendel Kurrer, gehçrte als Syndicus, also
als Rechtsanwalt der Stadt Reutlingen, zu den f�hrenden M�nnern der Stadt.
Ihn heiratete sie 1658, er starb jedoch bereits im Dezember 1659.31 Christiana
heiratete 1660 ihren dritten Mann, den Weißgerber Daniel Knapp, f�r den sie
ebenfalls die dritte Frau war.32 Sie starb am 26. November 1668, Daniel Knapp
am 4. Februar 1671.33

Eine mçgliche Beziehung zwischen Christiana Kommerell und der Maler-
familie Herrmann kçnnte sich anhand der Patenschaften belegen lassen.
Sofort nach ihrer Hochzeit wurde sie als „Daniel Knappen Hausfrau“ Gevat-
terin, also Taufzeugin.34 In den acht Jahren ihrer Ehe mit Daniel Knapp ist sie
41 Mal Taufpatin, er 24 Mal.35 Sie fungierten aber nie gemeinsam, im Unter-
schied zu Bissingen, wo Ehepaare in der Regel zusammen als Gevatter auf-
treten. Auch die Familien der T�uflinge sind in Reutlingen sauber zwischen
den Ehepartnern getrennt.

Da das erste Kind Johann Christoph Hermanns erst im Februar 1667 zur
Welt kam,36 d�rfte es f�r eine Patenschaft Christiana oder Daniel Knapps im
Hause Hermann allerdings bereits zu sp�t gewesen sein. Andererseits kann
man aufgrund der Verflechtung der Knapps mit den Reutlinger Honoratioren
aber vermuten, dass Christiana �ber die Vorg�nge in Reutlingen genau
Bescheid gewusst hat und ihre Schwester und damit auch den Schwager in Bis-
singen genau dar�ber informieren konnte, was „in der Kunstszene“ in Reut-
lingen vor sich ging. Denkbar, dass ihr der junge Johann Christoph schon als
talentierter Maler in der Werkstatt seines Vaters aufgefallen war. Pfarrer
Seboldt muss ja von den Talenten des Johann Christoph Hermann �berzeugt
gewesen sein, als er ihn in der Mitte der 1670er-Jahre f�r die Ausmalung seiner
Kirche anheuerte.

F�r die sp�ter behandelte Malerfrage der Stephanuskirche von Sondelfingen
ist folgender Umstand wichtig: Daniel Knapp wurde nicht nur in Reutlingen,
sondern auch in Sondelfingen Pate, und zwar vier Mal beim Pfarrersohn Israel

29 Pfarramt Bissingen/Enz, Mischbuch Bissingen 1649–1717,
30 Reutlinger Ehebuch 1630.
31 Totenregister Reutlingen 1632.
32 Ebd.
33 Totenregister Reutlingen 1667.
34 Taufregister Reutlingen 1654.
35 Abgez�hlt im Taufregister Reutlingen 1654.
36 Ebd.
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Hegel,37 der zu dieser Zeit Richter in
Sondelfingen war. Die Ausgangsper-
son f�r die Pfarrerfamilie Hegel ist
Johannes Hegel.38 Er wurde 1576 ge-
boren, amtierte seit 1607 als Pfarrer
in W�rtingen und wechselte 1621
nach Sondelfingen. In W�rtingen
kam sein viertes Kind, Johann Georg,
1615 zur Welt. In Sondelfingen
wurde ihm 1622 ein weiterer Sohn,
Israel, geboren, der dort, wie eben
schon festgestellt, als Richter eine
weltliche Karriere machte. Sein Bru-
der Johann Georg39 folgte 1636 sei-
nem Vater als Pfarrer in Sondelfingen
nach und heiratete 1638 in Reutlin-

gen die dortige Pfarrerstochter Regina Barbara Laubenberger; demnach war
Pfarrer Johann Georg Hegel �ber Entwicklungen in Reutlingen bestens infor-
miert. Er bekam in Sondelfingen 1640 seinen zweiten Sohn, der des Vaters Na-
men, also Johann Georg, erhielt. Und dieser j�ngere Johann Georg Hegel hei-
ratete 1677 in zweiter Ehe die Pfarrerstochter Barbara Mangold.40 Deren Va-
ter, Pfarrer Georg Mangold, geboren 1613, war von 1675 bis zu seinem Tod
1687 Pfarrer in Sondelfingen41 und fungierte dort 1686 als ein Stifter der dorti-
gen Wandgem�lde. Lesbar ist an Ort und Stelle leider nurmehr sein damaliges
Alter von 73 Jahren.

Diese Pfarrerfamilie Hegel f�llt mit ihren Verbindungen nach Reutlingen,
Sondelfingen und W�rtingen auf, aber bislang ist keine Quelle bekannt, die
Bez�ge zur Malerfamilie Hermann erkennen l�sst. Die Frage nach der Br�cke
von Bissingen nach Reutlingen konnte also nur mit Indizien beantwortet wer-
den, diese Antwort ergab aber f�r das potenzielle Werkverzeichnis des Johann
Christoph Hermann interessante Aspekte.

Um uns nun dem potenziellen Werkverzeichnis des Johann Christoph
Hermann zu n�hern, sollte man erst einen Blick auf die Lage 1670 werfen. In
Bissingen wurde die Kirche laut Inschrift auf dem Chorbogen in diesem Jahr
renoviert, war aber noch nicht ausgemalt. Pfarrer Seboldt kannte durch seine
Herkunft aus Kirchheim an der Teck den Wert ausgemalter Kirchen; die dor-

Abb. 6: Die durch das sp�ter eingebro-
chene Fenster links gestçrte Stifterin-
schrift des Pfarrers Georg Mangold in
der Stephanskirche zu Sondelfingen.

37 Abgez�hlt im Mischbuch Sondelfingen 1582.
38 Vgl. wkgo: https://www.wkgo.de/personen/suchedetail?sw=gnd:GNDPFB3158#phw (13.

4. 2018).
39 wkgo: https://www.wkgo.de/wkgosrc/pfarrbuch/cms/index/3161 (13. 4. 2018).
40 wkgo: https://www.wkgo.de/wkgosrc/pfarrbuch/cms/index/3162 (13. 4. 2018).
41 wkgo: https://www.wkgo.de/wkgosrc/pfarrbuch/cms/index/5324 (13. 4. 2018).
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tige Martinskirche war, wie oben schon erw�hnt, 1608 ausgemalt worden,
brannte aber 1690 ab; nach Fleischhauer vermittelt die reich ausgemalte
Peterskirche von Weilheim/Teck noch einen Eindruck der Kirchheimer
Kirche. �ber seine Schw�gerin hatte Seboldt vermutlich Kenntnis von dem
jungen Maler Johann Christoph Hermann in Reutlingen erhalten, der wohl
nach dem Tode seines Vaters 166142 als 18-J�hriger die Werkstatt seines Vaters
�bernommen hatte, bis er qualifiziert und alt genug ist, sie de jure zu �ber-
nehmen. 1670 d�rfte das der Fall gewesen sein.

Die Datierung der Bissinger Gem�lde ab 1677 ergibt sich aus der Stifter-
inschrift unter der Darstellung der Kalebstraube, wo Meloph Dickmann zu-
sammen mit seiner Stieftochter genannt wird. Da sie als Witwe des jungen
Marx Groß erscheint, der aber am 6. April 1677 verstorben ist, muss diese mit
1677 datierte Inschrift in diesem Jahr nach dem 6. April geschrieben worden
sein.

Hypothetisches Werkverzeichnis des Johann Christoph Hermann

Anfangs der 1670er-Jahre leitete Johann Christoph Hermann die Werkstatt
seines Vaters vermutlich schon etwa zehn Jahre. Zu dieser Zeit muss er so viel
geschaffen haben, dass Pfarrer Seboldt von ihm �berzeugt war. Um die Innen-
bemalung der Kilianskirche in Bissingen zu planen und dann auch materiell
vorzubereiten, muss man wohl einige Zeit veranschlagen. Man kommt damit
in die Zeit nach dem Reutlinger Bilderskandal von 1672, also etwa in die
Jahre 1674 auf 1675. Wer Pfarrer Seboldt bei seinem theologischen Konzept
beraten hat, ist ebenfalls nicht belegt, da sich dar�ber keine Aufzeichnungen
erhalten haben. Da das Verkl�rungsbild und das Bild der Jakobsleiter, also die
beiden Bilder von Pfarrer und Maler, konzeptionell innig verbunden sind – in

Abb. 7: Stifterinschrift der am 6. April 1677 Witwe gewordenen Catharina Groß in
der Kilianskirche zu Bissingen.

42 Totenregister Reutlingen 1632.
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beiden ist n�mlich von einem „Gotteshaus“ die Rede –, ist eine Beteiligung
des Malers an der Bildkonzeption nicht ausgeschlossen. Pfarrer Seboldt
kannte ja seit 1670 die zur Verf�gung stehenden Wandfl�chen; die Themen
und die Dimensionen der Bilder zu bestimmen, war sicher Verhandlungssache
zwischen Pfarrer und Maler.

Damit kçnnen wir unseren Blick auf andere Orte lenken, zuerst nach
Asperg. Die Verbindung dorthin ergibt sich durch die Ehe von Johann Georg
Vatter, dem j�ngsten Sohn des Asperger Schultheißen Sebastian Vatter, der am
10. M�rz 1674 Anna Margaretha Seboldt, die �lteste Tochter des Bissinger
Pfarrers, heiratete.43 Nach den oben vorgetragenen �berlegungen sind wir
damit in der Zeit der Entstehung der Innenbemalung der Kilianskirche und es
ist durchaus zu erwarten, dass der Asperger Schultheiß sich von den Bissinger
Pl�nen, vor allem von deren Ergebnis, beeindrucken ließ.

Etwa gleichzeitig mit der Kilianskirche wurden auch in der Asperger
Michaelskirche Gem�lde freigelegt. Drei davon wurden konserviert; es han-
delt sich um eine Darstellung der Dornenkrçnung, ein Kreuzigungsbild mit
Grablegung und Auferstehung sowie um ein Himmelfahrtsbild. F�r unseren
Zusammenhang ist das Bild der Dornenkrçnung wichtig, weil es von der
Familie Vatter gestiftet ist. Es ist nat�rlich bedauerlich, dass auch diese
Inschrift schadhaft ist, aber sie l�sst sich mit den Angaben aus dem Asperger
Kirchenbuch vervollst�ndigen (Umschrift der Asperger Vatterinschrift, Er-
g�nzungen nach dem Kirchenbuch in Kapit�lchen):

Gott s aus Christlicher C a ges te
vnd ihren Frauen dises st�ckh Mah
H. Michael Vatter des Raths vnd Elisabetha [seine] liebe Haus[fraw]
Basti Vatter vnd Agnes sein liebe Hau[sfraw]
H. Jerg Vatter vnd Margaretha seine [liebe Hausfraw]

Abb. 8: Stifterinschrift von drei Ehepaaren Vatter in der Michaelskirche zu Asperg.

43 Pfarramt Bissingen/Enz, Mischbuch Bissingen 1649–1717.
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Da die Ehefrauen jeweils gut lesbar sind, ergeben sich als Stifter dieses Bildes
der Schultheiß Sebastian Vatter und seine beiden Sçhne Hans Michael und
Hans Jerg, der, wie eben dargelegt, die Seboldttochter Anna Margaretha
geehelicht hatte. Da sowohl Sebastian Vatter als auch der Schwiegersohn
Seboldts, Hans Jerg Vatter, 1683 starben,44 muss diese Inschrift davor entstan-
den sein. Damit ergibt sich ein Entstehungszeitraum der Bilder zwischen 1678
und 1683. Wilhelm Haug, der zweite genannte Stifter, dessen Namen man auf
dem Asperger Himmelfahrtsbild lesen kann, ist 1648 gestorben45 und also
1678 schon 30 Jahre tot. Der Name erscheint hier nicht im Nominativ, sodass
ihn jemand mit einer Stiftung bedacht zu haben scheint.

Nach Bissingen und Asperg ergab sich in Benningen, das Marbach gegen-
�ber auf der anderen Neckarseite liegt, eine weitere mçgliche Arbeitsst�tte
von Maler Hermann. In der Benninger Annenkirche wurde ebenfalls ein
Gem�lde freigelegt, es zeigt das Himmlische Jerusalem. Markus Otto wies
zum einen auf die Seltenheit dieses Motivs, aber auch darauf hin, dass sich in
der Bissinger Kilianskirche dasselbe Motiv findet. Da das Bissinger Gem�lde
sich in ganz schlechtem Zustand befindet, meinte Otto sogar, wer vom Bissin-
ger Bild einen besseren Eindruck haben wolle, mçge nach Benningen gehen.46

An der Westwand der Annenkirche wurden sekund�r die Emporenbilder an-
gebracht. Markus Otto war bei der Bergung dieser Emporenbilder zugegen
und beschrieb Bergung und Restaurierung der Bilder, die einem Industriellen
mit Wurzeln in Benningen zu verdanken ist.47Auch in Benningen ist die
Quellenlage schlecht; hier ist es so, dass die Benninger angesichts der franzç-
sischen Invasion 1693 ihre Urkunden nach Marbach in vermeintliche Sicher-
heit brachten, die Franzosen aber Marbach abbrannten und dadurch auch die
Benninger Urkunden verloren gingen.

Leider ist die Benninger Stifterinschrift noch schadhafter als die eben vor-
gestellte Asperger, sodass man im Grunde nur die Nennung von Pfarrer Kies
und eine unvollst�ndige Jahreszahl erkennen kann; f�r die Lesung „1685“
spricht die Anwesenheit der Witwe Kies in Marbach zu dieser Zeit; Pfarrer
Jacob Kies war zwar 1681 verstorben, seine Frau firmierte aber noch mehr als
zehn Jahre, auch in ihrer n�chsten Ehe, als „Frau Kies“.48 Stimmt die Datie-
rung 1685, kçnnte man sich in Benningen an die Ausmalung der Michaels-
kirche in Asperg angeschlossen haben.

44 Mischbuch Asperg 1558.
45 Totenregister Stuttgart 1627.
46 Markus Otto: Gedanken zu den Wandgem�lden in der Bissinger Kilianskirche, in: Evangeli-

sches Gemeindeblatt f�r W�rttemberg, Ortsbeilage Juni 1970, ohne Seitenangabe.
47 Markus Otto: Die ehemaligen Emporenbr�stungsbilder, in Benningen am Neckar,

779–1979, Geschichte der Gemeinde, hrsg. von der Gemeindeverwaltung Benningen, Ess-
lingen 1979, S. 118 f.

48 Gevatterschaften der Witwe Kies im Mischbuch Benningen 1624.
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�hnlichkeiten zwischen den Benninger Emporenbildern und den Bissinger
Gem�lden sind zu erkennen, eine kunstgeschichtliche Beurteilung steht aber
noch aus.

Mit den n�chsten Orten, Sondelfingen und W�rtingen, befinden wir uns in
der N�he von Reutlingen.

Besser erforscht als die Asperger oder Benninger Kirchenbilder sind die in
der Stephanuskirche in Sondelfingen.49 Bei Licht betrachtet, ist die Quellen-
lage aber auch hier nicht besser. Bauakten sind nicht vorhanden, eventuell
wurden sie erst beim Neubezug des Pfarrhauses 1973 entsorgt.50

In der Stephanuskirche sind drei W�nde bemalt, die Nord-, Ost- und S�d-
wand. Wegen der Baustruktur wirkt die Sondelfinger Bemalung anders als die
von Bissingen; in Sondelfingen ist die lange, fensterlose Nordwand von
großen Apostelfiguren bedeckt, die etwa in Bissingen als Emporenbilder
auftauchen. Wenn man aber manche Figuren vergleicht, f�llt die �hnlichkeit,
vor allem wegen der unproportioniert kleinen Kçpfe, auf.

Abb. 9: Vergleich zweier Apostelgestalten in Sondelfingen und an der Empore in Bis-
singen.

49 Thomas Braun: Die Ausmalung der Stephanus-Kirche in Sondelfingen aus dem Jahr 1686,
in: Die Stephanus-Kirche in Sondelfingen und ihre Wandmalereien, hrsg. vom Stadtarchiv
Reutlingen 2001, S. 40–52.

50 E-Mail des Pfarramts Sondelfingen-West an den Verfasser vom 23. 11. 2016.
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Sicher ist in Sondelfingen die Datierung: 1686 wurde die Kirche nach S�den
erweitert, wie die Jahreszahl �ber dem s�dlichen Eingang zeigt, und aus dem
gleichen Jahr stammen auch die Wandgem�lde, die mehrfach datiert sind.

Leider wurde bei der Freilegung der unterhalb liegenden gotischen Bema-
lung ein Schriftfeld besch�digt, das vielleicht Aufschluss �ber die Beziehungen
zu Reutlingen gegeben h�tte; so ist nur „Reutlingen“ deutlich zu lesen, mehr
aber nicht.

Thomas Braun sieht in seiner Beschreibung der Sondelfinger Bemalung nur
strukturelle �hnlichkeiten mit Bissingen, keine auffallenden Gemeinsamkei-
ten; er h�lt den Bissinger Maler f�r den besseren, �ußert aber die Vermutung,
man werde in dieser Frage keine Gewissheit erlangen.51

Eigenartig ist aber, dass die ein wenig �ltere Schwester des Vikars Tobias
Borsch, eines Mitstifters von Sondelfingen 1686, Maria Sophia, am
11. Februar 1690 in Str�mpfelbach im Remstal den damaligen Markgrçninger
Spitalmeister Christian Hamm heiratet, der in Bissingen 1691 das Bild des

Abb. 10: Durch Freilegung der gotischen Gem�lde zerstçrte Reutlingen-Inschrift im
dar�ber liegenden Gem�lde in Sondelfingen.

51 T. Braun (wie Anm. 49), S. 51.
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„Himmlischen Jerusalem“ stiftet. Das ist nat�rlich kein Beweis, aber es çffnet
den Blick daf�r, dass in jener Zeit ein uns heute vçllig unbekanntes Bezie-
hungsnetz bestanden haben kçnnte.

Um das potenzielle Werksverzeichnis fortzuf�hren, muss man nach Bissin-
gen zur�ckkehren.

Laut Visitationsberichten hat die Kommunikantenzahl von 183 Personen
im Jahre 167652 auf 246 im Jahre 169253 zugenommen, die Gottesdienstbesu-
cher sind also um 63 Personen deutlich gewachsen. Dieses Wachstum macht
verst�ndlich, dass man den Westbereich der Kilianskirche mit einer Empore
neu gestaltete; wie der Westbereich zur Zeit der Bemalung von 1677 aussah, ist
vçllig unbekannt. Bei dieser Neugestaltung wurden die Westwand und die
hintersten westlichen Fl�chen der Nord- und der S�dwand neu bemalt; dazu
kam noch die Empore. Was sich auf den Wandfl�chen unter der Empore ver-
birgt, ist wieder unbekannt, da diese Fl�chen nie freigelegt wurden. Dass im
Zuge dieser Neugestaltung auch die Fl�chen zwischen den Chorfenstern
bemalt wurden, kann f�r unseren Zusammenhang außer Betracht bleiben. In-
wieweit bei der Konzeption der neuen Fl�chen der inzwischen in Bissingen
anwesende Vikar einbezogen wurde, ist nicht bekannt; Pfarrer Seboldt muss
vor seinem Tod 1691 schwer krank gewesen sein, denn seine Amtsgesch�fte
im Kirchenbuch f�hrte von 1688 bis 1691 der Vikar Georg Joachim Gçritz.54

Man hatte offensichtlich die Konzeption von 1677 �berdacht und zum einen
dem J�ngsten Gericht von 1677 das „Himmlische Jerusalem“, zum anderen
dem als „Christus in der Kelter“ dargestellten Passionsgeschehen von 1677
jetzt, 1691, eine „normale“ Kreuzigung hinzugef�gt.

Die Bilder der Westwand, aber auch das Jonasbild auf der Ostseite des
Chorbogens, sind 1691 datiert. Ob die Emporenbilder fr�her oder sp�ter ent-
standen, l�sst sich nicht entscheiden.

Damit kommen wir zur letzten Station der hypothetischen Werk�bersicht,
die als einzige klar belegt ist, die Andreaskirche zu W�rtingen.

In der Pfarrbeschreibung von 1905 heißt es:
Schon 1692 waren in der alten Kirche noch durch Maler Jo. Christo. Her-

man[n] zu Reutlingen die biblischen Historien, Propheten und Apostel in der
Kirche gemalt f�r 66 Fl 30 Kr, woran zahlte Blaichstetten 12 Fl, Pium corpus
W�rt. 54 fl 30 Kr.55

In der 2004 erschienenen Festschrift56 wurde der in der Pfarrbeschreibung
von 1905 genannte „Jo. Christo.“ zum falschen „Johann Christian“ um-

52 HStA Stuttgart A 281 B� 876 (Visitationsprotokoll 1676).
53 HStA Stuttgart A 281 B� 877 (Visitationsprotokoll 1692).
54 Pfarramt Bissingen/Enz Mischbuch Bissingen 1649–1717.
55 Im Juli 2017 befand sich die Pfarrbeschreibung noch im çrtlichen Pfarrarchiv, sollte aber

nach Stuttgart ins Landeskirchliche Archiv transferiert werden.
56 Kirche Gestern – Heute – Morgen. 250 Jahre Andreaskirche W�rtingen 1754–2004, hrsg.

von der Evangelischen Kirchengemeinde W�rtingen, Bad Urach 2004, S. 10.
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geformt. Einer handschriftlichen Notiz in der Pfarrbeschreibung nach wollte
man diesen Befund nachpr�fen, fand aber 1898 schon die Originalakten nicht
mehr. In Bissingen steht der Johann Christoph Hermann an der Wand, aber
die Inschrift ist besch�digt, und hier in W�rtingen ist er sogar mit seiner Ent-
lohnung belegt, aber das Original ist verschwunden: So ist eben die Quellen-
lage im Falle „unseres“ Malers!

In der Andreaskirche von W�rtingen stammen die Emporenbilder von
1692; was sich hinter den genannten „biblischen Historien“ verbergen kçnnte,
ist unklar. Die heute sichtbare Wandbemalung stammt jedenfalls von 1754.

Die Aussage des Rechnungbelegs l�sst sich durch die Daten der Stifter
st�tzen: Einer der beiden Stifter des Thomas-Bildes, Hans Gauger, stirbt am
3. Mai 1693, mit der Ausmalung der Kirche muss zuvor begonnen worden
sein.

Zusammenfassung

Unbezweifelbar sind die in Reutlingen belegten Lebensdaten des Johann
Christoph Hermann 1643 bis 1712, klar belegt ist dort auch seine Bestrafung
wegen „unz�chtiger Bilder“ aus dem Jahr 1672.

Dass er in Bissingen 1677 gemalt hat, d�rfte als sicher gelten. Auch die
Angaben aus dem Pfarrarchiv W�rtingen sind wohl zutreffend. Hypothetisch
bleibt das Bissingen vorausgegangene Werk. Aufgrund der engen personalen
Verbindung und der r�umlichen N�he von Bissingen und Asperg erscheint
auch die T�tigkeit in Asperg zwischen 1678 und 1683 wahrscheinlich. Wenn
sich an Asperg Benningen 1685 anschlçsse, w�rde eine Linie, die in Asperg be-
ginnt, fortgef�hrt, n�mlich die Bildstiftung zu Ehren eines Verstorbenen.

Sondelfingen 1686 w�rde chronologisch gut ins Bild passen, eine neuerliche
T�tigkeit in der erweiterten Bissinger Kirche w�re zumindest klar auf 1691
datiert, daran schließt sich die Andreaskirche in W�rtingen 1692 an.

Es bliebe die Frage, was Johann Christoph Hermann zwischen 1692 und
seinem Tod im Jahre 1712 getan hat.
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Buchbesprechungen

Die Reformation in W�rttemberg. Freiheit – Wahrheit – Evangelium. Hrsg.
vom Landesarchiv Baden-W�rttemberg. 2 Bde. Jan Thorbecke Verlag, Ostfil-
dern 2017. 336 + 416 S. (Beitr�ge und Katalog), zahlreiche farbige Abb., 1 CD,
55,00 Euro.

„Was bleibt vom Reformationsjubil�um 2017?“ Diese zurzeit h�ufig gestellte
Frage beantwortet sich f�r den Historiker relativ einfach, denn zahlreiche
Publikationen sichern den Ertrag vieler lokaler, regionaler und nationaler
Ausstellungen, Tagungen und Vortr�ge f�r die Nachwelt. Dies gilt f�r Reut-
lingen mit dem Begleitband zur Ausstellung des Heimatmuseums „Der ‚Lu-
ther Schwabens� Matth�us Alber“ und dem Themenband der Reutlinger Ge-
schichtsbl�tter 2017 (NF 56) „Die Reformation in Reutlingen“. Da die lokale
Kirchengeschichte eng mit W�rttemberg verflochten ist, verdient die Doku-
mentation der vom Landesarchiv Baden-W�rttemberg, Hauptstaatsarchiv
Stuttgart und den Staatlichen Schlçssern und G�rten organisierten Hauptaus-
stellung des Landes „Die Reformation in W�rttemberg. Freiheit – Wahrheit –
Evangelium“ auch in Reutlingen besondere Aufmerksamkeit.

Die zentrale Landesausstellung fand im Kunstgeb�ude in Stuttgart statt und
parallel dazu in den s�kularisierten Klçstern Alpirsbach, Bebenhausen und
Maulbronn: Diese herausragenden „Reformationsorte“ sollten exemplarisch
f�r die w�rttembergischen Klçster stehen und im Perspektivenwechsel die
Ver�nderung der religiçsen Landschaft durch die Glaubensspaltung zeigen.
Der Kurator Peter R�ckert und sein Team haben den Ertrag der Ausstellung
mit viel Sorgfalt in einem Katalogband und einem wissenschaftlichen Begleit-
band festgehalten.

Die Ausstellung zeigte „Etliche Spitzenst�cke der w�rttembergischen wie
deutschen Reformationsgeschichte“ im Original, die der Katalogband groß-
fl�chig und mit hilfreichen Erl�uterungen wiedergibt: So etwa ein fr�her
Druck von Luthers 95 Thesen vom 31. Oktober 1517, die Bannandrohungs-
bulle „Exsurge Domine“ Papst Leos X. gegen Luther vom 15. Juni 1520 und
das Wormser (Reichsacht-)Edikt Kaiser Karls V. gegen Luther und seine An-
h�nger vom 8. Mai 1521. Aus Reutlinger Sicht verdient das Mandat des Kaiser-
bruders Erzherzog Ferdinand von �sterreich vom 18. September 1524, mit
dem der in W�rttemberg amtierende Statthalter allen Einwohnern des Landes
den Umgang mit dem verketzerten Reutlingen verbot, zus�tzliches Interesse,
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ebenso der mit dem Siegel Reutlingens versehene Stiftungsbrief des Schmal-
kaldischen Bundes vom 27. Februar 1531, von dem sich die Achalmstadt
Schutz und Schirm vor dem Kaiser versprach.

Bemerkenswert ist vor allem die Gesamtkonzeption der Ausstellung und
der Begleitb�nde. Angestrebt war – �ber die traditionellen theologisch-politi-
schen Themen hinaus – eine „breit angelegte kulturhistorische Ausstellung
zur Reformation in W�rttemberg“ mit neuen Fragestellungen und innovati-
ven Pr�sentationsformen. Digitale Quellenauswertungen erçffnen einen
neuen Blick auf die „Reformation als Medienereignis“ bzw. die „Zeitgençssi-
schen Kommunikationsvorg�nge und ihre Formen“ und vermitteln dadurch
exaktere Kenntnisse �ber die Verbreitung von Luthers Lehre, aber auch �ber
altgl�ubige Widerst�nde und den Meinungskampf in einer durch das neue Me-
dium des Buchdrucks elektrisierten und radikalisierten �ffentlichkeit. Zu den
sprunghaft gestiegenen informativen, polemischen und satirischen Publika-
tionen und Flugschriften kamen eine neue reformatorische Bildersprache und
neue Ausdrucksformen in Kunst und Grafik. Zudem erçffnete die Koope-
ration mit der Staatlichen Hochschule f�r Musik und Darstellende Kunst
durch eine dem Katalog beigelegte CD mit dem Titel „Lieder und Stimmen
der Reformation“ akustische Eindr�cke und multimediales Erleben der Re-
formationszeit. Das weit gespannte Repertoire erfasst altgl�ubige und evan-
gelische Chor�le, profane Sangspr�che, aber auch zeitgençssische, von ge-
schulten Sprechern vorgetragene Texte. Dieses Medium nimmt den Hçrer in
die konfliktgeladene Atmosph�re der sog. Sturmjahre der Reformation hi-
nein.

Die Wichtigkeit dieses medial-kommunikativen Aspekts schl�gt sich auch
in der Wahl des Ausstellungstitels „Wahrheit – Freiheit – Evangelium“ nieder.
Er entstammt der polemischen Schrift „Von dem grossen Lutherischen Nar-
ren . . .“ (1522) des Straßburger Franziskaners Thomas Murner, der an diesen
drei Schlagworten Luthers Lehre als Irrtum und T�uschung entlarven will.
Seine Satire rief eine çffentliche Streitschriftenkontroverse hervor, die diese
Begriffe zu Schlagworten der Reformation schlechthin machte.

Das Redaktionsteam hat die anspruchsvolle Ausstellungskonzeption so-
wohl in den zehn Abschnitten des Katalogbands durch Abbildungen und
pr�gnante Kommentare als auch im Textband gleichermaßen anschaulich und
vertieft umgesetzt, wobei dessen 35 Beitr�ge nach den vier „Sektoren“ „Ge-
sellschaft, Reformation und Bauernkrieg“, „Medien und Kunst“, „Liturgie
und Musik“ sowie „Die Reformation in den Klçstern“ strukturiert sind.

Res�mierend sollen noch einige ausgew�hlte Punkte angesprochen werden.
Eine gelungene Tour d’Horizon thematisiert zun�chst gesellschaftliche, poli-
tische, kulturelle und religiçse Verh�ltnisse des deutschen S�dwestens der
Jahrzehnte um 1500 als Rahmenbedingungen der Reformation. Aufsteigende
Territorialstaaten und F�rstenhçfe, selbstbewusste Reichsst�dte und die b�u-
erliche Landbevçlkerung erleben große Ver�nderungsprozesse, wobei die
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Aufbruchsstimmung bei Herrschaftsadel und B�rgertum mit der verbreiteten
Krisenstimmung des Bauerntums kontrastieren.

Ausf�hrlich thematisieren Katalog- und Textband das vorreformatorische
Kirchenwesen nicht nur am Beispiel der genannten Klçster, sondern auch die
facettenreiche Volksfrçmmigkeit. Dabei wird das Ablasswesen mit bewuss-
tem Willen zur Neutralit�t als ein normales kirchliches Institut gew�rdigt, mit
einer positiven „Ablassfrçmmigkeit“ und als zeittypisches Finanzierungs-
instrument f�r Kreuzz�ge oder kirchliche Bauvorhaben. So gew�hrte z. B.
Papst Sixtus IV. Graf Eberhard im Bart zwischen 1476 und 1481 Abl�sse zum
Bau der Stiftskirche St. Amandus in seiner damaligen Residenz Urach.
Schließlich dokumentieren anschauliche Text- und Bildzeugnisse ein den reli-
giçsen Zeitgeist beherrschendes intensives Heilsverlangen im Zeichen einer
realen apokalyptischen Endzeiterwartung.

Selbstverst�ndlich gew�hrt die Dokumentation der politischen, dynasti-
schen und kirchlichen Entwicklung W�rttembergs unter den beiden Her-
zçgen Ulrich (gest. 1550) und Christoph (gest. 1568) einen breiten Raum, zu-
mal das Herzogtum – politisch bedingt – in ein Wechselbad streng verordneter
Altgl�ubigkeit unter Erzherzog Ferdinand (bis 1534) und eines vom restituier-
ten Herzog Ulrich dem Land im Eilverfahren aufoktroyierten Luthertums ge-
stoßen wurde, bevor Herzog Christoph das Land mit der Kirchenordnung
von 1559 endg�ltig zu einem unverwechselbaren „evangelischen Staat“ aus-
baute. Interessant ist dabei auch ein Blick an die Basis anhand sog. „Urfehde-
briefe“ der Regierungszeit Erzherzog Ferdinands: Ein Stuttgarter B�rger
hatte 1526 �ber die Mauer eines Frauenklosters bei Wildberg lutherische
Schriften geworfen und wurde daf�r inhaftiert. Bei der Entlassung aus dem
Gef�ngnis musste er unter Androhung schwerer Strafen „Urfehde“ schwçren,
dass er sich in Zukunft nicht mehr an reformatorischen Umtrieben beteiligen
wolle.

Im Sinn der Genderforschung ist auch ein eigener Beitrag den „Frauen im
Umfeld der Reformatoren“, konkret Magarete und Katharina Brenz und Mar-
garete Blarer, in einem eigenen Beitrag gewidmet.

Schließlich kçnnen Reutlinger Leser immer wieder historische Spuren ihrer
Heimatstadt entdecken, wie z. B. die erw�hnte Unterwerfung durch Herzog
Ulrich (1519) oder das Boykottmandat Erzherzog Ferdinands von 1524. Be-
merkenswert ist auch die ausf�hrliche k�nstlerische und liturgische Kommen-
tierung des „Reutlinger Grabchristus“ (1460/70) im Heimatmuseum. Vor al-
lem werden der Ruf Reutlingens als Stadt der Fr�hdrucker mit Johann Otmar
und des Reformators Matth�us Alber sowie der fr�hzeitige und konsequente
Weg der Stadt ins Luthertum ausf�hrlich gew�rdigt. Dabei wird darauf abge-
hoben, dass Alber und die Reutlinger Theologen den persçnlichen und briefli-
chen Kontakt zu Luther aus eigener Initiative gesucht haben, ohne, wie andere
schw�bische Reformatoren, bei der Heidelberger Disputation von 1518 dabei
gewesen zu sein. Schließlich auch, dass Alber in Fortf�hrung des mittelalterli-
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chen Pr�dikantengottesdienstes eine eigene, von Luther ausdr�cklich gebil-
ligte Gottesdienstordnung eingef�hrt hat, die sp�ter f�r W�rttemberg Vor-
bildcharakter haben sollte.

Selbst an unvermuteter Stelle findet man Bez�ge zu Reutlingen. So etwa bei
einem Aufsatz �ber den Umgang mit der vorreformatorischen bildlichen und
skulpturalen Ausstattung der Upfinger Marienkirche, die z. T. den Bilder-
sturm �berlebten und auch in den evangelisch gewordenen Kirchen erhalten
blieb. Dies gilt vor allem f�r die Renaissance-Taufsteine, die man ganz prag-
matisch weiterverwandte, zumal das Taufsakrament beiden Konfessionen ge-
meinsam war. So weist Karl Halbauer darauf hin, dass man offenbar „selbst an
Bildprogrammen der rçmischen Kirche keinen Anstoß [nahm], denn beim
Taufstein in der Marienkirche der Reichsstadt Reutlingen toleriert man die
szenische Darstellung der sieben [katholischen, d. Verf.] Sakramente.“

Die Lekt�re der beiden Kataloge zur „Reformation in W�rttemberg.
Freiheit – Wahrheit – Evangelium“ verspricht mehr als eine abendf�llende
Lekt�re. Wilhelm Borth

Armee im Untergang. W�rttemberg und der Feldzug Napoleons gegen Russ-
land 1812. Hrsg. von Wolfgang M�hrle und Nicole Bickhoff. W. Kohlhammer
Verlag, Stuttgart 2017. 276 S., 1 Karte. 30,00 Euro.

Auf einer Holzbr�cke, die durch Wagenspuren und Geschosseinschl�ge
schwer besch�digt ist, liegt auf der rechten Seite ein Kn�uel von Soldaten, zum
Teil in Uniform, zum Teil mit offenem Hemd und barf�ßig. Sie haben die
Glieder ineinander verschr�nkt, sodass man kaum erkennen kann, was zu
wem gehçrt und um wie viele Menschen es sich eigentlich handelt. Einige von
ihnen scheinen noch Leben in sich zu haben, ein Bein zeigt zuckend in den
Himmel; die, deren Gesichter man sieht, haben indes die Augen geschlossen
und sind wohl bereits gestorben. Weiter hinten auf der Br�cke ist ein weiterer,
auf dem R�cken liegender Leichnam zu sehen, dessen H�nde �ber den Rand
der Br�cke ins Nichts ragen, noch weiter im Bildhintergrund, schon auf der
gegen�berliegenden Uferseite, wo die Br�cke in einen morastigen Weg �ber-
geht, liegt ein totes Pferd, noch weiter fernab zwei weitere Tote, kaum noch
zu erkennen, am Wegesrand. – Unbarmherziger kann man die schrecklichen
und sinnlosen Folgen des Krieges kaum darstellen. Das beschriebene Bild, das
die „Br�cke �ber die Kolotscha bei Borodino“ wenige Tage nach der dortigen
Schlacht darstellt, stammt von dem Stuttgarter Milit�r und Maler Christian
Wilhelm von Faber du Faur (1780–1857), der als Soldat in w�rttembergischen
Diensten an Napoleons desastrçsem Russlandfeldzug im Jahr 1812 teilgenom-
men hat. Bei der Schlacht von Borodino am 7. September 1812 allein fanden
auf beiden Seiten 85.000 Soldaten den Tod; Faber du Faur hat �berlebt. Sein
Aquarell befindet sich auf dem Titel des Bandes Armee im Untergang. W�rt-
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temberg und der Feldzug Napoleons gegen Russland 1812, der, herausgegeben
von Wolfgang M�hrle und Nicole Bickhoff, eine Ausstellung im Hauptstaats-
archiv Stuttgart dokumentiert und die Beitr�ge einer Tagung aus dem Jahr 2012
enth�lt.

Friedrich I. von W�rttemberg verdankte Napoleon seinen Kçnigstitel und
erhebliche Gebietszugewinne. Nach der Hochzeit seiner Tochter Katharina
mit Napoleons Bruder J�r�me war er mit dem franzçsischen Kaiser auch
famili�r verbandelt, und dieser nahm ihn f�r den Russlandfeldzug in die
Pflicht: Von den 15.400 Landeskindern kehrten am Ende rund 800 zur�ck.
Eine Katastrophe nicht nur f�r Napoleon, sondern auch f�r W�rttemberg,
das an den Folgen dieses Traumas noch lange zu leiden hatte. Die sechs Auf-
s�tze, die der Band enth�lt, widmen sich verschiedenen Aspekten dieses Krie-
ges. Erich Pelzer erz�hlt die Geschichte der Ursachen des Russlandfeldzuges
mit der zunehmenden Entzweiung von Napoleon und dem Zaren Alexan-
der I., zwischen denen auch W�rttemberg, das beiden Herrscherh�usern ver-
bunden war, sich entscheiden musste (S. 11–29); Joachim Br�ser erz�hlt die
Geschichte des Krieges aus der Perspektive des w�rttembergischen Offiziers-
korps (S. 31–45) mit dem wenig �berraschenden, aber doch unangenehm be-
r�hrenden Befund, dass, anders als bei den Soldaten und Unteroffzieren, wo
nur rund 5% der Kriegsteilnehmer in ihre Heimat zur�ckkehrten, die Quote
bei den hçheren Chargen rund 65% betrug (S. 42); Denis Sdvi�kov widmet
sich dem aus einer Nebenlinie stammenden General Eugen von W�rttemberg
(S. 47–56), der auf der Seite Russlands k�mpfte. Was die damalige Epoche f�r
abenteuerliche Lebensl�ufe zeitigte, veranschaulicht auch Helmuth Mojem in
seinem Beitrag �ber den hallodrihaften Erfinder und Hochstapler Franz Lep-
pich (S. 57–93), der zun�chst w�hrend der Befreiungskriege in W�rttemberg
– finanziell mit Unsummen unterst�tzt von Kronprinz Wilhelm I., dem Ver-
leger Cotta und dem sp�teren Minister Wangenheim – einen lenkbaren Ballon
bauen wollte, der sich auch als Geheimwaffe gegen Napoleon einsetzen lassen
w�rde, allerdings erfolglos. Dasselbe versuchte er dann wenig sp�ter noch ein-
mal mit der Unterst�tzung des russischen Zaren, diesmal in etwas grçßerem
Stil, mit Sprengstoff beladen, und mit demselben Misserfolg – ein Umstand,
der ihm immerhin eine Erw�hnung in Leo Tolstois Roman Krieg und Frieden
eingebracht hat. Nach der Einnahme Moskaus durch die napoleonischen
Truppen und dem Brand von Moskau wurde Leppich und seinen Sprengstoff-
experimenten (wohl zu Unrecht) von manchen napoleonischen Medien die
Schuld an dem Flammeninferno zugeschrieben. In Russland unterst�tzte man
ihn jedoch zun�chst weiterhin bei einem neuerlichen Versuch, seine Flug-
maschine fertigzustellen, bevor Leppich nach Deutschland zur�ckkehrte;
seine Spur verliert sich bald darauf in Wien. Mit den Heimkehrern und ihren
Erinnerungen besch�ftigen sich abschließend zwei Beitr�ge des Mitheraus-
gebers Wolfgang M�hrle: Im ersten analysiert er die zahlreichen Selbstzeug-
nisse der w�rttembergischen Kriegsteilnehmer und kann die beachtliche Zahl
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von 25 Memoiren, Tageb�chern und anderen autobiographischen Dokumente
anf�hren (S. 95–118); im zweiten stellt er den beeindruckenden Bildzyklus
vor, in dem der eingangs erw�hnte Faber du Faur seine Kriegserlebnisse fest-
hielt, der mit dem Titel Bl�tter aus meinem Portefeuille im Laufe des Feldzugs
1812 in Russland an Ort und Stelle gezeichnet zwischen 1813 und 1843 er-
schienen ist (S. 119–147).

Der Katalogteil besticht durch die große Qualit�t der Abbildungen und die
hohe Aussagekraft der gezeigten Gegenst�nde, Bilder und Dokumente, die
die Ereignisse und ihre Wirkung illustrieren. Die einzelnen Abschnitte be-
sch�ftigen sich zum einen mit der ‚offiziellen� Betrachtung des Krieges, die
mit Gem�lden, Urkunden, Medaillen, Uniformen, Orden und anderem an-
schaulich gemacht wird. Wesentlich eindringlicher ist der ‚inoffizielle� Blick
auf den Krieg von 1812 dargestellt, indem die Perspektive des einfachen Sol-
daten eingenommen wird. Anhand dreier ausgew�hlter Kriegsteilnehmer,
dem Dichter und Juristen August Mayer, Friedrich von Harpprecht (beide
stammen aus dem Freundeskreis Ludwig Uhlands und der schw�bischen
Romantiker) sowie dem w�rttembergisch-d�nischen Christian von Martens,
wird der Krieg anschaulich gemacht. Vor allem die Briefe August Mayers sind
eindrucksvolle Zeugnisse �ber das Leben und das Elend der Soldaten im Ein-
satz. Ihre Entsprechung haben sie in den intensiven Bildern Faber du Faurs
und anderer, die, auch wenn sie zweifellos arrangiert und stilisiert sind, das
Grauen dieses wie jedes Krieges nachvollziehbar machen. Stefan Knçdler

Gustav Landauer: Briefe und Tageb�cher 1884–1900. Hrsg. von Christoph
Kn�ppel. 2 Bde. V&R unipress, Gçttingen 2017. 1345 S., 130,00 Euro.

Es ist lohnend, sich mit Gustav Landauer (1870–1919) zu besch�ftigen, dem
Literaten, Philosophen, Pazifisten, Sozialisten und Anarchisten. Landauer hat
ein enormes schriftstellerisches Werk hinterlassen, war maßgeblich an der
M�nchner R�terepublik beteiligt und wurde nach deren Niederschlagung bei
der Einlieferung in das Zuchthaus Stadelheim von Freikorps grausam miss-
handelt und erschossen. Der vorliegende Band versammelt seine Briefe und
Tageb�cher aus den Jahren 1884 bis 1900 (die Fortsetzung w�nscht man sich
mçglichst bald) und verfolgt seine Entwicklung vom fr�hreifen Vierzehnj�h-
rigen, der bereits seine ersten Versuche als Dichter unternimmt, zum Studen-
ten der Philologie in Heidelberg und Berlin, der sich von seinem Studienfach
nach und nach abwendet, erste Erfolge als Literat erlebt und sich zunehmend
f�r gesellschaftliche Fragen interessiert, schließlich zum in verschiedenen so-
zialistischen, dann auch anarchistischen Organisationen praktisch engagierten
Politiker. Unter Landauers Briefpartnern finden sich so ber�hmte Gestalten
wie der Naturphilosoph Wilhelm Bçlsche, der Verleger Eugen Diederichs
oder der Schriftsteller und Philosoph Fritz Mauthner.
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Geboren wurde Landauer in Karlsruhe, einen Großteil seines Lebens ver-
brachte er in Berlin, begraben liegt er in M�nchen. Seine Eltern aber stammen
aus Schwaben, seine Vorfahren v�terlicherseits aus Buttenhausen auf der
Schw�bischen Alb. Von dort stammte auch seine Geliebte Clara Tannhauser,
mit der Landauer, w�hrend er in Urach an seinem Roman Der Todesprediger
arbeitete, im Sommer des Jahres 1892 eine geheime Liebeskorrespondenz un-
terhielt. Es ist nichts aus den beiden geworden, beider Eltern w�ren gegen die
Beziehung gewesen und Clara heiratete wenig sp�ter ihren Vetter Karl Land-
auer. Gustav Landauer ehelichte die Schneiderin Grete Leuschner, mit der er
in Berlin bereits ein Verh�ltnis begonnen hatte, das einer der Gr�nde war,
warum er die Beziehung zu Clara aufgelçst hatte. Die Ehe hielt nicht lange;
1899 – im letzten Jahr, dessen Briefe in diesem Band dokumentiert werden –
traf Landauer seine zuk�nftige zweite Frau, die Dichterin und 	bersetzerin
(von Balzac, Poe, Wilde) Hedwig Lachmann. Die Briefe an die drei Frauen ge-
hçren zu den lesenswertesten der Sammlung, sie zeigen Landauer nicht nur
als einen sympathischen und aufmerksamen Liebhaber, sondern auch als einen
herausragenden Stilisten.

Der Herausgeber der beiden voluminçsen B�nde, Christoph Kn�ppel, ist
ein großer Kenner Landauers und seiner Zeit, wiederholt hat er sich mit ihm
besch�ftigt, auch die Briefe an Clara Tannhauser hat er zuvor bereits separat
verçffentlicht (Konstanz 2013, vgl. die Rezension in den Reutlinger Ge-
schichtsbl�ttern NF 53 [2014], S. 341 f.). Die Edition von Landauers Briefen
und Tageb�chern kçnnte vorbildlicher nicht sein: Die zum �berwiegenden
Teil bisher unverçffentlichten Texte sind gr�ndlich und ausf�hrlich kommen-
tiert, was die Freude an der Lekt�re von Landauers schçnen Briefen noch um
die an der Gelehrsamkeit ihres Kommentars erweitert. Stefan Knçdler

Rose Hajdu, Dietrich Heißenb�ttel: Theodor Fischer. Architektur der Stutt-
garter Jahre. Ernst Wasmuth Verlag, T�bingen-Berlin 2018. 208 S., 248 zu-
meist farbige Abb., 45,00 Euro.

Der Architekt und Stadtplaner Theodor Fischer (1862–1938) ist in Reutlingen
kein Unbekannter. Als Schçpfer des Gmindersdorfs und des Schçnbergturms
(„Pfullinger Onderhos“) hat er f�r die Region zwei geradezu popul�re archi-
tektonische W�rfe ‚gelandet�. In den Reutlinger Geschichtsbl�ttern 2015
wurde er j�ngst als Schçpfer der abgegangenen Villa des Reutlinger Fabrikan-
ten Emil Gminder in der Gustav-Werner-Straße vorgestellt. Der 2018 erschie-
nene Bildband „Theodor Fischer. Die Stuttgarter Jahre“ f�hrt weitere Bez�ge
zu Reutlingen und seiner n�heren und weiteren Umgebung vor Augen. Noch
relativ bekannt sind die Pfullinger Hallen, mçglicherweise auch der dortige
Erlenhof. Das „Haus Gminder“ in Fischbach am Bodensee – ein Wohnhaus
Gustav Gminders, einem Bruder Emils – war ebenso sein Werk. Der skulptu-
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rale Schmuck der Ulmer Garnisonskirche, aber etwa auch der des Gustav-
Siegle-Hauses in Stuttgart oder des Erlenhofs in Pfullingen stammen zudem
von Jakob Br�llmann, jenem Bildhauer, dem Reutlingen das Kentaurenpaar
im Volkspark verdankt. Nicht zuletzt entwickelten sich die Bem�hungen, den
urspr�nglichen Charakter des Gmindersdorfs gegen „zeittypische 	berfor-
mungen“ zu behaupten, zu einer ersten großen ‚Nagelprobe� f�r das 1972 in
Kraft getretene Denkmalschutzgesetz des Landes. Hierauf verweist das Vor-
wort von Prof. Dr. Claus Wolf, dem Pr�sidenten des Landesamts f�r Denk-
malpflege Baden-W�rttemberg.

Der im Ernst Wasmuth Verlag erschienene Kunstbildband entstand jedoch
keineswegs speziell f�r ein Reutlinger Publikum. Er pr�sentiert vielmehr 20
nach den Pl�nen Theodor Fischers errichtete Bauwerke in W�rttemberg
sowie das Universit�tsgeb�ude von Jena, deren Baubeginn in den Zeitraum
zwischen 1901 und 1908 fallen. Sie werden in zwei- bis achtzehnseitigen Ein-
zelbeitr�gen vorgestellt. Der Architekturhistoriker Dietrich Heißenb�ttel
erl�utert die damals entstandenen Profan- und Sakralbauten, Siedlungen
sowie zwei Denkm�ler der „Stuttgarter Jahre“, als Fischer Professor an der
dortigen Technischen Hochschule war: eine starke halbe Dekade, die als seine
„erfolgreichste und intensivste Schaffenszeit“ gilt. Die Architekturfotografin
Rose Hajdu hat die genannten 21 Objekte in Farbaufnahmen dokumentiert.
Pro Objekt sind zwei bis 18 Aufnahmen ausgew�hlt, in einigen F�llen erg�nzt
um historisches Bildmaterial. W�hrend beispielweise das 1970 gesprengte
Stadttheater Heilbronn auf zwei Seiten mit ebenso vielen (Archiv-)Aufnah-
men vorgestellt wird, erfahren die noch weitgehend im Originalzustand be-
findlichen Pfullinger Hallen oder die Ulmer Garnisonskirche eine 18-seitige
W�rdigung mit insgesamt 16 bzw. 18 aktuellen Farbfotografien.

Rose Hajdu trat in Reutlingen insbesondere mit ihrer Verçffentlichung
zum neuen Rathaus von 1966 in Erscheinung (Buchbesprechung in Reutlinger
Geschichtsbl�ttern 2012, S. 267). Ihre ungemein ansprechenden Aufnahmen
zeigen sowohl die ‚Totale� von Geb�uden und Fassaden, Treppenh�usern und
Innenr�umen wie auch konstruktive Elemente und bauliche Details und nicht
zuletzt den von Fischer sparsam aber wirkungsvoll eingesetzten ‚Schmuck� in
Form von Bauplastik, Malerei und Ornament. Zumeist wurden pro Seite eine
Großaufnahme oder mehrere kleinere Fotografien reproduziert, in einigen
Ausnahmef�llen – wie etwa dem Festsaal der Pfullinger Hallen oder beim
Schçnbergturm mit seiner Panoramafenstergalerie – sind es doppelseitige
Aufnahmen. Rose Hajdu arbeitet in ihrer Bildsprache die von Fischer entwor-
fenen und gestalteten Baukçrper, Geb�udeelemente und Architekturdetails
aus einer oftmals von stçrenden j�ngeren ‚Zutaten� gepr�gten Umgebung ein-
drucksvoll heraus. Genauso kann sie aber auch am Beispiel der in die disparate
Bebauung des Stuttgarter Schlossplatzes eingebetteten Kunsthalle vermitteln,
was die von Fischer formulierte Maxime „Architektur ist Hintergrund“ be-
deutet: n�mlich das – wie es ein Fischer-Sch�ler schließlich formulieren sollte
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– „�berzeugend Selbstverst�ndliche in der jeweiligen Situation, sei es im
Gef�ge eines Landschaftsbildes, einer Stadtsilhouette, einer Straße, eines Plat-
zes“ , das einen einzelnen Bau auszeichnen sollte.

In seinem einleitenden Beitrag „‚Eine vçllig �berraschende Aktualit�t�:
Theodor Fischer und die fr�he Moderne“ konstatiert Dietrich Heißenb�ttel,
dass Fischer insgesamt einer „‚Historiografie der Ausschließung� zum Opfer
gefallen sei“. Fischer, der pompçsen Historismus und Dekor-orientierten
Jugendstil hinter sich gelassen hat, wird in der R�ckschau vornehmlich als
Traditionalist wahrgenommen. Dabei sei heute eher die Forderung etwa eines
weitgehend kritiklos kanonisierten Le Corbusier, ganze St�dte mit uniformen
„Wohnmaschinen“ vollzupflastern, zu hinterfragen. Unter anderem einem
solchen Postulat des „Neuen Bauens“ stellt Heißenb�ttel die dogmenfeind-
liche Grundhaltung Fischers gegen�ber. Demnach sollten Stadtplaner und
Architekten mit ihrem „Bauwesen dem spezifischen Maßstab der �rtlichkeit
gerecht werden“ und dies auf der Grundlage der intensiven Beobachtung der
jeweiligen lokalen Gegebenheiten. Fischer wollte die „langweilige Gleichfçr-
migkeit“, die „die modernen St�dte im allgemeinen kennzeichnet“, �berwin-
den und auch qualitativ wertvolle „H�user der Nichtm�chtigen“ in einem
angemessenen Umfeld entstehen lassen. F�r Heißenb�ttel ist Fischer somit
nicht zuletzt Anwalt eines St�dtebaus, bei dem nicht „ein Carr� nach dem
anderen bis zur maximal zul�ssigen Traufhçhe gewinnbringend zugebaut“
wird.

In einer weiteren Vorbemerkung besch�ftigt sich der Kunstbeauftragte der
Evangelischen Landeskirche Reinhart Lambert Auer speziell mit Theodor
Fischers Kirchenbauten in W�rttemberg. Die genannten Beitr�ge setzen das
Wissen um die Biographie Fischers sowie dessen Gesamtwerk weitgehend
voraus. Insgesamt aber zeigt der Kunstbildband ansprechend und eindr�ck-
lich, wie Theodor Fischer in seinen wenigen „Stuttgarter Jahren“ die reiche
und vielf�ltige Architekturlandschaft W�rttembergs un�bersehbar mit ge-
pr�gt hat. Der Bildband pr�sentiert einen authentischen Architekten, der ei-
nerseits seine Bauten der vorgegebenen Umgebung ein- und – ein gutes St�ck
weit auch – angepasst hat und andererseits mit seiner Formsprache markante,
zum Teil landschaftspr�gende Akzente schuf: eine bemerkenswerte Synthese
aus architektonischer Demut und Dominanz. Nicht zuletzt belegt Dietrich
Heißenb�ttel im Verbund mit den Fotografien Hajdus in �berzeugender
Weise, dass die klischeehafte Gegen�berstellung von Konservatismus versus
„Moderne“ das Verst�ndnis der Architektur- und Kunstgeschichte des
20. Jahrhunderts mehr behindert als befçrdert. Gerald Kronberger
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Mut bewiesen. Widerstandsbiographien aus dem S�dwesten. Hrsg. von Angela
Borgstedt, Sibylle Thelen und Reinhold Weber (Schriften zur politischen Lan-
deskunde Baden-W�rttembergs, Bd. 46). W. Kohlhammer Verlag, Stuttgart
2017, 526 S., zahlreiche Schwarz-Weiß-Abb., 6,50 Euro.

In ihrem Vortrag „Das Ende des Konzentrationslagers Natzweiler-Struthof –
Gedenken in Frankreich und Baden-W�rttemberg“ stellte Fr�d�rique Neau-
Dufour res�mierend fest: „Sie (die Deutschen) versuchten vor allem, heil aus
der Sache herauszukommen, indem sie sich anpassten oder zumindest so ta-
ten. In manchen F�llen machten sie auch wirklich mit – und in manchen F�llen
leisteten sie Widerstand.“

Dieser in dem Buch „Entrechtet – verfolgt – vernichtet“ (Schriften zur poli-
tischen Landeskunde Baden-W�rttembergs, Bd. 46, Stuttgart 2016) abge-
druckte Text kçnnte als Einleitung f�r den Nachfolgeband „Mut bewiesen“
dienen, denn dieser behandelt „Widerstandsbiographien aus dem S�dwesten“.
Der von den gleichen Herausgebern betreute Band setzt die W�rdigung des
„unbekannten“ Widerstands gegen die Nazi-Terrorherrschaft fort. Die Per-
spektive des Vorg�ngerbuches ist im Titel „Mut bewiesen“ zum Positiven
gewendet, wenn auch die Formulierung plakativ verk�rzt fast zu salopp er-
scheint angesichts des Themas. Denn Mut beweist heute, in Nicht-Diktatur-
Zeiten, bereits jemand, der gegen verbreitete Meinungen und den Zeitgeist
aufsteht, nicht jedoch mit dem Tod rechnen muss. Die „Widerstandsbiogra-
phien“ portr�tieren mutige Menschen, die durch ihr Handeln ihre Gegner-
schaft zum Nationalsozialismus ausgedr�ckt haben: Mut anstelle von Feigheit
und Mut angesichts der Anpassung von Profiteuren. Der griechische ehema-
lige Zivilarbeiter in Hailfingen-Tailfingen Eduard Rock-Tabarowski sagte in
einem Interview: „Solange die Deutschen noch die Uniform getragen haben,
hat man nichts gegen Hitler gehçrt, erst als die Franzosen kamen, dann hat
man alles mçgliche gehçrt vom deutschen Mund. Worte gegen Hitler, die sie
da gefunden haben. So war die Lage.“

Angela Borgstedt schreibt den Titel gebenden Einleitungsbeitrag „Mut
bewiesen – Widerstand im S�dwesten“, in dem sie sich einerseits mit den
„Handlungsspielr�umen“ der Widerst�ndigen, andererseits mit der „Rezep-
tionsgeschichte des Widerstands“ befasst. Letztere war ein „Spiegel zeitgençs-
sischer Verh�ltnisse“, also z. B. im „Kalten Krieg“, abh�ngig von der
Provenienz aus Ost oder West. Das jeweilige politische Lager hatte seinen
Widerstand, der vom anderen ignoriert wurde.

Die �bersichtliche Gliederung des Buches in die Teile „Politisch und
religiçs motivierter Widerstand“, Widerstand gegen die „Euthanasie“-Verbre-
chen, „Hilfe, besonders f�r ‚rassisch� Verfolgte“, „Verteidigung geistiger Frei-
r�ume“, zeigt das Bem�hen um Differenzierung und darum, allen Viten
gerecht zu werden: Menschen k�mpfen gegen das Regime und f�r ihre Werte,
von den Nazis verbotene Parteien wie die SPD oder die Kommunisten, die
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entrechteten Juden und Sinti, Zeugen Jehovas sind ber�cksichtigt. Die ein-
zelnen „Teile“ werden von Angela Borgstedt eingeleitet, damit der Zusam-
menhang f�r den Leser deutlich wird. Die Autorinnen und Autoren sind
Fachleute, die sich seit Jahren mit dem Leben und den Verh�ltnissen in Nazi-
Deutschland auseinandersetzen, die recherchieren und forschen, um der „Er-
innerungskultur“ zu dienen. In der Hauptsache qua Amt oder Beruf, vielleicht
auch aus persçnlich-biographischer Betroffenheit. Eindr�cklich ist der
Aufsatz von Monique Behr, die vom Schicksal ihres Großvaters Emil Behr,
also auch aus famili�ren Grunden motiviert, schreibt. Trotz oder wegen
Auschwitz, das er als Jude �berlebte, hielt er „im unverr�ckbaren Glauben an
das Gemeinwesen“ fest, erz�hlte jedoch wie viele Gerettete seiner Familie
nichts.

Es sind Einzelpersonen und Gruppen jedes Alters und verschiedenster Her-
kunft, Standes und Glaubens, die „Mut bewiesen“ haben. Die Fotos auf dem
Cover des Buches bilden die Mutigen in ihrer Normalit�t ab, die dennoch der
nationalsozialistischen „Norm“ Widerstand entgegengesetzt haben. Wenn
allerdings der Priester Willibald Strohmeyer als „M�rtyrer der letzten Stunde“
– wieder eine sehr „griffige 	berschrift – bezeichnet wird, dessen „Selig-
sprechungsverfahren“ noch nicht eingeleitet sei, so ist dies nicht nur f�r
Nicht-Katholiken problematisch, weil der Begriff „M�rtyrer“ von den fran-
zçsischen oder luxemburgischen Amicales �bernommen wurde, wenn nicht
sogar f�r den „Blutzeugen“ die „Ehre der Alt�re“ angestrebt ist. Unbehagen
ist angebracht, weil sich heute Selbstmordattent�ter in Bekennerschreiben
„M�rtyrer“ nennen.

F�r die gesamte zwçlfj�hrige Diktatur soll sowohl der sehr fr�he als auch
der sehr sp�te Widerstand in Kriegszeiten zu Wort kommen. Weil einzelne
Menschen und Kleingruppen als dem Regime Widerstehende gezeigt werden
sollen, sind in Teil 7 „Junge Menschen im Widerstand“, in Teil 8 „Widerstand
in der Endphase des Krieges“ zusammengefasst.

Hans Gasparitschs Vita (Teil 7) als Kommunist ist beispielhaft: Illegalit�t,
Antifaschismus, KZ Dachau, illusion�re Kontakte zur FDJ der DDR, Pro-
teste in der BRD gegen Rechtsextremismus und „Nachr�stung“. Als „Zeit-
zeuge“ wird er wichtig f�r die „Erinnerungsarbeit“, wenn ihm auch der
Schock des Zusammenbruchs des sozialistischen Lagers und damit sein Ver-
h�ltnis zu Stalin bis zu seinem Tode zu schaffen gemacht haben d�rfte.

Das Verhalten der M�tter aus Geislingen bei Balingen in der „Geislinger
Weiberschlacht“, die ihre Kinder nicht mehr in den Kindergarten schickten,
weil 1941 die Ordensschwestern durch nationalsozialistisches Personal ersetzt
worden waren, ist ungewçhnlich f�r das Klima in einer katholischen Klein-
stadt w�hrend des Nationalsozialismus, denn es gab in der Region angepasstes
Verhalten in vergleichbaren Orten (Vinzentinerinnen und „Kinderschule“).
Dass „Frauen in der Kriegsgesellschaft“ mit den Worten der jungen Krieger-
witwe die „m�nnlichen Funktionstr�ger vor Ort aus Sicht der Frauen als
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Dr�ckeberger, Feiglinge und L�gner“, die sich „wegduckten“, entlarvten,
offenbart den Mut, der sie den Boykott bis �ber das Kriegsende hinaus auf-
rechterhalten ließ.

Abraham Wajnryb, j�discher Arzt aus Wilna und KZ-H�ftling in Daut-
mergen, der 1941 die Zerstçrung des Ghettos wegen Typhusverdachts durch
T�uschung der SS aufschieben konnte, schreibt in seinen Erinnerungen:
„Wenn wir davon ausgehen, dass Widerstand alle Aktivit�ten umfasst, die auf
die Erhaltung der Werte zielen, die der Feind zerstçren will, kann man ohne
	bertreibung das Krankenhaus als die Bastion des Widerstands im Ghetto
bezeichnen.“

Deshalb kçnnte der Titel „Mut bewiesen“ auch implizit einen Appell f�r
heute entsprechend der Aufkl�rungsmaxime enthalten: Habe Mut, dich aus
der selbstverschuldeten Unm�ndigkeit des Mitlaufens zu befreien!

Das Buch verdient große Leserschaft und çffentliches Interesse, weil durch
die mutigen Widerst�ndigen die angeblich homogene „Volksgemeinschaft“
der Deutschen im NS, ebenso die heutige Desavouierung des Begriffs durch
Rechtsextremisten ad absurdum gef�hrt ist. Immo Opfermann

Sarah Kleinmann: Nationalsozialistische T�terinnen und T�ter in Ausstellun-
gen. Eine Analyse in Deutschland und �sterreich. TVV-Verlag, T�bingen
2017. 308 S., 25,00 Euro.

Oft denkt man, das Thema Nationalsozialismus sowie ihre Nachgeschichte
und Aufarbeitung seien so gut erforscht, dass man keine neuen Erkenntnisse
oder Ans�tze mehr finden kçnnte. In ihrer Studie zur Darstellung von natio-
nalsozialistischen T�terinnen und T�tern in Ausstellungen, die 2015 an der
Universit�t T�bingen als Dissertation vorgelegt wurde, zeigt Sarah Klein-
mann genau das Gegenteil.

Ausgehend von Theorien des kollektiven Ged�chtnisses (Maurice Halb-
wachs, Aleida Assmann) interessiert sich Kleinmann f�r Ausstellungen und
Museen, weil sie „als Repr�sentations- und Identit�tsort [. . .] die kulturelle
Objektivation des kulturellen Ged�chtnisses par excellence und damit eine
maßgebliche Erinnerungsfigur [sind], an der das kulturelle Ged�chtnis einer
Gesellschaft beobacht- und analysierbar ist.“ (S. 14) Gleichzeitig seien an
Museen „wissenschaftliche Konjunkturen ablesbar“, auch wenn „sie jedoch
relativ langsam ihre Ausstellungen [. . .] aktualisieren“ (S. 14.)

Kleinmann geht es in dieser Studie nicht direkt um die Erforschung der
Geschichte von nationalsozialistischen T�terinnen und T�tern, sondern um de-
ren heutige „museale Repr�sentation“ (S. 15). Zur Kontextualisierung bezieht
sie sich auf Studien, die sich mit der Geschichte der Darstellung von T�terin-
nen, T�tern und T�terschaft, aber auch von Nationalsozialismus allgemein in
KZ-Gedenkst�tten befassen: Bisher sei festgestellt worden, dass „lange Zeit die
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Darstellung der ‚Tat ohne T�ter� [. . .] dominierte“ (S. 16). Die vorliegende Stu-
die sei in dieser Hinsicht umso relevanter, da die T�terforschung seit den 1980er
Jahren eine starke Konjunktur erfahren habe und parallel dazu im Rahmen des
Bundesgedenkst�ttenkonzeptes aus dem Jahr 1999 17 Dauerausstellungen
„entweder grundlegend �berarbeitet oder neu erschaffen“ wurden (ebd.).
Kleinmann untersucht dabei, welche Erkl�rungsmuster f�r eine T�terschaft
angef�hrt werden, welche Medien zur Darstellung kommen, wie der Stand der
Forschung in die Ausstellungen einfließt und welche impliziten Aussagen ge-
macht werden. Ein weiterer zentraler Aspekt der Studie ist die Analyse von
„geschlechtlichen Codierungen“ (S. 18) in Bezug auf NS-T�terschaft. Hier
verweist Kleinmann in einer sehr gut durchdachten Fragestellung auf den kon-
struktiven Charakter von Geschlecht als Kategorie, der sich etwa in der Repr�-
sentation von Frauen im Nationalsozialismus, aber auch von M�nnern, wider-
spiegeln w�rde. Sie bezieht sich auf j�ngere Forschungen �ber T�terinnen im
Nationalsozialismus und liefert eine sehr differenzierte Analyse des For-
schungsstandes, von der Frage des nicht nur „bin�ren“ (S. 19) Verst�ndnisses
der Kategorie Geschlecht �ber die der besonderen Rolle, die den Frauen in der
NS-Volksgemeinschaft zugesprochen wurde, bis hin zu einem vielf�ltigeren
Verst�ndnis der „T�terschaft“ von Frauen in der NS-Zeit – Frauen hatten eben
andere Rollen als M�nner und waren in mancher Hinsicht auf andere Weise –
aber nicht nur – aktiv. Diese genderanalytische Perspektive nimmt einen zen-
tralen Platz in der Fragestellung und der Analyse ein.

In einer Darstellung des Forschungsstandes zu den drei Bereichen „natio-
nalsozialistische T�terinnen und T�ter in Ausstellungen“, „Ausstellen des
Nationalsozialismus und der Shoah“ und „gedenkst�ttenp�dagogischer Um-
gang mit nationalsozialistischen T�terinnen und T�tern“, die zwar sehr auf-
schlussreich und umfangreich, aber etwas zu linear und zu wenig analytisch
ist, greift Kleinmann verschiedene Aspekte auf: Faszination von T�terschaft,
Darstellbarkeit von Verbrechen, Paradigmen in der j�ngeren T�terforschung,
problematische Verwendung des Begriffes „T�ter“, Unterrepr�sentierung von
T�terinnen in Ausstellungen sowie den zentralen Zusammenhang zwischen
historischem Ort und Ausstellung (S. 53).

Anschließend erl�utert Kleinmann ihr methodisches Vorgehen. Die Studie
sei angelegt „als ethnographische Forschung bzw. Feldforschung im Bereich
der visuellen Anthropologie“ (S. 57). Wichtig sei dabei, dass „nicht die teilneh-
mende Beobachtung eines sozialen Gef�ges, sondern die Analyse von gestal-
teten R�umen“ im Zentrum stehe (ebd.). Untersuchungsgegenstand sind sie-
ben st�ndige Ausstellungen in Deutschland und �sterreich, darunter drei als
„Dokumentationszentren“ bezeichnete Ausstellungen (die Erinnerungs- und
Gedenkst�tte Wewelsburg 1933–1945, den Lern- und Erinnerungsort Doku-
mentation Obersalzberg, das Dokumentationszentrum Reichsparteitags-
gel�nde in N�rnberg) und vier als „Gedenkst�tten“ bezeichnete Orte (das
Dokumentationszentrum Gedenkst�tte Grafeneck, den Lern- und Gedenkort
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Schloss Hartheim, die KZ-Gedenkst�tte Mauthausen und die KZ-Gedenk-
st�tte Mittelbau-Dora). Kleinmann hat eine originelle, reflektierte Methode
zur Analyse von Ausstellungen konzipiert, die an der Methode der „dichten
Beschreibung“ nach Clifford Geertz, d. h. einer ergebnisoffenen und schicht-
weise immer dichteren Beschreibung orientiert ist, und auch vielf�ltige Mate-
rialien wie Flyer, dreidimensionale Objekte, Fotos und Webseiten mitein-
bezieht.

Nach diesen anregenden Reflexionen folgen drei als „Umkreisung“ ge-
nannte Kapitel zum Umgang mit dem Nationalsozialismus, zu den Konzep-
ten des kollektiven, kommunikativen und kulturellen Ged�chtnisses, und zu
Gedenkst�tten, Dokumentationszentren und Museen. Obwohl diese „Um-
kreisungen“ �ußerst interessant sind, fehlt oft der direkte Bezug zum Thema
der Studie.

In dem Kapitel „Untersuchte Ausstellungen“ werden die sieben Ausstel-
lungen nacheinander vorgestellt. Hier ist Kleinmann ihrer Methode treu – die
Beschreibungen sind dicht und vielseitig, der Forschungsstand zum jeweiligen
Ort wird knapp und transparent vorgestellt.

Leider werden die sehr anregenden und vertiefenden 	berlegungen zur
Konzeption und Methode nur am Rande in die tats�chliche Analyse der Aus-
stellungen miteinbezogen. Oft bleibt die Untersuchung bei der Beschreibung:
Die Ausstellungstexte werden h�ufig zitiert aber sehr wenig „analysiert“ – zu
der Textanalyse bringt sie keine methodische Reflexion ein –, Kategorien aus
der Einleitung wie „Normalit�tsparadigma“, „Erkl�rungsmuster“, „implizite
Aussagen“ werden nur selten miteinbezogen. Erst in der Zusammenfassung
der Forschungsergebnisse werden auf knappen zehn Seiten Ans�tze f�r eine
Analyse geboten, die an das Niveau der einf�hrenden 	berlegungen jedoch
nicht herankommen. Außerdem erscheinen manche Bemerkungen sehr sub-
jektiv, vor allem in Bezug auf „implizite Aussagen“ und die Wirkung von Aus-
stellungen. Diese M�ngel einer eher deskriptiven und subjektiven Methode er-
kennt die Autorin im methodischen Teil aber selbst (S. 59). Trotzdem sei noch
auf einen Punkt hingewiesen: An mehreren Stellen scheint die Autorin die un-
tersuchten Ausstellungen an ihrer eigenen Vorstellung einer „guten“ Ausstel-
lung zu messen, die ihrer Einsch�tzung nach bestimmte Kriterien erf�llen
„sollten“ oder „m�ssten“ (S. 267) – die zwei Modalverben werden oft benutzt.
Dass die Merkmale von einer „guten“ Ausstellung zur Debatte stehen und
auch einen historisch konstruierten Charakter haben, bleibt leider unerw�hnt,
sodass manchmal etwas belehrende Kommentare vorkommen, wie �ber die
Ausstellung in N�rnberg, „die sich dann auch intensiver mit den T�terinnen
und T�tern befassen m�sste“ (S. 272). Schließlich h�tte man sich eine st�rkere
Analyse und Erschließung der Gr�nde, wie z. B. strukturelle Gr�nde f�r die
unterschiedlichen Darstellungen in den Ausstellungen, gew�nscht.

Diese Kritikpunkte sind aber so zu verstehen, dass die Studie qualitativ sehr
hochwertig, �berlegt und anregend ist, viele spannende, neue und wichtige
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Fragen aufwirft. Auch wenn sie nicht alle beantwortet werden, ist die Arbeit
eine zukunftstr�chtige Pionierleistung. Juliette Constantin

Landesstelle f�r Museumsbetreuung Baden-W�rttemberg und Arbeits-
gemeinschaft der Freilichtmuseen in Baden-W�rttemberg (Hrsg.): Anders.
Anders? Ausgrenzung und Integration auf dem Land. Jan Thorbecke Verlag,
Ostfildern 2018, 192 S., zahlreiche Farbabb., 16,90 Euro.

„Der Fremde“, schreibt Georg Simmel 1908 in seinem Exkurs weitsichtig, sei
nicht mehr „der Wandernde, der heute kommt und morgen geht, sondern der
[. . .], der heute kommt und morgen bleibt.“ Viele sind gekommen und geblie-
ben: Fl�chtlinge, Heimatvertriebene, (Sp�t-)Aussiedler, (Arbeits-)Migranten.
Ein Ende der Zuwanderung ist nicht in Sicht: Krieg, Verfolgung und Vertrei-
bung aus politischen, ethnischen und religiçsen Gr�nden, Wirtschaftskrisen,
Klimafolgen, Hunger und Armut treiben Menschen aus ihren Heimatl�ndern.
Laut UNO-Fl�chtlingshilfe sind weltweit �ber 60 Millionen auf der Flucht –
eine bleibende Herausforderung auch f�r die Integrationsf�higkeit der Zu-
fluchtsl�nder.

Um Motive der Migration, Probleme und Chancen der Integration zu ver-
stehen, hilft auch ein Blick in die Landesgeschichte. 2017/18 haben sich die
sieben baden-w�rttembergischen Freilichtmuseen Beuren, Gottersdorf, Gut-
ach, K�rnbach, Neuhausen ob Eck, Wackershofen, Wolfegg zusammengetan,
um das Thema zu beleuchten. Im Vorwort weist die Volkskundlerin Sabine
Zinn-Thomas darauf hin, dass es den geschlossenen Horizont oder die totale
soziale Kontrolle des Dorfes nicht mehr gibt, dass r�umliche Mobilit�t und
sozialstrukturelle Differenzierung die Verh�ltnisse zum Tanzen bringen und
in Bewegung halten – und damit auch den Prozess des Einlebens.

Die Ausstellungsteile machen Gruppen- und Einzelschicksale durch Le-
benszeugnisse und Bildmaterial plastisch. Wanderungsgeschichte wird nicht
nur eindimensional als Zuwanderung, sondern multilateral auch als Auswan-
derung aus dem S�dwesten in den Osten und die Neue Welt gesehen. Diese
Migranten waren vielfach Wirtschaftsfl�chtlinge, und was heute abwertend
klingt, war schon damals reine 	berlebensnotwendigkeit.

Das Themenspektrum umfasst das Landjudentum („Ausgrenzung. Akzep-
tanz. Vernichtung“), die gleichfalls von den Nazis verfolgte Minderheit der
Jenischen („Auf der Reis’“), die Heimatvertriebenen und Fl�chtlinge nach
dem Zweiten Weltkrieg („Das mit dem Angenommen-Sein ist schwierig“),
die nachfolgenden Gastarbeiter („Zwischen den Welten“).

Daneben werden Arme und sogenannte Randgruppen als Fremde im eige-
nen Land gezeigt. Da geht es um Armenhaus, Arbeitserziehung, Unter-
st�tzungsempfang, Arbeitszwang („Die Armen haben hierorts vçllige Be-
sch�ftigung“), um Leben im Armenhaus („Gew�nschte Distanz, erzwungene
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N�he“) oder die Nicht-Integration einer gefl�chteten Ostpreußin („Zuhause
in der Armenwohnung?“), die weiter in die USA emigriert.

In ihrem Essay „Zur Alltagsgeschichte des Fortgehens und Bleibens“ zeigt
die Kulturwissenschaftlerin Christel Kçhle-Hezinger die Dialektik von Ver-
hocktheit und Fortm�ssen, Aufbruch und Fortkommen. Und ein Interview
mit dem niederl�ndischen Museumsmann Jan Vaessen çffnet den Blick �ber
engere Landesgrenzen hinaus auf universelle Probleme.

Einer n�heren Betrachtung w�re sicher noch der Zusammenhang zwischen
„Fremdheit und Initiative“ (Utz Jeggle), von Zuwanderung und Innovation
wert gewesen, wie er sich an der durch Hugenotten und Waldenser befçrder-
ten Gewerbe- und Wirtschaftsentwicklung zeigen l�sst. Und auch hier kçnn-
ten Erkenntnisse der Vergangenheit dazu beitragen, Lehren f�r die Gegenwart
zu ziehen.

Im schwindlig machenden Transformationsprozess der Globalisierung ist
„Heimat“ als Haltepunkt wieder virulent. Sofern der Begriff neben der Tat-
sache pluraler Heimaten die notwendige Beheimatung umfasst – der einen
wie der anderen. Wolfgang Alber

Hohenzollern – Burg, Adelshaus, Land. Katalog zur Ausstellung des Staats-
archivs Sigmaringen und des Hohenzollerischen Geschichtsvereins 2017. Hrsg.
und bearb. von Volker Trugenberger. Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart 2017.
142 S., zahlreiche Farbabb., 10,00 Euro.

Besch�ftigt man sich mit der reichsst�dtischen Geschichte Reutlingens, so
stçßt man �berraschend h�ufig auf zollerische Orte und Menschen: Zolle-
rische Schutzjuden aus Hechingen treten als Gl�ubiger in Reutlingen in
Erscheinung, reichsst�dtisches Patriziat erwirbt grundherrliche Rechte in zol-
lerischen Orten, die Grafen von Zollern selbst nutzen die Reichsstadt als
Markt- und Verwaltungsmittelpunkt, ja einer findet 1377 den Schlachtentod
vor den Toren der Stadt. – Grund genug also, um auf die Begleitpublikation
einer Ausstellung aufmerksam zu machen, die sich zum Ziel gesetzt hatte,
Urspr�nge von Dynastie und Land Hohenzollern in Erinnerung zu rufen.
Anlass war der 140. Jahrestag der Fertigstellung des nach Pl�nen Friedrich
August St�lers wiedererrichteten Hohenzollern 1867, gleichzeitig das Gr�n-
dungsjahr des Hohenzollerischen Geschichtsvereins und der j�ngst durch
Notverk�ufe ins Gerede gekommenen F�rstlich-Hohenzollerischen Samm-
lungen in Sigmaringen.

Der reich bebilderte, vom Leiter des Sigmaringer Staatsarchivs Volker Tru-
genberger bearbeitete Katalog versammelt knappe und informative Texte zu
den Aspekten Burg, Adelshaus und Land. Die namengebende (�ltere) Burg
Hohenzollern erh�lt in ihrer Entwicklung und Wirkung auf das Umland
breiten Raum zugebilligt. Sicherlich nicht zu Unrecht, z�hlt sie doch zu den
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bedeutenden Hochadelsburgen entlang des Albtraufs und d�rfte 1061 bei der
erstmaligen Erw�hnung zweier Herren von Zollern bereits bestanden haben.
Erw�hnenswert ist ein kurzer Exkurs von Erich Lieb, der anhand von Laser-
scandaten des Burgh�gels neu entdeckte Erdwerke vorstellt, die er der Belage-
rung und Eroberung der Burg durch die – damals mit den Reichsst�dten ver-
eint agierenden – Grafen von W�rttemberg 1422/23 zuordnen mçchte (S. 11).
Der Ausbau zur neuzeitlichen Festung wird verfolgt, dann aber die Entwick-
lung zum „nationaldynastischen“ Denkmal nach dem 	bergang der beiden
F�rstent�mer an Preußen 1850. Eine Radierung Rudolph von Stillfrieds von
1837 zeigt die Burg in einer weniger bekannten Phase noch vor dem Wieder-
aufbau (S. 17): Eine im Geiste der Romantik „ruinierte“ Burg mit noch erhal-
tener mittelalterlicher Kapelle und einem neu errichteten Wartturm. Selten
wohl werden diese Schl�sselmotive der Romantik (Mittelaltersehnsucht, ver-
fallende Ruinen, Wartt�rme als Zeichen der Wanderlust) derart pr�gnant in
einem Bild sichtbar. Wiederaufbau und Kçnigsbesuch 1867 werden selbstver-
st�ndlich nicht ausgespart, keine Rolle spielt dann allerdings die Geschichte
der Burg in neuester Zeit.

In gleicher Weise wird das Adelshaus in seinen Verzweigungen und in dem
Aufstieg der fr�nkischen Zollern �ber die Burggrafen von N�rnberg zu den
Markgrafen von Brandenburg, schließlich zu den preußischen Kçnigen und
deutschen Kaisern verfolgt. Im Mittelpunkt bleiben aber die schw�bischen
Zollern, deren Entwicklung auch �ber die „napoleonische Flurbereinigung“
hinweg dargestellt wird. Bekanntlich war den guten Verbindungen ins Umfeld
Napoleons das Kunstst�ck zu verdanken, dass die F�rstent�mer Hohen-
zollern-Sigmaringen und Hohenzollern-Hechingen als einzige neben Baden
und W�rttemberg die staatliche Neuordnung ab 1801 �berdauerten. Selbst-
verst�ndlich wird auch die Wahl des Prinzen Karl zum Kçnig von Rum�nien
1866 erw�hnt, ebenso die kritische Haltung der F�rsten gegen�ber der Demo-
kratisierung Deutschlands 1918. Keine Informationen findet man hingegen
zur Einstellung der F�rsten w�hrend der Zeit des Nationalsozialismus.

Anders verh�lt sich dies im letzten, dem „Land“ gewidmeten Kapitel. Das
Land, das sind an erster Stelle nat�rlich Institutionen, Vereine und Einrichtun-
gen, die Zollern im Namen f�hren, bis hin zur nach wie vor bestehenden
Hohenzollerischen Landesbahn – auch wenn die Rahmenbedingungen l�ngst
nicht mehr selbstbestimmt, sondern der Maßgabe des preußischen Staates bis
1945 folgten. Hier finden sich nun auch Seiten �ber die Verfolgung der Juden
und das Leid der Zwangsarbeiter zwischen 1933 und 1945, nichts allerdings
erf�hrt man �ber das Schicksal der Sinti. Auf interessante Weise wird die Ge-
schichte �ber 1945 hinaus fortgef�hrt, die Integration von Heimatvertriebe-
nen angesprochen und nat�rlich das Ende der letzten Reste zollerischer
Eigenst�ndigkeit durch die Kreis- und Gemeindereform zu Beginn der
1970er-Jahre. Was bleibt, ist die durch Alltagsfotos von Botho Walldorf ange-
deutete Frage nach einer besonderen Pr�gung der Menschen in einem Land
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mit lange eigener Verwaltungstradition. Liegt ein Teil der Antwort in der be-
merkenswerten und im Vergleich zu W�rttemberg toleranteren kirchlichen
Geschichte des 19. Jahrhunderts? Eine abschließende Wertung scheint nicht
leicht zu fallen; der informative und gut lesbare Katalog regt in jedem Fall an,
dar�ber nachzudenken und damit �ber einen nicht unwichtigen Bestandteil in
der vielf�ltigen Geschichte des deutschen S�dwestens. Roland Deigendesch

Waltraut Pustal: Historische Wasserwirtschaft der Echaz in Pfullingen. Bei-
tr�ge zur Pfullinger Geschichte, Bd. 19, Pfullingen 2018, 217 S., zahlreiche,
meist farbige Abb., 10,00 Euro.

Gemeinsam mit einer Reihe weiterer Autorinnen und Autoren hat die Vorsit-
zende des Pfullinger Geschichtsvereins Waltraut Pustal ein schçn aufgemach-
tes B�chlein zur Wassergeschichte der Stadt Pfullingen herausgebracht. Ganz
im Mittelpunkt steht die Echaz, die Lebensader der Stadt, der nicht nur Pful-
lingen seine große wirtschaftliche Entwicklung zu verdanken hat. Alle Nut-
zungsaspekte, meist verbunden mit Gew�sserausbauten, mit Ausleitungen,
Kanal- und Grabenbau, werden angesprochen: das M�hlenwesen, die Wasser-
kraftnutzung mit Turbinen, die Wiesenbew�sserung, die Wasserversorgung,
die Abwasserentsorgung, Baden, Angeln und der Hochwasserschutz. Das
T�pfelchen auf dem i ist abschließend die W�rdigung der Echaz aus der Sicht
der bildenden und literarischen Kunst. Das Buch versteht sich als Beitrag zum
tieferen Verst�ndnis des Biosph�rengebiets Schw�bische Alb, welches unter
anderem die ganz wichtige Funktion besitzt, das historisch-kulturelle Erbe zu
bewahren. Dies geht nat�rlich nur, wenn man dieses Erbe kennt.

Das Buch ist sehr �bersichtlich gegliedert, beginnend von den nat�rlichen
geologischen und hydrologischen Gegebenheiten, deren Zusammenspiel un-
ter anderem zur Folge hat, dass bis auf den heutigen Tag Kalktuff (Steine und
Sand) und Kalksinter entstehen, Gesteine, die das Tal gepr�gt und Baustoffe
zur Verf�gung gestellt haben, die man allenthalben noch sieht. Eingeschlossen
in den Tuff findet man Artefakte, die von der Siedlungsgeschichte erz�hlen.
Interessant ist der Blick auf Flur- und Straßennamen, in denen sich vielfach
die Bedeutung des Wassers und seiner Nutzung widerspiegelt.

Ein grçßeres Kapitel ist dem fr�her ausgedehnten M�hlenwesen gewidmet,
ausgehend von der uralten Regelung an der Urfall, wo die Echaz in den Drei-
achtel- und den F�nfachtel-Kanal aufgeteilt wurde, beide fr�her mit zahlrei-
chen R�dern und bis in die Gegenwart mit Turbinen best�ckt. Vertieft mit
kleinen Einzelgeschichten gibt es einen 	berblick �ber die Industrialisierung
im 19. Jahrhundert bis hin zum Niedergang der Textilindustrie, die ihrerseits,
an anderer Stelle thematisiert, das Echazsystem mit schlimmen Abw�ssern
belastete. Spannend und f�r viele Leser wahrscheinlich ziemlich neu sind die
Ausf�hrungen �ber die Wiesenw�sserung, die bis in die 1960er-Jahre betrie-
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ben wurde und von der man noch einige Gr�ben und Verteilerbauwerke sieht.
Ganz lebendig wird diese Kulturtechnik, wenn die Zeitzeugen, befragt an
einem Erz�hlnachmittag, berichten. Da geht es dann um Handwerkliches,
Rechtliches, um Kindheitserinnerungen und Lausbubenstreiche. Weitere,
kleinere Kapitel sind den Kan�len, der Wasserversorgung, also den Brunnen
und Viehtr�nken, den Quellfassungen und Wasserleitungen (den Deicheln),
den Abwasserproblemen – heute kaum noch vorstellbar, doch gar nicht so
lange her –, dem Tuffsandabbau, einem ganz interessanten und viel zu wenig
untersuchten Aspekt der Rohstoffgewinnung, sowie dem Baden, Waschen
und Angeln gewidmet. Das Thema Hochwasser und Hochwasserschutz ver-
mittelt interessante Einblicke und Bilder, doch keinen systematischen 	ber-
blick. Eingegangen wird dann noch auf die Echazaue, auf Naturschutzfragen
und naturnahe Umgestaltung. Ein kleines Sahneh�ubchen ist am Schluss das
Kapitel „Die Echaz in Kunst und Literatur“, wo u. a. das Leben, das Schicksal
der Echaz und ihre Geschichte wortgewaltig in Hexametern besungen wer-
den. Aquarelle tauchen die Echaz in harmonisches Licht.

Herausgekommen ist ein handliches, mit aussagekr�ftigen Bildern und Kar-
ten illustriertes Buch, das man gut zu Erkundungsg�ngen einstecken kann.
Insbesondere die historischen Bilder und Karten vermitteln das Thema des
B�chleins sehr gut. Die Texth�ppchen sind leicht verdaulich geschrieben,
wenn auch nicht immer so ganz tiefsch�rfend. Vielleicht w�re es ganz gut
gewesen, ein paar Themen wegzulassen, andere daf�r etwas ausf�hrlicher zu
behandeln. Der Vielzahl an Autor*innen ist es wohl geschuldet, dass der Text
stilistisch nicht aus einem Guss ist und dass es ein paar Wiederholungen gibt.
Die in großem Umfang im Literaturverzeichnis aufgef�hrten schriftlichen
Quellen findet man nur zum Teil im Text wieder.

Doch summa summarum ein großes Lob: Die Lebensgeschichte der Echaz
mit ihren Kan�len und Gr�ben wird – auch stellvertretend f�r viele andere
Albfl�sse – anschaulich nachgezeichnet. Zahlreiche Quellen wurden ange-
zapft, darunter, ganz wichtig, die eindrucksvollen Berichte von Zeitzeugen.
Sehr l�sst sich der Weg Pfullingens zur Industriestadt nachvollziehen – aus-
schließlich auf dem Wasser und der Wasserkraft der Echaz beruhend.

Werner Konold
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Allgemeine Abk�rzungen

HMR Heimatmuseum Reutlingen
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KreisA Kreisarchiv
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ND Nachdruck
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ZGO Zeitschrift f�r die Geschichte des Oberrheins
ZHG Zeitschrift f�r Hohenzollerische Geschichte
ZWLG Zeitschrift f�r w�rttembergische Landesgeschichte
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